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Behntes Kapitel. 
Die bewaffnete Macht des Reiches *). 


Erſter Abſchnitt. 
Verfaſſungsrechtliche Grundlagen. 


8. 77. Allgemeine Prinzipien. 


Nah dem Eingang der Neichsverfaffung ift das Reich ge- 
gründet „zum Schub des Bundesgebiete3 und des innerhalb des- 


*) Literatur. Die Militair-Geſetze des Deutihen Reiches 
mit Erläuterungen beraudgegeben auf Beranlafjung des Kgl. Preuß. Kriegs⸗ 
minifteriums. Berlin, Mittler und Sohn. 1877. 78. 6 Abtheilungen , welche 
2 Bände bilden. Diejes Buch ift das beſte Werk, welches die deutſche Militair- 
recht3-Literatur biöher beſitzt; die Erfäuterungen zeichnen fich ebenfofehr durch 
Kürze wie durch Umficht und Sachkenntniß aus. 

Karl v. Helldorff. Pienftvorfchriften der Königl. Preuß. Armee. 
4 Thle. in zahlreichen Abtheilungen. Die dritte Aufl. diefes trefflihen Werkes 
ift noch nicht vollendet, inzwiſchen ift von Thl. 1 Abth. 1. die 4. Aufl. (Berlin 
1879. A. Bath.) erjchienen. 

v. Briefen. Das Reichskriegsweſen und die preuß. Militair-Gejepgeb. 
Düfleldorf 1872. 

A. Frölich. Die Verwaltung bes deutfchen Heeres. 2 Bde. 4. Aufl. 
Berlin 1875. Dazu zwei Ergänzungähefte. Berlin 1876. 1877. 

H. v. Löbell. Jahresberichte Über die Veränderungen und Yortichritte 
im Militairwefen. Seit 1874 jährlich ein Band. Berlin, Mittler und Sohn. 
Hervorzuheben iſt Hier befonders die Abhandlung Bd. IS. 1 ff. 

H. Blankenburg. Das Heerweien des deutfchen Reichs. In v. Holben- 
dorf’ 3 Jahrb. f. Geſetzgeb, Verwaltung und Rechtspfl. d. D.R. 8.1 ©. 379 ff. 

Thudichum. Die Grundlagen der heutigen deutſchen Kriegsverfaffung. 
Ebenda Bd. II ©. 87 fi. Vgl. auch deſſelben Verfaſſers „Verfaſſungsrecht des 
Kordd. Bundes." Tübingen 1870 ©. 368 ff. 

Seydel. Das Kriegdwejen des deutfchen Reichs, in Hirth’3 Annalen 
des deutjchen Reichs. 1874 ©. 1035 ff., 1875 ©. 53 ff. 1081 ff. 1393 ff. 

Ferner v. Rönne das Staatsr. des deutſchen Reichs. IL, 2 ©. 111g. 

Labanb, Reichsſtaatsrecht. III, 1 
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jelben gültigen Rechtes"; dem Reiche müſſen daher die zur Er: 
füllung diefer Aufgabe erforderlichen ftaatlihen Machtmittel zur 
Verfügung ftehen. Die völferrehtlihe Stellung des Reiches als 
politiihe Einheit wäre praftiih beveutungslos ohne Zuſammen⸗ 
faffung und einheitliche Organifation der im Reiche vorhandenen 
Streitkräfte; die Willensacte des Reiches ſowohl im internationalen 
Verkehr mit auswärtigen Mächten ala auch in Ausübung der ftaat: 
lihen Funktionen im Innern würden der Energie und Würde ent: 
bebhren, wenn das Reich nicht im Stande wäre, denfelben durch 
Entfaltung phyſiſcher Kraft Nachdruck zu geben. Alle Schriftfteller 
über das Weſen und die Einrichtungen des Bundezftaates waren 
von jeher darüber einig, daß jowie die wölferrechtliche Vertretung 
und die Wahrnehmung der internationalen Intereſſen jo auch die 
Ordnung des Heerweſens und der Oberbefehl üher die bemaffnete 
Macht zur Kompetenz der Bundesgemwalt gehöre. Auch die Reichs: 
verfaffung erkennt diejes Prinzip an, welches durch die Natur der 
Sadye von ſelbſt geboten ift, und fie fihert nach allen Richtungen 
die thatfächlihe Durchführung defjelben. Die ftaatsrechtliche Ge: 
ftaltung aber, welche diefe Durchführung gefunden bat, die formell 
juriftiihe Form, in welche die Rechte des Reiches auf dem Gebiete 
des Heerweſens gebracht worden find, gehört zu den eigenthüm- 
lichſten und fonderbarften Gebilden des öffentlichen Rechts. Die 
berrichende Theorie, melde das Weſen des Bundesftaates darin 
erblidt, daß ein Theil der ftaatlihen Thätigkeit ganz und aus—⸗ 
Ihlieglih unter die fouveräne Gewalt des Bundes, der andere 
Theil ebenjo vollitändig und ausihließlih unter die ſouveräne 
Gewalt der Einzelftaaten fällt !), erweift fich zwar auf ſämmtlichen 
Gebieten des Reichsrechts als falſch und undurhführbar, kaum 
irgendwo tritt dies aber klarer zu Tage als beim Heerweien; 
denn grade bier find die „Sphären” der Neichdgewalt und der 
Gliedftaatsgewalt in einer ſolchen Weife mit einander verknüpft 
und verfchlungen, daß von einer völligen Trennung derfelben nur 
ſolche Scriftſteler reden können, welche die Fähigkeit beſitzen, 


und G. Meyer Lehrb. des deutſchen Staatsr. ©. 509 ff. Die Schrift von 
Lor. dv. Stein, Die Lehre vom Heerweien. Al Theil der Staatöwifjen- 
ſchaft. Stuttg. 1872. behandelt nicht das pofitive Staatsrecht. 

1) Val. Bd. I ©. 73 fg. 
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gegen die wirklich beſtehenden Einrichtungen und die wahre Natur 
der Dinge feſt die Augen zu verſchließen. 

Die Eigenthümlichkeiten des deutſchen Militairrechts beruhen 
nicht auf rationellen Gründen, auf allgemeinen Rechtsprinzipien 
oder auf ſachlichen (techniſchen) Erwägungen, ſondern lediglich auf 
hiſtoriſchen Urſachen, auf der Art und Weiſe, wie die Grün— 
dung des Reiches ſich vollzogen hat, und auf dem Zuſtande des 
Heerweſens, den das Reich bei ſeiner Entſtehung als thatſächlich 
gegeben vorgefunden hat. Denn das, was der Militairverfafſung 
des deutſchen Reiches einen fo eigenartigen, ja man kann faft jagen 
abjonderlichen, Charakter verleiht, ift nicht die conjequente Durch: 
führung eines eigenthümlichen ftaatsrechtlichen Grundfages, fondern 
der Mangel eines einheitlichen Brinzipg, indem ſowohl für die ver: 
Ichiedenen Theile der bewaffneten Macht als für die verfchiedenen 
Territorien, aus denen ſich das Bundesgebiet zufammenfeßt, ganz ver: 
ſchiedene Rechtsſätze beſtehen. Insbeſondere fommt für die Marine 
ein anderes Grundprinzip zur Anwendung wie für das Heer, und 
rüdfichtlih des Heeres kann man behaupten, daß die in der R.V. 
enthaltene Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Reich und Einzel: 
ftaat nirgends im ganzen Reiche unveränderte Geltung bat und 
auh von Anfang an gar nicht haben follte; denn ſchon bei der 
Feltftellung der Norddeutſchen Bundesverfaffung und der Reichs— 
verfafjung wurde durch vertraggmäßige Vereinbarungen für alle 
Einzelftaaten ein Zuftand herbeigeführt, der für einige derfelben 
eine Erweiterung, für die meiften eine Beſchränkung, für alle eine 
Veränderung der verfaflungsmäßigen Befugniffe darftellt. Die 
Reichsverfaſſung enthält demnah gleichſam ein Idealrecht, welches 
nirgends verwirklicht ift, da3 vielmehr nur die Normallinie bildet, 
um melde fi) die thatlächlih in Geltung ftehenden Regeln in 
mancherlei Windungen ziehen. 

Als der norddeutiche Bund gegründet wurde, war unter allen 
Staaten, melde fih zu demjelben vereinigten, nur ein einziger, 
der eine Kriegsmarine batte, nämlich Preußen. Es war daher 
nicht die mindefte Schwierigkeit vorhanden, die Preuß. Kriegsmarine 
nebſt dem dazu gehörigen Inventar, Häfen, Werften u. f. w. dem 
Bunde zu überweifen, die Koften ihrer Erhaltung, Vergrößerung, 
Verwaltung auf den Bundesetat zu übernehmen, den Dberbefehl 
dem Könige von Preußen, der ja zugleih Präfident des Bundes 

1 * 
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war, uneingefchräntt zu laffen und die mit der Verwaltung betraute 
Behörde zur Bundesbehörde zu erklären. Der Eintritt der füd- 
deutichen Staaten in den Bund bot begreiflicher Weile feinen An- 
laß, in diefer Beziehung eine Aenderung vorzunehmen. Hinſicht⸗ 
lih der Marine befteht daher ein ſehr einfacher und durchgreifender 
Grundfag; fie ift ausſchließlich Neich8- Angelegenheit; fie ift in 
Wahrheit einheitlich; die Einzelftaaten find als ſolche völlig unbe: 
theiligt; Gefebgebung, Verwaltung, Dberbefehl, Dienftherrlichfeit 
fteben einzig und allein dem Reiche, rejp. dem Kaiſer zu. Für 
feinen Verwaltungszweig ift die Emancipation des Reiches von 
den Einzeljtaaten vollftändiger durchgeführt wie für die Marine. 
Dagegen waren alle zum norddeutichen Bunde beziehentlih zum 
Deutſchen Reiche fich vereinigenden Staaten von Alters ber im 
Befige militairiicher Streitkräfte und in der durchaus felbftitändigen 
Ausübung der militairiichen Hoheitsrechte. Der ehemalige deutſche 
Bund beſchränkte die Militairhoheit der deutſchen Staaten ebenſo— 
wenig, wie er im Webrigen ihrer Souveränetät Abbruch that; er 
begründete nur eine Verpflichtung aller deutfhen Staaten zu 
gegenjeitigem Schutz und Beiftand d. h. zur Vereinigung ihrer 
Truppen im Falle eines gemeinfchaftlichen Krieges zu einer com: 
binirten Heeresmacht, der fogen. Bundesarmee. Sin Folge diefer 
völferrechtlichen Verpflichtung, welche eine der weſentlichſten Seiten 
des Bundesverhältnifjes bildete, verabredeten die deutichen Staaten 
in der Form von Bundesbeichlüffen gemwilfe allgemeine Grundzüge 
der Heeredorganifation und fie fehten eine nad) der Bevölferungg- 
zahl bemeſſene Prätenzftärke feit, zu deren Bereithaltung die ein- 
zelnen Staaten ſich gegenjeitig verbindlih machten. Sie einigten 
fih ferner über Errihtung, Erhaltung und Beſetzung gewiſſer im 
gemeinfchaftlichen Synterefje der Landesvertheidigung nothwendigen 
Feftungen. Den Subegriff diefer Verabredungen (Bundesbeſchlüſſe) 
bezeichnete man mit dem Namen „Bundesfriegsverfaflung”; die— 
jelben waren in jeder Beziehung ungenügend, um eine wirkliche 
Mebereinftimmung in der Formation, Bewaffnung und Ausbildung 
ber einzelnen Kontingente herbeizuführen, um das Gefühl der Zu— 
jammengehörigfeit, gleihmäßiger Kriegstüchtigfeit und folidarifcher 
Verantwortlichkeit zu ftärfen, um ein einheitliches Zufammenmwirfen 
der combinirten Heeresförper im Falle eines Krieges zu fihern, 
endlih um die Laſten des Heerweſens auf die gefammte Bevölke— 
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rung Deutſchlands gleihmäßig zu vertheilen. Schon lange vor 
dem Zuſammenbruch des Bundes mar die Preußiſche Regierung 
eifrig und unabläffig bemüht eine Verbeflerung des Bundesmilitair- 
weſens herbeizuführen; dieje Beftrebungen waren aber ohne erheb⸗ 
lichen Erfolg. 

Auch bei der im Sabre 1866 von Preußen beantragten Bundes: 
reform ftand die Revifion der Bundestriegsverfaflung in erfter 
Reihe, die Vorichläge der Preußifchen Regierung vom 11. Mai 
1866 !) enthielten die Forderung „einer Confolidirung der mili- 
tairiſchen Kräfte Deutfchlands für Feldarmee- und Feſtungsweſen 
aus dem Geſichtspunkte einer befleren Zufammenfafjung der Ge: 
jammtleiftung, fo daß deren Wirkung gehoben und die Keiftung 
des Einzelnen möglichſt erleichtert wird.” Die Gefichtspunfte, von 
denen die Preuß. Regierung bei ihren Anträgen auf Reform der 
alten Bundesfriegsverfaflung ausgegangen tft, wurden dann bei 
ven Vorjchlägen zur Gründung eines neuen Bundesverhältnifies 
feftgebalten.. Sin den „Grundzügen zu einer neuen Bundesver- 
faffung“ vom 10. Juni 1866 ?) Art. IX find diejelben näher aus: 
geführt und die bier präcifirten Vorfchläge find — abgeſehen von 
der damals beabfichtigten Theilung der Landmacht des Bundes in 
eine Rordarmee unter Preußiſchem und in eine Südarmee unter 
Bayeriſchem DOberbefehl — im Wefentlichen in die Verfafjung des 
Norddeutihen Bundes übergegangen. Sie fnüpfen an das be- 
ſtehende Recht an und nehmen die Forteriftenz der Armeen der ein- 
zelnen Staaten als getrennter, von einander unabhängiger Kontin: 
gente zur Vorausfegung; won dem Gedanken einer Verſchmelzung 
diefer Kontingente zu einer einheitlichen Bundesarmee findet ſich 
nicht die leifefte Andeutung. Nach den Grundzügen vom 10. Juni 
1866 foll jede Regierung die Verwaltung ihres Kontingents felbit 
führen, die erforderlichen Auslagen vorbehaltlich gemeinfamer Ab- 
rechnung leiften, die Offiziere des eigenen Kontingentes ernennen. 
Der Bundes: Oberfeldbert fol das Recht und die Pflicht haben, 
dafür Sorge zu tragen, daß die bundesbeſchlußmäßigen Kontingente 
vollzählig und Friegstüchtig vorhanden find und daß die nothiwendige 
Einheit in der Drganijation, Formation, in Bewaffnung und Com: 


1) Sal. Bd. I ©. 12. 
2) Bol. Bd. IS. 13 fg. 
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mando, in der Ausbildung der Mannfchaften, fowie in der Duali: 
fifation der Offiziere bergeftellt wird; er fol die Befugniß haben 
diejenigen Kommando’3, unter welchen mehr als ein Kontingent 
ftebt, zu befegen; er joll die kriegsbereite Aufftellung jedes Theils 
der Bundesarmee anordnen dürfen und die Bundesregierungen 
ſollen ſich verpflichten, „eine folche Anordnung in Betreff ihrer 
Kontingente unverzüglich auszuführen." Für das Bundesheer fol 
ein gemeinſchaftliches Militairbudget mit der Nationalvertretung 
vereinbart werden; die Ausgaben follen durch Matrikularbeiträge 
der Staaten nad Maßgabe ihrer Bevölkerung gededt werden; Er: 
ſparniſſe jollen nicht der einzelnen Regierung, melde fie macht, 
Sondern dem Bundesfriegsihage zufallen. Die Wortfaffung der 
geltenden Reichöverfaffung zeigt an vielen Stellen ihre Abjtammung 
aus jenen Grundzügen vom 10. Juni 1866; die Anoronungen der 
RB. find zwar ſehr viel genauer und vollftändiger, in feiner Be- 
ziehbung aber prinzipiell verfchieden. 

Als oberftes Prinzip der Militairverfaffung des deutſchen 
Reiches ift daher der Satz feitzubalten: Es giebt fein Heer 
des Reiches, jondern nur Kontingente der Einzel- 
ftaaten. Wenn der Art. 63 der Reichsverf. den Sag an die 
Spitze ftellt: „die gefammte Landmacht des Reichs wird ein ein- 
heitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem 
Befehl des Kaiſers Steht”, fo hat dies einen völlig anderen jurifti- 
Ihen Sinn, als wenn der Art. 53 der Reichiverf: jagt: „die 
Kriegdmarine des Reichs ift eine einheitliche unter dem Ober: 
befehl des Kaiſers.“ Die Einheit der Kriegsmarine ift eine innere 
untheilbare, durch Begriff und Weſen gebotene, die Reichsarmee 
dagegen ijt eine zufammengefegte Einheit; die „Einbeitlichkeit” der 
Landmacht des Reiches hebt die gefonderte Eriitenz der Contingente 
der einzelnen Staaten nicht auf, fondern fie bedeutet lediglich das 
Band, welches dieje verſchiedenen Kontingente zufammenbält. Die 
Einheit ift bei der Marine Confequenz, bei dem Heer Modifikation 
des Grundprinzip. Die Contingente der einzelnen Bundesftaaten 
werden zum einheitlichen Heere zufammengefaßt durch drei, unten 
noch näher. zu erörternde Einrihtungen, nämlich dur den Ober: 
befehl des Kaiſers in Krieg und Frieden, durch die völlig über: 
einjtimmende gleihmäßige Organifation, Bewaffnung, Ausbildung 
u. |. w. und durch die Beftreitung der gefammten Koften aus 
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Reichsmitteln. Die ftrenge Durchführung diejer 3 Süße bat aller- 
dings den Erfolg, daß die aus den Kontingenten der Einzelitaaten 
zufammengejegte Armee im militairiſch-techniſchen Sinne eine ein- 
beitlihe ift, denn die Heereskörper, aus denen die Einheit fich 
combinirt, find materiell gleichartig; mag dies aber in noch fo 
bobem Grade erreicht werden, mögen die verichiedenen Kontingente 
al3 ununterfcheidbare Betandtbeile einer durchweg gleichmäßigen 
Armee erfcheinen, formell juriftiih bleibt der Grundſatz beiteben, 
daß eine Reichsarmee nicht eriftirt, fondern daß dies nur eine 
Golleftivbezeichnung ift, um die Contingente der einzelnen Bundes: 
ftaaten zufammenzufaflen. 

Diefem Prinzip ſteht nun aber ein zweites, nicht minder wich- 
tigeö zur Seite: die Einzeljtaaten haben zwar Truppen, aber die 
ihnen zuſtehende Militairhoheit ift feine jouveräne. 
Sowie die Souverainetät der Gliedftaaten dur die Unterordnung 
unter die Reichsgewalt im Allgemeinen aufgehoben iſt!), jo au 
insbeſondere hinfichtlich des Militairweſens. Kein Staat ift befugt, 
feine Armee nach eigenem Belieben zu organifiren, zu bemaffnen, 
auszubilden u. |. w., jondern das Reich ertheilt die Vorfchriften, 
nad denen dies gejcheben muß. Die Wehrpflicht der Bevölkerung, 
die Rebrutirung, die Qualifitation und dag Dienftrechtöverhältniß 
der Offiziere, der Einfluß des Militärverhältniffes auf andere 
Rechtsverhältniſſe, das Militair-Strafreht, Prozeß, -Disciplinar: 
tet, die Verpflegung und Ausrüftung, die Militairlaften u. |. w., 
mit einem Worte die gefammte Einrichtung des Heerweſens mird 
vom Reich normirt; Gefeßgebung und im praftiichen Reſultat auch 
die Berordnungsgemwalt in Armeeangelegenbeiten werden vom Reich 
ausgeübt. Die Einzelftaaten find formell die Subjecte der Mili- 
tairhobeit, aber Inhalt und Umfang derjelben bejtimmt das Reich; 
jeder einzelne Staat bat (nad der NReichöverf.) eine Armee für 
fih, aber nicht nach eigenem Belieben, fondern nur eine fo be- 
Ihaffene, mie das Reich ihm erlaubt und wie das Reich ihm be- 
befieblt. Ferner: die Landesherren find die Kontingentäherren, 
Mannſchaften und Offiziere ftehen zu ihnen im militairifchen Dienft- 
verhältniß, find ihnen zu militairifcher Treue verbunden und leiften 
ihnen den Fahneneid; aber der Kaifer hat den Oberbefehl, das 


1) Sgl. 88..-1 8. 9 u. 10. 
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Net auf Gehorfam, das Recht die oberften Kommando's zu be- 
fegen und die Befugniß, die einzelnen Kontingente zu infpiziren 
und die Abitellung der dabei vorgefundenen Mängel anzuordnen. 
Die Kontingente find formell Machtmittel der Einzelftaaten, ma= 
teriel Machtmittel des Neiches; fie gleichen einem Vermögen, 
das dem Einen gehört, über das der Andere aber die Verfügung 
bat. Endlich fteht den Einzelftaaten zwar die Verwaltung ihrer 
Kontingente zu, aber diejelbe ift eine durchaus unfreie; fie ift nach 
den vom Reich gegebenen Gejegen, Verordnungen und Reglements, 
nach den vom Kaifer erlaflenen Befehlen und nad Maßgabe der 
im Reichshaushaltsgeſetz feitgeftellten Etat3 zu führen. Die Einzel- 
ftaaten leiten (nach der R.B.) die für ihre Kontingente erforder: 
lihen Ausgaben, aber es fteht ihnen Fein Pfennig zur Verfügung, 
der ihnen nicht durch das Reichsbudget angewieſen ift; fie können 
feine Erfparniffe machen, die fie nicht der Reichskaſſe überlaflen 
müßten; fie haben nicht darüber zu befinden, welche Ausgaben zu 
leiten oder zu unterlaffen find, ſondern fie find auf die Ausfüh— 
rung deilen bejchränft, was ihnen vorgezeichnet ift. 

Auf der Berbindung diefer beiden Prinzipien beruht das 
Heerwejen des Deutſchen Reiches nah derjenigen Drganifation, 
welche gemäß der Reichöverfaffung die normale ift. Hiervon weicht 
aber der thatjächlich beftehende Zuftand ſehr erheblich ab. Zunächft 
darf man nicht überjeben, daß die in der R.V. anerkannten Rechts⸗ 
füge in Preußen eine völlig andere Wirkung äußern, mie im 
allen übrigen Bundesftaaten: denn da der König von Preußen 
zugleich Kaifer ift, fo wird die Theilung der Befugnille zwiſchen 
Landesherrn (Kontingentsheren) und Kaifer (Oberfeldherrn), welche 
die R.V. anordnet, bier nicht effectio; fie bleibt eine nominelle, 
wirkungsloſe; die quoad jus getrennten Befugniffe fließen quoad 
exerceitium wieder zufammen. Dafielbe gilt vom Neichslande, 
über welches der Kaiſer die Staatsgewalt ausübt. Nach der ent- 
gegengefetten Richtung entfernt fih der für Bayern anerkannte 
Rechtszuſtand von dem verfaflungsmäßigen Normalredht, indem 
durch den in der R.V. beitätigten Verfailler Vertrag vom 23, Nov. 
1870 dem Könige von Bayern im Frieden der Oberbefehl über 
feine Armee und die Belegung ſämmtlicher Kommando’3 in der- 
jelben überlaffen, die Foxtgeltung der Bayeriſchen Militairgejeke, 
Verordnungen, Reglements u. |. w. bis zur Aufhebung im Wege 
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ber Reihögefehgebung zugeftanden, die Selbititändigkeit der Armee- 
verwaltung, insbeſondere auch binfichtlich der Aufftellung der Spectal- 
etats, Rechnungscontrole u. ſ. w., gemwährleiftet worden ift. Wenn 
man der Kürze wegen an dieſer Stelle die Rechte des Kaiſers als 
Oberbefehl, diejenigen des Landesherrn ald Contingentsherrichaft 
harakterifirt, jo laſſen ſich ſchon nach den vorftehenden Ausfüh- 
rungen drei Gruppen unterjcheiden; in Preußen und dem Reichs: 
land find Oberbefehl und Kontingent3herrichaft vereinigt in der 
Hand des Kaifers, in Bayern find fie (im Frieden) vereinigt in der 
Hand des Königs, in allen andern Staaten find fie der Verfaſſung 
nah getrennt. Mit Ausnahme von Württemberg, Sachen und 
Braunſchweig ift diefe Trennung aber auf einem Ummege befeitigt, 
indem alle übrigen Staaten mit Preußen Conventionen abgeſchloſſen 
baben, durch melde fie die Verwaltung ihrer Kontingente, die Er: 
nennung der Offiziere und Beamten und die meiften anderen nad 
der R.B. ihnen zuftehbenden militairifchen Hoheitsredhte dem Könige 
von Preußen zur Ausübung übertragen und fi) nur gewille Ehren: 
rechte von geringer ftaatsrechtlicher und politifcher Bedeutung vor: 
behalten haben. Durch dieſe freiwillige Abtretung der in der Kon: 
tingent3herrlichkeit enthaltenen, durch die R.B. den Landesherren 
zuerfannten Rechte an den König von Preußen wird für diefe 
Staaten thatſächlich derfelbe Zuftand begründet, als hätte 
die Reichsverf. ihnen die Militairhobeit und die Verwaltung ihrer 
Kontingente gänzlih entzogen und das Heer ebenfo wie die 
Marine zur Amftitution des Reiches gemacht. Für das Reich aber 
entftebt ein thatfächlich zwar ſehr einfacher, juriftiich aber fehr com- 
plizirter Rechtszuſtand; denn dag Reich als folches hat durch die 
erwähnten Conventionen Fein mweitergehendes Recht erlangt, al3 die 
Reihsverf. ihm zufchreibt; alle von den Einzelitaaten aufgegebenen 
Rechte find Preußen zugefallen; die Kontingente der erwähnten 
Einzelftaaten find nicht Reichsſtruppen geworden, ſondern dem 
Preußiſchen Kontingente zugewachſen, fie ftehben nicht unter Ver—⸗ 
waltung des Reiches, fondern unter Preußiſcher Verwaltung. 
Während die Reihsverfafiung von dem Grundjah ausgeht, daß 
e3 joviele Armee-Kontingente giebt, als Bundesglieder vorhanden 
find, ift durch die Militairfonventionen der Effekt erzielt worden, daß 
nur 5 getrennte Kontingente vorhanden find, das Preußiſche, Baye⸗ 
riſche, Württembergifche, Kgl. Sächſiſche und Braunfchweigifche. Das 
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Preußifche Kontingent aber befteht wieder aus Beftandtheilen, deren 
Zugehörigkeit auf 3 verſchiedenen Gründen beruht; der Kaifer ift 
Kontingentsberr über die Preußifhen Truppen kraft feines Mo: 
narchenrechts (jure proprio), fiber die eljaß-lotbhringifchen Trup- 
pen Traft der Delegation der landesherrlihen Rechte Seitens 
bes Reiches durch das Gele vom 9. Juni 1871 8. 3, über bie 
Truppen der andern Staaten fraft der Ceſſion Seitens der 
Landesherren und Senate dur die Militairfonventionen. 

Obwohl in der angegebenen Beziehung fämmtliche Konventionen 
übereinftimmen )), jo enthalten fie doch im Uebrigen überaus mannig- 
fache und von einander abweichende Anordnungen, jo daß ein völlig 
gleichheitliher Recht3zuftand auch in den mit Preußen binfichtlich 
der Militairverwaltung verbundenen Gebieten durchaus nicht be= 
ftebt. Bei den betreffenden Lehren werden dieſe Beftimmungen 
Erwähnung finden; bier ift nur folgender Punkt von allgemeiner 
Bedeutung nod hervorzuheben. Die ehemaligen Bundeskontingente 
einiger Staaten find im Sabre 1867 gänzlich aufgelöft worden, 
nämlich in Schmwarzburg-Sondershaufen, Walded, Lippe-Detmold, 
Schaumburg-Lippe, und in den 3 Hanſeſtädten. Diefe Staaten 
gelten in militairifcher Hinficht ala Preußen einverleibt; ihre Wehr: 
pflichtigen werden in Preußiſche Truppentheile eingeftelt. In den 
andern Staaten dagegen find die Kontingente nur nad) Preußiſchem 
Muſter reorganifirt und in den Verband der Preußifchen Armee 
- aufgenommen worden; die Regimenter werden nach dem Staate, 
dem fie angehören, benannt, tragen am Helm das Landes:Wappen 
und die Landeskokarde, ergänzen ſich vorzugsweiſe aus den Wehr: 
pflichtigen der betreffenden Staaten und haben Garnifonen in Ieß- 
teren erhalten. In den größeren Staaten, insbejondere in Medlen- 
burg, Heflen und Baden ift außerdem die Kontingentögemeinfchaft 
der den betreffenden Staaten angehörigen Truppen gewahrt; bie 
Heſſiſchen bilden eine geſchloſſene Divifion, die Badischen ein Armee⸗ 
corps für fih und find als folche ein Beftandtheil der Preußiſchen 
Armee ?). 

Mit Braunfhmweig ift eine Militairconvention zwar nicht 


1) Selbjtverftändlih mit Wusnahme der bier nicht in Rede ſtehenden 
Württembergiſchen und Sächſiſchen. 

2) Im Einzelnen weichen auch die Conventionen mit Baden, Heſſen und 
Mecklenburg nicht unerheblich von einander ab. 
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abgefhloffen worden und der Herzog übt im Allgemeinen die 
Rechte eines Kontingentsherrn aus, insbejondere die Ernennung, 
Beförderung, Verabjchiedung der Offiziere ; es find aber die Braun: 
ſchweigiſchen Truppen nicht nur ebenfalld nah dem Mufter der 
Preußiſchen formirt und in entiprecdhende taftifche Verbände des 
Preußiſchen Heeres eingereihbt und den Preußiihen Kommandobe- 
börden unterftellt worden, fondern es ift auch das Braunfchmweigifche 
Kontingent ganz in die finanzielle Verwaltung und Abrehnung des 
Preußiſchen Heeres eingetreten '). 

Es bleiben demnach im Ganzen nur zwei Staaten übrig, auf 
weldhe die in der R.V. normirte Ordnung des Heerweſens, insbe: 
jondere die bier anerkannte Theilung der ftaatlichen Militair: 
hoheitsrechte zwischen Neih und Einzelftaat wirflid Anwendung 
findet, nämlich die Königreihe Sahfen und Württemberg; und 
auh mit ihnen find Militairconventionen abgefchloffen worden, 
durch welche zwar nit die prinzipiellen Grundlagen verändert, 
wohl aber die in der Reichiverfaflung gezogenen Grundlinien der 
beiderfeitigen Kompetenz verjchoben worden find, in praftiich minder 
erbeblihem Grade zu Gunften Sachſens, in bedeutenderem Maße 
zu Gunften Württemberg3. 

Sowie binfichtlih der Poſt- und Telegraphenverwaltung für 
den größten Theil des Bundesgebietes thatſächlich eine größere 
Ginheitlichfeit nnd Eoncentration durchgeführt ift, als die Reichs— 
verfaffung anordnet, jo ift auch binfichtlih des Heerwelens die 
Einheit thatfächlich weit über das in der Reichsverfaſſung beitimmte 
Map hHinausgeführt. Die reihsverfaffungsmäßigen Grund: 
lagen der Militairorganifation laffen fih in dem Sage zuſammen⸗ 
iflen: Dem Reiche fteht zu die einheitlihe Ordnung 
und Einrihtung des Heeres, Deröberbefehl inKrieg 
und Frieden, die Feftitellung des Rekrutenbedarfs 
und des Ausgabe-Etats; den Einzelftaaten ift ver- 
blieben die Kontingentsherrlichkeit und die Selbſt— 
verwaltung. 

Die in diefem Sage zufammengefaßten Momente werden nun 
im Einzelnen darzuftellen fein. 


1) Militairgefege des. D. Reiches I ©. 61. 
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Preußiſche Kontingent aber befteht wieder aus Beftandtbeilen, deren 
Zugehörigkeit auf 3 verfiedenen Gründen beruht; der Kaifer ift 
Kontingentsherr über die Preußiichen Truppen kraft feines Mo: 
narchenrechts (jure proprio), fiber die elſaß-lothringiſchen Trup- 
pen kraft der Delegation der landesherrlihen Rechte Seitens 
des Reiches durch das Geſetz vom 9. Juni 1871 8. 3, über die 
Truppen der andern Staaten fraft der Ceſſion Seitens der 
Landesherren und Senate dur die Militairfonventionen. 

Obwohl in der angegebenen Beziehung ſämmtliche Konventionen 
übereinftimmen ®), fo enthalten fie doch im Uebrigen überaus mannig: 
fache und von einander abweichende Anordnungen, jo daß ein völlig 
gleichheitlicher Nechtszuftand auch in den mit Preußen binfichtlich 
der Militairverwaltung verbundenen Gebieten durchaus nicht be- 
ftebt. Bei den betreffenden Lehren werden dieſe Beltimmungen 
Erwähnung finden; bier ift nur folgender Punkt von allgemeiner 
Bedeutung noch hervorzuheben. Die ehemaligen Bundestontingente 
einiger Staaten find im Jahre 1867 gänzlich aufgelöft worden, 
nämlih in Schwarzburg-Sondershaufen, Walded, Lippe-Detmold, 
Schaumburg-Lippe, und in den 3 Hanfeftädten. Dieje Staaten 
gelten in militairifcher Hinficht ala Preußen einverleibt; ihre Wehr- 
pflichtigen werden in Preußiihe Truppentheile eingeftellt. In den 
andern Staaten dagegen find die Kontingente nur nah Preußiſchem 
Mufter reorganifirt und in den Verband der Preußiichen Armee 
- aufgenommen worden; die Regimenter werden nad) dem Staate, 
dem fie angehören, benannt, tragen am Helm das Landes-Wappen 
und die Landeskokarde, ergänzen fich vorzugsweile aus den Wehr- 
pflihtigen der betreffenden Staaten und haben Garnifonen in leß- 
teren erhalten. Sin den größeren Staaten, insbefondere in Medlen- 
burg, Heflen und Baden ift außerdem die Kontingentsgemeinfchaft 
der den betreffenden Staaten angebörigen Truppen gewahrt; Die 
Heſſiſchen bilden eine geſchloſſene Divifion, die Badifchen ein Armee⸗ 
corps für fih und find als ſolche ein Beftandtheil der Preußifchen 
Armee ?). 

Mit Braunfhmweig ift eine Militairconvention zwar nicht 


1) Selbftverftändlih mit Ausnahme der Hier nit in Rede ftehenden 
Württembergifchen und Sächſiſchen. 

2) Im Einzelnen weihen auch die Conventionen mit Baden, Helfen und 
Medlenburg nicht unerheblich von einander ab. 
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abgeihloffen worden und der Herzog übt im Allgemeinen die 
Rechte eines Kontingentsherrn aus, insbejondere die Ernennung, 
Beförderung, Verabſchiedung der Offiziere; es find aber die Braun: 
Ihweigifhen Truppen nicht nur ebenfald nah dem Mufter der 
Preußiſchen formirt und in entiprechende taktiſche Verbände des 
Preußiſchen Heeres eingereibt und den Preußiſchen Kommandobe- 
börden unterftellt worden, fondern es ift auch das Braunſchweigiſche 
Kontingent ganz in die finanzielle Verwaltung und Abrechnung des 
Preußiſchen Heeres eingetreten '). 

Es bleiben demnach im Ganzen nur zmei Staaten übrig, auf 
melde die in der R.V. normirte Drdnung des Heerweſens, insbe: 
jondere die bier anerkannte Theilung ver ftaatlihen Militair- 
hobeitsrechte zwischen Reich und Einzelftaat wirflihd Anwendung 
findet, nämlich die. Königreihe Sachen und Württemberg; und 
auh mit ihnen find Militairconventionen abgefchloflen worden, 
dur welche zwar nicht die prinzipiellen Grundlagen verändert, 
wohl aber die in der Reichsverfaffung gezogenen Grundlinien der 
beiderfeitigen Kompetenz verfchoben worden find, in praftiich minder 
erheblichem Grade zu Gunften Sachſens, in bedeutenderem Maße 
zu Gunſten Württembergs. 

Sowie hinſichtlich der Poſt- und Telegraphenverwaltung für 
den größten Theil des Bundesgebietes thatſächlich eine größere 
Einbeitlichfeit nnd Concentration durchgeführt ift, als die Reichs— 
verfaffung anordnet, jo ift auch binfichtlih des Heerweſens die 
Ginheit thatjächlich weit über das in der Reichsverfaſſung beftimmte 
Maß hinausgeführt. Die veihsverfaffungsmäßigen Grund: 
lagen der Militairorganifation laffen fi in dem Satze zujammen- 
fallen: Dem Reihe fteht zu die einhbeitlihe Ordnung 
und Einrihtung des Heeres, der Oberbefehl in Krieg 
und Frieden, die Feftitellung des Refrutenbedarfs 
und des Ausgabe: Etats; den Einzelftaaten tft ver: 
blieben die Kontingentsherrlidhfeit und die Selbft: 
verwaltung. 

Die in diefem Sage zufammengefaßten Momente werden nun 
im Einzelnen darzuftellen fein. 


— 


1) Militairgeſetze des D. Reiches I ©. 61. 
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$. 78. Die Einheitlichkeit des Militnirrehtd und der HeereB: 
Einrichtungen. 


J. Die Militairgeſetzgebung. 


Zur Zeit der Errichtung des Norddeutſchen Bundes hatte 
jeder deutſche Staat fein beſonderes Militairrecht und feine befon- 
dere Heeres-Organiſation. Diefe Vielgeſtaltigkeit ſollte befeitigt 
und durch eine einheitliche Regelung erſetzt werden; zu diefem 
Zwecke wurden in die Berfaffung zwei Säße aufgenommen, Art. 4, 
Ziff. 14 und Art. 61, welche in die Reichsverfaſſung übergegangen 
find. Die erfte diefer Beitimmungen wies dem Bunde die Kompe- 
tenz zur Geſetzgebung über das Militairivefen und die Kriegs: 
marine ohne jede Beſchränkung zu und ſetzte ihn dadurch in den 
Stand, ein vollflommen einheitliches, formell gemein verbindliches, 
alle Seiten des Heerweſens vollitändig regelndes Militairrecht zu 
Ihaffen. Für die Dauer war diefe Befugniß des Bundes zwar völlig 
ausreichend und bedurfte Feiner Ergänzung; für den Augenblid 
aber war fie ungenügend und wirkungslos, da die Herftellung 
einer umfafjenden Bundes-Militairgefeßgebung ein ſchwieriges, zeit- 
raubendes und von unvorherzufehenden Hinderniffen bedrohtes Werk 
war. Es war unmöglich, bis zur glüdlichen Löfung einer fo weit— 
reihenden legislatoriichen Aufgabe die zahlreichen partifulären 
Militairordnungen fortgelten zu laffen. Weberdies kam es nicht 
darauf an, ein wirklich neues Militairrecht zu ſchaffen und eine 
neue Heeres: Einrichtung zu treffen. Man hatte vielmehr in 
Preußen eine muftergültige, in Frieden und Krieg bewährte Organi— 
jation, eine bis in das feinfte Detail ausgebildete und durch eine 
langjährige und reihe Praris erprobte Armee-Verwaltung und 
eine in dem Rechtsbewußtſein und in den Lebensverhältniffen des 
Volkes ſowie in den Traditionen der gefanımten Staatsverwaltung 
feitwurzelnde Militair-Rechtsorbnung und Geſetzgebung. Es lag 
feine Beranlaffung vor, an biefer Drbnung des Heerweſens zu 
rütteln oder fie in Frage zu ftellen ); was für den weitaus größten 

1) Der Gefahr, daß durch übereinftimmende Mehrheitsbeichlüffe des Bundes- 
rathes und Reichstages die Preußiſchen Militairgefege und Einrichtungen gegen 
den Willen Preußens Veränderungen erlitten, wurde dadurch vorgebeugt, daß 


im Art. 5 Abſ. 2 der B.Berf. dem Präfidium d. H. dem König von Preußen 
ein Veto eingeräumt wurde. Vgl. Bd. I ©. 280. Bd. II ©. 36. 
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Theil des Bundes in Geltung ftand, Tonnte auf den übrigen Theil 
ausgedehnt werden, zumal im Könige. Sachſen eine Reorganifation 
der Armee ohnedies in Folge des Krieges von 1866 nothmwendig 
war, die andern Bundesftaaten aber zu klein waren, als daß fie 
eine Militairgefeßgebung von jelbititändiger Bedeutung hätten 
haften können. 

Die fofortige Heritelung der Nechtseinheit im Bunde war 
daher zu erreichen, indem man den Geltungsbereich der Preußiſchen 
Gejeßgebung auf das ganze Bundesgebiet erſtreckte. Demgemäß 
verordnete der Art. 61 der B.B., daß in dem ganzen Bundesge- 
biete die gefammte Preußiſche Militairgefehgebung ungeſäumt ein- 
zuführen jei, mit alleiniger Ausnahme der Militatr-Kirchenordnung. 
Die hierdurch gewonnene Rechtseinheit follte aber in formeller 
Hinfiht nur eine proviforiiche ſein; durch ein „umfallendes Bundes: 
Militairgeſetz“ follte die definitive Codifikation des Militairrechts im 
verfaffunggmäßigen Wege der Bundesgejebgebung erfolgen. Art. 61 
Abi. 2. Dem Geltungsgebiet der PBreußifhen und der Bundes: 
Militairgefeggebung trat Südheſſen durh die Militair-Convention 
vom 7. April 1867 Art. 2 Hinzu‘); ferner Baden und Württem- 
berg durch die Bündnißverträge von Verfailles vom 15. Nov. 1870 
und von Berlin vom 25. Nov. 1870), endlich Elfaß-Lothringen 
duch das Geſetz vom 23. Januar 1872 (Gel. BL. f. Elſ.⸗Lothr. S. 83). 

Für Bayern wurde dagegen durch den Bündnißvertrag vom 
23. Nov. 1870 unter III 8. 5 und dur die Schlußbeftimmung 
zum IX. Abſchn. der R.B. ein anderer Grundſatz anerfannt. Die 
erfte der beiden oben erwähnten Vorfchriften der R.V., die im 
Art. 4 Ziff. 14 fanctionirie unumfchränfte Kompetenz des Reiches 
zur Militairgefeßgebung findet auch auf Bayern volle Anwendung; 


1) Glaſer Ardiv I Heft 3 ©. 54. Thudichum Berfaffungdr. des 
Nordd. Bundes S. 397 fg. 

2) 8.8.31. 1870 ©. 650-654. Für Württemberg wurden in der 
Miit.Konv. v. 21/25. Rov. 1870 Urt. 10 zwar einige Ausnahmen gemacht, 
indem gewille Württembergische Gefege und Einrichtungen vorerſt und bis zur 
Regelung im Wege der Bundesgejeßgebung in Geltung verbleiben jollten ; 
diefer Borbehalt hat aber gegenmärtig, abgejehen von der Milit.-Kirchenordnung, 
praftifche Bedeutung nur noch Hinfihtli der Milit.-Strafgeriht3ord- 
nung, da alle übrigen in dem Art. 10 aufgeführten Gegenftände feither durch 
Reichsgeſetze geregelt worden find. 
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dagegen ift die im Art. 61 der R.B. ausgeiprochene Regel hin: 
fichtlih Bayerns ausgefchloffen. Die in Bayern zur Zeit der Er: 
rihtung des Neiches in Geltung geweſene Militairgefeßgebung 
nebft den dazu gehörigen Vollzugs-Inſtruktionen, Verordnungen, 
Erläuterungen ꝛc. ift in Kraft geblieben; die Einführung der be- 
reit3 vor dem Eintritte Bayerns in den Bund in diejer Hinficht 
erlafienen Gelege und jonftigen Beitimmungen in Bayern ift von 
„freier Verſtändigung“ d. h. von der Einwilligung der Bayerischen 
Regierung abhängig gemacht worden ’); nur das in den Art. 57 
und 59 der R.V. anerkannte Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht 
bat für Bayern fofort Geltung erhalten. 

Sonach bildet das Bundesgebiet ein einheitliches Rechts— 
gebiet nur binfichtlich derjenigen Militairgejege, welche feit Errich: 
tung des Deutichen Reiches erlafien morden find; binfichtlic aller 
übrigen auf das Heerwefen bezüglichen Rechts: und Verwaltungs: . 
vorſchriften dagegen zerfällt es in zwei Rechtsgebiete, melde 
man als die des Preußiſchen und des Bayerifhen Rechts 
einander gegenüberftellen Tann ?). Der Gegenfag der beiden leb: 
teren bat aber mit der fortjchreitenden Ausbildung der Reichs— 
Militairgefeggebung und der allmälichen Umgeftaltung der Bayeri- 
chen Heereseinrihtungen nach Preußifchem Vorbilde feine praftifche 
Bedeutung zum größten Theile eingebüßt. 

Die Reichs» Militairgefeggebung hat einheitliches Recht ge— 
ſchaffen 

1. hinſichtlich der Wehrpflicht, der Organiſation des Heeres 
und der Rechtsverhältniſſe der Militairperſonen durch das Wehr: 
geſetz vom 9. Nov. 1367 (B.G. Bl. 1867 S. 131), eingeführt 
in Bayern durch Neichägef. vom 24. Nov. 1871 (R. G. Bl. 1871 
S. 398); dag Militairgefeg vom 2. Mai 1874 (R. G. Bl. 
1874 ©. 45) °), da8 Landfturmgefeg vom 12. Februar 1875 





1) Vertrag vom 23. Nov. 1870 III 8. 5 Ziff. I. 

2) Das ältere Bayerifche Militairrecht ift zum größten Theil codifizirt in 
dem Geſetz, betreffend die Wehrverfafjung, vom 30. Januar 
1868. Bu demſelben ift ein ausführlicher Commentar erjchienen von M. 
Stenglein. Erlangen 1869. (In „bie Gefeßgebung des Kgr. Bayern jeit 
Marimilian II.” Thl. II Bd. 5.) 

3) Daß gewiffe in diefem Gefeg dem Kaifer zugewieſene Nechte für das 
Bayerische Kontingent vom König von Bayern ausgeübt werden, was im 8. 72 
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(R.G.Bl. 1875 ©. 63), und das Kontrolgejeg vom 15. Febr. 
1875 (R. G. Bl. 1875 ©. 65). 

2. Hinfichtlich der Penfionirung und Verforgung der Militair: 
perfonen durch das Penſionsgeſetz vom 27. uni 1871 
(R.G.BL. S. 275) und duch die Novelle bierzu vom 4. April 
1874 (R.G. Bl. ©. 25). 

3. binfichtlich des Militair-Strafreht3 durch das Militair- 
Strafgefegbud vom 20. Juni 1872 (R.G. Bl. ©. 173). 

4. binfichtlich der finanziellen Militairlaften duch das Duar: 
tierleiftungsgejeg vom 25. Juni 1868 (B. G. Bl. 523), ein- 
geführt in Bayern durch Reichsgeſ. vom 9. Febr. 1875 (R. G. Bl. 
S. 41), dad Naturalleiftungsgefeh vom 13. Febr. 1875 
(R.9.BL, ©. 52), das Kriegsleiftungsgejet vom 13. Juni 
1873 (R.G.Bl. ©. 129) und da3 Feſtungsrayongeſetz 
vom 21. Dezember 1871 (R. G. Bl. S. 459). 


II. Das Militair-Berordnungsredt. 


1. Umfang deſſelben. 

Es ift bereit3 oben Bd. UI ©. 210 fg. darauf hingewieſen 
worden, wie ſchwankend und unficher die Grenze zwijchen einer 
allgemeinen Berwaltungs-Anordnung und der Aufftellung einer 
Rechtsregel ift, wie eine Vorſchrift, die urſprünglich nur als In— 
ftruction der Behörden und Beamten gegeben war, zu einem Satze 
der Rechtsordnung erhoben werden Tann, und wie insbejondere 
jowohl die Form der Gejebgebung zum Erlaß von Verwaltungs: 
vorihriften als auch .die Form der Verordnung zum Erlaß von 
Rechtsvorſchriften verwendbar ift. Alle diefe Säge finden in her— 
vorragender Weile Anwendung auf das Militairweien. Nach der 
geihichtlichen Entwicklung defjelben im ganzen mittleren Europa 
und insbejondere im Preußifchen Staate galt die Armee bis in 
dieſes Jahrhundert für eine Inftitution, deren Ordnung und Lei: 
tung gänzlich dem unheſchränkten Willen des Landesheren unter: 
ttellt war; man vermochte nicht, ſich den militairifchen Oberbefehl 
zu denken ohne die Befugniß, die gefammte Einrichtung des Heeres 


dieſes Gejepes eine ausdrüdliche Anerkennung gefunden Hat, fchließt die ein- 
geitliche Geltung der objektiven Rechtsnormen dieſes Gejeges für das ganze 
Reichsgebiet nicht aus. Das Gleiche gilt auch vom Landfturmgefep 8. 9 und 
dem Kontrolgeſetz 8. 9. 
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in allen Beziehungen- zu regeln; man batte überdie® der Armee 
eine jo geichloffene und jelbititändige Verwaltung gegeben, daß 
diefelbe innerhalb der übrigen ftaatlichen Verwaltungen mit voller 
Unabhängigkeit fungirte, gleihlam ein Staat im Staate, jo daß 
fie von der Rechtsordnung, die rings um fie ber galt und von 
allen Veränderungen, welche die legtere erfuhr, unberührt blieb 
und ganz auf fich ſelbſt geftellt ſchien. Erft durch die Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht wurde die organiſche Verbindung 
zwiſchen der Heerverfallung und der eigentlichen Staatsverfaflung 
wieder gewonnen und die Grundlage, auf welcher die ganze Wehr: 
verfaffung ruhte, wieder zum Beftandtheil der öffentlichen Rechts: 
ordnung gemacht. Denn der Natur der Sadhe nach kann die Ver: 
waltungs-Verordnung nur innerhalb des Verwaltungs-Apparates 
wirkſam werden; die Militair-Berordnung demnach nur innerhalb 
der Armee und binfichtlih der zum militairifschen Geborfam ver: 
pflichteten Perfonen. Die Vorſchriften über die Dienftpflicht der 
Untertbanen und über die Verpflichtung zu Vermögengleiftungen 
für die Armee find daber ihrer Natur nah Rechtsvorſchriften und 
fallen in das Gebiet der Gejeggebung im materiellen Sinne, weil 
es fih bei ihnen nicht um Befehle an die zum militairifcehen Ge- 
horſam verpflichteten Perjonen handelt, fondern um Befehle an 
Verjonen, die außerhalb des Armeeverbandes ftehen. Dagegen 
unterlagen alle Interna der Armee, ſowohl was das bdienftliche 
Berhältniß der Militairperjonen ald was die Organifation und 
Formation des Heeres und die Einrichtung der Militair-Anftalten 
anlangt, der Regelung durch Verordnung des Kontingentsherrn und 
der mit der Militair-Vermwaltung betrauten Behörden. Daran bat 
fih im Prinzip auch durch die Einführung der conftitutionellen 
Berfaflungsform Nicht3 geändert, da man zwar überall der Volks: 
vertretung ein Recht der Mitwirfung an der Gefebgebung einge- 
räumt, eine verfaſſungsmäßige Abgränzung des der Geſetzgebung 
unterworfenen Gebietes von demjenigen, auf welchem die Verwal⸗ 
tung freien Spielraum behielt, aber nicht getroffen hat. Nur ver- 
mittelft de3 Antheils, den die Volksvertretung an der Feitftellung 
des Budget3, an der Kontrole der Staatshaushalts:Rechnungen 
und an der Ordnung des Finanzweſens im Allgemein bat, ift e3 
derfelben allmälich gelungen, einen maßgebenden Einfluß auch auf 
die Ordnung des Heerwejens in ftet3 wachjendem Maße zu gewinnen 


$.78. Die Einheitlichfeit des Militairrechts und der Heeres-Einrichtungen. 17 


und zwar vorzugsweife in denjenigen Theilen des Militairrechts, 
die eine vorwiegend finanzielle Bedeutung haben, mie 3. B. die 
Penſiousanſprüche. Se mehr in Folge der Durchführung ber all- 
gemeinen Wehrpflicht die innige Verbindung der Militairverfaffung 
mit den übrigen Theilen der Staatsverfaflung wieder bergeftellt 
twurde, und je mehr in Folge der Ausbildung des conftitutionellen 
Finanzrechts die Volksvertretung Gelegenheit fand, fih mit den 
Armee-Angelegenbeiten zu befaflen, in deſto größerem Umfange 
fand auch die Form der Geſetzgebung auf die Ordnung des Heer: 
weſens Anwendung. Immerhin blieb aber die Verwaltungsthätig- 
feit der Landesherren und der Behörden auf dem Gebiete des 
Heerweſens eine bei Weitem freiere und durch Geſetze viel weniger 
beſchränkte ala auf irgend einem anderen Gebiete der ftaatlichen 
Zhätigfeit, mit alleiniger Ausnahme der ausmärtigen Angelegen- 
beiten. Die Reichsverfaffung bat die Gränzen zwilchen dem Be⸗ 
teih der Gejeggebung und demjenigen der Verwaltungs-Verordnung 
für das Heerweſen und die Marine prinzipiell nicht geregelt. 
Während dieſelbe Frage Hinfichtlih des Poft: und XTelegrapben- 
weiens durch Art. 48 Abi. 2 der R. V. eine ausdrüdliche Löſung 
gefunden bat!), fehlt in ver R.V. eine entſprechende Beltimmung 
binfichtlich des Heerwejens und der Kriegsmarine, 

Wenn im Art. 4 Ziff. 14 der RB. dem Reihe die Gefeh- 
gebung über das Militairmejen des Reichs und die Kriegsmarine 
zugejprochen wird, jo ift dadurch zwar materiell eine ganz unbe: 
Ihränfte Kompetenz de3 Reiches zum Erlaß jeder beliebigen, das 
Militairwefen und die Kriegdmarine betreffenden Vorſchrift aner: 
fannt, aber es ift zugleich vermöge des Doppelfinnes, welcher dem 
Worte „Geſetzgebung“ zukömmt, die Ausübung diefer Kompetenz 
an die Bedingung gefnüpft, daß dabei die Form der Geſetzgebung, 
der Gefeßgebungsmeg, beobachtet wird ?). Dagegen giebt dieſe 
Stelle der R.B. feine Auskunft darüber, welche Vorſchriften im 
Wege der Gejetgebung getroffen werden müſſen und welche durch 
Verordnung erlaflen werden können. 

Daß die RB. aber in der That nicht das ganze Militair: 
weſen in allen Theilen und Einzelheiten durch Reichsgeſetz ordnen 


1) al. Bd. II 8. 71 ©. 331. 
2) Bol. Bd. II 8. 58, 
Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 2 
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wollte, fondern nur gewiſſe, zur gefehlichen Regelung geeignete 
Theile, ergibt ſich mit Deutlichkeit aus dem, Bündnißvertrag mit 
Bayern III 8. 5, welcher unter Ziff. I beitimmt: 

„Bayern behält zunächit feine Militairgejeßgebung nebit den 
dazu gehörigen Vollzugs = Injtruftionen, Verordnungen, Erläute- 
rungen ꝛc. bis zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung über Die 
der Bundesgejeggebung anhbeimfallenden Ma- 
terien.” \ 

Es wird bier alfo vorausgeſetzt, daß es auch ſolche Materien 
giebt, welche der Bundesgefeggebung nicht anbeimfallen; leider 
wird aber auch bier nicht die geringfte Andeutung gegeben, welche 
Materien dies find. 

Der Art. 61 Abſ. 2 der R.V. ordnet an, daß nach gleich- 
mäßiger Durchführung der Kriegsorganifation des Deutjchen Heeres 
ein umfaſſendes Neih3-Militairgefeg dem Reichdtage und dem 
Bundesrathe zur verfafjungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorgelegt wer- 
den joll; aber auch durch diefe Vorſchrift wird nicht der Weg der 
Reichögefeggebung als der in Militair-Angelegenheiten ausſchließlich 
zuläßige erklärt und der Erlaß allgemeiner Verwaltungsverordnungen 
unterfagt, fondern der Artifel verjpricht nur, jelbft wenn man ihn 
buchſtäblich interpretirt, ein Reichsgeſetz, welches alle diejenigen 
Materien umfaſſen fol, die überhaupt der gejeglichen Regelung 
unterliegen. 

Im Art. 61 Ab. 1 wird die Geſammtheit aller in Preußen 
ergangener Vorſchriften über das Militairweſen zivar unter dem 
Ausdruck „Preußiihe Militairgefeggebung” zufammengefaßt, for: 
melle Geſetzeskraft wird aber den hierbei erwähnten Reglements, 
Inſtruktionen und Reſkripten nicht beigelegt !). 

In Ermangelung einer pofitiven verfaffungsmäßigen Abgrän- 
zung des Verordnungsrechts ift demnach diejelbe aus allgemeinen 
ftaatsrechtlihen Prinzipien zu gewinnen, und da laſſen ſich zwei 
Nechtsfäge bilden, welche feite Schranken für dag Berordnungs: 
recht aufftellen und welche der materiellen und der formellen Be: 
deutung der Worte Gefeh und Verordnung entiprechen. 

a) Eine Verwaltungs-Verordnung ift nur innerhalb der Ber: 


1) Died wurde im verfafjungberathenden Neichötage von 1867 ausdrüd- 
lich duch eine Erflärung des Bundes-Komm. v. Roon conftatirt (Stenogr.- 
Berichte S. 581) und ift unbeftritten. 
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waltung wirffam und Tann alfo nur Interna der Armee: und 
Marine-Berwaltung regeln; jobald eine Vorſchrift den Untertbanen 
im Allgemeinen oder gewillen Klafien derjelben, oder den Gemein: 
den, Korporationen, Eifenbahn-Unternehmern u. |. m. Verpflich⸗ 
tungen für die bewaffnete Macht auferlegt, oder in das Gericht: 
wejen, Steuermefen, die Gemeindeverfaffung u. |. w. eingreift, ift 
jie ihrem materiellen Inhalt nach nicht mehr eine res interna der 
Armee: und Marine-Berwaltung, jondern eine Rechtsvorſchrift '). 
Für folde Anordnungen ift daher der Regel nah die Form der 
Gejeßgebung erforderlich; e8 ſei denn, daß der Erlaß bderfelben 
durh ein Geſetz dem Kaiſer oder einem andern ftaatlihen Organe 
delegirt ift (Rechtsverordnung) ?). 

b) Auch Verwaltungs-Vorſchriften können im Wege der Ge: 
iebgebung erlaſſen werden und erhalten dadurch formelle Gefetes- 
fraft d. 5. fie Fönnen nur wieder im Wege der Gefebgebung auf: 
gehoben oder verändert werden’). Inſoweit daher ein Reichsgeſetz 
Anordnungen enthält, wenngleich diefelben nur die innere Verwal: 
tung der Armee und Marine betreffen, ift der Erlaß von Verord— 
nungen, welche damit im Widerſpruch ftehen, unzuläffig. 

Dagegen iſt das ganze von dieſen beiden Rehtsjähen nicht 
eingeſchloſſene Gebiet der freien Regelung durch Verwaltungs-Ver— 
ordnung unterworfen *). 

2. Subject de3 Verordnungsrechts. 

Schwieriger und verwidelter als die Feititellung des Umfanges 
it die Beantwortung der Frage, wer zum Erlaß der Militair-Verord- 
nungen befugt if. Es unterliegt zwar feinem Smeifel, daß Art. 7 
Ziff. 2 der RV., wonach der Bundesrath über die zur Ausfüb- 
rung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor— 
Ihriften und Einrichtungen zu bejchließen bat, jofern nicht durch 
Reichsgeſetz etwas Anderes beftimmt ift, auch auf die Militair- und 
Narine-Berwaltung Anwendung findet. Dieje Berfallungsbeftimmung 


1) Bol. Bd. II S. 223. Hiervon ift der Fall zu unterjcheiden, daß der - 
Chef eines andern Refſorts Interna des letzteren im Intereſſe der Militairver- 
waltung oder mit Rüdficht auf ihre VBedürfniffe regelt. Hierauf beruhen Die 
zahfreichen gemeinichaftliden Verordnungen von 2 oder mehr Miniſtern. 

2) Bgl. Bd. II 8. 59 S. 70 fg. . 

3) Vgl. Bd. II ©. 95 und ©. 209 fg. 

4) Ueber das Berhältnig derjelben zum militairiſchen Oberbefehl vergleiche 
den folgenden Paragraphen. 2« 
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giebt aber nur eine theilweife Löfung; denn die Ausübung des Ver- 
ordnungsrecht3 des Bundesrathes iſt eben an die VBorausfegung ge= 
bunden, daß bereits ein Reihögefeg erlaflen ill. Der Bundes: 
rath kann nur folhe allgemeine Verwaltungsvorſchriften beſchließen, 
welche „zur Ausführung der Reichsgeſetze“ erforderlich find. Da 
nun ein großer Theil der das Heerweſen und die Kriegsmarine 
betreffenden Anordnungen und Einrichtungen nicht dur Reich$- 
gefege geregelt ift, jo it auch für alle diefe Gegenitände ein 
Berordnungsreht des Bundesrathes verfaffungsmäßig nicht be— 
gründet und ebenjowenig ift der Bundesrath befugt, in die im 
Art. 63 der R.B. dem Kaijer zugewiejenen Rechte des militairiſchen 
Dberbefehls einzugreifen ). Für die Marine ift es nun jelbit: 
verftändlih, daß alle Anordnungen, welche weder in den Bereich 
der Gefeßgebung noch unter die Kompetenz des Bundesrathes fallen, 
vom Kaifer reip. von den Faiferlichen Behörden, denen die Ver: 
waltung der Marine-Angelegenheiten obliegt (Reichskanzler, Ad— 
miralität u. 1. w.), zu erlafien find, da die Marine in der un: 
mittelbaren und ausschließlichen Verwaltung des Reiches fich be— 
findet. Dies bat auch im Art. 53 Abf. 1 der Reichsverf. eine 
gefegliche Stüße und wenngleich in diefem Artikel das umfaljende 
Verordnungsrecht des Kaijers Feine ganz beitimmte und ausdrück⸗ 
liche Anerkennung gefunden bat, jo ift daſſelbe doch niemals von 
irgend einer Seite angefochten oder in Zweifel gezogen morben 
und e3 ift dies auch der Natur der Sache nad unmöglid. 
Hinfihtlih des Heeres dagegen entiteht die Frage, 
ob das Verordnungsrecht in Betreff der durch Reichsgeſetze 
niht geregelten Materien dem Kaijer oder den einzelnen 
Landesherren für ihre ‚betreffenden Kontingente zuftebt. Für diefe 
Frage findet ſich in der Neichöverfallung zwar Feine direkte Be— 
antivortung, wohl aber eine indirekte von fehr eigentbümlicher Be: 
Ichaffenheit. Da die Verfaffung des Nordd. Bundes und ebenfo 
die Reichsverf, wie oben ©. 6 ausgeführt worden ift, die Kon: 
tingente der Einzelftaaten nicht befeitigte, fondern den leteren Die 
Kontingentsherrlichkeit und Militairverwaltung ließ, jo folgt daraus, 
daß die Landesherren aud das Verordnungsrecht für ihre Kontin- 
gente [om eit behalten haben, als es nicht durch Vorfchriften der 
Reichsgeſetze ihnen: entzogen oder bejchränft worden if. Gerade 


1) Bgl. auch Bd. II ©. 234. 


BE GE 3 EL. A 777——7 7 
ũ 


8.78. Die Einheitlichkeit des Militairrechts und der Heeres-Einrichtungen. 21 


wegen des ſehr bedeutenden Umfanges dieſes Verordnungsrechtes 
aber war die Aufrechterhaltung deſſelben ganz unvereinbar mit der 
durchzuführenden vollen Uebereinſtimmung und Gleichheit der Heeres⸗ 
Einrichtungen in allen Bundesſtaaten; dieſe Gleichheit war nur 
dann eine wirkliche und den Bedürfniſſen der Landesvertheidigung 
entſprechende, wenn auch diejenigen umfangreichen Materien des 
Heerweſens gleichmäßig normirt wurden, welche nicht zur reichs— 
geſetzlichen Regelung ſich eigneten. Der Conflict zwiſchen den bei— 
den angeführten Prinzipien wurde nun in der Nordd. Bundes- 
und in der Reich3verfaflung in der Art gelöft, daß den Landes: 
berren der Einzelftaaten (beziehentl. den Senaten der freien Städte) 
formell der Erlaß der Militair- Verordnungen zwar verblieb, 
materiell aber ihnen vom Kaifer vorgefchrieben wurde, was 
fie zu verordbnen haben; oder mit andern Worten: den Landes 
herren fteht die Sanction der Verwaltungs-Verordnungen zu, aber 
der Kaifer (König von Preußen) fegt den inhalt derfelben feit ’). 
Diefer Grundſatz hat in der R.Verf. in zwei Artifeln eine be- 
ftimmte, wenngleich indirekte, Anerkennung erhalten. Art. 61 der 
RB. jagt in Uebereinftimmung mit der Verf. des Nordd. Bundes: 

„Rah Publikation diefer Verfaſſung ift in dem ganzen 

Reihe die gefammte Preußiſche Militairgefeggebung unge— 

fäumt einzuführen, ſowohl die Geſetze felbit, als die zu 

ihrer Ausführung, Erläuterung oder Er: 
gänzung erlafjfenen Reglements, Inſtruk— 
tionen und Reffripte” 

Aus Diefem Sate und der demjelben hinzugefügten Aufzäb- 
lung einzelner Beifpiele ergiebt fih als unzweifelhaft, daß nit 
bloß die eigentlichen Militairgefege, ſondern auch alle Militair: 
Berwaltungsverorbnungen, welde für die Preußifhe Armee in 
Geltung ftanden, im ganzen Reiche Geltung erlangen follten; auf 
welhem Wege dieſes Refultat aber zu erreichen fei, alſo der ſtaats— 
rechtlich wichtigfte Punkt, — darüber jchweigt der Artikel. Defjen- 
ungeachtet läßt feine Faſſung feine andere Auslegung zu, als daß 
dis durch die Einzelftaaten zu gefchehen habe. Der 
Artikel Tagt nit: „Nah Publikation diefer Verf. tritt in dem, 
ganzen Keihe die gefammte Preuß. Militairgefeßgebung ꝛc. in 
Geltung”, er führt diefelbe nicht ein, fondern er legt die 


1) gl. oben Bd. II ©. 78, 85, 223 fg. 
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Berpflihtung auf, fie einzuführen, es wird diks ganz un— 
zweifelhaft, durch den Zufat, daß fie ungejäumt einzuführen 
ift. Der Nordd. Bund (und das Reich) Tonnte ſich aber doch 
nicht ſelbſt den Befehl ertheilen, fofort gewiſſe Befehle zu ertheilen; 
es hätte doch wenig Sinn gehabt, wenn der Bund die fofortige 
Geltung diefer Militair:Reglementd im ganzen Bundesgebiet an- 
ordnen wollte, ftatt deifen anzuordnen, daß die Einführung unver: 
züglich erfolgen werde. Dagegen ift die im Art. 61 beliebte Faſ— 
fung eine völlig correcte und finnentfprechende, wenn dadurch den 
Einzelftaaten die verfafjungsmäßige Pflicht auferlegt werden follte, 
die Preußiſchen Militair-Vorfchriften ungefäumt einzuführen. 

Eine volle Beftätigung erhält diefe Auslegung dur eine 
zweite Anordnung der Verfaflung, nämlich dur Art. 63 Ab]. 5. 
Berblieb den Einzelftaaten das Militair-Verorbnungsredht zu for: 
meller Ausübung, jo war die Einführung der im Jahre 1867 be: 
ziehentl. im Jahre 1871 grade in Geltung gemejenen Preußischen 
Reglements jelbitverftändlich nicht ausreihend; den Einzelftaaten 
mußte vielmehr in diefem Falle die fernere Verpflichtung auferlegt 
werden, auch alle Fünftig ergebenden Neglements bei fich einzu: 
führen. — Dies thut in der That Art. 63 Abi. 5 cit., welcher 
beftimmt: 

„Bebufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der 
Adminiftration, Berpflegung, Bewaffnung und Ausrüftung aller 
Truppentbeile find die bezüglichen Fünftig ergebenden Anord— 
nungen für die Preußiſche Armee den Kommandeuren 
der übrigen Kontingente durch den Art. 8 Nro. 1 bezeichneten Aus: 
Ihuß für dag Landheer und die Feftungen, zur Nachachtung 
in geeigneter Weiſe mitzutbeilen.“ 

Hätte der Kaifer das Verordnungsrecht für die ganze Reichs: 
armee, jo könnte e3 in den, in dieſem Artikel erwähnten Bezieh— 
ungen, „Anordnungen für die Preußiſche Armee” überhaupt 
nicht mehr geben, jondern nur Anordnungen für das Reichsheer, 
und die Geltung derjelben für die „übrigen Kontingente” würde 
ih von felbft verftehen und ipso jure eintreten, ohne daß es der 
Vermittlung des Bundesausſchuſſes behufs Mittheilung an die 
Kontingentsfommandeure zur Nachachtung bedürfte Der Art. 63 
Abſ. 5 läßt eine andere Auslegung nicht zu, ald daß der König 
von Preußen das Verordnungsrecht für die Preußiſche Armee be: 
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halt und ebenfo alle anderen Bundesfürften für ihre Kontin- 
gente, daß die leßteren aber von diefem Verordnungsrecht nur in 
der Art Gebrauch machen dürfen und müſſen, daß fie dasjenige 
für ihre Kontingente verordnen, was ber König von Preußen für 
da3 jeinige verordnet bat. Mit Elaren Worten hat der bier aus— 
geführte Rechtsfat ferner Anerkennung gefunden in der Militair- 
Konvention mit dem Königreih Sachſſen vom 7. Febr. 1867 
Art. 2, welche in diefer Beziehung feine befonderen Beltim: 
mungen für Sachſen enthält, fondern nur dasjenige vertragsmäßig 
feitftellt, wa3 in dem Entwurf der Bundesverf. als gejegliche Regel 
in Ausfiht genommen war, und ebenjo hat die Militair- Konvention 
mit Württemberg vom 21/25. Nov. 1870 Art. 10 und Art. 15 
das Militair- Verordnungsredht nicht dem SKaifer, fondern dem 
Könige von Württemberg zugemwiejen, dabei aber die für die Preuſ—⸗ 
fiihe Armee zur Zeit gültigen oder fpäter zu erlaflenden Normen, 
Neglements u. |. w. als „maßgebend“ erflärt und bie MWiürttemb. 
Regierung „zur entiprechenden Ausführung” verpflichtet ?). 

Endlih findet diefe Interpretation darin eine Unterftügung, 
daß bei der Aufzählung der Rechte des Kaifers in der R.B., ins⸗ 
befondere in Art. 63 Abf. 3 und 4 und Art. 64 fg. das aus: 
ihlieglihe Recht zum Erlaß der Verordnungen nicht erwähnt wird, 
und daß ebenfowenig das Militairgejet vom 2. Mai 1874, welches 
in den 88. 7—8 den Erlaß gewiſſer Vorſchriften dem Kaifer über: 
trägt, ein allgemeines Verordnungsrecht defjelben anerkennt. 

Auch die Prarid hat — mit einer Ausnahme — fi an die 
bier entmwidelten Grundfäbe gehalten. Im Jahre 1867 und in 
ben darauf folgenden Jahren find die Preußifchen Verordnungen, 
Reglement3 u. |. m. in den Staaten des Nordd. Bundes, wenig: 
tens zum größten Theil, durch Anorönungen der Bundesregie- 
rungen zur Einführung gelangt; die feitdem neu erlaffenen Vor: 
ihriften find vom „König von Preußen” für die „Breußifche” 
Armee ergangen und im Preuß. Armee-Verordn.-Bl. verkündet 
worden; in den Übrigen Kontingenten — ſoweit diefelben nicht mit 
dem Preußifchen verbunden find — haben fie durch Vermittlung 
der Kontingentäherrn oder der Kommando-Behörden Geltung er: 


1) Zaher erfcheint in Württemberg auch ein beſonderes Militair 
Berordnungs-Blatt, welches die Anordnungen des Königs, des Würt- 
temberg. Kriegsminijters u. |. w. enthält. 
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langt. Mein gleih nach Erlaß der Nordd. Bundesverf. hat die 
fchlehte und unklare Faſſung des Art. 61 der R.B. eine unrichtige 
Auslegung defjelben verfchuldet und eine Abweichung von dem an— 
gegebenen Grundjaß zur Folge gehabt. Das Präfidium des Nord- 
deutjchen Buudes bat nämlich „auf Grund des Art. 61 der Bundes— 
verfaffung” durch Verordnungen vom 7. November 1867 (B. G. Bl. 
©. 125), vom 29. Dezember 1867 (B.G. Bl. ©. 185) und vom 
22. Dezember 1868 eine beträchtliche Anzahl der für die Preußiſche 
Armee geltenden Vorſchriften „im ganzen Bundesgebiete” einge- 
führt und ebenfo ift durch Kaiferl. Verordnung vom 24. Nov. 
1871 die Geltung ber V. vom 29. Dezemb. 1867 auf dag Groß: 
berzogth. Baden ausgedehnt worden. Mag man auch zugeben, 
daß diefer Weg der Einführung mit dem Wortlaut des Art. 61 
nicht in offenfundigem Widerſpruch fteht, weil eben Art. 61 darüber 
eine beftimmte Anordnung nicht enthält, mag man aljo nicht foweit 
gehen, in dem Erlaß diefer Verordnungen eine Ueberfchreitung der 
Präfidialbefugnifie zu erbliden und die Verordnungen jelbft für. 
ungültig zu erachten, jo iſt doch andererfeits feftzubalten, daß dieſe 
Verordnungen zur autbentiihen Auslegung de3 Art. 61 nicht ge- 
eignet find und daß Art. 61 nur eine Art von Uebergangsbeſtim— 
mung enthält, nur einen einmaligen Akt, die ungefäumte Einfüb- 
rung der damals geltenden Preußiichen Geſetzgebung, betrifft, daß 
daher der aus den allgemeinen Prinzipien der deutjchen Heerver- 
faffung bergeleitete und im Art. 63 Abſ. 5 der R.B. ausdrüdlid) 
anerkannte Grundjag durch die Eriftenz der angeführten Verord⸗ 
nungen nicht in Frage geitellt werden kann). Die Praris in 
Sadien und Württemberg hat auch an der richtigen Anficht con⸗ 
ftant feitgebalten. 

Der im Vorftehenden dargelegte, verfaffungsmäßige Rechtszu- 
ftand ift nun aber in folgender Art modifizirt und durch einfachere 
Verhältniſſe erjebt worden: 

1) Alle Bundesftaaten, weldhe die Verwaltung ihrer Kontin- 
gente dem Kaifer oder dem Könige von Preußen abgetreten und 
ihre Truppen dem Berbande der Preußiſchen Armee eingefügt 
haben, haben zugleih das Armee-Verordnungsreht dem Könige 


1) Dem Kaifer Schreiben da3 Verordnungsrecht in Militair-Angelegenheiten 
zu Thudichum in dv. Holkendorff’3 Jahrb. IL ©. 91 und v. Rönne II, 
2 ©. 136. 
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von Preußen zur Ausübung übertragen. Auf alle dieſe Staaten 
it daber Art. 63 Ab. 5 ebenfowenig anwendbar wie auf Preußen 
jelbft und auf Elfaß-Lothringen, da der Kaifer bier zugleich die 
Rechte des Kontingentsheren ausübt. 

2) Hinfihtid Bayern’s ift ſowohl die Aumwendung des 
At. 61 wie die des Art. 63 Ab}. 5 ausgeſchloſſen. Die Einführung 
der vor dem Eintritte Bayerns in den Bund erlafleneu Geſetze 
und fonftigen Beftimmungen ift — abgelehen von dem Erlaß von 
Reichsgeſetzen — von der „freien Verftändigung“ abhängig, d. h. 
der eigenen Entſchließung Bayernd überlafien. Die Ausübung 
de3 Berordnungstecht3 jteht dem Könige von Bayern nit nur 
formell zu, fondern auch inhaltlich; insbefondere hat die Königl. 
Bayeriſche Regierung bezüglich der Bewaffnung und Ausrüftung, 
jowie der Gradabzeichen die Herftellung der vollen Webereinftim: 
mung mit dem Bundesheere „fich vorbehalten”, alfo das Selbit: 
beftimmungsrecht fi gewahrt. Dagegen ift Bayern verpflichtet, 
in Bezug auf Drganifation, Formation, Ausbildung und Gebühren, 
dann binfichtlih der Mobilmahung volle Webereinftimmung 
mit den für das Bundesheer beftehenden Normen berzuftellen ?). 

3) Endlich ift hervorzuheben, daß von dem im Art. 7 Ziff. 2 
der R.V. gemachten Vorbehalte in der Mehrzahl der auf das 
Heerwejen bezüglichen Reichsgefege in der Art Gebrauch gemacht 
worden ift, daß der Erlaß der Ausführungs-Verordnungen dem 
Kaifer und für Bayern dem Könige von Bayern über: 
tragen worden ift ?). Eine ſolche Vorfchrift ift in allen denjenigen 
Geſetzen durchaus rathſam und faft unerläßlich, welche Gegenftände 
betreffen, bei denen die Gränzen zwischen dem Armee-Verordnungs⸗ 
reht und dem militairifhen Oberbefehl unfiher und ſchwankend 
iind und dies gilt von dem weitaus größten Theile aller die innere 
Ordnung des Heerivefens betreffenden Materien. 


1) Bertrag v. 23. Nov. 1870. III 8. 5 Biff. I u. II. Schlußbeftimmung 
3. XI. Hbfchnitt der RB. Die Bayerifhen Militair-Berordnungen werden 
verlündigt in dem: „Verordnungsblatt des Kgl. Bayerijchen Kriegäminiftcriums.“ 

2) Bgl. Wehrgejeb 3. 18 u. 19 und Gel. v. 24. Novemb. 1871 8. 1. 
Militairgejet 8. 71 u 72. Landſturmgeſetz 88 u. 9. Kontrol 
geſetz 8.8 u.9. Duartierleiftungsgejes $. 20 und Gel. v. 9. Febr. 
1875 8. 3 (Bayern). Naturalleiſtungsgeſetz $. 18. Eine Ausnahme 
machen die Penſionsgeſetze und das Kriegsleiſtungsgeſetz; unklar und nichts- 
jogend ift die Beftimmung im Rayongefeg 8. 47 Ab. 2. (Vgl. Bd. II ©. 78.) 
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II Die Militair: Konventionen. 


Die ftaatsrechtlihe Bedeutung der, in den vorftebenden Aus: 
führungen wiederholt in Bezug genommenen Militair: Konventionen, 
ift nicht unbeftritten und mehrfacher Auffaffung fähig; ein völlig 
befriedigendes Reſultat ift auch nur zu gewinnen, wenn man den 
Inhalt derfelben ſcheidet und die einzelnen Beftandtheile analyfirt. 
Ungenügend ift namentlih der Hinweis darauf, daß die Anfangs: 
worte des Art. 66 der R.V. „bejondere Konventionen“ erwähnen, 
und dadurch den Einzelftaaten eine „verfaflungsmäßige Ermäditi- 
gung” zum Abſchluß derjelben ertheilen!); denn abgejehen davon, 
daß die erwähnte Stelle die Befugniß der Einzelftaaten nicht con: 
ftituirt, jondern als von felbft beftehend vorausfegt, fo ſpricht 
fie auch Tediglih von der Ernennung der Offiziere, während die 
Konventionen einen viel umfaflenderen und jehr mannigfaltigen 
Inhalt haben. 

1. Die eigentlihe Grundlage, auf welcher die Militair:Kon- 
ventionen ruhen, ift die den Einzeljtaaten auf dem Gebiete des 
Heermwefend verbliebene Autonomie und Selbſtverwal— 
tung. Innerhalb des von der Reichägefeßgebung gezogenen Rab: 
mens haben die Staaten freie Bewegung und über die ihnen ver: 
bliebene (befchräntte) Militairhoheit jelbitftändige Dispofition. Es 
gilt dies ebenfo von den objektiven Rechtsſätzen, melde in den 
Bereich diejer Autonomie fallen, als auch von den entjprechenden 
jubjektiven Hoheitzrechten (Kontingentöherrlichteit und Verwaltung: 
befugniß). Die Bethätigung diefer Autonomie kann nun auch in 
Form eines Staat3vertrages erfolgen, durch welchen fi ein Staat 
einem andern gegenüber verbindlih macht, beftimmte Rechtsſätze 
oder Verwaltungsvorſchriften bei fih einzuführen, und von den 
ihm zuftehbenden Hoheitsrechten kann der Staat in der Art Ge: 
brauch machen, daß er ihre Ausübung einem andern Bundesſtaat 
(oder auch dem Neiche felbft) überträgt. Dies ift in der That der 
wesentlidhe Inhalt und der überwiegende Schwerpunkt ſämmt— 
licher, von den Bundesftaaten abgejchlofjener Militair- Konventionen, 
mit alleiniger Ausnahme der von Sadfen, Württemberg und 
Bayern, die einer befonderen Erörterung bedürfen. 


1) So 3. 8. Hänel Studien I ©. 244 v. Rönne Il, 2 ©. 126. 
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Sämmtliche Konventionen, von den drei genannten abgejehen, 
fiimmen darin überein, daß durch diefelben die Einzeljtaaten vie 
ihnen zuftehenden Militairhobeitsrechte ganz oder doch zum größten 
Theile dem Könige von Preußen zur Ausübung übertragen, und 
daß über die Verwaltung und Unterhaltung des Kontingents, über 
die Ernennung, Patentirung, Verabſchiedung der Offiziere und 
Beamten, ſowie über den Fahneneid, über Rekrutirungs- und Land: 
webhr: Angelegenheiten, militairgerichtlihe und Disciplinar-Verhält- 
nie, Beſteuerung und andere Rechtsverhältnifie der Militairper- 
jonen, Sarnijon-Einrihtungen u. ſ. w. Abreden getroffen werden. 
Mürden die Militair- Konventionen feinen andern Anhalt haben, 
jo würde ihre vechtlihe Würdigung Feinerlei Schwierigkeiten unter: 
liegen; fie würden grade fo wie die oben Bd. II ©. 289 ff. be: 
ſprochenen Boftverträge und mie die unten zu erörternden Juris: 
dictiond-Berträge lediglich als Bethätigung der den Einzelftaaten 
verbliebenen Autonomie zu erachten fein. 

Der Umſtand jedoch, daß alle diefe Verträge von den einzelnen 
Yundezitaaten mit dem Könige von Preußen abgeſchloſſen worden 
iind und daß der lettere zugleich Bundesoberfeldherr beziebentl. 
Kaiſer if, war Beranlaffung, daß fie noch einen Nebenbeftandtheil 
enthalten, der fih nicht als zwiſchenſtaatliche 8 Rechtsgeſchäft 
harakterifirt, fondern der das Rechtsverhältniß zwiſchen Einzelftaat 
und Reich betrifft. Während in der Hauptſache die Konventionen 
Rechte der Einzelftaaten an Preußen abtreten, enthält biefer 
Nebenbeftandtbeil, gleichfam als eine Art von Gegen-Conceffion, 
Belhränfungen der dem Kaiſer zuftebenden Befugnilfe; nament- 
li des Dislofationsrehtes und des Rechtes, die Formation 
und Gliederung der Kontingente zu beftimmen. Diejes Verhält- 
niß unterliegt natürlih nit der Autonomie der Einzelitaaten. 
Wenn Feitfegungen über daſſelbe in den Militair-Konventionen 
getroffen worden find, jo beruht dies auf dem engen thatſäch— 
lihen Zufammenhange zwiſchen den Militairhoheitsrechten des 
Reichs und den Militairhoheitsrechten der Einzelitaaten; für die 
rechtlihe Beurtheilung aber ift es erforderlich, Diele zwei jtaats- 
tehtlih verfchiedenartigen Beitandtheile der Konventionen aus: 
einander zu halten, 

2. Bon diefem Gefichtspunfte aus find zunächſt die Rechts— 
jubjefte, unter welchen die Konventionen abgefchloffen worden find, 
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zu betrachten. Die älteren Konventionen von 1867 und 1868 find 
mit dem „Könige von Preußen”, diejenigen der Hanfeftädte mit 
ber „Königl. Preußiſchen Regierung” abgefchloffen worden, dagegen 
ift die Konvention von Baden mit dem „König von Preußen als 
Bundesfeldheren”, und alle übrigen feit der Gründung des Reiches 
verfaßten Konventionen find mit dem „Deutichen Kaifer und König 
von Preußen” contrabirt!). Aus der Wahl diefer Bezeichnung 
allein ift nicht zu entnehmen, in melcher rechtlichen Eigenſchaft der 
Kaifer und König -den Vertrag geihlofen bat und ob demgemäß 
das Reich oder Preußen als das Subjekt der aus dem Bertrage 
bervorgebenden Rechte und Pflichten zu erachten ift; vielmehr ift 
der Inhalt der Abrede dafür entiheidend. Das PVerhältniß der 
Einzelftaaten zum Rei, insbefondere die Anwendung und Aus— 
führung der in der Reichsverfaſſung dem Kaifer übertragenen 
Rechte, kann nit durch einen Staatsvertrag des Königs von 
Preußen, jondern nur duch einen MWillensact des Kaiſers normirt 
werden; andererjeit3 Tann die Aufnahme der Truppen deutſcher 
Bundesftaaten in die Kontingentsgemeinihaft und Verwaltung der 
Preußiihen Armee und die Feititellung der Modalitäten, unter 
welchen diefe Aufnahme erfolgt, nicht vom Deutichen Kaifer, fon: 
dern allein vom Könige von Preußen erfolgen ?). 

3. Von Wichtigkeit wird die hervorgehobene Unterjheidung 
aber namentlich binfichtlid der Erforderniffe der Gültigkeit und 
der rechtlichen Wirkungen der Konventionen. 

a) Inſoweit der Inhalt derjelben in den Bereich der Auto: 
nomie der Einzelftaaten fällt, ift die Genehmigung des Bundes» 
rathes und des Reichstages nicht erforderlih, da die Rechte des 


1) Ausgenommen die Konvention mit Walded vom 24. November 1877, 
welde vom „König von Breußen” mit dem Fürſten vereinbart ift; in ben 
einzelnen Artifeln begegnet man aber wiederholt dem „Deutichen Kaijer.” 

2) Die Annahme, daß einzelne Staaten ihre Militairhoheitsrechte nicht 
Preußen, fondern dem Reihe (Kaijer) cedirt haben, würde zu einer übermäßig 
vermwidelten Konftruftion führen; denn da das Mei eine eigene Militair- 
verwaltung nicht Hat, jo müßte man unterftellen, daß 1) das Reich durch die 
Reichsverfaſſung den Einzelftaaten die Selbftverwaltung ihrer Kontingente zu⸗ 
gewiejen, daß 2) die Einzeljtaaten dieſe Befugnig dem Neich abgetreten, daß 
3) das Reich wieder die Ausübung derjelben Preußen übertragen Habe und 
man müßte dabei ferner annehmen, daß das Letztere durch eine ſtillſchweigende 
Mebereintunft gejchehen fei. 
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Reiches hiervon unberührt bleiben; dagegen iſt die Gültigkeit der 
Konventionen nach Maßgabe des Landesrechts des betreffenden 
Bundesſtaates von der verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung des Land- 
tages abhängig, wenn durch die Konvention die beſtehende Geſetz— 
gebung des Landes abgeändert oder ein Hoheitsrecht aufgeopfert 
wird. In Folge diefes Prinzips bedurften die bisher abgeſchloſſenen 
Konventionen zu ihrer Geltung ftetS nur auf einer Seite der 
landftändifchen Genehmigung und ordnungsmäßigen Verkündigung, 
nämlih auf Seiten des Mitcontrabenten Preußens, während der 
Preuß. Landtag ebenjomenig wie der Reichstag ein Zuftimmungs- 
teht in Anſpruch zu nehmen befugt war!). Dem entiprechend 
baben dieje Konventionen aber auch Feine andere rechtlihe Wirkung 
ala fie oben Bd. II 8. 66 für die Staatsverträge der Bundes: 
glieder überhaupt entwidelt worden ift. Dieſe Verträge dürfen 
nit nur Feine Beitimmungen enthalten, welche mit Anorbnungen 
bereit3 verfündigter Reichsgeſetze im Widerſpruch ftehen, fondern 
fie verlieren auch gemäß Art. 2 der R.V. ihre Geltung, fobald 
das Reich durch Gele eine andere Vorſchrift fanctionirt ?); denn 
die Autonomie der Bundesglieder wird eben durch jedes neue 
Reichsgeſetz beſchränkt oder theilmeife befeitigt. Ein großer Theil 
der in den Militair-Konventionen enthaltenen Beltimmungen ift 
au in der That Durch die ſpäter ergangenen, oben S. 14 fg. ange: 
führten, Reich3gejete aufgehoben oder bedeutungslos geworden. 

b) Infofern die Militair-Konventionen das Verhältniß des 
Einzelftaates zum Reich betreffen, ift die Zuftimmung des Land: 
tages des contrabirenden Staates ebenfall$ erforderlich, falls Rechte 
dieje3 Staates aufgegeben oder bejondere Laſten übernommen iver: 
den. Ebenſo iſt die Zuftimmung des Bundesrathes und Reichs— 
tages erforderlih, wenn Anordnungen der Reichsgeſetze modi- 
fizirt werden, und zwar unter Beobachtung der im Art. 78 der 
RB. aufgeftellten Regeln, wenn die Konvention Verfaſſungsvor— 
Ihriften abändert. In einem ſolchen Falle würde ferner die ord— 
nungSmäßige Verkündigung der Konvention im Reichsgeſetzblatt 
eine unerläßliche Vorausſetzung ihrer Gültigkeit fein. 


1) Das in Preußen geltende Recht wurde durch Teine der zahlreichen 
Rilitairtonventionen berührt und ebenfomenig wurde irgend ein Breuß. Ho- 
heitsrecht beſchränkt oder der Preußiſche Staat finanziell belajtet. 

2) Bel. Bd. II ©. 196. 
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Bon dem hier vorausgefegten Falle ift nun aber ein anderer 
wohl zu unterjcheiden; nämlich der, daß die Konvention nicht die 
in der Reichsverfaſſung oder den Reichsgeſetzen aufgeftellten Rechts⸗ 
jäge abändert, fondern nur die Ausübung ber durch diefe Rechts— 
Jäge dem Kaifer übertragenen Oberbefehlähaber-Befugniffe betrifft. 
Nur diefer legtere Fall ift in den bisher abgefchloffenen Konven— 
tionen gegeben; fie enthalten nur Zuſicherungen über die Art und 
Meile, in melder die dem Kaifer verfallungsmäßig eingeräum- 
ten Befugniffe ausgeübt merden ſollen y. Diefe Konventionen 
reihen an das Niveau der Gejebgebung, insbefondere der Ver: 
fafjung, gar nicht hinan; fie lafjen die verfaſſungsmäßig oder reichs— 
gejegli janctionirten Rechtsſätze völlig unberührt; fie äußern ihre 
Wirkungen ausſchließlich auf dem Gebiet der Verwaltung, in specie 
des militairifchen Oberbefehls, welches der freien Entſchließung 
des Kaiſers unterftellt ift ?). Aus diefem Grunde bedurften auch 
diefe Konventionen nur der Genehmigung des Kaiſers, nicht der: 
jenigen des Bundesrathes und Reichstages, und ebenfowenig einer 
ordnungsmäßigen Verfündigung im Reichsgeſetzblatt. Es genügt 
eine Mittheilung der Konventionen an Bundesrath und Reichs: 
tag behufs Conftatirung, daß die Konventionen nicht in das 
Gebiet der Gejebgebung eingreifen. 

4. Auf die Konventionen mit Sachſen, Wilrttemberg und 
Bayern beziehen fich die vorjtehenden Ausführungen nicht, jede 
derjelben bat vielmehr einen eigenthümlichen juriftiichen Charafter. 

a) Die Konvention mit dem Königreich Sachſen ift am 
7. Februar 1867 abgeichloffen worden, alfo vor Einführung der 
Verf. des Nordd. Bundes. Im Eingange der Uebereinfunft wird 
bemerkt, daß dieſelbe gefchloffen werde, „um die Beitimmungen 
der Berfaffung des Nordd. Bundes über das Bundeskriegsweſen 
den bejonderen Berhältniffen des Königreichs Sachſen anzupaſſen“, 
und fie wird bezeichnet als eine „auf der Grundlage des Friedens: 
vertrages vom 21. Oktober getroffene bejondere Verabredung, 


1) Ausgenommen find Hiervon die einigen kleineren Staaten zeitwweije be- 
willigten Nachläſſe von den Militair-Ausgaben. Diejelben Hatten 
nur für die Uebergangszeit praftifche Bedeutung und können hier unerdrtert 
bleiben. . 

2) Vgl. Hänel Studien I ©. 246. 
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welhe unabhängig von allen ferneren darauf bezüglichen Verband: 
lungen in Kraft treten und bleiben fol.” Bei Abfafjung diefer 
Konvention batten bie Kontrahenten daher offenbar den überein: 
fimmenden Willen, einerjeit3, daß dieſelbe auch in dem Falle 
Geltung haben folle, wenn die in Ausficht genommene Berein- 
barung einer Bundesverfaflung nicht gelingen follte, andererfeitz, 
daß fie für Sachſen unveränd.rt in Kraft bleiben folle, wenngleich 
etwa die Bundesverfafjung Beitimmungen über das Kriegsweſen 
enthalten jollte, welche mit ibr im Widerſpruch ftehen. Eine aus: 
drüdlicde Beftätigung bat dies in einem Nadhtragsprotofoll vom 
8. Febr. 1867 erhalten, in welchem vereinbart wurde, daß die von 
der Konferenz der Bevollmächtigten vom 7. Febr. 1867 in Art. 61 
des Berfaflungs-Entw. eingefhobenen Worte!) „oder ohne” (R.V. 
Art. 64 Abſ. 3) „als über die Abficht der Konvention zwiſchen 
Preußen und Sachſen hinausgehend, auf das Verhältniß zum 
Könige. Sachſen feine Anwendung finden.” Hervorzuheben ift 
jener, daß diefe Konvention mit Sachſen unter allen mit Staaten 
des Norddeutſchen Bundes gefchloffenen Konventionen die einzige 
it, welche feine Beſchränkung oder Verminderung der nach der 
Verfaflung den Einzelftaaten verbliebenen Rechte enthält und welche 
keines diefer Rechte auf Preußen überträgt, fondern daß fie 
lediglih das Verhältniß des Sächſiſchen Kontingents zum 
Bunde und zum Bundesfeldherrn betrifft. Als Contrahent der: 
jelben wird im Eingang genannt „der König von Preußen als 
Bundesfeldherr“, obſchon zur Zeit ihres Abſchluſſes fein anderes 
Bundesverhältniß beftand als das durch den Vertrag vom 18. Auguft 
1866 begründete ?). Es ergiebt fi aus alledem, daß die Konven- 
tion vom 7. Febr. 1867 nad) der Abſicht ihrer Contrabenten eine 
jpezielle Regelung der Heere3:Berfaffung für Sachſen enthalten 
jolte, welche vor der generellen Regelung des Bundestriegs- 
weſens, wie fie die Bundesverfafjung normiren würde, den Bor: 
rang haben follte. Allein dieſer Charafter eines Spezial-Verfaffungs: 
gejeges ift ihr in der Folge nicht beigelegt worden; es wäre bazu 
erforderlih gewejen, daß in die Verf. des Nordd. Bundes ein 
ähnlicher Vorbehalt aufgenommen wurde, wie ihn die Schlußbe- 


1) Bol. oben Bd. I ©. 22 a. E. 
2) Siehe Bd. I ©. 16 fg. 
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ſtimmung zum XI Abſchnitt rückſichtlich Bayerns und Württem— 
bergs enthält. Dadurch, daß Sachſen, obwohl dies nicht geſchehen 
iſt, dennoch die Nordd. Bundesverfaſſung angenommen hat und in 
den Bund eingetreten iſt, hat es auf die Anerkennung der in der 
Konvention enthaltenen Beſtimmungen als Verfaſſungs-Son— 
derrecht verzichtet und ſich mit dem gemeingültigen Verfaſſungs— 
recht begnügt; und es wurde dies in concludenter Weiſe durch das 
thatſächliche Verhalten ſowohl Sachſens als des Reiches dadurch 
beſtätigt, daß bei der Redaktion der R.V. die gebotene Gelegenheit, 
in der Schlußbeſtimmung zum XI. Abſchnitt auch die Sächſiſche 
Konvention aufzuführen, nicht benutzt worden iſt. Inſoweit dem: 
nach die Vorſchriften der Sächſ. Konvention mit Vorſchriften der 
Reichsverfaſſung oder der Reichsgeſetze im Widerſpruch ſtehen, 
hat nicht die Konvention, ſondern die Reichsverfaſſung und das 
Reichsgeſetz den Vorrang. Ein ſolcher Widerſpruch iſt aber nicht 
vorhanden, wenn die Reichsverfaſſung dem Kaiſer Befuguifje ein- 
räumt, welche er nach freiem eigenen Ermeſſen geltend machen darf, 
die Konvention dagegen dieſes Ermeſſen beſchränkt und einen be— 
ſtimmten Gebrauch der Befugniſſe Seitens des Kaiſers zuſichert; 
vielmehr liegt hierin grade eine Anwendung der in der Verfaſſung 
dem Kaiſer gewährleiſteten Dispoſitionsfreiheit). 

b) Die Konvention mit Württemberg ift gleichzeitig mit 
dem Verfaſſungsbündniß-Vertrag geichloffen und durd Art. 2 Ziff. 5 
deſſelben als ein integrirender Beftandtheil dieſes Vertrages erklärt 
worden ). Mit der Sächſiſchen Konvention hat fie gemein, daß 
fie die verfaffungsmäßig den Einzelitaaten gewährten Militairho- 
heitsrechte nicht einſchränkt und Feines derjelben auf Preußen über: 
trägt, daß fie ausſchließlich das Verhältniß Württembergs zum 
Reich beziehentl. zum Kaifer betrifft, und daß fie Vereinbarungen 
über die befondere Art der Anwendung der verfafungsmäßigen 
Beftimmungen auf das Württembergifhe Armeekorps enthält. Nur 
ift fie inhaltlich von der Sächſiſchen Konvention dadurch verſchieden, 
daß fie bei Weitem eingreifendere und erheblichere Modifikationen 


1) In diefer Hinficht ftimme ich den im Uebrigen vortrefflihen Aus— 
führungen Hänel’3 ©. 247 nicht bei. 

2) Sie ift datirt von Verſailles den 21. Nov. 1870 und Berlin 25. Nov. 
1870 und fie ift im Bundesgeſetzblatt 1870 ©. 658 als BeftandtHeil des Bünd- 
nißvertrages publizirt worden. 
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der verfaffungsmäßigen Normen enthält, wie jene!). Mit der Sächſ. 
Konvention ſtimmt auch überein die Tendenz, welche bei dem Ab: 
ſchluß der Württembergifchen verfolgt wurde, nämlich daß dieſelbe 
ein jinguläres Recht gegenüber dem gemeinen Berfafiungsrecht 
bilden und demgemäß demjelben vorgehen folle. Während aber rüd- 
ſichtlich Sachſens dieſes Ziel nicht erreiht wurde, ift rückſichtlich 
Württemberg3 feine vollitändige und rechtlih unanfechtbare Ver: 
wirflihung eingetreten. Die Beftimmungen der Württemberg. Kon: 
vention find durch die Schlußbeftimmungen zum XI. Abſchnitt der 
RB. zum integrivenden Beftandtheil der R.B. erflärt worden; fie - 
bilden ein verfaffungsmäßiges Sonderreht und die Befeitigung 
beffelben ift nur nach den im Art. 78 der R.B. aufgeftellten Regeln 
zuläſſig). Während duch die Sächſiſche Konvention der Kaifer 
ſich ſelbſt freiwillig in dem Gebraud der ihm zuftehenden 
verfaffungsmäßigen Befugnifje Schranken auferlegt hat, ftehen diefe 
Befugnifje dem Kaifer in Württemberg von Rehtsmwegen nur 
in demjenigen Umfange zu, den die Württemb. Konvention aner: 
fannt bat; ihre Schranfen wurzeln nicht in dem freien Willen des 
Kaiſers, fondern in der Verfaſſungsvorſchrift des Reiches. 

ec) Mit Bayern it eine Militairfonvention in einem bejon- 
deren Aktenſtück zwar nicht abgeichloffen worden, der Bündnißver— 
trag vom 23. Nov. 1870 unter III $. 5 und das dazu gehörige 
Schlußprotofoll enthalten aber eine ſolche. Bon derſelben gilt 
Alles, was von der Württembergifhen Konvention foeben ausge: 
führt worden ift; fie ift zum verfaſſungsmäßigen Spezialrecht er: 
flärt, auf deſſen Aufrechterhaltung Bayern ein Sonderreht (im 
ſubjektiven Sinne) hat. Materiell freilich ift dieſes Bayeriſche 
Sonderredht von dem Württembergifchen jehr erheblich verſchieden; 


1) Dahin gehört: der Borbehalt der eigenen Militair-Strafgeriht3-Ord- 

nung, die jelbftändige Beftimmung über die Bekleidung , die mejentliche Be⸗ 
ränkung des Dislocirungsrechtes des Kaiſers, das Recht des Könige von 

Rürttemberg den Höchſtkommandirenden zu ernennen und bei der Ernennung 
der übrigen Generale nicht an die Zuftimmung des Kaijer gebunden zu jein, 
da3 Zugeſtändniß, dab Erjparniffe am Württemb. Militairetat zur Verfügung 
Württembergs verbleiben, daß der Kaifer wegen der Anlage von Befeftigungen 
in Württemberg fi) vorher mit dem Könige von Württemberg in’8 VBernehmen 
zu ſetzen habe u. a. 

2) Bgl. Bd. L 8. 11. 

Laband, Reichsſtaatbrecht. ILL. 3 
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denn für das lettere bildet die Anmendung der Vorfchriften der 
R.V., für Bayern der Ausſchluß derjelben den Ausgangspunkt. 


Berzeihniß der gegenwärtig in Geltung ftebenden 


> 0 DD m 


-I 


14, 
15. 
16. 


Militairlonventionen‘). 


.Sachſen vom 7. Febr. 1867. 

. Württemberg vom 21.125. Novemb. 1870. 

. Baden vom 25. Novemb. 1870. 

. Helfen vom 13. Juni 1871 (an Stelle der Konvention 


vom 7. April 1867). 


. Medlenburg: Schwerin vom 24. Juli 1868 und 


vom 19. Dez. 1872. 


. Medlenburg-Strelig vom 9. Novemb. 1867 und 


vom 23. Dez. 1872. 


. Oldenburg vom 17. Suli 1867. 
. Thüringiihe Staaten (Sachſen-Weimar, Sachſen⸗ 


Meiningen, Sachen: Altenburg, Sachen: Koburg = Gotha, 
Schmarzb.-Rudolit., Reuß & 2. und Neuß j. 8) vom 
15. Sept. 1873 (an Stelle der Konvent. v. 26. Juni 1867). 


. Anhalt vom 16. Sept. 1873 (an Stelle der Konvent. 


vom 28. Juni 1867). 


. Shwarzburg-Sondershaufen vom 17. Sept. 1873 


(an Stelle der Konvent. vom 28. Juni 1867). 


. 2ippe=:Detmold vom 14. Nov. 1873 (an Stelle der 


Konvent. vom 26. Juni 1867). 


. Shaumburg=tLippe vom 25. Sept. 1873 (an Gtelle 


der Konvent. vom 30. Juni 1867). 


. Walded von 24. Novemb. 1877 (an Stelle der Konvent. 


vom 6. Auguſt 1867). 
Hamburg vom 23. Juli 1867. 
Bremen vom 27. Juni 1867. 
Lübeck vom 27. Suni 1867. 


1) ©ie find fämmtlid) abgedrudt in „Die Militair-Gejepe des Deutjchen 
Reichs“ I ©. 55—181. Die Konventionen von 1867 in den Druckſachen des 
Reichstages 1867 Nro. 21 und in Glaſer's Ardiv I Heft 3. und 4.; Die 
jpäteren in den Drudjachen des Neichstages 1872 Nro. 189, 1873 Nro. 18, 
1874 Nro. 33. 
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17. Bereinbarung zwiſchen Preußen, Bayern und Württemberg 
bezüglih der Seftung Ulm. de dato Ulm den 
16. Juni 1874. 


$. 79. Der Oberbefehl über die bewafinete Macht des Reiches. 


I. Den Bereih des Armee - Befehls von dem Bereich der 
Armee:Berordnung ſcharf und prinzipiell abzugränzen, ift nicht 
möglih; denn die weſentlichen Kriterien find beiden Begriffen ge- 
meinfam: es find Unterarten des Verwaltungsbefehls. Die Armee: 
Berwaltung unterscheidet fich in diejer Beziehung nicht im Geringften 
von jeder anderen Verwaltung und ſowie der dienftliche Befehl 
irgend eines Beamten an feinen Untergebenen, eine beftimmte ein- 
zelne Handlung zu verrichten, von der allgemeinen, auf unzählige 
Fälle anwendbaren Verordnung (Generalverfügung) des oberften 
Vermaltungschef3 binfichtlih ihres juriftiihen Weſens und ihrer 
tehtlihen Wirkung nicht verjchieden ift, jo beſteht auch Feine we— 


jentliche juriſtiſche Differenz zwiſchen dem Befehl des Unteroffizierg 


an den Rekruten, ſich rechts umzukehren, und einer Anordnung des 
oberjten Kriegsherrn, die vielleicht von dem eingreifendften Einfluß 
auf die ganze Ausbildung, Bewaffnung, Uniformirung u. |. w. der 
Armee ift?). Der Sprachgebrauch unterjcheidet freilich, indem man 
ben Befehl zu einer einzelnen beftimmten Handlung gewöhnlich 
nicht als Verordnung und andererjeit3 die Anordnung dauernder 
Einrichtungen und allgemeiner Verhaltungsregeln nicht als Dienft- 
befehl bezeichnet; eine beſtimmte Gränze aber, nach melcher mit 
Sicherheit zu entjheiden wäre, ob eine Ordre Dienitbefehl oder 
ob fie Verordnung ift, läßt ſich nicht feftftellen. Der Reddtsgrund 
für die Verbindlichkeit des Befehls ift in allen Fällen die Dienft- 
pfliht und die in derjelben enthaltene Pflicht zum Gehorſam; 
auch im diefer Hinficht gelten für die Armee Feine anderen Prin: 
jipien wie für die Civilverwaltungszweige, nur daß die militairifche 
Gehorfamspflicht einen größeren Umfang hat und durch ftrengere 
Strafen gegen Berlegungen gefichert ift ). Aus dem angegebenen 
Prinzip folgt, daß das Recht des Oberbefehl3 an und für fich 





1) Sal. oben Bd. II ©. 222 fg. 
2) Siehe unten $. 88. IV. $. 89. IL 2. 
3 * 
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dem Kontingentsherrn zufteht, da feine Truppen zu ihm in 
einem Dienftverhältniß ftehben und demgemäß ihm gegenüber zu 
Gehorſam und Treue verpflichtet find. Da nun aber eine einheit- 
lihe Verwendung der Kontingente und eine Zufammenfafiung der 
in ihnen vorhandenen Streitfräfte nicht denkbar ift, ohne einen ein- 
heitlichen Oberbefehl über ſämmtliche Kontingente, jo hat die Reichs⸗ 
verfaffung dem Kaifer diefe Machtbefugniß verliehen und zwar 
nicht nur für den Krieg, fondern auch im Frieden. Im Zufam- 
menbange mit diefem Hecht des Oberbefehls fteht eine Reihe won 
Befugnifien, welche die Reichsverfaſſung dem Kaiſer als ſolchem 
beilegt und welche unter dem Namen „Oberbefehl”" mit verftanden 
werden. Diefe Rechte hat der Kaiſer auch über diejenigen Truppen 
auszuüben, über welche ihm die Kontingent3herrlichkeit nicht zuftebt, 
und er ift bei ihrer Ausübung nicht an die Zuftimmung des Bun- 
desrathes und des Reichstages gebunden. Nur ift es jelbftwer- 
ftändlih, daß alle im Wege der Reichdgefeßgebung fanctionirten 
Vorſchriften auch bei Handhabung des militairiichen Oberbefehls 
beobachtet werden müſſen. 

II. Die Rechte und Pflihten, welche nach der R.B. und den 
auf Grund derjelben ergangenen Reichsgejegen den Inhalt des 
kaiſerlichen Militair-Oberbefehls bilden, find folgende: 

1) „Alle deutſchen Truppen find verpflichtet, den Befehlen des 
Kaiſers unbedingte Folge zu leiften. Diele Verpflichtung 
ift in den Fahneneid aufzunehmen”! R.V. Art. 64 Abi. 1. 

2) Behufs Ausübung des Befehls ift der Kaifer berechtigt, 
den Höchſtkommandirenden eines Kontingent, ſowie alle Offiziere, 
welde Truppen mehr als eines Kontingent3 befehligen und alle 
Feftungstommandanten zu ernennen. Die von ihm ernannten Dffi- 
ziere leiften ihm den Fahneneid. Auch innerhalb der einzelnen 
Kontingente darf die Ernennung der Generale und der Offiziere, 
welche Generalsftellungen verjehen, nur mit jedesmaliger Zuftim- 
mung de3 Kaiſers erfolgen. RB. Art. 64 Abf. 2. 

Eine Ausnahme biervon befteht für Württemberg. Die 
Beſetzung der Generalsitellen in diefem Kontingent ift an die jedes: 
malige Zuftimmung des Kaiſers nicht gebunden und die Ernennung 
des Höchſtkommandirenden erfolgt nicht Seitens des Kaifers, fon: 


1) gl. unten 8. 81. I. 
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dern Seitens der Königs von Württemberg nach vorgängiger Bu: 
fimmung des Kaiſers '). 

3) Der Kaiſer bat das Recht der Inſpektion. Er kann 
jeder Zeit von dem Zuftande der einzelne Kontingente ſich per: 
fönfid oder dur von ihm ernannte Inſpekteure überzeugen, um 
teftzuftellen, daß innerhalb des deutſchen Heeres alle Truppentbeile 
vollzählig und Friegstüdtig vorhanden find, und er hat dafür zu 
jorgen, daß Einheit in der Organifation und Formation, in Bes 
waffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannichaften, 
jowie in der Qualififation der Offiztere bergeftellt und erhalten 
wird. Der Kaifer ift befugt, die Abftellung der bei den Inſpek—⸗ 
tionen vorgefundenen Mängel anzuordnen. R.B. Art. 63 Abf. 3). 

4) Nah der R.B. Art. 63 Abi. 4 bat der Kaifer den Prä- 
fenzftand, die Gliederung und Eintheilung der Kon: 
tingente des Reichsheeres zu beftimmen. Diefe Befugniß ift aber 
binfichtli des Friedensftandes des ftehenden "Heeres mefentlich 
eingefhräntt worden durch die Vorſchriften des Militairgefeßes 
$. 1—4°); und es find nunmehr folgende Unterfcheidungen zu 
machen: 

a) hinſichtlich des ſtehenden Heeres im Frieden erſtreckt 
ſich die Befugniß des Kaiſers nur auf diejenigen taktiſchen und 
adminiſtrativen Verbände, ſowie auf diejenigen beſonderen Forma— 
tionen, welche in den 88. 2 und 3 des Militairgeſetzes nicht er- 
wähnt werden ®). 

b) binfihtlih der Landwehr bat der Kaiſer das Recht, die 


1) Württemb. Milit.-Konv. Art. 5. 

2) Da alle Truppentheile den Befehlen des Kaiferd unbedingt Folge 
leiften müfjen, jo ergiebt fich, daß diefe Anordnungen unmittelbar vom Kaifer 
an die betreffenden TZruppen-Kommando-Behörden ergehen können. Durch die 
Militairkonventionen mit Sachſen Art. 4 Abi. 2 und mit Württemberg 
Art. 9 Abi. 2 ift jedoch vereinbart worden, daß der Kaiſer die in Yolge fol- 
her Inſpizirungen bemerkten ſachlichen oder perjönliden Mißſtände dem 
Könige von Sadjien, reſp. Württemberg, mittheilt, welcher ſeinerſeits 
diefelben abzustellen jich verpflichtet und von dem Gefchehenen dann dem Kaifer 
Anzeige machen läßt. 

3) Bgl. darüber 8. 83. 

4) Außerbem enthalten die meiſten Militairkonventionen beftinnmte Ber- 
einbarungen über die Formation der einzelnen Kontingente, nämlich für Sachſen, 
Bürttemberg, Heſſen, beide Medlenburg, Baden, Oldenburg, die Thüringifchen 
Stanten und Anhalt. 
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Drganifation (Gliederung, Eintheilung u. |. mw.) zu beſtimmen und 
er ift dabei nur an den Rechtsſatz gebunden, daß die Territorial- 
Eintheilung des Bundesgebiete8 in 17 Armeelorps - Bezirke als 
Grundlage für die Organifation der Landwehr zu dienen habe ?). 

ec) Die Kriegsformation des Heeres ſowie die Organiſation 
des Landſturmes beftimmt der Kaifer, ohne daß er bierbei 
irgend welchen gejeglihen Einſchränkungen unterliegt ?). 

d) Daffelbe gilt von der Drganifation und Zufammenfegung 
der Kriegsmarine, abgejehben von den aus dem Etatsgeſetz 
fih ergebenden Schranken für die Friedenzzeit °). 

5) Der Kaifer bat das Dislokationsrecht d. h. das 
Recht, die Garnifonen der einzelnen Truppenkörper zu beftimmen 
und zwar innerhalb des ganzen Bundesgebietes, To daß er den 
Truppentheilen der einzelnen Kontingente auch außerhalb ihres 
Staatsgebietes Garnifonen anmeilen Tann‘). Ueber die Aus— 
übung diefes Rechtes ®) find aber den meiften Staaten in den 
Militairkonventionen beftimmte Zuſicherungen ertheilt worden und 
zwar in dreifader Richtung: 

a) Zahlreihen Staaten ift die Zuſicherung ertheilt worden, 
daß ihre Kontingente für die Dauer frieblicher Verhältniſſe im 
eigenen Lande dislozirt bleiben‘). Indeſſen find Truppen mebrerer 
diefer Staaten nad Elfaß-Lothringen verlegt worden. Die Dis: 
lozirung der Sächſiſchen Truppen innerhalb Sachſens und ver 
Württembergiſchen Truppen innerhalb Württemberg ſteht den 
Kontingentsherren zu, während binfichtlih der übrigen bier in Be- 


1) Milit.Geſ. 8. 5. Giehe $. 84. 

2) Milit.-Gel. 8. 6. Bgl. 8. 85. 

3) RB. Urt. 53 Abſ. 1. Bol. unten 8. 87. 

4) R. V. Art. 63 Abi. 4. 

5) jedoch unbeſchadet der Yortdauer diefes Rechtes ſelbſt in feinem 
verfaffungsmäßigen Umfange. 


6) Konvent. mit Sachſen Art. 5. Wenn im Sntereffe des Bundes 


dienſtes der Kaifer zu einer Dislozirung der Sächſ. Truppen fi bewogen 
findet, jo will er fich vorher mit dem Könige von Sachſen in Bernehmen ſetzen. 
Konvent. mit Württemberg Art. 6. Eine Dislozirung der Württemberg. 


Zruppen außerhalb des Staatögebieted fol nur mit Buftimmung bes | 


Königs v. W. erfolgen, fofern es fich nicht um Bejegung ſüddeutſcher oder 
weſtdeutſcher Feftungen handelt. Heſſen Art. 6 (wie Sachſen) Baden 


Urt. 4. Oldenburg Ar. 4 Ab. 2 Thüringen Art. 2. Unhalt 


Art. 2. 
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tracht kommenden Kontingente die Anweifung der einzelnen Garni- 
ionen von dem Kaifer verfügt wird. 

b) Mebreren diefer Staaten ift ferner zugefihert worden, daß 
obne bejondere militairifhe oder politiihe Intereſſen Truppen 
anderer Kontingente in ihren Gebieten nicht Garnifon erhalten 
werben, nämlich Sachen, Württemberg, Heflen, Baden und Olden⸗ 
burg '). 

c) Anderen Staaten ift dagegen wieder das Verſprechen ge: 
geben worden, das fie an beftimmten in ihrem Gebiete gelegenen 
Drten eine fremde und zwar Breußifche Garnifon erhalten werden ?). 

Eine mittelbare Beſchränkung des kaiſerl. Diglofations- 
rechts ergiebt fich außerdem, fomweit die vorhandenen Kafernen 
zur Unterbringung der Truppen nicht ausreichen, dadurch, daß die 
Herftellung neuer Kafernen an die Bewilligung der dafür erfor: 
derlihen Mittel im Etat3gefeh, die Einguartirung aber an die im 
$. 6 des Quartierleiftungsgejeges gezogenen Schranken gebunden ift?). 

6) Endlich hat der Kaifer das Recht, die Friegsbereite 
Aufttellung eines jeden Theiles des Neichsheeres anzuordnen 
und die Reſerve, Landwehr und Seewehr zu den Fahnen einzube- 
rufen“). Zur Sicherung der prompten Ausführung eines foldhen 
Befehls find alle bereits im Frieden zur fehleunigen Weberführung 
des Heeres auf den Kriegsfuß erforderlichen Vorbereitungen nach 
den Beftimmungen des Kaiſers zu treffen ®). 


1) Milit.-Ronventionen mit Sachſen Art. 5 (vorbehaltlich der vorüber⸗ 
gehenden, inzwiſchen aufgehobenen Bejegung einzelner befeftigter Pläge mit 
Breuß. Truppen). Württemberg Urt. 6 (ausgenommen Ulm); Heffen 
Art. 6 (ausgenommen Mainz Ur. 22); Baden Art. 4 (angenommen 
Roftatt); Oldenburg Art. 4 Abſ. 2 (mit Ausnahme der Stadt Bir- 
tenfeld). . 

2) Konvent. mit Shwarzb.-Sonderdhaujen Urt. 2 Lippe 
Detmold Art.2. Shaumburg-Lippe Art. 2. Lübed Art. 2.3. 
Hamburg Urt. 2 u 3. Bremen At. 3.4 Walded (von 1877) Art. 2. 

3) Pol. unten 8. 93 1. Baden ift überdies in dem Schlußprotof. zur 
Milit.-Ronvent. Ziff. 5 Abſ. 2 die Zufiherung ertheilt worden, daß nad) Orten, 
in denen die erforderlihden Kafernen-Einrichtungen nicht vorhanden find, nur 
aus beſonders dringenden Gründen eine Garnifon verlegt werden wird. 

4) RB. Urt. 63 Abſ. A. Wehrgeſ. $. 8 Abi. 1. 

5) Militairgef. 8. 6 Abf. 1. Die Militair-KRonvent. mit Sachen Urt. 9 
und mit Württemberg Art. 14 betreffen zwar dieſes Necht bes Kaiſers, ohne 
daſſelbe aber irgend wie einzufchränfen. 
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II. Die angegebenen Rechtsvorſchriften haben für Bayern 
feine Geltung !). Nur im Kriege find die Bayeriſchen Truppen 
verpflichtet, ven Befehlen des Bundesfeldherrn (Kaijers) unbedingt 
Folge zu leiſten); im Frieden ftehen fie ausfchlieglih unter dem 
Befehl des Königs von Bayern. Der Oberbefehl des Kaiſers tritt 
ein mit Beginn der Mobilifirung‘). Im Frieden gelten nur 
folgende Regeln, um die Einheitlichkeit des Deutjchen Heeres auch 
mit Rüdficht auf das Bayeriſche Kontingent zu fichern: 

1. Der oben ©. 25 in Betreff des Verordnungsrechts er- 
wähnte Sat, daß Bayern verpflichtet ift, in Bezug auf Organijation, 
Formation, Ausbildung und Gebühren, jowie hinfihtlih der Mo: 
bilmadyung volle Webereinftimmung mit den für das Reichsheer 
beftehbenden Normen berzuftellen, findet auch Anmendung auf die 
Ausübung des dem Könige von Bayern zuftehenden Oberbefehl3- 
rechtes. 

2. Dem Kaiſer ſteht das Recht der Inſpektion des Baye- 
riſchen Kontingentd, um fi) von der Uebereinftimmung in Drgani- 
fation, Formation und Ausbildung, fowie von der Vollzähligfeit 
und Kriegstüchtigfeit deilelben Meberzeugung zu verihaffen, grund: 
ſätzlich zu; in jedem einzelnen Falle ver Vornahme einer folchen 
Inſpektion muß fich jedoch der Kaifer Über die Modalitäten ſowie 
über das Ergebniß mit dem Könige von Bayern ind Verneh— 
men feten‘). Ohne die Einwilligung des Königs von Bayern 
kann daher der Kaiſer fein Inſpektionsrecht nicht ausüben, und es 
befteht feine Berpflihtung des Königs, wenn bei einer ftatt- 
gefundenen Inſpektion perjönliche oder ſachliche Mängel bemerkt 
werden, diefelben auf eine vom Kaiſer an ihn gerichtete Aufforde- 
rung abzuftellen; es ift dies vielmehr dem eigenen Willensentfchluß 
des Königs anheimgegeben. 

3. Die Anordnung der Kriegäbereitichaft (Mobilifirung) Des 
Bayerifhen Kontingents erfolgt zwar Seiten? des Königs von 
Bayern; derſelbe ift aber verpflichtet, diefen Befehl „auf Veran: 
lafjung des Bundesfeldheren” zu ertbeilen®). Durch Erlaß der 


1) Schlußbeftimmung zum XI Abſchn. der RR. 
2) Vertrag v. 23. Nov. 1870. III 8. 5 Ziff. IV. 
3) ebendaf. Ziff. IIT Ubi. 1. 

4) ebendaf. Ziff. III Abi. 4. 

5) ebenda. Abj. 5. 
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Mobilmahungs-Drdre unterftelt der König von Bayern zugleich 
fein Kontingent dem Oberbefehl des Kaifers. 

IV. Zu den militairifhen Rechten des Kaifers zählt die 
Reichsverf. auch die Befugniß deſſelben, wenn die öffentliche Sicher: 
beit in dem Bundesgebiete bedroht ift, einen jeden Theil defjelben 
in Kriegs zuſtand zu erflären‘). Diefe Beitimmung findet fich 
in dem XI. Abjchnitt der R.V., welcher die Ueberſchrift „Reichs: 
frieggwejen” trägt, und nad) dem Wortlaut der Nordd. Bundes: 
verfaffung war diefe Befugniß nicht dem Bundespräfidium, ſondern 
dem „Bundesfeldherrn“ beigelegt; es ift aljo fein Ymeifel, daß 
nah der Berfaffung diefes Recht des Kaifers ala ein Ausfluß oder 
Veſtandtheil feines militairifchen Oberbefehls aufgefaßt wird. Daraus 
it aber nicht zu folgern, daß von diefer Befugniß nur im Kriegs: 
falle oder zur Sicherung der öffentlichen Ordnung gegen äußere 
Jeinde Gebrauch gemacht werden dürfte; denn der Kaiferl. Ober: 
befehl beftehbt auch im Frieden und das Militair ift nit nur 
zum Schuß gegen äußere Feinde, fondern auch zur Aufrechterhal⸗ 
tung des Landfriedend gegen innere Bedrohungen bejtimmt ?). 
Ihrem Inhalte nach reicht die im Art. 68 dem Kaifer eingeräumte 
Machtvollkommenheit aber weit über die Gränzen hinaus, welche 
dem Militair-Oberbefehl an ſich gezogen find; denn die Erflärung 
de3 Kriegszuſtandes wirkt nicht nur auf die zur Armee gehörenden, 
zum Militair-Gehorſam verpflichteten Berjonen, fondern fie erftredt 
ih auf die gefammte Verwaltung und fogar auf das Strafrecht 
und die Rechtspflege und erzeugt eine tief eingreifende, wenngleich 
wur zeitweilige, Beränderung des gefammten Rechtszuſtandes. Die 
Erflätung des Belagerungszuftandes ift im Wefentlihen als bie 
Einführung einer Militairdiftatur zu bezeichnen. Dieſelbe 
kann fih auf jeden Theil des Bundesgebietes (ausgenommen 
Bayern) eritreden, alſo nöthigenfalles auch auf das ganze Bundes: 
gebiet). Die Entfheivung der Vorfrage, ob die öffentliche Sicher: 


1) RB. Art. 68. 

2) v. Mohl Reichsſtaatsrecht S. 87 wirft dieſen „Zweifel“ auf um ihn 
jelbft zu widerlegen. Seine Ausführungen finden fich abgebrudt bei v.Rönıte 
16. 82. Bgl. ferner Seydel in Behrend’3 Zeitfchrift f. Deutſche Geſetz⸗ 
gebung Bd. VII ©. 620. 

3) Bel. v. Mohl ©. 88, deſſen Ausführungen abgejchrieben find bei 
v. Rönne a. a. O. ©. 86. 


42 8.79. Der Oberbefehl über die bewaffnete Macht bes Reiches. 


heit bedroht ift, hat der Kaiſer allein zu entjcheiden; weder bat 
die Landesregierung ein Zuſtimmungs- oder Widerfpruchsrecht, 
noch Steht dem Landesrath oder dem Reichstage eine Beichluß- 
faffung reſp. Genehmigung zu ’). 

Im Einzelnen gelten darüber. folgende Regeln: 

1. Die Borausfegungen, die Form der Verkün— 
dbigung und die Wirkungen einer folden Erklärung find 
durch ein Reichsgeſetz zu regeln; bis zum Erlaß eines folchen gelten 
dafür die Vorſchriften des Preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 
1851 (Br. Geſ. ©. 1851 ©. 451 ff.)). Die proviſoriſche Gel: 
tung dieſes Geſetzes erſtreckt fich daher nicht auf den gefammten 
Inhalt defjelben, fondern nur auf diejenigen Beitimmungen, welche 
Borausfegungen, Berlündigung und Wirkungen betreffen’); und 
auch diefe Anordnungen laffen zum Theil feine vollitändige und 
wörtliche Anwendung in den nichtpreußiichen Theilen des Bundes- 
gebietes zu, meil fie ſich auf Preußiſche Staatseinrihtungen und 
Berfaflungsbeitimmungen beziehen. 

a) Vorausſetzungen. Das Geſetz geitattet nur in zwei 
Fällen die Erklärung des Belagerungszuftandes, für den Fall 
eine3 Krieges in den von dem Feinde bedrohten oder theilmeife 
Ihon beſetzten Provinzen (8. 1) und für den Fall eines Au f- 
ruhrs bei dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit ($. 2). 
Andere Gefahren für die öffentliche Sicherheit rechtfertigen Die 
Erklärung des Belagerungszuftandes nicht). 


1) Die Behauptung v. Rönne’s ©. 84, „daß ſchon nach jehiger Lage 
des Neich3ftaatsrechted der Bundesrath in der Lage fei, auf dem im Art. 7 
der R.V. vorgejehenen Wege (?) die vom Kaiſer ausgehende Mafregel der 
Erklärung des Belagerungszuftandes zu feiner Kognition (?) zu ziehen“, ift 
ebenſo haltlos wie nichtsfagend. 

2) RB. Urt. 68. 

3) Zu denjenigen Bejtimmungen des Geſetzes, melde nicht reichögejeß- 
liche Geltung haben, gehören insbeſondere 8.16, wonach das Staatöminifterium 
zur Sufpenfion gewilfer Verfaffungsartitel aud dann befugt ift, wenn Der 
Belagerungszuftand nicht erklärt ift, und 8. 17, welcher vorjchreibt, daß Dem 
Preuß. Landtage Rechenſchaft zur geben ſei. 

4) Die Unorönungen in 88. 1 u. 2 des Preuß. Geſetzes über die DB e- 
hörden, denen die Erklärung des Belagerungszuftandes zufteht, nämlich im 
Falle des Krieges die Feftungstommandanten und die fommandirenden Gene— 
tale, im Falle des Aufruhrs das Staatäminifterium und in dringenden Fällen 
bie Militairbefehldhaber, haben feine Geltung, da fie nicht die Bora us 
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bh) Form der Berfündigung. Unter der Verkündigung 
it nicht zu verjteben die Publikation der Faiferl. Verordnung im 
ſtaatsrechtlichen Sinne (vgl Bd. II S. 54 fg. 90 fg.); diefelbe 
it ın allen Fällen dur Abdruck im Reichsgeſetzblatt zu bewirken; 
fondern die faktiihe Kundmachung an die von der Verhängung 
des Kriegszuſtandes betroffene Bevölkerung. Die Erklärung des 
Belagerungszuftandes ift „zur allgemeinen Kenntniß“ zu bringen 
durch Berlefung der kaiſerl. Verordnung bei Trommelichlag oder 
Trompetenfhall und außerdem durch Mittheilung an die Ge: 
meindebehörde, durch Anſchlag an den dffentliden Pläben und 
durch öffentliche Blätter (Gef. 8. 3). Daß die drei zulegt ermähn- 
ten Befanntmahungsarten ſämmtlich angewendet werden, ift zwar 
nieht erforderlih, Dagegen ift e3 nad) dem Wortlaut des Gejehes 
unerläßlich, daß die Verkündigung bei Trommelſchlag oder Trom: 
petenihall erfolgt und wenigſtens mit einer der 3 anderen Be: 
fonntmahungsformen combinirt werde. Aus diefer Vorjchrift über 
die Befanntmachungsform ergiebt ſich übrigens, daß die Erklärung 
in jeder einzelnen Gemeinde zur allgemeinen Kenntniß ge= 
bracht werden muß und daß daher in Ortichaften, welche vom Feinde 
bereit befegt find, die Erklärung des Belagerungszuftandes nicht 
wirkſam erfolgen Tann. 

c) Die Wirkungen der Verhängung des Kriegszuſtandes 
find folgende : 

a) „Mit der Bekanntmachung der Erklärung des Belagerung?- 
juftandes geht die vollziehbende Gewalt an die Militairbe- 


jegungen ber Berhängung des Belagerungszuftandes betreffen und weil fie 
durch die ausbrüdliche Anordnung im Art. 68 der R.B., daß der Kaifer ben 
Kriegszuſtand zu erllären habe, bejeitigt find. Die Behauptung von Rönne’s 
©. 84 Note 1, da fie im Breuß. Stantögebiete Geltung Haben, im außer- 
preußiichen nicht, ift gänzlich unbegründet und fteht im Widerſpruch mit dem 
Grundſatz, daß Neichögefege (nämlich Art. 68 der R.B.) den Landesgejegen 
vorgehen, ſowie mit dem Prinzip der Einbeitlichleit des Militairrechts. Thu— 
dihum Verf. des Nordd. Bundes S. 293 hält diefe Beſtimmungen des 
Preuß. Geſetzes im ganzen Bundesgebiet fir anwendbar, was ſich durch Art. 68 
der R.B. widerlegt. In dem einzigen alle, in welchem bisher von Urt. 68 
Gebrauch gemacht worden ift, erfolgte die Erklärung des Belagerungszuftandes 
ſowohl in Breußen al3 außerhalb Breußend durch Bundespräſidi al⸗Verordnung 
vom 21. Zuli 1870 (BG.Bl S. 503), welde vom Bundeskanzler contra> 
ſignirt ift. 
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fehl3baber über. Die Civilverwaltungs- und Gemeindebebörden 
haben den Anordnungen und Aufträgen der Militairbefehlshaber 
Folge zu leiften.“ (8. 4 Abſ. 1.) Dadurch) werden alle Civilbe- 
hörden des Staates und alle Gemeindebehörden zu Unterbehörden 
und Bollzugsorganen der Militairtommandanten gemadt; die An- 
ordnungen der legteren find auszuführen ohne Rüdfiht und ohne 
Prüfung, ob diefelben nach den Geſetzen zuläffig find; die unbe- 
dingte Gehorſamspflicht der Civilbehörden entbindet dieſelben anderer: 
jeit3 von jeder Verantmwortlichleit für die Gefegmäßigfeit der Maß- 
regeln); die Militairbefehlsbaber tragen diefelbe für alle von 
ihnen ausgehenden Anorönungen perjönlic (8. 4 Abi. 2). 

B) Die Militairperfonen ftehen während des Belage: 
rungszuftandes unter den Geſetzen, melde für den Kriegszuftand 
ertheilt find?) und der Befehlshaber der Beſatzung hat über jämmt- 
lihe zu der letzteren gehörende Militairperfonen die höhere Ge— 
richtsbarkeit (88. 6 und 7). 

7) Gewiffe ftrafbare Handlungen find mit bärterer 
Strafe bedroht, wenn fie in einem in Belagerungszuitand erflärten 
Drte oder Diftrifte verübt werden. Die im $. 8 des Preuß. Ge: 
feßes hierüber enthaltenen Beftimmungen haben aber feine Geltung 
mehr, da fie durch ein Reichsgeſetz erjebt worden find, nämlich 
buch das Einführungs-Gefeg zum Strafgefeßbuh vom 
31. Mai 1870 8. 4. Darnach find die in den 88. 81 (Hochver⸗ 
rath) 88 (Landesverrath) 90 (Kriegsverrath) 307 (Brandftiftung) 
311. 312. 315. 322. 323. 324 (andere gemeingefährliche Verbrechen) 
des St.G.B.'s mit lebenslänglichem Zuchthaus bedrohten Ber: 
breden mit dem Tode zu beftrafen, wenn fie in einem “Theile 
des Bundesgebietes, welchen der Kaifer in Kriegszuftand erklärt 
hat, begangen werden®). Dagegen ift 8. 9 des Preuß. Geſetzes 
vom 4. Juni 1851 nicht aufgehoben, welcher für die dafelbit an- 


1) Siehe Bb. I ©. 423 ff. 

2) Militair-Strafgefebb. 8. 9 Ziff. 2 u. 3. 

3) Die Todesftrafe tritt nur an Stelle der lebenslänglichen Zudthausftrafe ; 
auf fie darf alſo nicht erfannt werden, wenn — ohne die Verhängung bes 
Kriegszuftandes — auf eine niedrigere Strafe als lebenslängl. Zuchthaus zu er- 
fennen wäre. Für diefe Fälle bleiben die Strafdrohungen des Strafgeſetzb. 
auch während des Belagerungszuftandes unverändert. Bgl. Oppenhoff. 
Strafgefegb. (5. Aufl.) Note 7 zu $. 4 cit. 





» 
- 
| 
- 
7 


8. 79. Der Oberbefehl über die bewaffnete Macht des Reiches. 45 


gegebenen Handlungen, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere 
Freiheitsſtrafe beſtimmen, Gefängnißſtrafe bis zu Einem Jahre 
androht. 

5) Es kann ferner zur Anordnung von Kriegsgerichten 
geihritten werden; die darüber getroffenen Beitimmungen müflen 
aber entweder ausdrädlih in die Belanntmachung über die Er: 
färung des Belagerungszuftandes aufgenommen oder in einer be⸗ 
jonderen, unter der nämlihen Form befannt zu macenden Ber: 
ordnung verkündet werden (Gef. 8. 5 Abi. 1)1). Das Preußifche 
Geleß verlangt zur Errichtung von Sriegdgerichten, daß zuvor oder 
gleichzeitig der Art. 7 der Preuß. Verf. Urk. ſuſpendirt werde °); 
in denjenigen außerpreußifhen Staatsgebieten, in denen eine Ber: 
fafjungsbeftimmung gleichen Inhaltes befteht, wird in analoger 
Anwendung des Geſetzes die Suspenfion des betreffenden Ver— 
faſſungsſatzes auszuſprechen fein’); wo es an einer ſolchen Ber: 
faffung3beftimmung fehlt, ift die Einrichtung der Kriegsgeridhte an 
die Beobadhtung diefer Formalität nicht gebunden. Der Art. 7 
der Preuß. Verf. Urk. ift aber faft mwörtli im Art. 16 des Ge: 
richtsverfaſſungsgeſetzes wiederholt worden und bat ſonach durch 
die Erhebung zum Reichsgeſetz feine landesgeſetzliche Bedeutung 
verloren. Da nun Art. 16 des Gerichtsverf.-Gefeges ausdrücklich 
die Ausnahme zufügt: „die gefeglichen Beftimmungen über Kriegs: 
gerihte werden biervon nicht berührt”, fo erjcheint eine ausdrück— 
liche Sujpenfion des Art. 7 der Preuß. B.U. bei Einrichtung der 
Kriegsgerichte auch in Preußen nicht mehr nothwendig. 

Vor die Kriegsgerichte gehört die Unterfuhung und Aburthei- 
lung der Verbrechen des Hochverraths, des Landesverrathd, des 
Mordes, des Aufruhrs, der thätlihen Widerfeung, der Zeritörung 
von Eifenbahnen und Telegrapben, der Befreiung von Gefangenen, 
der Meuterei, des Raubes, der Plünderung, der Erpreilung, der 


1) Die Einrichtung von Kriegögerichten ohne Erflärung des Belagerungs- 
zuftandes ift unzuläffig. $. 5 Ab). 2. ‚Ihre Wirkſamkeit Hört mit ‚ber Be⸗ 
endigung des Belagerungszuſtandes ipso jure auf. 8. 14. 

2) Derſelbe lautet: „Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte und außerordentliche Kommiffionen find unftatthaft.” 

3) Died beftimmt in der That ein bei Weſterkamp über die NReichs- 
verfafl. ©. 67 erwähnter allerh. Erlaß v. 22. Juli 1870, betreffend bie Er» 
ihtung von General⸗Gouvernements, Nro. 6. 
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Berleitung der Soldaten zur Untreue und der in den 88. 8 und 9 
des Geſetzes mit Strafe bedrohten Verbrechen und Vergeben, in: 
fofern alle genannten Verbrehen und Vergehen nad) der Erflärung 
der Bekanntmachung des Belagerungszuftandes begangen oder fort- 
geſetzte Verbrechen find ($. 10 Ab. 1). Ueber die Zufammen: 
ſetzung der Kriegsgerichte, ihre Zahl, die Vereidigung der Mit: 
glieder, fomie über das vor den Kriegögerichten zu beobadhtende 
Berfahren enthält das in Rede ftehende Gele in den 88. 11—13 
die näheren Vorichriften. 

e) Es fünnen ferner die Vorſchriften der Preuß. Verf. über 
die Gewäbhrleiftung der perjönlicden Freiheit (Art. 5), über die 
Unverleglichfeit der Wohnung (Art. 6), über die Freiheit der Preſſe 
(Art. 27. 28), über das Verſammlungs- und Vereins-Recht (Art. 29. 
30), und über das Einfchreiten der bewaffneten Macht (Art. 36) 
jufpendirt werden. Wenn die Sufpenfion dieſer Artikel oder ein- 
zelner derfelben angeordnet wird, fo gilt über die Bekanntmachung 
diefelbe Vorfchrift wie won der Einrihtung von Kriegdgerichten 
(8. 5 Abi. 1). An die Stelle der Art. 5 und 6 der Breuß. Verf. 
find aber jet, und zwar im ganzen Bundesgebiet, die Beftim: 
mungen im I. Buch 8. und 9. Abichnitt der Strafprozeß-Ordnung, 
und an die Stelle der Art. 29 und 30 der Preuß. Verf. die Bes 
ftimmungen des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 7. Juni 1874 
(R.G.Bl. ©. 65) getreten‘). Die Erklärung der Sufpenfion 
wird demnach eintretenden Falles auf bie] e Reichsgeſetze zu 
richten ſein. 

2. Die Frage, ob auch den Einzelſtaaten die Befugniß zuſteht, 
für ihre Gebiete den Belagerungszuſtand — wenigſtens in Friedens— 
zeiten — zu verhängen, wird von den meiſten Schriftſtellern be— 
jaht“). Das Gegentheil iſt richtig und zwar aus zwei Gründen. 


1) 8. 10 Abf. 2 u. 3 find unanwendbar geworden. 

2) Das Preßgeſetz 8.30 Abſ. 1 erhält die für Zeiten des erklärten Kriegs- 
(Belagerungd-) Zuftandes in Bezug auf die Preffe beitehenden bejonderen 
gefeglichen Beftimnungen bis auf Weiteres in Kraft. 

3) Am ausführlichften äußert fi darüber v. Mohl a. a. O. ©. 90 fg., 
deffen Erörterungen mit einigen ftyliftifchen Abänderungen v. Rönne 16.87 
fg. abgejchrieben Hat. Bgl. außerdem Thudihum Verf. R. des Nordd. Bundes 
©. 294. Meyer Staatsr. ©. 494. Seydel Kommentar ©. 248, der leh- 
tere Schriftftellee Hat feine Anfiht aber geändert. (Zeitſchr. f. die deutſche 
Geſetzgebung Bd. VII ©. 621.) - 
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Die Erflärung des Kriegszuftandes ift ein Ausfluß des Kaiferl. 
Militair⸗-Oberbefehls; die Einzelftaaten find nicht befugt, in den⸗ 
felben einzugreifen, inSbefondere den Militair:Befehlshabern 
die gefammte Oberleitung der Civilverwaltung und die 
Berantwwortlichkeit für diefelbe zu übertragen und die Militair: 
Gerihtsverfaffung eigenmähtig umzuändern. Dies aber 
find die mit der Erflärung des Kriegszuftandes eintretenden, in 
88.4, 6 und 7 des Gejeßes erwähnten Rechtsfolgen. Kein Feitungs: 
fommandant und fein fommandirender General dürfte einem der: 
artigen Befehle nachlommen, wenn er ihm nicht vom Kaifer er: 
tbeilt it, oder gar gegen den Willen des Kaifers. Sodann find 
die Regierungen der Einzelftaaten nicht befugt, Reichsgeſetze eigen- 
mädtig aufzuheben oder umzuändern; die Erklärung des Belange: 
rung3zuftande8 bat aber eine zeitweile Veränderung de? 
Strafgeſetzbuchs, und fofern Kriegsgerichte eingejegt wer: 
ben, auch des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeß- 
Ordnung zur Folge. Das Einf.-Gef. zum R.St. G. B. 8. 4 bedroht 
die dort aufgeführten Verbreden nur dann mit dem Tode, „wenn 
lie in einem Theile des Bundesgebietes, welden (ber Bundes: 
feldberr) der Kaifer in Kriegszuftand (Art. 68 der Verf.) 
erflärt bat, ... . begangen werden.“ Einem Landesherrn fteht es 
demnach nicht zu, die im 8. 4 cit. enthaltenen Normen in Geltung 
zu feßen. Der Art. 65 der R.B. ermädtigt den Raifer allein 
zur zeitweiligen Sufpenfion des beftehenden Rechts, insbejondere 
au der Reichsgeſetze; folglid haben die Regierungen der Einzel: 
ſtaaten dieſes Recht nit. Völlig unrichtig ift e3, wenn v. Mohl 
ih darauf beruft, daß die Bundesfürften nah Art. 66 der R. V. 
dad Recht haben, die in ihren Ländergebieten diglozirten Truppen 
zu polizeiliden Zweden zu requiriren. Die „Reguifition” ift in 
allen Beziehungen das Gegentbeil des Belagerungszuſtandes; die 
Zruppen fchreiten bier nur auf Erfordern der Civilbehörde und zu 
ihrer Unterftügung ein, beim Belagerungszuftand dagegen ijt der 
Militairbefehlöhaber der Herr, er requirirt die Givilbehörden und 
ertheilt ihnen Anordnungen, wenn er ihrer Hülfe bedarf. Die 
Requifition zu polizeilichen Zwecken jebt die Fortdauer des gemein: 
gültigen Rechtes voraus, der Belagerungszuftand ift die zeitweife 
Aufhebung defjelben. Die Reichsverfaflung unterjcheidet daher mit 
guten Grunde, wenn fie im Art. 66 den Bundesfürften das Recht 
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zur Requiſition von Truppen, dagegen im Art. 68 dem Kaiſer das 
Recht zur Erklärung des Belagerungszuſtandes zuſchreibt und es 
iſt grade aus dieſer Unterſcheidung der Schluß gerechtfertigt, daß 
die Bundesfürſten das im Art. 68 erwähnte Recht nicht haben. 

3. Alles, was im Vorſtehenden über die Verhängung des 
Belagerungszuſtandes ausgeführt worden iſt, findet auf Bayern 
keine Anwendung. Daß der Kaiſer im Frieden Bayern nicht in 
Belagerungszuſtand verſetzen kann, folgt ſchon aus dem Ausſchluß 
des Oberbefehls des Kaiſers über die Bayeriſche Armee in Ber: 
bindung mit dem Ausfchluß des Rechts, andere Truppen nad 
Bayern zu disloziren, aber auch für den Fall des Krieges ift dieſes 
Recht dem Kaifer nicht eingeräumt. Nach dem Bertrage v. 23. Nov. 
1870 und der Schlußbeftimmung zum XI. Abſchnitt der R. V. iſt 
die Anwendung des Art. 68 der R.V. auf Bayern unbedingt und 


volftändig ausgeſchloſſen. Dagegen ift das Reich competent, ein 


Gefeg über die Erflärung des Bundesgebietes oder eines Theiles 
deflelben in Kriegszuſtand zu erlallen, welches auch für Bayern 
Geltung haben würde. Diele in Art. 4 Ziff. 14 begründete Kom- 
petenz ift im Bertrage v. 23. Nov. 1870 III 8. 5 Ziff. VI aus: 
drüdlich anerkannt worden. Die Sonderftellung Bayerns ift daher 
nur gewäbrleiftet, jo lange das Preuß. Gef. v. 4. Juni 1851 in 
Geltung bleibt. 

Dem Ausſchluß des Rechts des Kaiſers zur Erklärung des 
Kriegszuftandes entipricht e3, daß der König von Bayern in 
feinem Staatögebiete zur Ausübung defjelben befugt if. Demge— 
mäß bat das R.G. v. 22. April 1871 8. 7 (R.G. Bl. ©. 89) be: 
ftimmt, daß an Stelle des 8. 4 des Einf.Gefeges zum St. G. B. 
für Bayern e3 bis auf Weiteres bei den einfchlägigen Beſtim— 
mungen des Militärftrafrechts, ſowie bei den jonftigen Vorſchriften 
über das Standrecht feine Bewenden bat, und ebenfo ift in das 
Gerichtsverfaſſ.Geſ. Art. 16 die Klaufel aufgenommen morden, 
daß von diefem Artikel die gefeglichen Beftimmungen über Stand: 
rechte nicht berührt werden. 


$. 80. Die Gemeinihaft. der Laften und Ausgaben. für die be- 
waffnete Macht. 

Weder die Einheitlichkeit der Militärgeſetze und Heereseinrich- 

tungen noch der Oberbefehl des Kaiſers über die Truppen der 
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Einzelitaaten würden genügen, um die übereinftimmende und gleich: 
mäßige Kriegstüchtigkeit und Vollzähligfeit der einzelnen Kontin- 
gente zu fichern, wenn die Einzeljtaaten von der mangelbaften oder 
unvollftändigen Durchführung der Militairgefege materielle Bor: . 
theile hätten. Die eigentlihe Bürgichaft für die „Einheitlichfeit 
des Heeres“ und für die Gleichartigkeit feiner Beitandtheile, die 
fundamentale Baſis der Reichskriegsverfaſſung, durch welde alle 
anderen Einrichtungen erit Feſtigkeit nnd Halt gewinnen, ift daher 
in dem weitreichenden Prinzip des Art. 58 der R.V. zu erbliden: 
„Die Koften und Laften des gefammten Kriegsweſens des 
Reichs find von allen Bundesftaaten und ihren Angehörigen gleich: 
mäßig zu tragen, jo daß weder Bevorzugungen no Prägrava— 
tionen einzelner Staaten oder Klaſſen grundſätzlich zuläffig find.” 
In diefem Satze find allerdings zwei fehr verſchiedene Dinge 
durdheinander geworfen: die gleihmäßige Vertheilung der Laften 
aufdie Bundesftaaten und die gleihmäßige Verpflichtung 
der Angehörigen der Bundesstaaten zur Leiftung von Militair- 
dienften und Militairlaften. Das letztere Prinzip hat lediglich die 
Bedeutung eines verfallungsmäßigen Programmes für die Militairs 
Geſetzgebung des Reiches; das erftere dagegen ijt in der Reichs—⸗ 
verfaffung ſelbſt effektiv durchgeführt und für das Verhältniß des 
Reiches zu den Einzelitaaten hinſichtlich des Militairweienz, ja hin- 
ſichtlich des gefammten Berfafiungsbaues des Reiches von maß: 
gebender Bedeutung. Nur dieſes Prinzip fteht bier zur Erörte— 
rung. Ohne die Durchführung diejes Grundſatzes von der gleichen 
Bertheilung der Laften wären auch die Militairfonventionen mit 
Preußen ſchwerlich abgefchloffen worden; diejelben waren nur des: 
balb möglich, weil fie die materiellen Leitungen der Einzelftaaten 
für Heer und Marine unverändert ließen. Der ermähnte Grund: 
ſatz iſt ſo weſentlich und überdies fo fehr in der Billigkeit begrün- 
det, daß er au für Bayern volle und unbeſchränkte Anwendung 
erhalten bat und nur die Art und Weile feiner Ausführung ift für 
Bayern anders wie für die übrigen Staaten geregelt worden. In 
dem Bündnißvertrage v. 23. Nov. 1870 III 8. 5 iſt feſtgeſetzt, daß 
Art. 58 der R.B. für das Königreich Bayern gültig ift, jedoch den 
Zuſatz erhält: „der in diefem Artikel bezeichneten Verpflichtung 
wird von Bayern in der Art entſprochen, daß es die Koften und 
Raften feines Kriegsweſens, den Unterhalt der auf feinem Gebiete 
Laband, Reichsſtaatbrecht. III. 4 
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belegenen feſten Plätze und fonjtigen Fortififationen inbegriffen, 
ausſchließlich und allein trägt“. 

Die von den Einzeljtaaten zu machenden Leiftungen für die 
Armee find von zweierlei Art; fie beftehen theils in der Hergabe 
von dienftfähiger Mannſchaft (Rekruten- oder Erfagleiftung) theils 
in der Hergabe von Geld (Finanzleiftung). 


Il. Die Stellung des Erfagbedarfes. 


1. At. 60 der R.V. enthält außer der Beftimmung über die 
Friedens: Bräfenzitärfe des Deutichen Heeres bis zum 31. Dez. 
1871 die Vorſchrift, daß die Mannſchaften pro rata der Bevölke— 
rung von den einzelnen Bundesftaaten geftellt werden. Derjelbe 
Grundfag ift als dauernde, von der Präfenzitärfe unabhängige 
Rechtsregel in dem Wehrgeſetz v. 9. Nov. 1867 8. 9 fanctionirt 
und in dem Militärgefep $. 9 beftätigt und weiter ausgeführt 
worden. Auf Grund der gejehlich feſtgeſetzten Präfenzftärfe wird 
alljährlich der für Heer und Flotte erforderliche Refrutenbedarf vom 
Kaifer beftimmt!) und demnähft durch den Bundesausfhuß für 


1) Das Recht des Kaiſers zur Feftitellung bes Netrutenbedarfs ift im We- 
jentlichen ein nur formelles, denn durch die gefeßlich feitgeitellte Friedensprä- 
ſenzſtärke (vgl. 8. 83 II) und die beftehende Heeresorganifation ift der jährliche 
Bedarf an Rekruten materiell beitimmt. Nach einer dem Reichstage vorge- 
legten Berechnung (Druckſ. 1874 I. Seil. Beilage zu Nr. 106) beträgt derſelbe 
für das ganze Heer jährlich 130,000 Mann, dazu circa 10% Nacherſatz 13,000 
M. und für die Marine 2,500 M., ſonach im Ganzen 145,500 Refruten. Da 
jedoch die gefegliche Präjenzftärfe mit der effectiven Präfenzitärfe nicht über. 
einftimmt, die leßtere vielmehr durch Beurlaubungen, ſpätere Nekruteneinftel- 
fungen, und andere „Manquements“ zeitweife erheblich niedriger ijt und Da 
die Zeit, welche der einzelne Wehrpflichtige bei den Fahnen gehalten wird, va- 
riabel ift und bisweilen erheblich unter die normale Dauer verkürzt wird, fo 
kann andererfeit3 die Refrutenquote relativ höher bemeſſen werden, um die für 
die Kriegsſtärke erforderlichen Jahresraten von Beurlaubten zu beichaffen. 
Insbeſondere aber iſt der Kaiſer befugt, den Präfenzitand in den einzelnen 
Kadres (unter Fefthaltung der gejeßlich feſtgeſtellten Marimal-Bräfenzitärte des 
ganzen Heeres) anzuordnen und den Termin der Entlafjung der ausgedienten 
Mannſchaften und der Einftelung der Nefruten zu beftimmen. Der thatjäch- 
lihe Geſchäftsgang ift der, daß bei jedem einzelnen Truppen- und Marinetheil 
der zur Kompletirung der etatSmäßigen Stärke erforderliche Bedarf zu er- 
mitteln und dem Preuß. Kriegaminifterium mitzutheilen ift, welches nad) Feſt⸗ 
jebung des Geſammtbedarfs denjelben dem Bundesraths⸗Ausſchuß anzeigt. 
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das Landheer und die Feitungen, unter Mitwirkung des Bundes- 
ausfchufles für das Seeweſen binfichtlih des für die Marine er: 
forderlihen Erſatzes, auf die einzelnen Bundesjtaaten nach dem Ber: 
hältniß der Bevölkerung vertbeilt. 

Der für das Bayeriſche Kontingent erforderliche Bedarf an 
Rekruten wird formell vom König von Bayern beftimmt; materiell 
find biefür aber die vom Kaifer für das Bundesheer gegebenen 
Borihriften maßgebend. Es ift dies eine Folge des erwähnten, 
im Art. 58 der R.B. fanctionirten Prinzips. 

2. Den Mapftab für die Vertheilung des Erfaßbedarfs bildet 
die Benöllerung. Die Größe derjelben wird nah dem Reful- 
tat der vorbergegangenen auf Anordnung des Reiches vorgenom: 
menen Volkszählung ermittelt. Hiebei fommen natürlich nur die 
Reihsangebörigen in Betracht, da Ausländer (Reichsfremde) in 
Deutſchland nicht mwehrpflichtig find; dagegen ift die Staatsan- 
gehörigkeit für die Feititelung der Bevölkerungszahl nicht von Be- 
lang, da für die Erfüllung der Militärpflicht nicht die Staatsan- 
gehörigkeit, fondern der dauernde Aufenthalt enticheidend ift ?). 

Bon diefer ortsanweſenden reihsangehörigen Bevölkerung wer: 
den fodann in Abzug gebradt die im aktiven Dienft befindlichen 
Militairperfonen ?). Der Erfagbedarf für die Marine wird nad 
Maßgabe der vorhandenen ſeemänniſchen Benölferuug ver: 
theilt °) und die für die Marine ausgehobenen Mannſchaften find 
in ihren Aushebungsbezirken auf die Geftellung zum Landheere in 
Abrehnung zu bringen‘). Auf die Quote des Erjagbedarfes, 
welche nach diefen Regeln auf jeden Staat entfällt, werden die: 
jenigen Mannſchaften angerechnet, melde aus den Gebietötheilen 
des Staates innerhalb des letztverfloſſenen Kalenderjahres freimillig 
in den Militairdienft eingetreten find °). 


Dieſes Berfahren ift bei allen Kontingenten mit Ausnahme des Bayerischen zu 
beobachten. Bgl. Wehrordnung I 8. 50 und Heerordnung I 8. 1. 

1) Wehrgeſetz 8. 9 Abi. 2. Siehe unten $. 88 sub. II. 

2) Milit. Geſ. 8. 9 Abi. 1. 

3) Auf diejenigen Bundesitaaten, in welchen Militairpflicätige der fee- 
männifhen Bevölkerung vorhanden find, erfolgt daher die Erjagvertheilung 
nad Land⸗ und feemännifcher Bevölkerung getrennt. W.O. I 8. 41 Ziff. 4. 

4) RB. Art. 53 Abi. 5. Milit. Geſ. $. 9 Abſ. 1. 

5) Mil.Geſ. $. 9 Abſ. 1. W.O. 185.52 Ziff. 3. Um diefen Gab in Ein- 
Hang zu bringen mit dem Grundſatz, daß die Einjährig-Freimilligen auf die 
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3. Eine Confequenz des Sabes, daß der Rekrutenbedarf von 
ven Staaten nah Berhältniß ihrer Bevölferung gededit werden 
jol, beftebt darin, daß, wenn ein Aushbebungsbezirk feinen Re⸗ 
Trutenantbeil nicht aufzubringen vermag, der Ausfall auf die an- 
dern Bezirke deſſel ben Bundesftaates übertragen wird und daß 
die Erhöhung der Nefrutenantheile anderer Bundesitaaten erft 
dann erfolgen Tann, wenn die gefammten Ausbebungsbezirfe eines 
Bundesſtaates nicht zur Leiftung des demfelben aufgegebenen Re- 
trutenantheild im Stande find '). Diefer zu repartirende Ausfall 
it nah dem im Wehrgeſetz v. 9. Nov. 1867 8. 9 enthaltenen 
Grundprinzip ebenfallg wieder auf ſämmtliche Bundesftaaten 


Friedenspräfenzftärte nicht in Unrechnung kommen (Mil.Gel. 8. 1), wird bie 
Vertheilung des Erſatzes in der Urt vorgenommen, daß die Gejammtzahl der 
im Borjahre eingetretenen Freiwilligen dem auszuhebenden Rekrutenbedarf Hin- 
zugerechnet, die hiernach fich ergebende Summe auf die Bunbesftaaten repar- 
tirt und von der auf jeden einzelnen Staat entfallenden Quote die aus dieſem 
Staate in dad Heer und in die Marine eingetretenen Freiwilligen wieder ab- 
gerechnet werden. — Die Freiwilligen werden immer demjenigen Bezirke an- 
gerechnet, in welchem fie geftellungspflichtig find. Preuß. Minift.-Refer. v. 5. 
Dezemb. 1877 bei v, Helldorff Dienſtvorſchriften I. 1. ©. 107. 

1) Mil.Gef. 8. 9 Abf. 3. Sm diejer Geſetzesſtelle wird zugleich eine an- 
dere Beltimmung noch eingefchaltet, welche leicht zu einem Mißverſtändniß An- 
aß bieten Tann. Es wird nämlich angeordnet, daß bei der Mepartirung des 
Ausfall eines Aushebungsbezirkes auf die andern Bezirle Defjelben 
Staates, der Ausfall zunäc ft auf die der nächſt Höheren Militär-Territorial- 
einheit angehörigen Bezirke übertragen werden fol. Dieſe Beltimmung bezieht 
fi aljo nicht auf das Verhältniß unter mehreren Bundesitaaten und Die 
gleichmäßige Behandlung derjelben Seitens des Meiches, fondern fie ftellt einen 
Grundſatz auf Hinfichtlid der Wushebung innerhalb eines Bundes 
ftaate3. Gie ift aber geeignet den Anſchein zu erweden, als ob auch unter 
mehreren Staaten, welde zu derjelben Militair-TerritorialsEinheit ge- 
hören, der in einem Staate entitandene Ausfall zunächſt auf die andern über- 
tragen werden müſſe, bevor die zu einem andern Militair-®B ezirk (Bri- 
gade-, Divifions- oder Armeelorps-Bezirt) gehörenden Staaten zum antheilg- 
mäßigen Erſatz herangezogen werden dürfen. Nach der Faſſung des 8.9 cit. 
im Entwurfe v. 1873 und v. 1874 (Drudj. I Sell. 1874 Nro. 9 ©. 34) war 
eine ſolche Beitimmung allerdings beabfichtigt und fie hat auch noch in einer 
Aeußerung des Berichterftatterd der Reichsſtags⸗Kommiſſion (Stenogr. Berichte 
1874 ©. 841) Erwähnung und, wie e3 fcheint, Billigung gefunden. Auch em⸗ 
pfiehlt fi ihre Beobachtung aus Zwedmäßigkeitägründen. Mit dem Wortlaut 
bes Geſetzes aber, auf den es allein ankommt, ift fie unvereinbar. Vergl. 
auch Seydel in Hirth’3 Annalen 1875 ©. 1450 ff. 
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nad Verhältniß ihrer ortSanmwefenden reichsangehörigen Bevölke⸗ 
tung zu vertheilen; hiervon tft nach Art. 58 der R.B. auch Bayern 
nicht ausgenommen, jedoch erleidet die Regel für alle Staaten, 
welhe bejondere Armeeforps bilden, eine unter Nr. 5 noch zu 
erörternde Mopdififation. 

4. Bon dem Falle, daß ein Bundesftaat nicht im Stande ift, 
die auf ihn entfallende Quote des Rekrutenbedarfs zu ftellen, ift 
wol zu unterfcheiden der andere Fall, daß nad erfolgter Ber: 
theilung des allgemeinen Erfaßbedarf3 auf die Bundesftaaten bei 
einem Truppentheile durch unvorhergefebenen Ausfall oder 
Abgang an Mannſchaften ein außerordentliher Erſatzbe— 
darf entfteht. Während in dem unter 3 erörterten Falle (Mil.: 
Gel. $. 9 Abf. 3) der Erjagbedarf für das Heer unverändert bleibt 
und nur die Bertheilung anders regulirt werden muß, ändert fich 
in dem bier beiprochenen Falle (Mil.Gel. 8. 9 Abf. 2) der Erſatz⸗ 
bedarf jelbft, indem ein Nacherſatz erforderlih wird. Hier ift 
nun nicht die Repartirung deſſelben auf ſämmtliche Bundesitaaten 
nothmendig, jondern es ift eine Abweichung von dem vorge: 
Ihriebenen Vertheilungsmaßftabe unter Zuftimmung des Ausſchuſſes 
für das Landheer und die Feftungen geftattet. Die in Folge deſſen 
entftehende Ungleichheit in der Belaftung der Bundesitaaten ift bei 
der Rekrutengeftellung des nächftfolgenden Jahres auszugleichen ?). 

5. Zu der Regel, daß der für das Reichsheer erforderliche 
Erſatz gleihmäßig auf alle Bundesftaaten zu vertheilen ift, tritt 
ein anderer Grundfag hinzu, welder eine ſehr eingreifende Be- 
Ihränfung der KontingentSherrlichleit der Einzelitaaten enthält ?). 
Berfaffungsmäßpig baben nämlich die Bundesftaaten (außer 
Bayern) Fein Recht darauf, daß der von ihnen geftellte Erſatz in 
ihre Kontingente eingereiht wird, fondern die Geſammtleiſtung 
ſämmtlicher Staaten an Rekruten ftebt für das geſammte Neich3- 
deer zur Verfügung des Kaiſers). Für die Zutheilung der aus: 


1) Mil.Geſ. 8. 9 Abf. 2. Auf die Rekrutirung für die Marine finden 
die Beftimmungen des Militairgefeges Teine Anwendung Beim Mangel an 
Erfagmannichaften der feemännifchen Bevölkerung ift ein Hinübergreifen auf 
Rilitairpflichtige der Landbevölkerung innerhalb der aufzubringenden Gejanmt- 
zahl ohne Weiteres zuläſſig. W.O. I 8. 51 Biff. 7. 

2) Bgl. 8. 81 L 1. 

3) Nur der einzelne Wehrpflichtige ift berechtigt zu verlangen, daß er 
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zubebenden Rekruten an die Truppen des Reichsheeres ift das 
militairifhe Bedürfniß beitimmend ); da über dieſes Be- 
dürfniß aber der Kaiſer reſp. die Militairtommandobehörde zu ent- 
icheiden hat, fo folgt, daß die aus einem Aushebungsbezirk oder 
Staatsgebiet geftellten Rekruten nad Anordnung des Kaiferd in 
jeden beliebigen Truppenkörper des ganzen Reichsheeres eingeftellt 
werden können, ohne dab der Negierung des Einzelftaates ein 
Widerſpruchsrecht zufteht. An diefem Rechtsſatz wird auch dadurch 
nichts geändert, daß thatſächlich die meiften Truppenkörper, insbe: 
fondere die Linien-Infanterie-Regimenter, beftimmte Rekrutirungs⸗ 
bezirfe haben. Der erwähnte Rechtsſatz kann in doppelter Richtung 
wirffam werben; es können ſowohl in das Kontingent des einzel- 
nen Staates die in andern Staaten ausgehobenen Rekruten einge: 
ſtellt als auch die im eigenen GStaatögebiet zur Aushebung ge: 
langten Rekruten zur Kompletirung anderer Kontingente verwendet 
werden. Für eine große Zahl von Staaten ift aber die Anwen: 
dung diejes Grundſatzes ausgeſchloſſen oder befchränft und zwar 
in folgender Weiſe: 

a) Berfaffungsmäßig ift der Grundfas gänzlih aus: 
gefchloffen für Bayern und zwar durd den Zufag, welchen Art. 
58 der RB. in dem Bertrage v. 23. Nov. 1870 erhalten bat, 
wonach Bayern die Laften jeines Kriegsweſens ausſchließlich 
und allein trägt und durch den Ausichluß des militairifchen 
Dberbefehls u. |. w. des Kaiſers über die Bayerifhe Armee im 
Frieden. In das Bayriſche Kontingent können daher weder die in 
andern Bundesftaaten ausgehobenen Rekruten eingereihbt werden, 
noch kann der in Bayern gejtellte Erſatz für andere Kontingente in 


zur Erfüllung der Militairpflicht in demjenigen Bundesſtaat refp. Aushebungs- 
bezirfe Herangezogen werde, in welchen er feinen Wohnſitz hat (Wehr⸗ 
geſetz 8. 17 Milit.Gef. 8. 12. Siehe unten $. 88), ein Necht, das, ihn freilich 
nicht davor ſchützt, nach erfolgter Einreihung in das Heer in einen beliebigen 
Theil des Neichsgebiet3 gefchict zu werden; dieſes Necht bes einzelnen Wehr- 
pflichtigen ift aber nicht zu verwechjeln mit dem Anjpruch der einzelnen Staaten, 
die von ihnen gejtellien Rekruten zur Kompletirung ihrer eigenen Kontingente 
zu verwenden. 

1) Mil.Gef. 8. 9 Abſ. 4. Durch die Aufnahme diefer Anordnung in den 
8. 9 iſt das Verſtändniß jehr erjchwert worden, da dieſer Geſetzesparagraph 
jehr heterogene Dinge zuſammenfaßt. Vgl. die Erläuterungen, welche Seydel 
in Hirth’3 Annalen 1875 ©. 1454 fg. giebt. 
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Anipruh genommen werden '). Es gehört diefe Selbftändigkeit der 
Erfagftellung zu den verfaflungsmäßigen Sonderrehten Bayerns, 
welche nur nad) Art. 78 der R.V. befeitigt werden fünnen. 

b) Durh das Reihsmilitairgefeg 8 9 Abf. 4 ift 
denjenigen Bundezftaaten, welche befondere Armeekorps 
bilden, zugefihert worden, „daß fie unbeſchadet der Beftim: 
mungen in Abj. 3 im Frieden zur Rekrutengeftellung für andere 
Armeelorpa nur in dem Mafe herangezogen werden, als An: 
gehörige anderer Bundesſtaaten bei ihnen in Gemäßheit des $. 12 
zur Ausbebung gelangen”. Der Sinn dieſer dunfeln Worte ift 
der, daß au für Sahjen und Württemberg im Frie: 
den dafjelbe Verhältniß gelten joll, welches für Bayern befteht; 
d. h. daß dieſe beiden Staaten den Erſatz für ihre Armeeforps in. 
ihren Gebieten jelbft aufbringen und daß die von ihnen ausges 
bobenen Refruten nicht in andere Kontingente eingereiht werden ?). 
Außerdem aber erkennen die citirten Gejebesworte eine Ausnahne 
von diefem Grundſatz an rüdfihtlih der Staaten mit ſelbſtſtän— 
diger Rontingentsverwaltung, einfhließlih Bayerns, deren 
Bedeutung und Begründung erſt bei Erörterung der Kontingents- 
berrlichkeit dargelegt werden Tann (vgl. 8. 81 L, 1). 

co) Durch die Militair- Konventionen baben die— 


1) Deſſen ungeachtet beiteht der Grundſatz, daß auch Bayern für den Aus- 
fall in andern Bundesſtaaten pro rata mit auflommen müffe und vice versa 
fort; er ift aber in der Art zu realifiren, daß wenn in Bayern ein Husfall 
jih ereignet, die Kontingente der übrigen Staaten entfprechend erhöht werden, 
und daß wenn der Ausfall außerhalb Bayerns (3. B. in Elfaß-Rothringen) ein- 
tritt, die Refruten-Einftellung in das Bayeriſche Heer um jo viel erhöht wird, 
al3 der auf Bayern kommende Antheil an diejem Ausfall beträgt. Für das 
ganze Reichsheer wird Hierdurch die fetgejegte Zahl der einzuftellenden Re⸗ 
Iruten, reſp. der gejeglichen Friedens⸗Präſenzſtärke erreicht. Die praftifche 
Durchführung diefes Prinzips würde allerdings mit Mißſtänden verknüpft fein, 
weil die etatsmäßige Stärke der einzelnen Truppenkörper dadurch Verände⸗ 
rungen erleiden würde. 

2) Bgl. Stenogr. Berichte des Neichdtags 1874 ©. 1455. Bei der Bıtıt- 
des⸗Erſatz⸗Vertheilung wird daher auf diefe Staaten nur der für ihre Urmee- 
torp3 erforderliche Bedarf in Einer Summe vertheilt. Vergl. Wehr-Orbn. I 
8.51 if. 5. „Die Beitimmungen in Abf. 3“ d. h. die Nepartirung des Aus⸗ 
falls in einem Bundesftaat auf die andern, finden auf Sachſen und Württem- 
berg in derjelben Art Anwendung, wie dies in der vorhergehenden Note für 
Bayern erläutert ijt. 
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jenigen Staaten, weldhe ihre Kontingente mit der Preußifchen Ar: 
mee vereinigt haben, beftimmte AZuficherungen über die Verwen- 
dung der in ihren Gebieten ausgehobenen Rekruten erhalten. Se 
nah der Größe der Staaten befteht bier eine Verſchiedenheit. 
Baden?!) und Heſſen?) bilden je einen Ergänzungsbezirk für 
fih und werden binfichtlich der Erjagitellung thatfählih mie Sach⸗ 
fen und Württemberg behandelt. Mit dem Großherzogthbum Ol⸗ 
benburg ift vereinbart, daß die aus dem Herzogthum Ol— 
denburg (nicht die aus den Fürſtenthümern Lübeck und Birkenfeld) 
ausgehobenen Wehrpflihtigen nur als Erfak für die im Art. 3 
der Konvent. aufgeführten Truppenförper verwendet merden ®) ; 
daffelbe ift den Thüringifhen Staaten und Anhalt bin- 
fihtlih der Thüringiſchen und des Anbaltiichen Snfanterie-Regi- 
ments zugefichert worden *), und gilt au für Medlenburg?). 
Den übrigen Staaten ift nur das Berjprechen ertbeilt worden, Daß 
die ihnen angebörigen Erſatzmannſchaften in demjenigen Preuß. 
Truppenkörper ihrer Dienftpflicht genügen können, welcher in dem 
betreffenden Gebiete in Garnifon liegt, reſp. bei nächltgelegenen 
Preuß. Truppentheilen ®). 

6. Die Aushebung des auf den einzelnen Staat ent- 
fallenden Antheils an dem Erjagbedarf und die Organijation und 
das Verfahren der Erſatzbehörden lebt nit im Zuſammenhang 
mit der Reiftung der Bundesstaaten fondern mit der Erfül- 
lung der Wehrpflicht Seitens der Reichdangehörigen und wird dem— 
gemäß unten $. 88 dargeftellt werden. 


1) Bad. Mil.Komvent. Art. 9 Abi. 2. 

2) Heſſ. Mil.Konvent. Art. 10 Abi. 2 Die Hefftiche Divifion wird in Be- 
treff des Ergänzungsweſens den Armeekorps gleichgeftellt. 

3) Dies gilt jedoch nicht von der für Jäger, Feitungs-Wrtillerie, Biontere 
Train und Bundesfriegsmarine erforderlichen Quote. Oldenb. Mil.Ronv. Art. 4 
Abſ. 1. 

4) Art. 1 und Art. 3 der Thüring. und der Anhalt. Milit.Konv. In den 
Thüring. Staaten findet, fofern diefelben nicht Widerfpruch erheben, die Re- 
rutirung auch für das Preuß. Garde-Korps ftatt. Schlußprotok, zu Art. 3 
der Mil.Konvent. Heer-Ordn. 8. 2 Biff. 1. 

5) Heer⸗Ordn. 8. 2 Biff. 6. 

6) Milit.Konv. mit Walded Art. 2; Schwarzburg-Sonderdhaufen, Art. 1 
bi3 3. Schaumburg-Lippe Art. 1. und 2. (Sägerbataillon), Lippe» Detmold 
Art, 1-3. Lübeck 8. 2, Hamburg 8. 2. Bremen $. 2. 
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I. Die finanziellen Raften. 


1. Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und 
der damit zufammenhängenden Anitalten erforderliche Aufwand wird 
aus der Reichskaſſe beftritten )y. Ebenjo werden die Ausgaben für 
da3 geſammte Reichsheer und dejlen Einrichtungen aus der Reichs— 
fafle beftritten und durch das Etatsgeſetz feitgeftellt *). Durch viele 
Berfaflungs3-Grundfäge wird die gleihmäßige Vertheilung der für 
die bewaffnete Macht des Reiches erforderlichen Koften auf alle 
Staaten nach Berbältniß ihrer Bevölkerung herbeigeführt, da zur 
Beitreitung aller gemeinihaftlihen Ausgaben des Reiches, Tomweit 
diefelben nicht durch die fogen. eigenen Einnahmen der Reichskaſſe 
gededt werden, von den einzelnen Staaten Beiträge nah Maßgabe 
ihrer Bevölkerung zu entrichten find ®). 

Dieſes Prinzip findet auch auf Bayern vollftändig Aniven: 
dung, jedoch mit derjenigen Modififation, welche Art. 58 der R.B. 
für Bayern erhalten bat, daß nämlih Bayern die Koſten und 
Laften feines Kriegsweſens ausschließlih und allein’ trägt. Für 
die finanziellen Leiftungen gelten daher ganz analoge Regeln wie 
für die Leiftungen an Mannjchaften. Die von Bayern aufzumwen- 
denden Beträge werden in Einer Summe feitgeftellt, deren Höhe 
zu der für das Neichsheer zu verausgabenden Summe in bemfelben 
Verhältniß ſteht wie die Kopfitärfe des Bayriſchen Kontingents zu 
der des übrigen Reichsheeres. Die Verwendung diefer Summe ift 
Bayern überlaffen; die Spezialetat3 werden nicht vom Reich, fon: 
dern von Bayern aufgeftellt, das aber verpflichtet iſt, hierbei im 
Allgemeinen diejenigen Etatsanſätze nach Verhältniß zur Richtfchnur 
zu nehmen, welche für das übrige Reichsheer in den einzelnen Titeln 
ausgeworfen find *). 

2. Die Leiftung der Ausgaben ſelbſt nach Maßgabe der im 
Etat feſtgeſtellten Sätze und der durch Geſetze oder Verordnungen 


1) R.V. Art. 53 Abſ. 3. 

2) RB. Art. 62 Abſ. 3. 

3) RB. Urt. 70. Das Nähere fiehe unten bei der Darftellung des Fi- 
nanzrechtes. — Ueber die einigen Kleineren Norddeutſchen Staaten zeitweilig 
bewilligten Nachläfle vgl. meine Daritellung des Reichsfinanzrechts in Hirth’3 
Annalen 1873 ©. 494 fg. 

4) Bayer. Bündnißvertrag vom 23. Nov. 1870. III 8. 5 Ziff. UI. 


58 8. 80. Die Gemeinfhaft d. Laften u. Ausgaben f. d. bewaffnete Macht. 


gegebenen Normen erfolgt durch diejenigen Einzelſtaaten, welche 


eine eigene Militairverwaltung haben. Da dieſe Ausgaben aber 
für Rechnung des Reiches erfolgen, fo unterliegen fie der 
KRontrole Seitens des Rechnungshofes des Reiches und es ift über 


diefelben durch den ReichSfanzler dem Bundesratbe und dem Reichs: 
tage zur Entlaftung jährlih Rechnung zu legen!) Da die De: 
harge dem Reihstanzler ertheilt wird und die ſer die ver: 
faſſungsmäßige Pflicht hat, dem Bundesrathe und Reichstage Rech— 
nung zu legen, jo folgt daraus, dab die Kontingentsverwaltungen 
verpflichtet find, dem Reich Skanzler Rechnung zu legen und 
daß fie zu allen Abweichungen von den Anjäben des Etats die 
Genehmigung des Reichskanzlers einholen müflen. Für Bayern 
gilt dies jedoch aus dem angegebenen Grunde nit; dem Bundes: 
rath und Reichstag ift nur nachzuweiſen, daß die für das Baye— 
riſche Heer erforderliche, im Etat ausgeworfene Hauptfumme mir: 
ih an Bayern überwiejen worden ift, während die Kontrole und 
die Ertbeilung der Entlaftung über die Verwendung diefer Summe 
den nah) dem Bayeriſchen Staatsrecht bierzu berufenen Organen 
des Königreih3 zuftebt ?). 

3. Aus demfelben Grundſatz folgt, daß Eriparniffe an dem 
Militair-Etat, welchen eine Regierung bei der ihr zuftehbenden Ar: 
mee-Berwaltung macht, nicht der Kaffe dieſes Staates, fondern 
der Reichskaſſe zufallen °); ausgenommen ift auch bier Bayern‘), 
ba die Geltung des Art. 67 für Bayern in dem PVerfailler Ber: 
trage ausdrüdlih ausgefchlofien ift und Bayern feine Armee-Ber: 
waltung auf eigene Rechnung und jelbftftändig führt. Eine for: 
melle Garantie, daß Bayern nicht auf Koften der Kriegstüchtigkeit 


1) RB. Url. 72. - 

2) Schlußbeftimmung zum XII Abfchnitt der R.B. Bgl. Riedel Reichs⸗ 
verf. ©. 146, Seydel Commentar ©. 235. 

3) R.V. Urt. 67. 

4) Darüber find faft alle Schriftiteller einverftanden. Vrgl. Auerbach 
das beutfche Reich S. 150 und die daſelbſt citirte Meußerung des Staatömi- 
nifter8 Lug; ferner Blankenburg in v. Holgend. Jahrbuch I S. 39. 
Riedel Reichsverf. ©. 154. v. Pözl Bayer. Verf.R. 4. Aufl. Suppfe- 
ment $. 44... Seydel Eommentar ©. 234 und in Hirth’3 Annalen 1875 


©. 1503. Meyer Staatsreht ©. 551. Anderer Anſicht ift nur Thubdi 


chum in v. Holtendorff?’ Jahrb. II S. 116, deilen Ausführungen bei v. 
Rönne II, 2 ©. 119 wiedergegeben find. 
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feines Kontingentes Erſparniſſe macht, ift lediglich durch das dem 
Kaiſer eingeräumte Inſpektionsrecht gegeben. 

Anh Württemberg ift verfaflungsmäßig ’) das Sonder: 
teht eingeräumt worden, daß die Württemberg. Negierung nad 
Maßgabe des Reichshaushalts-Etats den Aufwand für die Unter: 
haltung des Württemb. Armeekorps ... in jelbftftändiger 
Verwaltung beftreitet, und daß Erſparniſſe, welde unter 
voller Erfüllung der Bundespflichten al3 Ergebnifle der obwalten— 
den befondern Berbältniffe möglich werden, zur Verfügung 
Württemberg3 verbleiben?) Dieſes Recht Württem- 
bergs ift von dem erwähnten Rechte Bayerns erheblich verfchieden, 
weil die Spezialetat3 aud für das Württemberg. Armeekorps vom 
Reihe feftgeftellt und die wirklich erfolgten Ausgaben vom Rech— 
nungshofe des Reiches geprüft werden und meil dag Württem- 
bergifhe Kontingent auch im Frieden dem Oberbefehl des Kaiſers 
in dem oben dargelenten Umfange unterworfen if. Die für das 
übrige Reichsheer aufgeftelten Vorſchriften dienen für die Verwal: 
tung des Württemb. Armeekorps nicht nur „im Allgemeinen zur 
Richtſchuur“ — wie für die Bayeriihe Armee —, fonderu fie 
müflen „volle Erfüllung“ finden’). Dadurch ift die thatjächliche 
Möglichkeit, an den Ausgaben für das Kontingent Eriparungen zu 
maden, eine ſehr befchräntte. 

4. Endlich find auch die Naturalleiftungen für das Heer und 
die Marine im Krieg und Frieden, jowie die Beſchränkungen des 
Grundeigentbums in den Umgebungen der Feftungen für das ganze 
Reichsgebiet gleihmäßig normirt. Vgl. unten 88. 92 ff. 


8. 81. Die Militeirhoheitöredhte der Cinzelftaaten. 


Der Sag, welder das Kompetenz-Verhältniß zwiſchen Reich 


und Einzelftaaten im Allgemeinen charakterifirt, nämlich daß bie 
letzteren alle diejenigen Hoheitsrechte behalten haben, welche ihnen 
nicht durch Reichsverfaſſung oder durch Reichsgeſetze entzogen mor- 
den find, gilt auch binfichtlich des Heerweſens. Theoretiſch ift 


1) Schlußbeftimmung zum XI. Abſchn. der RB. 

2) Miltt Konvent. Art. 12 Ab). 1. 

3) Insbeſondere darf die Württembergijche Regierung nicht durch Herab- 
gung der PBräfenzftärte des Armeekorps Erſparniſſe machen. 
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demnach die Kompetenz des Einzeljtaates, beziehentl. des Landes: 
bern, die Regel und die Kompetenz des Reiches, beziehentl. des 
Kaiſers, die Ausnahme, für welche es in jedem einzelnen Falle eines 
bejonderen gejeglihen Grundes bedarf. 

Praktiſch iſt dieſes Verhältniß aber nur für Bayern durch— 
geführt; den andern Staaten gegenüber hat die Ausnahme in fo 
weitem Umfange die Regel durchlöchert, daß die ihnen verbliebenen 
Reſte der Militairhoheit von geringfügiger Bedeutung find. Eine 
felbftftändige Entfaltung militairiiher Macht ift ihnen ebenfo ent: 
zogen, wie eine jelbitftändige Ausübung der Gefeßgebung, Organi: 
jation, Verwaltung und des Oberbefehls und es ift demnad der 
Reit, den die R.B. den Bundesgliedern gelaffen hat, werthlos, 
ausgenommen in Breußen, weil bier diefer dem Könige verbliebene 
Reit fih mit der dem Kaifer zuftehenden Machtbefugniß wieder 
zur vollen, zujammenhängenden, mit Wirkſamkeit auszuübenden 
Militairhoheit vereinigt. Hieraus erklärt fih, daß Sie Sicheraht 
der Staaten bereit war, die Ausübung der ihnen verbliebenen 
Rechte durch Militairkonventionen an Preußen abzutreten, da dieſe 
Ceſſion den Staaten ein wirkliches Opfer an politiicher Macht nicht 
auferlegte; und e3 erklärt fich ferner hieraus, dag Militairfonven- 
tionen nur mit Preußen, und in feinem einzigen Falle mit einem 
andern Bundesgliede abgejchloffen worden find. Die Rechte, welche 
den Einzelftaaten noch verblieben find, erjcheinen gleichſam als ein 
ihnen gelaffenes Andenken an ihre ehemalige Souveränetät; Denn 
wenn man einem Staate, der rechtlich nicht befugt ift, phyſiſche 
Machtmittel zu organifiren und zur Anwendung zu bringen, die 
Eigenſchaft der Souveränetät zufchreibt, fo muß man dieſes Wort 
in einer fehr eigenthümlihen, von dem gemeinen Sprachgebraud 
abmeichenden Bedeutung verftehen,, jedenfall nicht in demjenigen 
Sinne, in dem es als ftaatsrechtlicher Begriff von Werth ift, näm- 
lich als höchſte öffentliche Gewalt. 


Die nach der Reichsverfaſſung den Landesherren der Einzel: 


ftaaten und den Senaten ber freien Stäbte verbliebenen Rechte 
laſſen fih auf folgende Kategorien zurüdführen. 
1. Die Kontingentsherrlichkeit. 


Die Landmacht des Reiches bildet — wie oben ©. 6 dar: 
gethban worden ift — fein einheitliches Heer, fondern ift aus den 
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Kontingenten der einzelnen Staaten combinirt. Der eigentliche 
Kern aller den Bundesgliedern verbliebenen Militairhobeitärechte 
it daher die KontingentSherrlichkeit. Obgleich diefelbe im Art. 63 
der RV. erwähnt iſt, jo hat doch weder die Reichsverfaſſung noch 
das Militairgejeg fie definirt und ebenfowenig ift in der ftaat3- 
etlichen Literatur bisher auh nur ein Verſuch gemacht worden, 
die Kriterien dieſes Begriffes feftzuitellen; man bat fi damit be: 
gnügt, ein Verzeichniß der einzelnen in der R.B. erwähnten Befug: 
nie der Bundesfürften aufzuftellen ). Die Kontingentäherrlichkeit 
it jomohl von der Kriegshobeit, als auch von dem Oberbefehl 
unterfchieden und fie ift unabhängig von dem Recht zur Geſetz⸗ 
gebung in Militairangelegenheiten. Ahr juriftiiches Weſen befteht 
in Folgendem: Der Eintritt in die Armee, gleichviel ob derjelbe 
auf Grund der gejeglichen Untertbanenpfliht oder ob er freimillig, 
alio auf Grund eines Rechtsgeſchäftes, erfolgt, ift Begründung 
. eines Öffentlichrechtlihen Dienftverhbältnijfes von beſtimmtem 
Inhalt ?); jedes Dienftverhältnig jegt aber nothwendig zwei ‘Ber: 
jonen voraus, einen Diener und einen Herrn; der militairifchen 
Dienftpfliht entipriht daher die militairiſche Dienftherrlichkeit. 
Ale Mannſchaften, Offiziere und Militairbeamte, melde einem 
und demſelben Dieuftheren gegenüber zur Erfüllung der mili- 
tairiichen Dienftpflichten verbunden find, aljo zu ihm in einem 
militairifchen Dienftverhältniß ftehen, bilden ein Kontingent; der 
Kontingentsherr iftdemnad der militairijche Dienft- 
berr. Die Mannſchaften und Offiziere feines Kontingents ftehen 
zu ibm im Dienftverhältniß, find ihm gegenüber zur Erfüllung 
der militairifhen Dienftpflichten, zur Treue und zum Gehorjam 
verpflichtet, find feiner Dienjtgewalt unterworfen und andererſeits 
ihm gegenüber zu den gejeglich normirten oder vertraggmäßig ver: 
einbarten Gegenleiftungen berechtigt. Wenn demnadh die RB. 
anerkennt, daß die Landesherren der einzelnen Bnudesjtaaten die 
Kontingentsherren find, fo fpricht fie damit aus, daß dieſe Landes: 
berren die Subjecte der militairishen Dienftgewalt find, nicht der 
Kaiſer. Diefes Prinzip äußert fih in folgenden Anwendungen: 


1) Bgl. Thudichum Verfaſſ. des Nordd. Bundes ©. 387 fi. Seydel 
in Hirth’3 Annalen 1875 S. 1400 und die hieraus entnommenen Bemerkungen 
bei v. Rönne IL, 2 ©. 146, ſowie Meyer Staatsrecht S. 512. 

2) Bgl. darüber unten 88. 88 ff. 
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1. Die geſetzliche Wehrpflicht ift eine Unterthbanenpflicht 


und als folche von den Angehörigen der einzelnen Staaten ihrem 
Landesherrn zu leiften. Für die thatſächliche Erfüllung der 
Militairpfliht ift diefer Grundfag zwar modifizirt, theils durch das 
bereit3 erörterte Recht des Kaifer8 zur Verfügung über die von 
den Einzelftaaten geftellten Refruten '), theils durch die Vorſchrift, 
daß die Geftellung und Aushebung des einzelnen Webrpflichtigen 
im Bezirke ſeines dauernden Aufenthaltsortes erfolgt ?); es ift 
daher die Möglichteit jehr wohl gegeben, daß der Angehörige eines 
Bundesftaates feine Militairdienitpfliht in dem Kontingent eines 
andern Bundesftaates ableiftet. Deſſenungeachtet beftebt diefe Pflicht 
für jeden Deutſchen feinem Staat gegenüber; der Dienft in einem 
andern Kontingent des Reichsheeres ift nur ein reichsgeſetzlich ge- 
ftatteter Modus der Leiſtung; duch Abletftung des Dienftes in 
einem andern Kontingent erfüllt man die Dienftverpflichtung feinem 
eigenen Staate gegenüber. Diejes Prinzip Tommt in zwei Conſe⸗ 
quenzen zur Geltung, die fih nur aus dieſem Prinzip erflären 
lafjen und die ihrerſeits die Richtigkeit deſſelben beftätigen. 

a) Wenn in dem Kontingent eines Staates Angehörige eines 
andern Staates dienen, jo empfängt der eritere Leiftungen, Die 
dem letteren gebühren; er empfängt fie deshalb gewiſſermaſſen 
für Rechnung des legteren und ift verpflichtet, fie ihm zu reftituiren 
d. b. ebenfoviele Angehörige feine 3 Staates zum Dienſt in dem 
Kontingent des andern Staates abzugeben, als Angehörige des 
legteren in feinem Kontigente dienen. Die Staaten mit jelbit- 
ftändiger Kontingentsverwaltung ?) halten demnach unter einander 
Abrehnung über diejenigen Mannfhaften, welche in einem 
andern Kontingente als in demjenigen des Staates, deifen Ange: 
börige fie find, ihrer Dienftpflicht genügen und gleichen die fich 
hierbei ergebende Differenz dadurd aus, daß fie von ihren eigenen 
Angehörigen die entiprechende Anzahl von Rekruten an die anderen 
Armeelorps abgeben. Es ift diejes, urfprünglih auf einem Ab- 
fommen unter ben Staaten berubende Verfahren ausdrücklich in 
dem Mililtairgejet 8. 9 Ab]. 4 janctionirt worden). Unter den— 


1) Siehe ©. 53 fg. 

2) Militairgef. $. 12. gl. unten 8. 88. II. 

3) d. h. Preußen mit den Anneren, Bayern, Sachſen und Württemberg. 
4) Bgl. oben ©. 55. Bgl. Hierzu die Auseinanderſetzung des Bericht⸗ 
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jenigen Staaten, welche mit Preußen zu einer gemeinjamen Kon: 
tingentöverwaltung verbunden find, findet eine ſolche Abrechnung 
nicht ftatt; unter diefen Staaten befteht vielmehr eine Art von 
Rekrutengeſtellungs⸗Sozietät. 

b) Den prägnanteſten Ausdruck findet der Grundſatz, daß die 
geſetzliche Dienſtpflicht eine Pflicht gegen den einzelnen Staat iſt, 
darin, daß jeder Wehrpflihtige den Fahneneid feinem 
Sand rn er Gehorlam und Treue. 
In dieſen dem Landeshberrn zu Teijtenden Ein ift 
nah Art. 64 Ab. 1 der RB. Die Verpflichtung aufzunehmen 
„ven Befehlen des Kaiſers unbedingte Folge zu leiten.“ Der 

eboriam gegen den Kater iſt ein Dejtandineil der XLreus UMD 


Dienftverpflichtung gegen den Landesherrn. Dienſtpflicht und Ge: 
amspflicht deden ſich demnach volllommen nur für die Ange- 
börigen Preußens, weil der Kaifer zugleich Landesherr if, und 
andere eitö im —— für die Bayeriſchen Staatsaun 






erſtatters über das Militairgeſetz im Neichdtage (Naster). Stenogr. Berichte 
I Seff. 1874 ©. 841 und Seydel in Hirth's Annalen 1875 ©. 1455. 

1) Die Formel des Fahneneides iſt bisher noch nicht einheitlich 
normirt. Es find folgende Fälle zu unterjcheiden: Für Preußiſche Staat3- 
angehörige ift die im Art. 64 Abſ. 1 der R.V. vorgejchriebene Klaufel 
gegenſtandslos und "deshalb in den Eid nicht aufzunehmen; fie leiten ben 
Fahneneid in der durch die Kabin.-Drdre vom 5. Juni 1831 vorgejchriebenen 
Faſſung. Falls fie aber ihrer Dienftpfliht in einem nichtpreußifchen Kontin= 
gent genügen, fo haben fie außerdem zu Protokoll zu erflären, daß der von 
ihnen geleiftete Zahneneid die Verpflichtung einfchließe, dem betreffenden Kon- 
tingentsherrn als Bundesfüriten treue Dienfte zu leiften u. |. w. (Refcript des 
Preuß. Kriegsminifterd vom 19. Yebr. 1869). Ein folches Protokoll ift auch 
aufzunehmen, wenn Unterthanen anderer Bundesstaaten in ein anderes ald das 
heimiſche Kontingent eintreten. — Im Uebrigen ift der Fahneneid für die— 
jenigen Militairpflichtigen, welche ihrer Dienftpflicht nicht bei einem Truppen» 
teile des Bundesſtaates genügen, dem fie angehören, feftgeftellt worden durch 
die Kabinet3-DOrdre vom 14. Dezemb. 1867 (Armee-V. Bl. 1867 6. 179). 
Diejelbe findet aud auf Bayerifche Untertdanen Anwendung, welde in 
nichtbayeriſchen Kontingenten zur Einftellung gelangen (Reſer. des Preuß. 
Kriegsmin. vom 4. Mai 1872). Der Fahneneid der Sächſiſchen Staat 
angebörigen ift in der Sächſ. Milit.-Ronvention Art. 6 feitgeitellt; für Würt- 
temberg und Baden find entiprehende Berabredungen getroffen worden 
(Rejcript des Preuß. Kriegsmin. vom 19. Zuli 1872). Elſaß-Lothringer 
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2. Da die gejegliche Dienftpfliht eine Unterthanenpflicht ift, 
fo erfcheint ihr gegenüber die Kontingentsberrlichkeit ala ein bloßer 
Anwendungsfall der Landesherrlichfeit; denn der Landesherr als 
folder ift, wenigitens in der Regel, Dienſtherr. Dagegen ermeilt 
ih in Bezug auf die freiwillig übernommene Milt 
tairdienftpflidht, welche nicht auf der Unterthanenqualität 
beruht '), die KontingentSherrlichkeit ganz rein und unverhüllt als 


Dienſtherrlichke it. So wenig das Deutiche Reich eine eigene 
Armee bat, ebenfowenig bat es eigene Offiziere und Militatrbe- 


] amte_(Gür das Heer). Diefelben fiehen vielmehr in einem Dtenie 
verhältniß nur zu demjenigen Landesherrn, von welchem fie 


angeftellt worden find. Dieſer Grundſatz bildet die ausnahmsloſe 
verfaffungsmäßige Rechtsregel; die Reichsverf. hat ihn nicht ein: 
geſchränkt, auch nicht duch die Anordnungen im Art. 64 Abi. 2; 
denn bier handelt es fich nicht um die Eingehung eines Dienft: 
verhältniffes, jondern um die Uebertragung eines militairifchen 
Amtes (Kommando’s) an einen Offizier, der einem Deutſchen Kon: 
tingent bereit3 angehört. Es ift auch nicht erforderlih, daß der 
letztere durch Uebernahme des vom Kaifer verliehenen Amtes aus 
dem Dffiziercorps feines Kontingents ausfcheidet ?). 


Dagegen ift der verfaffungsmäßige Rechtsſatz in feiner that: || 


ſächlichen Geltung dadurch bejchränft, daß die Mehrzahl der Deutfchen 
Staaten — mit alleiniger Ausnahme von Bayern, Sachen, Würt: 
temberg und Braunſchweig — die Rechte des KontingentSherrn 
durch Konvention dem Könige von Preußen zur Ausübung über: 

—— — 


werben, gleichviel in welches Kontingent fie eintreten, nur für den Deutfchen 
Kaifer vereidigt (Mejer. vom 28. Mai 1872 und Kab.-Drbre vom 4. Dezemb. 
1878). Die angeführten Rejcripte find abgebrudt bei v. Helldorff Dienft: 
vorschriften Bd. II TH. 1 ©.2f. In Bayern endlich ift in den dem 
Könige von Bayern zu leiftenden Yahneneid die Verpflichtung aufzunehmen: 
„im Kriege den Befehlen des Kaijerd unbedingt Folge zu leiften.” Bertrag 


vom 23. Nov. 1870 III 8. 5 Biff. IV. 
1) Siehe unten 8. 89. 


2) Ausdrüdlihe Anerkennung Hat dies gefunden in der Bereinbarung | 


zwilchen Preußen, Bayern und Württemberg bezügl. der Feſtung Ulm vom 


16. $uni 1874 Urt. II Abſ. 5. VBgl. aud) wegen der Feftungsfommandanten | 
in Sadjen die Sächſiſche Mil.-Konv. Art. 7: „Diefelben Haben, wenn 


fieden Kgl. Sähfifhen Truppen angehören, nachfolgenden Eid 
zu leiſten.“ 





— — — 
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tragen bat, fo daß ihm allein die Ernennung, Beförderung, Ber: 
abihiedung der Offiziere und Militairbeamten zuftebt und dieje in 
einem direkten Dienftverbältniß zu ihm fich befinden). Er ift als 
Militairdienftherr einerfeit3 zu unterſcheiden vom Landesheren und 


andererjetls Dom KLriegsherrn (Raifer). — 
Die in der Konnngentsherrlichkeit enthaltene oder vielmehr 


mit ihr identische Dienftgewalt darf num aber in Teiner Beziehung 
in Sonflict fommen fönnen mit dem Recht des Kaiſers zum Ober: 
befehl und dem Grundprinzip der einheitlichen Organifation aller 
Kontingente und demgemäß ift fie in dreifacher Beziehung modi⸗ 
fizirt und beichränft. 

a) Die Offiziere, Aerzte und Militairbeamten find ebenfo wie 
die Mannſchaften verpflichtet, den Befehlen des Kaiſers unbedingte 
Folge zu leiften ?); falls der Kaiſer nicht zugleich der Dienftherr 
ift, find fie daher zum unbedingten militairiihen Gehorfam gegen 
einen Andern als ihren Dienftberen verpflidtet. Die Bundes⸗ 
fürften find zwar befugt, Offiziere zc. für ihre Kontingente zu er: 
nennen, aber nur in der Art, daß die Offiziere nicht ihnen, fondern 
dem Kaiſer zum unbedingten militairiihen Gehorſam verbunden 
ind’). Der Kaifer als oberiter Kriegsherr ſteht über den Kon 
tingentsberren, ſowie das fouveraine Reich über den autonomen 
Einzelftaaten. Der Fahneneid wird daher auch Seitens der 
Offiziere dem Kontingentsherrn geleiftet und in diefem Eide wird 
dem Kontingentäherrn das Verſprechen gegeben, ihm treu 
zu dienen und dem Kaiſer Gehorfam zu leiften *); in Bayern unter 
Beſchränkung auf den Fall des Krieges. In Preußen und in allen 
mit der Preuß. Armee verbundenen Kontingenten fällt diefe Unter: 
ſcheidung fort und die Offiziere, Aerzte und Militairbeamten leiften 


1) Zn den Kontingenten von Heſſen und von beiden Medlenburg 
erhalten die Offiziere 2c. 2c. jedoch neben den Königl. Preuß. Patenten auch 
noch Sroßherzogf. Patente und führen, jolange fie diefen Kontingenten ange- 
hören, ausschließlich die Bezeihnung „Sroßherzoglid.” Heſſiſche Mil.- 
Konvent. Art. 4. Beide Medlenburgifche Konventionen v. 1872 Art. 9. 

2) RB. Art. 64 Abſ. 1 

3) Ausgenommen Bayern für die Zeit des Friedens. 

4) Zu Sachſen Haben jedoch die ein Kommando führenden Generale, 
deren Emennung nur unter Buftimmung des Kaiferd erfolgen darf, Dem 
Kaifer gegenüber das eidliche Berjprechen des Gehorſams abzulegen. 
Milit.-Kond. Art. 7. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 5 
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ben Fahneneid reip. Beamteneid dem Könige von Preußen als 
Kontingentäheren ; in mehreren Konventionen ift aber ausbebungen, 
daß fie fich gleichzeitig verpflichten: „das Wohl und Befte des be: 
treffenden Landesherrn zu fördern, Schaden und Nachtheile 
von Allerhöcftdemjelben und Seinem Haufe und Lande abzu- 
wenden” ?). 

b) In der Dienftgemwalt ift enthalten das Recht zur Verwen⸗ 
bung des Dienenden behufs Führung der amtlihen Gejchäfte, 
d. b. zur Ertbeilung eines Kommandos (militairifhen Amtes). 
Diefe Befugniß ſteht demnach prinzipiell dem Kontingentsherrn in 
Betreff feiner Offiziere und Militairbeamten innerhalb des Kon: 
tingents zu. Ausgenommen find jedoch diejenigen Befehlshaber: 
fielen, melde nad Art. 64 Abſ. 2 der R.B. vom Kaifer zu be- 
fegen find). Diefe Ausnahme führt eine Conſequenz mit fich, 
welche in das Dienftverhältniß der Offiziere eingreift. Nach Art. 64 
Abi. 3 der RB. ift nämlih „der Kaiſer berechtigt, behufs Ber: 
fegung mit oder ohne Beförderung für die von ibm im Reichs: 
dbienfte, jei es im Preußischen Heere oder in anderen Kontin- 
genten zu bejegenden Stellen aus den Offizieren aller Kontingente 
des Reichsheeres zu wählen.” Dieje Anordnung der R.B. Täßt 
den Gegenſatz zwiſchen Kommando und Dienftverhältniß ſehr deut- 
lid hervortreten; denn fie ermächtigt den Kaiſer, auch folchen 
Offizieren ein militairiiches Reichsamt („eine Stelle im Reichs: 
dienfte”) zu übertragen, welche in feinem perfönlichen Dienftver: 
hältniß zu ihm fteben, und folglich fie aus dem Dienft bei ihrem 
Kontingentsheren wider den Willen deflelben in den Dienft des 
Reiches abzurufen. Hierin liegt zweifellos eine Anomalie; diejelbe 
ift aber thatſächlich für faſt alle Kontingente befeitig.. Für das 
Preußiſche Heer und alle mit demjelben vereinigten 


1) Diefe Verpflichtung wird übernommen mittelft Reverſes in den 
Kontingenten von Heſſen (Milit.-Konv. Art. 4), von Baden (Mil.-Konv. 
Art. 3 Abf. 4) und von Oldenburg (Mil.-Kom. Art. 3 a. E.); mittelft 
Handgeldbniffes in den Kontingenten der beiden Medienburg 
(Mil.Konv. Urt.5), der Thüringiſchen Staaten (Mil.-Konv. Art 10 Ab}. 2) 
und Anhalt (Mil.-Konv. Urt. 10) — Nad) den Konventionen mit Lippe 
und mit Shaumburg bat der Kommandeur der in Detmold reip. in 
Büdeburg dislozirten Garnifon jenes Gelöbnig mittelit Handſchlages oder Re⸗ 
verjed abzulegen. 

2) Qgl. oben ©. 36. 
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Rontingente fällt fie von jelbit fort wegen der Identität des 
Dienftderrn und des Kaiſers. AufBayern iſt die Anwendung des 
Art. 64 Abi. 3 verfaſſungsmäßig ausgeſchloſſen; vertragsmäßig 
it diefelbe zwar für einige Dffiziersftellen in Ulm in Geltung ge- 
jeßt worden, jedoch mit der Maßgabe, daß der Kaijer dieſe Stellen 
auf Vorſchlag der Bayerifhen Regierung beſetzt und bei der 
Ernennung zum Ausdrud bringt, daß diefelbe entipredhend dem 
Vorihlage des Königs von Bayern erfolgt ſei )y. Württemberg 
it die Zuficherung ertheilt worden, daß der Kaifer, wenn er für 
eine von ihm zu bejetende Stelle einen Offizier aus dem Württem- 
bergiichen Armeekorps wählen will, fih mit dem König von Wirt: 
temberg vorher ind Vernehmen jegen werde?). Mit Sachſen 
it vereinbart worden, daß der Kaiſer von dem in Rede ftehenden 
Reht nur dann Gebrauch machen wolle, wenn mit der Verwendung 
des Sächſiſchen Offiziers im Reichsdienſte eine Beförderung ver: 
bunden iſt ). Thatfählih wird wol diefe Schranfe auch den 
Offizieren des Braunſchweigiſchen Kontingents gegenüber 
beobachtet, obwohl es hier an einer verpflichtenden Zulage fehlt. 

Im Zujfammenhange mit dem im Art. 64 Abf. 3 der R.V. 
dem Raifer eingeräumten Rechte fteht die Aufitellung jährlicher 
Berfonal: und Dualififationsberichte über die Offiziere des Würt⸗ 
tembergiiden und des Sächſiſchen Armeekorps vom Stabsoffizier 
aufwärts nah Preußiſchem Schema und die Einjendung dieſer 
Berichte an den Kaifer‘). 

Keine Ausnahme von der Dienftgewalt der KontingentZherren, 
jondern eine Beftätigung und Anerkennung derfelben ift die Feſt— 
fegung, daß zur Beförderung der Gleichmäßigleit in der Ausbil- 
dung und dem inneren Dienjt der Truppen nach gegenfeitiger 
Berabredung einige Sähfifhe und Württembergifche Offiziere 


1) Ulmer Separat⸗Protokoll vom 16. Zuni 1874 Art. 2 Abf. 1. Diefe 
im Reichsdienſte verwendeten Bayeriſchen Offiziere und Militairbeamte werben 
für den Kaiſer vereidigt. Hauptprotofol vom 16. uni 1874 Wrt. II Abſ. 4 
und Separat-Brotof. Art. 2. — Bol. RB. Art. 64 Abf. 2. 

2) Bürttemb. Milit.-Konv. Art. 7 Abſ. 1 und Urt. 8. 

3) Sidi. Milit.-Konv. Nachtragsprotokoll vom 8. Febr. 1867. 

4) Bel. für Württemberg die Mil.-Konv. Art. 7 Ab. 2; für Sachſen 
die Mil.-Kond. Art. 7 Abſ. 2. Dafjelbe iſt vereinbart für die im Neichsdienfte 
(in Ulm) verwendeten Bayerifchen Offiziere und Beamten im Separat- 


Protot. vom 16. Juni 1874 Urt. 9. 
5* 
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je auf ein bis zwei Sabre in die Preußifhe Armee und Breußifche 
Dffiziere in das Sähfiihe und Württembergifche Armeekorps Tom- 
mandirt werden ?). 

Denjenigen Bundesfürften, welche mit Preußen Militair-Kon- 
ventionen abgefchlojfen haben, ift meiftens ?) zugefichert worden, 
daß bei Berjegungen und Anftellungen von Offizieren und Militair: 
beamten , die ihre Kontingente betreffen, ihre Wünſche, fomweit 
thunlich, Berüdfichtigung finden follen?). Es ift dies ein Reſt 
ihres verfaffungsmäßigen Ernennungsredht3. | 

c) Obgleih formell das Dienftverhältniß der Offiziere, 
Nerzte und Beamten des Heered (nicht der Marine) ein Rechts— 
verhältniß zwilchen diefen und den’ Kontingentsberren ift, fo ift 
dasjelbe doch in allen mwejentlihen Beziehungen materiell vom 
Reich normirtt). Dieſe einheitliche Regelung eritredt ſich auf Die 
Dualififation und die Grundfäbe über das Aufrüden in böbere 
Stellen, auf die dienftlichen Obliegenbeiten und Befugniffe, auf Die 
Disciplinar- und Rechtsvorſchriften, auf die Dienftentlaflung, auf 
die perfönlichen Anfprüche auf Gehalt, Servis, PVenfion a. |. w. 8). 
Dem entiprehend find die pekuniären Anſprüche der Offiziere zc. 
formell Forderungen gegen den Fiskus des Staates, in deffen 
Dienft fie ſtehen, materiell aber erfolgt die Befriedigung derjelben 
aus der Reichskaſſe. 

3. Zu den Rechten des militairifhen Dienftheren gehört nah 
ber biftorifhen Entwidlung des Militairrehts die Gerihts 
berrlihfeit in Strafſachen; diefelbe ftebt daher den Kon= 
tingentSherren rüdfihtlih ihrer Truppentbeile zu). Die Aus: 

1) Sächſ. Mil.Konv. Art. 4 Württemb. Mil.-Konv. Art. 8. 

2) joweit nämlich ihre Kontingente nicht ganz aufgelöjt, jondern dem 
Preuß. Armeeverbande eingefügt worden jind. | 

3) Militair-Ronventionen mit Heſſen Schlußprotof. Art. 1. Baden 
Urt. 7. Medlenburg (von 1868) Art. 11. Oldenburg A. 7. Thü- 
ringen Art. 10 Abf. 1. Anhalt Art. 10 Abi. 1. 

4) Eine Analogie bieten die felbftftändigen Boftverwaltungen im Reiche. 
Wer in Bayern oder Württemberg einen Brief zur Poſt giebt, fließt zwar 
ein Rechtögefchäft mit der Bayerifchen oder Württembergifchen Poftverwaltung 
ab, dag daraus hervorgehende Rechtsverhältniß ift aber materiell geregelt Durch 
das Reichspoſtgeſetz. 

5) Reichsverf. Art. 61. 63. Milit.-Gef. 8. 4. 7. 8. Das Einzelne fiehe 
unten 8. 89, 91. 

6) Vgl. Württemb. Mil.-Konv. Art. 5. 
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übung derfelben ift durch die Militair-Konventionen dem Könige 
von Preußen übertragen und nah Maßgabe der Militair-Straf: 
prozeß⸗Ordnung zu handhaben ?). 

4. Das äußere Merkmal des militairiichen Dienftverhältnifies 
it das Dienftfleid, die fogenannte Uniform, welches vom Dienft: 
bern ertbeilt reſp. vorgejchrieben wird. Das Tragen der Uniform 
iſt Dienftpfliht. Für die Bekleidung der Offiziere und Mann: 
haften find zwar die Grundfarben und der Schnitt der Königl. 
Preußiihen Armee maßgebend; innerhalb diefer Schranfen aber 
bat der Kontingentsherr die Uniform, inSbejondere die äußeren 
Abzeihen (Kokarden zc.) zu beſtimmen ). Auch in denjenigen Kon⸗ 
tingenten, welde in den Verband der Preußiichen Armee aufge: 
nommen worden find, ift den Landesherren ein Reft dieſer äußeren 
Belundung ihrer Kontingentsherrlichfeit gelaflen morden, indem 
befondere Beftimmungen über die Helmbdetoration, Kofarden, Schärpe, 
Bortepee, Epanletten, Achfelftüde und Achfelflappen der betreffen: 
den Truppentbeile verabredet worden find). Durchweg ift die 
Regel anerkannt, daß die ihrer Dienftpflicht genügenden Wehr: 
pflichtigen neben der Kofarde des Truppentheils, in dem fie dienen, 
die Kokarde des Staates, dem fie angehören, tragen *). 


U. Landesherrlihde Ehrenrechte. 
Den Bunbdesfürften und Senaten find im Art. 66 Abf. 1 der 


1) Bgl. die nähere Darftellung unten 8. 90 I, 1. 

2) RB. Urt. 63 Abſ. 2. Nah der Württemb. Mil-Konv. Art. 10 
werden dieje Anordnungen vom König dv. W. gegeben „und es foll dabei ben 
Serhältniffen der Bundesarmee die möglichite Rechnung getragen werben.“ 
Tem Braunfhweigiihen Kontingent ift eine in ben Grundfarben 
und dem Schnitt abweichende Bekleidung bisher ftillfchtweigend gelaffen worden. 
Auf Bayern findet diefer Art. keine Anmwenbung. 

3) Bgl. Konvention mit Heffen Art. 3 u.5, mit beiden Medlen- 
burg 1868 Urt. 10. 1872 Art. 9 und Schlußprotof. Art. 6. Baben Art. 2 
und Schlußprotol. Art. 2. Oldenburg Art. 3 und Schlußprotof. Art. 10. 
Zhüringen Art. 7. Anhalt Art. 7. — Bgl. Bekleidungs⸗Reglement 8. 88. 
(v. Helldorff Dienftvorichriften Th. 3 Abth. 4. I ©. 76.) 

4) Dies gilt indbefondere auch von den Angehörigen derjenigen Staaten, 
weile keine eigenen Kontingente haben. Vgl. die Milit.-Konvent. mit Waldeck 
Art. 1 Abſ. 2, mit Schwarzburg-Sondershaufen Ar. 6. Lippe 
Detmold Art. 6. Schaumburg Art. 5. Lübed 8. 2 Abj. 3. Ham- 
burg 8.2. Bremen 8.3. 
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= 7 gewiſſe Rechte Hinfichtlih „aller ihren Gebieten angehörenden 
ippentheile“ eingeräumt. Vorausfegung diefer Rechte ift dem: 
ı nicht die Zugehörigkeit der Truppen zum Kontingent d. h. 

Dienftgewalt, fondern die Zugehörigkeit zum Gebiet d. h. die 
deshoheit. Diefe Rechte kommen daher auch denjenigen Landes⸗ 
en und Senaten zu, welche gar Feine eigenen Kontingente haben, 
jeder Landesherr hat diefe Rechte hinfichtlich derjenigen Trup: 
heile, melde in feinem Gebiete dauernd oder vorübergehend 
befinden, wenngleich fie einem fremden Kontingente angehören. 
unter dieſe Kategorie gehörenden Rechte find durchweg Ehren: 
te, die weder hinfichtli des militairifchen Befehls noch hin 
lich der Verwaltung der Truppen-Abtheilungen von erheblicher 
tiſcher Bedeutung find. Es find folgende: 

1. Den Bundesfürften und den Mitgliedern ihrer Familien 
diejenigen militairiſchen Ehrenbezeugungen zu erweifen, melde 
ı den beftehenden Dienjtvorfhriften dem Landesherrn und feinen 
ebörigen zufommen ). 

2. Die Landesherren ftehen in dem Verhältniß eines Tom- 
ndirenden Generals zu allen in ihren Gebieten garnifos 
nden oder vorübergehend dorthin fommandirten Truppen und 
ı als folde neben den Ehrenrehten die entiprechende 
Sciplinarftrafgewalt aus ); fie find befugt, in diefer 
iehung ihre Befehle direft an bie betreffenden Abtheilungs: 
amandeure zu erlafien®). In demſelben Umfange fteht ihnen 
Dispofition über die Truppen zu Zwecken des inneren Dienftes, 
3. zur Stellung von Ehrenpoften, Wachen u. dgl., zu und die 
ppen= Kommandeure haben in diejer Beziehung ihren Anord: 
gen Folge zu leiften *). 

1) gl. Mitit.-Konvent. mit Württemberg Art. 5. Heffen At. 7 
2. Baben Art. 5 Abſ. 1. Medlenburg Art. 9. Oldenburg 
5 Abſ. 1. Vgl. ferner Qübed 9.4 Hamburg 8.4 Bremen 8.9. 
Befugniß, Regimentöinhaberftellen zu verleihen, ift anerlannt für ben Groß- 
8 von Heffen in der Milit.-Konv. Urt. 3 Abſ. 2; vgl. auch das Schluß- 
otoll Art. 2 zur Badiſchen Mil-Konv. 

2) Uber feine anderen Rechte des Oberbefehls. 

3) Mitit--Rond. mit Heffen Art. 7 Abſ. 2. Baden und Oldenburg 
59. 2. Thüringen und Anhalt Art. 8. Walded, Shwarz- 
g und Lippe Art. 7. Schaumburg Akt. 6. 

4) Diefe Befugniß ift in den Militair-Konventionen auch den Senaten 
Lübed, Hamburg und Bremen eingeräumt, 
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3. Die Bundesfürften haben das Recht, Offiziere & la suite 
zu ernennen, deren etwaige Bejoldung und bdereinftige Penftoni- 
rung nit aus NeichSmitteln erfolgt; fie find ferner befugt zur 
Auswahl (beziebentl. zum Wechſel) der Adjutanten, melde ihnen 
oder den Prinzen ihres Hauſes zur Verfügung zu ftelen find '). 

4. Die Hoheitszeichen bes betreffenden Staates werden 
in Wappen und Farben an den dem Militair eingeräumten Lokali⸗ 
täten und Garnifons-Einrichtungen beibehalten, ſoweit nicht Bundes: 
zeihen und Farben an die Stelle treten ?). 


III. Reguijitionsredt. 


Den Bundesfürften und Senaten ift verfaflungsmäßig das 
Recht gemäbhrleiftet, „zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre eigenen 
Truppen zu verwenden, Torben wi al anderen Truppentbeile 
des Reichsheeres, welche in ihren Ländergebieten dislozirt find, zu 
tequiriren” 3). Diefes Recht ift dag nothwendige Sorrelat zu dem 
kaiſerlichen Dislokationsrecht. Es findet Anwendung nit nur bei 
Ei öffentli Ruhe, wenn die Bolizeibehörden den 
Beiftand des Militaird in Anſpruch nehmen, fondern auch im 
Intereſſe der Sicherheit in gewöhnlichen Zeitverhältnifien, 3.9. zur 
Bewachung der Strafanftalten %). Ueber das Verhältniß dieſes 
Rechtes zur Verhängung des Kriegszuftandes fiehe oben ©. 47. 


1) Mil.sKonv. mit Hefjen Art. 9 und Schlußprotol. Urt. 2. Medlen- 
burg Art. 11 m. 12. Baden Art. 6 und Schlußprotol. Art. 3. Olden⸗ 
burg Art. 6 und Schlußprotof. 10. Thüringen und Anhalt rt. 11. 
Lippe-Detmold, Shwarzb.-Sondersh., Walded (1877) Art 9. 
Shaumburg Art. 8. 

2) Mil.-Konv. mit Heffen Art. 3 Abſ.6. Medlenburg (1872) Art. 9. 
Baden und Oldenburg Art. 5 Abſ. 3. Schwarzburg, Lippe und 
Balbed (1877) Art. 7 Abf. 3. Schaumburg Art.6. Lübed und Ham- 
burg$.4ca Bremen 8. 6. 

3) RB. Art. 66 Abi. 3. 

4) Nähere Anordnungen find enthalten in den Militair-Ponventionen mit 
Heifen Art. 13. Baden Ar. 13. Oldenburg Ar. 16. Walded 
At. 7 Abſ. 4. Lübed 8. 4 letzt. Abſ. und 8.6. Hamburg $. 5 und 7. 
Bremen $. 10-12. — Auf Bayern findet Art. 66 der R.B. keine An⸗ 
wendung; jfollten daher einmal nichtbayerifche Truppen vorübergehend in baye- 
riſchem ®ebiete diälozirt fein, jo find die bayeriichen Behörden nicht befugt, 
diefe Truppen zu polizeilichen Zwecken zu requiriren, und ebenfowenig im um- 
gekehrten Falle Behörden anderer Bundesſtaaten die bayeriſchen Truppen. 
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Die Vorausfegungen, unter denen das Militair zur Aufredht- 
haltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit einfchreiten 
und von den Waffen Gebrauh machen darf, jowie die übrigen 
Fälle, in denen Waffengewalt Seitens des Militaird angewendet 
werden darf, find normirt in der Preuß. Veroron. zur Aufrecht- 
haltung der öffentlihen Ordnung 2c. vom 17. Aug. 1835 und in 
dem Preuß. Gef. vom 20. März 1837. Beide Gefete find auch 
in Württemberg durh Erlaß vom 27. Mai 1878 eingeführt 
worden ?). 


8. 82. Die Fellungen und Sriegähnfen. 


Die ftaatsrechtlihen Regeln über Feltungen und Kriegshäfen 
im Bundesgebiete erhalten dadurch einen eigenthümlichen Charakter, 
daß bier nicht blos die Grundfähe über die Militairverfaflung, 
fondern auch diejenigen über die Gebietshoheit in Betracht kommen 
und daß dadurch das Rechtsverhältniß zwifchen dem Reich und ben 
Einzelftaaten beftimmt wird. Die in der Neichsverfaffung enthal- 
tenen Vorſchriften find jehr unvollitändig und bebürfen in ver: 
ihiedenen Richtungen der Ergänzung. 

1. Den Ausgangspunkt bildet der Sat, daß ben Einzelftaaten 
an den Feltungen und Kriegshäfen die GebietShoheit in dem Um- 
fange zufommt, welcher oben Bd. I 8. 20 ff. dargelegt worden 
iſt. Alle in der Landeshoheit begründeten Rechte ftehen ihnen fo= 
weit zu, als fie nicht durch Reichsgeſetze entzogen oder beſchränkt 
find, in$befondere Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt und Befteuerungs: 
recht. Eine direkte Anerkennung bat dies, wenn auch nicht in ber 
RB. ſelbſt, jo doch in der gleichzeitig mit ihr abgefaßten Militair: 
Konvention mit Sachſen Art. 8 erhalten, woſelbſt es beißt: 

„Die territorialen Souveränetätsrechte follen durch 
dieſe Beftimmung ebenfomenig mie die ferner geltenden Privatbefig: 
verhältniffe eine Aenderung erleiden.” 

Die Feftungen und Kriegshäfen find demnach integrirende 
Beftandtheile der Gebiete der Einzelftaaten, und das Reich ift nicht 
befugt, biejelben der Landeshoheit der Einzelitaaten zu entziehen. 


1) Württemb. Regierungsbl. 1878 ©. 125. (Auch abgedrudt im Mil. V. Bl. 
©. 101.) Die Einführung ift erfolgt „in Vollzug des Art. 10 der Mil.Konv.“ 
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Meder die bereits vorhandenen noch die neu anzulegenden Feftungen 
und Kriegshäfen find reihsunmittelbare Gebiete ?). 

Das Reich ift aber berechtigt, innerhalb des Bundesgebietes 
Feſtungen anzulegen, und zwar fteht die Ausübung dieſes Rechtes 
dem Kaiſer zu ?), mit der aus den Grundjägen des Finanzrechts 
fi ergebenden, jelbftverftändlichen Beſchränkung, daß die dazu er: 
forberlihen Geldmittel im Wege der Reichögefehgebung bemilligt 
werden müllen?). Diejes Recht bezieht fih nicht blos auf neu 
anzulegende Feitungen, jondern ebenfo auf Erweiterungen und 
Veränderungen, welche an bereit vorhandenen Feftungen erforder: 
ih werden 9. 

Den Einzelftaaten fteht demnach weder ein Widerſpruch gegen 
die Anlage oder Erweiterung von Feitungen in ihrem Gebiete zu, 
noch find diefelben befugt diefelbe zu erſchweren oder zu verhindern 
durch baupolizeiliche, wafjerpolizeiliche oder dergleichen Anordnungen. 

Ausgenommen von diefem Grundſatz find Bayern und Würt- 
temberg; zur Anlage neuer Befeftigungen auf dem Gebiete dieſer 
beiden Staaten ift die Zuſtimmung der legteren erforderlih. Auf 
Bayern findet nach dem VBertrage vom 23. Nov. 1870 Art. 65 der 
RB. überhaupt keine Anwendung; es bat lediglich die Zuſage er⸗ 
tbeilt, daß es die Anlage von neuen Befeftigungen auf Bayeriſchem 
Bebiete im Intereſſe der gefammtdeutfchen Vertheidigung „im Wege 
jeweiliger jpezieller Vereinbarung” zugeltehen werde. 
Bürttemberg gegenüber ift in der Militair-Konvent. Art. 7 
zwar das Recht des Kaifers, neue Befeftigungen innerhalb des 
Königreichs anzulegen, prinzipiell feftgebalten, aber binfichtlich der 
Ausübung deſſelben ift verabredet worden, daß fi der Kailer 


1) Eine Bethätigung der Preußiſchen Landeshoheit am Jadegebiet iſt 
z. B. ber Erl. vom 27. Mai 1869, der im Bundesgeſetzbl. 1869 ©. 375 ber 
lonnt gemacht worden ift. 

2) d. h. ohne daß es ber Zuftinnmung de3 Bundesrathes und Reichstages 
bedarf. 

3) RB. Art.65. Die Worte, „welcher bie Bewilligung der dazu erforber- 
Iihen Mittel, foweit da3 Orbinarium fie nicht gewährt, nach Abſchnitt XII 
beantragt”, hatten einen guten Sinn, folange ein feftes Pauſchquantum für bie 
Rilitairbebürfnifie dem Bundesfeldheren zur Verfügung ftand (Art. 71 Abi. 2). 
Seitdem dies aufgehört hat, find fie mindeſtens überflüffig. 

4) Eine Anwendung dieſes Rechtes Tiegt dem Gef. vom 80. Mai 1873 
(R.G.Bl. S. 123) zu runde. 
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„eintretenden Falls mit dem König von Württemberg vorher in 
Bernehmen ſetzen werde” ?). 

2. Soweit nun das Recht des Reiches zur Anlage neuer oder 
zur Erweiterung und Berftärfung bereit3 vorhandener Feftungen 
reicht, ftehben demfelben auch die dazu nothivendigen Mittel. zu Ge: 
bote, insbefondere das Net der Erpropriation ?) und das 
Recht der Rayonbeſchränkungen?). Ueberdies aber muß als 
jelbftverftändliche Folge diejes Rechtes erachtet werden, daß den 
Einzelftaaten jede Ausübung der Landeshoheit unterjagt ift, welche 
die Vertheidigungsfähigkeit der Feftungen mittelbar oder unmittel: 
bar beeinträchtigen könnte, insbeſondere Veränderungen der Waſſer⸗ 
läufe oder die Anlage von Eifenbahnen, Kanälen u. dgl. in der 
Nähe der Feftungen, wenngleih außerhalb der Rayongränzen. 
Aus demfelben Grunde it es als felbitverftändlich zu erachten, 
daß die Einzelitaaten nicht befugt find, ihrerfeit3 Feftungen anzu: 
legen, jelbft wenn fie die Koften aus eigenen Mitteln beftreiten 
wollten, da alle Feſtungen ein einheitliches Vertheidigungsſyſtem 
bilden. Das Vorhandenfein einer Feftung Tann in großem Maße 
die Fürforge für Handel und Verfehr u. dgl. hindern oder er: 
ſchweren. Andererſeits ift dem Reiche geſetzlich die Pflicht aufer: 
legt, daß mofern fich in den Reichsfeftungen die für den öffentlichen 
Berkehr beftimmten Thore und Thorbrüden im Laufe der geit al? 
unzulänglich für diefen Verkehr erweiſen, auf Antrag der Gemein: 
den diefe Thore und Thorbrüden, ſoweit ein fortififatorifches 
Intereſſe nicht entgegenftebt, auf Koſten des Reiches ermeitert 
werden. Die Entfcheidung hierüber wird in letzter Inſtanz durch 
die vereinigten Ausfhüfle des Bundesrathes file Handel und Ber: 
kehr und für das Landheer und die Feftungen getroffen). Diele 
Beftimmung findet auf die Bayerischen Feftungen feine Anwendung, 
denn diejelben find nicht „Reichsfeſtungen“, jondern „Landezfeit- 
ungen” °). 

1) Das Heißt nicht, wie Thudichum in Holgend. Jahrb. II S. 99 meint, 
beffen Anfichten und Wünfche vernehmen, fondern deſſen Einwilligung einholen. 
Bol. oben Bd. II ©. 80 Note 3. 

2) Siehe Bb. I ©. 196. 

3) gl. unten $. 95. 

4) R.G. v. 30. Mai 1873 Urt. IV Ubi. 2 (R. G. Bl. ©. 124). Bol. Bo. I 
©. 267. 

5) Die Behauptung v. Rönne’s II, 2 ©, 123, ba im Art. IV 
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3. Die militairifhe Verfügung über die Feftungen 
und Kriegshäfen ftehbt dem Kaiſer zu. Es ergiebt fich dies Schon 
aus dem allgemeinen Grundſatz, daß alle Truppen, alfo auch die 
Befagungstruppen, feinen Befehlen unbedingte Folge zu leiſten 
haben. Das ihm zuftehende Dislofationsreht ermächtigt ihn, die 
zur Befagung zu verwendenden Truppentheile aus allen Kontingen- 
ten zu wählen ?) und der Art und Zahl nad) zu beftimmen. Ferner 
erſtreckt fich Die ihm nach allgemeinen Berfafjungsprinzipien obliegende 
Beauffihtigung (R.V. Art. 4 Ziff. 14), fowie das ihm fpeziell 
eingeräumte Recht der Inſpektion und das Recht die Abftellung 
der vorgefundenen Mängel anzuordnen (R.B. Art. 63 Abi. 3) nicht 
nur auf die Truppen jelbft, fondern auch auf die gefammte Aus⸗ 
rüftung und alle militairiihen Anftalten, folglid auch auf die 
Feitungen, ihren baulichen Zuftand, ihre Armirung, Verprovianti: 
rung u. ſ. w. Wegen der Wichtigkeit der Feftungen ift zur Siche- 
rung dieſer im militairifchen Oberbefehl enthaltenen Befugniffe dem 
Kaifer das Recht eingeräumt, alle Feftungsfommandanten 
zu ernennen ?). Hierdurch ift aber in Verbindung mit Art. 68 der 
RB. noch ein weiteres, jehr eingreifendes Recht gegeben. Mit 
der Befanntmahung der Erklärung des Belagerungszuftandes geht 
nämlih die vollziehende Gewalt an den Feitungsfommandanten 
über, und ebenfo die höhere Militairgerichtsbarfeit über ſämmtliche 
jur Beſatzung gehörende Militairperjonen aller Kontingente?). 

Die vorftehend aufgeführten Rechtsfähe haben für Bayern 
feine Geltung ; alle militairiichen Oberbefehlshaber-Rechte des Kaifers 


und VII diejes Geſetzes die im Art. I aufgezäglten Feſtungen, unter benen 
ih auch Ingolſtadt befindet, als Reich 3feitungen bezeichnet merden, 
beruht auf einem Irrthum. Art. VII enthält gar feine Bezugnahme auf Art. 1, 
und Art. IV enthält eine Beftimmung lediglich über diejenigen im Art. I 
genannten Yeftungen, welche Reichsfeſtungen find, jagt aber nicht, daß 
alle im Art. I aufgeführten Feſtungen diefe Eigenfchaft haben. 

1) Soweit durch Milit.-Ronventionen die Ausübung des Dislofationsrechtes 
eingefchräntt worden ift, find grade die Feſtungen davon ausgenommen worden. 
Siehe oben ©. 39 Note 1. 

2) RR. Art. 64 Ubi. 2 Nur über die Ernennung der Kommandanten 
der in Württemberg gelegenen feften Pläbe hat der Kaiſer ſich vorher mit 
dem König von W. in Bernehmen zu ſetzen. Mil.-Konv. Art. 7. Ueber Ulm 
fiehe unten Nro. 5. 

3) Gef. über den Belagerungszuftand vom 4. Juni 1851 88. 1; 2 Ubi. 3; 
4; 7. gl. oben ©. 44. 
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find im Frieden auch rüdfichtlich der Bayeriſchen Feſtungen ausge- 
ſchloſſen) und es ſteht ihm nur ein Recht zur Inſpektion derjelben 
in demjenigen Umfange zu, der oben ©. 40 für die Inſpektion 
des Bayeriſchen Kontingents fetgeftellt worden if. Die Erhaltung 
der Feftungen Ingoljtadt und Germersheim und der im Bayeriſchen 
Gebiete auf Koften des Reiches etwa Tünftig errichteten Feftungen 
in volllommen vertheidigungsfähigem Stande ift eine verfaffungs- 
mäßige Pflicht Bayerns, die ed gemäß der ihm eingeräumten mili- 
tairiſchen Sonderftellung unabhängig und felbitftändig zu erfüllen 
bat). Im Kriege dagegen, d. h. mit Anordnung der Kriegsbe- 
reitihaft (Mobilifirung) des Bayeriihen Kontingents erftredt fich 
der militairiihe Oberbefehl des Kaiſers auch auf die Bayerifchen 
Seltungen. Das Preuß. Geſetz über den Belagerungszuftand findet 
in Bayern aber au im Fall des Krieges feine Anwendung ?). 

4. Alle im Bundesgebiet vorhandenen Feitungsmwerfe, mögen 
diefelben bei Gründung des Norddeutihen Bundes beziebentl. des 
Deutſchen Reiches ſchon vorhanden gemejen oder erit fpäter herge- 
jtelt worden fein, nebſt allen dazu gehörenden Gebäuden, Grund: 
tüden und Ausrüftungsgegenftänden find Eigenthbum des 
Deutſchen Reichs). Dagegen it das gefammte in Bayern 
befindliche Feſtungs-Material anunbeweglihen und beweg- 
lichen Gegenitänden Eigenthbum des Königreih8 Bayern, ba die 
Verwaltung der Bayeriſchen Feltungen, ihre Ausrüftung, Erhaltung 
u. |. w. nit aus Reichsmitteln erfolgt, Tondern Bayern diefe 
Koften ausſchließlich und allein trägt). Auch für den Fall, daß 
in Bayern auf gemeinſchaftliche Koften neue Befeftigungen ange: 
legt werden follten, ift verabredet worden, daß biefelben bezüglich 
ihres immobilen Materials in das ausfchließlihe Eigenthbum Bayerns 
treten, während das bemweglihe Material gemeinfames Eigenthbum 
der Staaten des Bundes, das beißt Miteigentbum des Reiches 
und Bayerns, wird ®). 

1) In Betreff der Fortififation von Neu-Ulm ſiehe unten Nro. 5. 

2) Schlußprotofoll vom 23. Nov. 1870 Art. XIV 8. 1. 

3) Siehe oben ©. 48. 

4) R.G. vom 25. Mai 1873 8. 1 (R.G. Bl. ©. 113). Ueber die Rüdgabe 
entbehrlich ‚werdenvder Feitungsgrundftüde vgl. $.7 u. 8 deſſelben Geſetzes und 
Art. IV Ubf. 1 und V des R.G. vom 30. Mai 1873 (R.G. Bl. ©. 124). 

5) Bertr. vom 28. Nov. 1870 III 8. 5 (Bufaß zu Art. 58 der R.V.). 

6) Schlußprotok. vom 23. Nov. 1870 8. 2. Auf folches mobiles Feſtungs⸗ 
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Im Mebrigen findet der Berfaffungsgrundfag, daß die Koften 
und Laften des Kriegsweſens von allen Bundesitaaten gleichmäßig 
zu tragen find, auch binfihtlih der Feftungen Anwendung und 
zwar auch auf Bayern. Soweit diefe Kojten aus dem regelmäßigen 
Etat der Militair-Verwaltung zu beftreiten find, nimmt Bayern 
im Berbältniß der Kopfitärke feines SKontingent3, aljo im Ber: 
bältuiß feiner Bevölkerung daran Theil, da fich der für das Baye- 
riſche Kriegsweſen zu verwendende, in einer Summe auszumerfende 
Betrag darnach berechnet; und nur in der Berausgabung dieſer 
Summe ift Bayern felbitftändig. Aber auch an den Koften für 
die Herftellung und Ausrüftung neuer Befeitigungsanlagen, mögen 
biefelben nun auf Bayerifhem Staatögebiete oder auf einem andern 
Theile des Bundesgebietes errichtet werben, betheiligt fih Bayern 
in dem feiner Bevölkerungszahl entiprechenden Verhältniffe *). Diefer 
Grundfag ift au in den Reichsgeſetzen vom 8. Juli 1872 (R. G. Bl. 
6. 289) und vom 30. Mai 1873 (R.G.BL. ©. 123) thatſächlich 
befolgt worden, ebenfo in den Anſätzen des Reichshaushalts-Etats ?). 

5. Beiondere etwas complicirte Rechtsverhältnifie beitehen bin- 
ſichtlih der Feſtung Ulm, welde theils auf bayerifchem, theils 
auf württembergifchen Gebiet liegt, dabei aber für das Verthei— 
digungsſyſtem Gelammtdeutichlands von fo hervorragender Bedeu: 
tung ift, daß die Bayeriihen und Württembergiihen Sonderrechte 
bier nicht uneingefchränkte Geltung finden können. Dieſe Verhält— 
nifje find geregelt in der Bereinbarung zwiſchen Preußen, 
Bayern und Württemberg v. Ulm d. 16. Juni 1874, 
zu welcher noch ein Separat-Protofoll vom gleihen Tage zwiſchen 
Preußen und Bayern und ein Separat:PBrotof. zwiſchen Preußen 
und Württemberg hinzugefügt if’). Den Hauptgrundfag enthält 
ber Art I, welder die Feſtung Ulm beider Ufer für einen ein 
beitlihen Waffenplag unter einheitlichem Kommando 


material ſoll eintretenden Yalles die Uebereinkunft vom 6. Juli 1869 über das 
Material der ehemaligen deutfchen Bundesfeftungen Anwendung finden. 

1) Rertrag vom 23. Nov. 1870 III 8. 5 Biff. V Abi. 2. 

2) Die Bemerkungen Blantenburgs in Holgendorff’3 Jahrb. IS. 392 
(reproduzirt bei v. Rönne II, 2 ©. 124) über eine finanzielle Bevorzugung 
Bayerns beruhen auf Irrthum. Richtig Thudichum in Holgend. Jahrb. 
I S. 113 und Seybdel in Hirth’3 Annalen 1875 ©. 1403. 

3) Sämmtl. Protokolle find gedrudt in den „Militairgeſ. des Deutichen 
Reiches" I ©. 175 ff. 
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und einbeitliher Verwaltung durd Organe des Deutichen 
Reiches erklärt)). Der Kaifer ernennt den Gouverneur und den 
Kommandanten nebit dem dazu gehörigen Stabe ?); die Territorial- 
ftaaten ftelen nad Maßgabe des Etats das übrige Perfonal. 
Alle diefe im Reichsdienfte verwendeten Offiziere, Aerzte und Be: 
amten werden für den Kaiſer verpflichtet. Für die bdienftlichen 
Berhältniffe find die Preuß. Dienſtvorſchriften maßgebend; ebenjo 
für das Verhältniß des Gouverneurs, Kommandanten u. |. w. zu 
den Befabungstruppen ). Die gefammten perfönlichen und 
ſächlichen Ausgabepofitionen, einjchließl. die feiten Dotirungen für 
Artillerie und Fortifilation, finden in dem Preußiſchen Milit.: 
Etat des Reichshaushalts-⸗Etats Aufnahme in der Art, daß ber 
auf Rechnung des Bayeriſchen Etat3 fallende Antheil *) in Abrech- 
nung gebracht und in leßterem vorgetragen wird. Die Verwal: 
tung der gejammten Etatsfumme führt das Preuß. Kriegsmi- 
nifterium durch Vermittlung der Intendantur des XIV. Armee: 
korps °). 

6. Ueber die Kriegshäfen enthält die Reichsgeſetzgebung Feine 
Beſtimmung al3 die im Art. 53 Abi. 2 der R.V. enthaltene: „Der 
Kieler Hafen und der Jadehafen find Reichskriegshäfen“. Durch 
Raiferl. Kab. Drdre v. 15. Febr. 1873 6) ift dieſen beiden Häfen 
die Eigenſchaft von Feitungen beigelegt und bejtimmt worden, daß 
diefelben in allen militairiihen und territorialen Beziehungen mit 
alleiniger Ausnahme der Erjag- und Landmwehr-Angelegenbeiten von 
der Raiferl. Admiralität reffortiren. 


1) Vorbehaltl. der Territorialpoheit und der beitehenden Eigenthumsver⸗ 
hältniffe. 

2) Beitehend aus dem Ürtillerie-Offizier und dem Ingenieur vom Plaß, 
den Platmajoren für jedes der beiden Ufer und dem Gouvernement3-Ndju- 
tanten. 

3) Hauptprotof. Art. I—IV. Ulm gehört zur Ingenieur⸗ und Feſtungs⸗ 
Inſpektion Mainz. 

4) Nämlich ?r der Gefammtjumme. 

5) Hauptprotof. Art VIII. 

6) Marine-B.Bl. ©. 37. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Die Organifation und Gliederung der bewaffneten Macht. 


g. 83. Das ſtehende Heer. 


I. Die Friedensformation. 


Dbgleih in der R.B. Art. 63 Abf. 4 der Grundfag aner: 
fannt ift, daß der Kaiſer den Präfenzitand, die Gliederung und 
die Eintheilung der Kontingente des Reichsheeres beftimmt, fo hat 
doch das Militairgejeh von 1874 eine Anzahl von organifatorischen 
Anordnungen getroffen, durch welde die Grundzüge der Friedens- 
formation des Heeres mit formeller Geſetzeskraft feftgeitellt find, 
und dadurch einerjeit3 das Gebiet, auf welchem die freie Entfchlie: 
Bung des Kaifers Spielraum bat, erheblich eingeſchränkt, anderer: 
ſeits aber eine fefte Grundlage für die Aufitellung des Militair- 
Etats gejchaffen. 

1. Die Organijation des Deutichen Heeres beruht auf dem 
Kadre-Syftem d. h. die im Kriege zur Verwendung kommende 
Heeresmaht wird im Frieden nur zum Theil präfent gehalten. 
Die Friedensformationen bilden den Rahmen, welder erft im 
Kriege durch die eingezogenen Mannjhaften und Offiziere völlig 
ausgefüllt wird; zugleih aber dienen fie zur militairischen Aus⸗ 
bildung der Mannſchaften, fie find gleihjam die militairischen 
Schulen und die Zeit des Dienſtes im ftehenden Heere ijt die mi- 
litairifche Lehrzeit. Das Wehrgeſetz v. 9. Nov. 1867 8. 4 erklärt 
das ftehbende Heer und die Flotte für „die Bildungsſchulen der 
ganzen Nation für den Krieg” und giebt hierdurch ſowie durch die 
Vorſchriften über die allgemeine Wehrpflicht dem Kadre⸗-Syſtem ge: 
ſetzliche Geltung. 

2. Die Grundeinheit für die Formation und Gliederung der 
ganzen Armee ift das Bataillon für die Infanterie nebft den 
Jägern, für die Fußartillerie, die Pioniere und den Train, bie 
Shwadron (Esfadron) für die Kavallerie und die Batterie 
für die Feldartillerie.. Die Bataillone zerfallen in Kompagnien, 
und zwar in ber Regel in je 4, bei dem Train in je 2—3; allein 
jo wichtig diefe Unterabtheilungen auch in Bezug auf die Ausbil: 
dung der Mannſchaften und die Einrichtung des Dienftes find, fo 
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bleibt durch diejelben doc der Grundſatz unberührt, daß das Ba: 
taillon die letzte taftiihe Einheit der Infanterie iſt)). Daher ift 
auch die Anzahl der Kompagnien gejetlich nicht firirt und die Ein- 
theilung des Sinfanteriebataillond in 4 Kompagnien nur als die 
regelmäßige Formation bingeftellt, von welcher in Berüdfichtigung 
befonderer Berbältnifie Abweichungen ſtatthaft find ?). Anderer: 
ſeits ift bei der Feldartillerie nicht die Abtheilung, ſondern die 
Batterie die legte taktiiche Einheit und demgemäß die Anzahl der 
Adtheilungen nicht im Geſetz feitgeftelt, Tondern nur angeordnet, 
daß je 2 bis 4 Batterien eine Abtheilung bilden. Die biernad 
beftebenden Grundformationen oder Kadres find im $. 2 des Mi- 
Vitairgejeges der Zahl nach firirt, und zwar 


für die Infanterie (nebft den Jägern) 469 Bataillone 
für die Kavallerie 465 Estadrons 
für die Feldartillerie 300 Batterien 
für die Fußartillerie 29 Bataillone 
für die Bioniertruppe 18 Bataillone 
für den Train 18 Bataillone?). 


Diefe Kadres find dauernde Einrihtungen, die von der | 


Bewilligung im Haushalts-Etats des Reiches reſp. Bayerns un: 
abhängig find und die durch den Ablauf der Frift, für welche die 
Sriedenspräfenzitärfe des Heeres feſtgeſetzt ift (fiehe unten), nicht 
betroffen werden. Ebenjomenig kann die Zahl diefer Kadres durd 


1) Bgl. Druckſachen des Neichdtages 1874. I Seſſ. Beilage zu Nro. 106 
©. 13 gif. 4. 

2) Auch die Pionierbataillone find in je 4 Kompagnien eingetheilt; die 
Bayriſchen jedoch in fünf. 

3) Die Vertheilung biefer Kadres auf die einzelnen Kontingente ergiebt 
fih aus folgender Tabelle, welche in den Motiven zum Militairgejeb ©. 32 
(Drud). des Neichst. 1874. I Seſſ. Nro. 9) enthalten ilt: 


Esta: 
drons 


Train 
Bataill. 


Snfantertes u. 
Zäger-Batail- 
Tone 


Zußartilleries | Bionter: 


Batterien Bataillone | Bataill. 




















Preußen u. in preuß 


Berwaltung 358 365 | 234 22 14 14 
Bayern 58 50 34 4 2 2 
Sachſen 29 30 18 2 1 1 
Württemberg 24 20 14 1 1 1 





Summe 469 | 465 |so0 | 29 | 18 | 18 
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Raiferl. Verordnung erhöht werden; es ift hierzu ein Reichsgeſetz 
erforderlich. 

Dagegen bleiben von diefer gejeglichen Feſtſtellung unberührt 
die fogenannten „bejonderen Formationen“ ; dazu gehören die Ei: 
fenbahntruppen, die Landwehr-Bezirks-Kommandos, die Garnijon- 
Kompagnien in Bayern, das Lehrbataillon, die Unteroffizierjchulen, 
Schießſchulen, die Kadettenkorps und andere Militair-Erziehungs: 
und Bildungs: Anftalten ). Yu dem Militairgejeg find diefelben 
niht erwähnt und es ift unterlaffen, einen Vorbehalt rüdfichtlich 
derfelben zu madhen. Aus den Motiven zum $. 2 des Militair: 
gelebes und aus den Verhandlungen des Reichstages ergibt ſich 
aber, daß dieſe Formationen neben den im 88. 2 u. 3 des Mi- 
liteirgefeges erwähnten beſtehen und fie find auch in den jährlichen 
Etat3-Gefegen de3 Neiches anerfannt worden. Hinfichtlich diejer 
beſonderen Formationen befteht da3 verfaflungsmäßige Organija- 
tionsreht des Kaiſers ungefchmälert fort und es findet feine 
Schranfe lediglih in dem Budgetrecht des Bundesrathes und de? 
Reichstages. 

3. Die nächſt höhere Einheit iſt das Regiment; die For— 
mation derjelben ift dem Kaiſer (in Bayern dem Könige) über: 
laffen und e3 ift nur angeorbnet?), daß „in der Negel* ein Re—⸗ 
giment gebildet wird 

bei der Infanterie aus 3 Bataillonen °) 
bei der Kavallerie aus 5 Eskadrons 
bei der Artillerie aus 2 bis 3 Abtbeilungen reip. Bataillonen. 

4. Zwei oder drei Regimenter (derjelben Waffengattung) wer: 
den zu einer Brigade, zwei oder drei Brigaden der Infanterie 
und Kavallerie zu einer Divijion vereinigt‘). Weder die Zahl 
noch die Zufammenjegung der Brigaden und Divifionen iſt geſetz— 
ih firirt, aljo von der Anordnung des Kaijers (reip. des Königs 
von Bayern) abhängig; jedoch) enthalten die Anlagen zu den Mi: 


1) Vgl. Motive a. a. O. Ueber dieſe Schulen vgl. 8. 86. VIIL 

2) Milit.Gef. 8. 2 Abſ. 2. 

3) Für die Zägerbataillone beftehen keine Regimentsverbände. 
Sämmtlihe Infanterie-Regimenter haben 3 Bataillone mit alleiniger Aus- 
nahme de3 2. SroßHerz. Heffiichen Nr. 116, welches nur 2 Bataillone hat. 
Vgl. Anl. zu Art. 2 der Hefl. Militair-Konvent. v. 1871. 

4) Mil.Gef. 8. 3 Ab. 1. 

Laband, Reihöftantäret. ILL, 6 
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litaire Konventionen mit Sachſen, Württemberg und Heſſen beftimmte 
Vereinbarungen über die Formation der Kontingente. 

5. Die höchſte Friedensformation ift dag Armeeforps; 
daſſelbe bildet eine für die gefammte DOrganifation und Bermal- 
tung der Armee in allen Beziehungen wichtige Einheit und es ift 
deshalb im Militairgefeg die Zahl und PVertheilung der Armee: 
korps fejt beftimmt. Ein Armeekorps befteht aus 2 bis 3 Divi- 
fionen!) mit den entjprehenden Artilerie-, Pionier- und Train: 
Formationen. Die geſammte Heeresmacht des Deutſchen Reiches 
beftehbt aus achtzehn Armeekorps, von denen Bayern zwei, Sachien 
eines, Württemberg eines, Preußen gemeinfchaftlich mit den übrigen 
Staaten und mit Eljaß-Lothringen vierzehn Armeekorps formiren ?). 

Für mehrere Armeekorps, in der Regel für je 3 biß 4, be- 
fteht eine Armee-Inſpektion, die aber weder in taftifeher noch 
adminiftrativer Hinficht al3 eine Formation des Heeres zu bezeichnen 
if. Gemäß der Kabin. Drdre v. 1. Nov. 1877 find der I. Ar— 
mee-Inſpektion das 4. 5. 6., der IL. das 1. 2. 9., der IH. das 
7. 8. 10. 12., der IV. das 3. 11. 13., der V. Armee⸗-Inſpektion 
das 14. und 15. Armeekorps unterftellt. 

6. Die im Vorſtehenden aufgeführten Kadre's, welche zur 
Aufnahme und Ausbildung der Mannjchaften dienen, erfordern 
eine entfprehende Anzahl von Offizieren, Uuteroffizieren, Aerzten 
u. f. wm. Das Militairgejeß 8. 4 bat deshalb im Anſchluß an die 
Regelung der Formationen auch die für diefelben erforderlichen 
militairiſchen Amts- (Dffiziers:) Stellen normirt, hiebei aber einen 
ziemlich weiten Spielraum gelaffen. Es find im Weſentlichen die 
in der Preußiſchen Armee hergebrachten Einrichtungen und Be- 
zeichnungen nur aufgezählt. 

An der Spige-jeder Kompagnie, Eskadron und Batterie 
jtebt „in der Regel" ein Hauptmann oder Rittmeifter, dem ein 


1) Sn dem Gardelorps, dem XV. Korps und dem gl. Sächſ. Armee: 
torps find befondere Ravallerie-Divifionen formirt und deshalb beftehen dieje 
Armeelorp3 aus drei Divifionen; ferner ijt das Kontingent des Großherzogth. 
Helfen dein X1. Armeelorps als dritte Divifion eingefügt. Alle übrigen Korps 
haben zwei Divifionen. 

2) Die Preußiſchen Korps führen die Bezeichnung „Gardekorps“ und 
Pro. I bis XI, XIV (Baden) und XV (Eifaß-Lothr.), das Sächſiſche Nro. XL, 
das Mürttemb. Nro. XIII, die Bayerifchen I u. II Bayr. Korps. 
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Premierlieutenant, zwei oder drei SefondesLieutenantz ’) und die 
„entiprechende” Anzahl von Unteroffizieren unterjtellt find. Jedes 
Bataillon und jede Artillerie-Abtheilung wird befehligt von 
einem Stab3offizier, jedes Regiment von einem älteren Stabs- 
offizier Oberſt, Oberftlieutenant, Major). Zu den Regiments: 
ftäben gehört außerdem „in der Regel” noch je ein zweiter Stab3- 
offizier und zu den Stäben der Negimenter und Bataillone (reſp. 
Abteilungen) je ein Lieutenant ala Adjutant, ſowie das „erfor: 
derliche“ Perſonal an Aerzten, Zahlmeiftern, Roßärzten, Büchſen⸗ 
madern und Sattlern. 

Eine Brigade wird in der Regel durch einen Generalmajor, 
eine Divifion durd einen Generallieutenant, ein Armeekorps 
duch einen fommandirenden General (General der Infanterie ꝛc. 
oder Generallieutenant) befebligt. Den höheren Truppen-Kom- 
mandos find die zur Befehlsführung „erforderlichen“ Stäbe bei- 
gegeben. 

Die bisher aufgeführten Offiziere entfpredden der Gliederung 
der Truppenkörper; außer ihnen gehört noch zum Heere eine An- 
zahl von Dffizieren, melde das Geſetz als „Offiziere außer Reih 
und Glied“ bezeichnet, nämlich General, Flügel: und andere per- 
\önlihe Adjutanten, Dffiziere der Kriegsminifterien, des General: 
ttabes, des Ingenieurkorps, des Militair- Erziehungs: und Bil: 
dungswefend. Hierzu kömmt endlid das gefammte Heeres:Ber- 
waltungsperjonal. 

Eine fefte Zahl der im Heere zu befetenden Offizier: und 
Beamtenftellen ift demnach nicht gejeglich angeordnet; es ift aber 
andererjeit3 auch die Beitimmung derjelben nicht dem Belieben des 
Kaiſers anheimgeftellt, jondern e8 werden durch den Reichshaushalts⸗ 
Gtat die für das Heer nothmendigen Stellen und die hieran erfor: 
derlicden Aenderungen feftgeftelt 2)... Indem dag Militairgejeh 8. 4 
Abi. 5 dies ausdrüdlih anerkennt, trifft es Feine für das Heer: 
weſen eigenthümliche Anordnung, jondern es erfärt nur eine Regel 
für anwendbar, welche für alle Verwaltungen Gültigkeit hat und 


1) Ueber „den dritten Lieutenant” find im Neichdtage von 1874 ausführ- 
liche Erörterungen gepflogen worden. Stenogr. Berichte S. 822 ff. 
2) Bayern Hat die Spezial-Etat3 felbftitändig aufzuftellen und dabei 
num die Anfäge des Reichgetats zur Richtſchnur zu nehmen. Siehe oben ©. 57. 
\ 6* 
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deren Geltung für die Armee-Verwaltung jelbitverftändlich ift, es 
ſei denn, daß diefelbe davon bejonder8 ausgenommen wäre. Dem 
Militairgefeg-Entwurf ift ein Verzeihniß ſämmtlicher im Reich3: 
beer (mit Ausnahme Bayerns) erforderlichen Offiziere, Aerzte 
und Beamten beigefügt und dem Reichdtage vorgelegt worden '). 
Diefem Verzeichniß kömmt irgend welche formale Geſetzeskraft nicht 
zu und es ift insbeſondere nicht zum Beftandtheile des Militair- 
gejebes gemacht worden; allein es bildet die Grundlage für die 
Anſätze des Militair-Etat3 im Reichshaushaltsgeſetze feit 1875 *). 
Dur die erwähnte Anoronung im $. 4 des Mil.Gef. ift nur an— 
erfannt, daß die allgemeinen Regeln des Budgetrechts durch Art. 62 
und 63 der R.B. binfichtli des Heerweſens nicht modifizirt find. 
Zu beachten ift aber, daß ein Etatsgeſetz-Entwurf, welcher an den 
beftebenden Einrichtungen des Heerwejend Veränderungen hervor: 
bringen würde, al$ vom Bundesrath abgelehnt gilt wenn 
fih die Stimme des Präſidiums gegen denfelben erklärt, 
R.V. Art. 5 Abi. 2, und es kann Fein Zweifel darüber obmalten, 
daß die einmal gültig errichteten und in dem früheren Etatögefegen 
genehmigten Offizier- und Beamtenftellen zu den „beitebenden Ein: 
richtungen” des Heerweſens gehören. 


II Die Friedenspräfenzftärte. 


Die Kadres find gleihlam die Zellen, aus denen der Körper: 
bau des Heeres gebildet ift; es frägt fih nun, wie diejelben aus— 
gefüllt werden, wie viele Wehrpflichtige in diejelben eintreten. Erft 
dadurch verbindet fi mit den Ausdrüden Bataillon, Esfadron 
und Batterie ein feitbeftimmter und präziler Sinn, daß man nicht 
nur die zu dieſen Yormationen erforderlichen Dffiziere 2c., fondern 
auch die dazu gehörenden Mannfchaften angibt. Leider bat die 
Reichsgeſetzgebung dies nicht gethan und deshalb auch die „Feite 
gejeglihe Grundlage” für die Heeresorganifation nicht geichaffen, 
die von jo vielen Seiten al3 durchaus nothwendig und wünſchens— 
werth erklärt worden iſt. Wäre dies mwirklih die ernfte Abficht 
gewejen, jo hätte man nur nöthig gehabt, dem $. 2 des Militair- 


1) Drudf. des Meichdt. I Seſſ. 1874 Beilage zu Nro. 9. 

2) In dem Etat von 1877/78 trat eine Erhöhung der Hauptmannsftellen 
ein (105 und demgemäß noch 18 in Bayern), indem jedes Infanterie-Regiment 
13 Hauptmannzitellen erhielt. 
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Gefeßes einen Sat hinzuzufügen, welcher die Begriffe „Bataillon, 
Eskadron und Batterie” definirt, d. b. ihre normale Kopf: 
färfe angiebt '). Es hätte dies immerhin fo gefaßt werden können, 
daß Schwankungen im Einzelnen geftattet blieben; da doch für jede 
dieſer taktiſchen und adminiſtrativen Einheiten ein „Friedensver⸗ 
pflegungs-Etat“ befteht, der nit nur von dem Katfer refp. der 
oberen Militairbehörde genehmigt, jondern aud von dem Reichs⸗ 
tage bei der Feftftelung des Militair-Etat3 des Reiches zu Grunde 
gelegt wird, jo hätte auch im Geſetz beftimmt werden können, nad 
welchen Normaljägen diefe Verpflegungs-Etats aufzuftellen feien. 
dadurch hätten alle in den 88. 2 und 3 des Milit.-Geſetzes ent- 
haltenen Anordnungen erft einen concreten Inhalt und verftänd- 
lihen Sinn erhalten, während fie jebt nur eine militairiiche Nomen: 
clatur geben, die praftiich eine jehr verjchiedene Bedeutung haben 
kann ?). 


1) Dem Entwurf der Berf. des Nordd. Bundes Abfchnitt XI 
war bereit3 von dem Preuß. Kriegsminiſter eine „Erläuterung“ beigegeben, 
weldhe die Friedens⸗Formation eines Armeekorps ganz genau darftellt; in ber- 
jelben wird ein Infanterie-Regiment à 3 Bataillone auf 57 Offiziere und 
1613 Mann, ein Fägerbataillon auf 22 Offiziere und 534 Mann, ein Ravallerie- 
Regiment a 5 Estkadrons auf 28 Offiziere und 712 Mann u. f. w. angegeben. 
(Stenogr. Berichte des verfaffungberathenden Reichſtages von 1867 Altenftüde 
©. 52.) Ebenfo wurde dem Neichdtag von 1874 eine Heberficht der Truppen- 
Zormationen und Etatöftärken vorgelegt, nach welcher 3. B. das Preuß. Linien- 
SInfanterie-Bataillon 566 Mann (incl. Unteroffiziere, Lazarethgehilfen und 
Handwerker) ftark fein ſoll (Druckſ. 1874 I Seil. Beilagen zu Nro. 106). In 
dem Militairgefeg fand aber eine Beitimmung diefer Art Feine Aufnahme, 
iondern e3 wird nur dem Militair-Etat alljährlich eine „Ueberficht ber 
Etatöftärte des Deutichen Heeres“ beigeflgt. Genauere Nachweiſungen enthält 
da3 Kapitel „Beldverpflegung der Truppen” des Militair-Etat3. 

2) Rah dem Neferate des Berichteritatterd (Miquel) in der Sigung vom 
13. Aprif 1874 (Stenogr. Berihte S. 748) wurde zwar in den Berathungen 
der Reichstags-Rommilfion Seitens der Regierungdvertreter und einiger Kom⸗ 
milfions-Mitglieder gejagt: „Ein Bataillon ift doch ein Bataillon und feine 
Sompagnie. Wer ein Bataillon auf Geſetz bafirt, erfennt damit an, daß das 
Bataillon doch mwenigftens eine Minimalfriedenspräfenzftärke Haben muß, und 
daß er bei der Aufftellung des Budgets nicht berechtigt ift, wenn er loyal ver- 
fahren will, thatjächlich ein Bataillon in eine Kompagnie zu verwandeln. Die 
Friedenspräſenzſtärke ergiebt fich aus den Aufgaben, welche den einzelnen For⸗ 
mationen militairifch-technifch obliegen.” Dies ift aber völlig ungenügend, um 
einen feiten Anhalt zu gewähren. Derſelbe Truppentörper, der den Namen 
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Statt des correcten Weges, ein Geſetz jo zu machen, daß es 
einen deutlichen, feiten, gemeinverftändlichen Sinn hat, d. b. im 
vorliegenden Falle die im $. 2 aufgeftellten Grundformationen 
gefeglich zu definiven, hat man einen Umweg eingefhhlagen, indem 
man die SFriedenspräjenzitärte des gejammten Heeres in Einer 
Hauptfumme feitgefegt hat. Dieſe Methode Tchreibt ſich Aus der 
Zeit der Errichtung des Norddeutſchen Bundes, alfo vor der völligen 
Durchführung der Heeresverfallung her. Die Nordd. Bundesver- 
faffung enthielt im Art. 60 den Satz: 

„Die Friedens: Bräfenzftärke des Bundesheeres wird big zu m 
31. Dezemb. 1871 auf Ein Brozent der Bevölkerung von 1867 
normirt und wird pro rata derjelben von den einzelnen Bundes- 
ftaaten geftelt. Für die Spätere Zeit wird die Frie 
dens-Präſenzſtärke Des Heeres im Wegeder Bun— 
desgeſetzgebung feſtgeſtellt.“ 

Die Reichsverfaſſung hat dieſen Artikel wörtlich beibehalten; 
nur iſt ftatt „Bundesheeres" „Deutſchen Heeres” und ſtatt, Bundes— 
gejeßgebung” „Reichsgeſetzgebung“ gejeßt worden. Das Reich 3- 
geſetz vom 9. Dezemb. 1871 (R.G.BL. ©. 411) behielt das 
im Art. 60 fanctionirte Prinzip bei und prolongirte die Geltung 
deffelben für 3 Jahre; veränderte die Faſſung aber in der Art, 
daß es die Friedenspräfenzitärfe nicht auf eine Quote der Be: 
völferung, ſondern auf eine beftimmte, diefer Quote genau ent: 
fpredhende, Zahl firirte. Es verordnet im &. 1: 

„Für die Jahre 1872, 1873 und 1874 wird die Friedens- 
präjenzitärfe des deutichen Heeres auf 401,659 Mann... . Felt: 
geftellt.“ 

Diefem Borgange folgte das Reichs-Militairgeſe tz. 
Es lautet 8. 1 deffelben: 

„Die Friedenspräfenzitärke des Heeres an Unteroffizieren und 


„Bataillon” führt, hat im Kriege 10038 Mann, im Frieden 566; die Bataillone 
der älteren Preuß. Garde-Infanterie-Regimenter find ftärker al3 diejenigen der 
Linien⸗Infanterie, und Doch paßt auf beide gleichmäßig der Name „Bataillon.“ 
Ein Bataillon würde noch nicht zur „Kompagnie“ werden, wenn e3 20, 80 
oder 50 Dann weniger jtark formirt würde ; die Eſskadron könnte um 5 Manu 
ſchwächer fein ohne aufzuhören „Eskadron“ zu heißen. Und melden Einfluß 
würde dies dennoch haben einerjeit3 auf die Verringerung der Kriegsftärle de3 
Heeres und andererjeitö auf die Etatsanfäge ! 
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Mannſchaften beträgt für die Zeit vom 1. Januar 1875 bis zum 
31. Dezember 1881 401,659 Mann. Die Einjährig- Freiwilligen 
fommen auf die Friedenspräfenzftärke nicht in Anrechnung.“ 

Hiernach gelten folgende Rechtsregeln: 

1. Rur die Geſammtſtärke des ganzen Heeres fteht feft und 
demgemäß die antheilgmäßige Stärke des Bayerifchen Kontingents '). 
Dagegen ift die Vertheilung dieſer Gefammtmafje auf die einzelnen 
Formationen gejeglich nicht normirt. Nicht einmal das Verhältniß 
der Waffengattungen zu einander ift beftimmt ?) und noch viel 
weniger befteht eine gejegliche Nötbigung, daß die einzelnen gleich: 
namigen Kadres gleich ftark fein müſſen“. In der gejeglichen 
Jifer find auch die „bejonderen Formationen“ mit inbegriffen; da: 
gegen treten zu ihr hinzu die Offiziere, Aerzte und ſämmtliche Mili- 
tairbeamte aller Kategorien. 

2. Die gefegliche Ziffer der Friedenspräfenzitärfe bat nicht 
die Bedeutung, daß das Deutſche Heer in diefer Stärfe wirklich 
präfent gehalten werden müſſe; jondern fie bezeichnet nur das 
Marimum der Effectivpräjenzitärte. Zu feinem Zeitpuntt im 
Sabre darf eine größere Zahl bei den Fahnen im activen Dienft 
gehalten werden, abgejehen von der Einziehung der Rejerve: und 


1) Auf Bayern entfallen 48,244 Mann. Der NReft vertheilt fi) in der 
Art, dag das Preußiſche Heer nebit den mit ihm verbundenen KRontingenten 
311,425 M., das Sächſiſche Kontingent 24,208 M., das Württemb. 17,784 M. 
fort iſt. 

2) Indeß bieten die Anſätze des Etats indirect ein Hinderniß zu erheb- 
Iihen Schwankungen. 

3) €3 ift dies auch thatfächlich nicht der Fall; einzelne Regimenter, nament- 
ih die Sarde-Anfanterie-Regimenter, haben eine Höhere Etatsſtärke als die 
andern, und auch jonft kommen Abweichungen vor, die theil3 durch die Mili- 
tair-Konventionen theild durch lokale Verhältniffe begründet find. — Als im 
jahre 1876 ein zweites Preußiſches Eijenbahn-Bataillon formirt wurde, mußte 
die Etatöftärke anderer Truppen entjprechend vermindert werden und jo verlor 
jedes Kavallerie-Regiment 2 Dann, ferner die Feld-Artillerie-Abtheilungen und 
die nicht verftärkten reitenden Baterien zuſammen 4 Unteroff., 4 Gefreite, 104 
Kanoniere; endlich die Anfanterie- und SJäger-Bataillone je 2 Mann, die 
Redienburgiichen, melche einen Höheren Etat Hatten, 5 Unteroff., 4 Gefreite, 
39 Gemeine, 2 Handwerker: Dieſe Herabjegungen boten außerdem das Mittel 
zur Berftärfung der Unteroffizierjhulen um 358 Mann u. |. w. gl. von 
Löbell's Jahresberichte III S. 4. Aus dieſem Beifpiele ift zu entnehmen, daß 
die Bertheilung der Gefammt-Kopfftärfe ver Armee nicht feitfteht. 
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Landwehr: Mannfhaften zu Uebungen und etwaigen Berftärkungen 
aus Anlaß bejonderer Verhältniſſe, 3. B. zum Zweck einer Gränz: 
jperre, oder behufs Aufftelung eines Obſervationskorps oder dgl. '). 
Dagegen bleibt die Effektivftärfe hinter der geſetzlichen Präſenzziffer 
theil3 aus zufälligen Gründen theils in Folge Faiferliher Anord— 
nung zurüd, insbeſondere wegen Beurlaubungen und wegen des 
Zwilchenraumes zwiſchen der Entlaffung der Rejerven und Ein: 
ftellung ber Refruten, der durchſchnittlich mindeſt en 8 vier Wochen, 
bisweilen über 2 Monate beträgt ?). 

3. Die wichtigfte praftiiche Bedeutung der gejeglihen Präſenz— 
jtärfe beftebht darin, daß fie ven Anſätzen des Militair: 
Etat3 zu Grunde gelegt wird. Die einzelnen Truppen: 
theile müffen auf Grundlage des für fie gegebenen Berpflegungs: 
Etats wirtbihaften und Rechnung legen und die VBeranfchlagungen 
in den einzelnen Ausgabe-Titeln des Militair-Etat3 des Reiches 
beruhen auf den in den Derpflegungs: -⸗Etats der Truppentbeile 
normirten Kopfftärfen. 

Hierbei gilt der Grundjag, „daß die Geſammtſumme der in 
den Friedensverpflegung3-Etat3 aufgeführten Mannſchaften unver: 
änderlich für dad ganze Jahr 401,659 Mann beträgt” °); 
aljo ohne Rüdfiht auf die durchſchnittliche Effectivpräfenzitärke ). 
Man Tann die doppelte Bedeutung der gejeglihen Präſenz— 
ziffer durch den Sat ausdrüden: fie ift die Marimalziffer hin: 
ſichtlich des Beſtandes an Mannſchaft, alſo für das Quantum an 
perſönlicher Militairdienftpfliht, das die Bevölkerung zu 


1) Daß der Kaiſer zur Anordnung folder Berftärfungen der Armee 
befugt ift, ergiebt fih aus 8. 6 Abi. 5 des Wehrgefehes vom 9. Nov. 1867. 
Bgl. Seydel in Hirth’3 Annalen 1875 ©. 1417. 

2) Bol. die Erflärung de Bundes-Kommiljarius Major Blume in ber 
Sitzung der Reihstagslommiifion vom 27. Febr. 1874. Druckſachen I Seſſ. 
1874 Nro. 106 Beilage XI. 

3) Vgl. die angef. Erflärung des Major Blume. 

4) Eriparniffe an den etat3mäßigen Verpflegungsfägen durch Beurlaubungen 
und andere Herabminderungen der Präfenzftärte fallen aber nicht der Militair- 
Berwaltung zur beliebigen Berfügung zu, ſondern find wie andere Minder- 
ausgaben zu verrechnen und der Neichäfaffe wieder zuzuführen. Demgemäß 
ift auch bei den Anſätzen des Militairetat3 in den lebten Jahren auf bie vor- 
augfichtlich eintretenden Erjparniffe durch Beurlaubungen und andere Mangue 
ments bereit3 Nüdficht genommen worden. 
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leiften bat; fie ift die Normalziffer binfihtlih der Anfäbe des 
Militair-Etats, alſo für das Quantum an finanziellen 
Seiftungen, die das Volk für das Militairwefen zu machen bat'). 

Aus dieſer finanziellen Bedeutung erflärt fih, daß im dieſe 
Präſenzſtärke alle diejenigen Militairperjonen nicht eingerechnet wer: 
den, welche den normalen Friedensverpflegungs-Etat3 nicht zur Laft 
tallen, fondern welche entweder Nichts erhalten, wie die Einjährig: 
Steimilligen, oder deren Bezüge aus befonderen Fonds beftritten 
werden, wie die zu Uebungen eingezogenen Rejerve: und Land: 
wehrmannichaften, die einberufenen Verſtärkungen aus bejonderen 
pelitiichen Veranlafjungen u. j. w. 

4. Die Friedeng-Präfenzftärke gilt nach dem gegenwärtigen 
Zuftande der Reichsgeſetzgebung nur bis zum Ablauf des Jahres 
1881. Mit diefem Zeitpunft tritt die Vorichrift des Art. 60 der 
RB. wieder ein: „Für die fpätere Zeit wird die Friedens: Prä- 
ſenzſtärke des Heeres im Wege der Reichsgetzgebung 
feftgeftellt.” Nah dem Wortlaut diefer Beftimmung und nach der 
erörterten Bedeutung der gejetlihen Ziffer kann es feinem be= 
gründeten Zweifel unterliegen, daß die Feftftellung auch durch den 
Reichshaushalts-⸗Etat erfolgen Tann. So wenig wünſchenswerth 
es auch ift, daß eine ber mefentlichften Grundlagen der Heeres: 
verfaflung und der Finanzwirtbichaft von einer Etat3periode zur 
andern in Frage geitellt und zum Gegenftande immer wiederkehren— 
der Berhandlungen gemacht werde, jo jehr daher Zweckmäßigkeits— 
Gründe dafür ſprechen, die Präſenzſtärke in einem befonderen Ge: 
jeb dauernd oder für längere geit feitzuftellen, jo befteht doc 
rehtlich Feine Nöthigung hierzu. Denn Art. 60 verlangt mur 
die Feftftelung „im Wege der Reichsgeſetzgebung“, 
alfo die Beobachtung der für die Reichsgeſetzgebung vorgejehenen 
Form”); diefe Form wird aber bei der Feitftellung des Reichs: 
haushalts-Etats beobachtet ”) und es ift demnah der Vorſchrift 


1) Zn diefem Sinne gab der Berichterftatter des Neichdtages (Miquel) 
eine Erläuterung des $. 1 des Regierungd-Entwurfs, welche er ausdrüdlich 
al3 eine authentifche, von der Regierung felbft abgegebene, bezeichnete. (Stenogr. 
Berichte I Sell. 1874 ©. 751.) Bgl. auch Seydel a. a. D. ©. 1409, deſſen 
Erörterungen bei v. Rönne II, 2 ©. 149 faft wörtlich abgebrudt find. 

2) gl. Bd. II $. 58. 

3) RB. Art. 69. 
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des Art. 60 genügt, wenn im Etatsgeſetz eine beitimmte Präfenz- 
ftärfe dem Militair-Etat zu Grunde gelegt wird )). 

63 entſteht nun die zwiefache Frage, ob bei der Feſtſtellung der 
Friedenspräſenzſtärke duch Geſetz Art. 5 Abf. 2 der R.V. Anmen: 
dung zu finden habe, und welche Rechtsfolgen eintreten, wenn ein neues 
Geſetz über die fernere Präſenzſtärke nicht zu Stande kömmt. Diele 
beiden Punkte darf man aber nicht Durcheinander werfen; die Be: 
jahung der Anwendbarkeit des Art. 5 Ab). 2 darf nicht zu dem 
Schluß verleiten, als ob damit indireft eine Fortgeltung der 
im Militair-Gejeg 8. 1 feltgejtellten Präfenzziffer auf unbeftimmte 
Beit behauptet werde ?). 

Die Vorſchrift des Art. 5 Abſ. 2 greift nur Pla bei der 
Abjtimmung innerhalb des Bundesrathes; bier aber giebt 
die Stimme des Bräfiviums bei Geſetzesvorſchlägen über das 
Militairweien den Ausſchlag, wenn fie fih für die Aufrechter— 
haltung der beftehbenden Einrihtungen ausfpridt. 
Die Reihsverfaflung ftellt diefen Sat ganz unbedingt und obne 
Einſchränkungen und Unterfheidungen auf; namentlih ift eg aud 
nicht erforderlih, daß „die beftehende Einrichtung” überhaupt 
auf einem Geſetz beruhe’), Daß aber die durch die Verfaſſung 

1) Vgl. Hierzu die trefflichen Erdrterungen Seydel's in Hirth’3 Annalen 
©. 1410 ff, welde v. Röune Il. 1 ©. 150 mit einigen Kürzungen wie— 
dergiebt. Derfelben Anſicht ift aud) Meyer Staatsreht ©. 517 Note 4. Für 
die entgegengefegte Anficht erflären ih Thudichum in v. Holkend. Jahrb. 
II ©. 109 ud 9. Schulze in Grünhut’3 Zeitichrift für das Privat- und 
öffentl. Recht II S. 309, jedoch lediglich aus Erwägungen de lege ferenda, 
die bereit3 in den Verhandlungen des Neichdtages von 1867, 1871 und 1874 
vielfach geltend gemacht worben find. 

2) Diefe Verwirrung findet fih in einer Aeußerung des Abg. Neichen- 
fperger (Stenogr. Berichte 1874 I Seſſ. S. 763), und namentlidy bei von 
Rönne ll. 1. ©. 151 fo. 

3) Der Abg. Tweſten, auf deifen Antrag der Abi. 2 des Art. 5 in die 
Berfaffung gelommen ift, jagte im verfaflungberathenden Reichſtage von 1867 
(Stenogr. Ber. ©. 309): „Man Hat gemeint, ftatt „Einrichtungen“ zu jagen 
„Geſetze.“ Ich glaube aber, daß „Einrichtungen“ ftehen bleiben müfle. Denn 
es giebt manche Einrichtungen ſowohl im Militairwefen wie fonft im Staate, 
die nicht ausdrücklich auf Gefegen beruhen, fondern thatſächlich beftehen, 
auf welche ſich aber künftige Gejege wohl beziehen können, und ich meine, die 
Krone Preußen muß in der Tage fein, aud) dann ein Veto einzulegen, wenn 
e3 verjucht merben follte, Durch die Geſetzgebung Aenderungen in ſolchen Eins 
richtungen zu treffen, welche bisher nicht auf ausdrüdlichen geſetzlichen Beftim- 
mungen beruhen.“ 
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jelbft eingeführte, durch die Gejege von 1871 und von 1874 pro: 
Iongirte Friedenspräſenzſtärke und die durch diefelbe bedingte Stärke 
der Kadres eine beftehbende Einrichtung ift, kann nicht in Ab- 
rede geftellt werden. Man Tann höchitens behaupten, daß fie vom 
1. Januar 1882 ab nicht mehr eine „gefetlich beſtehende Ein- 
richtung“ fei, immerhin aber iſt fie eine „beitehbende Einrichtung" 
und der Bundesrath kaun daher gegen den Widerſpruch Preußens 
feinen Geſetzesvorſchlag bejchließen, der auf eine Abänderung diejer 
beftehenden Einrichtung geht ?). 

Dies findet aber gleihmäßig Anwendung jowohl auf ein 
Etatsgeſetz, mweldes eine andere Präfenzitärfe als die beftehende 
zur Grundlage der Militair-Ausgabe-Boften nimmt, als au auf 
ein befonderes, die Friedenspräfenzitärke auf längere Zeit oder 
auf unbeftimmte Dauer feitjegendes Reichsgeſetz. 

Sowie nun aber die Zuftimmung des Kaiferd (Preußens) zu 
jeder gefeßlichen Abänderung der bisher beitehenden Präſenzſtärke 
erforderlich ift, jo kann andererfeit die gefegliche Grundlage 
derfelben für die Zeit nach 1881 nur durch übereinftinnmende 
Nehrheitsbeſchhüſſe des Bundesrathes und des 
Reichstages geſchaffen, reſpective prolongirt werden. Denn 
dieſe Rechtsgrundlage erliſcht ipso jure mit dem 31. Dezemb. 
1881; von einer Fortgeltung des $. 1 des Mil.:Gef. nad 
diefem Termin, falls ein neues Geſetz über die Präſenzſtärke nicht 
zu Stande kömmt, Fann nicht die Rede fein. Wortlaut und Ent: 
tebungsgeichichte des Art. 60 der R.V. und des 8. 1 des Milit.: 
Gefeßes ftehen entgegen ?). In einem ſolchen Falle würde es eben 
an jeder geſetzlichen Rechtsnormüber die Frie 
denspräfenzftärte des Heeres fehlen. Allein deſſenunge— 
achtet würden gewiſſe verfaflungsmäßige Grundlagen der Heeres: 
organifation vorhanden fein, melde nicht interimiftifh, Tondern 


— 





I) Uebereinftimmend mit dieſer Anfiht find Thudichum Berf.R. des 
Rordd. Bundes ©. 414 und befonderd in Holgend. Jahrbuch II ©. 110 fg., 
Seydel Eommentar ©. 220 fg. und in Hirth's Annalen ©.1413 fg., ferner 
Hierjemenzel Berf. des Norbd. Bundes I ©. 160; Fricker Zeitſchr. 
|. die gefammte Staat3wiflenih. Bd. 28 ©. 174 ff.; Meyer Staatsrecht 
8.517. Note 5. Die entgegengefebte Anficht vertreten Riedel Neichsverf. 
S. 142 und v. Rönne Il. 1. ©. 151 ff. 

2) Darüber befteht auch in der Literatur keine DMeinungsverjchiedenheit. 
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dauernd Geltung haben und welche deshalb mit dem im 8. 1 des 
Militairgefebes angegebenen Endtermin nicht mit erlöſchen. Diefe 
Grundlagen find folgende: 

a) Die im Militairgefeß 8. 2 bis 4 angegebenen Kadres und 
deren Formationen bleiben bejtehen '). 

b) Der Grundfag der Reichsverfaſſung Art. 63 
Abſ. 4: „Der Kaifer beftimmt den Bräfenzfiand... 
der KRontingente des Reichsheeres“ gilt fort. Die 
Behauptung, daß diefe Anordnung durch das Militairgejeh 8. 1 
aufgehoben fei, ift eine ganz grundloſe. Dieſe Beitimmung 
ftebt in der RV. neben dem Art. 60, Tann alfo mit ihr nicht 
im Widerfpruch fich befinden; das Gejeg vom 9. Dezember 1871 
und das Milit.-Gefet 8. 1 haben den im Art. 60 enthaltenen Sa 
prolongirt, haben ſich alfo ebenfalls nicht an Stelle der Regel des 
Art. 63 Ab. 4, jondern neben diefe Regel geſetzt. Sie enthalten 
allerdings eine Einſchränkung derjelben, indem der Kaifer die für 
jedes Jahr in das Heer einzuftellenden Rekruten „nach Maßgabe 
des Gejeges" zu beftimmen bat?); fobald aber die Geltung des 
Militairgefehes erlifcht, Hört eben nur diefe Einfhränfung 
auf, aber nit die im Art. 63 Abſ. A der R.V. janctionirte 
dauernde Regel. 

c) Die allgemeine Wehrpflicht dauert in dem Umfange, 
den die Reichsverfaſſung, das Wehrgeſetz und das Militairgejeg 
normirt haben, fort; die Reichsangehörigen Können alfo nach Vor— 
ſchrift dieſes Gefeßes zum Dienft herangezogen werden ohne Rüd- 
fiht darauf, ob eine Präfenzftärke des Heeres geſetzlich feſtgeſtellt 
it oder nicht. 

d) Der im Art. 62 Ab). 2 der R.V. enthaltene Grundjah hat 
dauernde Geltung. Er lautet: „Nach dem 31. Dezember 1871 
müffen diefe Beiträge von den einzelneu Staaten des Bundes zur 
Reichskaſſe fortgezahlt werden. Zur Berechnung derfelben mird 
die im Art. 60 interimiftifch feftgeftellte Friedens-Präſenzſtärke jo 
lange feftgehalten, bis fie durch ein Reichsgeſetz abgeändert iſt.“ 
Die Behauptung, daß diefe Beftimmung ihre Geltung verloren 
habe, feitvem an die Stelle des Pauſchquantums die jährliche Ver: 


1) Siehe oben ©. 79 fg. 
2) Wehrgeſ. v. 1867 8. 9. 
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anihlagung der Militairausgaben im Etatsgeſetz getreten’), ift 
gänzlich unbegründet. Ihre Haltlofigkeit ergiebt fich fofort, wenn 
man nur den folgenden Abſatz des Art. 62 hinzu lieft: „Die 
Berausgabung diejfer Summe für das geſammte Reichs— 
heer und deffen Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz 
teltgeftelt.” Die Verpflichtung zur Zahlung der „Beiträge“ ftebt 
demnach nicht in Zujammenhang mit dem Paujchguantum ; das 
legtere ift als eine vorübergehende Modifikation des Budgetrechts 
im Art. 71 Abf. 2 aufgeführt; im Art. 62 dagegen fteht das volle 
ud uneingeſchränkte, regelmäßige Budgetrecht unmittelbar neben 
der Berpflichtung zur Zahlung der Militairbeiträge. Es ift daher 
ganz unerfindlich, wie diefe Verpflichtung im Widerſpruch mit der 
ordnungsmäßigen Feititellung der Militairausgaben durch das 
Gtatögejeß ftehen oder Durch die Beendigung der PBaufchquantum- 
Periode und das Eintreten der ordentlihen Ausgabe-Beranichlagung 
in Wegfall gefommen fein fol. Abi. 3 handelt von der Feſtſtellung 
der Ausgaben für das Heer, Abi. 2 betrifg die Sicheritellung 
der Einnahmen. Die Einnahme-Quellen können durchaus un: 
abhängig jein von der Ausgaben-Bewilligung. So gut die Er: 
träge der Zölle und Verbrauchs-Abgaben, der Poſt und der Reichs: 
eiſenbahn u. ſ. w. zur Reichskaſſe fließen, ohne alle Rückſicht, ob 
und wie über ihre Verwendung Beitimmung getroffen worden ift, 
jo beitebt auch die Pflicht der Einzelftaaten die im Art. 62 Abf. 2 
angegebenen Beiträge zur Reichskaſſe einzuzahlen, mag nun in 
Form des Pauſchquantums oder in Form des regelmäßigen Etats— 
gejeßes oder in beliebiger anderer Art die Verausgabung für das 
Heer fejtgeitellt werden. Freilich tritt diefe Anordnung formell 
nicht in Wirkſamkeit, wenn ein Etat3gejeb zu Stande kommt; denn 
in diefem Falle finden die gefammten Militair-Ausgaben durch den 
Etat jelbft und ſoweit erforderlich duch die Matrifular beiträge 
ihre Deckuüg. Aber wenn ein Etatögefeg nicht vereinbart ift, der 
Reihsfanzler alfo die im Art. 70 der R.B. vorgefehenen Matri: 
Iularbeiträge nicht erheben darf, dann treten die Militairbeiträge 
de3 Art. 62 theilweiſe an die Stelle derjelben und das grade 
it der Zwed dieſer Anordnung. 


1) Die8 meint v. Rönne II. 1. ©. 177, dem fh Meyer a. a. O. 
&. 550 anfdließt. 
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Der Art. 62 der R.V. ift hervorgegangen aus einem Amende- 
ment der Abgeoröneten Herzog v. Ujeſt und v. Bennigfen, 
welches der Reichſstag von 1867 erit in der Schlußberathung des 
Verfaſſungs-Entwurfes angenommen hat und das einen Ausgleich 
zwiſchen den Anfprüchen der Regierung und denen der Reichstags: 
mehrheit darftelltee Die Regierung forderte, daß die Friedens- 
präfenzitärfe dauernd feitgeftellt werde”), und acceptirte eine in: 
terimiftiihe Feſtſtellung derfelben nur unter der Bedingung, daß 
wenigftens die Einnahmen der Bundeskaſſe, die zur Beftreitung 
des für das Heer erforderlichen Aufiwandes unerläßlich find, dauernd 
fichergeftellt werden ?). Es wurde dadurd im Weſentlichen für den 
Nordd. Bund diefelbe Grundlage gewahrt, die im Preußifchen 
Staatsrecht anerkannt it, indem nad dem Art. 109 der Preuß. 
Verf. Urk. die Forterhebung der beftehbenden Steuern und Abgaben 
von der jährlichen Etatsfeitfegung unabhängig if. Die Preuß. 
Regierung war nicht Willens, diefe verfaffungsmäßig vorhandene 
Grundlage aufzuopgern und den Fortbeitand der Preuß. Armee 
vom Jahre 1872 ab dem willkührlichen Gutbefinden einer Reichs: 
taggmajorität anheimzugeben, und der Reichstag beitand nicht auf 
einem ſolchen Verlangen, fondern begnügte fih mit der vollen 
Wahrung des Ausgabebewilligungsrehts unter Einfhiebung einer 
kurzen Paufhquantum:Beriode und dem Vorbehalte einer fpäteren 
Vereinbarung über die dauernde Präſenzſtärke ®). 

Die Berehnung der von den Einzeljtaaten an die Reiche: 
falle zu zahlenden Beiträge erfolgt nach der im Art. 60 interimiſtiſch 
feſtgeſtellten Friedens-Präſenzſtärke, bis fie durch ein Reichsgeſetz 








1) Entwurf zur Verf. Art. 58. 

2) In diefem Sinne veritanden alle Redner dag Amendement Uieſt, 
welche über dafjelde da3 Wort nahmen. Bgl. Stenogr. Berichte des conftit. 
Neichst. 1867 ©. 716 ff. 723 ff. Bgl. ferner die Ausführungen des Abg. v. 
Bennigien bei der Distuffion des 8. 1 des Milit.Geſetzes. (Stenogr. Berichte 
I Self. 1874 ©. 755.) 

3) Die richtige Arfficht ift vollkommen zutreffend und wohlbegründet dar- 
gelegt worden von Thudihum Verf. Recht des Nordd. Bundes ©. 416 Fi. 
und in dv. Holkend. Jahrb. IS. 41. Bgl. ferner meine Darftellung des 
Reichsfinanzr. in Hirth's Annalen 1873 ©. 551. Die gegen diefe Ausführung 
gerichtete Erörterung v. Rönne’s II, 1 ©. 176 fg. zeichnet fich nicht ſowohl 
dur) Gründe, als durch das Bemühen aus, die deutlichen Vorſchriften der 
RB. einfach bei Seite zu fchieben. 
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abgeändert ift; tritt ein joldher Fal ein, jo wird alsdann die in 
dem Reichdgefeg — ſei e3 nun wiederum interimiftiich oder fei es 
für immer d. h. für unbeftimmte Zeit — feſtgeſetzte Friedens- 
Bräjenzftärfe der Berechnung zu Grunde gelegt?!). 

e) Der lebte Abjah des Art. 62, wonach bei der Feſtſtellung 
des Militair-Ausgabe-Etat3 die auf Grundlage diefer Berfaflung 
gejeglih feſt ſtehen de Organiſation des Reichsheeres zu 
Grunde gelegt werden ſoll, würde unanwendbar werden. Denn 
wenn die Friedenspraͤſenzſtärke geſetzlich nicht beſtimmt iſt, fehlt es 
an einer geſetzlichen Grundlage für die Veranſchlagung der Mili- 
tair-Ausgaben. Gelingt es nicht, zwiſchen dem Reichstage und 
der Reic;Sregierung hierüber eine Einigung zu erzielen, jo wird 
die Boriehrift im Art. 62 Abi. 3, daß die VBerausgabung der von 
den Einzelftaaten gezahlten Beiträge durch das Etatsgeſetz feſtge— 
ttellt werden fol, unausführbar; alle für das gefammte Reichsheer 
und deffen Einrichtungen zu macenden Ausgaben würden alsdann 
auf Berantwortlichfeit des Reichskanzlers erfolgen und ftaatsredht- 
ih wie außeretatsmäßige Ausgaben zu beurtbeilen fein ?). 


II. Die Territorial- Eintheilung. 


Das Bundesgebiet wird in militairiicher Hinfiht in Bezirke 
eingetheilt und zwar in fiebzehn Armeeforps:Bezirke °), welche wie: 
der in Diviſions- und Brigadebezirfe und in Landwehr-Bataillons: 
und Landwehr: Kompagnie: Bezirke eingetheilt werden). Diefe 
Eintheilung bat in dreifacher Beziehung juriftifhe Bedeutung. 

1. Sie liegt der Organijation der Landwehr zu 
Grunde. Siehe den folgenden $. Da nun diefe Organijation 


1) Die Behauptung Seydel's Kommentar ©. 233, daß Art. 62 Abi. 2 
in Wegfall gefommen jei durch das Geſ. v. 9. Dez. 1871 über die Friedens— 
präjenzftärfe für 1872—1874, beruht m. E. auf einem Interpretations⸗Fehler. 
2er in Rede ftehende Abi. 2 des Urt. 62 befteht aus 2 Säßen; ber erjte fanc- 
tignirt die dauernde Pflicht der Einzelftaaten zur Zahlung der Militair- 
beiträge, der zweite normirt die Berehnungsmeije; die lebtere ändert 
ih, wenn die Friedenspräſenzſtärke gefeglich abgeändert wird, die Pflicht felbft 
nicht. Bel. auch Fricker a. a. O. ©. 176. 

2) Bgl. meine Darſtellung des Finanzrechts in Hirth's Annalen 1873 
©. 549 ff. 

3) Dem Preußilchen Gardekorps entjpricht fein Bezirk. 

4) Mil Geſ. 8. 5. 
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vom Kaijer beitimmt wird (Art. 63 der R.B.), fo folgt daranz, 
daß der Kaiſer auch die Militair-Territorial-Eintheilung zu be: 
ftimmen bat’). “ 

2. Sie bildet ferner die Grundlage für die Heeres-Er— 
gänzung?’); demgemäß lehnt fich die Einrichtung der Erfasbe: 
börden an die Eintheilung des Reichsgebietes in Militairbezirke an 
und jeder Landwehr-Bataillons-Bezirk bildet entweder ungetheilt 
einen Aushebungsbezirk oder er zerfällt in mehrere Aushebungs⸗ 
bezirfe, für deren Abgränzung auf die eutfpredhenden Eivil-Ber: 
waltungsbezirke Rückſicht zu nehmen iſt). In denjenigen Staaten, 
in welchen eine Kreiseintheilung beſteht, bildet in der Regel jeder 
Kreis einen Aushebungsbezirk; größere Kreiſe können zwar in 
mehrere Aushebungsbezirke getheilt werden, dies iſt aber nicht zu: 
läffig binfichtlic der Städte, welche einen eigenen Kreis bilden‘). 

3. Die fommandirenden Generale find die Militair: Be 
fehlshaber in den Armeeforps-Bezirken °). Ihrem Befehle find 
daber auch die, zum Verbande eines andern Armeekorps gehören: 
den Truppentbeile unterftellt, wenn diejelben in dem Armeekorps⸗ 
Bezirk ihren Garnifonsort erhalten und fie find befugt, gegen die 
Givilbehörden aller zu ihrem Armeeforp3- Bezirk gehörenden Staaten 
alle diejenigen amtlichen Rechte zur Geltung zu bringen, welche im 
Militairbefehl enthalten find ®). 


IV. Die Kriegdformation des Heeres, 


Diejelbe wird vom Kaifer beitimmt 7). Geſe tzliche Vorfchriften 
darüber find nicht erlaflen; die vom Kaifer ergangenen Anordnungen 


1) Motive zum Entwurf des Milit.Gef. 8. 5. 

2) Mil.Geſ. 8. 5 Abi. 8. 

3) Mil.Gef. 8. 30 Zi. 1u 2%. Die Militairfonventionen ent 
halten meiſtens die Zuficherung, daß die Abgränzung und Abänderung der Aus— 
hebungsbezirke nur unter Mitwirtung der landeöherrlichen Civilbehörden er: 
folgen werde. Heſſen Art. 10. Baden Art. 9. Oldenburg Art. . 
Thüringen Ut.5 Anhalt Art. 5. Shwarzburg Art. 5. Lippe 
At.5. Schaumburg Art. 4 Oder es ift eine bejtimmte Abgränzung 
vereinbart; fo in Lübed Art. 8 Hamburg $. 11. Bremen $. 18. 

4) Wehrordn. I 8. 1 Biff. 5. 

5) Milit. Geſ. 8. 5 Abſ. 2. 

6) Das Militairgejeb fügt rüdfichtsvoN die Worte Hinzu „unbejchadet der 
Souveränetätörechte der einzelnen Bunbesftaaten.“ 

7) Mil.Geſ. 8. 6. 
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iind in dem „Mobilmachungs-Plan“ enthalten’). Die weſentlichſten 
Unterfchiede der Kriegsformation des ſtehenden Heers von der Frie- 
bensformation beftehen in der größeren Kopfitärte (Kriegsitärke) der 
Radres, in der Formirung von Erfag-Truppenkörpern bei den Regi- 
mentern 2c. behufs Ausbildung von Rekruten und behufs Nachſen⸗ 
dung ausgebildeter Rekruten zum Erjaß für die Abgänge bei den im 
Felde lebenden Truppen, ſodann in der Bildung gewiller, im Frieden 
entbehrlicher Formationen, insbefondere Feldeifenbahn-: und Feld- 
telegraphie-Abtheilungen, Feldpoft, Munitionsdepot3, Etappenfom- 
mando’3, Lazarethe, Feld: Broviantämter u. |. w., und endli in 
der Einfegung von ftellvertretenden Kommando: und Militairver: 
waltungs= Behörden ?). Im Allgemeinen bleiben die taktifchen Ber: 
bände der Friedensorganijation auch im mobilen Zujtande erhalten, 
insbefondere die Eintbeilung in Brigaden, Divifionen und Armee: 
Korps. Jeder Infanterie-Diviſion wird aber ein Kavallerie-Regi- 
ment und eine Artillerie-Abtheilung zugetbeilt; während die übrigen 
Kavallerie-Regimenter unter Beigabe von einer oder mehreren rei: 
tenden Batterien in Divifionen oder jelbftftändigen Brigaden formirt 
und den Armee-Korps (reſp. Armeen) überwiejen werden. Eigen: 
tbümlich der Kriegsformation ift die Bildung einer, unter dem 
unmittelbaren Befehle des kommandirenden Generals ftehenden 
„Korps: Artillerie“, welche aus denjenigen Theilen der Feldartillerie 
zufammengejegt wird, die nicht den Infanterie und Kavallerie: 
Divifionen einverleibt werden. Das Heer zerfällt in den mobilen 
und den nicht mobilen Theil; im mobilen Zuftande befinden fich 
die Feldtruppen nebit den zu ihnen gehörenden Kommando- und 
Berwaltungsbehörden; dagegen find die Erfaßtruppen und die Be: 
ſatzungstruppen, jowie die ftellvertretenden Kommando: und Ber: 


i) Für da3 Bayerifche Kontingent ift der Mobilmachungsplan zwar vom 
Könige zu erlafien, allein „in voller Uebereinftimmung mit den für das Bundes⸗ 
heer beftehenden Normen.” Bertr. v. 23. Nov. 1870 III 8. 5 Ziff. III Abi. 2. 

2) Einen MUeberblid über die gefammte Kriegsformation gewährt das 
„Reglement über die Bekleidung und Ausrüftung der Armee im Kriege” vom 
8. Februar 1877, insbeſondere die Beilage Nro.2 zu demjelben: „Nachweifung 
über die Sicherftellung und Aufbewahrung de3 Kriegsbedarfs an Bekleidungs⸗ 
md Ausrüſtungs⸗Stücken für fämmtliche mobile und immobile Formationen.“ 
(Bei v. HelldorffPienftvorfchriften III. Abth. 4. II. ©. 39 ff.) Eine über- 
ſichtliche und fehr anſchauliche Darftellung der Kriegsformation des Deutfchen 
Heeres in den Jahresberichten f. Militairwmefen I (1874) ©. 73 ff. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 7 
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waltungsbehörden nicht mobil. Der mobile Zuftand beginnt mit 
dem Tage des Erlajles des Mobilmahungs-Befehls und bört mit 
dem Tage des Eintrittö der Demobilmahung auf. Die in Folge 
der Kriegsformation eintretenden Stellenverleihbungen!) um 
die mit ihnen verbundenen Rechte gelten nur für die Dauer des 
Kriegszuftandes ?). 


8. 84. Die Landwehr. 


I. Mit dem Kadreſyſtem hängt die Suftitution der Landwehr 
enge zujammen. Die in den Kadres des ftehenden Heeres ausge: 
bildeten Mannfchaften bilden einen Vorrath, aus welchem im Falle 
eines Krieges die nothwendige Verſtärkung der Streitkräfte ent: 
nommen wird. Dies Tann aber in doppelter Weile gefcheben; 
entweder durch Erhöhung des Präfenzitandes der dem ftehenden 
Heere angehörenden Kadres oder dur Formirung neuer Truppen: 
förper, die im Frieden nicht vorhanden find, fondern deren Bil: 
dung nur vorbereitet ift. Beide Arten der Verwendung haben in 
der Deutfchen Heeresverfaffung Pla gefunden. Die jüngeren 
Sahrgänge der ausgebildeten und von den Fahnen bereits ent- 
laſſenen Mannſchaften werden im Falle der Kriegsbereitichaft oder 
Mobilmahung in die Kadres des ftehenden Heeres eingeftellt und 
zur Erhöhung derjelben big zur Kriegsftärke verwendet; fie werden 
als die „Reſer ve“ bezeichnet?). Die Verpflihtung zum Dienft 
im ftehenden Heere umfaßt auch das Neferveverhältniß mit; be: 
ſondere „Reſerve-Kckdre's“ giebt es niht*. Dagegen die älteren 


Sahrgänge der ausgebildeten wehrpflichtigen Mannichaften werden, | 


falls ihre Einberufung erfolgt, in ver Regel in befondere Trup: 
penkörper eingeftellt °). Dieje älteren Sjahrgänge heißen die „Land— 


1) Bu unterſcheiden von „Beförderungen zu einer höheren Charge.“ 


2) Reglement über die Geldverpflegung der Armee im Kriege v. 29. Ang. 


1868 $. 15 (bei v. Helldorff Dienſtvorſchriften III Abth. 2. II ©. 4). 

3) Wehrgei. 8. 6. 

4) Die „Erjagtruppentheile” haben, wie bereit3 erwähnt, eine völlig andere 
Bedeutung ; fie dienen vorzugsweiſe grade zur Aufnahme und Ausbildung von 
Rekruten. 

5) Ueber den Unterſchied zwiſchen der Reſerve⸗Dienſtpflicht und der Land⸗ 
wehr⸗Dienſtpflicht vgl. unten 8. 88 V. 


J 
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wehr“; die Verpflichtung zum Dienſt in derſelben dauert 5 Jahre 
na abgeleiſteter Dienſtpflicht im ſtehenden Heere . 

Die Organiſation der Landwehr iſt nach Art. 63 Abſ. 4 der 
R.V. vom Kaiſer zu beſtimmen; in Bayern vom König von 
Bayern in Uebereinſtimmung mit den für das Bundesheer erlaſſenen 
Anordnungen. Dieſe Regelung iſt ergangen für das Preußiſche 
Heer und die unter Preuß. Verwaltung ſtehenden Kontingente durch 
die Heerordnung vom 28. Septemb. 1875, deren zweiter Theil 
als „Landwehrordnung“ bezeichnet ift ?). Die Heerordnung ift nad 
Borihrift des Art. 63 Abi. 5 der R. V. (fiehe oben ©. 22 fg.) auch 
u Sachſen und Württemberg in Kraft getreten. Für das Baye— 
riihe Heer ift eine übereinftimmende Heerorbnung vom König von 
Bayern am 20. Dezember 1875 erlaflen worden). 

Für die Organifation der Landwehr giebt es aber gemille 
gefegliche Grundlagen, melde für die Anordnungen des Kaifers 
maßgebend find. Diefelben befteben in folgenden zwei Sägen: 

1. Für die Landwehr: Infanterie gilt die Regel unbedingt, 
daß fie in befonderen Truppenkörpern formirt und zur 
Vertheidigung des Vaterlandes als Neferve für das ftehende Heer 
verwandt wird *). Für die Mannichaften ver Landwehr: Kaval: 
lerie ift zwar prinzipiell derjelbe Grundſatz in Kraft, jedoch mit 
der Einihränfung, daß die Formirung in befondere Truppenförper 
nah Maßgabe des Bedarfs erfolgt d). Für die Landmehrmann: 
haften der übrigen Waffen ift die Regel ausgefchloffen; fie werden 
bei eintretender Kriegsgefahr nach Maßgabe des Bedarf zu den 
Fahnen des ftehbenden Heeres einberufen. Hieraus ergiebt fich,* 
daß nicht allen Kadres des ftehenden Heeres auch Landwehr:Kadres“ 
entiprechen und daß die regelmäßige Organilation der Land: 
wehr eine Drganifation der Landwehr: Infanterie ift. 

2. Die Militair-Territorial-Eintheilung ift die Grundlage für 


1) Wehrgeſ. 8. 7. 

2) Dur die Kabin.Ordre vom 28. Sept. 1875 ift die Verorbn. De- 
treffend die Organilation der Landwehrbehörden und die Dienftverhältnifie der 
Mannjchaften des Beurlaubtenftandes vom 5. Sept. 1867 aufgehoben worden; 
an ihre Stelle ift die Landwehrordnung getreten. & " 

3) Bol. „Militairgefege” Bd. I Abth. IT ©. 2. 

4) Behrgel. 8. 5 Abi. 2. 

5) Wehrgei. 8. 5 Abi. 4. 

7* 
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die Drganifation der Landwehr‘). Die Landwehr-Truppenkörper 
müſſen daher bejtimmten Bezirken entipredhen, welche als Land: 
wehr⸗Bataillons⸗ und Landwehr⸗Kompagnie⸗Bezirke bezeichnet wer: 
den. Da diefe zugleich die Ausbebungsbezirke beftimmter Forma: 
tionen de3 ftebenden Heeres (Brigaden und NRegimenter) find, jo 
ergiebt fich hieraus eine große Congruenz zwiſchen der Organifation 
des ftehenden Heeres und der Landwehr. Durch den Wohnfit 
des Wehrpflichtigen beftimmt ſich zunächſt der Ort feiner Geftellung, 
ferner das Infanterie-Regiment, bei welchem er feine Dienftpflicht 
im ſtehenden Heer zu erfüllen bat, und endlich das Landwehr: 
Bataillon, zu welchem er nad) Beendigung diejer Dienftpflicht ge⸗ 
bört ). Es ijt hierdurch einerjeitß eine Beziehung der Truppen- 
förper zu gewiſſen Landichaften bergeftellt, die auch in ihren Be⸗ 
zeichnungen Ausdrud gefunden bat, und andererjeit3 eine Verbin: 
dung der Linien-Regimenter: und Landwehr-Regimenter untereinan: 
der gefichert, indem im Allgemeinen ’) jämmtlihe Mannfjchaften 
eines Zandmwehrbataillons bei einem und demjelben Linien-Regiment 
ihre militairiihe Ausbildung erhalten baben. 

II. Die Friedens- Organilation der Landwehr:Behör: 
den iſt durch die angegebenen Grundfäße beitimmt; es gelten für 
diefelbe folgende Regeln. 

1. Das ganze Bundesgebiet zerfällt inLandwehbr-Batail- 
lonsbezirte. Die Eintbeilung ift vom Kaifer (reſp. dem Könige 
von Bayern) zu beftimmen; fie ift in der Anlage 1 zur Wehrord: 
nung 1. Theil (Erſatz-Ordnung) feſtgeſtellt)y. Jedem Infanterie: 
NRegiment entiprechen in der Regel zwei Landwehr:Bataillong: 


1) Militairgefe 8. 5 Abi. 3. 

2) Eine Ausnahme machen die 9 Preußischen Garde-Randwehr-Regimenter 
(18 Bataillone), welche feine provinzielle Zufammengehörigfeit und territoriale 
Erfagbezirte Haben. Ihre Organifation ift geregelt durch die Kabinets- 
Ordre vom 1. März 1872 (A.V. Bl. ©. 82), das dazu ergangene Minift.- 
Refer. vom 16. Juli 1872 MB ©. 256) und die Kab.-Ordre vom 1. Januar 
1873 (A. V. Bl. ©. 7). 

3) d. 5. von den durch den Wechlel des Wohnfites herporgerufenen Ab⸗ 
weichungen abgeſehen. 

4) Es entfallen auf das Gebiet der Preußiſchen Militairverwaltung 
209, auf Sachſen 17, auf Württemberg 17, auf Bayern 32 Landwehr. 
Bezirkskommandos. 
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bezirke ). Jedem diefer Bezirke ift ein Stabsoffizier als „Land: 
wvehr-Bezirkskommandeur“ vorgefegt,. welchem zur Unter: 
ftügung in den Büreaugeſchäften ein „Bezirksadjutant” beigegeben 
ft. Die leteren find Lieutenant des aktiven Dienitftandes, die 
auf 2—3 Jahre Fommandirt werden; die Regelung diejer Kom: 
mando's Tiegt den Generallommando’3 ob. Ausnahmsweife wird 
einzelnen Bezirfsfommando’3 ein Militairarzt und ein Zahlmeijter 
zur ftändigen Unterftügung beigegeben. Das Unterperfonal der 
Bezirfsfommando’3 befteht aus einem , Bezirksfeldwebel“ für jeden 
Landwehr: Kompagniebezirt, ferner Sergeanten, Unteroffizieren und 
Gefreiten, und befindet fich entweder im Stab3quartiere oder in 
den Stationsorten der Kompagnie. Die Zutheilung dieſes Per: 
jonal8 erfolgt in der Regel durch den Brigade-Kommandeur ?). 
Tiefe Berjonen find Militairperfonen des aktiven Dienitftandes und 
da3 Unterperjonal ift auf die gejeßliche Friedenspräfenzziffer des 
ſtehen den Heeres mit einzurechnen >). 

Für die Landwehr-Kompagniebezirfe Tünnen Landwehr-Kom— 
pagnieführer auß der Zahl der Hauptleute oder älteren Lieutenants 
der Provinzial-Landwehr-Infanterie ernannt werden *); fie dienen 
innerhalb ihrer Kompagnie-Bezirfe zur Unterjtüßung der Bezirks— 
kommandeure; jedenfall3 halten fie die Kontrolverjammlungen in 
ihren Kompagniebezirken ab; inwieweit fie außerdem zum Dienft 
in ihren Kompagniebezirten heranzuziehen find, beftimmen die Be- 
zirfsfommandeured). 

1) Da in jedes Linien-Anfanterie-Bataillon jährlich 190 Rekruten einge- 
ftellt werden und ebenfoviele ausgebildete Soldaten zur Entlaffung kommen, 
jo madt dies für die fünf Landwehr-Dienftjahre 950 Mann, wovon 25 % 
als Abgang zu fubtrahiren find; es bleiben aljo pro Bataillon circa 700 Mann 
oder pro Regiment A 3 Bataillone 2100 M., womit 2 Landwehrbataillone in 
der Kriegäftärle von 1000 Mann formirt werden können. Die „Rejerve-Land- 
wehrbataillone”, deren Bezirke die großen Städte find, entiprechen in der Hegel 
je einem Negimente. Es find die Landwehr-Bataillone 33—40, 73, 80, 86, 
97—99, 108, 127. Ausnahmsweiſe werden in einzelnen Bezirken bereit im 
grieden Landwehr-Regiments-Stäbe formirt. 

2) Die näheren Anordnungen fiehe im $. 2 der Landw.Ordn. 

3) Rad) dem Etat pro 1879/80 beträgt der gefammte Beftand an Mann- 
haften aller Landwehrbezirkkskommandos (in clus. Bayern) 4622 Mann. 

4) Der Militair-Etat für 1879/80 Kap. 24 Tit. 8 bringt für das Preuß. 
Heer und die in Prenß. Verwaltung übernommenen Kontingente 883 Land- 
wehr-Rompagnieführer mit je 360 M. Dienftzulage in Anjap. 

5) Landwehr-Orbn. 8. 2 Ziff. 3. 


102 . 8. 84. Die Landwehr. 

2. Den Landwehr-Bezirksfommandeuren liegt die Kontrole der 
Verfonen des Beurlaubtenftandes, insbeſondere die Führung der 
Liften!) und die Anordnung der Kontrolverfammlungen ob ?); 
ferner die Vorbereitung aller zur Formirung der Landwehrbatail- 
lone erforderlihen Maßregeln. Wenn Berfonen des Beurlaubten: 
ſtandes zum aftiven Dienft einberufen werden, fo erhalten fie die 
Drdre von Seiten des Landwehrbezirkskommandos; dem lebteren 
find daher alle Defignationen für den Mobilmahungsfall und deren 
Veränderungen mitzutheilen und es find von ihm, foiweit dies 
von den Generalflommandos vorgejchrieben ift, die Geſtellungsordres 
bereit3 im Voraus auszufüllen. Die Einberufenen werden in der 
Regel in den Stabsquartieren der Landwehrbataillone gefammelt 
und in Transporte formirt, foweit nicht nad) Anordnung der 
Generalkommandos gewiſſe Kategorien direft bei den Truppen: 
theilen eingejtellt werden ?). 

3. Die Eintheilung in Landwehr-Bataillonsbezirke iſt eine 
vollftändige, alle Landmwehrpflichtige umfallende. Auch die bei der 
Garde, bei der Kavallerie und bei den andern Ipeziellen Waffen 
ausgebildeten Mannjchaften gehören nach Beendigung ihrer Dienft: 
zeit im ftehenden Heer zu dem Landmwehr-Bataillonsbezirk ihres 
dauernden Aufenthalt3 und ftehen unter der Kontrole des Bezirks: 
Kommandeurs. Deſſenungeachtet werden fie im Falle der Einbe-- 
rufung zum aktiven Dienft derjenigen Waffe zugetbeilt, bei der fie 
ausgebildet worden find. Demgemäß werden für jede diefer Kates 
gorien die Rangliften und die Landwehr-Stammrollen bejfonders 
‚angelegt und fortgeführt *). 


1) Die Liften über die Offiziere, Militairärgte und oberen Militairbe- 
amten de3 Beirlaubtenftandes heißen Rangliften; die Liften über bie 
Mannſchaften der NReferve und Landwehr und über die zur Dispofition der 
Zruppentheile beurlaubten Mannfchaften heißen Landmwehr-Stamm- 
rollen; die Liften über die übrigen zum Beurlaubtenftande gehörigen Mann- 
ſchaften und über die Erjagreferpiften erfter Klaffe heißen Kontrolliften; 
außerdem werden zur Aufrechterhaltung und Ueberfiht und zur Erleichterung 
der Einberufung Auszüge aus diefen 3 LXiften geführt, melde Hülfsttiten 
heißen. Die näheren Anordnungen über die Liftenführung find enthalten in 
der Landwehr⸗Ordn. 88. 3 ff. 

2) Landw.Ordn. 8. 17. 

3) Landmw.Orbn. 8. 19. 

4) Bol. Landw.d. 8. 4 und 8. 7. Hiernah zerfallen die Landwehr- 
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4. Die Landwehr: Bezirkstommandos ftehen unter der Leitung 
de3 Anfanterie-Brigadefommandos; die legteren find in allen An- 
gelegenheiten der militairiihen Kontrole den Generallommandos 
direkt unterftellt, infoweit nicht ausnahmämeife die Mitwirkung der 
Divifionsfommandos befonders vorgeſchrieben ift. Nur im Großherz. 
Heflen tritt in diefen Beziehungen an Stelle des Generallommandog 
das Divifionsfommando !.., Yu generellen Erlafjen über die Ge: 
häftsführung der Landwehr-Bezirkskommandos find nur die Gene: 
talfommandos befugt ?). 

HI. Die Krieg3-Drganifation der Landwehr ift vom 
Kaifer anzuordnen. Der Mobilmahungs: Plan enthält die erfor: 
derlihen Bejtimmungen, foweit diefelben nicht nach der Natur der 
Sache im concreten Falle erit getroffen werden müllen. Bon 
Wichtigkeit ift auch hier der Saß, daß befondere Truppenkörper 
nur für die Landwehr-Infanterie und nad Maßgabe des Bedarfs 
für die Landwehr-Kavallerie, nicht für die übrigen Waffengattungen 
jormirt werden. Mit der Friedensorganifation ftimmt die Kriegs: 
formation der Landwehr infofern nicht überein, als aus den Ba⸗ 
taillonsbezirfen nicht blos Provinzial-Infanterie-Regimenter, jon- 
dern auch die Garde-Landwehr-Regimenter, die Landwehr: Kavallerie- 
Regimenter, Landwehr: FJäger-Bataillone, ſowie die Berftärfungen 
der Feld-Artillerie, Fußartillerie, Pioniere, Eifenbabntruppen und 
Trains u. |. w. entnommen werden. 
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Während das ftehende Heer und die Landwehr unter dem 
gemeinfamen Namen „das Heer” zujammengefaßt werden, bildet 
der Landfturm einen Gegenfat zum Heer. Er umfaßt diejenigen 
Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 42. Lebens: 
jahre, melde weder dem Heere noch der Marine angehören’). 


Stammrollen in 12 Verzeichniffe, nämlich I. Garde. I. Provinz. Ynfanterie. 
II. Brovinz.-Zäger. IV. Provinz.⸗Kavallerie. V. Brovinz. » Feldartillerie. 
VL Brovinz.-Fußartillerie. VIE PBrovinz.-Pionieree VIII Eifenbahnitruppen. 
TIL Brovinz.-Train. X. Sanität3-Perjonal. XI. Beterinär-Berfonal. XII Son- 
ſtige Mannfchaften. 

1) Landw. O. 8. 1. 

2) Zandw.D. 8. 3 Ziff. 8. 

3) Wehrgei. 8. 3. Bgl. über die Landfturmpflicht unten $. 88. VII. 


⸗ 
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Diefe Wahrpflichtigen bilden einen weiteren Reſerve-Vorrath an 
Mannihaften, der erit dann in Anſpruch genommen werden fol, 
wenn die Landwehr nicht ausreichend zur Landesvertheidigung er: 
icheint. „Der Landiturm tritt nur auf Befehl des Bundesfeld: 
beren zufammen, wenn ein feindlicher Einfall Theile des Bundes: 
gebietes bedroht oder überziebt" U. Der Landfturm ift aber kein 
ungeregeltes Mafjenaufgebot, jondern ein organijirter Beftandtheil 
der bewaffneten Macht, der als ſolcher erfennbar gemacht und den 
Militatrgefegen und der Disciplinarordnung unterworfen ift ?). Man 
fann ihn als eine Landivehr zweiten Aufgebotes charakterifiren. 
An einer Friedend:Organifation defjelben fehlt es gänzlich; die 
Kriegd-Organifation wird vom Kaifer beitimmt®). Die kaiſer⸗ 
lihe Verordnung, durch welche das Aufgebot des Landiturmes er: 
folgt, hat zugleich feſtzuſetzen, in welchem Umfang dies geichieht *). 
Der Umfang kann tbeild in territorialer Beziehung theils mit 
Rüdfiht auf gewiſſe Jahrgänge beſchränkt fein’). Für die Kriegs: 
organijation des Landfturmd giebt es Feine gejeglihe Anord: 
nung mit alleiniger Ausnahme der Vorjehrift, daß der Landiturm 
„in der Regel in befondere Abtheilungen formirt wird“ ®). Su 
Fällen außerordentlichen Bedarfs können die Mannichaften des auf: 
gebotenen Landjturms aber auch zur Ergänzung der Landwehr 
verwendet werden ?) und hieraus folgt rücfichtlich derjenigen Waffen: 
gattungen, für melde auch für die Landwehr die Formirung be: 
ſonderer Truppenkörper unterbleibt, daß die Landfturmpflichtigen 
jogar auch in die Kadres des ſtehenden Heeres eingereiht werden 
können. 


F. 86. Die Militair-Verwaltung. 


J. Es giebt keine Reichs-Armeeverwaltung, ſondern nur vier 
Kontingents-Verwaltungen, welche ſormell von den Einzelſtaaten 
geführt werden, materiell gemäß den in den 88. 77—82 entwidel- 





1) Wehrgef. $. 16. 

2) Zandfturm-Gef. 8. 4 u. 8. 5 Abf. 1. 

3) Milit.Gef. 8. 6. 

4) Landſt. Geſ. 8. 2. 

5) Motive zum Landft.Gef. (Drudf. des Reichst. 1874. II Seſſ. Nro. 14.) 
6) Landſt. Geſ. S. 5 Abſ. 1. 

7) ebendaf. Abf. 2. 


\ 
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ten Grundfägen durch die Anordnungen des Reiches gebunden find. 
Hinfihtlih der eigentlichen Reichsverwaltung bleiben nur folgende 
Punkte zu erwähnen: 

1. Dem Reiche ftehbt nah Art. 4 der R.B. die Beauffid: 
tigung des Militairwefend aller Bundesftaaten zu?). Ueber 
diefe Funktion gelten die Bd. IT 8. 69, insbefondere ©. 232 ff., 
erörterten Rechtsſätze. Die Ausübung diefer Thätigkeit liegt dem 
Reichſskanzbher ob; für diefelbe kann ein Spezial-Stellvertreter 
nit ernannt werden, da das Militairiwefen nicht zu denjenigen 
Amtszweigen gehört, welche fich in der eigenen und unmittelbaren 
Verwaltung des Reiches befinden ?). 

2. Für die Herftellung übereinftimmender VBerwaltungsnormen 
und zur Ausgleichung hervorgetretener Verſchiedenheiten oder Mängel 
beftebt beim Bundesrath der Ausfhuß für das Land: 
beer und die Feftungen, in weldem alle 4 Staaten mit 
eigener Kontingentsverwaltung vertreten find’. Diefem Ausihuß 
liegt verfaffungsmäßig *) die Vermittelung der dienftlichen Bezieh: 
ungen zwijchen der Preußiſchen Kontingentsverwaltung und den 
übrigen Kontingentöverwaltungen 065). 

3. Diejenigen Gefchäfte, melde, ihrer Natur nad einheitlich 
für die ganze deutſche Armee oder wenigftens für die ganze Armee 
mit Ausnahme des Bayeriſchen Kontingents erledigt werden müflen, 
werden von den betreffenden Gentralftellen der Preußiſchen Kontin- 
gentäverwaltung, insbeſondere vom Preuß. Kriegsminifterium und 
dem Generalftab der Armee, wahrgenommen. Eine Theilnahme 
an den gemeinichaftlihen Heereseinrichtungen, namentlic an den 
höheren Militair-Bildungsanftalten, Eraminationstommiffionen, den 
militairwiſſenſchaftlichen und technischen Inſtituten u. |. w. bat 


— 





1) Die Wortfaffung ift wie an zahlreihen Stellen ver R.B. jo auch hier 
mißglüdt; wörtlich jagt der Art. 4: Der Beauflichtigung Seitens de3 Reichs 
.... unterliegen . . . 14) das Militairwejen des Reichs und die Kriegsmarine. 
Dad wäre aljo eine Selbftbeauffihtigung! Es wäre genügend, wenn Ziff. 14 
lautete: das Militairwefen. 

2) Reichsgeſ. v. 17. März 1878 8. 2 (R.G. Bl. ©. 7) Ein Kriegsmini- 
ſterium des Reiches egiftirt nicht. Vgl. Joel in Hirth’3 Annalen 1878 ©. 786. 

3) RB. Art. 8. Bol. Bd. IS. 31, insbeſ. ©. 287. 

4) RB. Art. 63 Ab}. 5. 

9) Bei den einzelnen Lehren find Die dem Bundesrathe reip. dem in Rede 
ſtehenden Bundesraths⸗Ausſchuſſe obliegenden Thätigfeiten bdargeftellt worden. 
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Preußen duch Militair- Konvent. nicht nur den in die Preußifche 
Verwaltung aufgenommenen Stontingenten, fondern auch Sachſen 
und Württemberg zugefihert '). 

4. Die Verwaltungen der Einzelftaaten, mit Ausnahme Bayerns, 
unterliegen der Rechnungsfontrole Seitens des Rechnungshofes des 
Deutihen Reiches. Siehe oben ©. 58. 

II. Innerhalb jeder der 4 Kontingentsverwaltungen ift die 
Gentralbehörde „das Kriegsminifterium.” 

A. Das Preußiſche Kriegsminifterium ?) beſteht zur Zeit 
aus fieben Abtheilungen oder Departements ®). 

1. Die Central: Abtheilung; diejelbe ift das eigentliche 
Bureau des Kriegsminifters; fie hat deshalb die Bearbeitung der: 
jenigen Angelegenheiten, welche der perjönlichen Enticheidung des 
Kriegsminiſters unterliegen ; ferner die Perſonalien der Mitglieder 
und Beamten des Kriegäminifteriumg, jowie der Intendanturen. 

2. Das Allgemeine Kriegs: Departement. Dem: 
jelben liegen nad dem Publif. v. 18. Febr. 1809 „alle auf die 
Verfaſſung der Armee und. das Kommando Bezug habenden Ge: 
ſchäfte“ ob. Es zerfällt in 5 (Unter:) Abtheilungen. 

a) Die Armee: -Abtheilung A*) umfaßt die Organifationd- For: 
mationg - Mobilmahhungs = Landmehr- Angelegenheiten; die Rekruti- 
rung, Mebungen, Dislofationen und die militairspolitiihen Ange: 
legenbeiten. 


1) Sächſ. Milit.Komv. Art. 3. Württemb. Urt. 12. Für Bayern 
vgl. Schlußprotof. vom 23. Novemb. 1870 8. 4 Abſ. 2. 

2) Die Berfaffung des Preuß. Kriegsminifteriums beruht auf bem Publik. 
v. 18. Febr. 1809. In demijelben wird der Gejchäftöfreiß der Behörde dahin 
beitimmt, daß zu demjelben Alles gehört, was auf das Militair, deifen Ver⸗ 
faffung, Einrichtung, Erhaltung und den von ihm zu machenden Gebraud), 
Bezug hat. Die Kab.Ordre v. 1. Juni 1867 und v. 16. Sept. 1871 beftimmt 
diejenigen Gegenftände, zu deren jelbftftändiger Erledigung der Krieg. 
minifter befugt tft. 

3) Die folgende Darftellung beruht auf dem bei v. Helldorff Dienft- 
vorfchriften der Kogl. Preuß. Armee Bd. II Abth. 4 zufammengeitellten Mate- 
trial. — Bol. auh Frölich Die Verwaltung des Deutichen Heeres. 4. Aufl. 
1875. 1 ©. 21 fg. und das Militair-Wochenblatt pro 1873 Nro. 79. 

4) Die Abtheilungen A und B bildeten früher zulammen die I. Armee⸗ 
Abtheilung und wurden ala „volljtändig jelbitjtändige” Abtheil. durch 8. v. 
29. Nov. 1866 conftituirt. Die Gefchäftsvertheilung beruht auf dem Refer. v. 
18. Dezemb. 1871. (A. V. Bl. ©. 342.) 
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b) Die Armee-Abtheilung B bearbeitet das Militair-Erzieb: 
ungs- und Bildungswefen, die Angelegenheiten des Generalftabes, 
bie milden Stiftungen, Begräbniß: und Sriegervereine, Militair: 
Kirhenwefen, Militair-Juſtiz-Angelegenheiten, Steuerfadhen, Marſch⸗ 
und Etappenfaden, ftatiftiiche und literariſche Angelegenbeiten, 
Militairmuſik u. a. 

c) Die Abtheilung für die Artilerie-Angelegenheiten forgt für 
die Ausrüftung der Armee und befeftigten Plätze mit Waffen, 
Irtillerie-Material und Munition, für die Aufbewahrung, Fabri⸗ 
fation, Reparatur diefes Materials, fie leitet die Verſuche über 
Baffenwirkung, fie infpizirt die Gemehrfabrifen ſowie die Fuß— 
Artillerie-Brigaden in Bezug auf die Verwaltung ber ihnen unter: 
gebenen Artillerie-Depot3, 

d) Die technifhe Abtheilung für Artillerie-Angelegenheiten 1), 
Bon ihr reflortiren die Artillerie-Werkftätten, die Geſchütz-Gießerei 
und das Feuerwerfa:Laboratorium zu Spandau, die Bulverfabrifen, 
die Geſchoßfabrik bei Siegburg. 

e) Die Abtheilung für die Singenieur-Angelegenheiten bear: 
beitet alle, die feften Plätze des Landes in fortififatorifcher Be: 
ziehung betreffenden Angelegenheiten, die Feſtungs⸗ Bauſachen, die 
Verwaltung der Feſtungs-Grundſtücke, die Angelegenheiten des 
Pionier-Korps und des Pontontrains, die Anlage von Chauſſeen 
und Eiſenbahnen, welche das Militair-Reſſort berühren. 

3. Die Abtheilung für die perſönlichen Ange— 
legenheiten. Ihr liegt ob die Bearbeitung der Offizier: 
Verfonalien und aller den Dffizier-Erfat betreffenden Angelegen- 
beiten. Bon ihr reilortirt „die Geheime Kriegsfanzlei” *). 

4. Das Militair:Defonomie:- Departement. Dad 
Publik. vom 18. Febr. 1809 beftimmt: „Diefem Departement find 
alle, die Militair-Defonomie angehenden Sachen als adminiftriren: 
der und ausübender Behörde unterworfen. Sie bat gleichfalls 


1) Sie ift auf Grund der Kab. Ordre vom 5. Nov. 1867 (A. V.Bl. ©. 141) 
eingerichtet worden. Ihr Wirkungskreis ift normirt durch Verordnung vom 
26. Nov. 1874. (Frölich a. a. D. I Ergänzungsheft ©. 2.) 

2) Dagegen gehören die Kommando-Ungelegenheiten, die gerichtlichen An- 
gelegenheiten und die Gnadenſachen zum Reſſort des „Militair-Kabinets”, 
defien Stellung zum Kriegsminiſterium juriftich fehr unbeftimmt und ſchwan⸗ 
lend ift. 








108 8. 86. Die Militair-Yerwaltung. 


ihren eigenen Chef und zerfällt in vier Divifionen.” Die Geſchäfts— 
vertheilung unter die legteren ift neugeordnet worden durch die 
Verordn. vom 27. Dft. 1868 und 11. Nov. 1872; fie ergiebt ſich 
im Allgemeinen aus der Bezeichnung der vier Abtheilungen, nämlich 

a) Abtheilung für das Etats: und Kaſſen-Weſen. 

b) Abth. f. die Natural-Verpflegungs:Angelegenheiten. | 

c) Abth. f. die Bekleidungs-, Geldverpflegungs⸗, Reife: und 

Borjpann- Angelegenheiten. | 

d) Abth. f. das Servis⸗Weſen !). 

5. Das Departement für das Invaliden-Weſen. 
Dafjelbe zerfällt in zwei Abtheilungen, deren Geſchäftskreiſe durch 
Derf. vom 18. Dezemb. 1871, 30. Juni 1873 (A. V. Bl. ©. 202) 
und vom 11. Dezemb. 1873 (A. V. Bl. ©. 273) abgegränzt wor: 
den find. 

6. Die Abtheilung für das Remonteweſen. Ihr liegt 
die Bearbeitung der auf die Remontirung der Armee Bezug haben: 
den Angelegenheiten, jowie die Aufficht über die Verwaltung der 
Nemonte-Depot3 ob; ihr find die Remonte-Ankaufs-Kommiſſionen 
unterftellt. 

7. Die Milifair-Medizinal-Abtheilung?) Ihr 
find übertragen: die Wahrnehmung der Militair-HYygiene, die Sani- 
tätspolizei und die Sanitätsftatiftit Der Armee, die technifche Super: 
arbitrirung der Erſatz-Aushebungs- und Invaliden-Sachen, das 
gefammte Friedens: Feld- und Belagerungs-Lazareth-Weſen, die 
Angelegenheiten des Sanitätskorps, der militairärztlichen Bildungs: 
anftalten u. |. w, jedoch mit der Maßgabe, daß alle von dieſer 
Abtheilung ausgehenden Anordnungen, welche die Verhältniſſe der 
Truppen reſp. deren Defonomie berühren, der Mitwirkung de3 
Allgem. Kriegd: Departements reſp. Militair-Defonomie-Departe: 
ment3 unterliegen’). 


1) Diefer Abth. find auch zugewiefen die Garnifonverwaltungen in fäd- 
licher und perfoneller Beziehung, die Unterhaltung der Uebungsplätze, Garnijon- 
Kirchen und Begräbnißpläße, ſowie die Flur⸗Entſchädigungen. 

2) Ihre Einrichtung ift erfolgt auf Grund der Kab.Drdres vom 2. Juli 
und 24. Sept. 1868. Vgl. Belanntın. vom 28. Sept. 1868 im A. V.Bl. ©. 197 
"und Kab.Ordre vom 8. Juli 1869 4.8.81. ©. 150. 

3) Die rein militairifchen Angelegenheiten des Sanitätskorps und die 
Train-Angelegenheiten der Feld-Lazarethe gehören zum Reſſort des Allgem. 
Kriegd-Departement3 unter entiprechender Mitwirkung der Mediz.-Mbth. 
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8. Dem Kriegsminifter find ferner unteritellt: 

a) Die Militair-Obereraminationd:-8ommif- 
ſion); ihr Liegt die Abhaltung fämmtlicher Prüfungen zum Por: * 
tepeefähnrich und Offizier ob; ferner hält fie die Eintritts-Prüfun— 
gen der Schüler der Prima des Kadettenhaufes zu Berlin ab. 

b) Das Direktorium des Potsdam'ſchen großen Militair: 
Waiſenhauſes. 

ec) Die General-Militair-Kaſſe); fie reſſortirt von 
dem Delonomie-Departement; fie verwaltet die rejerpirten Fonds 
und empfängt die Quartal» und Final-Ertralte der Korps-Zah⸗ 
lungsſtellen, nach welchen die General-Buchhalterei die Haupt: 
lcberfichten fertigt. Sie verwaltet zugleih die Militair-Wittwen: 
Kalle und die Militair-Penſionskaſſe. 

B. Das Sächſiſche Kriegsminifterium beftehbt aus 
fünf „Abtbeilungen“, welche in Wirklichkeit aber nur Dezernate 
iind, nämlich für Juſtiz-Angelegenheiten, für juriftiihe Verwaltungs: 
Angelegenheiten, für Commando-Angelegenheiten, für technifche An- 
gelegenheiten und die Antendantur. Außerdem find dem Kriegs: 
minifterium aggregirt der Gommandeur des SKadettenforps zu 
Dresden und der Remonte-nfpelteur: 

C. Das Württembergifhe Kriegsminifterium ift 
nah dem Sabre 1871 nach Preuß. Mufter reorganilirt worden; 
es beſteht aus 4 Abtheilungen, dem GCentralbüreau mit der Kanzlei, 
der Militair-Abtbeilung, der Defonomie-Abtheilung und der Juſtiz— 
Abtheilung (Ober⸗Kriegs-Gericht)“). Bon demfelben reffortiren die 
Oberbau-Deputation, das Kriegs: Zahlamt, das Militair-Revifions- 
Gericht und der Ober-Rekrutirungsrath ‘). 

D. Das Bayerifhe Kriegzminifterium ift buch Sal. 
Erlaß vom 2. März 1876 organiftrt worden). Es beitebt aus 
7 Abtheilungen unter je einem Chef, nämlich: 

1. Sentral-Abtheilung. (Betrieb des formellen Dienſtes, innere 


— — 


1) 8. v. 28. Nov. 1872 (ABB. ©. 851). 

2) Dieſelbe iſt zugleih Korps-Zahlungs-Stelle für dag Garde- und das 
3. Armeekorps jowie für die Marine... 

3) Bgl. die Erf. v. 28.u. 30. März 1874 im Württemb. Milit. V. Bl. ©. 51. 

4) Der Ob. Rekrut. Rath, refjortirt zugleih vom Minift. des Innern. 

5) Berorbn.Blatt des Bayr. Kriegs Minift. 1876 ©. 181 ff. 
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Verwaltung des Kriegsminifteriums, Perfonal-Angelegen: 
beiten der Sefretariats:Brandhe.) 

2. Abtheilung für perfönlihe Angelegenheiten. Dieſe Ab: 
theilung dient zugleich als jpezielles Büreau des Minifters 
und bearbeitet diejenigen Angelegenheiten, deren definitive 
Erledigung er ſich ſelbſt vorbehält. 

3. Abtheilung für allgemeine Armee: Angelegenheiten. (Organi: 
lation, Formation, Mobilmahung, allgemeine Dienitver: 
bältnifje, Dislofationen, Angelegenheiten des Generalftabs, 
Baulahen, Militair-Bildungs- und Erziehungsweſen, Er: 
lag: und Landwehr⸗Angelegenheiten, allgemeine Disciplin, 
Dienftauszeichnungen, Polizei, Statiftif u. ſ. w.) 

4. Militair-Defonomie-Abtheilung. Diefelbe zerfällt in vier 
Sektionen mit bejonderen Borftänden aber unter einem ge: 
meinfamen Abtbeilungschef, für Etats- und Kaſſenweſen 
(Geldverpflegung), für Naturalverpflegung, für Bekleidung, 
Ausrüftung und Bewaffnung, und für Servisweſen. 

5. Abtheilung für das Invaliden-Wefen. 

6. Militair-Medizinal-Abtheilung, deren Vorſtand den Titel 
„Generalftabsarzt der Armee” führt. 

7. Sultitiar. 

III. An der Spige eined jeden Armeekorps fleht das Gc: 
neral: Kommando, welhem nicht blos die Handhabung des 
militairiſchen Oberbefehls, jondern auch die Leitung der Armeever: 
waltung für das betreffende Korps (Armeekorps-Bezirk, Provinz) 
übertragen ift, und das in diefer Beziehung dem Kriegsmi— 
nifterium untergeordnet if. Die Generalfommando’3 find oberite 
Brovinzialbehörden, welche auf derfelben Linie mie die Oberprä— 
fidien ftehen. Nah der Inftruftion über die Geſchäfts— 
führung bei den Truppen v. 12. Juli 1828 !) find die Ge: 
Ihäfte bei den Generallommando’3 in vier Sectionen zu bearbeiten, 
1. Generalftab, 2. Adjudantur, 3. Auditoriat, 4. Intendantur und 
General:Arzt. Das in der angef. Zuftruftion enthaltene „Zableau“ 
enthält die Geſchäftsvertheilung. Durch Kab.Ordre v. 28. Ja: 
nuar 1869 2) find diejenigen Verwaltungs:Angelegenheiten fell: 


[25 
Nas 


1) v. Helldorff a. a. O. ©. 15. 
2) v. Hellborff a. a. ©. ©. 17. 
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geftellt worden, über melde die General:Kommando’3 endgültige 
Entiheidungen zu treffen haben; eine Erweiterung hat dieje Kom— 
petenz noch erhalten durch die Kab.Drdre v. 16. Sept. 1871 Siff. V '). 

IV. Die mit der wirthſchaftlichen Armee-Verwal— 
tung betrauten Behörden find die Militair-Intendanturen; 
fe find in Folge der Kab.Ördre v. 1. Nov. 1820 an Stelle der 
Ober⸗Kriegs-Kommiſſare getreten und haben die obere Verwaltung 
und Aufficht über alle Zweige der Militair-Defonomie des betref: 
fenden Armeekorps. Ihre Zufammenfegung und ihre Geſchäfts— 
führung wurden geregelt durch die Inſtruktion v. 16. Januar 1821, 
melhe die mefentlide Grundlage aller fpäteren Borjchriften ge— 
blieben ift ?). Bei der NReorganifation der Preußiihen Armee er: 
bielt auch die Antendantur eine andere Gliederung, indem außer 
den Korps-Intendanturen noch bejondere Divifions-Intendanturen 
eingerichtet wurden). Hierdurch wurde eine neue Regelung der 
Verfaſſung, Geſchäftsvertheilung und des Verfahrens diejer Be: 
börden erforderlihd. Die gegenwärtig geltenden Beftimmungen be- 
ruben auf dem „Geihäftsplan für die Korps-Intendanturen“, 
welcher duch Erl. des Kriegsminift. v. 28. Novemb. 1875 feitge- 
ſtellt worden ift. 

1. An der Spite der gefammten Intendantur des Armeekorps 
ttebt der Korpsintendant; ihm find die übrigen Sntendanturbeamten 
untergeordnet. Er ift das Organ des Kriegsminifteriums und bil- 
det eine Zwiſcheninſtanz, zwilchen demfelben und den unteren Mi: 
litair-Defonomie-Behörden. Die bei dem General:Kommando vor: 
fommenden zu dem Reflort der Sintendantur gehörigen Geichäfte 
werden von dem Intendanten erledigt, der erforderlichen Falles dem 
fommandirenden General perfönlih Bortrag zu halten hat. Neue 
Borihriften, nach denen ſich die Truppen richten follen, können von 
dem Intendanten Jelbitftändig nicht erlaffen werden, fondern müſſen 
von dem Tommandirenden General als Befehle ausgeben. Hin: 
ſichtlich der Rechnungslegung und Kontrole find die Sintendanturen 


1) v. Helldorff a. a. D. ©. 21. — Bgl. auch die zufanmenfafjende Dar- 
ftellung in v. Löbell's Kahresberihten f. Militairwefen I S. 78. 

2) Bgl. v. Löbell’3 Jahresberichte II (1875) ©. 477 ff. 

3) Zuerft verjuchsweife bei 4 Provinzial-Armeelorpg (I. III. IV. VIIL) 
duch die Kab.Ordre v. 27. Yuni 1861; dann bei den andern 4 PBropinzial- 
Armeelorp3 durch Kab.Ordre v. 20. Dez. 1862, endlich bei dem Gardekorps 
durch Kab.Ordre v. 16. Nov. 1864 (v. Helldorff ©. 42. 43). 
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dem Rechnungshof untergeordnet und müfjen an denſelben in gleicher 
Form, wie an die vorgejeßte Verwaltungsbehörde (Kriegsminifte: 
rium) berichten ?). 

2. Der Regel nah zerfällt der Geſchäftskreis der 
Korps-Intendanturen in 5 (bei dem Gardeforpg in 4) Ab- 
theilungen ?).. Er umfaßt alle diejenigen Zweige der Milttaire 
Oekonomie des Armee-Korps, reſp. des zugetheilten Bezirks, welche 
entweder territorialer Natur find und daher im Falle einer Mo: 
bilmadhung bei der Provinzial: Sfntendantur verbleiben, oder 
einer einheitlihen Zeitung bedürfen; insbejondere die allgemeinen 
Kafien: und Etat3-Angelegenheiten, die Beichaffung und Bermal- 
tung der Mund: und Fourage:Berpflegungd-Gegenftände für die 
Truppen des Korps und die Auflicht über die Magazine, die Be: 
Ihaffung der Tuche und fonftiger zur Bekleidung und Ausräftung 
gehörigen Gegenjtände ſowie die Auffiht über die Montirungs: 
und Traindepots, die Leitung und Auffiht der Garnifon: und La— 
zaretbverwaltung, die Mitwirfung bei der Materialien: und 
Kaflenverwaltung der militairischen Erziehungs: und Bildungsan- 
ftalten, der techniſchen Inſtitute des Artillerie- und Ingenieurweſens, 
der Remonte-Depot3-Verwaltung. Ihnen liegt meiterhin ob die 
Bearbeitung der Mobilmahungsangelegenbeiten der Adminiftra- 
tionen des Korps, der nvaliden-Angelegenbeiten, die Befriedigung 
der Kommunen für Naturalleijtungen. 

Die Korps-Intendanturen find legitimirt zur Führung von 
Prozeſſen für den Preuß. Militair-Fisfus °). 


3. Den Divifiond-Intendanturen liegen ob alle 


Geſchäfte, welche die Gehalts: und Löhnungsverhältniſſe, die Ge: 
währung von Servis- und MWohnungsgeld, die Reiſekoſten und 
Marichverpflegung betreffen, ferner die Kontrole des Buch, Kaffen: 
und Rechnungsweſens; die auf die Belleidung und Ausrüftung der 
Truppen der Divifion Bezug habenden Angelegenheiten und Theil: 
nahme an den Mufterungen; die Ueberwachung der Lolalverwal: 
tungen u. |. w. Zu den Divifions-Kommando’3 nehmen die ihnen 
zugetbeilten Intendanturen diefelbe Stellung ein, wie zu den Ge: 
neral:Kommando’3 die Korps-Intendanturen. 





1) Frölich I ©. 35. 
2) Reſer. v. 29. Nov, 1875. 
3) Erl. v. 6. Aug. 1838. Vgl. Hierzu Frölich a. a. DO. ©. 38. 39. 
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4. Am Königreid Sachſen tft die Sntendantur mit dem 
Kal. Kriegsminifterium verbunden und bildet eine Abtheilung def- 
jelben; Divifions-Intendanturen find in dem Kgl. Sächſ. Armee- 
forpa bisher nicht errichtet worden. In Württemberg find 
Korpsintendantur und Divifionsintendanturen nah Preußiſchem 
Mufter eingerichtet worden ); zur Vertretung des Württ. Mili- 
teir- Fiskus in privatrehtl. Streitigkeiten ift die Korps Intendantur 
legitimirt ). Auch in Bayern ift die Intendantur in gleicher 
Reife organilirt °). 

5. Die unmittelbare Befriedigung der gewöhnlichen Laufenden 
Armeebedürfnifle ift den einzelnen Truppenförpern überlaffen. Die 
Kommandobehörden bi herab zum Kompagnie:, Eskadrons- oder 
Batteriechef haben unter eigener Verantwortlichkeit die Defonomie 
der betreffenden Truppen-Abtheilung zu verwalten. Regelmäßig 
hat jede Regiment oder jedes jelbititändige (micht Tregimentirte) 
Bataillon Selbfibewirtbihaftung und es geben alle 
Defonomie-, Montirungd: und Armatur-Angelegenbeiten unmittel: 
bar an die Regiment3:Rommandeure. Sowohl die höheren Mili- 
tatrbefehlshaber als die Autendanturen find im Weſentlichen auf 
die Leitung und Kontrole diefer Selbftbewirtbichaftung beſchränkt. 
Die legtere umfaßt die Kaffengefchäfte *) und die Geldverpflegung, 
die Naturalverpflegung und Menage, die Bekleidung und die Mon- 
tirung °), die Unterftügungsfonds und die bei den einzelnen Truppen: 


1) Erl. v. 23. Febr. 1874 im Württemb. Mil.V. Bl. 1874 ©. 27. 

2) Erl. v. 31. Dez. 1875. Württ. Mil.V. Bl. 1876 ©. 3. 

3) Vgl. die Verordnungen im Bayer. Mil.V. Bl. 1869 ©. 336; 1878 
5.6, 7, 202, 40. 

4) gl. das Reglement über das Kaffenmwefen bei den Truppen v. 28. Januar 
1841. Mit den Nachträgen zc. adgedrudt bei v. Helldorff Theil III Abth. 1. 

5) Bei jedem Truppentheil, der einen bejonderen Belleidungs-Etat hat, 
beiteht zur Berwaltung deflelben eine Bekleidungs-Kommiſſion, welde 
aus einem Präſes (StabSoffizier), einem oder mehreren Offizieren und einem 
Bahlmeifter gebildet wird. Sie ift ein Organ des Kommandeurs. Alle An- 
ihaffungen, Abnahmen u. dgl. werden gemeinjchaftlich berathen und durch Ma⸗ 
joritäts-Beichlüffe entſchieden. Tuch und andere Materialien ſowie Monti« 
rungsjtüde erhalten die Zruppentheile entweder in natura aus den Montis 
tungsdepot3 oder fie fchaffen diefelben im Wege des dffentlihen Submiſſions⸗ 


verfahren? an. Die Anfertigung ber Bekleidungsgegenftände und joweit möglich. 


auch der Ausrüftungsftüde erfolgt zunächſt durch die bei den Truppen befind- 
lien Delonomiehandwerler. Die Einzelheiten find geregelt durch das „Regle⸗ 
Laband, Reichsſtaatsrecht. W. 8 
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theilen für befondere Zmede (3. B. Muſik, Unterricht, Bibliothek, 
Medizingelder u. dgl.) gebildeten Spezialfondg. Genaue Bor: 
fohriften über die Verwaltung diefer Fonds find enthalten in dem 
Geldverpflegungs-Reglement für das Preuß, Heer im Frieden v. 
24. Mai 1877 °). 

Für die örtliche Verwaltung der Garnifon-Einrihtungen, 
zu denen namentlich gehören die Kajernen, Militair-Stallungen und 
Schmieden, Wach: und Arreftlofale, Landwehr: Zeughäufer, Dienft: 
mwohnungsgebäude, Neitbahnen, Erercierpläße und Erercierhäufer, 
Garnifonfirhen und Begräbnißpläge, und fonftige, nicht einem be: 
ftimmten anderen Dienftzweige zugewiejenen Militairgebäude und 
Räume, befteben Garniſon-Verwaltungen. Auch fünnen 
die Funktionen der lebteren den Magiftraten und Kommunalbe: 
amten übertragen mwerden. Die Garnijonverwaltungen find den 
Korps: Intendanturen direft untergeordnet und haben in Friedens: 
zeiten eine von den Feltungstommandanten, Garnifon-Chefs und 
ſonſtigen militairiihen Oberbefehlshabern unabhängige Stellung, 
find jedoch verpflichtet den Requifitionen der legteren ſoweit Folge 
zu geben, als es mit den Geſetzen, Verordnungen, Neglement3 und 
Inſtruktionen zuläſſig iſt?). 

6. Die Feldadminiſtration. Sowie die Kommandobe— 
hörden im Falle einer Mobilmachung der Armee für die immobilen 
Theile in Wirkſamkeit bleiben und im territorialen Bereich des 
Armeekorps-, Diviſions-, Brigadebezirks weiter fungiren, fo tritt auch 
für die Verwaltung der Armee bei einer Mobilmachung eine Ver— 
doppelung der Formation ein; neben die Intendantur des Friedens: 
zuftandes tritt eine ihr analog gegliederte Feldintendantur. Für 
die ganze mobile Armee oder für eine aus mehreren Armeekorps 
beitehende Armee wird ein General: oder Armee-Inten— 


ment über die Belleidung und Ausrüſtung der Truppen im Frieden“ v. 80. 
April 1868. Insbeſondere der vierte Abjchnitt deffelben (88. 198 fg.) regelt die 
„innere Belleidungs-Wirthichaft der Truppen”. Abgedrudt mit Erläuterungen 
u. Nachträgen bei von Helldorff. Theil III Abth. 4. I ©. 182 ff. 

1) Eingeführt in Württemberg durch Erl. v. 14. Zuli 1877 Witt. Mil. 
3.8. ©. 99. Vgl. Bayeriſches Geldverpfl.Regl. v. 27. Januar 1878 
Mil.V. Bl. ©. 109. 

2) Die näheren Vorjhriften find enthalten in der „Geſchäſtsorduung für die 
Verwaltung der Garnifon-Anftalten v. 20. April 1843” bei v. Helldorff Th. IV 
Abth. 2 ©. 157 ff. 





8. 86. Die Militair-Berwaltung. 115 


dant eingefeßt, welcher als Stellvertreter des Kriegsminifteriums 
(Vefonomie-Departements) die oberfte Leitung und Beauffidti- 
gung der gefammten Militair-Defonomie der mobilen Armee 
bat. Er fteht zu dem Oberbefehlshaber der Armee rejp. dem 
Generalfiabs-Chef in demſelben Verhältniß, mie der Intendant 
zum fommandirenden General. Für jedes mobile Armeekorps 
wird ein Feld-Intendant ernannt, der unter den Be: 
fehlen des kommandirenden Generals fteht und zu feiner beftän- 
digen Umgebung gehört. Ihm find unterftellt die Feld-Intendan⸗ 
turen der Divifionen, zu welchen noch eine Feld-Antendantur für 
die Referve-(Korps-)Artillerie binzutritt, ferner die Feld-Proviant- 
Aemter .nebft dem SFeldbäderei:Amt umd die Kriegskaſſe. Den 
thatſächlichen Verhältnifien entiprechend ift der Wirkungskreis dieſer 
Beamten ein freierer und demgemäß ihre perjönliche Verantiwort- 
lihleit eine größere wie im Friedenszuftande. Ihre dienftlichen 
Obliegenheiten und ihre Geſchäftsführung find geregelt durch dig, 
Dienftinftruftion vom 1. Juni 1859). Bei der Demobilmahung 
gehen alle Geſchäfte der aufgelöften Feld: und ftellvertretenden 
Intendanturen auf die Friedend-ntendanturen über. 

Das Syſtem der Selbitbewirtbihaftung der Truppen ift, fo: 
weit die thatſächlichen Verhältniffe die Durchführnng deffelben ge: 
ftatten, au für die Feldtruppen beibehalten. 

V. Das Militair-Sanitätswejen?),. Die Drgani- 
ſation defjelben fchließt fih im Allgemeinen an die Formation des 
Heeres und der ökonomiſchen Armee-Berwaltung an und ift mit 
beiden vielfach verknüpft. | 

1. Da3 Sanitätskorps. Die jebige Einrichtung deſſelben 
berubt auf der Berordnung vom 6. Februgr 1873. A. V. Bl. 
S. 103 fi. Die Centralitelle bildet die Medizinal-Abtheilung des 
Kriegsminifteriums, deren Borftand den Titel: General:Stab3- 
Arzt der Armee führt. Für jedes Armeekorps wird ein Gene: 


1) Diefelbe ift auszugsmeije mitgetheilt bei Frölich I ©. 158 ff. Bgl. 
Bayerifche Dienftinftrultion f. d. Yeldintendantur v. 3. Febr. 1873 Mil. V. Bl. 
S. 37. 


2) Bgl. Bericht über die Entwidelung und die Yortjchritte des Preuß. 
Militair⸗Sanitätsweſens in H. v. Löbell's Jahresberichten f. Militairweſen I 
©. 123 ff. und beſonders Prager Preuß. Mil.⸗Medizinal⸗Weſen. 2 Bde. 
Zweite Auflage. Berlin 1875. 


8* 
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ral-Axzt beitellt, welchem die Militairärzte des ganzen Armee: 
forps- Bezirkes, ohne Rüdfiht auf die Art ihrer dienftlichen Ver⸗ 
wendung unterftellt find, und der in derjelben Art wie der Korps: 
intendant dem Generallommando angehört und den Befehlen des 
fommandirenden General3 Folge leiften muß. Ihm liegt außer 
der Leitung und Kontrole des Sanitäts- und Lazarethweſens im 
Armeekorps-Bezirk insbeſondere auch die techniſche NRevifion der 
Arznei-Rechnungen ob, zu welchem Zwecke ihm ein Stabs⸗Apo⸗ 
theker beigegeben iſt ). Bei den Diviſions-Kommando's fungirt 
ein Diviſions-Arzt, der aus der Zahl der älteſten Regiments⸗ 
ärzte genommen mird; er bildet die Zwiſchen-Inſtanz zwiſchen dem 
Generalarzt und den bei den Truppen und in den LZazarethen fun: 
girenden Aerzten, er iſt der ärztlich-techniſcheKReferent des Divifions- 
Kommandeurs und bat außer der Leitung des Sanität3dienftes Die 
Sammlung, Rontrole und Zujammenftellung der militairärztlichen 
Eingaben, Berichte, Rapporte u. |. w. Auch ift er VBorfitender der 
wiſſenſchaftlichen Prüfungs: Kommiffion für die Ajpiranten der mili- 
tairärztlichen Bildungs Anftalten ?). Die eigentliche Krantenpflege 
bei den Regimentern und Bataillonen und bei den Militairinftituten 
leiten die Oberftab3ärzte und Stab3ärzte, denen Aſſi— 
ftenzärgte beigegeben find. Die oberen Truppenärzte find in der 
Regel verbunden, fich unentgeltlich der ärztlichen Behandlung aller 
bei ihrer Truppen: Abtbeilung befindlichen Offiziere und Militairbe: 
amten zu unterziehen ®) und alle im dienftlichen Intereſſe erforder- 
lihen ärztlihen Unterfuhungen und Feititellungen des Gejundheits- 
zuftandes der Offiziere und Mannjchaften (Körperlegungen, innere 
Dienftbefhädigungen u. dgl.) vorzunehmen. In größeren Garnijong- 
orten werden überdies Garnifonärzte angeftellt, denen die 
Behandlung aller in den Garnifonen vorhandenen nicht regimentirten 
Offiziere und Militair-Beamten, des Feftungsperfonal® und der 
Arbeitsfoldaten, fowie der Fuß-Artillerie-Regimenter und Train: 
Bataillone obliegt *). 


1) Für denfelben eriftirt eine befondere Geſchäfts-Inſtrukt. vom 6. Juli 
1868 A.V. Bl. ©. 148. 

2) Ausführ.-Beitimmungen (zur 8. v. 6. Febr. 1873) vom 9. April 1873 
ad 8. 2. 

3) 2. v. 6. Gebr. 873 8. 41. 

4) Bragera.a. ©. II ©. 184 fg. 
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Zum Zwecke der Hilfzleiftung,, insbeſondere zur Ausführung 
der von den Aerzten angeordneten niederen hirurgiichen Verrich- 
tungen werden Zazaretb-Gehilfen ausgebildet, melde aus 
den Berpflegungs-Etatö der Truppentheile ihre Bezüge erhalten ?). 

Im Falle der Mobilmahung werden für jedes Armeekorps 
drei Sanitäts-Detachements formirt, die zu dem Train: 
bataillon gehören. Je eins derjelben ift den beiden Infanterie— 
"Divifionen, das dritte der Korps-Artillerie zuzutbeilen. Jedes 
Detachement ift jo eingerichtet, daß e3 in zwei felbitftändigen Sef: 
tionen verwendbar ift. Die den Divifionen zugetheilten Detache- 
ment? folgen den Truppen unmittelbar in's Gefecht und ftehen 
jur Berfügung des Divifipnsfommandeurs ?). 

2. Das Lazarethweſen. 

a) Die Friedenslazarethe?) Garnifonlazarethe find 
einzurichten in allen Garnifonorten (und in Orten mit bleibendem 
Kommando), in denen die Zruppentbeile die Stärke einer Kom: 
pagnie oder Eskadron und darüber haben, und in Feſtungen. Auch 
fönnen für einzelne Truppentbeile der Garnifon jogen. Spezial: 
Sazaretbe und in Fällen eines vorübergehend gefteigerten Bebürf- 
niſſes Hülfslazarethe reſp. Kantonnements-Lazarethe eingerichtet 
werden. Die einzelnen Friedenslazarethe ſtehen zwar unter einer 
einheitlichen Verwaltung, die aber einerſeits den Intendanturen 
und dem Militair-Oekonomie-Departement und andererſeits den 
Generalärzten und der Militair-Medizinal-Abtheilung (General: 
Stabsarzt) untergeordnet ift. Von den Antendauturen reflortirt 
die adminiftrative und ökonomiſche Partie, die Anftellung des Ber: 
waltungs-Berfonals, die Anfhaffung und Erhaltung der Gebäude 


1) In der Regel ein Mann per Kompagnie oder Eskadron. Sie zerfallen 
in 3 Klaſſen, a) Unter⸗Lazareth⸗Gehilfen, welche zu den Gefreiten, b) Lazareth- 
Gehilfen, welche zu den Unteroffizieren, und c) Ober-Lazareth-Gchilfen, melche 
zu den Gergeanten gerechnet werden. Die näheren Beitimmungen enthält die 
Kab.D. vom 11. Januar 1866 (bei Frölid a. a. O.). 

2) Rriegd3-Sanität3-Ordn. v. 10. Januar 1878 8. 7. 34. 

3) Reglement f. die Friedend-LTazarethe der Preuß. Armee vom 5. Juli 
1852 und Kab.Ordre vom 24. Dt. 1872 betreffend die Einführung von Chef- 
Aerzten ze. (bei v. Helldorff Dienftvorichriften. IV. TH. 3. Abth. Berlin 
1877). In Württemberg eingeführt durch Erlaß vom 28. Nov. 1872. (Württemb. 
M.V.Bl. ©. 393.) In Bayern Regl. für die driedend-Lazarethe v. 27. Nov. 
1877. (Bayr. M. VB.Bl. 1878 ©. 134.) 
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und Grundftüde, des Lazaretbgeräthes, der Berpflegungs: Haushalt 
und das ganze Kaflen- und Rechnungsweſen). Zum fpeziellen 
Reffort der Generalärzte gehört die Aufficht über die Ausführung 
des gelammten Krankendienftes, über das ärztliche Perjonal, über 
die Difpenfir-Anftalten und über die Anihaffung von Medika— 
menten ®). Beide Behörden müflen binfihtlih der Lazarethverwal⸗ 
tung in fteter Verbindung bleiben und im gegenseitigen Einverftänd- 
niß ihre Anordnungen treffen ?). 

Die Friedenslazarethe ftehen unter einem Chefarzt, der 
zugleich eine etatsmäßige Stelle als Truppen: oder Garnifonarzt 
einnimmt *). Derfelbe führt den Befehl über dag Lazarethb und 


er iſt der Vorgejegte des gefammten für den Dienft des Lazareths 


bejtimmten militairifchen, ärztlichen und adminiftrativen Perſonals, 
welches demgemäß feinen Anordnungen unbedingt Folge Leiften 
muß’). Nah Anordnung de3 Korp3-Generalarztes werden von 
dem Chefarzt Stationen eingerichtet und den „ordinirenden Aerzten“ 
übergeben. Die letteren, welche vom Generalarzt beftimmt wer: 
den, find in Betreff der Krankenbehandlung durchaus felbftitändig ; 
ihren Aufforderungen zu Konjultationen bei Lazarethkranken ift der 
Chefarzt aber verpflichtet, fofort Folge zu Tleiften‘)., Für bie 
Kaſſen- und Defonomie-Berwaltung wird ein Ober-Lazareth: 
Inſpektor, welchem nad Bedürfniß ein oder mehrere Lazareth— 
Inſpektoren beigegeben find, ernannt ?). 

b) Die Feldlazarethe). E3 werden für jedes mobile 
Armeelorpg 12 Lazarethe für je 200 Kranke eingerichtet; fie find 
zur Aufnahme der von den Verbandplägen oder direft von den 
Truppen fommenden Verwundeten und Kranken beftimmt. Jedes 
Zazareth kann in zwei Sektionen getheilt werden, die ganz felbit: 


1) Regl. 8. 36. 

2) ebendaf. $. 38. 

3) ebendaf. $. 41 ff. 

4) Jedoch kann er bei der Uebernahme eines größeren Lazareths von 
anbermweitigen bienftlihen Funktionen ganz odet theilmeife entbunden werden. 
V. vom 24. Okt. 1872 8. 2. 

5) 8. vom 24. Oft. 1872 8. 11. 20. 

6) a. a. ©. 8. 13—16. 

7) Das Friedenslazareth-Reglement. enthält befonders über die Amis- 


pflichten und die Gejchäftsführung dieſer Beamten jehr eingehende Anordnungen. 


8) Kriegd-Sanität3-Ordnung vom 10. Januar 1878 8. 55 fg. 
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ftändig etablirt und erweitert werden können. Die Zutheilung der 
Lazarethe an die Divifionen verfügt der Fommandirende General 
und er jorgt durch PVermittelung der General-Etappen-Inſpektion 
für den erforderlihen Nachſchub von Rejerve-Feldlazaretben. Die 
Leitung eines jeden Feldlazarethes wird einem Chefarzte übertragen. 

Bon den Feldlazaretben zu unterfcheiden find die „Steben: 
den Kriegslazarethe.” Es find Died Diejenigen im Kriege 
errichteten Lazarethe, welche wegen des Vorrückens des Armeekorps 
mit dem Kommando deſſelben feinen unmittelbaren Verkehr unter: 
halten können; diejelben find zunächſt der General-Etappen-In— 
ſpektion unterjtellt, welcher e3 obliegt, das Perſonal abzulöfen und 
da3 Material zu erfegen und das hierdurch wieder verwendbar 
gemachte „Feldlazareth“ dem Armeekorps nachzuſenden. Die ftehen- 
den Kriegslazarethe werden fodann, wenn fie im Inlande fich be- 
finden, den Provinzial-Militairbehörden, wenn fie im Auslande 
errichtet find, den General-Gouvernements von der General-Etappen- 
Ssnipeftion übermiefen '). 

VL Die Militair-Gerihtsverwaltung?). 

Die Militair-Strafgerihte find Feine ftändigen Gerichte, fon- 
dern für jeden einzelnen Fall werden fomohl die Unterfuchungs: 
gerichte wie die Spruchgerichte beſonders gebildet; die höheren 
Truppen-Befehlshaber find mit der Handhabung der Gerichtäge- 
walt betraut und heißen in diefer Eigenfchaft „Gerichtsherren.“ 
Eine ſolche Gerichtäbarfeit haben außer dem SKontingentsherrn 
jelbft die fommandirenden Generale, die Divifiongfommandeure, 
die Negimentsfommandeure und diejenigen Truppenbefehlshaber, 
denen die Gerichtsgewalt derjelben jpeziell beigelegt morden ilt, 
und die Gouverneure oder Kommandanten von Feſtungen. Dem: 
gemäß zerfallen die Militair-Gerichte in Korps-Gerichte, Diviliong- 
Gerihte, Regiment3-Gerichte und Garnifon-Gerichte. Den Regi— 
mentsfommandeuren fteht jedoch nur die niedere Gerichtsbarkeit 
zu. Den Gerichtsherren mit höherer Gerichtsbarkeit ift bei Aus: 
übung der gericht3berrlichen Befugnifle ein Auditeur als richter: 
liher Beamter ‘zugeordnet; demgemäß fungiren Korps-Auditeure, 
Diviſions-Auditeure und Garnifon-Auditenre als vichterlihe Mili— 
tait:Suftizbeamte. Zu der Stelle eines ſolchen kann nur berufen 

1) Kriegs-Sanität3-Ordnung $. 59. 

2) Ueber den Militair-Gerichtöftand vgl. unten 8. 90 I. 
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werden, wer die Befähigung zur Bekleidung eines Richteramtes in 
einem Bundesftaate erworben hat !). In Betreff feiner- Pflichten 
als Gerichtsperion finden die allgemeinen für Richter geltenden 
Borihriften Anwendung. Im Weſentlichen bejchränfen fich die 
Funktionen des Auditeurs auf die Führung der ihm aufgetragenen 
Unterfudungen und einen Vortrag darüber an den Gerichtsherrn, 
jowie auf eine Theilnahme an den Verhandlungen des Sprud- 
gericht3, deſſen Erfenntniß er auszufertigen bat. 

Ueberdies befteht als oberfter Militair-Gerichtshof dag Gene: 
rval:Auditoriat. Nah 88. 86. 87 der Preuß. Milit.-Straf- 
geriht3-Ordnung ift e3 die Rekurs-Inſtanz, ſowie die begutachtende 
Behörde in den, in diefem Geſetzbuch näher bezeichneten Fällen. 
Daſſelbe bildet die zweite Inſtanz in Straffachen der Militairbe: 
amten und ift die vorgeſetzte Dienftbehörde der Auditeure und 
Aktuarien. Es hat die Gejhäftsführung der Militairgerichte nad 
den darüber. bejtehenden bejonderen Vorſchriften zu beauffichtigen, 
Beſchwerden in militairgerihtlihen Angelegenheiten abzubelfen und 
e3 ift ihm überdies die Befugniß beigelegt, „die Zweifel über die 
Kompetenz der Militairgerichte oder über die Anwendung und Aus: 
legung der Militairgefege zu erledigen, nöfhigenfall3 zur Entjchei- 
dung de3 Königs zu bringen.” Gegen die rechtlichen Bejcheide 
des General:Auditoriat3 findet der Rekurs an den König ftatt. 

Im Königreid Sachen werden die nach der Milit.-Strafger.: 
Ordn. dem Oeneral:Auditoriat obliegenden Gefchäfte von dem 
Ober: Kriegsgeriht wahrgenommen ?). 

In Württemberg richtet fih die Verwaltung der Militair: 
gerichtsbarfeit nach der Mil.-Strafger.:Ordn. vom 20. Juli 1818°); 

1) Milit.Gef. 8. 7 Abſ. 1. 

2) Für das Medlenburgiiche Kontingent war das Fortbeſtehen eines 
Großherz. General-Auditoriats zeitweilig zugeftanden worden durch die Milit.- 
Konv. Art. 13. Schlußprotof. Ziff. 8. 

3) Bon der Einführung der Preußiſchen Milit.-Strafger.-Ordn. v. 3. April 
1845, welche auf gänzlich veralteten, mit den Anforderungen einer unparthei’ 
ichen, gerechten und fachverftändigen Rechtſprechung durchaus unvereinbaren 
Prinzipien beruft, ift Württemberg in Folge der Milit.Konv. Art. 10 ver- 
Schont geblieben. In Württemberg führt die Juftiz-Abtheilung des Kriegs⸗ 
minifterium3 die Bezeichnung Oberkriegägericht, während die Friegsvechtlichen 
Urtheile an das Militairrevifionsgericht einzufenden find. Erl. vom 30. März 
1874. Württemb. Mil. V. Bl. ©. 51. 
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in Bayern nad der Mil.-Strafger.:D. vom 6. Novemb 1872). 
Eine Regelung der Gerichtsbarkeit über Militairperjonen durch 
Reihsgejeh it in dem Milit.:Gef. 8. 39 in Ausficht geftellt. 

VD. Das: Militair-Kirchenweſen. 

Die Heeresorganijation bat mit der Kirchenverfaflung und der 
Ausübung der gottesdienftlihen Handlungen einen nur lojen Zu: 
lammenhang und von der im Art. 61 der R.B. vorgejehenen Her: 
ttellung eines einbeitlihen Militairrechts durch Einführung der 
Breuß. Geſetzgebung ift die Militair-Kirchenordnung ausdrücklich 
ausgefhloffen worden. Den Landesgefegen ift es überlaffen, die 
firhlihen Verhältniſſe der Militairperfonen zu regeln. In meb: 
teren Staaten find in den Garnijonen befondere Militairgemeinden 
gebildet. Die Wahrnehmung der Seelforge und der anderen Ob- 
fiegenheiten des geiftlihen Amtes für die Militairgemeinde ift theils 
den Givilgeiftlichen des Ortes übertragen, theils merden bejondere 
Militairgeiftlihe ernannt. Für das Neihsftaatsrecht find Diele 
Einrihtungen infofern von Belang, als die Koften des Militair- 
Kirchenweſens aus der Reichskaſſe beftritten und im Reichsetat 
feſtgeſetzt werden und bie Militairgeiftlichen die rechtliche Eigen: 
haft von Reichsbeamten haben. 

In Preußen find die dienftlichen Verbältniffe der Militair- 
Geiftlicpkeit geregelt duch die Militair-Kirhenordnung 
vom 12. Februar 1832. Preuß. Gef.: Sammlung ©. 69°). 

vu ®iffenfhaftlide Inftitute, Bildungs: und 
Erziehungs: Anftalten. 

1. Der Generalftab der Armee ift zwar nicht aus: 
ſchließlich wiſſenſchaftlichen Zwecken gewidmet, er dient vielmehr 
in erfter Reihe zur Unterftügung der Oberbefehlshaber in allen 
auf Taktik und Strategie bezüglichen Verhältniffen und er hat im 
jrieden die Mobilmahung, die Dislofationen, die Telegraphen: 
und Eifenbahn-Angelegenheiten u. j. w. zu bearbeiten; allein er 
it zugleich ein wiſſenſchaftliches Snftitut erften Ranges ®). Ihm 

1) Bayr. M. V. Bl. 1872 ©. 458. Sie beruht auf dem Geſetz v. 29. April 1869. 
2) Eingeführt mit den erforderlichen Ergänzungen und Mobifilationen in 
gannover durch Verordn. dv. 24. Juni 1867 (A.V.Bl. ©. 67), für den Bezirt 
de3 XI. Armeelorp3 durch B. v. 12. Oftob. 1867 (A. V. Bl. ©. 123), für den 
Bezirk des IX. Armeekorps durch 8. v. 25. Nov. 1868 (A.V. Bl. ©. 233). 


| 3) Ueber die „Organijation des Preuß. Generalftabes” giebt ein Aufſatz 
m Riliteir- Wochenblatt 1875 S. 1746 betaillirte Auskunft. Vgl. ferner 





- 
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liegt da3 Studium und die Pflege aller Zweige der Kriegswiffen: 
haften ob, insbeſondere die fortlaufende Kenntnißnahme der Heeres: 
Einrihtungen der fremden Staaten !), das Eifenbahn:Bau: und 
Transportweſen, Kriegsgeſchichte, Geographie, Statiftif, Topo— 
graphie, Das Landesvermeſſungsweſen und die Herſtellung von 
Landkarten und Plänen ift in enge organifche Verbindung mit 
dem Generalftab gebracht?). Es werden ferner unter der Lei: 


tung des Chefs des großen Generalftabes jährlich Uebungsreifen be: 


bufs Ausbildung von Truppenführern gemadt ®). 

2. Die Kriegs: Akademie in Berlin. Diefelbe ift aus 
der im Jahre 1816 gegründeten Kriegsfchule hervorgegangen; ihre 
jebige Organijation beruht auf dem Erlaß vom 15. Aug. 1856 
und der Kab.:Ordre vom 21. Nov. 1872 (A.V. Bl. ©. 350) *). 


Der Chef des Generalftabes der Armee bat die Oberauffiht über 


die wiſſenſchaftliche Thätigkeit der Anitalt; in bdisciplinariichen, 
ökonomiſchen und polizeilichen Angelegenheiten ſteht fie direkt unter 


dem Allg. Kriegs = Departement (des Kriegsminifteriums). Die 


Aufnahme wird nur Dffizieren gewährt, welche mindeftens 
3 Jahre als folche gedient haben, fih um Aufnahme in die An: 
ftalt bewerben und die Eintrittsprüfung beftanden haben *)). Der 
Lehrkurſus umfaßt 3 Jahre 8), die Kommandirung erfolgt aber 


Bronjart v. Schellendorf der Dienft des Generalitabes. 2 Thle. 
Berlin 1875 fg. 

1) Dieſem Zwecke find 3 Abtbeilungen ded Generaljtabes gewidmet. 

2) Dem „Chef der Landesaufnahme” im großen Generalftab iſt die Ge- 
jammtleitung aller Abtbeilungen, welche das Vermeſſungsweſen betreffen, näm- 
li der Trigonometriichen, Topographiichen, Kartographiichen Ubtheil. mit dem 
Photogr. AInftitut und der Druderei, fowie die Plankammer mit dem Karten- 
debit übertragen; die übrigen Ubtheilungen ftehen direkt unter dem „Chef des 
Generalftabes der Armee.“ 


3) Val. Beitimmungen über die jährlichen Uebungsreiſen des Generalftabes 


vom 19. Juni 1878 4.8.81. ©. 139 ff. Bol. Bayerifhe3 M.V. Bl. 1878 
©. 303. 


4) v. Helldorff I. Th. 3. Abth. ©. 65 ff. — Eine Eritifch-hiftor. Darftel- 
Yung der Kriegsafademie unter Vergleihung der ähnlichen Einrichtungen an- 


derer Staaten enthält das Wert: L’Acaddmie de guerre de Berlin. Paris 
1877. 331 ©, 

5) Ueber diefe Prüfung vgl. die Kab.Ordres vom 3. Dezemb. 1825 und 
vom 26. Januar 1826 bei v. Helldorff a. a. D. ©. 69 ff. Diefe Beſtimmun⸗ 
gen find aber abgeändert durd) die 3. vom 11. Nov. 1875. 

6) Der Lehrplan und die willenichaftl. Aufgaben der Kriegs⸗Akademie 


| 
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het nur auf 1 Jahr und die Erneuerung derfelben hängt von 
vem Fleiße und den Fähigkeiten der Offiziere ab. 

Die Theilnahme an der Kriegs-Akademie ift nach den Militair: 
Konventionen den Offizieren des Sächſiſchen und Württembergifchen 
Kontingents ) gewährt; Bayern bat feine eigene im Jahre 1867 
gegründete Kriegs-Afademie in München. 

3. Die Kriegs-Schulen. Die „Beitimmungen über Or: 
ganifation und Dienftbetrieb” derfelben find durch Kab.-Drdre vom 
97. Februar 1873 genehmigt ?). Zweck derjelben ift die kriegs⸗ 
wiſſenſchaftliche Ausbildung der Dffizier-Afpiranten aller 
Baften; es beftehen jolde Anſtalten in Anklam, Potsdam, Erfurt, 
Reife, Engerd, Hannover, Kaſſel And Met, jede unter der Lei⸗ 
tung eines Stabs-Offiziers als Direktor’). Die Anffiht und 
Oberleitung wird geführt von der „General-Inſpektion des Mili— 
tair-Erziehungd= und Bildungsweſens“, welcher als beratbendes 
und begutachtendes Organ „die Studien: Kommilfion für die Kriegs» 
ſchulen“ unterftellt if. Der BVorfigende diefer Kommiſſion ift zu: 
gleih Inſpekteur der Kriegsſchulen. Die Anfpektion der Krieg?- 
idulen bildet für die Ießteren die erfte höhere Inſtanz und ift der 
General:Infpektion unterftelt *). In allen abminiftrativen Be⸗ 
iehungen refjortiren die SKriegsfchulen von dem Allg. Kriegs: 
Departement. Die Lehrer find Offiziere, welche für die Dauer 
diefer Verwendung aus dem Etat ihrer Truppentheile ausjcheiden 
und einen in fich geichloffenen Offizier-Korps-Verband bilden. Zur 
Theilnahme am Unterridht in den Kriegsfchulen ift jeder Offizier: 
Apirant vor der Zulaffung zur Offizier: Prüfung verpflichtet ®); 


md erfihtlich aus einem Refcript der General-Fnipeltion des Mil.-Erziehungs- 
und Bildungsweſens (dem früher die Kriegs-Afademie unterjtellt mar) vom 
22. März 1868 bei v. Hellborff ©. 77 ff. 

1) Bol. Württemb. Miltt.B.31. 1872 ©. 217 Fi. 

2) Armee-B.81. 1873 Beilage zu Nr. 7. v. Helldorff ©. 19. 

3) Außerdem hat Bayern eine befondere Kriegsſchule. 

4) Kab.DOrdre vom 29. Dez. 1874 und vom 28. Januar 1875. A. V. Bl. 
1875 ©. 2 und ©. 36. 

5) Ausnahmsweiſe können diejenigen davon diöpenfirt werden, welche fic) 
ein vollgültiges Zeugniß der Reife zur Univerfität erworben, demnächſt Studien 
auf Univerfitäten innerhalb des Deutfchen Reichs mindeftens ein Jahr hindurch 
obgelegen haben und fich hierüber, ſowie über ihre gute Führung auf der 
Univerfität durch glaubhafte Atteſte ausweiſen. V. vom 27. Febr. 1873 8.13. 
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die Zulafiung ſetzt eine Dienſtleiſtung im aktiven Dienfte von 
mindejten3 5 Monaten und die Beibringung eines Brauchbarkeits⸗ 
Zeugniſſes voraus. Am Schluſſe de3 meunmonatlihen Kurfus 
legen die Kriegsſchüler in der Anitalt die Offizier-Prüfung ab und 
fehren demnächſt zu ihren Truppentheilen zurüd ). 

4. Zie vereinigte Artillerie- und Ingenieur 
Schule. Ueber die Berjajlung und Einrihtung derjelben geben 
die vom Kuratorium diejer Schule redigirten „Brundzüge”“ vom 
Rovember 1869 detaillirte Ausfunft?). Zweck der Anftalt iſt: 
„den dur die Kriegsichulen vorgebildeten jungen Dffizieren der 
Artillerie und de3 Ingenieur-ſtorps des Deutihen Reiches?) 
Gelegenheit zu geben, fi die wiſſenſchaftliche Ausbildung zu ver: 
Ihaffen, welche der Dienſt eines etat3mäßigen Lieutenant3 der 
Artillerie und des Ingenieurkorps erfordert und melde fie befähigt, 
ihre Weiterbildung durch Selbſtſtudium ſowie durd die Praxis zu 
verfolgen“ ($. 1 a. a. D.). Das Kuratorium der Schule beſteht 
aus den General-Sjnfpefteuren der Artillerie und des Ingenieur- 
forp3; der General-Inſpektion de3 Mil.-Erziehbungs- und Bildungs: 
weſens find jährlid Berichte über den Zuftand und Fortgang der 
Schule zu erftatten; die ökonomiſche Verwaltung reffortirt vom 
Allg. Kriegd:Departement. Die Direktion der Anftalt führt ein 
höherer Stab3offizier der Artillerie oder des Jugenieurforps, dem 
eine Studienfommijfion zur Seite fteht. Bedingung für die Zu- 
laſſung zur Schule ift für Artilleriften, Daß fie nach beftandenem 
Armee-Offizier-Eramen 2 Sabre, für Ingenieure, daß fie nah be: 
ftandenem Armee-Offizier-Cramen 1 Jahr im praftiihen Dienft 
beim Truppentheil gewejen find. Am Schluffe des theoretifchen 
Unterriht3 de3 unteren Cötus legen die zum Beſuche der Schule 
Tommandirten Artillerie-Dffiziere die Berdfungsprüfung ab; 
e3 ift ihnen alsdann noch geftattet in einen Selecta-Kurfus einzu: 
treten. Auch für die Ingenieur-Offiziere beftehen zwei Cötus; 
nad) Beendigung de3 theoretiichen Unterrichts des unteren Cötus 
legen diefe Offiziere den eriten Theil der Berufungsprüfung ab, 
treten dann in den oberen Cötus ein, welcher vorzugsweile zu 
praktiſchen Uebungen bejtimmt ift, und abfolviren dann den 2. Theil 





1) 8. 24 der angef. Berordn. 
2) Abgedrudt bei v. Helldorff a. a. D. ©. 44—64. 
3) Bayern hat jedoch feine eigene Artillerie- und AIngenieur-Schule. 
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der Berufsprüfung. Ueber Unterriht und Lehrplan vgl. die an- 
geführten Grundzüge 88. 34 ff. 

5. Die militairärztliden Bildungs-Anftalten. 
Es befteben in Berlin zwei ſolcher Anftalten, das medizinifdh- 
chirurgiſche Friedrih- Wilhelms: Inftitut ) und die mediziniſch-chirur⸗ 
giihe Alademie für dag Militair. Der Unterfchied der beiden 
Anftalten beruht im Wejentlihen darauf, daß das Friedr.-Wilhelm- 
Inſtitut außer Foftenfreiem Unterriht in allen Zmeigen der Heil- 
funde auch noch jedem Zöglinge für die Dauer der Studienzeit 
freie, Wohnung und eine Geldunterftügung gewährt. Die Aufnahme 
in das Friedr.-Wilhelms-Anftitut erfolgt unter der Bedingung, 
daß ſich der Zögling verpflichtet, für jedes Studienjahr zwei Jahre 
im ftebenden Heere oder in der Flotte al Arzt zu dienen; bei der 
Aufnahme in die mediz.hirurg. Akademie ift für jedes Stubien- 
jahr eine entiprechende Dienftverpflihtung für ein Dienſtjahr zu 
übernehmen. Die Leitung beider Inſtitute, welche in enger Be: 
jiehung zur Berliner Univerfität ftehen, liegt dem General-Stab3- 
arzt der Armee als Direktor ob; die ökonomiſche Verwaltung wird 
von der Sintendantur des Gardekorps beauflichtigt; die lebte und 
oberfte Sinftanz ift der Kriegsminifter als Kurator der Anitalt. 
die Zöglinge der Anftalt ftehen unter Militair-Gerichtöbarkeit und- 
unter der Disciplinar-Strafgewalt der Direktion ?). 

6. Die Infanterie: Schulen. Für die Leitung derfelben 
it eine befondere Behörde eingerichtet, welche die Benennung „Sn: 
ipeftion der Sinfanterie-Schulen” führt und ihren Sig in Berlin 
bat?). Ihre Dbliegenbeiten find normirt durch eine befondere Dienft- 
Juſtruktion vom 6. April 1872 (A.V. Bl. S. 135). Die Schulen, 
welche diefer Behörde unterftellt find, find folgende: 

a) Die Unteroffizier-Schulen zu Potsdam, Biebrich, 
Veißenfeld , Ettlingen und Marienwerder und die Unteroffizier: 
Vorfchule zu Weilburg. An Sachen beiteht eine befondere Unter: 
sifizier- Schule (und Vorſchule) zu Marienberg; aus dem Würt- 


1) Dafielbe ift 1795 gegründert und führte bis 1818 den Namen „medi⸗ 
ziniſch⸗chirurgiſche Pepinidre.“ 

2) Bgl. Bragera. a. O. II. S. 191 ff. 

3) Kab. Ordre vom 28. Febr. 1872 (A.V. Bl. S. 103). Der Inſpekteur 
der Inf-Schulen hat den Rang, die Kompetenzen und bie Disciplinarſtraf⸗ 
gemalt eines Brigade⸗Kommandeurs. 
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tembergiſchen Kontingente werden jährlich 60 Böglinge in den 
Schulen zu Biebrih, Ettlingen und Potsdam untergebradt !). Die 
Schulen haben die Beftimmung, junge Leute, welche fich dem 
Militairftande widmen wollen, zu Unteroffizieren für die Infanterie 
des ftehenden Heeres heranzubilden. Der Aufenthalt in der Schule 
dauert in der Regel drei, ausnahmsweiſe zwei Jahre; der Einzu- 
ftellende muß wenigitens 17 Jahr und höchſtens 20 Jahr alt fein, 
die erforderlichen Vorkenntniſſe befigen und fih zu einer vierjährigen 
aktiven Dienftzeit nach erfolgter Weberweifung aus der Unteroffi- 
zierihule an einen Truppentbeil verpflichten 2). Die Meldung zum 
Eintritt erfolgt entweder bei dem Landwehrbezirkskommando der 
Heimath oder bei dem Kommando einer der Schulen jelbft ®). 

b) Die Militair-Schießſchule?). Diejelbe tritt in 
ihrem vollen Beitande am 1. April zu einem Sommer-Lehrkurſus 
znjammen, während in den 6 Wintermonaten ein MWinterftamm zur 
Ausbildung von Lehrern u. ſ. w. zurückbleibt ®). 

ce) Die Sentral:Turnanftalt®) in Berlin,. welcher die 
Ausbildung tühhtiger Turn: und Fechtlehrer obliegt. 

7. Das Militair-Reit-Anftitut in Sannover’?). 
An der Spike des Inſtituts ſteht ein Chef mit den Einkünften 
und der Gerichtägewalt eines Divifionsfommandeurs; er bat die 
Befugniß, dem Könige direkt zu berichten und ift nur in den öko— 


— 





—— 


1) Bgl. Erl. v. 18. Dez. 1873 im Württemb. Mil. V.Bl. ©. 389. 

2) Wehrordnung I 8. 86. 

3) Vgl. die näheren Beitimmungen in dem Reſer. v. 9. Aug. 1873 A. V. Bl. 
©. 222 und v. 3. Dezemb. 1875 U.B.BL. ©. 273. 

4) Erridhtet durch Kab.O. v. 29. Nov. 1860. gl. die Beſtimmungen von 
24. Gebr. 1870 U.B.BL. ©. 29. In Bayern ift eine Militair-Schiepjhule 
im Sabre 1872 errichtet worden; die Beitimmungen für diefelbe find am 
16. Febr. 1872 ergangen (Verordn.Bl. des Bayr. Kriegd-Minift. S. 59). 

5) Eine Zufammenftellung der für die Schießjchule erlaffenen Anordnungen 
findet fi bei v. Helldorff IL Theil 1. Abth. ©. 73 ff. 

6) Allgemeine Beitimmungen ded Kriegd-Minift. betreffend die Komman- 
dirung der Offiziere 2c. zur Sentral-Turnanftalt dv. 5. Jan. 1872 (A. V. Bl. ©. 5). 

7) Vgl. die durch Kab.Ordre v. 4. Yuli 1867 genehmigten „Grundzüge 
für die Errichtung eines Militair-Reit-Inftituts” bei v. Hellborff a. a. O. — 
An Bayern bejteht eine ähnliche Neitfchule unter dem Namen „Eaquitationd- 
Anftalt.” Ueber ihre Formation vgl. dad Verordn.Bl. des Bayr. Kriegs Min. 
1873 ©. 975. 
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nomifhen Beziehungen dem Kriegsminiftertum untergeordnet. Das 
Inſtitut zerfällt in 2 non einander unabhängige Abtheilungen, deren 
jede unter einem Direktor ftebt, die Offizier-Reitſchule und 
die KRavalleriesUnteroffizierfhule').. Zur Reitſchule 
fommandirt jedes KRavallerie-Regiment der Armee ein Jahr um 
da3 andere und jede Feld-Artillerie-Brigade alljährlich einen Offt- 
iier von angemeſſenem Dienftalter und entichiedener Anlage und 
Neigung zum Reiten und zur Ausbildung als Reitlehrer. Zur 
Ravallerie-Unteroffizierfchule kommandirt jedes Kavallerie-Regiment 
einen Gefreiten oder Unteroffizier, melde 2 Sabre oder länger 
gedient, hervorragende Anlage zum Reiten haben und brauchbare 
Unteroffiziere zu werden verſprechen; fie müſſen fi) zu mindeſtens 
einjährigen Fortdienen nah der Rückkehr zum Regiment (tefp. nach 
Ablauf der Zjährigem Dienftzeit) verpflichten. Der Kurſus dauert- 
ein Jahr; nach Ablauf defjelben kann eine Elite bis zur Höhe 
von 20 Mann noch ein 2te8 Jahr zurüdbebalten werden ?). 

8. Artillerie:-Schulen. 

a) Die Artillerie: Schießfhule in Berlin hat die Be: 
fimmung, „eine genügende Anzahl von Inſtruktoren für die Ar- 
tilerie- Truppen - zur Erweiterung der Kenntniffe derfelben in der 
Behandlung und im Gebrauch der fämmtlichen Geſchütz⸗- und Muni- 
tion3= Arten beranzubilden.” Sie iſt dem Präſes der Artillerie: 
Prüfungs-Kommiſſion unterftellt und wird von einem Stabsoffizier 
dirigirt. Abgefehen von dem Stamm zur Ertheilung des Unter: 
rihts werden zu jedem Kurſus von den Artillerie-Regimentern und 
Abtheilungen ſowohl Dffiziere als Unteroffiziere fommandirt. Die 
Schule abfolvirt jährlih 2 Kurfus®). 

b) Die Oberfeuerwerker-Schule in Berlin ift er- 
rihtet und in ihren Einrichtungen geregelt durch die Kab.-Ordre 
tom 3. Auguft 1869. Sie ift dazu bejtimmt, die Aipiranten des 
Feuerwerksperſonals von der Artillerie des Landheeres auszubilden 
und die Berufsprüfung zum Oberfeuerwerfer rejp. zum Zeugfeuer: 


1) Kab.DOrdre vom 17. Mai 1872 (Kriegs-Min feier. vom 30. Mai 1872) 
Armee⸗V. Bl. S. 194. 

2) Außerdem ſtellt jedes Kavallerie-Regiment einen Mann als Pferde- 
pfleger und Offizierburfchen. Reſer. vom 11 Juli 1872 A.V. Bl. ©. 222. 

3) Bgl. Kab.Ordre vom 4. Juli 1867 nebſt Organifationd-PBlan. A. V. Bl. 
S. 75 und die Nachträge dazu bei v. Helldorff Th. II Abth. 1 ©. 91 ff. 
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werks⸗Lieutenants abzuhalten 9). Sie fteht unter der Leitung eines 
Direktors, die nächftuorgejegte Behörde (Inſpektion) bildet die 2te 
Artillerie-Inſpektion; das Kuratorium der Anftalt wird von der 
General:Snipektion der Artillerie geführt 2). Jeder Schüler muß 
bei Antritt feines Kommandos zur Oberfeuerwerfer-Schule etats- 
mäßiger Unteroffizier fein und dur eine Vorprüfung ſich über 
das erforderlihe Maß der Vorbildung ausmeifen. 

9. Die Militair-Roßarztich.ule ift in Folge der 
Kab.:Ordre vom 5. Febr. 1863 aus dem ehemaligen „Militair: 
KRurihmids:Eleven-Spnftitut” hervorgegangen und ift der, durd 
KRab.:Ordre vom 6. März 1873 errichteten und dem Allg. Kriegs: 
departem. untergeordneten „Inſpektion des Militair = Veterinär: 
Weſens“ unterftellt worden ). Mit der Roßarztichule ift eine 
Lehrſchmiede verbunden. 

10. Regiments: und Bataillons-Schulen jollen 
dazu dienen, um Unteroffiziere und Soldaten im Leſen, Schreiben 
und Rechnen zu unterrichten und fie für die Fünftige Anftellung 
im Eivildienft brauchbar zu mahen. Die Ertheilung bes Unter: 


richts darf auch an zuverläffige Lehrer des Civilftandes übertragen 


werden 9. Für dieſe Zwecke werden dem „Selbitbewirtbichaftungs: 
fonds” der Truppen gewiſſe Beträge zur Berfügung geitellt ?). 
Der Unterricht wird auf zwei Stufen ertheilt; der Lehrplan und die 
Schuleinrichtungen find geregelt durch Erlaß vom 2. Novemb. 1876 9). 

11. Radettenanftalten. Das Kadettenkorps befteht aus 
zwei Abtheilungen, nämlih a) den 6 Voranſtalten (Radetten: 
bäufern) zu Culm, Wahlftatt, Bensberg, Ploen und DOranienftein 


1) Eine analoge Schule in Münden ift am 1. Oktober 1876 errichtet 
worden. 
2) Die Vorfchriften über den Unterrichtöplan, die Dienftorbnung, die Auj- 


nahme-Bedingungen, die ökonomiſchen Berhältniffe der Anſtalt u. |. w. find“ 


zufammengeftellt bei v. Helldorff Th. I Abth. 3 ©. 120 ff. 

3) Die über diefe Schule geltenden Beftimmungen find zufammengeftellt 
bei v. Helldorff I Abt. 3 ©. 140 ff. Jedoch find die wiflenichaftl. Anforde- 
rungen zum Eintritt in die Schule erhöht worden durch Kab.Ordre v. 8. Aug. 
1878 A.V. Bl. ©. 197. 

4) Kab. O. v. 19. Dezemb. 1871 bei v. Helldorff a. a. O. ©. 157. 

5) Vgl. Geldverpfleg.Regl. im Frieden v. 24. Mai 1877 8. 89. 

6) Armee-B.Bl. 1876 ©. 223 fg. Für Bayern vgl. die Verfüg. vom 
24. März 1877. Bayr. Mil.V.Bl. ©. 119. 
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mit den Lehrklaffen Serta bi Tertia für Zöglinge in dem Alter 
von 10—15 Jahren und b) aus der Hauptkadetten-Anſtalt 
zu Lichterfelde mit den Lehrklaſſen Sekunda und Prima, einer 
Ober-Brima und Selekta, in welchen letzteren die unmittelbare Be- 
rufsbildung beginnt, für Zöglinge zwiſchen 15 und 18 Jahren. 
Die Aufnahme erfolgt theil3 in etatsmäßige (oder königliche) Stellen 
theild gegen eine jähtliche Benfion ’). Die Aufnahme ift auch den 
Angehörigen aller Staaten, weldhe mit Preußen Militair-Ronven- 
tionen geſchloſſen haben, zugefihert; dem Württembergifchen Kriegs: 
minift. ift die Verfügung und Zuertbeilung über 54 etatsmäßige 
Stellen eingeräumt ?); für Sachſen bejtebt 3. 3. noch eine befon- 
dere KadettenAnjtalt zu Dresden; desgleihen für Bayern in 
MRünchen. Das Preuß. Kadettenkorps fteht unter einem Korpg: 
fommandeur im Range eines Generalmajorz }). 

12. Militairiihe Knaben: Erziebung3-Snfti- 
tute. SHierber gehören 

a) Das Inſtitut zu Annaburg. Daffelbe iſt dem Sn 
ipefteur der AIufanterie- Schulen unterftelt und reflortirt in ökono⸗ 
miſcher Beziehung von der Intendantur des 4. Armeekorps. Die 
Grundſätze, nach welchen bei der Aufnahme von Soldaten-Söhnen 
in das Inſtitut zu verfahren ift, find durch Minift.-Refer. vom 
25. April 1870 formulirt *). 

b) Da3 große Militair-Waifenbaus zu Pots— 
dam und Schloß Pregih ift zur Aufnahme und Erziehung 
von ehelich geborenen und bedürftigen Soldaten: Waijen beftimmt; 
die Knaben finden in Potsdam, die Mädchen evangel. Konfellion 
in Pretzſch Aufnahme ?). Der Inſpekteur der Infanterie-Schulen 
it beauftragt, die Militair-Schule des Waiſenhauſes zu infpiziren 


4 

1) Die jetzt geltenden Aufnahmebeſtimmungen ſind durch Ber. v. 1. Juli 
1869 (A.B.B1. ©. 152) feſtgeſtellt. Ueber den Lehrplan vgl. die Kab.O. vom 
18. Januar 1877 (ABB. ©. 77). 

2) Die ehemalige Württemb. Kadetten-Schule zu Ludwigsburg ift durch 
Ordre dv. 30. März 1874 (Württemb. Mil.V.Bl. S. 55) aufgehoben worden. 

3) Ueber das Perſonal an Offizieren und Lehrern giebt der Militair-Etat 
Kap. 35 Tit. 18 Auskunft. 

4) Abgedrudt bei v. Hellborff I. 3. ©. 93. 

5) Mädchen kathol. Konfeffion werden auf Kojten der Stiftung in Tathol. 
Erziehungs-Anftalten untergebradit. 

Laband, Keichtſtaatbrecht. III. 9 
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und, darüber an das Direktorium deſſelben zu berichten ). Im 
Uebrigen reflortirt die Verwaltung diefer Stiftung direft vam 
Preuß. Kriegsminifterium. . 


8. 87. Die Kriegsmarine ?). 


Ueber die Organijation und Zujammenfegung der Kriegs: 
marine feblen geſetzliche Vorſchriften gänzlih; die Beftimmung 
darüber fteht nah Art. 53 der R.B. ausſchließlich dem Kaijer zu, 
der dabei lediglich binfichtlih der Dienftpfliht an die im Wehr: 
geſetz und binfichtlich der finanziellen Mittel an die in dem Reichs: 
baushalt3 = Etatsgejeg gezogenen Schranken gebunden if. Das 
Reih8-Militairgejeb findet auf die Marine feine Anwendung. 

Mit Rückſicht auf die Dienftpflicht ergiebt ſich die Eimtbeilung 
der Marine in die Kgiegs flotte, melde dem ftehenden Heere, und 
in die Seewehr, welche der Landwehr entipridt ’). Eine be: 
jondere Formirung der legteren findet nicht ftatt, dieſelbe wird viel; 
mehr im Falle des Bedürfniſſes zur Verſtärkung der Flotte einberufen. 
Hinfihtlih der Feitftelung der finanziellen Mittel ift eine Grund: 
lage geichaffen in dem jogen. Flottengründungsplan. Derfelbe it 
zuerft dem Reichsſtage von 1867 zur Motivirung der von der 
Bundesregierung verlangten Anleihe behufs Erweiterung der Bun: 
desmarine vorgelegt worden *) ; nachdem fi jedoch das Bedürfniß 
ergeben batte, diefen Plan in vielen Beziehungen abzuändern und 
zu erweitern, wurde dem Neichdtage von 1873 eine Denkichrift der 
Admiralität vorgelegt, welche einen neuen Flottengründungsplan 
enthält). Obwohl derfelbe eine formelle Rechtskraft in feiner 
Beziehung bat, fo ift ihm doch im Allgemeinen die Billigung des 
Bundesrathes und des Reichdtages zu Theil geworden und er liegt 
den Anfägen des Reichshaushalts-Etats im Wefentlichen zu Grunde. 

Die gegenwärtige Organifation der Marine hat ſich im engſten 
Anſchluß an die Einrichtungen der ehemaligen Preußiſchen Marine 
allmählig entwidelt; den Ausgangspunkt für die zur Zeit gelten: 

1) Erf. v. 11. Juli 1872. 

2) Eine Sammlung aller die Marine betreffenden Vorſchriften ift begonnen 
in dem Werke von Bütow Die Kaiferl. Deutiche Marine. Berlin 1878 fg., 
von welchem bis jept 4 Lieferungen erſchienen find. 

3) Wehrgei. 8. 3 und $. 13. 

4) Drudf. des Reichſt. v. 1867 Nro. 106. 

5) Druckſ. des Reichſt. v. 1873. I Nro. 50. 
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den Borjchriften bildet demgemäß das Preuß. Organiſations— 
Reglement für die Marine-Stationg- Kommandos, die Werften, 
die Depot3 und die Marine-Intendantur vom 19. Suni 1862). 
Dafjelbe iſt jedoch jeit der Gründung des Reiches, namentlich feit 
1872 vielfady abgeändert worden. 

I. Die Centralbehörde für die gefammte Kriegsmarine 
it die KRaiferl. Admiralität, welde fi von dem Kriegs: 
minifterium dadurch jehr mefentlich unterjcheidet, daß fie nicht blos 
die oberfte VBerwaltungsbehörde für die Marine (unter Verant⸗ 
mwortlichfeit des Reichskanzlers) ift, fondern daß fie auch den 
Dberbefehl über die Flotte nah den Anordnungen des Kaiſers 
zu führen bat. In diefer Beziehung hat fie eine ähnliche Doppel: 
tellung wie die General-Kommandos der Armeekorps. Ihre Er: 
richtung, Verfaſſung und Wirkungskreis find bereit3 oben Bd. I 
6. 333 bei der Darftellung des Behördenſyſtems des Reiches er: 
örtert worden. 

Maßgebend für die Gliederung der Marine ift die Eintheilung 
derjelben in zwei Stationen, die der Dftfee und die der Nordiee. 
zür jede derjelben beftehbt ein Marineftationsfommando 
(zu Kiel und zu Wilbelmshafen), an deren Spite ein Marine: 
tationschef mit den Befugnifjen eines Divifionstommandeurs ber 
Armee ſteht. Er ift der militairifche Befehlshaber der Station und 
der Inſpekteur der technischen Anftitute ®). 

OD. Die maritimen Streitfräfte find in folgenden For: 
mationen gegliedert: 

1. Die beiden Matrofen-Divifionen in Kiel und in 
Wilhelmshaven. Die Organifation derjelben ift unter Aufhebung 
der früheren Beflimmungen geregelt dur die Kab.-Ordye vom 
18. Juni 18723). Dieje Formationen find zur militairiihen Aus: 
bildung der Matrojen beftimmt %. Zu jeder Matrofen-Divijion 
gehören A Abtheilungen und — ſeit der Aufhebung der Seeartil: 
lerie-Abtbeilung — 1 Matrojfen-Artillerie-Abtheilung, melde zur 


1) Preuß. Gel. S. 1862 ©. 175 ff. 
2) Bgl. Bd. I ©. 3838. 
3) Marine-B.Bl. 1872 ©. 147 fi. Auch abgedrudt bei v. Hönne Staatsr. 
d. D. Reis II. 2. ©. 165 fg. Vgl. ferner M.V. Bl. 1873 ©. 1. 
4) Rad dem Etat für 18”%s0 beträgt die Kopfſtärke der beiden Divifionen 
excl. Offiziere zujammen 6474 M. 
9* 
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Vertheidigung der Hafen: und Küftenbefeftigungen und zur Aus: 
führung artilleriftiiher Arbeiten dient. 

2. Die beiden Werft: Divifionen zu Kiel und in Wil: 
belmshaven. Die älteren Beftimmungen über die Einrichtung ber: 
jelben jind erſetzt durch das Reglem. vom 10. Dezember 1872). 
Die Aufgabe derjelben befteht nah 8. 1 dieſes Reglements darin, 
die Schiffe ihres Stationsortes mit Maſchiniſten- und Handierker: 
perfonal zu verfehen, fowie die Werften mit Arbeitskräften zu 
unterftüßen. Diejer Beitimmung entſprechend zerfällt jede Werft: 
Divifion in die erite oder Mafchiniften-Abtheilung und in die zmeite 
oder Handiwerfer-Abtbeilung Die eritere befteht wieder aus der 
Majchiniften-Sektion und der Heizer-Seftion ?). 

3. Die Schiffsjungen: Abtheilung zu Friedrihsort. Vie 
gegenwärtige Formation derjelben beruht auf der Verorbn. vom 
22. Oktober 18572). Die Abtheilung fol Matrofen und Unter: 
offiziere außbilden. Der Eintritt erfolgt freiwillig und ift nur 
körperlich vollfommen qualifizirten Leuten im Alter von 15—17 
Jahren geftattet; die Annahme erfolgt nur unter der Bedingung, 
daß man ſich zu einer neunjährigen aktiven Dienftzeit in der Kriegs: 
marine nad) ftattgehabter Ausbildung verpflichtet ). Die Aus: 
bildungszeit jelbit beträgt 3 Jahre, während derſelben gelten die 
Schiffsjungen nicht ala Perſonen des Soldatenftandes, fondern als 
militairifhe Zöglinge; erſt wenn fie die genügende feemännifche 
Ausbildung erlangt haben, werden fie vereidigt und als Matrofen 
entweder in die Matrojen: Divifion oder in die Merft- Divifion 
eingeftellt. 

4. Das Seebataillon. Daffelbe ift eine Infanterie— 
Truppe, weldye aus 6 Stompagnien befteht (4 in Kiel, 2 in Wil: 
helmshaven 6). Es iſt vorzugsweiſe für den Wacht- und Garniſon⸗ 


1) Marine⸗ V.Bl. 1872 ©. 243 fl Auszugsweije abgedrudt bei v. Rönne 
a. a. ©. ©. 168 fg. 

2) Der Perſonalſtand der beiden Divifionen beziffert fih nad dem Gtat 
f. 1873,80 auf 1853 Köpfe excl. Offiziere. 

3) Marine⸗V. Bl. 1872 S. 221. Auszugsweiſe abgedrudt bei dv. Rönne 
a. a. O. ©. 170 fg. Inſtrukt. über die Ausbildung von Sciffsjungen von 
26. Nov. 1875 bei Bütow II. 7. ©. 189 fg. 

4) Der Etat f. 1879/80 fieht einen Beitand von 400 Schiffsjungen vor. 

5) Nad) dent Etat f. 1879,80 Hat es eine Kopfitärte von 1169 Dann (incl. 
Spiellente, Delonomiehandwerler, Bahlmeifter-Applifanten u. |. w.). 


8. 87. Die Kriegdmarine. 133 


dienft in den Marine-Etabliffementd und an Bord der Kriegsjchiffe, 
event. auch zu Landungen, beftimmt ?). 

5. Die Rommandantur zu Kiel. Bon derfelben reffor: 
tirt der Garnifondienft, alle garnifonpolizeiliden Angelegenheiten, 
ihr ſteht die Aufliht über die Garniſon- und Lazareth:Anftalten 
und eigene Militair-Gerichtsbarkeit zu ?). 

6. Das Lootien: Kommando an der ade zu Wil: 
helmshaven refjortirt von der Marine-Station der Nordſee. Das 
Lootſen⸗-Perſonal gehört zu den Militair- Beamten der Marine 
und zwar der Lootlen- Kommandeur und die Ober-Lootſen al3 obere 
Nilit.- Beamte mit Offizier-Rang, die Lootfen als untere Milit.: 
Beamte mit dem Range der Portepee-Unteroffiziere ®). 

II. Für die Berwaltung der Marine beiteben unter ber 
Überleitung der Admiralität folgende Behörden: 

1. Die beiden Stationd-Antendanturen zu Kiel und 
zu Wilhelmshaven, welche durch Erlaß vom 18. Juni 1872 %) errichtet 
worden find und im Allgemeinen mit den Divifiong-Intendanturen 
der Armee auf gleiher Stufe ſtehen. Die Geſchäfte werden bei 
jeder derfelben in zwei Abtheilungen bearbeitet. - Weber die An- 
nahme, Ausbildung und Prüfung von Kandidaten für den Marine: 
Intendanturdienſt find die näheren Vorſchriften in dem Neglem. 
vom 19. Januar 1875 °) ergangen. Für die örtlihe Verwaltung 
der Kaſernen, Webungspläge und der übrigen Gebäude, Grund: 
ftüde und Anftalten der Marine beftehen Garnifonverwaltungen 
zu Kiel, zu Friedrichgort und Wilhelmshaven. 

2. Die Kranfenpflege ift in ganz ähnlicher Weife mie 
bei der Armee geregelt und die Kaiferl. V. vom 6. Febr. 1873 
(oben ©. 115) hat auch für das Sanitäts-Korps der Marine Gel: 
tung. An der Spige dieſes Korps Steht der Generalarzt der 


nn 


1) Die dem Geebataillon bisher attadhirt geweſene Marineſtabswache, 
welcher der Polizeidienſt auf ben Werften obliegt, jo nach den Erläuterungen 
zum Marine:Etat 1879:80 Tit. 17 aufgehoben und durch Schutzleute erfegt 
werden. 

2) Bgl. Handb. f. das D. R. für 1879 ©. 123. 

3) Kab.O. v. 24. April 1873 Mar. V. Bl. ©. 77. 

4) R.G.Bl. S. 361. Vgl. Bd. I ©. 339. 

5) Beilage zu Nro. 2 des Marine-B.Bl. 1873. Mit einigen Kürzungen 
abgebrudt bei v. Rönne a. a. O. ©. 186 fg. 
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Marine, welchem die Oberftabsärzte, Stabsärzte und Aſſiſtenzärzte 
untergeordnet find‘). Die Marines-Lazaretbe ?) ftehen unter ber 
Leitung von Chefärzten, unter denen für die ökonomiſche Verwal: 
tung Oberinſpektoren und Inſpektoren fungiren 9). 

3. Die Militair-Gerihtsbarfeit wird nah Bor: 
Ihrift der Preuß. Militair-Strafprozeß-Ordnung ausgeübt; die 
höhere Gerichtsbarkeit (der Divifionstommandeure *) ſteht den 
Stationschefs zu und es find denfelben Marine- Auditeure 
beigegeben, für welche Diejelben Regeln wie für die Auditeure des 
Heeres gelten. Die niedere Gerichtöbarfeit fteht den 'Kom- 
mandanten der in Dienft geftellten Schiffe zu’). Das oberfte 
Militairgeriht in Marinejuftizfachen ift mit dem Preuß. General: 
Auditortat verbunden; es führt die Bezeihnung „Seneral: 
Auditoriat der KRaijerl Marine”). Es iſt die auf: 
fichtführende Behörde über fämmtlide Marine-Gerichte. 

4. Für die Seelforge werden Marinepfarrer nnd Küfter 
angeftellt ?), auf melde binfichtlich ihrer dienſtlichen Verhältniſſe 
die für die Militairgeiftlichen gegebenen Vorſchriften d. h. die An- 
ordnungen der Militair:Kirchen-Ordnung vom 12. Febr. 1832, 
Anmendung finden ®). 

5. Unterridt. Für die wiſſenſchaftliche Ausbildung der 
Marines Angehörigen find die Marineafademie und die Marinefchule 
zu Kiel beftimmt. Beide Lehranftalten refjortiren von der Ad— 
miralität und find unter einer gemeinfhaftliden Direktion ver: 
einigt ). Die Einridtung der Marineatademie if geregelt 


1) Bei jeder der beiden Marineftationen verfieht ein „Stationsarzt” die- 
jenigen Gefchäfte, welche bei der Armee den Divifionsärzten obliegen. 

2) Solche Friedenslazarethe find errichtet zu Kiel, Friedrichgort, Wilhelms» 
haven und Yokohama. 

3) Vgl. Kab. Ordre v. 10. Dez. 1872 Marine-B.Bl. ©. 254. 

4) Die darüber hinausgehende Gerichtögewalt wird von dem Chef ver 
Admiralität reſp. vom Kaifer felbft gehandhabt. 

5) Vgl. Kab.O. v. 13. Juni 1850, Kab.D. v. 25. Mai 1871 (M. V. Bl. 
©. 41) und Kab.D. v. 10. Dezember 1878 (M. V. Bl. S. 227). 

6) Erf. v. 23. Mai 1876 R.G. Bl. ©. 165. 

7) Den „Oberpfarrern” bei der Urmee, entiprechen „Stationspfarrer” der 
Marine. 

8) Marine-Organifationg-Reglem. v. 7. Yuli 1854 (Preuß. Gef. ©. 399) 
8. 126. 

9) Kab. Ordre dv. 2. Nov. [875 Marine⸗V. Bl. ©. 243. 
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duch die Kab.-Drdre vom 5. März 1872); demnach hat fie die 
Beſtimmung: „den Seeoffizieren durch weitere wifjenfchaftliche 
Ausbildung die Mittel zu gewähren, fi zu den höheren Stellen 
der Marine befonders geeignet zu machen und den Offizieren über: 
haupt Gelegenheit zu einer höheren willenfchaftlihen Ausbildung 

. darzubieten.” Der Lehrkurſus ift ein zweijähriger und zer: 
fällt in zwei einjährige Abjchnitte für einen eriten und zweiten 
Cötus?), Die Marinefhule it aus dem ehemaligen Preuß. 
Seefadetten-uftitut hervorgegangen; ihre jetzige Organiſation ift 
dur einen Erlaß vom 15. Mai 1866 normirt ?). Sie bat die 
Beitimmung: „den Seeoffizierafpiranten diejenige wiſſen— 
ihaftlide Bildung zu verleihen, deren der Seeoffizier zur gedeih— 
liden Ausübung feines Berufes bedarf, und melde daher als 
fihere Grundlage für ferneres Selbitftudium in der Brüfung zum 
Seeoffizier nachzuweiſen iſt“ *). 

Für den niederen Unterriht und für die Vorbildung des 
Berfonal3 der unteren Chargen für die höheren Stellen befteben 
Divifion3:Schulen?) in jeder Matrojen- und in jeder Werft: 
divifion und als Lehranitalt einer höheren Stufe die „Maſchi— 
niſten- und Steuermannsichule” zu SKiel®). Die Lebtere 
hat das Mafchiniften- und Steuermannsperjonal wiſſenſchaftlich 
tortzubilden und auf die Prüfungen vorzubereiten. 

IV. Anftalten fürden Schiffsbau und die Schiffs: 
ausrüftung. 

1. Die Werften Der Kaiferl. Admiralität unmittelbar 
untergeordnet find die 3 Werften zu Danzig, Kiel und Wilhelms: 


1) Marine⸗V. Bl. 1874 ©. 44. Auch abgedrudt bei v. Nönne a. a. O 
e. 175. Jedoch ift $. 7 abgeändert durh Kab.Ordre v. 16. Yuli 1878 
M.V. Bl. S. 145. 

2) 8.9a.a.D. Beſtimmungen v. 16. Okt. 1875 bei Bütow II. 7. ©.2 fg. 

3) Aus dem Preuß. Minift.Bl. d. inneren Berw. 1866 ©. 119 ff. aus- 
zugäweije abgebrudt bei v. Rönne a. a. O. ©. 176. gl. ferner die citirten 
„Deitimmungen” v. 16. Okt. 1875. 

4) 8. 1 der angef. Beitimmungen v. 15. Mai 1866. 

5) Juſtrukt. f. die Diviſionsſchulen v. 14. Oft. 1875 bei Bütow II, 7 ©. 79 fg. 

6) Bgl. Inſtruktion f. die Kaiſerl. Majdiniften umd Steuer 
mannd-Schule dv. 16. Dezember 1877 Beilage "zu Nro. 24 des M. V.Bl. 
v. 1877. Der Lehrplan diefer Schulen it abgedrudt bei v. Rönne a. a. O. 
8.177 fg. Vgl. auch Bütow d. a. D. ©. 38 ff. 
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baven; zu ihrer Aufgabe gehört der Schiffbau und die Reparatur 
der Schiffe, der Mafchinenbau, der Hafenbau, die Ausrüftung und 
Armirung der Fahrzeuge, die Aufftellung des Bedarfs an Mate: 
rialien, ſowie die Anfhaffung, Aufbewahrung und Verwendung 
derjelben !). Weber das an denſelben bejchäftigte Perfonal und 
die Eintheilung ihres Gejchäftsfreifes vgl. oben Bd. I ©. 339. 340. 

2. Die Marine: Artillerie: Depotg und die Artil- 
lerie-Verwaltungen der Werften zu Friedrichsort und Wilhelmshaven. 

3. Die Torpedo-Depot3 zu Frievrihsort und Wil: 
belm&haven, denen die Verwaltung des Minen-Material3 obliegt; 
das gefammte Torpebo-Material wird bei dem Depot zu Friedrichs⸗ 
ort verwaltet?). 

V. Die Deutſche Seewarte zu Hamburg und das Ob: 
fervatorium zu Wilhelmsbafen. Siehe darüber Bd. I ©. 340. 616. 


Dritter Abſchnitt. 
Der Militairdienſt. 


8. 88. Die geſetzliche Wehrpſflicht °). 


I. Die allgemeine Wehrpflidt. 


Die Wehrpflicht ift die ſtaatsbürgerliche Verpflichtung 
zur Dienftleiftung in der bewaffneten Macht (Heer, Marine, Land- 
fturm). Ueber diejelbe gelten folgende Rechtsregeln. 


1) Marine-Organifationg-Regl. v. 19. Juni 1862 $. 18. 

2) Die Bildung eines „in ſich gefchloffenen“ Torpedo⸗Perſonals ift durch 
Kab.Ordre v. 29. Febr. 1876 M.V. Bl. ©. 49 angeordnet worden; die Er- 
riätung der beiden Torpedo⸗Depots beruht auf der Kab.Ordre v. 18. Dezemb. 
1877 (M.B.81. 1877 ©. 191). 

3) Die gegenwärtig geltenden Vorſchriften find auf Grund des Wehrgejepes 
und Militairgejeges neumdigirt worden in der Deutfhen Wehrorbnung, 
welche an die Stelle der Militair-Ering-Inftruftion vom 26. März 1868 ge- 
treten iſt. Sie Hat die Kaiferl. Genehmigung durch Erl. v. 28. Septemb. 
1875 erhalten. Sie zerfällt in zwei Theile, von denen der erite „Er ſa tz- 
ordnung”, der zweite „Kontrolordnung” überjchrieben ift. Eine or d⸗ 
nungsmäßige Verfündigung der Wehrordnung von Reichswegen ift ver- 
nadhläfjigt worden; fie ift abgedrudt im Centralbl. des D. R. 1875 ©. 585 ff. 
und in ben Verordnungsblättern der Einzelitaaten. 

In Bayern ift eine entiprechende Wehrordnung durch Kgl. Verordn. v. 
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1. Die Wehrpflicht ift eine taatsbürgerliche Verpflichtung; 
te berubt auf der Staat3- reſp. Reihsangebörigkeit und ift das Cor⸗ 
relat des ftaatsbürgerlichen Rechts auf Schuß. Die Wehrpflicht ftebt . 
daber begrifflih im Gegenfaß zur vertragsmäßigen Ver— 
pflihtung zur Leiltung militairifcher Dienfte. Das Syſtem der 
allgemeinen Wehrpflicht unterſcheidet ſich juriftifh von dem Werbe: 
jotem, indem das erftere das Hoheitsrecht des Staates, von feinen 
Untertbanen perjönlide Militairdienite zu verlangen, zur Grund⸗ 
lage bat, bei dem Iegteren dagegen ein ſolches Hoheitsrecht nicht 
anerkannt oder wenigſtens nicht zur Durchführung gebracht wird, 
iondern die Leiftung von militairiſchen Dienften durch Verträge 
geihert wird. Die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ent: 
hebt den Staat der Nothwendigkeit, die erforderlihen Milt- 
tairfräfte fich vertraggmäßig zu verichaffen, aber fie jchließt diejen 
zweiten Weg nicht aus; ſoweit militairifhe Bedürfniſſe durd die 
allgemeine Wehrpflicht nicht völlig gededt werden, iſt der Staat 
auf die vertragsmäßige Gemwinnung der erforderlichen Kräfte hin⸗ 
gewiefen. Dies gilt auch von der Heeresverfaffung des Deutichen 
Reiches; dieſelbe beruht nicht ausfchließlih auf der allgemeinen 
Wehrpflicht und könnte mit ihr allein durchaus nicht erhalten wer: 
den; es befteht neben der ftaat3bürgerlihen Wehrpflicht die ver: 
tragsmäßige Dienftpfliht. Vgl. 8. 89. 

2. Die Wehrpflicht umfaßt nicht alle für Zivede der Landes: 
vertbeidigung beftimmten Dienfte und Leiftungen, fondern lediglich 
den Dienft in der organifirten, bewaffneten Macht, d. b. im Heere, 
in der Marine und im Landfturm ). Wenn im Falle äußeriter 





21. Rov. 1875 fanctionirt und im Bayr. Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 1875 
Rro. 63 ordnungsmäßig verfündigt worden. 

Die ſpezifiſch militairifchen Ergänzungen zur Wehrordnung find zuſammen⸗ 
geitellt in der Heerordnung f. das Preußiiche Heer, welche ebenfalls durch 
Erl. vom 28. Sept. 1875 genehmigt und in Sachſen und Württemberg über: 
anftimmend eingeführt worden ift. Auch fie zerfällt in zwei Theile, die Re» 
frutirungdordnung und die Landmwehrordnung. 

In Bayern ift eine entfprechende Heerordnung duch Kgl. Verordn. v. 
20. Dezember 1875 erlafien worden. Wehrordbuung und Heerord- 
nung für Bayern, nebſt ben einichlägigen Geſetzen und Vollzugsbeſtim— 
mungen find herausgegeben von 3. Benetti. Nördlingen 1876 und ein Er- 
gänzungsband hierzu 1878. Dafelbft Einl. S. XXI findet fi) eine Zuſam⸗ 
menftellung der Abweichungen der Bayer. W.D. von der Preußiſchen. 

1) Wehrgeſ. 8. 2. 
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Noth no Über die Mannichaften des Landfturmes hinaus ein 
Maflen- Aufgebot erfolgt, fo kann auch diefer Befehl der Staats: 

- gewalt mit Rechtswirkungen ausgeftattet fein '), aber ihm Folge 
zu leiften bildet nicht mehr den Inhalt der in der Reichsverfaffung 
und den Militairgefegen anerfannten allgemeinen Wehrpflicht. 
Ebenſowenig begreift diejelbe ſolche Dienfte, welche außerhalb des 
Verbandes der bewaffneten Macht geleiftet werden, mögen diefelben 
auch der Thätigfeit des Heeres zu Gute kommen. Andererjeits 
ift aber die Wehrpflicht nicht beichränft auf den Waffendienſt; 
jondern fie umfaßt alle militairifhen Dienftleiftungen und es 
fünnen nicht nur neben dem eigentlihen Waffendienft auch andere 
Dienftleiftungen von dem Webhrpflichtigen gefordert werden, ſondern 
diejenigen Wehrpflichtigen, melde zwar nicht zum Waffendienfte, 
jedoch zu fonftigen militairifhen, ihrem bürgerlichen Berufe ent- 
prechenden Dienftleiftungen fähig find, können zu ſolchen heran: 
gesdgen ?) und ausſchließlich zu ſolchen Dienjten verwendet 
werden. 

3. Die Wehrpflicht it wegen ihrer Natur als ftaatsbürger: 
lichen Pflicht eine fraft Geſetzes beftebende, gemeffene und 
für alle Unterthanen im Brinzip gleiche Laſt. Die Regierungs— 
behörden können von feinem Wehrpflichtigen ein größeres Maß 
von Dienften verlangen, als das Gefeg beftimmt, und es giebt 
feine Befreiungsgründe von Erfüllung der Wehrpflicht als die im 
Gefeg anerkannten. Das Maß der Verpflichtung beftimmt id 
nad) der Zeitdauer des Dienftes, der von dem Wehrpflichtigen 
verlangt werden kann. Die Wehrpflicht ift beſchränkt auf die 
Zeit vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 42. Lebensjahre, 
denn nur innerhalb diefer Altersgränzen ift eine Einberufung zur 
bewaffneten Macht (Landfturm) zuläjfig.’). Innerhalb Ddiejes Le: 
bensabſchnittes it im Frieden der Dienft bei den Fahren 
(aktiver Dienft) auf drei Jahre, in der Referve auf vier Jahre, 


1) Bgl. die Motive zum Landfturmgef. (Drudi. des Reichst. II Sefl. 1874 


Nro. 14). . 

2) Wehrgei. 8. 1 Abi. 2. Dahin gehören 3.8. Dienfte in den Vüreau's, 
in den Lazarethen, Handwerksſtätten u. j. wm. Bgl. die Motive zu diefem 
Geſetz (Drudi. des Reicht. 1867 Nro. 18). 

3) Wehrgeſ. 8. 3 Abf. 3. 
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in der Landwehr auf fünf Sabre beſchränkt ). Diefe Zeiträume 
bilden da8 Marimum des Dienftes, der kraft des Geſetzes geleiftet 
werden muß; fie bilden die Gränzen für das Recht des 
Staates, von dem Unterthban im Frieden Militairdienfte zu ver- 
langen. 

4. Die Wehrpflicht an ſich erzeugt Teine fubjeltive Verpflich⸗ 
tung zu einer beftimmten militairiihen Dienftleiftung; eine 
ſolche Verpflichtung entſteht erft durch den binzufommenden Befehl 
des Staates in jedem einzelnen concreten Fall; die allgemeine 
Bebrpflihtiftnurderi{nbegriffderjenigenge: 
ſetzlichen Borausfegungen, bei deren Vorhan— 
denfein der Befehblder Staatäbehörden zur Lei- 
tung von Militairdienften mit rechtlicher Kraft 
und Gültigkeit erlaffen werden fann. Es beruht 
dies auf dem tiefgebenden Gegenſatz zwiſchen a 
Laſten und obligatorifhen Verpflichtungen; der Beitand der 
teren ift unabhängig davon, daß der Berechtigte ihre Erfüllung 
tordert umd fie erlöſchen regelmäßig nur durch Leiftung oder 
Erlaß; die ftaatsbürgerlihen Pflihten dagegen find Gehorjams: 
pflichten, fie entfalten feine Wirkſamkeit, wofern der Staat nicht 
ihre Erfüllung fordert d. h. befiehlt, und fie können demnach 
völlig wirkungslos bleiben, wenn diejer Befehl thatſächlich nicht er: 
laſſen wird. So Tann namentlih die MWehrpfliht des Einzelnen 
alöihen, ohne daß er durch diefelbe zu irgend einer militairiſchen 
Tienftleiftung genöthigt worden ift; denn das Weſen derjelben be: 
tteht nur in der rechtlichen Gebundenbeit, einem Befehl des 
Staates zur Leiftung militairifcher Dienfte Folge geben zu müſſen. 
Unter Befreiung von der Wehrpflicht ift demnah nit zu ver: 
tehen, die thatfächlihe Nicht-Einforderung von Militairdienften von 
‚semandem, 3. B. wegen geiftigen oder körperlichen Gebrechens 
wegen Ausloofung u. ſ. w., fondern fie bedeutet die Eremtion von 
jener Rechts pfliht, d. b. den Satz, daß der Staat Militair: 
dienfte von dem Befreiten nicht verlangen, ihn zur Leiftung der: 
jelben niht zwingen darf. Eine folde Befreiung ift im 
Wehrgeſetz 8. 1 zugeftanden: 

a) den Mitgliedern regierender Häufer, 


04 
L 2 


1) RB. Art. 59. Wehrgeſ. 8. 6. 7. 
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b) den Mitgliedern der mediatifirten, vormals reichsſtändiſchen 
und derjenigen Häufer, welchen die Befreiung von der Wehrpflicht 
dur Verträge zugefihert ift oder auf Grund befonderer Recht3- 
titel zuftebt. 

Befreit von der Wehrpflicht find ferner: 

c) die vor dem 1. Januar 1851 geborenen Angehörigen von 
Elfaß-Lothringen 9). 

5. Da die Wehrpflicht eine ftaatSbürgerliche Laft ift, To kann 
fie nur die Reihsangehörigen betreffen. Ausländer können 
zwar zum Dienft im Deutfchen Heere und in der Flotte zugelaffen 
werden ?) und freiwillig Dienftpflihten übernehmen, aber webr: 
pflichtig find fie niemals). Mit dem Verluft der Reihsangebörig: 
teit erliſcht demnach von jelbft auch die Wehrpfliht. Durch die 
Auswanderung fann man fich daher derjelben entziehen und aus 
diefem Grunde bewirkt die Wehrpflicht eine Erſchwerung der Bor: 
ausfegungen, unter denen die Auswanderung geftattet ift. Anderer: 
jeit3 fol die Ausmwanderungsfreibeit nicht durch die Rückſicht auf 


die Mehrpfliht aufgehoben oder ſoweit befchräntt werden, daß fie 


thatjächlich werthlog wird; dies würde aber der Fall fein, wenn 
die Auswanderung während der ganzen Dauer der Wehrpflict 
unftattbaft wäre. Es ift deshalb die Geftattung der Ausmande: 
rung nicht an die Beendigung der Wehrpflicht, fondern an bie 
Erfüllung des wichtigften Theile derfelben, der activenDienit: 
pflicht (fiehe unten sub IV.) gefnüpft. Die Auswanderung, um 
ih dem activen Dienfte im Heere oderinder Flotte 
zu entziehen, ift verboten; wenn die active Dienftpflicht aber er- 
füllt ift *), oder wenn der Wehrpflichtige zur Erfüllung der Dienft: 
pfliht fich geftellt hat, zur Ableiftung derfelben aber deshalb nicht 


.— oo. 


1) def. v. 23. Januar 1872 8. 2. Landſt. Geſ. 8. 9. Vgl. Bd. I ©. 603. 

2) W.O. 18. 19 Biff. 5. 

3) Sie bleiben demgemäß auch bei der Bundes-Erfap-Vertheilung außer 
Anrechnung. Siehe oben ©. 5l. 

4) Wehrgeſ. 8. 15 Abi. 3. Neichsverf. Art. 59 Abſ. 2. — Für Offiziere 
und im Offizierrange ftehende Aerzte des Beurlaubtenftandes gelten andere 
Borjchriften, da ihr Dienftvergältniß nicht ausfchließlich auf dem Rechtsgrunde 
der allgem. Wehrpflicht beruht. Siehe unten VIII, 5. Ueber die im activen 
Dienſt befindlichen Wehrpflichtigen vgl. Neichägef. v. 1. Juni 1870 
8. 15 Ziff. 2 u. 3. 
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gelangte, weil er zur Erjaßrejerve überwiejen worden ift, fo bildet 
die Wehrpflicht im Frieden fein weiteres Hinderniß der Auswan: 
derung '). Im Kriege dagegen oder in Zeiten einer Kriegsgefahr 
können bejondere Anordnungen über die Auswanderung vom Kaifer 
erlaſſen werden ?). Mit diefem Grundjag, daß nicht die allgemeine 
Wehrpflicht als foldhe d. h. in ihrem vollen Umfange, fouderu nur 
die in ihr enthaltene oder aus ihr refultirende Pflicht zur Ableiftung 
von Militairdienften im ftehenden Heere oder in der Flotte eine 
Beſchränkung der Ausmwanderungs- Freiheit begründet, ift zugleich 
die Conjequenz gegeben, daß die Auswanderungsbeſchränkung der 
Behrpflichtigen nur jo lange dauert, als die legteren zur Ablei- 
tung der Dienftpflicht herangezogen werden können und bis über 
ihre active Dienftpflicht definitiv entſchieden ift, d. b. fo lange fie 
militairpflichtig find. (Siehe unten sub II und IIL) Die Aus: 
wanderung kann nun aber in doppelter Form erfolgen ?), eutweder 
mit Conſens des Heimathsftaates, d. h. durch Entlafjung aus dem 
Staatsverbande, oder in Folge langer Abweſenheit, aljo durch 
einjeitigen Willensalt des Staatsangehörigen *). Für beide Fälle 
ind demnach Auswanderungsbeſchränkungen zur Sicherung der 
activen Dienftpflicht geſetzlich angeordnet und es ift überdies die 
Behrpfliht der ausgewauderten und in dad Bundesgebiet wieder 
ingemanderten Reich3angebörigen normirt worden. 

a) Die Entlajjung aus dem Staatöverbande eines 
Deutſchen Bundesftaates darf Wehrpflichtigen, welche fich in dem 
Alter vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 25. Lebensjahre 
befinden, nicht erteilt werden, bevor fie ein Zeugniß der Erfa: 
fommilfion darüber beigebracht haben, daß fie die Entlaffung nicht 
blos in der Abſicht nachſuchen, um fih der Dienſtpflicht 
im tebendenHeere oder in der Flotte zu entziehen). 


1) Nur müfjen Erjagreferviften erfter Klafje von ihrer bevorjtehenden Aus—⸗ 
wanderung der Militairbehörde Unzeige machen. Milit.Geſ. 8. 69 Ziff. 8 und 
R.StrafG. B. 8. 360 Ziff. 3. 

2) Reichsgeſ. v. 1. Juni 1870 8. 17. 

3) Abgeſehen von den familienrechtlichen Gründen, welche einen Wechſel 
der Staatsangehörigkeit nach fich ziehen, und ben praktiſch unerheblichen Fällen 
der Erpatriirung zur Strafe. 

4) Bel. Bd. IS. 18. 

5) Reichsgeſ. v. 1. Zuni 1870 $. 15 Abſ. 2 Ziff. 1. Dieje Beitimmung 


vn 


\ 
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Da die Entlafjung des Angehörigen eines Deutſchen Staates aus 
dem Staatsverbande zugleih auch auf die noch unter väterlicher 
Gewalt ſtehenden minderjährigen Kinder fich eritredt, ſofern nicht bei 
der Entlaffung eine Ausnahme gemacht wird '), jo ift in dem Falle, 
daß der Auswanderer minderjährige Söhne hat, welde das 17. 
Lebensjahr zurüdgelegt haben, in der Entlafjungsurfunde ein Bor: 
behalt binfichtlich diefer Söhne zu machen, wenn nicht für diefelben 
das erforderlihe Zeugniß der Erſatzkommiſſion beigebracht wird ?). 
In Kriegszeiten kann durch Kaiſerliche Verordnung auf Grund des 
8. 17 des Reichsgeſetzes v. 1. Juni 1870 die Ertheilung der Aus: 
wanderungs⸗Erlaubniß an Wehrpflichtige ganz unterſagt werden ?). 

b) Ein Wehrpflitiger, welcher in der Abſicht, fih dem 
Eintritte in den Dienjt des ſtehenden Heeres oder Der 
Flotte zu entziehen, ohne Erlaubniß das Bundesgebiet 
verläßt oder nach erreichtem militärpflichtigen Alter fih außer: 
halb des Bundesgebietes aufhält, wird mit Geldftrafe von 150 
bis zu 3000 Mark oder mit Gefängnig von einem Monat biz zu 
einem Sabre beftraft. Der Verſuch ift ftrafbar. Die Beſchlag-⸗ 
nahme des Vermögens des Angeichuldigten zur Dedfung von Gelb: 
ftrafe und Koften ift ftatthaft ). Für den Thatbeftand des Deliktes 


findet jedoch feine Anwendung, wenn der ehrpflichtige, welcher die Entlaflung 
aus dem Gtaatsverbande nachſucht, den Nachweis erbringt, daß er in einem 
andern Bundesftaate die Staatdangehörigleit erworben hat, da durd 
die Ueberwanderung aus einem Bundesftante in einen andern die Wehrpflicht 
nicht berührt wird. a. a. ©. 8. 15 Abi. 1. Bgl. Bd. L ©. 172. 

1) Reichsgeſ. v. 1. Juni 1870 8. 19. 

2) WD. 18. 25 Ziff. 3. Die beiden ftändigen Mitglieder der Erfap- 
tommiffion haben nach den thatſächlichen Verhältniſſen des einzelnen Falles 
darüber zu entfcheiden, ob das zur Entlaffung erforderliche Zeugni zu er- 
teilen ift oder nicht. Der Beſchluß der Erjaglommiljion ift endgültig. Wenn 
die beiden Mitglieder verfchiedener Meinung find, jo ift die Entiheidung der 
Ober⸗Erſatzkommiſſion einzuholen und inzwiſchen von der Ertheilung ber Aus- | 
wanderungd-Erlaubniß Abftand zu nehmen. a. a. O. Ziff. . 

3) W.O. IS. 25 Ziff. 4. 

4) St. G.B. 8. 140 3. 1. Dieſe Beſtimmung tft nur anwendbar auf ſolche 
Perſonen, welche noch nicht zum Soldatenſtande gehören. Rekruten, die be⸗ 
beits ausgehoben, oder Freiwillige, die von einem Truppentheil bereits an⸗ 
genommen ſind, verüben, wenn ſie ſich dem Dienſte durch Entfernung aus dem 
Bundesgebiet entziehen, das Delict der Fahnenflucht und find nad Mab- 
gabe des Militair- Strafgefegbuch® zu beitrafen. 
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iſt es unerheblich, ob der Heerespflichtige durch lange Abweſenheit 
vou Deutſchland die Reichsangehörigkeit wirklich eingebüßt bat oder 
nicht und ob er eine fremde Staatsangehörigkeit erworben hat 
oder nicht. Kehrt er in das Bundesgebiet zurück, ſo kann er zur 
Strafe gezogen werden, wofern die Strafverfolgung noch nicht ver⸗ 
jährt it). Bon dieſem Grundſatz iſt eine Ausnahme nur aner⸗ 
kannt, wenn ein Angehöriger des Deutſchen Reiches, der ſich ſeiner 
Dienſtpflicht durch Auswanderung entzogen bat, in Nordamerika 
naturalifirt worden iſt und dann nach Deutſchland zurückkehrt; in⸗ 
dem Art. 2 des Vertrages des Nordd. Bundes v. 22. Febr. 1868 
(8.6.8. ©. 228) und der entſprechenden Verträge der Nordameri⸗ 
hen Union mit Bayern, Württemberg, Baden und Hellen vom 
‚jahre 1868 beftimmt, daß der zurüdtehrende Auswanderer nur 
wegen ſolcher Handlungen, melde er vor feiner Auswanderung 
verübt bat, zur Strafe gezogen werben könne ?). 


1) Die Frage, wenn die Berjährungsfrift beginnt, ift nicht ohne Schwie- 
rigleit. Es find Hier verjchiedene Fälle zu unterjcheiden. Das@Berbrechen 
fan nicht länger verübt, d. h. fortgejegt werden, als die Dienftpflicyt dauert. 
Verliert der Auswanderer alfo die Reichgangehörigleit, jo beginnt mit dieſem 
Roment die Verjährung ; bleibt er aber reichdangehörig, jo beginnt die Ver— 
jährung erft mit dem Aufhören der Dienftpflicht. Als diefer Zeitpunkt 
tann aber nicht der 1. Januar des Jahres, in dem der Wehrpflichtige fein 
27. Lebensjahr vollendet, wegen $. 6 bed Wehrgejeged angenommen werben, 
wie die3 die herrſchende Anfiht ift — vgl. v. Martig in Hirth's Annalen 
1375 S. 1154 und die daſ. Note 3 angeführten Criminaliſten; denn dieſes 
Geieg jagt nicht, daß die Verpflihtung zum Dienſt im ftehenden Heere in 
allen Fällen mit dieſem Beitpunft endet, auch dann, wenn der Wehrpflich- 
tige fih der Erfüllung diefer Pflicht entzieht. Wer durch feine Schuld den 
Eintritt in das Heer verzögert, der rüdt dadurd auch den Termin Hinaus, in 
dem die Dienftverpflichtung endet. Wer alfo dur Entfernung aus dem Reiche» 
gebiet ih dem Dienft entzieht, deffen Dienftpflicht hört erjt auf mit dem Ende 
der Militairpflidht (fiefe unter ID. Dadurch erledigt fi der von 
vb. Martit a. a. D. angenommene Widerjpruch zwiſchen dem Strafrecht und 
dem Militair-Berwaltungsredht. 

2) Hierdurch ſollte die Veftrafung eines durch die Auswanderung etwa 
verübten Delictd ausgeichloflen werden. Ausdrüdlich ift dies erflärt im Brotof, 
v. 26. Mai 1868 Ziff. II zum Bayr. Bertrage. Für Norbdeutjichland hat der 
Bundestommiflar im Reichdtage (Stenogr. Berichte 1868 ©. 43) den Vertrag 
in diefem Sinne interpretirt. Bgl. über diefen Vertrag die Verhandlungen bes 
Reichſtags vom 16. April 1874 (Stenogr. Ber. ©. 844 fi.) und v. Martitz 
a. a. O. ©. 79 fi. 
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Eine erhöhte Strafe tritt ein, nämlich Gefängniß bis zu zwei 
Jahren, neben welchem auf Gelbitrafe bis zu 3000 Mark er: 
kannt werden Tann, wenn ein Wehrpflichtiger nach öffentlicher Be: 
kanntmachung einer vom Kaifer für die Zeit eines. Krieges oder 
einer Kriegsgefahr erlaffenen befonderen Anordnung in Widerſpruch 
mit derſelben auswandert). 


Das Strafverfahren gegen Abweſende, welche ſch der Wehr⸗ 


pflicht entzogen haben, iſt in der Reichs-Strafprozeß-Ordnung 88. 
470 ff. beſonders geregelt worden. Eigenthümlich iſt demſelben, 
daß die Erhebung der Anklage und die Eröffnung der Unterſuchung 
auf Grund einer Erklärung der mit der Kontrole der Wehrpflich— 
tigen. beauftragten Behörde erfolgt. 


c) Wenn ein Wehrpflichtiger durch Entfernung aus dem. 
Bundesgebiet fih der Erfüllung der Wehrpflicht entzogen hat und 
jpäter wieder zurüdfehrt, jo entiteht die Frage, in mie weit er 





nachträglich zur Erfüllung der Wehrpflicht ‚und insbefondere der 
activen Dienitpfliht im Heere oder in der Flotte angehalten wer: 


den fang. Syn biejer Beziehung find 3 Fälle zu unterjcheiden. 
Entweder bat die Entfernung den Verluſt der Reichsangehörigkeit 


nicht nad fich gezogen, indem fie den Erforderniffen des 8. 21 des 


Gef. v. 1. Juni 1870 nicht entſprochen und mit der Entlaffung nicht 


verbunden mar — alödann dauert aud die Wehrpflicht ununter: 


brochen fort und der Wehrpflichtige kann zur nachträglihen Erfüllung 


derfelben ?) als unficherer Heerespflichtiger in die Armee eingereiht 


werden. Oder der Auswanderer bat die Reichsangehörigkeit aufge: 


geben und eine fremde Staatsangehörigkeit erworben und kehrt als 


Bürger eines fremden Staates zurüd — alsdann ift er im deutſchen 
Reiche nicht wehrpflichtig. Der dritte Fall endlich ift der, daß der 


zurüdfehrende Deutſche die Reichsangehörigkeit zwar verloren, eine 
andere Staatsangehörigkeit aber nicht erivorben oder wieder ver: 
Ioren hat. In diefem Falle lebt die Wehrpflicht wieder auf und mit: 





1) St. G.B. 8. 140 Biff. 3. Eine Auswanderung kann in biefen Fällen 


immer nur ohne Entlaſſung geſchehen, da die Behörden die Entlafjungs- 
urkunde in Widerſpruch mit der Kaiferl. Anordnung nicht ertheilen dürfen; 
die Auswanderung ift alfo immer nur eine factifche, Die erſt durch 10jährige 
Abmejenheit vom Bundesgebiet den Verlujt ber Reihsangehörigteit nah ſich 
zieht. 

2) Milit.Gef. 8. 33 Abſ. 2. Giehe unten. 
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bin auch die Militairpflicht, gleichviel ob der zurückkehrende Auswan- 
derer die Reichsangehörigkeit wieder erworben bat oder „ftaaten: 
los“ den Aufenthalt in Deutfchland genommen hat. Jedoch können 
jolhe Berjonen im Frieden nicht über das vollendete 31. Lebens: 
jahr hinaus im Dienst zurüdbehalten werden !). BDiefelbe Ber: 
pflichtung trifft Die Söhne ausgewanderter und wieder in das Deutfche 
Rei) zurückgekehrter Perſonen, ſofern fie Feine andere Staatsan- 
gebörigkeit erworben haben 7). Auch Berfonen des Beurlaubten- 
ftandes und der Erſatzreſerve I. Kl., melde nad erfolgter Aus- 
wanderung vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder naturalifirt 
werden, find ebenfalls wieder wehrpflichtig und treten in den- 
jmigen Jahrgang ein, dem fie obne die ftattgehabte Auswanderung 
angehört haben würden ®). 

6. Die Erfüllung der Wehrpflicht ift au außer den erwähn- 
ten Beftimmungen über die Auswanderung durch eine Anzahl von 
Strafdrohungen gefidert. Die meiften derjelben betreffen die ein- 
zelnen in der allgemeinen Wehrpflicht enthaltenen Verpflichtungen 
und können daher erit bei Erörterung der letzteren dargeſtellt wer- 
den; auf die Wehrpflicht im Allgemeinen aber *) beziehen ſich 
folgende Vorſchriften: 

a) „Wer fih vorfäglih Dur Selbftverftümmelung oder 
auf andere Weile zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht 
oder durch einen Anderen untauglid machen läßt, wird mit Ge- 
fängniß nicht unter Einem Sabre beftraft; auch kann auf Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. Dieſelbe Strafe trifft 
denjenigen, welcher einen Anderen auf deflen Verlangen zur Er: 
fülung der Wehrpfliht untauglid macht“ 6). Zum Thatbeftande 
it nicht erforderlih, daß die Handlung die gänzliche Untaug— 
(ihfeit zum Militairdienft berbeiführt; die Strafe ift auch dann 


1) Milit. Geſ. 8. 11 Abſ. 1 und 3. Im alle eines Krieges unterliegen 
fe der Erjagreferve- und Landfturmpfliht; unter Umftänden können fie aud) 
landwehrpflichtig fein. 

2) Mil.ef. 8. 11 Abf. 2. 

8) Mil.Geſ. 8. 68, 69 Ziff. 7. 

4) Alſo z. B. and) auf die Erjagreferve- und Landfturmpflicht. 

5) SLEB. 8 142. Wird das Delict von Berfonen des Soldatenftandes 
oder von den im Milit.Geſ. 8. 56 unter 2— bezeichneten Mannichaften des 
Deurlaubtenfiandes verübt, fo finden die Anordnungen des Milit.Strafgejepb. 
$ 81 ind 82 Anwendung. Bol. Milit. Geſ. 8. 60 Ziff. 8. 

Yaband, Reihäfnatsrecht. IIL. 10 


I 
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perwirkt, wenn der Wehrpflichtige zum Waffendienſt ˖untauglich ge- 
macht wird, zu anderen militairifchen Dienften dagegen verwend⸗ 
bar bleibt '). 

b) „Wer im der Abſicht, ſich der Erfüllung der Wehrpflicht 
ganz oder theilmeife zu entziehen, auf Täuſchung berechnete 
Mittel anwendet, wird mit Gefängniß beftraft; auch kaun auf Ber: 
luſt der bürgerlichen Ehrenvechte erlannt werben. Dieſelbe Straf: 
vorſchrift findet auf den Theilnehmer Anwendung” ?). Dieſes 
Delict; kann nur einer Behörde gegenüber verübt werben, welche 
über die Erfüllung der Wehrpflicht des Einzelnen eine Ent: 
ſcheidung zu treffen hat; dieſe Behörde braucht aber nicht gerade 
eine Erſatzkommiſſion oder Obererſatzkommiſſion zu Ten; ſondern 
e3 Tann jede Givil- oder Militärbehörde fein, welche behufs Durch⸗ 
führung der Wehrpflicht in irgend einem Stadium vom Beginn 
bis zum Erlöfchen derſelben eine amtliche Thätigkeit zu entfalten 
bat, alſo insbefondere auch die mit der Aufitellung der Liften be 
trauten Gemeindebehörden, die Landwehr: Bezirksfommando’3 u. ſ. w. 
Zum Thatbeftande ift ferner nicht erforderlich Die Borfpiegelung 
eines Eörperlichen oder geiftigen Mangels, um die Behörden über 
die Tauglichkeit des Wehrpflichtigen zu täufchen, ſondern es 
kann auch verübt werden duch Machinationen, um bie "über die 
Erfüllung der Wehrpflicht enticheibenden Behörden Binfichtlic) der 
Reichsangehörigkeit des Wehrpflichtigen, über feine rechtliche Fähig: 
feit zum Eintritt in das Heer oder zum Berbleiben in bemielben, 
über fein Lebensalter, über das Borbandenfein von Befreiungs- 
gründen u. f. w. irre zu führen. 


I Die Militairpflidt. 

1. Begriff. Militairpflichtig ift derjenige, meldher der Aus: 
bebung zum Dienft im ftehenden Heere oder in der Flotte unter: 
worfen ift?). Die Militairpflicht ift begrifflih der Wehrpflicht 
ganz gleichartig. Ste tft Feine Dienftpflicht; fie enthält nicht bie 
Obliegenheit zu Leiltungen für das Heer oder die Flotte; der 

1) Oppenhoff. Kommentar Note 2 zu 8. 142 cit. 

2) S.G.B. 8. 148. Bol. Mil.St. G.B. 8. 83. 

3) M.&.8.10. — Die W.O. Ig. 20 8.1 definirt: „Die Militatrpflicht iſt 
die Pflicht, fich der Aushebung für das ftehende Heer oder die Flotte zu unter⸗ 
werfen.” Dieje Definition tft juriftiich nicht correct; denn der Milttairpflichtige 
ift nicht verpflichtet „fich zu unterwerfen,“ fondern er ift ohne feinen Willen 
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Rilitairpflitige gehört nicht zur bewaffneten Macht; er unterliegt 
nicht der militairiichen Disciplin und Rechtsordnung. Aber die 
Rilitairpflicht ift eine Potenzirung oder Qualifikation der Wehrpflicht. 

Wehrpflichtig ift jeder, mwelder dem Befehl zum Dienft 
in der bewaffneten Macht zu geborchen verpflichtet ift, alſo auch 
dem Befehl zum Dienft im Landflurm, in der Landwehr und in 
der Seewehr; die Wehrpfliht umfaßt ferner auch den activen 
Dienft jelbft mit. Die Militairpflicht dagegen ift nur ein 
vorübergehendes Stadium der Wehrpflicht; fie bezieht fi nur 
auf die Ausbebung zum ftebenden Heere und zur 
slotte; fie beginnt daher erft mit dem Lebensalter, in welchen 
der Webrpflichtige fi die Ausbebung gefallen laſſen muß, und fie 
endet mit der definitiven Enticheidvung Aber die Dienftpflicht, 
gleichoiel ob diefe Entfcheidung in der Ausbebung für einen Trup- 
pen: oder Marinetbeil, oder in der Weberweifung zur Erjabreferve 
oder Seewehr, oder in der Ausmufterung refp. Ausichließung vom 
Dienft befteht '). Während die Wehrpflicht mit dem vollendeten 
17. Lebensjahre beginnt, fängt bie Militairpflicht erfi am 1. Januar 
de3 Kalenderjahres an, in welchem der Webrpflichtige das 20. 
Lebensjahr vollendet ?).. Wenn ber Webrpflichtige Schon por dieſem 
Zeitpunkt fi freiwillig zum Eintritt in das Heer oder bie Flotte 
meldet und zur Erfüllung der Dienftpflicht zugelaſſen wird ®), fo 
wird er im juriftiihen Sinne überhaupt niemals militairpflichtig, 
da er der Aushebung nicht mehr unterworfen ift . Wenn anderer: 
feitg ein Wehrpflichtiger die endgültige Entſcheidung über feime 
Dienftpflicht dadurch unmöglich macht, daß er ſich vor den Erjat- 
bebörden nicht zur Unterfuchung geftellt, fo bleibt er bi3 zum 
Erlöſchen feiner Wehrpflicht fortdauernd militair: 
pflichtig9. 

Die Wehrpflicht in ihrer allgemeinen Bedeutung und die 
Nilitairpflicht insbeſondere haben das mit einander gemein, daß 


und ohne ſein Zuthun der Aushebung unterworfen; die Miſitairpflicht iſt ein 
Zuſtand. 

1) 8.D. L 8. 20 8. 2. 

2) 8.8. 8. 6 Abi. 1. Mil.®. 8. 10. 

3) Wehr⸗Geſ. 8. 10. 

4) Rildei. 5 10. W.O. 18. 8. 2.. 

5) BD. 185. 34 34 Es laͤßt ſich zwar ein beſtimmter Zeitpunkt an- 

10 
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fie an fi, d. h. jo lange nit die Einberufungsordre hinzukömmt, 


zu militairiſchen Dienften nicht verpflichten. Dagegen ift die 
Militairpfliht dadurch von der Wehrpflicht verjchieden, daß fie die 
Berpflichtung zu Handlungen in ſich fchließt, welche die Durd-: 
führung der die Dienftpflicht regelnden Vorichriften, die Rekruti- 


rung, erleichtern oder ermöglichen. Diefe Handlungen find die 


Anmeldung und die Geftellung. Mit Rüdfiht hierauf giebt 


ed in der That eine Erfüllung der Militairpflicht durch ein pofi⸗— 


tive Thun. Für die Erfüllung der Militairpfliht ift reiche: 


gejeblih der wichtige Grundſatz anerkannt, daß fie nit in dem Ge 
biete Yesjenigen Staates zu erfolgen bat, dem der Militairpflichtige 
angehört, fondern in demjenigen, in welchem er jeinen dauernden 


Aufenthaltsort bat. Man pflegt dies die „militairifche Frei: 
zügigkeit“ zu nennen. Wenn der Militairpflihtige im Bundes: 
gebiet einen dauernden Aufenthaltsort nit hat, fo ift die Mil: 


tairpfliht da zu erfüllen, wo er feinen Wohnſitz d. b. feinen 
ordentlichen Gerichtsftand hat. Wer innerhalb des Bundesgebietes 
weder einen dauernden Aufenthaltsort nod einen Wohnſitz bat, 
muß die Militairpfliht an feinem Geburtdort erfüllen, und wenn 
auch der Geburt3ort im Auslande liegt, in demjenigen Aushebungs⸗ 


bezirte des Inlandes, in welchem die Eltern oder Familienbäupter 


ihren legten Wohnfit "hatten (locus originis) ?). 


2. Die Meldepflicht „Die Militairpflihtigen und deren 
Angehörige haben die Anmeldung zur Stammrolle nah Maßgabe 
ber gegenwärtig beſtehenden VBorjchriften zu bewirken.“ Mil.-Geſ. 


geben, in welchem die Militairpflicht oder — was dafjelbe ift — das militair- 
pflihtige Lebensalter eines Wehrpflichtigen beginnt, aber nicht ein be 
ftimmter, für alle Fälle gültiger Zeitpunkt, in welchem es aufhört. Der äuferfte 
Termin, bis zu welchem die Militairpflicht fortdauern Taun, ift das vollendete 


42. Lebensjahr. 


1) Mil.Geſ. 8.12 Abſ. 1. WDO.18. 3, AM. — Das Wehrgei. v. 1867 
8. 17 Abſ. 1 erforderte die Erfüllung der Militairpflicht am Orte des Wohn 


ſitzes. Die Motive Hierzu führen aus, daß dieſe Beſtimmung die noth- 


wendige Conſequenz des nach Art. 3 der B.Berf. beftehenden gemeinfamen In 
digenats in Verbindung mit ber allgemeinen Wehrpflicht ſei. Allein eine Folge 
des Indigenats ift das im Freizügigkeitsgeſ. 8. 1 anerlannte Recht zum unde 
Ihränkten Aufenthalt im ganzen Bundesgebiet auch ohne Niederlaffung 
d. h. ohne Begründung eines Wohnfiges im juriſtiſchen Sinne. Dieſes Recht 
würbe in vielen Fällen ilfuforifch werben, wenn ber Militairpflichtige behufs 


Erfüllung der Militairpflicht von dem Ort feines dauernden Aufenthaltes an ben 








L 
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F. 31. Durch dieſe Anordnung iſt nicht nur die Meldepflicht ge⸗ 
ſetzlih begründet, ſondern es iſt auch die Geſammtheit der über die 
Erfüllung derfelben „gegenwärtig“ d. h. bei Erlaß des Militair- 
geſetzes beſtehenden Vorſchriften mit formeller Geſetzeskraft ausge- 
ſtattet worden, jo daß dieſelben nur in der Form des Geſetzes ab- 
geändert werben können. Diele Vorſchriften find enthalten im $. 59 
der Militair⸗Erſatz-⸗Inſtruktion vom 26. März 1868 und find in die 
Behr-Drbn. I 8. 23 übergegangen. Im Einzelnen gelten folgende 
Säße: 

a) Die Relrutirungd-Stammrollen find von den 
Gemeinden oder gleihartigen Verbänden unter Kontrole der 
Erſatzbehörden zu führen!) In diefelben find alle Militair- 
plihtigen der Gemeinde einzutragen; fie werden auf Grund der 
Givilftandsregifter *) und der erfolgten Anmeldungen der Militair: 
pflichtigen, ſowie amtliher Ermittelungen geführt. Die Regelung 
und Sontrole der Führung innerhalb des Aushebungsbezirkes ift 
Sache des Eivilvorfigenden der Erfagfommilfion; zu allgemeinen 
Erlaffen über die Führung der Stammrollen ift die in der dritten 
Inſtanz fungirende Civilbehörde befugt. Die Eintragungen erfolgen 
in alphabetifher Ordnung der Militairpflihtigen. Im die Liſten 
find auch diejenigen Wehrpflichtigen aufzunehmen, welche vor Be: 


Ort feines Wohnfiges zurüdtehren müßte. Der Gedanke des Wehrgejeges von 1867 
hat im Militairgejeg von 1874 einen befferen und genaueren Ausdrud gefunden. 

1) Mil. Geſ. 8. 81. 

2) Mil.Geſ. $. 32. — Die mit Fuhrung der Civilſtandsregiſter betrauten 
Behörden Überjenden unentgeldlich zum 15. Januar jedes Jahres 

a) den Borftehern der Gemeinden zc. einen Auszug aus dem Geburts⸗ 
Regifter des um 17 Zahre zurückliegenden Kalenderjahres, enthaltend alle Ein: 
ttagungen der Geburtsfälle von Kindern männlichen Geſchlechts innerhalb der 
Gemeinde ze. . 

b) Den Eivilvorfigenden der Erſatzkomm. des Bezirks einen Auszug aus 
dem Sterberegifter des legtverfloffenen Kalenderjahres, enthaltend die Eintra- 
gung von Zodesfällen männlicher Berfonen, melde das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, des Bezirks. W.D. J 8.45 3.7. Aus ber letztgedachten 
Liſte macht der Civilvorſ. der Erſ. Kommifſ. den Gemeindevorſtänden unmittelbar 
oder ducch Vermittlung des Civilvorf. ber betreffenden Erj.Komm. Mittheilung 
über die Todesfälle derjenigen Perſonen, welche in ber Gemeinde geboren find, 
damit diefelben aus den Stammrollen fortgelaffen ober in denfelben geftrichen 
werben. Ebendaf. 3. 9. Die Anfertigung bes Auszugs unter a) ift nicht er- 
forderlich, wenn die Führung der Eivilftandsregifter und der Stammrollen für 
einen Bezirk durch eine und biejelbe Behörde erfolgt. a. a. O. 8. 10. 
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ginn des militairpflichtigen Alter freiwillig eingetreten find; fie 


werben jedoch nach der Eintragung mit bezüglidhem Vermerk wie- 





der geftrihen. Zum 15. Februar jedes Jahres merden die Stamm: 


rollen de3 laufenden Yahres und der beiden Vorjahre unter Bei- 


fügung der Auszüge aus den Geburtsregiftern nnd der Benad: 
richtigungsschreiben über Todesfälle, an den Civilvorfigenden der 
Erfatfommiffion eingereicht. Derfelbe veranlaßt, joweit erforderlich, 
die Berichtigung der Stammrollen, fertigt auf Grund derſelben 


für jedes Jahr die alphabetiſche Lifte, d. b. die Zufammenftellung 


aller in den Stammrollen eines Jahres enthaltenen Militairpflich⸗ 


tigen für den ganzen Ausbebungsbezirt, an und jendet ſodann die 


Stammrollen dem Gemeindevorſteher zurück )). 

b) Die Wehrpflichtigen haben nach Beginn der Militairoflicht 
die Verpflichtung, ſich bei der Behörde des Ortes, an welchem 
fie die Militairpflicht zu erfüllen haben, zur Aufnahme in Die 
Relrutirungs3:Stammrolle anzumelden Die Mel 
dung muß in der Beit vom 15. Januar bis zum 1. Februar er: 
folgen und ift alljährlich fo lange zu wiederholen, bis eine enb- 
gültige Entſcheidung über die Dienftpflicht duch die Erſatzbehörden 
erfolgt ift; e3 fei denn, daß der Militairpflichtige von ‚ver Wieder: 


bolung der Anmeldung auf einen beftimmten Zeitraum von den 
Erſatzbehörden ausdrüdlich befreit oder über das laufende Jahr 
hinaus zurüdgeftellt worden if. Berlegt der Militairpflichtige nah 
Anmeldung zur Stammrolle im Laufe des Jahres feinen dauern: | 
den Aufenthalt oder Wohnfig nah einem andern Aushebungs⸗ 

bezirt, jo bat er dies ſowohl derjenigen Behörde, welche ihn im die 
Stammrolle aufgenommen bat, als auch derfenigen, welche an fei: 
nem neuen Aufenthaltsorte die Stammrolle führt‘, anzumelden. | 


— 





Eine Verſäumniß der Meldefriſten entbindet nicht von der Er- 


fülung der Meldepflicht *). 


c) Wenn Wehrpflichtige von dem Orte, an meldhem fie fi 


zur Eintragung in die Stammrolle anzumelden haben, zeitweilig 
abmefend find, fo haben ihre Angehörigen d. h. ihre Eltern, 


Bormünder, Lehr, Brod- oder Fabrikherren die Berpflidhtung, 


fie anzumelden °). 


1) WO. I 8. 44, 45, 46 8. 2, 48 2. 4. 
2)WO.18. 3. 
BD. 18.28 Bif. 5. 
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d) Die Ribterfüällung der Meldepflicht wird an den 
Nilitairpflihtigen und deren Angehörigen, fofern ihnen ein Ber- 
ſchulden zur Laſt fällt, mit Gelofttafe bis zu 30 Mark oder mit 
Haft bie zu 3 Tagen beftxaft *). Das Delict ift fein militairiihe; 
e3 gehört zur Kompetenz der bürgerlichen Gerichte. 

3. Die Gekellungspflidt. „Die Militairpflitigen 
baben fih vor den Erſatzbehörden zu geftellen bis über ihre Dienft- 
verpflichtung endgültig entichieden ift, jedoch höchſtens zweimal 
jährlich“ Mil. Geſ. 8. 10. Die Geftellung findet in demjenigen 
Aushebungsbezirk ftatt, in welchem der Militairpflichtige ſich zur 
Stammrolle zu melden hat’), und zwar während ber gangen Dauer 
der Militairpflicht, ſofern der Militairpflichtige nicht durch die Er- 
ſatzbehörden von der Geſtellung ganz oder theilweiſe entbunden 
worden iſt *). Die Geſtellungspflicht gliedert fi wieder in die 
Seftellung zur Mufterung, das ift bie Geftellung vor der Er- 
japlommifflon, und indie Geſtellung zur Ausbebung, das ift 
die Geftelung vor der Ober⸗Erſatzlommiſſion. 

a) Die Beftellung zur Mufterung. Der Aushebungs⸗ 
bezirt wird, wenn nöthig, in mehrere Muſterungsbezirke zerlegt *); 
die Mufterungsorte find fo zu wählen, daß die zu miürternden 
Nilitairpflichtigen möglich nicht länger als einen Tag, einſchließ⸗ 
lid des Rückweges, ihren bürgerlichen Geſchäften entzogen werden, 
und die Zahl der an einem Zage zu mufternden Militairpflid: 
tigen darf 200 nur ausnahmsweiſe überfteigen °). Die Beorderung 
der Mättairpflichtigen zur Muſterung erfolgt durch die Gemeinde: 
vorſteher; in Folge der Beorderung mäflen fih alle Militairpfli- 
tigen des Bezirks, welche noch feine endgültige Entſcheidung durch 
die Erſatzbehörden erhalten haben oder von der Geftellung zur 
Muflerung nicht ausdrücklich durch den Eivilvorfitenden ber Erſatz⸗ 
fommiffion biöpenfirt worden find, in dem Mufterungsorte ihres 
MNufterungsbezirkes ftellen‘). Wer der Beorderung Feine Folge 


1) Mil.def. 8. 83 Wi. 1. WO. IS. 238 2. 10. 

2) W.O. 18.24 8. 2. Im Auslande wohnhafte Militeirpflichtige können 
fi jedoch einem ihrem Wohnorte näheren Bezirke überweijen laflen. 

8) WHO. I8. 2 36. 

9 W.O. I8. 18.4. 

5) W.O. I G. 50 84,5. 

6) W.O. I 8. 61. Eine Geftellung in einem andern Muſterungsbegirk ift 
ausnahmsweiſe im Falle der Behinderung des Geftellungspflitigen zuläffig. 
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Yeiftet, Tann durch Anwendung geſetzlicher Zwangmaßregeln zu jo: 
fortiger Geftellung angehalten werden. 

Jeder Militairpflichtige wird der Erſatzkommiſſion einzeln vor: 
geftelt; er muß fich einer Törperliden Unterfuhung unterwerfen 
und fi zu diefem Zwecke auf Verlangen des Arztes völlig ent: 
blößen; er muß ferner behufs Vervollftändigung und Berichtigung 
der Grundliften über feine bürgerlichen Verhältniſſe Ausknuft geben 
und die erforderlichen Angaben machen behufs Feſtſtellung, ob 
Ausihließungsgründe vom Milttairdienfte vorhanden find '). 

b) Die Geftellung zur Aushebung. Nach beemdigter 
Mufterung werden die Milttairpflichtigen dem Ausfall der Mufterung 
gemäß in Kategorien getheilt und für jede diefer Kategorien wird 
eine Vorftellungslifte angelegt *). Die vom Dienft im Heere aus: 
zufchließenden Milttairpflichtigen (Borft.:Lifte A), die megen geiftiger 
oder Törperlider Gebrechen oder megen Mindermaßes dauernd 
untauglichen (Borft.:Lifte B), und die wegen zeitlicher Untauglich⸗ 
feit, wegen bedingter Tauglichkeit oder als überſchüſſig zur Erſatz⸗ 
rejerve II. Kl. in Vorſchlag gebrachten Militatrpflichtigen (Vorſt. 
Lifte C lit. a, b, d) werden der Ober-Erfahlomm. nur auf be 
jondere Anordnung derjelben perjönlich vorgeftellt ®); für diefelben 
bat daher die Militairpfliht nach geichehener Mufterung in der 
Regel Teine praktiihe Bedeutung mehr. Dagegen find die wegen 
häuslicher Verhältniſſe zur Erjagreferve IL Kl. in Vorſchlag ge: 
brachten Militairpflichtigen (BL. C lit. c), ſämmtliche zur Erſatz⸗ 


teferve I. KL. (3.2. D) und ſämmtliche zur Aushebung (B.L. E) 


in Vorſchlag gebrachten Militairpflichtigen der Landbevölkerung, 
fowie die Militairpflichtigen der feemännifchen Bevölkerung (V. L. F), 
wofern fie an der Mufterung Theil genommen haben, endlich die 
von den Truppen= oder Marinetheilen abgemwiejenen Freiwilligen ver: 
pflichtet, fi) vor der Ober⸗Erſatzkommiſſion zur Aushebung zu geftellen. 


— Ber durch Krankheit am Ericheinen im Mufterungstermin verhindert ift, 
bat ein ärztliches Atteft einzureichen, welches von ber Polizeibehörbe zu be 
glaubigen ift, wenn der auöftellende Arzt nicht amtlich angeftellt if. Die Erf.- 
Komm. darf feine außerterminlide Wufterung veranlaflen und fie kann &e- 
müthatrante, Blödfinnige, Krüppel zc. auf Grund eines derartigen Aiteftes von 
der Geftellung überhaupt befreien. 

1) 8.8.18. 62. 

2) ®.D. 18. 67 8. 4 und 8. 49. 

3) WD..I 8. 68 8. 8. 
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Der Plan zur Ausbebungsreife im Bezirke wirb von ber 
Dber-Erfagfommifl. feitgeftellt und den Erſatzkommiſſionen mitge- 
teilt ). Die Civilvorſitzenden der legteren haben die Aushebungs⸗ 
termine amtlich bekannt zu machen und die Geftellungspflichtigen 


nad dem Ausbhebungsort zu beordern ). Außerdem ift jeber in. 


den Grundliften des Aushebungsbezirks enthaltene Militairpflichtige 
berehtigt, im Ausbhebungstermin zu erfcheinen und der Ober-Er- 
ſazkomm. Anliegen vorzutragen ?). 

Die Militairpflichtigen werben der Ober⸗Erſatzkommiſſion in 
der Reihenfolge vorgeftelt, in welcher fie in den Vorſtellungs⸗ 
iiten oder deren Beilagen ſtehen. Sie müflen fich einer noch⸗ 
maligen körperlichen Unterfuchung unterwerfen. Die von der Ober: 
Erfaglomm. getroffenen Entſcheidungen werben ſogleich in die Bor: 
Rellungsliften eingetragen. Die tauglich befundenen Militairpflich- 
tigen werden, ſoweit es zur Dedung des Nekrutenbedarfes und 
des Nacherſatzes erforderlich ift, in der regelmäßigen Reihenfolge *) 
ausgehboben. Die Reihenfolge wird in jedem Aushebungsbezirk 
duch das 2008 beftimmt d). Die ausgehobenen Rekruten werden 
in den Grundliften geftrihen und erhalten Urlaubspäfle. Mit 
Aushändigung derfelben treten fie zu den Mann- 
haften de3 Beurlaubtenftandes über und find der 
Kontrole der Landwehrbehörden unterftellt ®). 

ec) Die ſchuldbare Verlegung der Geftellung 3: 
pflicht tft mit derfelben Strafe bedroht wie die Verlegung der 
Meldepflicht, nämlich mit Geldftrafe bis zu 30 Mark oder Haft 
bis zu 3 Tagen’), falls nicht zugleich eine härtere Strafe ver- 
wirkt, d. b. der Thatbeftand des im 8. 140 3. 1 des St. G. B.'s 
normirten Delicts gegeben ift. 


1) Die näheren Borfchriften find enthalten in der WO. I 5. 68. 

2), BD.18 688.6 8 712.1. 

3) Meldet fih im Wushebungstermin ein Militairpflichtiger, der in den 
Grundliſten nicht aufgeführt ift, fo ift nah W.O. IS. 71 8. 8 zu verfahren. 

4) Abweichungen hiervon find mur im Intereſſe einzelner Waffengattungen 
geſtattet, fofern in der regelmäßigen Reihenfolge eine genügende Zahl taug- 
licher Rekruten nicht zu finden iſt. Mil.Geſ. 8. 18 Abſ. 2. WO. IS. 72 8.5. 


fd 


5) Mil.ef. 8. 13 Abi. 1. Ausführliche Beitimmungen über die Rangi-⸗ 


rang und Looſung enthält bie WO. I 8. 65. 
6, WO. 18. 72 8. 6. Mildei. 8. 34. 
7) Mil Geſj. 8. 38 Abi. 1. 
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Außer diefer gerichtliden Beftrafung kann die Nichterfüllung der 
Geftelungspflicht Nachtheile Hinfichtlich der Erfüllung der Dienſtpflicht 
nad) ſich ziehen. Die Erſatzbehörden find befugt, Militairpflichtigen, 
welche in dem Mufterungs: oder Aushebungstermin nicht pünktlich 
‚erihienen find, die Bortheile der Loofung zu entziehen !), und wo- 
fern die Verſäumniß in böslicher Abficht oder wiederholt erfolgt 
ift, fönnen die Erjatbehörden fie des Auſpruchs auf Zurüdftellung 
oder Befreiung von der Dienftpfliht verluftig erflären und als 
unfichere Heerespflichtige fofort in die Armee einreiben laſſen. 
Alsdann wird die Dienftzeit erft vom nächftfolgenden Rekruten⸗ 
Einftellungstermin ab gerechnet ?). 

Wenn der Militairpflichtige bei der Mufterung auf Täufchung 
berechnete Mittel anwendet, um ſich der Erfüllung der Dienftpflicht 
zu entziehen, jo wird er nah 8. 143 des St. G. B.'s beftraft ). 
‚Dem Eiviloorfigenden der Erſatzkommiſſion Liegt es ob, die Eiw 
leitung der gerichtlichen Unterfuchung herbeizuführen *). 


ID. Die Entiheidung über die Dienftpflidt. 
| Die allgemeine Wehrpflicht ift, wie bereit3 bemerkt wurde, 
feine allgemeine und gleiche Dien ft pflicht, d. h. nicht jeder Wehr: 
pflichtige iſt dienſtpftichtig. Die Einziehung der Wehrpflichtigen 
zum Dienſt iſt vielmehr abhängig von ihrer Würdigkeit, ihrer 
Tauglichkeit, ihren bürgerlichen Verhältniſſen und von der Rangi- 
rung der Militairpflichtigen. Weber jeden Militairpflichtigen findet 
daher eine Unterfuhung und Entſcheidung binfichtlich feiner Dienft- 
pflicht ſtatt. Hierbei ift der Rechtsweg ausgeſchloſſen, die Gerichte 
find nicht competent, ein Prozeßverfahren findet nicht ftatt; auch die 
Verwaltungsgerichte können nicht angerufen werden. Die Eutſchei⸗ 
dung liegt vielmehr ausſchließlich den Erſatzbehörden d. h. dem mit 
den fländigen Gefchäften der Heeresergänzung betrauten Beriwal- 
tungsbehörden ob. Ihrer Natur nad tft die Enticheidung über 
die Dienftpflicht aber Fein Verwaltungsgeſchäft °), fondern ein rid: 
terliches Urtheil; fie beſteht in der Feſtſtellung der relevanten that: 


1) Sie m werden in biefem Falle als „Vorweg Einzuſtellende⸗ in der Reihen⸗ 
folge der Militairpflichtigen rangirt. W.O. I 8. 65 Fiff. 8. 

2) Mil.Geſ. 8. 88 Abſ. 2. 

3) Siehe oben ©. 146. 

4) BD. 18. 64 Biff. 3. 

5) Bgl. über die juriftifche Bedeutung deffelben Bb. II ©. 199 fg. 2121g- 


% 
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fühliden Umſtände und in der logiſchen Unterorbuung derſelben 
unter Rechtsregeln. Durch die Entiheidung der Erſatzbehörden 
wird im rechtskräftiger Weile der Anſpruch des Staates auf die 
militatrifchen Dienfte des Wehrpflichtigen reip. das Vorhandenſein 
und der Umfang der Dienftpflicht des legteren feſtgeſtellt; fie Ichafft 
formelle Recht zwifchen dem Staat und dem Webrpflichtigen in ähn- 
liher Weiſe wie das gerichtliche Urtheil unter den Prozep- Parteien. 

1. Die zur Entiheidung fompetenten Behörden. 
Diefelben find aus militairiihen und bürgerlichen Elementen zu- 
ſammengeſetzt, da bei der Nefrutirung nicht ausschließlich militai- 
riſche Intereſſen in Betracht fommen. Sie find in vier Ynftanzen 
gegliedert. Die erfte Inſtanz ift die Erfatfommiffion Sie 
wird für den Aushebungsbezirt gebildet und befteht aus dem 
Landwehr⸗Bezirkskommandeur und einem Bermaltungsbeamten de3 
Bezirks, oder wo ein folder Beamter fehlt, einem befonders zu 
diefem Zwecke beftellten bürgerlichen Mitgliede ’). Die zweite In⸗ 
ſtanz bildet ie OD ber: Erfagfommiffion für den Infanterie: 
Brigadebezirk; fie befteht aus dem Infanterie-Brigadelommandeur 
und einem böberen Bermwaltungsbeamten ?). Die dritte In—⸗ 
tanz fungirt für den Armeekorps-Bezirk; fie wird gebildet durch 
den kommandirenden General des Armeelorps in Gemeinichaft mit 
dem Chef einer Provinzial: oder Landesbehörde, ſofern nicht bier: 
für in einzelnen Bundesftaaten bejondere Behörden beftellt find ?). 
Die Oberaufſicht über die Geſchäftsthätigkeit der Erfahbebörden 
md die oberfte Leitung der. Heeresergänzung wird von den zu: 
Rändigen Kriegsminifterien in Gemeinfihaft mit den oberften Eivil- 
Berwaltungsbebörden der einzelnen Bundesftanten geführt *). Diefer, 


1) Mil.&ef. $. 30 Ziff. 3a. Ueber die lebten Worte bemerkte ber Bericht- 
erftatter (Laster) im Neichdtage: „Wer nicht die Specialverhältniffe in ben 
einzelnen Staaten des Deutſchen Reiches Tennt, wird diefen Zuſatz nicht ver- 
fiehen; e3 ift und aber in der Kommifl. glaubhaft berichtet worden, daß nach 
den Berwaltungsmarimen Medlenburgs nicht in jedem einzelnen Bezirke ein 
jolher Beamter zu finden jein würde, und deswegen mußte eine Spezilbeitim- 
mung für Medienburg getroffen; werben.” Stenogr. Ber. 1874. I Seſſ. S. 864. 

2) Mil. Geſ. 8. 30 Biff. 3b. 

3) Mil.Geſ. 8. 30 Ziff. 3c. Ein Berzeihniß der „Erjagbehörben dritter 
Inſtanz“ und ihrer BZufammenfegung im ganzen Bundesgebiet mit Einſchluß 
Bayerns, Sachſens und Württembergs enthält die W.O. I 8. 2 Biff. 3. 

4) Mil.Geſ. 8. 30 Ziff. 3d. Ein Verzeichniß diefer Behörden enthält die 
BD.18$. 2 Biff. 2. 
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fogen. Mintiftertal-Inftanz, find Angelegenheiten zur Ent- 
ſcheidung vorzulegen, binfichtlich deren bei den Erſatzbehörden dritter | 
Inſtanz Meinungsverjchiedenheiten beftehen, über welche eine Ber: 
einbarung durch fchriftliche oder mündliche Berathung nicht erzielt 
wird ). 

Zur Entiheidung über die geſetzlichen Anſprüche auf Befrei- 
ungen und Zurüdftelungen (Mil.Gef. 8. 20), ferner über die Ent: 
ziehung gewährter Vergünftigungen und Befreiungen vom Militair: 
bienft (eod. 8. 33, 21, 51 und 55), endlich über die Klaffififation 
der Refervemannichaften, der Landwehr und der Erjaßreferve 
I. Klafje mit Rüdfiht auf die gewerblichen und häuslichen Ber: 
bältnifje (eod. 8. 64. 69) treten den ftändigen Mitgliedern der 
Erfag: und Ober-Erjatlommiffion andere Mitglieder hinzu, melde 
aus den Bezirk3-Eingefellenen von den Kommunal: oder Landes: 
vertretungen gewählt, oder wo foldhe Vertretungen nicht vorhanden 
find, von der Landes-VBerwaltungsbehörde ernannt werden. Die 
verſtärkte Erſatzkommiſſion befteht neben den ftändigen 
Mitgliedern aus höchſtens noch einem Offizier) und aus vier 
bürgerliden Mitgliedern; die verſtärkte Ober-Erſatzkom— 
miſſion wird von den ſtändigen Mitgliedern und noch einem 
bürgerlichen ˖ Mitgliede gebildet). Die bürgerlichen Mitglieder 
der Erſatz⸗ und Ober⸗Erſatzkommiſſion nebſt einer gleichen Anzahl 
von Stellvertretern werden auf drei Jahre gewählt *). 

Das Verhältniß der verſchiedenen Inftanzen tft in ſehr eigen: 
thümlicher, fein ausgejonnener Weiſe geregelt, die ſowohl den Ju⸗ 
tereſſen der Militair⸗ und Civilverwaltung als denen der Wehr: 
pflichtigen Rechnung trägt. 

Definiti ve Entſcheidungen über die Dienſtpflicht werden ber 
Regel nad nur von der Ober-Erſatzkommiſſion getroffen; die Er- 
ſatzkommiſſion arbeitet ihr nur vor und ihre Beſchlüſſe unterliegen 
der Revifion und endgültigen Entſcheidung der Ober-Erſatzkommiſ⸗ 
fion. Insbeſondere kann daher die Erjaglommilfion Wehrpflichtige 





1) W.O. I 8. 2 8. 3 letzter Abſ. 
2) Nämlich einem SInfanterie-Offizier, den der Infanterie⸗Brigade-Kom-⸗ 
manbeur der Erjaglommilfion zutheilt. W.O. I 8. 60 2.1. | 
3) Mil. Geſ. 8.30 Ziff. 4 Das bürgerliche Mitglied der Ober-Erfagk. darf 
nicht zugleich Mitglied einer Erſatzkommifſ. fein. W.O. J 8. 2 Biff. 6 letzt. Ubi. 
4) W.O. 18. 282. 6. | 
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nicht von der Dienftpflicht befreien oder der Erjagrejerve zuweiſen. 
Dagegen verfügt die Erſatzkommiſſion die nad) dem Geſetze zuläf- 
figen Zurüdftellungen ®). 

Wo nur die ffändigen Mitglieder an der Beichlußfaflung 
Zheil nehmen, ift bei Meinungsverſchiedenheit derfelben die Ange- 
legenbeit der nächſt höheren Juſtanz zur Enticheidung vorzulegen. 
zür unaufſchiebbare vorläufige Maßregeln ift bei der Erſatzkommiſſion 
die Stimme de3 ECivilmitgliedes maßgebend; dieſe Beftimmung be- 
rubt darauf, daß feine Verfügung der Erfaglommilfion im Stande 
it, einen Wehrpflichtigen definitiv von der Erfüllung der Dienft- 
pflicht zu befreien, die ausſchließliche Geltendmachung des militai- 
riſchen Suterefies aber unmwiderbringliche Nachtheile für ihn her- 
beiführen könnte. Bei der Dber-Erfaplommilfion ift Dagegen die 
Stimme des militairiihen Mitgliedes maßgebend nicht nur für 
unaufſchiebbare vorläufige Maßregeln, jondern auch bei der Ent- 
ſcheidung über die körperliche Brauchbarkeit der Militairpflichtigen 
und die Bertheilung der ausgehobenen Mannjchaften auf die ver- 
Ihiedenen Waffengattungen und XTruppentbeile *). Durch dieſe 
Vorjchriften wird das gegemfeitige Verhältniß der Eivilverwaltung 
und der Militairverwaltung bei dem Erſatzgeſchäft geregelt und 
zwar jo, daß das militairiſche Intereſſe überall volle Wab: 
rung findet. 

Wenn die verftärkte Erfaglommiffion oder Ober-⸗Erſatz⸗ 
kommiſſion die Enticheidung zu treffen bat, jo haben alle Mitglieder 
gleiches Stimmrecht und die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehr- 
beit gefaßt). Dem ftändigen militairiſchen Mitgliede ſteht aber 
bie Erhebung des Einjpruches zu gegen Entiheidungen der Erfah: 
fommiffion über die Klaffififation der Mannichaften der Reſerve, 
der Landwehr und der Erfagreferve I. Kl.; in diefem Falle erfolgt 
die endgültige Entſcheidung lediglich durch die ftändigen Mitglieder 
der Ober⸗Erſatzkommiſſion ). 

Die Betheiligten d. h. die Militairpflichtigen und ihre Ange⸗ 
börigen find berechtigt, bei dem Verfahren vor den Erſatzbehörden 


1) Mil.Geſ. 8. 80 8. 7 Abſ. 1 
2) Mil. Geſ. 8. 30 8. 5. 
3) BL]. 5. 0 2.5 
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Reflamationen anzubringen und Anträge zu ftellen und dieſelben 
durch Vorlegung von Urkunden und Stellung von Zeugen und 
Sachverftändigen zu unterftügen ). Gegen die Entſcheidungen der 
Ober⸗Erſatzkommiſſion fteht den Militairpflichtigen und ihren zur 
Reklamation berechtigten Angehörigen die Berufung an die höheren 
Inſtanzen zu. Nur in folden Aushebungsbezirten, welche ihren 
Kefrutenantheil nicht aufzubringen vermögen, ift das ftändige mili- 
tairiſche Mitglied der Ober⸗Erſatzkommiſſion berechtigt, gegen die 
anf Befreiung vom Militairdienft gerichteten Entſcheidungen Be: 
rufung an die höhere Inſtanz einzulegen ?). 

2. Zurüdftellungen. Diejelben erfolgen in der Regel 
nur für die Dauer des laufenden Jahres d. h. bis zu dem Termin 
für Anmeldung zur Stammrolle im nächſten Sabre; wegen be: 
fonderer Verhältniffe Tann aber eine Zurüdjtellung bis zum dritten 
Militairpflichtjahre gewährt werden), Für die Dauer der Zu 
rüdftellung ift der Militairpflichtige von der Melde: und Geſtellungs⸗ 
pfliht dispenfirt; bei Ablauf der Frift ift er in dem Bezirk der: 
jenigen Erfagfommifion geftellungspflichtig, welche die Zurückſtellung 
verfügt bat; an dieſe Erſatzkommiſſion find daher auch Anträge 
auf Ueberweifung an einen andern Aushebungsbezirk zu richten. 
Zurückſtellungen auf längere Dauer oder aus andern Billigfeits- 
gründen, als den in dem Militaivgefeb angegebenen, können nur 
von der Minifterial-Zuftanz des betreffenden Bundesftaates verfügt 
werden; der Antrag ift Seitens der Erſatzkommiſfion auf dem Sa: 
ftanzenweg einzureichen; die Zuräditellung ganzer Berufsklafien 
auf Grund dieſer Beftimmungen ift unzuläffig *). Bei Eintritt 


1) Mil.Geſ. 8. 30 8. 6. 

2) Mil. Geſ. 8. 30 2. 8. 

3) Mil.Geſ. 8. 20, 21 Abi. 1. WO. 18.278. 3. Wegen zeitiger Aus⸗ 
ſchließungsgründe ift die Burüdftellung bis zum fünften Mililteirpflichtjahre 
zuläffig, Mil.Geſ. 8. 18; behufs ungeftörter Ausbildung für den Lebenslauf 
in ausnahmsweiſen Verhältnifien bis zu einer Geſammtdauer von vier Jahren, 
Mil.Geſ. 8.20 Ziff. 6, alfo ebenfalls bis zum 5. Militairpflidhtiahre; über bie 


zum einjährig-freiwilligen Dienft Berechtigten (Mil.Gef. 8. 14) fiche unten sub 


VII; ®erjonen, die fi dauernd im Wuslande aufhalten, können bis zu dem 
in ihrem dritten Militairpflichtjahre ftattfindenden Aushebungsgeichäft zu- 
rüdgeftellt werden. W.O. IS. 31 Ziff. 7. 


4) Mil.G. 8.22. WHO. 18.27 8.7. 3. 8. der Theologen; vgl Erlaß | 


bes Reichskanzlers und Preuß. Kriegsminifters vom 22. Zuli 1874 (Centralbl. 
f. d. D. Reich ©. 294). 


\ 
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einer Nobilmachung verlieren alle Zurüdftellungen ihre Gültigfeit ; 
fie Eönnen jedoch durch die Erjagfommilfion für die Zeit bis zum 
nächſten Muſterungsgeſchäft von Neuem ausgeſprochen werben !). 

Die geſetzlich anerfannten Zurückſtellungs-Gründe find folgende: 

a) Zeitige Untauglidhfeit. Militairpflichtige, welche 
nod zu ſchwach oder zu klein für den Militairdienft oder mit beil- 
baren Krankheiten von längerer Dauer behaftet find, werben vor: 
läufig zurüdgeftellt und falls fie nicht nach ihrer Loosnummer zu 
den Ueberzähligen ihres Jahrganges gehören, für das nächte Jahr 
borgemerft ?). Die Zurückſtellung erfolgt im Intereſſe des Dienſtes, 
tolglih ohne Antrag und felbft wider den Wunf des Militair- 
plihtigen. Die für den Militairdienſt erforderliche Körpergröße 
wird durch Kaiſerliche Verordnung beitimmt ?). 

b) Zeitige Unwürdigkeit). Wer wegen einer ftraf- 
baren Handlung, bie mit Zuchthaus oder mit dem Berluft der 
bürgerlihen- Ehrenrechte beftraft werden Tann, oder wegen welcher 
die Verurtbeilung zu einer Freiheitsftrafe von mehr als ſechs⸗ 
wöchentlicher Dauer oder zu einer entipredhenden Geldftrafe zu er: 
warten ift 3), in Unterfuhung- jich befindet, wird nicht vor Be: 
endigung der Unterſuchung eingeſtellt. Wer zu einer Freiheits⸗ 
ſtrafe oder zu einer in Freiheitsftrafe umzumandelnden Geldftrafe 
rechtskräftig verurtheilt ift, wird nicht vor deren Vollſtreckung oder 
Erlap eingeftellt. Damit die Verzögerung der Unterfuhung oder 
Strafpollfiredung aber nicht zur Befreiung von der Militairpflicht 


1) W.O. I 8. 27 8. 8. 

2) Mil Geſ. 8. 17 Abſ. 1. Die näheren Vorſchriften über bie zeitige Un— 
tauglichkeit enthält die Heer⸗Ordn. I 8. 8, vgl. auch W.O. IS. 29, ſowie die 
„Dienſtanweiſung zur Beurtheilung ber MilttaiDienftfähigfeit und zur Aus- 
ſtellung von Atteſten“ vom 8. April 1877. Auszugsweiſe abgedrudt bei von 
delldorff J. 1. ©. 335 fi. 

3) Mil.Sef. F. 17 Abſ. 3. Die zur Zeit geltenden Vorfchriften find in 
ber Heer-Orbn. I 8. 5 Ziff. 2 enthalten. 

4) Mil Geſ. 8. 18. 

5) Rah dem Wortlaut des Geſetzes ift eine Unterjcheidung zu machen. 
Iſt bie Handlung eine ſolche, daß die Verurtheilung zur Zuchtgausftrafe über- 
haupt möglich ift, fo muß jedenfalls der Ausgang ber Unterfuchung abge- 
wartet werden; bei andern ftrafbaren Handlungen dagegen iſt die Einſtellung 
"ur daun aufgwfchieben, wenn nach Lage des concreten alles eine Sorigeitß- 
frafe von mehr als 6 Wochen zu erwarten ift. Ä 
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mißbraucht werde, kann die Zurückſtellung folder Perſonen big zum 
fünften Militairpflichtjahre verlängert werden. 

e) Berüdfihtigung bürgerlicher Berhältniffe 

Die Zurüdftelung wird von den Erſatzehörden auf Antrag ber 

Militairpflihtigen oder deren Angehörigen auf Grund ſpecieller 

Prüfung der Umftände verfügt’). Anipruc darauf haben ?): 

%) „Die einzigen Ernährer hülfloſer Familien, erwerbsunfähiger 
„Eltern, Großeltern und Geſchwiſter °). 

B) „Der Sohn eines zur Arbeit und Aufficht unfähigen Grund 
„befigers, Pächter oder Gemwerbetreibenden, wenn diele 
„Sohn deſſen einzige und unentbehrlide Stüße zur wirt: 
„ſchaftlichen Erhaltung des Beliges, der Pachtung oder des 
„Gewerbes ift. 

„Der nächftältefte Bruder eines vor dem Feinde gebliebenen 
„oder an den erhaltenen Wunden geftorbenen oder in Folg 
„derſelben erwerbsunfäbig gewordenen oder im Kriege au 
„Krankheit geitorbenen Soldaten, fofern duch die Zurüd: 
„Kellung den Angehörigen des letzteren eine weſentliche Er: 
„leichterung gewährt werden kann. 
„Militairpflichtige, welchen der Beſitz oder die Pachtung von 
„Srundftüden durch Erbſchaft oder Vermächtniß zugefallen, 
„sofern ihr Lebensunterhalt auf deren Bewirthſchaftung av: 
„gewiefen und die wirthſchaftliche Erhaltung des Beſizes 
„oder der Bachtung auf andere Weiſe nicht zu ermöglichen ill. 
e) „Inhaber von Fabriken und anderen gewerblichen Etablifie 
„ments, in welchen mehrere Arbeiter beſchäftigt find, ſofern 
„der Betrieb ihnen erit innerhalb des dem Dienftpflichtjahre: 
„vorangehenden Jahres duch Erbſchaft oder Vermächtniß 
„zugefallen und deren wirthſchaftliche Erhaltung auf andere 
„Weiſe nicht möglih if. Auf Inhaber von Handelshänfern 
„entiprechenden Umfanges findet diefe Vorſchrift finngemäße 
„Anmendung *). 
D „Militairpflichtige, welde in der Vorbereitung zu einem 


Sf 


Y 


ö 


St 


1) Mil.Geſ. 8. 19. 

2) Mil.&ei. 8. 20. 

8) Bgl. hiezu W.D. I 8. 31 Hiff. 2 bis 5. | 

4) Ueber Motive und Bedeutung dieſes Reclamations⸗Grundes vgl. Stenogt. 
Berichte des Neichst. 1874 ©. 858. 
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„Lebensberufe oder in der Erlernung einer Kunft oder eines 
„Gewerbes begriffen find und durch eine Unterbrechung be: 
„deutende Nachtheile erleiden würden ’). 

n) „MRilitairpflichtige, welde ihren dauernden Anfenthalt im 

„Auslande haben.“ 

Eine bejondere Art der Zurückſtellung iſt für den Fall ange: 
ordnet, daß zwei arbeitsfähige Ernährer hülflofer Familien, er: 
werbunfähiger Eltern, Großeltern oder Geſchwiſter, im militair: 
pflihtigen Alter fich befinden und gleichzeitig nicht entbehrt werden 
innen. In diefem Falle ift Einer von ihnen zurüdzuftellen bis 
der Andere entlafien wird; ſpäteſtens nach Ablauf des zweiten 
Dienftpflihtjahres ſoll der einftweilen Zurüdgeftellte eingeftelt und 
gleichzeitig der zuerjt Eingeftellte entlaflen werben. Diefelbe Be: 
ffimmung findet auf den unter B) angegebenen Fall Anmendung ?). 

d) Ueberzählige. Diejenigen Militairpflichtigen,, welche 
bei der Looſung ?) eine jo hohe Nummer getroffen haben, daß fie 
bei der Ausbebung nicht zur Einftellung in den Militairdienft ge- 
langen, werden nicht ſogleich definitiv vom Dienft befreit. Es 
Tann vielmehr in den beiden nädhftfolgenden Jahren auf diefe Wehr: 
pflihtigen zurüdgegriffen werden, jedoch nur dann, wenn in dem 
Aushebungsbezirk der Rekrutenbedarf in anderer Weife nicht ge: 
dedt werden Tann ®). 

3. Definitive Entfheidungen. Diefelben fünnen einen 
vierfachen Inhalt haben, nämlich 

a) Ausſchließung. Die Verurtheilung zur Zuchthausftrafe 
bat die dauernde Unfähigkeit zum Dienfte in dem Deutſchen Heere 
und der Kaiferlihen Marine zur Folge). Ebenfo find diejenigen 
erg vom Dienfte auszujchließen, welche noch in ihrem 





1) Rad ber RD.ITS$. 31 Ziff. 6 kann diefe Bergünftigung auch ertHeilt 
werden: Handwerksburſchen behufs der Wanderung, den Schifffahrt treibenden 
Rilitairpflichtigen der Landbevölkerung, allen Militairpflichtigen der jeemänni- 
ihen Bevölferung. Seeleute, melche eine deutſche Navigations- oder Schiffs⸗ 
bauſchule bejuchen, haben für die Dauer des Beſuches diejer Anftalten auf 
Zurädftelung Aniprud. Wehr-Geſetz v. 9. Nov. 1867 $. 13 Hiff. 5. 

2) Mil.&ei. 8. 20 Abi. 2. 

8) Bgl. W. O. IS. 60. 

4) Mil.Geſ. 8. 13 Abi. 3. 

5) Str. G. B. 8. 31 Abi. 1. 

Labamd, Reichkſtaatsrecht. III. 11 
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fünften Militairpflihtjahre wegen einer gegen fie ſchwebenden Unter: 
ſuchung oder wegen einer gegen fie verhängten Strafe nicht ein: 
geftellt werden können '). Auch die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte bewirkt die Unfähigkeit, während der im Urtheile be: 
ftimmten Zeit in das Heer oder die Marine einzutreten ?). Wenn 
Militairpflichtige jedoch vor Ablauf ihrer aktiven Dienftzeit wieder 
in den Beſitz der Ehrenredhte gelangen würden, fo Tann ihre Ein- 
ftelung — ihre körperliche Tauglichkeit vorausgeſetzt — in eine 
Arbeiterabtbeilung unter Anrechnung auf die Dienftzeit erfolgen ?). 
Bei MWiedererlangung der Ehrenredhte werden fie zur Ableiftung 
des Heftes der Dienftzeit einem Truppentheile überwieſen *). 

b) Ausmufterung. Militairpflichtige, welche wegen körper: 
. liher und geiltiger Gebredhen dauernd unbrauchbar befunden mer: 
den, find vom Militairdienft und von jeder weiteren Geftellung 
por die Erfagbebörden zu befreien). Dies findet nur auf folde 
Militairpflichtige Anwendung, welche auch zum Dienft ohne Waffe °) 
dauernd untauglih find )). Ihre Ausmufterung erfolgt durch die 
Ober-Erſatzkommiſſion ohne Rüdfiht auf das Militairpflichtjahr, 
in welchem fie ſich befinden. 

c) Ueberweiſung zur Erjfagreferve. Diejelbe ift im 
praftiihen Erfolge eine Befreiung von der aktiven Dienftpflicht im 
Frieden 8). Der Erfagreferve find zu überweifen: 

a) Militairpflichtige, welche wegen unbeilbarer körperlicher Fehler 
nur bedingt brauchbar befunden werden?) und zwar obne 
Rückſicht auf das Militairpflihtjahr, in dem fie fich befinden. 

1) W.O. IS. 35 Biff. 2. 

2) St. G.B. 8. 34. 

3) Mil.&ef. 8. 18, 

4) Ueber die Berädfihtigung ausländiiher Straferfenntniffe vol. W.D. I 
8. 35 Ziff. 3. 

5) Mil.Gef. 8. 15. 

6) Als Pharmazeuten, Kranfenmwärter, Delonomie-Handwerker, in der 
Handwerler-Abtheilung der Werft-Divifionen. Bol. MD. I 8. 29 8. 2. 

7) W.G. 8. 1 Abſ. J WO. IE. 36 2.1. 

8) gl. unten sub VI. 

9) Mil.Geſ. 8. 16. „Bedingte Tauglichkeit wird durch folche bleibende 
Fehler und Gebrechen veranlagt, welche zwar die Gefundheit (!?) nicht beein- 
trächtigen, die Leiftungsfähigfeit jedoch befchränten” — fagt die Heer-Ordn. I 
5. 73.1. Die Anlage 1 hiezu giebt ein Verzeichniß folcher Fehler. 
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8) Ueberzählige, welche auch im dritten Militairpflichtjahr noch 
nicht zur Einftellung gelangen ?). 

7) Beitig Untaugliche, welche vor Ablauf des dritten Militair- 
pflihtjahres nicht dienftfähig werden ?). 

6) In Berüdfichtigung bürgerliher Verhältniffe Zurüdgeftellte, 
denen die im Militairgejeß 8. 20 unter 1 bis 5 aufgeführten 
Berüdiihtigungsgründe auch im dritten Militairpflichtjahre 
noch zur Seite ftehen ?). Wenn ein folder Militairpflichtiger 
aber ſich der Erfüllung des Zweckes entzieht, welcher feine 
Befreiung vom Militairdienft herbeigeführt hat, jo kann er 
vor Ablauf des Sahres, in welchem er das 25. Lebensjahr 
vollendet, nachträglich ausgehoben werden %. Die Entichei- 
dung bierüber erfolgt von der verftärkten Ober-Erſatzkom⸗ 
mifjion, nachdem die verftärkte Erſatzkommiſſion ſich gutacht⸗ 
lich geäußert hat). | 

e) Militairpflichtige, welche wegen bejonderer, geſetzlich nicht 
vorgeſehener BilligleitSgründe ausnahmsweife von der Mini— 
ſterial-Inſtanz von der Einftellung in das Heer befreit werben 9). 
Bei der Ueberweifung eines Militairpflichtigen zur Erfagreferve 

wird gleichzeitig darüber eutfchieden, welcher der beiden Klaſſen der 
Sriagreferve er zugemwiefen wird. Der erſten Klaffe werden zu: 
nähft die Meberzähligen zugewiefen, welche wegen boher Loos- 
nummer nicht zur Einftellung gelangt find. Außerdem wird der 
Bedarf gededt aus den wegen häuslicher Verhältniffe Befreiten, 
wenn die weitere Berüdfichtigung diefer Verhältniffe im Falle des 
Krieges nicht gerechtfertigt erfcheint; aus den wegen geringer för: 
perliher Fehler Befreiten und aus den wegen zeitiger Dienftun: 
brauchbarkeit Befreiten, wenn ihre Kräftigung während der nädjit: 


— — — — — — 


1) Mil.Gef. S. 13 Abſ. 4. Die Ueberführung zur Erſatzreſerve geſchieht 
ipäteitend am 1. Februar des nädjitfolgenden Kalenderjahres; bis dahin können 
fie zu Nacherfag-Geftellungen verwendet werben. W.O. 1 $. 37 8. 4, $. 72 
3.7 und 8. 76 2.1. 

2) Mil.Gef. $. 17 Abſ. 2 

3) Mil.Gef. 8. 21 Abi. 1. 

4) Mil.Gef. 8. 21 Abi. 2 

5) Mil.Gej. 8. 31 B. 4d. W.O. I 8. 37 8. 3 Abf. 3. 

6) Mil.Geſ. 8. 22. 

1 1* 
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folgenden Jahre in dem Maße zu erwarten ift, daß fie voraus: 
fichtlih zum Kriegsdienfte werden eingezogen werden Tünnen '). 
Der erſten Klafle find aljährlih jo viele Mannſchaften zu über- 
weifen, daß mit fünf Jahrgängen der Bedarf für die Mobil: 
mahung des Heeres gededt wird). Wenn ein Ueberſchuß vor: 
handen ift, fo entjcheidet unter den Freigeloosten die Reihenfolge 
der Loognummer, unter den übrigen Mannſchaften das Lebensalter, 
die beflere Dienſtbrauchbarkeit und Abkömmlichkeit?). Der zwei- 
ten Klaſſe werden alle diejenigen, der Erſatzreſerve zugetheilten 
Militairpflichtigen überwiejen, melde als teniger geeignet oder 
überſchüſſig nicht der eriten Klaſſe zugetbeilt werden *). 

In allen Fällen, in melden Militaivpflichtige der Landbe⸗ 
völferung der Erſatzreſerve I oder II zu übermweifen find, werden 
Militairpflichtige der ſeemänniſchen Bevölkerung der Seewehr zweiter 
Klaſſe übermwiejen?). 

d) Ausbebung für dag ſtehende Heer oder die 
Flotte. Dieſelbe iſt zu unterſcheiden von der Einſtellung; fie 
ift lediglih das Urtheil, daß der Militairpflichtige den Dienft 
im aktiven Heer oder in der Flotte zu leiften habe. Sie kann 
wieder einen vierfach verjchiedenen Inhalt haben, nämlich 

a) zum Dienft mit der Waffe. Die hierzu tauglih Be: 
fundenen werden auf die einzelnen Waffengattungen nad) ihrer 
Körpergröße und ihren befonderen Eigenjchaften vertheilt %). Die 
feemännifche Bevölkerung des Reiches ift nur der Aushebung für 
die Flotte unterworfen, vom Dienfte im Landheer befreit ?). 

B) zum Dienfte ohne Waffe und zwar als Kranfenwärter 
Leute, welche Luft und Befähigung zur Krankenpflege haben, als 
Oekonomiehandwerker Militairpflichtige, welche ala Schneider, Schub: 
macher oder Sattler zu verwenden find, und als Pharmazeuten 
jolde zum einjährig-freiwilligen Dienft berechtigte Perſonen, welche 
die Approbation als Apotheker erlangt haben ®). 

1) Mil.&el. 8. 25. 

2) Mil.Gef. 8. 24. 

3) Mil.Gel. 8. 25 Abſ. 3. 

4) Mil. Geſ. 8. 26. 

5) W.O. IS. 40. 

6) Die näheren Vorſchriften find in der 98.18. 5 enthalten. 

7) Reichverfaflung Art. 53 Abſ. 4. 

8) Wehr⸗Geſ. 8. 1 Ab. 2. 9.0.18. 6. 
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y) als Arbeitsfoldaten foldhe zum Dienft mit der Waffe 
taugliche Militairpflichtige, welche nicht im Befit der bürgerlichen 
Ehrenrechte find ). 

ö) zur verſuch sweiſen Einftellung, wenn Militairpflichtige 
angeblich an Gebrechen leiden, deren Borhandenfein bei der Ge- 
fellung vor den Erjagbehörden überhaupt nicht oder nicht in dem 
behaupteten Grade nachgewieſen werden Tann ?). 


W. Die Berpflidtung zum aktiven Dienft im fieben- 
den Heere oder in der Flotte. 


Mit dem Ausdrud „ftehendes Heer“ bezeichnen die Reichs: 
gefege nicht blos die Gefammtheit der bei den Fahnen befindlichen 
Militairperfonen des Friedenzftandes, fondern auch die zur Reſerve 
Beurlaubten ?). Er ift demnach nicht gleichbedeutend mit dem 
Ausdrud: „aktives Heer” *). Ebenfo umfaßt der Ausdrud „Flotte“ 
au die Marinereferve mit. Die Dienftpflicht im ftebenden Heere 
oder in der Flotte gliedert ſich daher in zwei Theile, in die Pflicht 
zum aktiven Dienſt (bei den Fahnen) und in die Refervepflidt°), 
die juriftiich von einander ſehr verſchieden find. 

Die aktive Dienftpflicht ala Beftandtheil der gejeglihen Webr- 
pflicht d. b. im Gegenfaß zur vertragsmäßig übernommenen Dienft: 
verpflichtung ift ein Anwendungsfall der Unterthanenpfliht und 
bat deshalb qualitativ feinen andern Anhalt als die ftaat3bürger: 
lihe Unterthanenpfliht überhaupt, nämlid Gehorſam und 
Treue®). Sie ift aber eine ſtark potenzirte Untertbanenpflicht, 
indem ſowohl die Gehorſamspflicht als die Treuverpflichtung einen 
ſehr ausgedehnten Umfang haben und indem ihre Erfüllung durch 
ſchwere Strafbrohungen gefichert ift. 

1. Die militairifhe Gehorſamspflicht. 

Die ausgehobenen Rekruten find von dem Tage ihres Ein- 
trittes8 in das aktive Heer bis zu dem Ablauf des Tages ihrer 


1) Mil.Geſ. 8. 18. W.O. J 8. 42 Ziff. 2. Siehe oben ©. 162. 
2) W.O. J 8. 42 Biff. 3. 

3) RB. Art. 59 Abſ. 1. WG. 8. 6. Bol. oben ©. 98. 

4) Ril.&ei. 8. 38. 

5) 8.6.8.6 W.O. J 8. 5 und 6. 

6) Bgl. Bd. I 8. 14 ©. 197 ff. 
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Entlaffung aus dem aktiven Dienfte !) der Gewalt ihrer militairi- 
ſchen, Vorgejegten in der Art unterworfen, daß fie dienftlihen Be: 
fehlen derfelben unbedingt Folge leiften müſſen. Diefe Gewalt ift 
eine obrigkeitliche, eine im öffentlihen Recht wurzelmde; fie ift ein 
Anwendungsfall der Staatögemwalt felbit; daher darf fie nur im 
Intereſſe des Dienjte3 verwendet werden und der Mißbrauch ver: 
jelben ift mit Kriminalftrafe bedroht ). Dies ift aber auch die 
einzige juriſtiſche d. h. durch Rechtsſatz gegebene Schranfe 
dieſer Gewalt. Worin der Inhalt dienſtlicher Befehle beſtehen 
kann, iſt nicht vehtlich beſtimmt, ſondern durch thatſächliche Um: 
ſtände, techniſche Rückſichten, durch das Intereſſe an der Ausbil— 
dung der Soldaten, der Sicherheit, Ordnung, Sparſamkeit der 
Verwaltung u. ſ. w. bedingt. Man kann nicht angeben, zu welchen 
einzelnen Leiſtungen der bei den Fahnen befindliche Soldat recht— 
lich verpflichtet ſei; ſeine Gehorſamspflicht iſt vielmehr inhaltlich 
eine unbegränzte; er muß jedem dienſtlichen Befehl des Vorge— 
ſetzten nachkommen, ſoweit er es vermag. 

Zwar kann der Vorgeſetzte nicht befehlen, was ihm beliebt; 
er iſt vielmehr ſeinerſeits wieder durch Verordnungen, Inſtruktionen 
und Befehlen ſeiner Vorgeſetzten angewieſen, was er den ihm 
untergebenen Mannſchaften befehlen dürfe und ſolle. Die Ord— 
nung dieſer Verhältniſſe aber iſt eine innere Angelegenheit der 
Militair-Verwaltung und nicht von rechtlicher Natur. Das Rechts—⸗ 
verhältniß zwiſchen dem ſeine aktive Dienſtpflicht erfüllenden 
Unterthan und der Staatsgewalt iſt lediglich durch den Satz ge: 
geben, daß der erſtere allen dienſtlichen Befehlen Gehor— 
ſam ſchuldig iſt. Durch dieſen Satz iſt die aktive Dienftpflict 
von allen andern Unterthanenpflichten ſpezifiſch verſchieden; nicht 
weil fie eine Gehorſamspflicht iſt, ſondern weil es feine recht: 
lihen Gränzen für das giebt, was dienſtlich befohlen merden 
fann®). Hierauf und auf den ftarfen Schugmitteln, mit denen 


1) Bgl. Mil.Gef. 8. 38 8. 8. 

2) Mil.Strafgej.Buch VII Abſchnitt 8. 114 ff. (K.G.Bl. 1872 ©. 195 ff.). 

3) Auch wenn durch die Ausführung eines Befehls in Dienſtſachen ein 
Strafgejeß verlegt wird, jo ift dafür der bejehlende Vorgejegte allein ver- 
antwortlid. Ausgenommen ijt jedoch — abgejehen von einer Ueberfchreitung 
des Befehls — der Fall, wenn dem Untergebenen bekannt gemejen ift, daß 
ber Befehl des Borgefegten eine Handlung betraf, welche ein bürger 
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der militairiſche Geborfam gefichert ift, beruht die außerordentliche 
Intenſivität der ftaatlihen Milttairgemwalt. 

Die Erfüllung der militairishen Gehorſamspflicht ift durch 
"eine Reihe von Rechtsvorſchriften gefichert: 

a) Die Wehrpflichtigen leiften bei ihrer Einftellung in einen 
Zruppentheil den Fahneneid, in welchem fie die genaue Be: 
tolgung ber ihnen ertheilten Befehle angeloben. In die Formel 
it nah R.V. Art. 64 Abſ. 1 die Verpflichtung, „den Befehlen des 
Kaiſers unbedingte Folge zu leiften”, aufzunehmen ?). 

b) Das Militair-Strafgejetbuc behandelt im fechiten 
Abſchnitt (88. 89I— 113) Berlegungen der Pflicht der militairiichen 
Unterordnung. Die Strafen find je nach dem Xhatbeitande ab- 
geftuft; in ſchweren Fällen tritt die Todesitrafe ein ?). Ganz all- 
gemein aber beftimmt $. 92: „Ungehorfam gegen einen Befehl in 
Dienitfachen durch Nichtbefolgung oder durch eigenmächtige Ab: 
änderung oder Ueberſchreitung dejlelben wird mit Arreft beftraft." 

ce) Die Disciplinar-Strafordnung für das Heer vom 
31. Oktober 1872°) und die Disciplinar= Verordnung für die 
Kailerl. Marine vom 23. November 1872 *) enthalten ebenfalls 
Borjhriften über die Beitrafung des Ungehorfams. Die Discipli- 
narftrafordnung gebt über den Umfang, welchen die Disciplinar- 
gewalt ihrem Begriffe nach font hat und der namentlich im Reichs: 
beamten-Geſetz feitgehalten ift 5), weit hinaus; fie läßt in weitem 
Maße die Verhängung von Arreftitrafen zu; fie ift überhaupt ein 
zweites Militaiv-Strafgejegbuh, das gleihlam für leichtere Fälle 
die Ergänzung des eigentlichen vom 20. Juni 1872 bildet. Diele 
Derwendung der Disciplinargewalt hat eine ausdrüdliche geſetz— 
liche Anerkennung gefunden im Einführungsgejeg "zum Militair- 





ide oder militairifhes Vergehen bezweckte. Yührt ber 
Untergebene troßdem einen ſolchen Befehl aus, jo trifft ihn die Strafe des 
Theilnehmers. Milit.Strafgefesgb. 8. 47. Hieraus ergibt fich, 
daß ein folcher Befehl für den Untergebenen nicht rechtsverbindlich ift. 

1) gl. oben 8. 81 1 ©. 68. 

2) M.St. G.B. 8. 95, 97 Abi. 3, 107, 108. 

5) Armee⸗Verordnungs⸗Bl. 1872 S. 330. Eingef. in Württemberg d. 8. 
v.27. Nov. 1872. Württ. M. V.Bl. ©. 368. In Bayern 3. v. 12. Dezemb. 
1872 Bayer. Mil. V.Bl. ©. 493. 

4) MarineB.Bl. 1872 Beilage zu Nro. 22. ' 

5) Bel. Bd. I ©. 477 fi. 
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Strafgejegbuh vom 20. Juni 1872 8. 3, welches die Beftrafung 
im Disciplinarwege der Beitrafung auf Grund eines gerichtlichen 
Erfenntnifjes gegenüberftellt, den Gegenſatz aljo Lediglich in die, 
Form des DBerfahrens legt. Zu den leichteren Fällen, welche im 
Disciplinarmege geahndet werden können, gehören nad $. 3 8. 1 
des erwähnten Geſetzes gerade auch Ungehorſamsfälle. Die Die: 
ciplinargewalt reiht aber viel weiter al3 die eigentlihe Straf: 
gemalt; fie ift recht eigentlich das Mittel, durch welches der Staat 
die Erfüllung der militairifchen Dienftpfliht und insbeſondere der 
Geborfamspfliht mit unmiderftehlicher Kraft und fofortigem Er: 
folge erzwingt '); ſich fihert nit nur — wie das Strafgefeg — 
den Gehorjam, jondern den prompten Gehorfam. Der Bis: 
ciplinarbeftrafung unterliegen in3bejondere alle Handlungen gegen 
die militairiihe Zucht und Ordnung und gegen die Dienſtvorſchrif— 
ten, für melde die Militairgejege Feine Strafbeftimmungen ent: 
halten ?.. Das Recht, die Vorfchriften über die Handhabung der 
Disciplin im Heere zu erlaflen, ftehbt dem Kaifer zu®). 

d) Zur Sicherung der Disciplin dienen ferner die Vorſchriften 
über die Behandlung von Beſchwerden, indem die leßteren den 
Charakter einer Oppofition gegen den Vorgeſetzten tragen und die 
Subordination beeinträchtigen Tünnten. Um dies zu verhüten, ift 
angeordnet, daß fie nicht fogleich, fondern früheſtens am nächſten 
Morgen nad) dem Vorfall, der zur Beichwerde Anlaß gegeben hat, 
erhoben werden dürfen, ferner find fie an beftimmte Friften ge: 
bunden, ift die Beobachtung eines beftimmten Weges und Ber: 
fahrens, die Meldung bei dem nächften direkten Vorgefegten u. |. w. 
vorgeſchrieben *). Die Verlegung diefer Vorihriften iſt — ganz 
unabhängig von der materiellen Entfcheidung über die Beſchwerde 
ſelbſt, ein Vergehen, das von Perjonen des Soldatenitandes, 
welche im aktiven Dienft fih befinden, gerichtlich, an ſolchen Ber: 
fonen, die dem Beurlaubtenftande angehören, gerichtlich oder di: 


1) Bgl. Bd. I ©. 449. 
2) Discipl.Straf.Ordn. 8. 1 Biff. 1. 
3) Milit.Gef. S. 8. Für die Marine ergiebt fich derjelbe Rechtsſatz aus 
Neichs-Verf. Art. 58. Ueber Bayern vgl. Mil.&ef. 8. 72 und oben ©. 3. 
‚ A)jDie gegenwärtig geltenden Vorfchriften find erlaffen für das Heer und 
die Marine am 6. März 1873. Wrmee-Berorbnungsblatt 1873 ©. 6% 
Marine B.Bl. ©. 43. Bayerifche 8. v. 29. Oft. 1875. Mil. V.Bl. ©. 575. 
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ciplinariſch beftraft wird !). Auch die Erhebung unbegründeter, 
lihtfertiger oder wider beileres Willen auf unwahre Behauptun⸗ 
gen geftügter Beſchwerden bildet den Thatbeftand eines befonderen 
militairifchen Delictes ?). 

e) Auch die Anreizung einer Perſon des Soldatenjtandes zur 
Verlegung der militairiihen Gehorſamspflicht ift unter Strafe ge- 
tel. Wird das Vergehen von einer im activen Dienft flehenden 
Militatrperfon verübt, fo wird es nah dem Milit.⸗-Strafgeſetzbuch 
8. 99 ff. beurtheilt; in allen anderen Fällen findet 8. 112 des 
Reichs-⸗St. G. B's Anwendung. 

f) Endlich iſt es den militairiſchen Vorgeſetzten anheimgeſtellt, 
ſih im Nothfalle ſelbſt Gehorſam zu erzwingen. „Diejenigen Hand— 
lungen, welche der Vorgeſetzte begeht, um den thätlichen Angriff 
der Untergebenen abzuwehren oder um ſeinen Befehlen im Fall 
der äußerſten Noth und dringendſten Gefahr Gehor— 
ſam zu verſchaffen, ſind nicht als Mißbrauch der Dienſtgewalt an— 
zuſehen“8). Namentlich Tann ein Offizier in Ermangelung an: 
derer Mittel, um den durchaus nothwendigen Gehorfam zu er: 
balten, gegen den thatfächlich fih ihm widerſetzenden Untergebenen 
ton der Waffe Gebraud) machen *). 

2) Die militairifhe Treuverpflidtung. 

Auch diefe Verpflichtung ift eine Verſtärkung oder Potenzirung 
der Treupflicht des Unterthanen. Die lebtere ift nur nad ihrer 
negativen Seite rechtlih von Belang, d. h. der Untertban muß 
jede gegen das Wohl des Stantes und feines Oberhauptes ge- 
tihtete Handlung unterlaffen; die Verlegung diefer Unterlaffungs: 
pliht wird ala Hochverrath oder Landesverrath geahndet). In 
diefer Beziehung fliehen die Berfonen des Goldatenftandes Ken 
übrigen Staatsunterthanen völlig gleih. „Auf eine Perfon des 
Soldatenftandes, welche fich eines Hochverrathes oder eines Landes: 
verrathes ſchuldig macht, finden die Vorſchriften des Deutfchen 


— — — 


1) Ril.Strafgef.B. 8. 152 Abſ. 2. Discipl. Straf⸗O. 8. 27. Vorſchriften 
dom 6. Mär; 1873 8. 1 Fiff. 2. 

2) Mil.Strafgef.®. 8. 152. Vorſchriften vom 6. März 1873 8. 12. 

3) Mil. Strafgeſ. B. 8. 124 Abſ. 1. 

4) Ebendaf. Abf. 2. Während der erfte Abf. ganz allgemein von Vor- 
geiehten fpricht, erwähnt der zweite Abf. nur den Offizier. 

5) Vgl. Bo. I ©. 139. 
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Strafgeſetzbuchs (88. 80—93) Anwendung“ ). Nur find erheblid 
höhere Strafen für den fogen. Kriegsverrath d. h. für einen im 
Felde begangenen „Landesverrath feſtgeſetzt). Dagegen iſt die 
militairifsche Treupfliht von der gemöhnlichen Unterthbanen-Treu- 
pfliht dadurch unterfchieden, daß fie zu pofitiver Förderung des 
Mohles des Kriegsherrn reſp. des Staates und Reiches nad 
beftem Wiffen und Können verpflichtet, jelbft wenn die Erfüllung 
diejer Pfliht mit der Gefährdung oder Aufopferung der höchſten 
perfönlihen Intereſſen, der Gefundheit, Freiheit oder des Lebens 
verbunden ift?). Eine pofitive Aufzählung bejtimmter einzelner 
Handlungen, zu welchen die Treupflicht verbindlich macht, ift nad 
dem Begriff derfelben unmöglih; das Maß der Xeiltungen be: 
ftimmt fih nad der fubjectiven Einficht und Fähigkeit und richtet 
ih nah den thatfächlihen Verhältnifien; der Idee nah ſchließt 
die Treue die Bereitfhaft zur vollftändigen’Selbftverläugnung und 
Selbftaufopferung ein. In diefem vollen Maße ift jie aber redt: 
lich nicht erzmwingbar,, die Strafgewalt des Staate® Tann immer 
nur einzelne, durch beftimmte Thatbeſtände umſchriebene er: 
leßungen der Treue treffen. Die Treue im ideellen Sinne if 
eine moraliihe Pfliht und kann deshalb auch nur durch ein Mittel 
von mefentlih moralifhem Charakter gefihert werden. Dieſes 
Mittel ift der Treueid. In dem Fahneneid der Soldaten lebt 
das alte juramentum fidelitatis fort; er enthält das Verſprechen: 
„dem Landesherrn in allen und jeden Vorfällen, zu Lande 
und zu Waller, in Kriegs: und Friedenszeiten, und an welchen 
Orten e3 immer ſei, getreu und redlich zu dienen, Allerhöchſt 
Dero Nugen und Beites befördern, Schaden und Nachtheil 
aber abwenden... . . zu wollen.” 
Aber auch rechtliche Folgen kann die Verlegung der pofitiven 
Seite der Treupfliht nach fich ziehen, wenn fie in bejtimmten, im 
Geſetz vorgeſehenen Thatbeftänden geſchieht. Dahin gehört nament: 


1) Mil.St.G.B. 8. 56. 

2) Mil.St.G.B. 8. 57—61. 

3) Ueber den Begriff der Treupflicht und über das Verhältniß derſelben 
zur Gehorfamspflicht find die Unterfuchungen von Ehrenberg Commendation 
und Hulbigung. Weimar 1877 ©. 105 ff. zu vergleichen. Wa3 Hier auf 
Grund der Quellen fräntifcher Zeit Mar gelegt worden ift, hat auch für das 
heutige Recht feine volle Bedeutung. 
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lid die ftrenge Beitrafung der Feigheſit '), der Dejertion ?), der 
Gefährdung der Krieggmaht im Felde durch PBerlegung einer 
Tienftpflicht °), wiſſentlich unwahrer Ausfagen in dienftlichen An- 
gelegenbeiten *) u. ſ. m. 

3) Die Gegenleiftung des Staates. 

Die active Dienftpflicht abforbirt wegen der in ihr enthaltenen 
unbeſchränkten Gehorſamspflicht die perfönliche Kraft und Leiſtungs— 
fühigfeit des Pflichtigen in dem Maße, daß er der Regel nad 
gänzlih außer Stande ift, daneben jeinem bürgerlichen Beruf fi 
zu widmen und eine Erwerbsthätigfeit auszuüben. Aus diejem 
Grunde laftet auf dem Staate die Verpflihtung, die im activen 
Zienft befindliden Wehrpflichtigen zu erhalten. Der Anfprud 
des Wehrpflichtigen ijt aber fein Anſpruch auf Lohn, auf Bezahlung 
der Dienfte, wie er bei der Dienftmiethe begründet ift, ſondern 
auf Alimentirung ). Die Erfüllung der Dienftpflicht ift daher 
to der Verpflegung der Mannichaften auf Koften des Staates 
eine unentgeldliche Leiftung der Wehrpflichtigen ; fie ift Feine 
Erwerbsthätigkeit, Feine bezahlte Arbeit. Aus der Natur der Wehr: 
piliht als einer ftaatsbürgerlichen oder Unterthanenpflicht ergiebt 
ih dies von felbit; es iſt aber von Wichtigkeit für das Berftänd:' 
niß des juriftiihen Charakters der Wehrpflicht, dies Klar zu er: 
fennen. Damit der Staat feine wejentlihfte Aufgabe, nämlich 
Schuß gegen äußere Feinde und Aufrechthaltung der Rechtsordnung 
im Innern, wirkſam erfüllen fünne, fordert er von allen dazu ge: 
eigneten Unterthanen die Militairdienfte. Die wahre Gegen: 
leiitung des Staates für diejelben ift eben diefer 
Shut nah Außen und Innen. Leiftung und Gegenleiftung 





1) M.St. G.B. 8. 84—88. „Wer während des Gefechts aus Feigheit die 
Flucht ergreift und die Kameraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht ver- 
leitet, wird mit dem Tode beitraft.” $. 84. 

2) M.St. G.B. 8. 64 ff., 69 ff. 

3) Ebendaf. 8. 62. 

4) M.St. G. B. 8. W. 

5) Hierin liegt ein bedeutjamer Gegenſatz zwiſchen dem Syftem der gefeh- 
den Wehrpfliht und dem Werbefyftem. Eine Erinnerung an das letztere 
bat jich jedoch darin enthalten, daß die regelmäßige baare Geldzahlung, melde 
der Wehrpflichtige mährend des aktiven Dienftes bezieht, den technijchen Namen 
Löhnung“ führt, im Gegenjab zu dem „Gehalt“ der Offiziere, Aerzte, Be- 
amten ꝛc. 
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find gleihartig; fie find beide unſchätzbar, unentgelolih, von 
durchaus öffentlichereihtliher Natur. Aber eine thatſächliche 
Folge der Erfüllung der Dienftpflicht beſteht in einer zeitweiſen 
Beeinträhtigung oder Vernichtung der Erwerbsthätigkeit. Der 
Staat, welcher durch die Anforderung de3 activen Militairdienftes 


den Wehrpflichtigen außer Stande fett, feinen Unterhalt zu er: 
werben, fieht ſich dadurch genöthigt, die Fürlorge für diefen Unter: 


halt jelbft zu übernehmen. Bon dieſem Princip aus ergiebt ih 
der eigenthümliche Rechtscharakter diefer Leiftung des Staates. 
Es hängt nämlich von dem alleinigen Belieben des Staates ab, 


in welchem Maße und in welcher Art und Weiſe er dem Dienſt— 
pflihtigen den Unterhalt gewähren will; der eigene Wille des 
Dienftpflihtigen kömmt hierbei in feiner Hinfiht in Betracht. Der 
* Dienftpflihtige bat deshalb Feine civilrechtlihe Klage gegen den 
Staat auf Gewährung des Unterhaltes oder auf Gewährung be: 
ftimmter Leiftungen und es giebt fein Gericht, welches bei einem 
Streit zwiſchen dem Staat und dem Dienitpflichtigen das ange: 
mefjene Maß der Verpflegung zc. feititellen könnte. Hierdurd 
unterscheidet fi der Anſpruch des Wehrpflichtigen nicht nur von 
dem Anſpruch auf Lohn auf Grund eines Dienftmiethevertrages, 


fondern au von dem Anspruch der Beamten. Denn, wenn auch 
die Befoldung der letzteren ebenfalls den Charakter der Alimen- 
tirung, nicdt den der Lohnzahlung bat '), jo berubt doch der An 
ſpruch auf Gemährung derjelben auf einem Pertrage und er bildet 
das Nequivalent für Leiftungen, zu denen der Beamte nicht kraft 
Rechtsſatzes jondern kraft freimilliger Uebernahme verbunden iſt ). 








Deshalb Steht ven Beamten auch für die Geltendmachung diefer An: 
ſprüche der Weg der Klage vor den Gerichten offen und der ihnen zu: 
geficherte Gehalt kann von Rechtswegen gegen ihren Willen nicht 
berabgejegt werden. Der Wehrpflichtige dagegen erfüllt durch 


Leiftung des activen Dienftes eine gejegliche Unterthbanenpflicht, die 
ibm auch ohne feinen Willen obliegt, und demgemäß empfängt er 
in völlig paffiver Weile die Verpflegung Seitens des Staates nad) 
beffen freiem Ermeffen. Der Anſpruch des Wehrpflichtigen auf 
Unterhalt bat demnach nicht den Charakter eines vermögengredt- 


1) Dal. oben Bd. I ©. 465. 
2) 80. I ©. 401 ff. 
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liden fubjectiven Rechts und der Fiskus ift nicht civilrechtlich ob: 
ligitt. Die Berpflegung der dienftpflihtigen Mannichaften des 
Heere8 und der Marine bat vielmehr durhaus den Charafter 
einer Bermaltungsthätigfeit des Staates. Es ſchließt dies 
nicht aus, daß fie nicht theilweiſe durch Vorſchriften geregelt ift, 
die in der Form der Gejeßgebung ergangen find '), und insbefon- 
dere findet die Rechtswirkung des Staatshaushalts-Etat3 auch hier 
ihre volle Anwendung. 

Die Fürforge für die Lebensbedürfniffe der Mannfchaften er: 
tolgt theilg in der Geftalt der Naturalverpflegung theils durch Geld— 
verpflegung. Diefelbe erftredt fih auch auf die Märjche der aus: 
gehobenen Refruten zum Truppentheil und der entlaffenen Wehr: 
vflihtigen vom Truppentbeil, ferner auf Krankheitsfälle, auf die 
eit der Verbüßung einer Gefängniß:, Haft: oder Arreftitrafe; 
dagegen erhalten Webrpflichtige, während fie auf Urlaub find, feine 
Löhnung ?). 

4) Die Dauer der activen Dienftpflicdt. ‚ 

Nah dem Art. 59 der R.B. bat jeder wehrfähige Deutiche 
ven Dienft im ftehenden Heere bei den Fahnen in der Regel drei 
Jahre vom vollendeten 20. Lebensjahre an zu leiften. Dieje Regel 


1) Bel. Bd. II ©. 209 fe. 

2) Die näheren Borjchriften ‚über die Verpflegung der Truppen find in 
mehreren, z. Th, ſehr umfangreichen Reglements enthalten, die durch Königl. 
Kabinets Ordre genehmigt und im Armee-Berorbn. Bl. verfündet find, die aber . 
fortwährend durch jpezielle Kab.Ordres abgeändert oder ergänzt: und durch 
Riniiterial-Refcripte erläutert werden. Eine vortrefflihe Ausgabe und Bear- 
beitung dieſes weitihichtigen Materiald enthält da3 umfangreiche Werl von 
5. Helldorff. Dienſt-Vorſchriften der Königl. Preuß. Urmee 4 Bde. 3. Aufl. 
1373 ff. (Die älteren Ausgaben find völlig antiquirt.) Die wichtigften dieſer 
Reglements find: 

Das Geldverpflegungs-Regl. für den Frieden v. 24. Mai 1877 (v. Hell⸗ 
dorff TH. III Abth. 2 Heft 1); das Geldverpflegung3-Negl. für den Krieg vom 
29. Aug. 1868 (ebend. III. 2, 2); Reglem. für die Naturalverpfl. im Frieden 
vom 13. Mai 1858 mit zahlreichen Nachträgen (ebenda IL. 3, 1); Reglem. 
über die Bekleidung und Ausrüftung im Frieden vom 30. April 1868 (ebenda 
I. 4, 1); Reglem. über die Bekleidung und Ausrüftung im Stiege dom 
8. Februar 1877 (ebenda III. 4. 2); B. über Tagegelder, Keijeloften u. dgl. 
vom 15. Juli 1873 (ebenda III. Abth. 5); Vorjchr. über Einrichtung und Aus- 
Rattung der Kafernen vom 21. Juli 1374 (ebenda IV. Abth. 2); Reglem. über 
die Friedenslazarethe vom 5. Juli 1852 (ebend. IV. Abth. 3). 
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bat aber verſchiedene Modifikationen durch die Reichsgeſetzgebung 
erfahren. 

a) Die Verpflichtung zum Dienft im ftebenden Heere oder in 
ber Flotte beginnt bereit3 mit dem 1. Januar dezjenigen Kalender: 
jahres, in welchem der MWehrpflichtige das 20. Lebensjahr voll: 
endet !). Obwohl dem Wortlaut nach zwiſchen diefer Beftimmung 
und dem Art. 59 der R.V. feine volle Mebereinftimmung beftebt, 
jo vermindert ſich doch thatfächlich diefer Widerfpruh dadurch, daß 
die im Laufe eines Jahres für das aktive Heer ausgebobenen 
Wehrpflichtigen in der Kegel erft im legten Quartal defjelben 
Jahres in das Heer eingeftellt werden ?). 

b) Die dreijährige Frift wird von dem Tage des wirklich er: 
folgten Dienftantritt3 berechnet, jedoch mit der Maßgabe, daß bie: 
jenigen Mannjchaften, melde in der Zeit vom 2. Dftober bis 
31. März eingeftelt werden, als am vorhergehenden 1. Oktober 
eingeftellt gelten ®). Hierdurch tritt eine Verminderung der drei: 
jährigen Dienftzeit ein. Andererjeit3 Tann die Entlafjung eing: - 
ſchiffter Mannihaften der Marie, wenn den Umftänden nach ein: 
frühere Entlaffung nicht ausführbar ift, bis zur Rückkehr in Häfen 
des Bundes verjchoben werden *). 

Die Dienftzeit der als unfichere Heerespflichtige außertermin: 
lich eingeftellten Militairpflichtigen wird erft vom nächftfolgenden 
Rekruten-Einftelungstermine ab gerechnet ®) und die Zeit einer 


c 


1) W.G. 8.6 Abſ. 1. Mil.G. 8.10. Es ift jedoch jedem jungen Manne 
überlajjen, ſchon nach vollendetem 17. Lebensjahre, wenn er die nöthige -mora- 
lifche und Eörperliche Qualifikation hat, Freiwillig in den Militairdienft einzu- 
treten. W.G. 8. 10. Wer von diefem Recht Gebraudy macht, faun den Trup- 
pentheil, bei welchem er feiner aktiven Dienftpflicht genügen will, ausmählen. 
W.G. 8. 17 Abt. 2. Die näheren Vorjchriften über den freiwilligen Eintritt 
zum breijährigen altiven Dienit enthält die W.D. I 8. 83-87. 

2) Bericht der Kommiſſion des Reichſtages zum W.G. $. 6. Eine wört- 
fihe Ausführung des Art. 59 der R.B. d. H. die Einftellung jedes Wehrpjlid- 
tigen in das Heer an dem Tage, an weldhem er das 20. Lebensjahr vol- 
Iendet, ift aus techniſchen Gründen (der Refruten-Ausbildung) unthunlid; die 
Einftelung des jährlichen Erjages muß an einem einheitlihen Termin cr- 
folgen. ! 
3) W.G. 8. 6 Abf. 3. 

4) W. G. 8. 6 Abf. 4. 
5) Mil.Geſ. $. 33 Abi. 2 a. €. 








/ 
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Sreiheitäftrafe von mehr als ſechs Wochen wird auf die gejetliche 
Tientzeit im ftehbenden Heer oder in der Flotte nicht angerechnet '). 

e) Bor Ablauf der gejeglihen Dienitzeit können Wehrpflichtige 
aus dem activen Dienst entlaffen werden und zwar entiveder zur 
Dispolition des Truppentbeild oder zur Dispofition der Erfap: 
behörden. 

Beurlaubungen zur Dispoſition des Truppen: 
tbeil3 find nah Ablauf einer zweijährigen activen Dienftzeit 
tattbaft, Tofern die entjtehenden Vakanzen durch Einftellung von 
Refruten oder Freiwilligen gededt werden können. Für die Aus: 
wahl der Mannichaften ift Zebensalter, fowie Rüdfiht auf’ häus: 
ie und dienſtliche Berhältniffe maßgebend. Die Entſcheidung 
febt der Militairbebörde allein zu. Die beurlaubten Mannschaften 
können bis zum Ablauf ihres dritten Dienftpflichtiahres jederzeit 
wieder zu ihren Truppentheilen einberufen werden ?). Bis dahin 
bevürfen fie zum Wechſel des Aufenthaltsorts der militairi- 
ihen Genehmigung. Diefelbe wird von den Landmwehr-Bezirka- 
Kommando’3 ertheilt. Wer ohne die Genehmigung nachgefucht und 
erhalten zu haben, den Aufenthalt wechfelt, wird fofort wieder ein: 
berufen ®). 

Eine befondere gejetlihe Begünftigung genießen Volks— 
iullehrer und Kandidaten des Volksſchulamtes, welche die vor: 
ſchriftsmäßige Brüfung für das Schulamt beftanden haben. Sie fünnen 
nah Fürzerer Einübung mit den Waffen d. h. nach ſechswöchentlicher 
altiver Dienftzeit bei einem Infanterie-Regiment beurlaubt werden ®). 
Denn der Beurlaubte aber feinen bisherigen Beruf gänzlich auf- 
giebt oder aus dem Schulamte für immer entlaffen wird, fo kann 
et vor Ablauf des Jahres, in welchem er das 25. Lebenjahr 
vollendet zum aktiven Dienft wieder eingezogen werden 9), Die 
Entiheidung über die Wieder-Einberufung fteht der verftärkten Er: 
iaffommiffion refp. Ober-Erſatzkommiſſ. zu ®). 





1) Milit. Strafgeſetzb. 8. 18. 

2) Mil.ej. $. 60 Ziff. 5. Heer-Orbn. I 8. 14 Ziff. 2. Ueber die Ent 
lfjung der Trainjoldaten und Kranfenwärter vgl. ebend. 8. 18, 3 u. 4. 

3) Mil Geſ. a. a. O. W.O. ITS. 7 Biff. 8 . 

4) Mil Geſ. $. 51 Mi. 1. W.O. J 8. 9. HeerOrd. J 8. 13 2. 2. 

5) Mil. Geſ. 8. 51 Abſ. 2. 

6) Mil.Geſ. 3. 30 Ziff. 4 c. 
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Zur Disposition der Erfagbehörden zu entlafen 
find Soldaten, welche während der Erfüllung ihrer aktiven Dienft: 
pflicht dienftunbraudhbar werden‘), Die Entlaffung wird durch 
den fommandirenden General, bei Marinemannſchaften durch den 
Chefder Kaijerl. Admiralität verfügt). Außerdem Tönnen Sol: 
daten auf Anfuhen aus dem aktiven Dienft entlaffen werden, wenn 
nach ihrer Aushebung einer der Gründe eingetreten ift, aus welchem 
ihre Zurüditellung hätte verfügt werden fünnen, wenn er wor der 
Aushebung bereit3 vorhanden gewejen märe?). Das Geſuch iſt 
durch die jtändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion zu begutachten; 
die Entſcheidung fällt der fommandirende General des Armeekorps, 
in welchem der Reflamirte feiner Dienftpflicht genügt, in Gemein: 
Ihaft mit der (nad $. 30 3. 3 lit. c competenten) Zandes= oder 
Provinzialbehörde feines Heimathsbezirkes %). Die Entlaffung er: 
folgt zu dem nächſten allgemeinen Entlaffungstermin, fofern nid! 
ein ungewöhnlicher Grad der Dringlichkeit die frühere Entlaffung 
nothwendig madt 6). In bejonderen Ausnahmefällen Tann ein 
vorzeitige Entlaffung, auch wenn feiner der im $. 53 Abf. 1 de: 
Mil.Gef. vorgefehenen Gründe vorliegt, von der Minifterialinftar; 
genehmigt werden ®). Soldaten, welche ſich bei mobilen Truppen 
im Dienft befinden, können nur im äußerften Nothfalle reflamirt 
werden ?). 

Ueber das fernere Dienftverhältniß der zur Dispofttion der 
Erſatzbehörden entlaſſenen Mannichaften enticheiden die Erjagbe: 
börden nach denfelben Grundſätzen mie über die noch nicht einge: 
jtellten Militairpflichtigen der entiprechenden Altersflaffen. Ihre 
Miederaushebung fol jedoch nicht ftattfinden, wenn fie bereits ein 
Jahr oder als Einjährig-Freimillige 9 Monate aktiv gedient haben ; 
es jet denn," daß fie der Verpflichtung, deren Erfüllung ihre Ent- 
lafjung aus dem Militairdienft begründete, fich entziehen und Das 

1) Mil.Gef. 8. 52. 

2) W.O. 8. 81 8. 2 Abf. 2. Ueber das zu beobachtende Verfahren vgl. 
Heer-Orbn. I 8. 15. 

3) Mil.Gef. 8. 20 3. 1-5 und 8. 53 Ab]. 1. 

4) Mil.Gef. 8. 53 Ubi. 2. 

5) Mil.ef. 8. 53 Ubi. 8. 

6) W.D. 8. 82 8. 4. 

?) Die näheren Borjchriften enthält die W.O. 8. 100 auf Grund des 
Mil.Geſ. 8. 53 Abſ. 4. 
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25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben‘). Die Entſcheidung 
über die Wiederausbebung ift von der verftärkten Erfagfommifl. 
reſp. Ober⸗Erſatzkommiſſ. zu fällen ®). 

Die zur Dispofition der Erjagbebörden entlaflenen Soldaten 
gehören bis zur Entſcheidung über ihr ferneres Militairverhältniß 
ju den Mannichaften des Beurlaubtenftandes. 

d) Nach Erfüllung der geleglihen activen Dienftpflicht werden 
die Soldaten im Frieden zur Rejerve entlaffen ®); im Kriege findet 
eine Entlafjung ausgedienter Mannfchaften nur injoweit jtatt, als 
der Abgang dem Bedürfniß entjprechend durch anderweitige Aus: 
bebungen gededt werden Fann *). 


V. Die Dienftpfliht in der Reſerve und in der fand: 
oder Seewehr. 


1. Begriff. So erheblich der Unterfchied zwiſchen der Reſerve 
und der Landwehr hinſichtlich der Drganifation des Heeres ift, in- 
dem die Reſerve zum ftehenden Heere gehört, die Landwehr dagegen 
in der Regel in bejonders formirten Truppenförpern verwendet 
wird5), jo gleichartig ift die Dienftpflicht der zur Neferve und 
der zur Land- oder Seewehr gehörenden Wehrpflichtigen normitt. 
Die Landwehrdienſtpflicht ift Lediglich eine fortgefegte Reſervedienſt— 
pfliht. Gemeinfam ift beiden, daß fie die militairiihe Ausbildung 
der Wehrpflichtigen, alfo die Ableiftung der aktiven Dienftpflicht 
iur Borausfegung baden; gemeinfam ift ferner beiden, daß die 
Wehrpflihtigen von dem aktiven Dienft zwar dispenfirt find, aber 
jih bereit halten müflen, der Einberufung zu den Fahnen Folge 
zu leiften; gemeinfam ift ihnen endlich, daß die Mannichaften im 
Frieden zu Uebungen, Kontrolverfammlungen und Meldungen ver: 
pflichtet find. Die Dienftpflicht in der Reſerve und in der Land: 
oder Seewehr läßt fih dahin charakteriſiren, daß die Pflicht zum 
aktiven Militairdienft quoad ius fortdauerd, quoad exercitium aber 
juspendirt if. Die Mannichaften der Rejerve und der Landwehr 


1) Mil.@ef. 8. 55. 

2) Mil Geſ. 8. 302.4. WD.I8. 81 Biff. 4 

3) Mil. Geſ. 8. 50. 

4) Bol. WG. 8. 14. 

9) Wehr⸗Geſ. 8. 5. Bol. oben $. 84, 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III, 12 
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gelten daher als von den Fahnen beurlaubt und bilden gemein- 
ſchaftlich mit den bereit3 ausgehobenen aber noch nicht eingeftellten 
Rekruten und den zur Dispofition der Truppenkörper oder der 
Erfagbehörden vor erfüllter aktiver Dienftpflicht entlafjenen Mann: 
Ichaften ven Beurlaubtenjtand!). Die Pflichten, welche den 
zur Reſerve- und Land:(See:)wehr gehörenden Mannſchaften ob: 
liegen, zerfallen in zwei mejentlich verſchiedene Kategorien; die 
einen find die ordentlichen, d. b. im Frieden und bei gewöhnlichen 
Berhältniffen zu erfüllenden, die anderen find die außerordentlichen, 
welche nur bei Verſtärkungen oder Mobilmahungen des Heeres 
wirkſam merden. 

2. Die ordentliben Dienftpflihten (im Frieden). 

a) Die Theilnabme an Uebungen. Jeder Wehr: 
pflichtige ift während der Dauer des Reſerveverhältniſſes zur Theil- 
nahme an zwei Uebungen verpflichtet, welche die Dauer von je 
aht Wochen nicht überjchreiten 9). Jede Einberufung zum Dienft 
im Heere, beziehungsm. zur Ausrüſtung in der Flotte, zählt für 
eine Webung ?). Die Uebungen finden bei den Truppentheilen des 
ftebenden Heeres ftatt *). Die Mannichaften der Landwehr Fönnen 
während der Landwehr: Dienftzeit ebenfalls zweimal auf 8—14 Tage 
zu Uebungen einberufen werden; die Lebungen der Landwehr-Zufan: 


terie finden in bejonderen Kompagnien oder Bataillonen ftatt; die 


der Jäger und Schützen, der Artillerie, der Pioniere und des Trains 
im Anschluffe an die betreffenden Linien-Truppentheile; die Land: 
wehr:Kavallerie wird im Frieden zu Uebungen nicht einberufen ®). 


1) Mil.Geſ. 8. 56. 

2) W.G. 8. 6 Abſ. 6. 

3) ebend. Abſ. 7. 

4) Behufs Ausbildung im Magazin-Verwaltungsdienft können in jedem 
Armeekorps 12 dazu geeignete Berfonen des Beurlaubtenftandes zu einer ſechs⸗ 
wöchentlichen Uebung bei einem größeren Proviant-Amt (ftatt bei der Truppe) 





einberufen werden. Kuab.Ordre vom 9. März 1869 und Minift.Hefer. vom | 


18. März 1869 (v. Helldorff I, 1. ©. 285 fg.). Ebenfo finden Uebungen be- 
hufs Ausbildung im Speditionsdienft bei einem Montirungsdepot ftatt. Kab.- 
Ordre vom 21. Nov. 1872 und Minift.Refer. vom 15. Januar 1873 (v. Hell» 


dorff a. a. ©. ©. 288 fg.); ſowie Uebungen behufs Ausbildung im Sanitätd- | 


dienjt bei den Friedenslazarethen. Kab.Ordre vom 3. Sept. 1874. Miniſt. 
Refer. vom 27. Oft. 1874 (v. Helldorff a. a. O. S. 290 fg.). 
5) W.G. 8. 7 Abf. 4. 5. 








9. 88. Die geſetzliche Wehrpflicht. 179 


Landwehr-Mannſchaften, welche das 32. Lebensjahr überjchritten 
haben, können zu den gejeglihen Mebungen nur ausnahmsmeife, 
auf Grund bejonderer Kaiferliher Verordnung einberufen merden,, 
auögenommen wenn fie in Folge eigenen Verſchuldens ) verfpätet 
in den altiven Dienft getreten find, oder .menn fie wegen Kontrol: 
entziehbung oder in Folge einer erlittenen Freiheitsftrafe von mehr 
ala ſechswöchentlicher Dauer nachdienen müfjen, oder wenn fie auf 
ihren Antrag von den zuleßt vorbergegangenen Landwehr-Uebungen 
befreit worden find . Die Schifffahrt treibenden Mannjchaften 
der Referve und der Landwehr folen zu Uebungen im Sommer 
niht einberufen werdem?). 

Die Seewehr wird in Friedenszeiten in der Regel zu Uebungen 
niht einberufen *). 

Während der Zeit, in melder die Nejerve- und Landwehr: 
Mannſchaften zum Dienft einberufen find und zwar von deng Tage, 
zu welchem fie einberufen find bis zum Ablauf des Tages ihrer 
Wiederentlafiung, gehören diefe Perſonen zum aktiven Heere >); 
die Regelm über die aktive Dienftpflicht finden auf fie Anwendung, 
insbejondere die Vorſchriften des Militairftrafgefegbuhs und der 
Disciplinar-Drdnung 9); fie haben den Militair-Gerichtsitand ”). 

Die Einberufung zu den Uebungen erfolgt binfichtlich aller 
Perſonen des Beurlaubtenftandes auf Anoronung der fomman: 
direnden Generale, reſp. des Chef3 der Kaiferl. Aomiralität durch 
die Landwehr-Bezirkskommandos und zwar jtet3 durch Geftellungs: 
Drdreg 9). | 

Ungehorfam gegen die Einberufungd-Ordre wird nah 8. 113 
des Milit.-Strafgefegb. beftraft; im Disciplinarwege ift die Be— 
frafung nur dann zuläffig, wenn der Einberufene nur zu fpät ſich 
an den ihm bejtimmten Ort geftellt bat, oder wenn die Umitände 
jonft eine milde Beurtheilung zulaffen ). Außerdem Tönnen die 


1) Alſo nicht in Folge von Zurüditellungen durch die Erjagbehörden. 
2) Kontrolgef. 8. 4 Abi. 1. 

3) ebendaf. Abi. 2. 

4) RD. ITS. 12 2. 8. 

5) Mil. Geſ. 8. 38 B. 1. 

6) Mil.Strafgejeßb. 8. 6 und Discipl.Straforbn. 8. 2. 

7) Breuß. Mil.Strafgeriht3-Drdn. vom 3. April 1845 8. 7. 

8 3.6. 8.8. Heer⸗Ordn. II 8. 19 8. 1 und 17. 

9) Discipl.St.Ordn. $. 25. 12* 
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Wehrpflichtigen unter Verlängerung ihrer Dienſtzeit in die nächſt 
jüngere Jahresklaſſe verſetzt werden )). Die Entſcheidung hierüber 
ſteht dem Landwehr-Bezirkskommandeur zu ?). 

b) Geſtellung zu Kontrolverſammlungen. Die 
Mannſchaften der Landwehr können alljährlich einmal ?), die übrigen 
Perſonen des Beurlaubtenftandes zweimal zu Kontrolverfammlun: 
gen zufammenberufen werden *) Die Einberufung erfolgt in der 
Regel durch öffentliche Aufforderung Wer ohne Entichuldi- 
gung ausbleibt, kann behufs feiner Rechtfertigung nad) Dem Stations: 
ort der Landwehr-Kompagnie oder auch in das Stabsquartier de3 
Landwehr-Bezirkskommando's zur perfönlichen Vernehmung beor: 
dert werden *). Mannſchaften, welde fi der Kontrole länger al? 
ein Jahr entziehen, können, abgejehben von der etwa verwirkten 
Strafe wegen Ungehorfamg, unter Verlängerung der Dienftzeit in 
die nägft jüngere Jahresklaſſe — und wenn die Kontrolentziehung 
zwei Jahre und darüber dauert — entipredhend weiter zurüdver: 
jegt werden ®). Dispenfationen von den Kontrolverfammlungen 
find ſtets zu ertheilen, wenn Billigfeitsrüdfichten dafür Tprechen 
und nicht befondere militairiſche Bedenken entgegenftehen ?). 

Das Ericheinen bei der Kontrolverfanmlung ift ein militai: 


riiher Dienst; die Perfonen des Beurlaubtenftandes gehören 


daher während der ganzen Dauer des Tages, an welchem fie zur 
Kontrolverfjammlung einberufen find, zum aktiven Heere ®). Sie 


find an diefem Tage zum militairiihen Gehorfam verpflichtet ’) 








1) Mil.Gel. 8. 67. 
2) W.O. J 8. 11 Ziff. 4 8. 12- Hiff. 3. 


3) Und zwar zu ben Herbit-Rontrolverfammlungen; es ergiebt fich Dies | 


aus Mil.Geſ. $. 62 Abi. 2. Bgl. WO. IT 8.11. Ziff. 4. Siehe unten ©. 189. 
4) Kontr. Geſ. 8. 1. Für die Schifffahrt treibenden Mannfchaften der Re- 

jerve und Landwehr dürfen durch die General-:Kommando’3 im Januar be 

fondere Schiffer-Kontrolverſamml. anberaumt werden. W.O. I 8. 112.7. 
5) Kontr. Geſ. 8. 2 Abſ. 2. Heer-Ordn. II 8. 17 8. 7. 


6) Milit. Sei. 8. 67. Die Entfcheidung fteht auch Hier dem Landmehr- 


Bezirtstommandeur zu. gl. oben Note 2. 

7) Heer-Ordn. II 8. 17 Ziff. 8. — An Tagen von Reichd- und Landtag 
Bahlen finden Kontrolverfammlungen nicht ſtatt. W.O. II 8. 11. 

3) Mil.Geſ. 8. 38 B. 1. Die Mannſchaften (nicht die Offiziere) erfcheinen 
jedoch in bürgerlicher Kleidung. 9.0. ITS. 17 Ziff. 5. 

9) Ueber das Verfahren bei den Kontrolverfammlungen vgl. HD. I 
8. 17 Ziff. 6. 
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und unterliegen den Vorſchriften des Militair-Strafgefeßbuhs und 
der Disciplinar-Strafordnung '). Die Geitellung zu den Kontrol- 
veriammlungen begründet jedoch keinen Anſpruch auf Verpflegung 
oder auf Gebühren ?)., Mit Rüdficht hierauf find die Kontrolver: 
jammlungen in Bezug auf Zeit und Ort fo einzurichten, daß die 
‚ betheiligten Mannſchaften nicht länger als einen Tag, einſchließlich 
de3 Hinweges und des Rückweges, ihren bürgerlihen Gefchäften 
entzogen werden). 

c) Meldepfliht behufs der Kontrole Während 
die Rontrole der Wehrpflichtigen von dem Eintritt in das mili- 
tairpflichtige Alter bis zur Entſcheidung über die Dienftpflicht von 
den Erfaßbehörden geführt wird, tritt von diefem Zeitpunft an 
die Kontrole der Landwehrbehörden ein. Die mit der Ausübung 
der Kontrole beauftragten Behörden find die Landwehr-Bezirks— 
fommando’3; unter ihrer Leitung ftehen die Landwehr-Bezirksfeld- 
webel, denen die Führung der Kontrole über die Mannihaften‘) 
übertragen ift. Alle Reichs-Staats- und Kommunalbehörden find 
verpflichtet, in dem Bereiche ihrer gejeglihen Befugniſſe die Mili- 
tairbehörden bei der Kontrole zu unterſtützen 6). 

Der Zmed der Kontrole befteht darin, daß die Einberufung 
der Berfonen des Beurlaubtenftandes’ zu Uebungen, nothwendigen 
Verftärfungen oder Mobilmahungen des Heeres und der Marine 
jederzeit ftattfinden Fann. Den zur Ausübung diefer Kontrole er: 
. forderlihen Anordnungen find die beurlaubten Mannichaften bes 
Heeres und der Marine unterworfen 5). Zur Führung der Kon: 


öi—— e — 


1) Mil.Strafgeſ.B. 8. 6. Disciplin. St.O. 8. 23, 26. Die Disciplinar⸗ 
ftrafe darf die Dauer von 3 Tagen gelinden oder mittleren Arreſt nicht über- 
ſteigen. 

2) Kontr. Geſ. $. 3. Dagegen wird bei Beorderung in das Stabsquartier 
de3 Landwehr⸗Bezirkskommando's das reglementömäßige Neifegeld und event. 
Suartier und Verpflegung den Mannſchaften (nicht den Offizieren) gewährt. 

3) Kontr. Geſ. 8. 1. 

4) nicht über die Offiziere W.O. II 8. 9 gZiff. 1. HD. II 8. 5 ff. 

5) Mil.Gef. 8. 70. Dieſe Pflicht Tiegt in erfter Linie den Bolizeibehörben 
und Ortövorftänden ob; desgleichen den Konjulaten und Seemannsäntern ; die 
Gerichte Haben von Amtswegen von der Einleitung von Unterfuchungen und 
von Verurtheilungen, welche Perſonen des Beurlaubtenftandes betreffen, An- 
zeige zu erftatten. W.O. II S. 2, 8. 7 Biff. 12. 

6) W.G. 8. 15. Milei. $. 57. Die Anordnungen find enthalten in dem 
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trole über die Mannichaften der Reſerve und der Landwehr dienen | 
die Landwehr-Stammrollen, melde für die verfchiedenen 
Waffengattungen getrennt angelegt werden und in welche die Wehr: 
pflichtigen, nach Jahresklaſſen abgetheilt, einzutragen find. Um 
die Landwehr-Stammrollen jeder Zeit in der erforderlihen Orb: | 
nung zu balten, find die Mannichaften des Beurlaubtenftandes 
verpflichtet, von jedem Wechſel ihres Aufentbaltsortes oder ihrer 


Mohnung und von jeder Reiſe von mehr al3 1l4tägiger oder un: 
beftimmter Dauer dem Bezirksfeldwebel Meldung zu erftatten ”). 
Bedürfen fehriftlihe Meldungen weiterer Erläuterungen, jo Tann 
bie perfönliche Geftellung im Stationsorte gefordert werden. 
Zuwiderhandlungen gegen die zum Zweck der Aufrechterhal: 
tung der militairifhen Kontrole ertbeilten Dienftvorjchriften über 
die Meldung werden an Mannschaften des Beurlaubtenftandes mit 
Geldftrafe bis zu 60 Marf oder mit Haft bis zu 8 Tagen be 
ftraft. Die Feſtſetzung der Strafen geſchieht durch das Landwehr: 
bezirtsfommando, die Vollſtreckung auf Requifition deſſelben durch 
die Eivilbehörde ?). Außerdem können die Wehrpflichtigen, wenn 
die Kontrolentziehung länger ald ein Jahr dauert, gemäß $. 67 


des R.Mil. Geſ. in die nächſt jüngere Jahresklaſſe verjegt werden ). 

d) Dispenſation von den gewöhnlichen Dienſt-— 
pflihten. Mannſchaften der Reſerve und Landwehr, welche nah 
außereuropäiſchen Ländern gehen wollen, können von der Er- 


füllung der gewöhnlichen Dienſtpflichten im Frieden auf zwei Jahre 
dispenſirt werden, jedoch unter der Bedingung der Rückkehr im Falle 


zweiten Theil der Wehrordnung, welcher die Bezeihnung Kontrol⸗Ord⸗ 


nung führt; das Reglement für die Landwehr-Bezirksbehörden bildet ben 


zweiten Theil der Heer-Ordnung unter dem Titel: Lan dwehrOrdnung. 


1) Ausführliche Vorſchriften darüber enthält die Heer-Ordn. II 8. 7. 





2) Kontrofgef. 8. 2 Abi. 1. W.O. II 8. 10 if. 5 und 6. Wer aus | 


einem Landmwehr-Kompagniebezirt in einen andern verzieht, Hat fich vor dem 
erziehen bei feinem bisherigen Bezirksfeldwebel ab- und bei dem.Bezirkäfeld- 


mebel feines neuen Aufenthaltsorts innerhalb 14 Tage nad) erfolgtem Umzuge 


anzumelden. — Reſerve⸗ und Landwehr-Mannfchaften treten beim Berziehen 
von einem Staate in den andern zur Reſerve beziehungsw. Lan dwehr bed 
legteren über. Wehrgeſ. 8. 17 Abf. 3. 

3) Kontrolgej. 8. 6, 7. Disciplinaritrafordn. $. 28. 

4)1Bgl. oben sub b, 
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einer Mobilmahung ). Der Dispend wird dur die Landwehr⸗ 
Bezirksfommando’3 ertheilt ). Wenn der Beurlaubte durch Kon: 
fulatsattefte nachweift, daß er fich in einem der erwähnten Länder 
eine fefte Stellung als Kaufmann, Gewerbetreibender ꝛc. erworben 
bat, jo kann der Urlaub bis zur Entlaffung aus dem Militair: 
verhältnifje und unter gleichzeitiger Dispenfation von der Rückkehr 
im Falle einer Mobilmachung verlängert werden. Dieje Beftim- 
mung findet aber auf die Küftenländer des Mittelländifchen und 
Schwarzen Meeres feine Anwendung ?). Solche Anträge unter: 
liegen der Entſcheidung der Infanterie-Brigadelommandeure ). 

3. Die außerordentlihen Dienſtpflichten (im Falle 
der Mobilmahung). 

Die Mannſchaften der Reſerve, Landwehr und Seewehr find 
verpflichtet, bei nothwendigen Berftärfungen oder Mobilmahungen 
des Heeres beziehentl. bei Ausrüftung der Flotte der Einberufung 
zur Fahne (zur Flotte) Folge zu leiften 5). Die Einberufung er: 
tolgt auf Befehl des Kaijers; in dem Falle, daß Theile des Bun⸗ 
deögebietes in Kriegszuftand erklärt werden, find die Tommandiren- 
den Generale zur Einberufung befugt ®). In Bayern erfolgt die 
Ginberufung auf Veranlafjung des Kaiſers durch den König von 
Bayern ). Die Mannichaften gehören von dem Tage, zu weldem 
fie einberufen find, bis zum Ablauf des Tages ihrer Wiederent- 
laſſung, zum aktiven Heere °); während diefer Zeit find fie zum 
aktiven Dienft verpflichtet und bie oben entwidelten Rechtsſätze 
von der altiven Dienftpflicht finden auf fie vollitändige 
und ausuahmsloſe Anwendung. 


1) Mil.Sef. $. 59 Abf. 1. 

2) OD. I 8.7 Biff. 3. 

3) Mil.Geſ. 8. 59 Abi. 2. 

4) W.O. II 8. 7 Ziff. 4. 

5) Mil.Geſ. 8. 63. 

6) W.G. 8. 8. Die Einberufungen erfolgen entweder durch Geſtellungs⸗ 
ordres, oder durch öffentlichen Aufruf oder auf ſonſtige der Kriegslage ange- 
mefiene Weile. W.O. IS. 138.8 90.1 8.19. Vgl. auch Mil. Geſ. $. 70. 

7) Bünbniß-Bertr. vom 23. Nov. 1870 III $. 5. III Ab). 5. 

8) Mil.Geſ. 8. 38. Der Militair-Gerichtsftand beginnt jedoch ſchon mit 
dem Empfang der Einberufung3-Ordre. Preuß. Militair-Strafgeriht3-Ordn. 
vom 3. April 1845 8. 7 Biff. 1. 
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Ueber die Einberufung gelten im Einzelnen folgende Nedts: 
regeln: 

a) Die Einberufung erfolgt, nah Maßgabe des Bedarfs und 
joweit die militatrifchen Intereſſen es geftatten, nah den Jahres: 
klaſſen, mit der jüngften beginnend )Y. Demgemäß werden die 
Mannichaften der Neferve und Landwehr in Jahresklaſſen nad 
ihrem Dienftalter eingetbeilt ®). Diefe regelmäßige, durch das 
Alter bejtimmte Reihenfolge kann jedoch wegen dringender häus— 
licher oder gewerblicher Verhältniffe oder wegen Unabfömmlichkeit 
aus einer Stellung im öffentliden Dienft modifizirt werden; bier: 
nah unterjcheidet man das Klaffififations-Berfahren und das Un 
abfümmlichfeit3-Berfahren. 

«) Das Klaſſifikations-Verfahren. Die Klaſſifika⸗ 
tionsgründe find geſetzlich nicht firirt; das Militairgeſetz $. 64 
erwähnt nur dringende häusliche und gewerbliche Verhältniſſe; die 
Wehrordnung II 8. 17 fpezialifirt diefelben aber und bildet dadurch 
eine Ergänzung des Mil.-Gejeges ?). Die Gefuhe um Zurüd: 
ſtellung find bei dem Vorfteher der Gemeinde anzubringen, welchet 
diejelbe prüft und eine Nachweiſung aufftellt, aus der nicht mur 
die militairifchen, bürgerlihen und Vermögensverhältniffe der Bitt: 
jteller, jondern auch die obmaltenden bejonderen Umftände erfidt: 
lich find, durch welche eine zeitweife Zurüditellung bedingt werden 
kann %. Die Geſuche nebft diefen Nachweifungen find an den 
Givilvorfigenden der Erſatzkommiſſion einzureihen. Die Entſchei— 
dung darüber erfolgt dur die verftärkten Erjagbehörben ). 
Gegen die Entfcheidung der verftärkten Erfatfommiffion 9) ſteht 
dem ftändigen militairiihen Mitgliede die Erhebung des Einfprubs 
zu, in welchem Falle die endgültige Entſcheidung Lediglich durd | 
‚die ftändigen Mitglieder der Ober-Erſatzkommiſſion erfolgt’). 


1) Mil.Geſ. 8. 69. 

2) Mil.Gef. 8.62 Abſ. 1. Vgl. über Zurüdverfegung in eine jüngere Klaſſe 
zur Strafe Mil.Gef. 8. 62 Abſ. 3 und 8. 67. 

3) Die Klaſſifikationsgründe find am erheblich jtrengere Borausjegungen 
gebunden als die Zurüditellungsgründe der Militairpflichtigen bei Erfüllung 
der aktiven Dienftpfliht im Frieden. 

4) W.D. II 8. 18 Biff. 1. 

5) Mil.Geſ. 8. 30 Ziff. Ad. ! 

6) Diefelbe erfolgt nach den im Mil.Gef. 8. 30 Ziff. 5 gegebenen Regeln. | 

7), Mil.Gef. 8. 30 Ziff. 7 Abſ. 2. | 
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Die Berüdfihtigung der Klaffififationsgründe findet in der Art 
ftatt, daß Reſerviſten hinter die legte Jahresklaſſe der Reſerve 
ihrer Waffe oder Dienftlategorie, Landwehrmannichaften aber, ſowie 
in befonder3 dringenden Fällen auch einzelne Referviften, binter 
die legte Sahresklaffe der Landwehr ihrer Waffe oder Dienft- 
fategorie zeitweife zurüdgeftelt werden). Die Zurüditellungen 
behalten ihre Gültigkeit nur bis zum nächſten Klaſſifikationstermin 
und erlöfchen, wenn Mannichaften aus einem Aushebungsbezirk in 
einen andern verziehen ?). Syn Teinem Aushebungsbezirk darf die 
Zahl der hinter den Testen Jahrgang der Referve zurücdgeftellten 
Mannſchaften zwei Prozent der Referve, die Zahl der hinter den 
letten Jahrgang der Landwehr zurüdgeftellten Mannſchaften drei 
Prozent der Referve und Landwehr überfteigen ?). 

B) Das Unabkömmlichkeits-Verfahren. AS unab- 
kömmlich können reflamirt werden Reichs-Staats- und Kommunal: 
beamte, ferner Angejtellte der Eifenbahnen ) und endlich Verjonen, 
welde ein geiſtliches Amt in einer mit Korporationsrechten inner: 
balb des Bundesgebietes beftehenden Religionsgeſellſchaft befleiden. 
Unablömmlich find dieſelben nur dann, wenn ihre Stellen ſelbſt 
vorübergehend nicht offen gelaffen werden können und eine geeignete 
Vertretung nicht zu ermöglicheu ift d); unter ihnen dürfen"in eriter 
Reihe nur foldhe Beamte berüdjichtigt werden, melche in ihren 
Sivilverhältniffen für militairiſche Zwecke wirkſam find. Die Be: 
iheinigung der Unabkömmlichfeit erfolgt nach näherer Beitimmung 
der Zandesregierungen duch den Chef derjenigen Civilbehörde, bei 
oder unter welcher der Civilbeamte angeftellt ift ®%). Jede zur Er: 
theilung folcher Attefte berechtigte Behörde trägt die für unablümm- 
lih erflärten Beamten in eine Lifte ein und theilt zum 1. Dezember 
jedes Jahres diefe Lifte, fowie zum 1. Juni eine Nachtragsliſte, 
dem Provinzial: Generalflommando mit, in deſſen Bezirk die Be- 


1) Mil. Geſ. 8. 64 Abi. 1. 

2) W.O. II 8. 18 Ziff. 5, 6. "Ueber außerterminliche Klaſſifikation vgl. 
802.18. 19. 

3) Mil.ef. 8. 64 Abi. 2. 

4) Ueber die Zurüdftellung des dienftpflichtigen Eifenbahn-Perfonal3 vom 
Baffendienft find detaillirte Vorfchriften in der W.O. II 8. 23 erlaffen. 

9) Mil. Geſ. 8. 65 Abf. 1. 

6) 8.D. II'8. 20 Ziff. 1. 
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amten militairiih Eontrolirt werden. Die Generallommando’s 
prüfen dieje Lilten; im Beanftandungsfalle werden fie dem zu: 
ftändigen Minifterium, zu deſſen Reſſort die Civilbehörde gebört, 
zur Beitätigung oder Abänderung vorgelegt '). Unabkömmlichkeits- 
erflärungen im Moment der Einberufung find unzuläffig ?). Die 
Wirkung der Unablömmlichfeitserflärung beftehbt in der Zurück— 
jtelung hinter den älteften Jahrgang der Landwehr; fobal 
dieſe Jahresklaſſe einberufen wird, erliicht jedes Anrecht auf Zu: 
rüditellung °). 

b) Berfonen des Beurlaubtenftandes (der Referve oder Land: 
wehr), welche nach befannt gemachter KriegSbereitichaft oder nad 
angeorbneter Mobilmahung ihrer Einberufung zum Dienfte oder 
einer öffentlihen Aufforderung zur Stellung nicht binnen 3 Tagen 
nach Ablauf der veſtimmten Friſt Folge leiften, werden mit Frei: 
heitsftrafe von 6 Monaten bis zu 5 Jahren beftraftt). Wer der 
Einberufung den Gehorfam in der Abficht verweigert, fih Dauernd 
feiner Verpflichtung zum Dienjte zu entziehen, wird wegen Fahnen: 
flucht (Defertion) beftraft )). Wer eine Perfon, welche zum Be: 
urlaubtenjtande gehört, auffordert oder anreizt, der Einberufung 
zum Dienft nicht zu folgen, wird mit Gefängniß bis zu 2 Jahren 
beftraft ©). 

c) Die Mannſchaften der Rejerve werden zu den Truppen: 
theilen des ftehenden Heeres behufs Verſtärkung derjelben einbe: 
rufen; dagegen wird die Landwehr-AInfanterie in befonderen Zrup: 
penfürpern formirt und daſſelbe geſchieht im Kriegsfalle nad 
Maßgabe des Bedarfs mit den Mannfchaften der Landwehr-Ka— 
vallerie ?). Auf diefem Sabe beruht die große thatlächliche Ber: 

1) W.O. M g. 218. 1. 

2) ebenda 8. 4. 

3) Mil.Geſ. 8. 65. W.D. II 8.20 Ziff. 8. — Bann die hinter die legte 
Jahresklaſſe der Landwehr Zurüdgeftellten einzuberufen find, beftimmt das 
Kriegsminifterium 90. II 8. 19 Ziff. 10. 

4) Mil.Straf-Gef.B. 8. 68. 

5) M.St.G.8. 8$. 69 fi. 

6) Reichs⸗St. G.B. 8. 112. Perfonen des Soldatenftandes, welde 
einen Andern zur Fahnenflucht vorſätzlich verleiten, werden nach 8. 78 des 
M.St. G.B. beſtraft; auf Anreizung zum Ungehorſam finden die Anordnungen 
des M.St. G.B.'s 88. 99 ff. Anwendung. 

7) Wehrgeſ. 8. 5 Abſ. 2 und 4. 


J 
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(hiedenheit, die troß der formellsjuriftiihen Gleichartigkeit zwiſchen 
ver Refervepfliht und der Landwehrpflicht befteht und_ zu ihrer 
iharfen Unterfcheidung im Art. 59 der R.B., ſowie in 88. 6 und 7 
des Wehrgeſetzes Anlaß gegeben hat; denn die Linientruppen bes 
ftebenden Heeres finden im Falle.eines Krieges in erfter Reihe 
Verwendung, während die befonders formirten Landwehr-Truppen⸗ 
förper nach ausdrüdlicher Anordnung des Wehrgeſetzes „zur Ver: 
theidigung des Baterlandes als Referve für das ftehende Heer 
verwandt werben follen.” Im Frieden befinden ſich die Perſonen 
der Referve und Landwehr als „Beurlaubte” im gemeinjamen 
Gegenfag zu den Perſonen des aktiven Heeres und bilden zu—⸗ 
iammen eine faft gleihartige Klafle der Wehrpflichtigen; im Kriege 
wählt die Reſerve-Mannſchaft den Truppenförpern der Linie zu 
und bildet gemeinfam mit der bei denfelben ihre Dienftpflicht er: 
rüllenden Mannihaft ala „ftebendes Heer” einen gemeinfamen 
Gegenfab zu der Landwehr. Der Gegenfab beruht aber — mie 
bemerft — nicht auf einer juriftiihen Verichiedenheit in der Nor: 
mirung der Dienftpflit, Tondern auf einer militairiſch-techniſchen 
Berihiedenbeit in der Ausnübung derfelben. Der Unterichied ift 
daher auch nicht ſtreng innegebalten. Zunächſt fällt bei den Spe: 
zialmaffen die Bildung bejonderer Landmwehr-Truppenkörper ganz 
fort; die Landwehrmannfchaften derſelben werden nad Maßgabe 
des Bedarfs zu den Fahnen des ftehenden Heeres einberufen; 
ebenjo die Seewehrmannfchaften zur Flotte ). Sodann fünnen die 
Mannichaften des jüngsten Jahrganges der Landwehr: Infanterie 
bei Mobilmachungen erforderlichenfalls auch in Erfag-Truppentheile 
eingeftellt werden ). Endlich können im Kriege die zu den Land: 
wehr-Regimentern einberufenen Mannſchaften auch in Truppen: 
förpern der Linie zur Verwendung gelangen?) uud ein Webertritt 
vom jtehenden Heere (Referve) zur Landwehr findet während der 
Tauer einer Mobilmahung nidt ftatt *). 

d) Perfonen des Beurlaubtenftandes, welche ein geiftliches 


1) Wehrgeſ. 8. 5 Abi. 5. Siehe oben SS. 84. 87 I. 

2) Wehrgeſ. 8. 5 Abi. 3. 

3) Bol. den Kommiffionsbericht des NReichdtages zu 8.5 Abf. 3 des Wehr- 
geleges. (Drudiachen 1867 Nro. 96), fowie den Kommilfionsbericht zum Land⸗ 
ſturmgeſetz. (Druckſachen II Seffion 1874 Rro. 70 ©. 9 fg.) 

4) Wehrgeſ. 8. 14. Wehr⸗Ordn. I 8. 18, 
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Amt in einer mit Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebiet3 
beftehenden Religionsgeſellſchaft bekleiden, werden zum Dienfte mit 
der Waffe nicht herangezogen, jondern im Falle des Bedürfniſſes 
im Dienst der Krankenpflege und Seeljorge verwandt ?). 

e) Die Neferve: und Landwehrmannfhaften erhalten, fobald 
fie zum Kriege oder wegen außerordentliher Infammenziehung der 
Reſerve- oder der Landwehr einberufen werden, nicht nur mie alle 
im aktiven Militairdienit befindlichen Wehrpflichtigen die regle: 
ment3mäßige Belöftigung, Verpflegung, Löhnung u. ſ. w., fon: 
dern im Falle der Bedürftigkeit auch für ihre Familien eine Unter: 
ftüßung, welche fih bi3 zum Erlaß eines diefe Materie regelnden 
Reichsgeſetzes nah den Borfchriften des Preuß. Geftges vom 
27. Februar 1850 normirt. An Bayern gilt big zu demfelben 


Zeitpunkt Art. 33 Abf. 1 des Bayr. Geſetzes betreffend die Wehr: 


verfaflung vom 30. Januar 1868 ?). 
4. Die Dauer der Rejerve- und Landpwehrpflidt. 
Für die Berehnung der Dienftzeit im Frieden ift die Ein 
theilung der Mannſchaften der Referve und Landwehr in Jahres— 


tlajjen von praftiicher Bedeutung. Die Wehrpflichtigen rüden 


gleihjam von einem Jahrgang zum andern fort, fie gelangen nad 
Militairpfliht- Jahren zur Einftelung bei den Truppen, fie werben 
in Jahrgängen von dem aktiven Heere zur Referve übernommen, 
gliedern fih in Jahresklaſſen der Referve, werden jahrgangsmeile 
zur Landwehr verjegt und endlih, nachdem fie die Jahresklaſſen 
ber Landwehr durchgemacht haben, zum Landfturm entlaffen. Bon 
diefem Prinzip aus ergeben fi mehrere, gejeglih anerkannte 
Rechtsſätze. Die Dienftzeit in der Referve und Landwehr wird 
von demjelben Zeitpunkt an berechnet, wie die aktive Dienftzeit ®), 
auch wenn in Erfüllung der letzteren eine Unterbredung ftattge: 
funden bat *%). Andererfeits treten Mannfchaften, welche in Folge 
eigenen Verſchuldens verſpätet aus dem aktiven Dienft entlaffen 

1) Mil. Geſ. 8. 65 Abſ. 2. WO. ILS. 13 if. 5. 

21 Vgl. das Reichſsgeſ. vom 24. Nov. 1871 $. 2 (R.G. Bl. S. 398) und 
die Motive zum Entwurf deſſelben (Druckſachen des Reichſstages II Sefl. 1871 
Nro. 86). 

8) Bl. oben S. 174; alſo bei den zwilchen dem 2. Oft. und 1. April 


eingeftellten Wehrpflichtigen vom vorhergehenden 1. Oktober an. 
4) Mil.Geſ. 8. 62 Abi. 2. 
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werden !), ſtets in die jüngfte Jahresklaſſe der Reſerve ein *). | 
Wegen Kontrolentziehung oder Ungehorſams gegen Einberufungs: 
Ordres kann eine Verſetzung in die nächit jüngere Jahresklaſſe zur 
Strafe verhängt werden, was einer Verlängerung der gejeglichen 
Lienftzeit gleichkömmt *). Rejervilten oder Landwehrleute, welche 
nah erfolgter Auswanderung vor vollendetem 31. Lebensjahr wie: 
der naturalifirt werden, treten in denjenigen Jahrgang, welchem 
ne ohne die ftattgehabte Auswanderung angehört haben würden, 
wieder ein, d. h. fie rüden während der Zeit der Auswanderung 
. dur die Jahresklaſſen mit fort). Die Verfegung aus der Re: 
ferve in die Landwehr, ſowie die Entlaffung aus der Landwehr 
erfolgt bei den Herbit- Kontrolverfammlungen des betreffenden 
sahres 5), auch wenn die zwölfjährige Gejammtdienftzeit gemäß 
Art. 59 der R.B. fhon vor diefem Tage abgelaufen fein follte ®). 

Die Dienftzeit in der Reſerve beträgt zwar nach der Aus: 
drudsmeife des Art. 59 der RB. vier Jahre; diefer Ausdruck ift 
indefjen nicht cörrect, da die Dauer der Refervepflidt davon ab: 
hängig ift, wann die Beurlaubung des Webrpflichtigen von «den 
Fahnen eintritt. Felt beftimmt ift nur die Gefammtdienftpflicht 
im jtehenden Heere und zwar auf fieben Jahre. Treffender fagt . 
das Wehrgeſetz $. 6 Abi. 5, daß nah der Entlafjung aus dem 
aktiven Dienft während des Reſtes der fiebenjährigen Dienftzeit 
die Mannfchaften zur Reſerve gehören. Die Dienitzeit in der 
Zandwehr und in der Seewehr umfaßt die (auf die Verfegung aus 
der Rejerve zur Land: oder Seewehr) folgenden fünf Lebensjahre ?). 
Mannſchaften der Kavallerie, welche ſich freiwillig zu einer vier: 
jährigen aktiven Dienftzeit verpflichtet haben, dienen in der 
Landwehr nur drei Jahre. 

In denjenigen Bundegftaaten, in denen vor Einführung der 


1) Nämlich auf Grund des 8. 18 des R.Mil.Straf⸗Geſetzbuchs. 

2) Mil.Gel. 8. 62 Abi. 8. 

3) Mil.Geſ. $. 67. 

4) Mil.Gef. $. 68. 

5) Mil.Geſ. S. 62 Abſ. 2, 

6) Zur Landwehrpflicht gehört demnach auch die Verpflichtung, ſich behufs 
Entlaffjung aus der Landwehr zu diefer Herbit-Kontrolverfammlung zu geitellen. 
(Motive zu 8. 55 des Entwurfs des Mil.Geſ.) 

7) R.V. Urt. 59. W.G. 8. 7 Abſ. 1 und 2. 
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Bundesverfaffung eine längere als 12jährige Geſammtdienſtzeit 
gefeglich beflanden bat, ift diefelbe zunächft aufrecht erhalten wor: 
den; es ift jedoch dem Kailer die Befugniß übertragen worden, 
unter Berüdfichtigung der KriegSbereitichaft des Reichsheeres die 
Herabjegung diefer Verpflichtung auf das reichsgeſetzliche Maß 
anzuordnen '). 


VI. Die Erſatzreſerve-Pflicht. 


1. Begriff. Die Erfaßreferve- Pflicht ift eine eventuelle 
Dienftpfliht. Dadurch wird der Unterjchied derjelben ſowohl 
gegenüber der definitiven Befreiung von der Dienftpfliht als aud 
gegenüber der Reſerve- oder Landwehrpflicht charakteriſirt. Wäh— 
rend bei der letzteren die aktive Dienſtpflicht nur quoad exercitium 
juspendirt, die Wehrpflichtigen „beurlaubt“ find, gehören die Er: 
fagreferviften nicht zum Heere, alfo auch nicht zum Beurlaubten: 
ftande; während die Neferve- und Landwehrpflicht eine Fortfegung 
der aktiven Dienſtpflicht ift, Läßt ſich die Etſatzreſervepflicht 
als die Fortfegung der Militairpflicht bezeichnen. Andererſeits 
enthält die Zuweiſung zur Erſatzreſerve zwar eine Befreiung von 
der Einftellung in das ftehende Heer und von der militairifchen 
Ausbildung, aber feine Beendigung der Wehrpflicht; die Dientt- 
verpflihtung in der Erſatzreſerve ift vielmehr eine bejondere Ge: 
ftaltung oder Differenzirung derjelben. Die eventuelle Dienftpfligt 
fann fih in eine altive verwandeln, wenn das Bedürfniß der 
Heeresergänzung die Einberufung von Erſatzmannſchaften erfordert). 

Diefem Begriffe entſpricht es, daß der Erſatzreſerve alle Per: 
fonen überwiefen werden, melde aus irgend einem Grunde nid 


1) RB. Art. 59. W.G. 8. 18. Diefe Anorbnungen find ergangen in 
den Kabin.-Orbres vom 14. Mai 1868, 1. April 1869, 17. Februar 1870, 
5. März 1871. 

2) Nach einer dem Neichdtage von 1874 vom Preuß. Kriegsminifterinm 
vorgelegten Berechnung beziffert fich bei der Mobilmahung der Bedarf an 
Mannfchaften für jedes Infanterie-Regiment "mit Einſchluß der Erjag- und 
Zandmwehrbataillone auf 5600 Dann. Auf Grund der durch 12 Jahrgänge 
fortgejegten Rekruten-Einftellung find nach Abrechnung eines Abgangs von 
25% und nach Hinzurechnung der Unteroffiziere des Friedensftandes zc. durd- 
ichnittfid circa 5300 Mann vorhanden. Die Differenz muß daher durd Ein 
ziehung von Mannjchaften aus der Erfagrejerve für das Erjagbataillon gededt 
werden. Drudi. des Neichdt. I Seſſ. 1874 Anlage zu Nro. 106 ©. 20. 





8. 88. Die gejehliche Wehrpflicht. 191 


jur Einftelung in das aktive Heer gelangen, ausgenommen die- 
jenigen, welche gänzlich untauglih oder dauernd unfähig zum 
Dientt im Heere oder in der Flotte find '), und daß die Erſatz⸗ 
refervepflicht ebenfolange dauert wie die Dienftverpflichtung im 
Heere oder in der Flotte, nämlich bis zum vollendeten 31. Lebens: 
jahre ?). 

Die Erfagrejerve wird in zwei Klaſſen getheilt. Die erfte 
befteht aus denjenigen Militairpflichtigen, aus welchen bei Mobil- 
mahungen die regelmäßige Ergänzung des Heeres und nament- 
[ih die Mannſchaft zur Bildung von Erjat-Truppentbeilen ent- 
nommen wird; die zweite Klafle dagegen bildet eine Art von 
Reſervefonds an mwehrpflichtiger Mannſchaft, auf melchen nur bei 
ausbrehendem Kriege und auch alsdann nur im Falle eines außer: 
ordentlihen Bedarfes zurüdgegriffen werden darf? Nach 
diefem Princip beftimmt fih die Entſcheidung der Erſatzbehörden, 
melde Perſonen der eriten Klaſſe der Erſatzreſerve und welche der 
weiten Klaſſe zu überweiſen find *); aus demjelben Grundfaß er: 
owbt fih aber auch eine erhebliche Verſchiedenheit der Dienftver: 
pflichtungen der beiden Erjaßrejerve-Rlafjen. , 

Bei der zum Dienft in der Flotte verpflichteten ſeemänniſchen 
Bevölkerung findet dieſe Eintbeilung nicht ftatt; die Seewehr erfter 
Kaffe entipriht der Landwehr, die Seewehr zweiter Klaffe der 
Erfagreferve °). 

2. DieDienftpflidtinder&rfagrefervel. Klaſſe. 

a) Der mwejentlihe Inhalt des Rechtsverhältniſſes befteht in 
der Berpflichtung, der Einberufung zum aktiven Dienft Folge 
zu leiften. Vorausſetzung der Einberufung ift die Anordnung ber 
Mobilmahung oder der Bildung von Erſatztruppen ®). Für die 
Reihenfolge der Einberufung gilt das Prinzip ' der Jahres— 
klaſſen; dringende häusliche und gewerbliche Verhältniſſe können 
jdoh in derfelben Art wie bei den Perſonen des Beurlaubten- 


1) Siehe oben ©. 161 fg. 

2) Mil Geſ. 8. 23 Abſ. 3. 

3) Mil. Geſ. 8. 27 Abf. 1. 

4) Zgl. oben ©. 163 fg. 

5) W.O. I 8. 40. Bol. Wehrgeſ. 8. 13 8. 7. 
6) Mil. Geſ. 8. 24. 
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ftandes Berüdjichtigung finden Y. Die Klaffififation erfolgt durd 


die verftärkfte Erſatzkommiſſion und das Berfahren ift das gleihe 
wie bei der Klafjififation der Rejervemannichaften ?). Der Modus 
der Einberufung ift entweder die öffentliche Aufforderung oder die 
an den Einzelnen gerichtete Geftelung3:Drdre ?). Die im Au: 
ande befindlichen Erfagreferviften I. müſſen ſich bei eintretender 
allgemeiner Mobilmahung unverzüglih in das Inland zurüd: 


begeben und fich bei dem Bezirksfeldwebel, in deſſen Kontrole fie 
fteben, oder bei demjenigen der nächſten Landwehr: Komp agnie an: 
melden. Bon diejer Verpflichtung Fünnen fie aber im Falle des 
8. 59 des Mil.Gef. (ſ. oben ©. 183) dispenfirt werben‘). Un— 
gehorfam gegen den Einberufungsbefehl wird nah den Bor: 
ſchriften des Militair-Strafgeſetzbuchs beftraft; Erſatzreſerviſten L 
fteben in diefer Beziehung den Perſonen des Beurlaubtenftandes 
völlig gleih ’). Bon dem Tage, zu welchem fie einberufen find, 
bis zum Ablauf des Tages der Wiederentlafjung gehören fie zum 
aktiven Heere ®); alle von der aktiven Dienftpflicht geltenden 
Rechtsregeln finden in diefer Zeit auf fie Anmwendung; fie haben 
andererfeit3 Anſpruch auf reglementsmäßige Verpflegung und Be: 


joldımg und unter denfelben Vorausfegungen und in demjelben 
Umfange wie Mannſchaften der Reſerve und Landwehr auf Unter 


ftügung ihrer Familien 7). 


b) Zur Sicherung dieſer Verpflihtung unterliegen fie einer 
militairifhen Kontrole. Diefelbe wird von den Landwehr 


Bezirfsfommando’3 geführt, melde die Erſatzreſerviſten — nad 


Sahrgängen getrennt — in die Kontrolstiften einzutragen haben‘). 


— 





1) Mil.Gef. 8. 69 Biff. 1. 


2) Mil. Geſ. $. 30 3. 4d. Sif. 70.2. W.O. II 8. 15 8. 2u. 8 18. 


3) Heer⸗Ordn. II 8. 19 Ziff. 11. 

4) Mil. Geſ. 8. 698.4 W.O. II 8. 15 85 u 6. 

5) Mil. Geſ. 8. 69 2. 5. 

6) Mil.Gel. 8. 38 B. 2. 

7) Geſ. v. 8. Wpril 1868. R.G.BL ©. 38. Dieſes Geſetz gilt im ganzen 
Meichögebiet ausgenommen in Württemberg und Bayern. Es ift in Baden 
eingeführt durch Reichsgeſ. v. 22. November 1871 (R.G.BL. ©. 399), in El: 
faß-Lothringen burd Gef. v. 22. Juni 1872 8. 1 Hiff. 4. (Gejepbl. f. 
Ctſ.-S. 1872 ©. 446.) 

8) Die näheren Anordnungen über Anlage und Führung diefer Liften 
enthält die Heer-Ordn. II 8. 8 Biff. 5. 








8. 88. Die geſetzliche Wehrpflicht. 193 


Behufs Durchführung der Kontrole befteht für die Erſatzreſerviſten I. 
ine Meldepflicht, melde der Meldepfliht der Rejerve: und 
Landwehr: Mannichaften völlig gleichartig ift )). Dagegen beiteht 
für fie der Regel nach feine Berpflihtung zur Geftellung zu Kon— 
trol-Berfammlungen; fie können jedoh im Falle eines außerordent- 
lihen Bedürfniffes auf Grund Kaiferlicher Verordnung zu Kontrol: 
Verfammlungen einberufen werden und müſſen fich bei denjelben 
einer Ärztlihen Unterſuchung binfichtlih ihrer Dienfttauglichkeit 
unterwerfen ?.. Die Kontrol:Entziehbung wird an Mann: ' 
\haften der Erfaßreferve I. mit Gelditrafe bis zu 60 Mark oder 
mit Haft bis zu 8 Tagen beftraft. Das Delict gehört zur Kompes 
tenz der bürgerlichen Gerichte, die Landwehr-Bezirkskommando's 
ind aber verpflichtet, die ftrafrechtlihe Verfolgung zu veranlafien 
und es ift ihnen von der erfolgten Verurtheilung Mittheilung zu 
machen 9). Außerdem fünnen Erfagrejervilten wegen Kontrol-Ent- 
ziehung durch Verfügung des Landwehr-Bezirkskommandeurs in 
die nächft jüngere Jahresklaſſe verfegt werden; in feinem Falle 
aber darf dadurch eine Ausdehnung der Erjagrefervepflicht über 
da3 vollendete 31. Lebensjahr hinaus bewirkt werden *). 

Im Zufammenhange mit diefer Kontrole fteht die Verpflich- 
tung der Erſatzreſerviſten von ihrer hevorjtehenden Auswanderung 
der Militairbehörde Anzeige zu machen *). Die Unterlaffung der 
Anzeige wird nad 8. 360 3. 3 des St. G. B.'s mit Geldftrafe bis 
zu 150 Mark oder mit Haft beitraft ®). 

c) Da in jedem Jahre jo viele Mannſchaften der Erjagreferve 
1. 8. überwiefen werden, daß mit fünf Jahrgängen der Bedarf 
für die Mobilmachung des Heeres gededt wird”), fo ift die Dienft- 


1) Bgl. oben ©. 181. Spätefterd 14 Tage nad) erfolgter Aushändigung 
des Erſatzreſerveſcheins muß ſich der Wehrpflichtige bei dem Bezirksfeldwebel 
derjenigen Landwehrlompagnie, in deren Bezirk fein Aufenthaltsort Liegt, 
melden und ebenjo von jedem Wechiel des Wohnort? und von Reiſen von 
längerer ald 14tägiger Dauer Anzeige erftatten. Mil.Geſ. 8. 69 Ziff. 2. 
8.0.11 8. 15 Ziff. 3 und 4. 

2) Mil.Gef. 8. 69 8.3. WO. 18.96 3. 2. 

3) Mil.Geſ. 8. 69 2.6. W.O. II 8. 15 2. 7. 

4) Mil.Sef. a. a. O. W.O. I 8. 138.7. 

5) Mil. Geſ. 8. 69 3. 8. 

6) Ueber das Strafverfahren vgl. Strafprozeß⸗Ordn. 8. 470 fg. 

7) Mil.Gef. $. 24. Der Bedarf an Erfagreferviften wird nad) denjelben 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 13 


194 8. 88. Die gejepliche Wehrpflicht. 


zeit in der Erfaßreferve I. auf 5 Jahre normirt; fie hat alfo die: 
jelbe Dauer wie die Dienftzeit in der Landwehr. Die 5jährige 
Friſt beginnt am 1. Dftober des Jahres, in weldhem bie Ueber: 
weilung zur Erfagreferve erfolgt ift; nah Ablauf der 5 Jahre 
werden die Mannichaften in die zweite Klafle der Erſatzreſerve 
verſetzt '). 

d) Erjagreferviften, weldde zu den Fahnen einberufen werden, 
find bei Zurüdführung des Heeres auf den Friedensfuß wieder 
zu enilaffen ). Sie treten in die Erfaßreferve zurüd, wenn fie 
militairifch nicht ausgebildet find. Haben Erfagreferviften bei ihrer 
Entlafjung drei Monase altiv gedient, jo werden fie al3 ausgebildet 
angefehen °). Sie treten alödaun bei ihrer Entlaffung nach ihrem 
Lebensalter zur Reſerve oder Landwehr über *) und ihre Referve: 
und Landwehrpflicht wird fo bemefjen, als wenn fie im erften 
Sabre ihres dienftpflichtigen Alters ausgehoben worden wären >). 

3. Die Dienſtpflicht in der Erſatzreſerve II. Klafie 

a) Im Frieden find die Mannſchaften derſelben von allen 
militairifhen Verpflichtungen befreit, insbefondere auch von der | 
Meldepflicht behufs der Kontrole ®). 

b) Bei ausbrechendem Kriege Tann im Falle außerordentlichen | 
Bedarfs ihre Einberufung durch Kaiferl. Verordnung ange Ä 
ordnet werden. Die Wirkung dieſer Verordnung beſteht darin, 
baß die Militairpflicht der Erfagreferviften II. wieder auflebt, 
d. h. die Pflicht, fi zur Stammrolle wieder anzumelden und fid 
zur Ausbebung zu geftellen. Auf Grund der Kaiferl. Einberufungs: 
ordre ift in ortsübliher Weile befannt zu machen, welche Alters: 


— 





Grundfüägen wie der Nefrutenbedarf auf die Infanterie-Brigade- und Au 
hebungsbezirke vertHeilt; jedoch unter Zufchlag von 25 Prozent zur Dedung 
ber eintretenden Abgänge. W.O. 18. 13 Biff. 5. 

1) Mit.Gef. 8. 23 Abſ. 2. Der Erfaprefervift hat ſich zu dieſem Bmed | 
beim Bezirksfeldwebel unter Vorlegung feines Erfabrefervejcheind zu melden; 
die Berjegung wird durch den Landwehr⸗Bezirkskommandeur verfügt und auf 
dem Erjatrefervejchein vermerkt; His dies gefchehen, tritt der Webergang zur 
zweiten Klafje nicht en. W.O. ILS. 15 3 8. 

2) Mil.Gei. 8. 29. 

8) 9.02. II 8. 13 8. 2%. 

4) Mil.Geſ. $. 50 Ab]. 2. 

5) Mil.Ge]. 8. 62 Abſ. 4. 

6) Mil.Sef. 8. 27 Abi. 1 
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Hafen zunächft zur Einziehung gelangen. Vom Zeitpunkte der 
Befanntmahung an unterliegen die Mannſchaften der bezeichneten 
Ateräflaffen den Vorſchriften über die Militairpflichtigen ). Bon 
der Erfüllung der Geftellungspflicht können diejenigen Mannfchaften 
der Erfagrejerve II, welche durch Konfulatsattefte nachweifen, daß 
fte in einem außereuropäifchen Lande, jedoch mit Ausichluß der 
Küftenländer des Mittelländifhen und Schwarzen Meeres, eine 
tete Stellung als Kaufleute, Gewerbetreibende 2c. erworben haben, 
für die Dauer ihres Aufenthalts außerhalb Europas befreit werden ?). 

ce) Für die Erfagrejervijten zweiter Klafle, melde zur Aus⸗ 
bebung und Einftellung gelangen, gelten im Falle der Zurüdfüh- 
rung ded Heeres auf den Friedenzfuß dieſelben Regeln, wie für 
Erſatzreſerviſten I. °). Hinfichtlich der nicht zur Einziehung gelangten 
Nannihaften hört mit der Auflöfung der Erjad-Truppentheile das 
Nilitairpflicht3:Verhältnig von Neuem auf ®). 

4. Die Dienftpfliht in der Seewehr II. Klaſſe. 

Diejelbe entipricht der Dienftpflicht der Erfagreferviften L RL. 5). 
Die Mannſchaften find in derjelben Art wie diefe der militairifchen 
Kontrole unterworfen und zur Meldung verpflichtet, während 
Rontrolverfammlungen im Frieden nicht ftattfinden e). Bei 
ausbrehendem Kriege können fie zur Ergänzung der Marine ein: 
berufen werden. Ueber Einziehung, Wiederentlafjung, Dauer der 


— N — 





1) Mil.Geſ. 8. 27 Abſ. 2. Siehe oben S. 146 ff. Die ſpeziellen regle- 
mentarifchen Borfchriften über Anlegung der Stammrollen, fowie über Mufte- 
rung und Aushebung der Erfagreferviften II. find enthalten in der W.O. IS. 98. 

2) Mil.Geſ. 8. 28. gl. oben ©. 183. Der Dispens wird von der zu- 
ſtändigen Erfagfommiifion und zwar von den ftändigen Mitgliedern derfelben 
ertheilt. W.O. II 8. 16 2.3. 

3) Mil.Geſ. 8. 29. 

4) Mil. Geſ. 8. 27 Abſ. 8. 

5) In dem Formular des Seewehrſcheins, welches der Wehrordnung 
(Schema’5 zu 8. 40) beigefügt iſt, heißt es, daß der zur Seewehr II. Kl. 
überwiejene Wehrpflichtige „zu den Mannſchaften des Beurlaubtenftande 3“ 
gehört. Früher gehörten auch die Erfagrejerviften I. Klafje zum Beurlaubten- 
Rande, das Militairgejeg $. 56 Hat Died aber aufgehoben; nun gilt zwar das 
Nilitairgeſetz allerdings für die Marine nicht, nach dem Wehrgeſ. 88. 6—15 
it aber eine gleih mäßige Normirung der Wehrpflicht in Heer und Flotte 
prinzipiell durchgeführt. 

6) W.O. I g. 11. 

13* 
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Dienſtzeit u. ſ. w. gelten ebenfalls dieſelben Regeln wie für die 
Erſatzreſerve I’). Nur in einer Beziehung beſteht eine, allerdings 
erhebliche, Abweichung. Für die Mannfhaften der Seewehr II. A. 
finden nämlich zeitweife Türzere Nebungen an Bord, namentlich 
behufs Ausbildung in der Schiffsartillerie, ftatt und es wird jeder 
diefer Verpflichteten in der Regel zweimal zu diefen Webungen 
berangezogen ?). 


VIL Die Landiturmpflidt. 


1. Begriff. Der Landſturm beftehbt aus allen Wehrpflid: 
tigen vom vollendeten 17. big bis zum vollendeten 42. Lebensjahre, 
welche weder dem Heere noch der Marine angehören ?). Die Land: 
fturmpflicht ift demnad) ein generelle und fubfidiäre Dienft: 
pflicht, die legte und allgemeinfte Verwirklichung der Wehrpflicht‘). 
Ihrem juriftiichen Charakter nach entſpricht die Landfturmpflicht der 
Dienftpflicht in der Erfagreferve II. Klafje, indem fie wie diefe eine 
nur eventuelle Dienftpflicht ift und nur im Falle eines außerordent: | 
lichen Bedürfniſſes reelle Wirkungen äußert, in ihrer praktiſchen Ge: 
ftaltung dagegen iſt die Landfturmpflicht der Landwehrpflicht nachge: 
bildet und man Tann den Landfturm als eine Landwehr zwei: 
ten Aufgebot bezeichnen 5). Der Landfturm tritt nur zufam: 
men, wenn ein feindlicher Einfall Theile des Reichsgebietes bedroht 
oder überzieht %). Das Aufgebot erfolgt durch kaiſerl. DVerord: 


1) BD. 18. 17. 

2):Wehrgej.t$.813 Ziff. 8. 

3) Wehrgeſ. $. 3 Abſ. 2. Landſt. Geſ. 8. 1 Abſ. 1. 

4) Nur joweit die allgemeine Wehrpflicht reicht, beiteht eiue geſetzliche 
Negelung und militairijche Drganifation der bewaffneten Macht. 3 wird 
dadurch zwar keineswegs das Recht des Staates ausgefchloffen, im alle 
äußerfter Roth und Gefahr alle Kräfte der Nation zur Landesvertheidigung 
aufzubieten; ein ſolcher Aft ift aber nicht durch allgemeine Rechtsfäße geregelt, 
fondern bedarf in jedem einzelnen Yalle der Normirung. 

‚ 5) Die Erfagreferve umfaßt nur Wehrpflichtige, melde militairiſch nicht 
ausgebildet find; zum Landiturm dagegen gehören neben den Wehrpflichtigen, 
welche das militairpflichtige Alter noch nicht erreicht haben und den ehemaligen 
Erjagreferviften aud) die ehemaligen Landwehr-Mannjichaften und 
die lebteren bilden wol den werthvollſten Beſtandtheil deſſelben. 

6) Wenrgef. $. 16. Vandſt. Geſ. $. 1 Abſ. 2. 
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nung !); durch diefelbe wird zugleich beftimmt, auf melden terri- 
torialen Umfang und auf mwelde Kategorien von Wehrpflichtigen 
(Jahrgänge u. ſ. w.) fih das Aufgebot erftredt ?). 

2. Inhalt. Wenn der Landfturm nicht aufgeboten ift, dürfen 
die Randfturmpflichtigen Teinerlei Kontrole oder Uebung unterworfen 
werden °); die Landfturmpflicht enthält demnach feinerlei aftive 
Dienftverpflihtung. Sobald dagegen das Aufgebot ergangen ift, 
finden auf die von demjelben betroffenen Landfturmpflichtigen die 
für Die Landwehr geltenden Vorjchriften Anwendung %). Sie 
werden alfo zunächft jo angejeben, als gehörten fie zum Beurlaub- 
tenftande; fie ftehen unter der Kontrole der Landwehrbehörden; 
ie find der Meldepflicht, der Geftelungspflicht zu Kontrolverfamm: 
[ungen unterworfen, fie müſſen einer Einberufung3:Ordre Folge 
leiten; die Militairftrafgejege und die Disciplinarordnung finden 
auf, fie Anwendung. Die Einberufung der durch Kaiſerl. Verord: 
nung aufgebotenen Kategorien landfiturmpflichtiger Berfonen erfolgt 
durh die Landwehrbehörden. Die einberufenen Landfturm: 
plihtigen gehören zum aktiven Heere°) und auf fie finden 
alle Regeln von der aktiven Dienftpflidht in vollem Umfange 
Anwendung. Die Einberufung erfolgt nad Jahresklaſſen, mit der 
jüngften beginnend, foweit die militairiihen Intereſſen dies ge: 
Ratten ®). Die einberufenen Landfturm-Mannfchaften werden in der 
Regel in befondere Abtheilungen formirt ). Hierauf beruht 
praftiich der wichtige Unterſchied zwilchen der Landiturmpflicht und 





1) In Bayern auf Beranlafjung bes Kaiſers durd) Anordnung des Königs. 
Landſt. Geſ. 8. 9. 

2) Landſt. Geſ. 8. 2. 

3) Zandft.&ef. 8. 6. 

4) Landſt. Geſ. 8. 4. Dies erftredt ſich auch auf die Unterftüßung ihrer 
bülfsbedürftigen Familien. 

5) Mil. Geſ. 8. 38 B Ziff. 2. 

6) Landſt. Geſ. 8. 5 Abi. 3. Eine firenge Durchführung des Prinzips 
würde die Folge haben, daß erſt alle Wehrpflichtigen vom 17. bis 20. Lebens- 
jahre, aljo lauter nicht militairiich ausgebildete und zum Theil körperlich noch 
nit taugliche Perjonen einberufen werden müßten, ‚bevor man über ben 
älteften Jahrgang der Landwehr und Erſatzreſerve hinausgreifen dürfte. Eine 
ſolche Conſequenz ift durch die Clauſel „foweit die militairiichen Intereſſen 
dies geftatten“ abgewendet. 

7) Landſt. Geſ. 8. 5 Abi, 1. Vgl. oben ©. 104. 
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der Erfaßrefervepfliht und die Aehnlichkeit der Landfturmpflidt 
mit der Landwehrpfliht. Die Erfagrejerviften mwerden zur Er: 
gänzung und Verſtärkung der Truppenförper des Heered verwen: 
bet; die Landfturmpflichtigen werden zu Truppenkörpern vereinigt, 
welche einen von dem Heere verſchiedenen Beſtandtheil der bewaff— 
neten Macht bilden ’). Diejer Grundjag gilt aber nur als Regel; 
er wird nur infoweit durchgeführt, als dies mit techniſch-militairi⸗ 
ſchen Nüdfichten verträglih ift. Einerjeits kann das Aufgebot zum 
Landſturm fih auch auf die verfügbaren, d. h. für die Ergänzung 
des Heeres nicht erforderlichen, Theile der Erſatzreſerve erftreden ?), 
jo daß auch Erjagreferpiften in die Landjturm-Bataillone eingeftell 
werden Tönnen. Andererjeit3 ift es zuläffig, daß in Fällen außer: 
ordentlichen Bedarfs die Landwehr aus den Mannfchaften des auf: 
gebotenen Landſturms ergänzt wird; jedoch nur dann, wenn bereits 
jämmtliche Jahrgänge der Landwehr und die verwendbaren Mann: 
ſchaften der Erſatzreſerve einberufen find ?). 

Werden Landfturmpflichtige aus dem aktiven Dienft ent: 
lajfen, ohne daß das Aufgebot zum Landfturm felbft aufgehoben 
wird, jo treten fie in den Beurlaubtenftand zurüd und verbleiben 
unter SKontrole der Landmehrbehörden. Die Auflöfung des 
Landſturms wird vom Kaiſer angeordnet %); mit der Auflöfung der 
betreffenden Formationen hört das Militairverhältniß der Land: 


fturmpflichtigen auf 9). 


VII. Die Dienftpflidt der Einjährig: Freiwilligen 
und der Offiziere des Beurlaubtenftandes. 


1. Begriff und juriftifhe Natur. Der Dienft ala 


1) Wehrgeſ. $ 2. 

2) Landſt. Geſ. 8. 3 Abf. 1. 

3) Landſt. Geſ. 8. 5 Abf. 2. Da die Entfcheidung der Frage, ob ein Fall 
außerordentlihen Bedarf vorliegt und ob von der in diefer Gefepesftelle er- 
theilten Ermädfigung Gebrauch gemacht werden ſoll, lediglich von dem Er- 
mefjen des Kaiſers abhängt, jo Tann im Falle eines Krieges thatſächlich von 
Bildung befonderer Landfturm-Truppenkörper ganz abgefehen und die Iand- 
fturmpflihtige Mannſchaft wie eine zweite Serie von Jahrgängen der Lund: 
wehr rejp. Erſatzreſerve behandelt werben. 

4) Für das Bayeriſche Kontingent auf Veranlaffung des Kaiſers duch 
Verordnung ded Königs von Bayern. Landſt.Geſ. 8. 9. 

5) Landſt.Geſ. 8. 7. 
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Einjährig- Freiwilliger ift eine Modifilation der Erfüllung der 
gefeglichen Wehrpfliht. Die Dienjtpflicht ift Feine freiwillig 
übernommene, fondern eine Unterthbanenpfliht; der Rechtsgrund 
derſelben ift nicht der Dienftvertrag, jondern das Geſetz; im Al: 
gemeinen finden daher nicht die Vorſchriften, welche über die ver: 
tragsmäßig übernommene Dienftpflicht (der Kapitulanten, Offiziere 2c.) 
gelten, fondern die Rechtsregeln won der geſetzlichen Wehrpflicht 
Anwendung. Aber die Dienftpflicht ift nicht die regelmäßige und 
gewöhnliche, jondern eine befonders geartete. Dieſe Modifikation 
beftebt theil3 in Erſchwerungen, indem der Wehrpflichtige für feine 
Bekleidung, Ausrüftung und Verpflegung auf eigene Koften Sorge 
tragen muß, theils in Erleichterungen, unter denen die mwichtigften 
und bervorragendften die Wahl des Truppentbeild und die Ber: 
fürzung der aktiven Dienftzeit im Frieden auf Ein Jahr find. Diele 
bejondere Art der Dienitleiftung beruht auf dem freien Willen 
des Wehrpflichtigen; fie wird ibm durch das Recht geftattet, aber 
nicht abgenöthigt. Auf einem Conſens) beruht aljo nicht die 
Dienftpfliht an fi, Sondern die Modififation der Erfüllung der: 
felben; und nur in diefer Hinficht fteht der Dienft der Einjährig- 
Freiwilligen juriftifch den freiwillig begründeten Militair-Berhält: 
niſſen gleih. Die praktiſche Verwirklichung dieſes Grundſatzes be- 
fteht darin, daß fein Wehrpflichtiger, in deflen Perſon die Voraus: 
fegungen zum einjährig-freiwilligen Dienft begründet find, rechtlich 
gehindert ift, feine Wehrpflicht in der gewöhnlichen Weife zu er: 
füllen;- daß er fih zum einjährigsfreiilligen Dienft ausdrücklich 
melden muß ?); daß ihm Reflamationsgründe wie allen übrigen 
Wehrpflichtigen zur Seite ftehen ?), und daß bei dem Wegfall der 
Borausfegungen zum einjährig-freiwilligen Dienft oder wenn ber 
Freiwillige die Verpflegung auf eigene Koften nicht länger beftrei- 
ten kann oder will, die regelmäßige Art der Wehrpflihts:-Erfüllung 
wieder an die Stelle der außerordentlihen Art tritt ®). 

2. Borausfegungen?). Außer den allgemeinen Voraus: 


1) Nicht auf einem obligatorifchen Vertrage im Sinne des Privatrechts. 

2) 8D. 18. 89. 

3) W.O. 18. 93 Ziff. 7. 

4) Mil.Geſ. $. 50 Abi. 4. BD. IS. 98 3. 6. 8. 94 2.9. Ziff. 3 der 
Anlage 5 zur Heerorbn. I 8. 18. 

5) Die Borbedingungen, welche zum einjährig-freiwilligen Dienft berech⸗ 
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feßungen zum Eintritt in dag Heer und in die Marine, nämlih 
förperlide Tauglichkeit und Unbeiholtenbeit )), ift erforderlich der 
Nachweis willenichaftlicher Bildung und die Uebernahme der Ber: 

pflihtung zur Selbftverpflegung ?). | 

a) Der Nachweis wiſſenſchaftlicher Bildung kann geführt wer: 
den entweder duch Ablegung einer Prüfung oder durch Schul: 
zeugiſſe. Für die Prüfung beftehen befondere Kommiffionen unter 
dem Vorſitz des Civilvorſitzenden der Ober-Erſatzkommiſſion, welde 
jährlih zwei Mal, im Frühjahr und im Herbft, die Prüfungen 
abhalten °). 

Die Lehranftalten, welche berechtigt find, Befähigungszeugniſſe 
für den einjährigfreiwilligen Dienft auszuftellen, werden durch den 
Reichskanzler bezeichnet und durch das Gentralblatt f. das D. NR. 
veröffentlicht %). Bon dem Nachweis der mwillenichaftlichen Befähi— 
gung dürfen entbunden werden junge Leute, melde in einem Zweige 
der Wiſſenſchaft oder Kunft, des Kunſthandwerks oder der meda: 
niihen Arbeiten, oder in einer andern dem Gemeinweſen zu Gute 


tigen, follen gemäß Mil.Geſ. 8. 14 Abi. 3 durch Geſetz geregelt merben. 
Dafielbe ift noch nicht ergangen und joll erft nad) erfolgter Normirung des 
höheren Unterrichtsweſens erlafjen werden. Vgl. Stenogr. Ber. des Reichſtags 
I Seſſ. 1874 ©. 850 fg. Bis zun Erlaß dieſes Geſetzes find die Anordnungen 
der Wehr-Ordnung maßgebend. 

1) Siehe oben ©. 161 fg. 

2) W.G. 8. 11. . 

3) Ueber Zuſammenſetzung, Gefhäftsgang und Prüfungsreglement vgl. 
W.D. I 8. 91, 92 und Anlage 2 Hierzu. 

4) ®.D. J 8. 90. Die Lehranftalten zerfallen in 4 Klaſſen: a) folche, bei 
welchen der einjährige erfolgreiche Befuhh der Selunda genügt (Gymnafien, 
Lyceen, Realſchulen I. Ordnung), b) ſolche, bei welchen der einjährige erfolg. 
reihe Bejuch der Prima genügt (Brogymnafien, Realfchulen II. Ordnung, 
höhere Bürgerſchulen), c) folche, bei denen das Beftehen der Entlaffungs-Prü- 
fung gefordert wird (höhere Bürgerſchulen, Realanftalten, Induftrie-, Handel 
Landwirthſchaftl. Schulen), d) ſolche, für welche befondere Bedingungen feſt⸗ 
geftellt worden find (Gewerbefhulen u. a.). Neifezengniffe für die Univerfität 
und für die derfelben gleichgeftellten Hochſchulen, ſowie Reifezeugniſſe für die 
Prima der Gymnaſien u. j. w. maden die Beibringung befonderer Befähigung? 
zeugnifje entbehrlih. Auch der einjährige Beſuch der 2. Klaſſe des Kabetten- 
forpg genügt. Um Gleichmäßigkeit in den Unforberungen für die fämmtlichen 
Bundesſtaaten zu fichern, befteht beim Bundesrath eine befondere Reich 
Schulkommiſſion. Bgl. über dieſelbe Bd. I S. 324. 
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kommenden Thätigkeit fi) bejonderd auszeichnen, jowie die zu 
Kunitleiftungen angeftellten Mitglieder landesherrlicher Bühnen ). 

b) Die Berpflihtung zur Belleidvung, Ausrüftung und Ber- 
pflegung auf eigene Koften wird übernommen durch Beibringung 
eines Atteftes des Vaters oder Bormunds, in weldhem er feine 
Bereitwilligfeit und Fähigkeit befundet, diefe Koften zu tragen. 
Der Umfang der Verbindlichkeit ift normirt in einem bejonderen 
Reglement, welches als Anlage 5 zu 8 18 der Rekrutirungs⸗Ord⸗ 
nung (Heerordnung I, Theil) beigegeben ift. Ein Freiwilliger, 
welhem die Mittel zu feinem Unterhalt fehlen, darf ausnahm3: 
weife mit Genehmigung de3 Generallommandos in die BVBerpfle- 
gung des Truppentheild aufgenommen werden ?). 

Für die Marine befteht aber eine abweichende Regel, bie 
auf der eigenthümlichen Art des Dienftes in der Flotte beruht. 
Yunge Seeleute von Beruf und Mafchiniften, welche beim Eintritt 
in da3 dienftpflichtige Alter die Dualifilation zum einjährig-frei- 
willigen Dienft erlangt, oder weldhe das Steuermanns:Eramen ab: 
gelegt haben, werden zum einjährig-freiwilligen Dienft in der Ma- 
rine zugelaffen, ohne zur Selbitverpflegung verpflichtet zu ſein °). 

Das Vorhandenfein der Borausfegungen zum einjährig-frei- 
willigen Dienft wird conftatirt durch einen Berechtigungsfchein, den 
die Prüfungskommiſſion auf Ichriftlihen Antrag ertheilt. Der An: 
trag darf nicht vor vollendetem 17. Lebensjahre und muß fpäte- 
tens bis zum 1. April des erſten Militairpflihtjahrs geftellt 
werden *). 

3. Militairpfliht. Wer die Berechtigung zum einjährig: 
freiwilligen Dienft hat, ift von der gewöhnlichen Melde: und Ge: 
ttellungspflicht frei; er bat fich vielmehr beim Eintritt in das mi- 
litairpflichtige Alter bei der Erſatzkommiſſion feines Geftellungs: 
ortes fchriftlich oder mündlich zu melden und unter Vorlegung des 
Berechtigungsſcheines die Zurüditelung von der Aushebung zu 
beantragen; er wird bierauf bis zum 1. Dftober feines vierten 
Militairpflichtjahrs zurüdgeftelt und ift bis zum: Ablauf dieſer 


RD. 1 8. 89 Riff. 6. 

2) 8.0.18. 94 8.11. Solde Freiwillige kommen auf die Friedens⸗ 
Bräfenzftärfe in Anrechnung. Vgl. oben 8. 88 IT ©. 88 fg. 

3) Wehrgeſetz $. 13 Biff. 4. 

4) W.O. I 8. 89. 
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Frift von der Geitellung dispenſirt )y. Ausnahmsweiſe kann die 


Zurüditelung bis zum 1. Oktober ‘des ſechſt en Militairpflict- 
jahres erftredt werden ?). Auch eine Ausbebung der zum einjährig- 
freiwilligen Dienft Berechtigten findet nicht ftatt; fie haben fih 
vielmehr bis zum Ablauf der ihnen gewährten Zurüdftellungsfrift 
zum Dienjtantritt zu melden, wibrigenfalls fie die Berechtigung 
verlieren. Diejelbe Tann ihnen jedoch durch die Erſatzbehörde dritter 
Inſtanz wieder verlieben werden °). Bei ausbredhendem Kriege 
müſſen fi) alle zum einjährig=freiwilligen Dienft Berechtigten, welche 
bereits in das militairpflichtige Alter eingetreten find, auf öffent: 
lie Aufforderung fofort zum Heeresdienft ftellen *). 

4. Aktive Dienftpfliht. Diejelbe ift in folgenden Be: 
ziehungen von der Dienftpflicht der gemeinen Soldaten verfchieben: 

a) Den Freiwilligen fteht die Wahl des Truppenthei: 
le3, bei weldem fie ihrer aktiven Dienftpflicht genügen wollen, 
innerhalb des ganzen Reiches frei). Der Dienfteintritt derfelben 
findet alljährlich bei der Infanterie am 1. April und 1. Oktober, 
bei dem Train am 1. Novemb., bei den übrigen Waffengattungen 
am 1. Oftober ftatt. Bei der Meldung ift der Berechtigungsfcein 
und ein obrigfeitliches Atteft über die fittlihde Führung feit Er: 
tbeilung der Berechtigung vorzuzeigen, morauf der Kommandeur 
des Truppentheils die ärztliche Unterfuhung des ſich Meldenden 
veranlaßt. Bei derfelben dürfen die zuläffig geringiten körperlichen 
Anforderungen gemacht werden ). Die von den ZTruppentbeilen 
als untauglich abgewieſenen Freiwilligen melden fih unter Bor: 
legung des Berechtigungsicheines, auf welchem die Gründe der Ab: 

1) W.O. I 8. 98 8. 1-3. 

2) Mil.Geſ. 8. 14 Abſ. 1. 8. 20 8. 6. W.O. 18. 27 8. 40. 8. 98 24. 

3) Mil.Geſ. 8. 14 Abi. 2 W. O. J 8. 93 Ziff. 5. 

4) Mil. Geſ. 8. 14 Abſ. 1. Vgl. W.O. I 8. 99 Ziff. 3—5. 

5) Wehrgeſ. 8. 17 Abſ. 2. Nur in größeren Garniſonen erfolgt nad An 
ordnung des Generallommando’3 die Vertheilung der Freimilligen auf bie 
Zruppentheile der gewählten Waffengattung dur die denfelben vorgeſeßte 
Militairbehörde. W.O. I 8. 94 3. 3 Abf. 2. Wird der Truppentheil, in 
welhem ein Einjährig-Freimilliger dient, in Friedenszeiten in eine andere 
Garnijon verlegt, jo wird der Freimillige auf feinen Wunfch zu einem in der 
Garnifon oder in der Nähe verfelben verbleibenden Truppentheil verſetzt. BL. 
18. 94 2. 10. 

6) 9.0.18. 5 Biff. 4 
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weiſung vermerft werden, innerhalb 4 Wochen bei dem Civilvor⸗ 
higenden der Erſatzkommiſſion ihres Aufenthaltsortes. Diefer be: 
ordert fie zur Vorſtellung vor der Ober-Erſatzkommiſſion beim 
Aushebungsgeſchäft, welche nach den allgemeinen Grundjägen ent: 
ſcheidet. Der von ihr für eine bejtimmte Waffengattung als taug⸗ 
li erklärte Freiwillige muß von jedem Truppentheil diefer Waffen: 
gattung angenommen werden !). 

b) Die Dauer der aktiven Dienftzeit beträgt ein Jahr vom 
Tage des Dienfteintritt3 an gerechnet. Nach Ablauf diejer Zeit 
werden die Freiwilligen zur Reſerve beurlaubt ?). 

ec) Die militairijhe Ausbildung der Freimilligen ift 
eine andere wie die der gewöhnlichen Soldaten, da fie zu Unter: 
offizieren und Offizieren. der Reſerve und Landwehr vorbereitet 
werden ſollen. Einjährig-Freiwillige, melde fich gut geführt und 
ausreichende Dienftlenntnig erworben haben, merden nach balb- 
jähriger Dienftzeit zu Gefreiten befördert und erhalten nad) einge: 
tretener Beförderung theoretiſchen und praktiſchen Unterricht über 
alle Dienftobliegenheiten des Offizier und Unteroffiziers, ſowie 
über die bejonderen Standespflichten des Offiziers ). Bor Be: 
endigung der aktiven Dienftzeit werden fie einer theoretifhen und 
praktiſchen Prüfung unterworfen, durch welche ihre Dualififation 
zum Rejerveoffizier feftgeitelt wird. Die Truppenbefehlshaber 
treffen die näheren Beflimmungen über die: Prüfung, und den 
höheren Vorgeſetzten Liegt die Pfliht ob, fich bei Inſpizirungen 
von dem Stande der Ausbildung der Einjährig- Freiwilligen zu 
überzeugen. Wer die Prüfung befteht, erhält ein Qualifikation: 


1) W.O. I 8. 94 8.5 bis 8, 

2) Wehrgef. 8. 11. Mediziner, melde ihre Studien auf Univerfitäten 
zurüdiegen, Tönnen nach ihrer Wahl entweder der Dienftpflicht ganz mit ber 
Baffe oder ein halbes Jahr mit der Waffe, ein halbes Jahr als Unterarzt 
genügen. Die näheren Borfchriften darüber enthält die Berordn. über 
die Organifation bed Sanitäts-Korps vom 6. Febr. 1873 8. 5 (Armee⸗ 
3. ©. 106), deren Beitimmungen in die Heer-Orbnung I $. 21 überge- 
gangen find. 

3) In derjelben Weife liegt e3 den Matrofen-Divifionen ob, für 
bie Ausbildung derjenigen als Einjährig-tFreiwillige dienenden Seeleute Sorge 
zu tragen, weldje ihre Beförderung zum Offizier wünſchen und ihrer allge> 
meinen Bildung und militairijchen Qualifikation nach befähigt erjcheinen, brauch⸗ 
bare Seeoffiziere zu werden. Verordn. der Abmiralit. v. 2. Juni 1874 8. 3. 
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atteft zum Neferveoffizier und wird bei feiner Entlafjung zum über: 


zäbligen Unteroffizier befördert ?). 


5. Referve: und Landmwehrpflidt. Die Dienitzeit | 


im ftehenden Heer wird durch die Verkürzung der aktiven Dienft- 


zeit nicht berührt; die Refervepflicht dauert demnach bei den Ein: 
jährig-$reimilligen ſechs Jahre, nach deren Ablauf die fünfjährige 


Berpflihtung zum Dienft in der Landwehr beginnt. Prinzipiell 


gelten nun aud für Wehrpflichtige, welche ihre aktive Dienftpfliht 
als Einjährig-Freimillige erfüllt haben, die allgemeinen Regeln über 


die Reſerve- und Landmwehrpflicht ohne alle Ausnahme; es Tann 
jedoch eine Abweichung in der Erfüllung diefer Pfliht dadurd 
eintreten, daß fie zu Offizieren der Reſerve oder Landwehr ernannt 


werden ?). Die Dienftpfliht der Reſerve- und Land: 


wehr= Offiziere hat juriftifch vollkommen denfelben Charakter 
wie die aktive Dienftpflicht der Einjährig-Freiwilligen d. b. fie iſt 
eine modifizirte Erfüllung der gefegliben Wehr 
pflicht. Der Neferveoffizier fällt daher nit wie der Berufs: 
Offizier unter die Rechtskategorie der Beamten, fondern er 
gehört zu den ihrer gefeglihben Wehrpflicht genügenden 
Unterthanen. Dieſe Unterthanenpflicht erfüllt er aber in einer be: 
jonderen, theils Erſchwerungen, theils Erleichterungen in fi ſchlieſ⸗ 
enden Art und deshalb ift ein Conſens zwilhen dem Wehr: 
pflichtigen und dem Kontingentsheren (reſp. dem die Rechte des: 
jelben auf Grund von MilitairKonventionen ausübenden Kaifer,) 
erforderlich, damit dieſe bejondere Art der Erfüllung an die 
Stelle der allgemeinen trete. Niemand Tann wider feinen Willen 
zum Rejerveoffizier ernannt und zur Erfüllung der. mit vieler 
- Stellung verbundenen Pflichten genöthigt werden. Sn diefer 


Hinficht befteht allerdings zwifchen dem Rechtsverhältniß, in wel 


hem der Berufßsoffizier zu feinem Dienſtherrn ftehbt, und dem 


Rechtsverhältuig des Reſerve- und Landwehroffiziers Gleichheit‘). 


Die Grundlage des ganzen Verhältniſſes bleibt aber immer die 
gejeglihe Wehrpflicht. 


1) Heer-Ordn. 18.19 Ziff. 1 bis 5. Mehnlich in der Marine; nur wer | 


ben hier die in der Prüfung Beltandenen zum „Boot3mannd-Maat”“ ernamt. 
8. v. 2. Juli 1874 0.0.0. 

‚2) W.Geſ. 8. 11 a. €. 

3) Dies überſieht G. Meyer in Hirth's Annalen 1876 ©. 669. 
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Die Borausjegungen zur Erlangung des Charakters 
eines Reſerve- oder Landwehr-Offizierd find außer dem Erwerb 
des Qualifikationsatteſtes zum Offizier folgende: Die „Offizier: 
Apitanten” müſſen nach ihrer Entlaflung aus dem aktiven Dienft 
eine achtwöchentliche Uebung abjolviren, um ihre dienitlihe und 
oußerdienftliche Befähigung zum Offiziere darzutbun; am Schluß 
der Dienftleiftung trägt der Befehlshaber des Truppentheils, 
bei welhem fie die Uebung machen, in daS Weberweifungs- 
nationale ein, ob er einveritanden fei, daß der betreffende Dffi- 
zier-Aſpirant zum Referve-Offizier des Truppentheils beziehw. zum 
Landwehr-Offizier in Vorſchlag gebradht werde '). Hierauf muß 
ih der Offizier-Afpirant zur Offizierwahl ftelln. Die Wahl 
erfolgt durch das Offizierforpg des Landmwehrbataillons, welchem 
der Aipirant angehört; falls er aber zum Dienft einberufen ift, 
duch das Dffizierforpg des Truppentheils. Nur diejenigen Offi: 
jier-Ajpiranten werden zur Wahl geftellt, welche mit ihrer Beför— 
derung zum Offizier ih [hriftlih einverftandenerflären, 
die Charge eines Vicefeldwebels oder Vicewachtmeifters befleiden 
und den gedachten Vermerk im Weberweilungsnationale haben ?). 
Die gewählten Offiziers-Aſpiranten werden hierauf dem Kontin= 
gentsherrn rejp. dem Kaiſer dur den Landwehr-Bezirkskomman— 
deur auf dem Waffen-Inſtanzenwege mittelft Geſuchsliſte in Bor: 
ſchlag gebracht und geeigneten Falls zu Offizieren des Beurlaub- 
tenſtandes ernannt ?). 


1) 9.82. 11 8. 22. Schon nad) den erjten Wochen der Uebung darf zum 
Bicefeldwebel oder Bicewachtmeifter rejp. Vice-Seefadeiten ernannt werben, 
wer ſich zu jolcher Beförderung eignet. — DOffizier-Ajpiranten, welche nach dem 
Ausfall der Uebung das Einverjtändnig des Truppenbefehlähabers nicht er- 
langen, dürfen im nächſten Jahre zu einer erneuten Hebung eingezogen werben. 

2) Die näheren Anordnungen über die Wahl find enthalten in der HD. 
118. 23. Bemerfenswerth ift darunter befonderd der Sag: „Gewählt dürfen 
rur diejenigen DOffizier-Ajpiranten werden, welche bei ehrenhafter Gefinnung 
eine geficherte bürgerliche Eriftenz und eine dem Anjehen des Offizierſtandes 
entiprechende Lebensſtellung beſitzen.“ 

3) Añaloge Vorſchriften gelten für die Unterärzte, welche Sanitäts— 
Offizie re (Aſſiſtenz- Aerzte) des Beurlaubtenſtandes werden wollen. Verordn. 
über die Organiſ. des Sanitätskorps v. 6. Febr. 1873 8. 12. Ebenſo find 
analoge — im Einzelnen jedody vielfach abweichende — Borichriften über die 
Ergänzung und Ausbildung der See-Dffiziere des VBeurlaubtenitandes 
ergangen durch die Berordn. v. 2 Juni 1874. 
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Die Dienſtpflichten der Reſerve- und Landmwehroffiziere | 
find im Allgemeinen nicht analog denjenigen der Berufzoffiziere, 
ſondern denjenigen der Mannichaften de3 Beurlaubtenftandes, d. b. 
fie findim Friedennurverpflihtetzur Meldung des 
Wohnungswechſels, zur Geftellung zu Kontrolver: 


jfammlungen und zur Theilnahbme an Uebungen'). 
Hinfihtlih der Meldungen beſteht nur die aus dem Rangver— 


bältniß fich ergebende Modifikation, daß fie nicht an den Bezirks: 
felomwebel, fondern an das Landwehr-Bezirkskommando zu richten 


find ?). In Betreff der Kontrolverfammlungen gilt für 
die Dffiziere des Beurlaubtenftandes die Vorſchrift, daß fie in 
Uniform zu ericheinen haben *). Wenn fie zur Geftellung in da3 
Stabsquartier des Landw.-Bezirkskommandeurs beordert werden, 
haben fie feinen Anſpruch auf Gebühren *). Die Verpflichtung 
zur Theilnahme an den Uebungen ift dem Umfange nad er: 
weitert, indem Offiziere der Neferve während der Dauer des Re: 
ferveverhältniffeg dreimal zu vier: bis achtwöchentlihen Webun: 
gen, die Offiziere der Landwehr außer zu den gewöhnlichen Land: 
wehr:Uebungen auch zu Uebungen bei Linien-Truppentbeilen bebuf3 
Darlegung ihrer Qualififation zur Weiterbeförderung heranzuziehen 


find ®). Die Einberufung zum Dienft bei außergemöhnlicher Ver: 


anlaffung (Mobilmadhung u. ſ. m.) ift al3 eine Uebung anzı: 
rechnen ®). 


1) Die Dienftverhältniffe ber Offiziere de3 Beurlaubtenftandes find ge- 


regelt durch die V. v. 4. Juli 1868, welche in den übrigen Kontingenten zur 


Einführung gelangt ift (in Württemberg durch Erl. dv. 5. Dezemb. 1871, in 
Bayern durch ©. v. 24. Oktob. 1872); diejelbe ift aber formell aufgehoben 
durch die Heerordnung, in melde ihre Anordnungen größtentheil3 über- 
gegangen find. Für die Marine find die entiprechenden Vorjchriften ent- 
halten in der Verordn. v. 2. Juni 1874. (Beilage zu Nro. 12 des Marine 
V.Bl. 1874.) 

2) W.O. II 8. 10 Ziff. 9. 9.8. ILS. 27 Biff. 2. 

3) 9.89.18. 27 Ziff. 3. 

4) Vgl. die Motive zu 8. 2u.8 des Entw. des Kontrolgefetzes. (Drudi. 
bes Neichst. II Seff. 1874 Nro. 18 ©. 6.) Es wird die3 damit begründet, 
daß die Offiziere des Beurlaubtenftandes mancherlei befondere Pflichten zu er: 
füllen haben, „denen fie fich aber freiwillig unterwerfen, da fie nur mit 
ihrer Zuftimmung zu Offizieren ernannt werden.” 

5) W.G. 8. 12. 

6) Kontrolgeſ. 8. 5. 
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Der Uebertritt von der Reſerve zur Landwehr, erfolgt nad 
denielben Grundfägen wie die der Mannſchaften. Auf Wunſch des 
Rejerveoffizier8 Tann die Meberführung zur Landwehr jedoch unter: 
bleiben, fall3 der Truppentheil fi damit einverjtanden erklärt; 
die Gefammtdauer der Dienftpflicht wird dadurch nicht verändert !). 
Die Ueberführung von Offizieren des Beurlaubtenftandes zum 
Sandfturm findet jedoch auch im Frieden nicht ipso iure ftatt, ſon⸗ 
dern nur auf Grund eines von ihnen einzureihenden und geneh— 
migten Abſchiedsgeſuches ?). 

Sm Kriege können auch die Offiziere der Landwehr erfor: 
derlihen Falls bei Truppen des ftehenden Heeres verwendet wer: 
den ®). 

Hinfichtlih aller Nechte und Pflichten aber, welche nicht durch 
den Rechtsgrund der militairiſchen Dienftpflicht, fondern durch 
den militairifchen Rang und die Dienftitelle bedingt find, 
beſteht völlige Gleichheit zwifchen den Offizieren des Beurlaubten- 
tandes und denen de3 aktiven Friedensſtands. Dies gilt insbe— 
\ondere von dem Anspruch auf Gehalt und auf alle anderen Dienft- 
emolumente, von der Beförderung zu böheren Dienftitellen, von 
den militairiichen Ehrenrechten, von der Ausübung obrigfeitlicher 
Befugniffe über Untergebene, von der Beitrafung megen Dienft- 
vergeben, von den Benfionsaniprühen im Falle der Invalidität 
duch Dienftbeifhädigung u. |. w. In allen diefen Beziehungen 
werben felbftverftändlih die Offiziere des Beurlaubtenftandes nicht 
wie die Reſerve- und Landwehr: Mannichaften behandelt, ob- 
gleih die Dienftpflicht beider auf demfelben Rechtsgrund beruht, 
ſondern wie die DO ffiziere des Friedensftandes; denn für dieſe 
Berhältniffe ift eben der Rechtsgrund der Dienftpflicht unerheblich. 
Aber dies gilt nicht nur von denjenigen Rechten und Pflichten, 
melde unmittelbar mit dem eigentlihen militairiihen Range und 
Amte zufammenhängen, fondern auch von denjenigen, melde auf 
der Zugehörigkeit zum Offiziersftande beruben und fi mit: 





1) 9.2. II 8. 20 Biff. 3. Hinfichtlich des Uebertritts der Reſerve⸗Offiziere 
des Seeoffizier-Korp3 zu den Offizieren ber Seewehr vgl. die cit. Verordn. 
v. 2. Juli 1874 8. 7. 

2) HD. 1I S. 20 Hiff. 5. Hinſichtlich der Offiziere der Seewehr ift der⸗ 
ſelbe Grundjag anerkannt in ber 8. v. 2. Juli 1874 8. 10. 

3) 8.6. 8. 12 a. €. . 
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bin als Standespflichten der Offiziere charafterifiren. Denn auch 
derjenige, welcher feiner geſetzlichen Wehrpflicht als Offizier 
genügen will, tritt ebenfo wie der Berufsoffizier in diefen Stand 
ein und unterwirft fi hiermit den Standespflihten. Die wichtigfte 
Conſequenz dieſes Satzes ift die, daß die Verordnung über 
die Ehrengerichte der Offiziere v. 2. Mai 1874) auf 
die Offiziere des Beurlaubtenftandes volle Anwendung. findet. 
Endlich iſt ein Rechtsfag zu erwähnen, welcher mit dem fo 
eben entwidelten Unterjchied, der zwiſchen den Offizieren und den 
Mannſchaften des Beurlaubtenitandes binfichtlih ihrer Dienftpflicht 
beiteht, in engem Zuſammenhang ſteht. Reſerve- und Landwehr: 
Mannſchaften treten nämlich beim Verziehen von einem Staate in 
den anderen zur Reſerve, beziehungsweife Landwehr des letzteren 
über ?); Offiziere des Beurlaubtenftandes verbleiben dagegen ftet3 
im Dienftverhältniß desjenigen Bundesftaates, von deflen Kon: 
tingentsberen fie zum Offizier ernannt morden find ®). Dieſer 
Unterfchied beruht darauf, daß Dffiziere der Reſerve und Land: 


wehr nicht wie die Mannichaften Lediglich ihre gefeglihe Wehr: 


pfliht als einfache Unterthanenpflicht erfüllen, fondern daß fie zu: 
gleich mit einem militairifchen Range ausgeltattet find, der fie zur 
Handhabung einer militairifhen obrigfeitlihen Gewalt befähigt. 
Die Quelle derjelben ift aber der betreffende Bundes-Staat; die 
den Offizieren zur Ausübung übertragene Militairgewalt fteht dem: 


jenigen Kontingentsherrn zu, von welchem fie ihre Ernennung er: 
balten haben. Dffiziere des Beurlaubtenftandes ſtehen in dieſer 


Hinfiht den Offizieren des activen Friedensftandes ganz gleich); 
fie haben nicht nur eine Dienftpflicht, ſondern fie befleiden zu: 
gleih auch eine beftimmte Dienftftelle und führen das berjelben 
entiprechende Kommando; fie können daher nit durch blopen 
Wechſel des Aufenthalts oder der Niederlafjung ohne Weiteres in 


ein anderes Kontingent eintreten, fondern fie müfjen, menn bejon: 


dere Berhältniffe einen ſolchen Webertritt ausnahmsweife als zu: 


1) Siehe darüber den folgenden Paragraphen unter II. 2. c). 
2) W. G. 8. 17 Abſ. 8. 
3) H.O. II S. 27 8.6. Ebenjo bleiben fie beim Aufenthaltswechfel innerhalb 


des Gebietes ihres Kontingentsheren bei demjenigen TruppentHeil, in befien 


Difizierfgrp3 fie in Folge ihrer Beförderung eingetreten find, folange fie nicht 
zu einem andern Truppentheil verjegt werben. 


| 
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läſſig erſcheinen laſſen, aus ihrem bisherigen Dienitverhältniß den 
Abſchied, und in dem Kontingent ihres neuen Wohnorts die Wie- 
derernennung zum Offizier des Beurlaubtenftandes nachſuchen ’). 
Durch diefe befondere Dienftftelung, in welcher Offiziere des Be- 
urlaubtenftandes fich befinden, iſt auch die Rechtsvorſchrift begrün- 
det, daß denjelben die Entlaflung aus der Staatsangehörigfeit nur 
mit Genehmigung der Militairbehörde ertheilt werden darf, falls 
fie nit nachmeifen, daß fie in einem andern Bundesftaate die 
Staatsangehörigfeit erworben haben ?), und daß ihnen die Aus- 
wanderung aus dem deutichen Reich ohne Löſung ihres Militair- 
verhältuiffes nicht geitattet ift °). 


8. 89. Die freiwillig übernommene Militeirdienkpflidt. 


I. Begriff und redtlihe Natur. 


1. Die geſetzliche Wehrpflicht ift, weil fie eine Unterthanen- 
pflicht ift, zeitlich begränzt; der aktive Dienft bei den Fahnen fol 
die Verfolgung eines bürgerlihen Lebensberufs und die Ausübung 
einer wirtbichaftlihen Erwerbsthätigkeit nicht dauernd verhindern. 
Grade aus diefem Grunde ift aber die allgemeine Wehrpflicht zur 
vollen Befriedigung der Militairbedürfnifle des Staates nicht aus: 
teihend. Der Staat bedarf Perfonen, welche fih berufsmäßig 
dem Militairdienft widmen, welche fih für denſelben ausbilden 
und vorbereiten, in ihm ihre Lebensaufgabe erbliden und in ihm 
ausharren. Es ift allbefannt und bedarf feiner weiteren Aus: 
führung, mie zahlreihe und mwejentlihe Aufgaben des Heerweſens 
nur durch ſolche Perſonen erfüllt werden können. Der berufs- 
mäßige Dienft im Heere ift aber wie jeder Beruf ein freiwillig 
übernommener; Niemand kann gegen feinen Willen oder ohne 
feine ausbrüdlihe Zuftimmung dazu genöthigt werden. Eine 
Pflicht, andere ober längere. Dienfte im Heere zu leilten als 


1) Den Offizieren find die Militairärzte mit Offizierdrang volllommen 
gleichgeftellt. Verordn. v. 6. Febr. 1873 8. 24, 27. 

2) Mil. Geſ. 8. 60 Biff. 1. 

3) Die Verlegung dieſer Vorſchrift ift nach 8. 140 Ziff. 2 des Reichs⸗ 
Strafgeſetzbuchs zu beſtrafen. Uebereinſtimmend Mil.Geſ. 8. 60 Ziff. 2. Hin⸗ 
ſichtlich des Verfahrens vgl. Strafproz. Ordn. 8. 470 fg. 

Laband, Reihäftaaisreht. ILL, " 14 
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die allen wehrpflichtigen Unterthanen obliegenden, kann daher nur 
duch einen Willengaft, durch ein Rechtsgefhäft, begründet 
werden ’); es iſt ein Confens erforderlich zwilchen demjenigen, 
welder jih zum Dienft im Heere oder in der Flotte verbindlich 
macht, und dem Kontingentsheren, welcher dieſe Dienfte annimmt. 
Der dur diefen Conſens zu Stande fommende Vertrag bat im 
beutigen Recht allerding® nicht die Natur eines obligatorifchen Ber: 
trages des Privatrechts, einer gewöhnlichen Dienſtmiethe, fondern 
er ift ein Dienjtvertrag des öffentlichen Rechts in dem oben BD. I 
$. 38 dargelegten Sinne; immerhin ift er aber ein Vertrag. 
Hierauf beruht der prinzipielle Gegenjat de3 berufsmäßigen Mili: 
tairdienjtes gegenüber dem Militairdienft auf Grund der Wehr: 
pfliht; das juriftiiche Fundament der Verpflichtung ift ein ver: 
Ihiedenes ; dort ift e8 das Geſetz, hier der freie Wille des In: 
bivibuums, das Rechtsgeſchäft. 

Beide Rechtsgründe können allerdings theilweiſe zuſammen— 
treffen. In dieſem Falle kömmt die Wehrpflicht formell nicht zur 
Wirkſamkeit, denn die vertragsmäßige Dienſtpflicht iſt ſtets die 
weiterreichende, die geſetzliche Verpflichtung überdeckende. Die ge— 
ſetzliche Wehrpflicht beſteht aber virtuell fort und tritt wieder in 
Wirkſamkeit, wenn die vertragsmäßige Dienſtpflicht aufgehoben 
wird. So treten Offiziere des aktiven Dienſtſtandes, welche vor 
Beendigung ihrer geſetzlichen Dienſtpflicht aus dem aktiven Dienſt 
entlaſſen werden, nach der Jahresklaſſe, welcher ſie angehören, als 
Offiziere des Beurlaubtenſtandes zur Reſerve oder Landwehr über?) 
und ebenſo haben Kapitulanten nach ihrer Entlaſſung der Reſerve-, 

1) Dies gilt auch von denjenigen Perſonen, melde auf einer Militair— 
Bildungsanjtalt auf öffentliche Kojten ihre Ausbildung gemojjen Haben und 
dafür verpflichtet find, außer der gejeglichen Dienjtzeit eine gewiſſe Zeit im 
ftehenden Heere vder in der Marine zu dienen. Sie übernehmen dieje Ber- 
pflichtung freiwillig bei der Aufnahme in die Bildungs-Anjtalt und ftellen in 
der Regel darüber eine Urkunde aus. gl. oben $. 86. VII. 

2) Val. Kabin.Ordre v. 25. Febr. 1816; v. 29. Januar 1857; Verordn. 
v. 4. Juli 1868 Anhang Ziff. 9. Kabin.Ordre v. 5. Dezemb. 1872 (abgebrudt 
bei v. Helldorff I, 4 ©. 165 und UI, 1 ©. 36 fg.). Seit dem Erlaß der 
Heer-Ordnnung find jedod) von dieſer Regel ausgenommen diejenigen Offiziere, 
welche verabichiedet oder mit ſchlichtem Abſchied entlajlen oder aus dem Dif- 
zierftande entfernt werden; piejelben find von der ferneren Ableiſtung der 
Dienſtpflicht entbunden. H.O. II 8. 25. 
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Sondwehr: und Landſturmpflicht nad) Maßgabe ihrer Dienſtjahre 
zu genügen. Ä 

Der Eintritt in den berufsmäßigen Militairdienft ift Eintritt 
in den berufsmäßigen Staatsdienſt; der Offizier ift im juriftiichen 
Sinne ein Staatsbeamter; die von ihm verwaltete Stelle im Heere 
it im juriſtiſchen Sinne ein Staatsamt; die ihm obliegenden 
Plihten find Beamtenpflihten )). Niht in den Grundſätzen 
über die Webhrpfliht, fondern in den Grund: 
jäben des Beamtenrechts find demnad die all: 
gemeinenKRehtsnormen zu ſuchen, welde für das 
Dienftverhbältniß der Offiziere ꝛc. 2. maßgebend 
ind und wenn auch im Einzelnen zahlreiche und erhebliche Modi—⸗ 
fationen in der Anwendung und Durhführung der Recdtsfäge 
beiteben, jo giebt es doch Feinen einzigen allgemeinen Rechtsbegriff, 
der niht gleihmäßig für Offiziere, Unteroffiziere, Militairärzte 
und Militairbeamte wie für die StaatSbeamten des Civildienftes 
Anwendung fände. | 

Insbeſondere ift es für das jurütiiche Verftändniß des bier 
in Rede ftehenden Rechtsverhältniſſes erforderlich, die Dienft 
pflicht als foldhe von dem in Folge derjelben übertragenen Amte 
(Kommando) begrifflih zu unteriheiden. Das Dienftverhältniß 
erzeugt auch außeramtlihe Pflichten, deren Erfüllung auch dann 
dem Offiziere 2c. 2c. obliegt, wenn ihm ein Amt (Kommando) nicht 
übertragen ift, wenn er „zur Dispofition” gejtellt ift. Andererfeit3 
kann ein Kommando auch demjenigen ertheilt werden, welcher nicht 
kraft freiwilligen Eintrittes in den Dienft, fondern Eraft geſetzlicher 
Wehrpflicht daffelbe zu übernehmen verbunden ift. Der Zweck des 
Dienfivertrages befteht eben darin, daß ſich der Staat geeignete 
Individuen verfhafft, denen er ein Kommando wirkſam ertheilen 
kann, weil die gefeglihe Wehrpflicht hierzu ganz ungenügend ift. 
Die Pflicht, ein Kommando zu übernehmen und fi der bier: 
mit verbundenen Thätigkeit zu widmen, ift Folge und Anhalt des 
Dienftverhältniffes, dagegen der concrete Umfang ‚der zu führenden 
amtlichen Geſchäfte und der auszuübenden ftaatlichen Hoheitsrechte 


1) Bel. Bb. I ©. 401. Einen gejeplichen Ausdruck Hat dieſer Grundſatz 

im Preuß. Allg. Landrecht gefunden, welches im 10. Titel des II. Theile die 
Rechtsregeln über „Militair- und Civilbediente“ zufammenitellt. 
14 * 


2312 8. 89, Die freiwillig übernommene Dlilitairdienftpflicht. 


beftimmt fih nad dem übertragenen Amte. Namentlich bat die 
militairifche Befehlsgewalt über Untergebene ihr rechtliches Funde: 
ment niemal3 in dem Dienftvertrage, fondern ausſchließlich in dem 
Amtsauftrage, d. b. in einer ftaatlihen Delegation. | 

9. Unter den Perfonen, welche eine freiwillige Dienftpflicht in 
dem Heere oder in der Marine übernommen haben, laflen fid 
mehrere Klafien unterjcheiden. Sie zerfallen zunächßt in Berfo: 
nen des Soldatenjtandes und Militairbeamte; eme 
Unterfcheidung, welche juriftiih von der größten Bedeutung ift, in 
dem das Reichsbeamtengeſetz auf Militairbeamte Anwendung fin: 
bet, auf Perfonen des Soldatenitandes dagegen nicht ?), während 
andererjeit3 das Militair-Strafgefegbuh im Frieden nur für Ber: 
fonen des Soldatenftandes Geltung bat, für Militairbeamte da: 
gegen nur im Felde und aud in diefem Falle nur theilweife (Tit. 
1. Abſchn. 1. 2. 3. 6. 8.) 9). 

Die Perfonen des Soldatenftandes zerfallen wieder in zwei 
Klaſſen, die ſowohl in fozialer als in rechtlicher Beziehung fich weſent⸗ 
lih von einander unterjheiden und die man im Allgemeinen durch 
den Gegenlat des höheren und niederen Militairdienftes charakteri- 
firen fann. Der höhere Militairdienft bietet eine Laufbahn für das 
ganze Leben; er ift ein Lebensberuf im ftriften Sinne; er erfor: 
dert einerſeits eine umfaflende und forgfältige Vorbereitung und 
er ermöglicht andererjeitd das Aufrüden in die höchſten und ein 
flußreichften Stellungen; die höhere Art der Dienfte, die mehr auf 
der Intelligenz und den Eigenfchaften des Charakters als auf kör— 
perliher Kraft beruhen, geftattet die Fortleiftung derfelben aud 
m vorgerücdten Lebensjahren. Demgemäß wird die Aufnahme in 
den Dienft von Bedingungen abhängig gemacht, welche die Quali: 
fifation des Eintretenden ficher ftelen, und e3 wird das Dienft: 
verhältniß auf Lebenzzeit eingegangen; dasfelbe erlifcht der Regel 
nach jelbft dann, wenn die aktive Erfüllung der Dienftpflicht niht 
mehr geleiftet werben Tann, nicht gänzlich, fondern dauert mit ab: 
geſchwächten Wirkungen fort. Der niedere Militairdienft Dagegen 
ift feinem Wefen nad auf eine begränzte Reihe non Jahren be: 
rechnet; ſowie er eine geringere, weniger Foftipielige und weniger 


mn — — oo — 


1) Siehe Bd. I ©. 399, 401. Eine Ausnahme bilden die 88. 14—138. 
2) Mil.St. G.B. 88. 158, 154. 











8. 89. Die freiwillig übernommene Militairdienftpflicht. 213 


zeitraubende Borbildung vorausſetzt, fo führt er auch nicht über 
ein gewifjes niedriges Niveau binaus ; ſowie er vorzugsweiſe phy⸗ 
ſiſche Kraftleiftungen und Ausdauer erfordert, an Kenntniffe und 
Urtheilsfraft dagegen mindere Anforderungen ftellt, jo verliert fich 
auch die Dualififation mit dem höheren Alter; er bildet daher 
nit die Laufbahn für das ganze Leben, fondern er ift gewöhnlich 
nur ein Durchgangsſtadium, aus welchem man in andere Lebens: 
Rellungen einzutreten pflegt. Daraus ergiebt fih eine Verſchieden⸗ 
beit in der juriftiichen Geftaltung des Verhältniſſes. 

Die Perfonen des höheren und niederen (berufsmäßigen) Mi- 
litairdienftes Tann man kurz einander gegenüberftellen als Offiziere 
und Unteroffiziere; nur ift dabei zu beachten, daß auch die Afpi- 
ranten bes höhern Militairdienftes regelmäßig als fogen. Bortepee- 
Fähnriche reſp. ala Seefadetten durch die Unteroffiziersftelung bin- 
durchgehen müſſen und daß amdererjeit3 den Unteroffizieren die 


Beförderung zu höheren Dienftitelungen von Rechtswegen nicht 


verjhloffen ift. . 
IL Das Dienftverhbältniß der Offiziere. 


1. Die Dualifilation zum Offizier und die Er: 
gänzung des Dffizierforps Die Grundprinzipien über 
die Bulaffung zu den Dffizierftellen im Heere find enthalten in 
der Kabinets-Ordre v. 6. Auguft 1808’). Sie ftellt den 
Grundfag an die Spike: „Einen Anſpruch auf Offfzieritellen jollen 
von nun an in Friedenszeiden nur Kenntniffe und Bil- 
dung gewähren, in Kriegszeiten ausgezeichnete Tapferkeit 
und Weberblid. Aus der ganzen Nation können daher alle 
Individuen, die diefe Eigenſchaften befiten, auf die höchften Ehren: 
ftelen im Militair Anfpruh machen. Aller bisher ftattgehabte 
Vorzug des Standes hört beim Militair ganz auf und jeder ohne 
Rüdficht auf feine Herkunft hat gleiche Pflichten und gleiche Rechte.“ 
Sie erkennt ferner als Vorftufe für die Dffiziersftellung den Dienft 
al3 Portepeefähnrich an und fanktionirt den Grundſatz, daß 
„wenn eine vafante Dffizierftelle beſetzt werden fol, diefelbe durch 
Wahl des Offizier-Korps aus der Zahl der Bortepeefähnriche 


1) Auszugsweiſe abgedrudt bei v. Helldorff. Dienftvorfchriften der 
Kol. Preuß. Armee I. Th. 2. Abth. ©. 2. 
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dem Könige zur Wiederbefegung in Vorſchlag gebracht wird, daß 
im Kriege aber die Wahl fih auch über alle Unteroffiziere und 
‚Gemeine erftredt und ein Jeder durch ausgezeichnete tapfere That 
zum Offizier ermählt werden kann, ohne vorher Bortepeefähnric 
gewefen zu jein, wenn er dabei von guter Führung und die tapfere 
That mehr als eine gewöhnliche iſt.“ Den Offizieren wird zur 
Pflicht gemacht, fih um die Ausbildung ihrer Untergebenen zu be: 
fümmern und insbejondere „die Portepeefähnriche zwar mit Ernſt 
zu ihrer Pflicht anzubalten, aber doch Alles anzuwenden, um fie 
durch freundfchaftliche Aufmunterungen und Anleitungen auszubil- 
den und fie ihres Fünftigen Poſtens würdig zu machen.“ Diele 
Grundfäge find in der Preuß. Armee ſeitdem maßgebend geblie: 
ben und auf die übrigen Kontingente ausgedehnt worden. 

a) Eine genauere Regelung der Vorbedingungen zum Eintritt 
in den höheren Militairvienft ift unter Aufrechterhaltung dieſer 
Grundprinzipien erfolgt durch die Berordnung über die Er: 
gänzung der Offiziere des ftehbenden Heeres n. 31. DE 
tober. 1861, welche in einzelnen Beziehungen durch fpätere Kabi- 
nets-Ordres ergänzt und mopdifizirt worden ift, im Wejentlichen 
aber noch gegenwärtig in Geltung fteht '). 

Im Frieden muß der Offiziers:Ajpirant zunähft Portepee— 
Fähnrich werben. Hierzu ift erforderlich die wiſſenſchaftliche 
Qualifikation, welche entweder durch den Befit eines vollgültigen 
Abiturientenzeugniffes eines deutihen Gymnaſiums oder einer zur 
Ausftattung folder Zeugniffe berachtigten Realſchule I. Ordnung 
oder durch Ablegung der Bortepeefähnrich: Prüfung vor der Ober: 
Militair-Eraminationg-fiommiffion dargethban wird ). Die Uuali- 
ftfation muß vor dem Dienfteintritt erworben werben, insbeſon- 
dere iſt auch die Ablegung der Wortepee-Fähnriche- Prüfung vor 
dem Eintritt in den aktiven Dienſt eine unerläßliche Bedingung 
für die Annahme derjenigen junge Leute, welche mit der ausge: 
ſprochenen Abfiht auf Beförderung zum Offizier zu dienen, in 

1) Sie ift in Württembe rg eingeführt durch 8. v. 9. Januar 1872. 
(Mürtt. Mil.V. Bl. 1872 ©. 7.); in Bayern duch ®. v. 18. Auguft 1872 
(Bayr. M. V. Bl. ©. 309). | 

2) ®. v. 31. Oftober 1861 8. 3 und v. 20. Oftober 1874 (Armee-B.Bl. | 
©. 216). Die näheren Vorſchriften über die Bortepeefähnrich3-Prüfungen find 
enthalten in der ®. v. 31. Oltober 1861 $. 4 fg. 








$. 89. Die freitwillig übernommene Militairdienftpflicht. 215 


die Armee einzutreten wünſchen ). Es ift ferner erforderlich die 
Beibringung eines Dienftzeugniffes. Dasfelbe wird von dem 
Chef und den Offizieren der Kompagnie, dem Bataillons- und dem 
Regiments: Kommandeur ausgeftelt und darf erft ertheilt werden, 
wenn der Betreffende mindeftens 5° Monate praftiih den Dienſt 
bei der Truppe erlernt bat. „Das Dienftzeugniß enticheidet über 
die Würdigfeit eines Unteroffizierd oder Soldaten, im Frieden mit 
Ausfiht auf Beförderung fortzudienen; es muß ſich daher aus: 
iprehen über die Förperliden und geiftigen Eigenichaften des Be- 
treffenden, über feine Führung und Dienft:Applifation, fowie über 
den Grad der erworbenen Dienftkenntniffe” *). Iſt den beiden an 
gebenen Erfordernifien genügt, jo kann jeder Unteroffizier oder 
Soldat, der nach vollendetem 17. und vor zurüdgelegtem 23. Le: 
bensjahre mindeſtens 6 Monate gedient bat, fobald bei feinem 
Truppentbeile eine Vakanz in der etatsmäßigen Zahl der Porte— 
peefähnriche vorhanden ift,' zu leßterer Charge in Vorſchlag gebracht 
werden. 

„Bortepeefähnriche, welche vor dem zurüdgelegten 25. Lebens⸗ 
jahre mindeſtens 6 Monate in ihrer Charge patentirt find, Die 
Kriegsſchule beſucht haben und nad) dem Urtheile der legteren 
reif für die Prüfung zum Offizier erachtet worden find, Tönnen, 
bei untadelhafter Führung der Ober-Militair-Eraminationg-Kom: 
miffion zum Dffizier-Eramen angemeldet werden“ °). 

„Bon den im Öffizier-Eramen Beltandenen werden bei ein- 
tretender Vakanz die der Anciennetät nach ältejten Portepeefähn— 
ride dem Könige zum Offizier vorgeſchlagen, nachdem das Dffi: 
zier-KRorps de3 betreffenden Truppentheils in einem eigenen, dem 
Vorſchlage beizufügenden Protokoll erklärt hat, daß es den Vor: 
zufhlagenden für würdig erachtet, in feine Mitte zu treten, und 


V V. v. 81. Ott. 1861 8. 5. Kab. Ordre v. 12. Yuli 1862 8. 2 und v. 
23. Aug. 1865 8. 2. (v. Helldorff a. a. O. ©. 8.) 

2)8 v. 31. Okt. 1861 8. 2. 

3) 8. v. 31. Oft. 1861 8. 8. Die Anforderungen in diefem Eramen find 
normirt in ben Beftimmungen v. 27. Febr. 1873 über die Organjation der 
Kriegsſchulen. (Urmee-B.Bl. 1873 Beilage Nro. 7.) Die Bedingungen zur 
Zufoffung für Berjonen, die ein Jahr auf einer deutjchen Univerfität ftudirt 
haben, für Landwehr-Dffiziere und für Schüler des Berliner Kadet- 
tenhanfes beftimmen fich nad) der 8. v. 31. Oft. 1861 8. 11—16. 
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nachdem in einem bejonderen Attefte bezeugt ift, daß derjelbe die - 
einem Offiziere nöthige praktiſche Dienftfenntniß befigt ?). 

Auszeihnung vor dem Feinde befreit von dem Eramen 
zum Portepeefähnrih und fortgejegtes ausgezeichnetes Benehmen 
im Kriege au von dem zum Dffizier ?). 

b) Auf denjelben Grundprinzipien beruhen au die Vorſchrif⸗ 
ten über die Ergänzung des Offizierkorps der Marine; 
diefelben find jedoch im Einzelnen nicht nur, den Bedürfniſſen des 
Dienftes auf der Flotte entiprechend, modifizirt jondern auch viel 
complizirter. Sie find enthalten in der Verordnung vom 10. 
März 1874°). Der Eintritt in den Dienſt auf der Flotte er- 
folgt entweder ald Kadett oder im Falle des Webertritt3 aus der 
Handelsmarine al3 Matrofe. Zum Eintritt als Kadett ift erfor- 
derlih der Nachweis wiſſenſchaftlicher Dualififation, der entweder 
durch ein Zeugniß der Reife für Oberſekunda eines deutihen Gym⸗ 
nafiums, Realſchule I. Ordnung ꝛc. 2c. oder dur Ablegung der 
Eintrittöprüfung vor der „Seeoffizier: und Kadettenprüfungs- 
kommiſſion“ in Kiel dargethban wird; ferner die Beibringung eines 
Zeugnifjes eines Marine- oder Militairarztes über körperliche Taug: 
lichkeit; endlich eines Reverjer über Gewährung der Mittel zur 
Equipirung und einer Zulage. Die Einitellung ald Kadett muß 
por dem 17. Geburtstage erfolgen; nur bei den mit dem Zeugniß 
der Reife für die Univerfität entlafienen Abiturienten fann die Ein: 
ftellung bis zum 19. Geburtstage binausgejchoben werben t). 

Die „Kadetten” werden im Monat April an Bord des 
Kadettenſchiffes eingeſchifft und erhalten vajelbit ihre erfte militai: 
riihefteuermännifche Erziehung. Das Kadettenſchiff kreuzt während 
des Sommers und kehrt Ende September zur Station zurüd. 


1) V. v. $1. Okt. 1861 8. 10, wojelbft die näheren Borfchriften enthalten 
find. Unter den legteren ift hervorzuheben, daß die zu Offizieren der Armee 
beförderten Ajpiranten der Artillerie und des Ingenieur-Korps 
noch eine fpezielle Berufsprüfung vor einer aus Offizieren beider Waffen ge- 
bildeten Kommiff. abzulegen haben. Xgl. oben 8. 86. VTII. 4. 

2) V. v. 31. DH. 1861 8. 17. Bgl. dazu die Kab.Orbre v. 3. Septemb. 
1866. (v. Helldorff a. a. ©. ©. 14.) 

3) Marine-Berordn.-Bl. 1874 ©. 61. 

4) 8. v. 10. März 1874 88. 1—8. Dafeldft find namentl. die näheren 
Borjchriften über die Eintrittsprüfung enthalten. 


® 
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Diejenigen Kadetten, von denen es fich während der Uebungsreiſe 
herausftellt, daß fie fich nicht zum Seedienfte eignen und daß fie 
die genügende Anlage zum See-Offizier nicht befigen, werden auf 
Grund eines motivirten Berichts, den der Kommandant des Schiffes 
nah Anhörung der Offiziere des legteren an die Admiralität ein- 
‚reihen bat, von dem Chef der Aomiralität entlafjen ?). 

Die übrigen Kadetten erhalten Anfangs September von dem 
Kommandanten und den Offizieren des Kadettenfchiffes ein Dienft- 
jeugniß und werden von der Admiralität Anfangs Dftober zum 
Beſuch des Kadettencötus der Marinefhule fommandirt. Bor 
der Veberweifung werden fie vereidigt. Der Unterriht in dem 
Radettencötus hat den Zweck, die Kadetten zur Ablegung der See: 
fadettenprüfung vorzubereiten und dauert circa 6 Monate. Die: 
jenigen, welche die Seefadettenprüfung beftanden und die Reife: 
iengniffe erhalten haben, können zur Beförderung zum Seeka— 
detten mittelft Gejuchslifte in Vorfchlag gebracht werden ?). Der 
militairifche Rang der Seekadetten entipriht demjenigen der Por: 
tepee-Fähnriche °). 

Die „Seeladetten“ werden an Bord eines Schulichiffes 
auf zwei Jahre eingeſchifft; fie erhalten daſelbſt eine alljeitig praf: 
tiihe Ausbildung zum Dienft als Unterlieutenant und Unterricht 
in den mehr praftiihen Disciplinen zur Worbereitung auf die 
Seeoffiziers: Prüfung. Diejenigen, welche bei der Rückkehr bes 
Shulichiffes von dem Kommandanten und den Offizieren deöfelben 
ein günftiges Dienftzeugniß erhalten, werden von der Admiralität zur 
Ablegung der erften Seeoffizier:- Prüfung vor die Prüfungs: 
fommiffion in Kiel kommandirt *). Diejenigen Seefadetten, welche 
die Prüfung beftanden haben, werden auf Antrag des Kommandeur 
des Seeladettenfchiffes dem anweſenden Seeoffizierforps der Marine: 
ftation der Oſtſee zur Wahl geftellt. Hinſichtlich diefer Wahl 
gelten diefelben Regeln wie für die Wahl zum Offizier im ftehen- 
den Heere. Die Gemwählten werden alsdann mitteljt Gejuchzlifte 


® 


1)8. v. 10. März 1874 8.9. 

2) Die angef. 8. $.10—14. Dafelbft find die näheren Borjchriften über 
die Seeladettenprüfung und über die Rangirung der Seeladetten enthalten. 

3) Bgl. Bundes⸗Geſ.Bl. 1867 ©. 284. 

4) Die näheren Anordnungen fiehe in der angef. Berordn. 88. 15—19. 
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zur Beförderung zum Unterlieutenant zur See, unter Bor: | 
behalt der Patentirung, in Vorſchlag gebradt !). | 

Die jo ernannten Unterlieutenants ohne Batent werden durh 
der Chef der Womiralität zum Beſuche des Dffiziercötus der Ma: 
rineſchule einberufen. Diefer Unterricht ift der vervollflommneten 
theoretifchen Ausbildung und der Vorbereitung zur Ablegung der 
(zweiten) Seeoffizierberufsyrüfung gewidmet, welche leg: 
tere im September jeden Jahres vor der Prüfungskommiſſion in 
Kiel abgelegt wird. Nach dem Ausfall diefer Prüfung, den Dienft- 
zeugnifien und Rangirungsvorſchlägen werden die Reifezeugniſſe 
ausgeftellt und e3 Tann gleichzeitig nah Maßgabe der feftgeftellten 
Anciennetät, des Etat3 und der zurüdgelegten dreijährigen See: 
Fahrzeit die Verleihung von Patenten als Unterlieutenant zur Ser 
an den Betreffenden beim Kaifer beantragt werden ). „Das Be: 
ſtehen der Seeoffizierberufsprüfung ift außer der fonftigen Dienit: 
lihen Dualififation und einer Seefahrzeit von fünf Jahren in der 
faiferlihen Marine unerläßliche Bedingung für die Beförderung 
zum Lieutenant zur See"), 

Etwas abweichende Beltimmungen gelten für den VBorberei: 
tung8:Dienft der Seeleute der Handelömarine, welde in 
die Kriegsmarine mit der Ausficht auf Beförderung eintreten wol: 
len. Sie haben ſich über ihre geiftige und körperliche Dualiftfation 
und außerdem durch Zeugniſſe der Schiffsführer über eine auf 
Kauffahrteifchiffen zurüdgelegte Fahrt von 12 Monaten und über 
Führung, Kenntniffe und Leiftungen auszuweiſen. Diejenigen, 
welche diefen Bedingungen entiprehen und die Eintrittsprüfung 
beitanden haben, werden als Matrofen eingeftellt 4), und atıf dem 


1) a. a. ©. 8. 20. Unterlieutenants zur See haben Selonde-Lieutenantd- 
Rang. Bundes⸗Geſ.Bl. 1867 ©. 284. . 

2) Die Detailvorjchriften finden jih in der angef. ®. 88. 21—25. 

3) a. a. 9. 8.26. Lieutenant3 zur See haben Premier-Lieutenant3-Nang. 
B.G. Bl. 1867 ©. 284. — Durd) den cit. 8. 26 ift die Beftimmung der Ber 
ordnung dv. 16. Juni 1864 8. 28, daß Auszeichnung vor dem Feinde von dem 
wiffenjchaftfichen Theil der Prüfungen und fortgejegtes ‚ausgezeichnetes Be— 
nehmen im Kriege, verbunden mit Beweiſen von ausreichender jeemännilcher 
Befähigung, auch von den Bedingungen der Dienft- und Fahrzeit befreit, 
aufgehoben. | 

4) Sie werden von dem Kommandeur ber Matrofen-Divifion Hierzu Der | 
Kaiſerl. Admiralit. in Vorſchlag gebradtt. 


- 
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RKadettenfchiffe eingefchifft und den Kadetten gleich behandelt. Nach 
erfolgter Beförderung zum Seeladetten müſſen fie den Kurſus auf 
dem Artillerieſchiffe durchmachen und können, fofern fie fich bier 
ein günftiges Dienflzeugniß erwerben, zur erſten Seeoffizierprüfung 
zugelaffen werben, nach günftigem Ausfall derfelben an dem See- 
offiziercötus Theil nehmen und nach dem Schluß des Curſus die 
Seeoffiziersberufsprüfung ablegen ?). 

e) Die Ergänzung des Maſchineningenieurkorps 
der Marine ift geregelt duch die Kaiferl. Verordnung 
vom 7. Mai 1872?) Zum Eintritt in dasfelbe werden zuge: 
laſſen diejenigen Obermafchiniften, welche fich durch ihre technifchen 
Kenntniſſe und Erfahrungen zur Leitung großer Schiffsmaſchinen 
eignen und zugleich in Betreff der allgemeinen und gefelligen Bil- 
bung, jowie der perjönlihen Verhältniſſe und Eigenfchaften, der 
Aufnahme in das Mafchineningenieurlorpg würdig find °). Sie 
müflen die Majchiniftenprüfung mindeftens mit dem Prädilat „gut“ 
beftanden haben, eine zweijährige Seefahrt als leitende Mafchiniften 
in der Marine — wovon mindeften® 6 Monate an Bord eines 
Banzerichiffes oder eines Schiffes erften bis’ vierten Ranges — zu: 
rüdgelegt haben und die Majhineningenieur- Prüfung beitanden 
haben %. Die Wahl erfolgt von den Offizieren und den Mit: 
gliedern des Maſchineningenieurkorps des Stationdortes, welchem 
der Betreffende oder dag Schiff, auf dem er ich befindet, ange: 
hört. Für die Wahl gelten im Uebrigen analoge Vorſchriften wie 
rür die Dffiziersmahl ®). Der Gewählte wird zunächſt zum Ma: 
Ihinen-Unteringenieur ernannt; nah einer zwölfmonatlicen 
Fahrzeit als leitender ingenieur an Bord eines Schiffes 1—4ten 
Ranges kann er zum Mafhinen- Ingenieur, und nad einer 
weiteren zwölfmonatlihen Fahrzeit als leitender Ingenieur eines 
Ehiffed 1. oder 2. Ranges zum Mafhinen-Dheringenieur 
befördert werden ®). 


1) Kab.Ordre v. 9. Januar 1877, welche die 88. 27 und 28 der V. vom 
10. März 1874 abgeändert hat. Marine-B.Bt. 1877 ©. 4. 

2) Marine-Berorän.Bl. 1872 ©. 85 ff. Diefelbe ift abgeändert worden 
duch die 8. v. 12. Nov. 1878. MBB. ©. 211. 

3) B. v. 7. Mat 1872 8. 3. 

4) 8. v. 7. Mai 1872 88. 4—6. 

5) a. a. O. 8. 7. 

6) a. a. O. 8. 8. 
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d) Die Ergänzung des Sanität3-Dffizier-Korp3. 
Nachdem durch das Militair-Strafgefegb. $. 5 und durch die 


VBerordn vom 6. Februar 1873 über die Organijation des 


Sanitäts-Korps die Militair-Werzte, welche früher die rechtliche 


Eigenihaft der Militairbeamten hatten, zu Perfonen des Soldaten: 


ftandes erklärt worden find, ift die Ergänzung des Sanitäts-Offi: 


zier-Korps mit den Grundjägen, welde für die Offiziere im A: 
gemeinen gelten, in Uebereinftimmung gebracht worden, d. h. es 
ift die Ernennung zum „Sanitäts-Offizier“ abhängig gemacht wor: 
den nicht nur von der Ablegung einer Prüfung, fondern auch von 
einer Wahl der Berufsgenofien. Die Vorſchriften, welche gleich: 


mäßig für das Heer und die Marine gelten, find in der erwähn⸗ 


ten V. v. 6. Febr. 1873 !) enthalten. Der Eintritt in das Sani: 


täts⸗Offizier-Korps iſt einjährigsfreiwilligen Aerzten geftattet, wenn 
fie nach Ablauf der ſechsmonatlichen Dienftzeit mit ber Waffe von 
ihrem militairiſchen Vorgeſetzten das für jede Beförderung erfor: 
derlihe Dienftzeugniß *) erhalten haben; fie können nach vier: 
wöchentlicher Dienftzeit im Sanitätskorps von dem Korpa-General: 
arzt zur Anftellung als Unterarzt bei dem General-Stabsarzt 


der Armee in Vorſchlag gebracht werden ?). Die Unterärzte haben 
den militairijchen Rang eines Portepeefähnrichs. Ihre Beförde 
rung zum Aſſiſten zarzt jegt voraus die Abjolvirung der med 


ziniihenStaatsprüfung, einedreimonatliche Dienf- 
leiftung bei der Truppe, die Beibringung eines Zeugniſſes 
des Regiments-Arztes, daß der Vorgeſchlagene jowohl feiner Füh: 


rung und Dienft:Applifation als auch feiner, den Anfichten der 


Standesgenofjen entiprechenden moralifchen Eigenſchaften halber zur 
Beförderung pflihtmäßig empfohlen werde, und die Wahl dur 


1) Armee-8.81. 1873 ©. 108 fi. In Württemberg eingeführt dur 


Erl. v. 13. Juni 1873. (M. V. Bl. ©. 187.); in Bayern durch ©. v. 7. Zuli 
1873. (Bayr. M. V.Bl. ©. 180.) 

2) Die angef. Berordn. 8. 4. 

3) a. a. O. 8. 6. 8 21 Abi. 1. Bor der Anſtellung muß fich der Arzt 
in einem Kapitulationd-Brotofoll verpflichten, außer jeiner allgemeinen ein- 


jährigen Dienftpflicht noch mindeftend ein Jahr im ftehenden Heere oder in 
der Flotte zu dienen. Nach erfolgter Unftellung können bie Unterärzte überall 
verwandt werden, wo der Bedarf an Aerzten ich geltend madt. Sie haben 


Anſpruch auf Gehalt und die übrigen Bezüge ihrer Charge. 8. 6 cit. 
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die im Offizierrange ftehenden Militair-Yerzte der Divifion !). Der 
Lorihlag erfolgt durch den Divifionsarzt auf Antrag des rang- 
ülteften ärztlichen Vorgeſetzten und nah eingeholter ſchriftlicher 
Genehmigung des Kommandeurs des Truppentheils ?). 

2. Die dienftlihen Pflichten der Offiziere im 
aftiven Dienft. 

Offiziere haben ganz diejelben Pflichten wie andere Beamte, 
naͤmlich die Pflicht zur Verwaltung des übertragenen Amtes (Kom: 
mando’8), die Pfliht zur Treue und zum Gehorſam, und die 
Biliht eines actungsmürdigen Verhaltens *). Daß die Dienft: 
verrihtungen andere find wie die im Givildienft, daß die Bethäti- 
gung der Treue und des Gehorfams unter gemiffen Umftänden, 
namentlich im Kriege, den Offizieren eine Gefährdung des eigenen 
Lebens und der Gefundheit, eine Selbftaufopferung, auferlegt, mie 
fie andern Beamten gewöhnlich nicht zugemuthet wird, und daß 
ver Begriff des achtungswürdigen Verhaltens durch die Sitte und 
Anfhauungen der Standes: und Berufsgenoſſen eigenthümlich 
modifizirt ift, dies alles begründet zwar eine fehr bedeutende that- 
ſächliche Verſchiedenheit zwiſchen der Dienftpfliht eines Dffiziers 
und derjenigen eines Beamten im gewöhnlichen Sinne, ein juri- 
ſtiſcher Unterſchied ift aber darin nicht zu finden. Die Rechts: 
normen find durhaus identiih. Dagegen find die rechtlichen 
Mittel zur Erzwingung der Pflichterfüllung ſtärkere; die Rechts⸗ 
folgen der Pflichtverlegung find ſchwerere. Im Allgemeinen gilt 
bier ein fehr einfacher und durchgreifender Grundjag: die Ver- 
legung der freiwilligübernommenenMilitairdienft- 
pfliht wird ganz ebenſo behandelt wie die Berleg: 
ung der gejeglihen Dienftpfliht bei den Fahnen. 
Der Begriff „der Perſonen des Soldatenjtandes” umfaßt beide 
Kategorien von Dienftpflichtigen und beiden gegenüber kommen 
völlig diefelben Rechtsmittel zur Anwendung, um fie zur Erfüllung 
ihrer Pflicht anzubalten. Das Militair : Strafgejegbuh und die 
Disciplinar= Strafordnung, jowie die übrigen bier in Betracht 


1) In der Marine bilden die Aerzte beider Marine-Stationen einen 
gemeinfamen Wahlverband. 

2) Die näheren Borjchriften über die Wahl ꝛe. find enthalten in der angef. 
Verorbn. 8. 7—11. 

8) Dal. oben Bd. IS. 40. 
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fommenden fpezielen Verordnungen unterfcheiden nicht nach dem 
Rechtsgrunde der Dienftpflicht, fondern, fomweit überhaupt 
unter den Perjonen des Soldatenitandes ein Unterfchied anerkanıt 
wird, lediglih nah dem militairifhen Dienftrange, fo daß 
zwar für Offiziere theilmeile andere Rechtsregeln gelten, wie für 
“ Unteroffiziere und Gemeine, 3. B. Hinfihtlih der Strafen, aber 
nicht für Berufsoffiziere andere wie für Offiziere des Beurlaubten: 
ftandes. Dies gilt im Prinzip felbft-für die Strafe der Dienft: 
entlaffung ; im praltiihen Erfolge aber befteht hier allerdings eine 


Verſchiedenheit, indem fie für die Offiziere des Beurlaubtenftandes 
lediglich eine Ehrenftrafe ift, für Berufsoffiziere dagegen zugleich 


die Entziehung einer Einnahmequelle involvirt. 

In Anwendung dieſes Grundfages ergeben fich folgende Regeln: 

a) Die Erfüllung der mit der dienftlihen Stellung verbundenen 
Obliegenheiten iſt gefichert durch die Beitimmungen im Militair: 
Strafgeiegb. $. 64 ff. über die Beftrafung der unerlaubten Ent: 
fernung von der Dienfiftellung. Eine freiwillige Entfernung von 
der Dienftitellung ift nur geftattet nach vorher eingeholtem Urlaub. 
Die Beltimmungen über Urlaubsertbeilungen find — unter Auf: 
bebung aller früheren Anordnungen — zufammengefaßt worden in 
der Verordnung vom 23. Dftober 1879 (Armee-B.Bl. ©. 223 fg.); 
für Militairärzte in der V. vom 6. Febr. 1873 88. 30. 31. Iſt 
ein Offizier durch Krankheit an der Wahrnehmung des Dienfte 
‚ verhindert, To ift er verpflichtet dies beim Feldwebel reſp. Adju: 
tanten melden zu laſſen und es jteht dem Borgejegten frei, fi 
von dem Krankheitäzuftande durch den Bataillons- oder Regiments: 
Arzt in Kenntuiß zu erhalten ?). 

Ob Offiziere im aktiven Dienfte zum Eintritt in den Reichs⸗ 
tag eines Urlaubs bedürfen, ift zweifelhaft. Da Offiziere unter 
den allgemeinen Begriff der Beamten fallen und Militairperjonen 
binfichtlih der Wählbarkeit in ven Reichstag Feiner Beſchränkung 
unterworfen find, fo ift e8 wol vem Sinne des Art. 21 Abi. 1 
der R.B. entiprechend, ihn auch auf Offiziere zu beziehen ; anderer: 
feit8 ift aber nicht zu überſehen, daß nad dem regelmäßigen 
Sprachgebrauch der Reichsgeſetze der Ausdrud Beamte die Per 
fonen des Soldatenftandes nicht mit umfaßt °). 


1) Frölich I ©. 204. 
2) Der Entw. zum Mil.Geſ. 3. 44 Abi. 2 enthielt eine Beftimmung, wo 
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b) Die Berlegung der militairiihden Treu: und Gehorfams- 
pflicht unterliegt hinſichtlich der Berufsoffiziere, Aerzte 2c. denfelben 
Regeln, welche oben ©. 165 fg. bei Erörterung der geleglihen Wehr- 
pliht dargeitellt worden find. Dies gilt auch hinſichtlich der Vor: 
ihriften über Beſchwerden gegen Vorgeſetzte; jedoch mit der Modi— 
hfation, daß die Offiziere des Heeres und der Marine, die Mit- 
glieder des Sanität3-Offiziers- Korps und die Mafchinen-ngenieure 
verpflichtet find, bevor fie ihre Beſchwerden der Entſcheidung des 
tompetenten Borgefegten zuführen, in Verhandlungen über eine 
dienstliche Vermittlung einzutreten ?). 

e) Die Pfliht des achtungswürdigen Verhaltens ift bei dem 
Offiziersftande in befonderer Weile ausgeprägt. Die Offiziere 
nd nicht nur wie alle anderen Staatsbeamten verpflichtet, Sitte, 
Zucht und Ordnung in ihrem dienftlihen und außerdienftlihen Ver⸗ 
balten zu beobachten und fie unterliegen nicht nur bei einer Ber: 
(gung diefer Pflicht einer disciplinarifchen Beitrafung nah Map: 
gabe der Discipl. Straf-Ordn. v. 31. Okt. 1872, fondern fie follen 
in ihrem geſammten Verhalten fih in vollem Einklange mit den 
Anihauungen ihrer Standesgenofjen befinden. Um die Erfüllung 
diefer Pflicht zu fihern, find Ehrengeridhte der Offiziere gebildet 
worden, welche den Zweck haben, die gemeinjame Ehre der Ge: 
noflenichaft, jowie die Ehre des Einzelnen zu wahren. Die Bor: 
ihriften darüber find ergangen in der Verordnung über die 
Ehrengerihte der Offiziere im Preußiſchen Heere 
vom 2. Mai 1874°), welde an die Stelle der älteren Vor: 
ihriften, namentlih der V. v. 20. Juli 1843 getreten und in den 
anderen drei Kontingenten eingeführt worden ift?). Die Aufgabe 


aach Angehörige des aftiven Heeres in Kriegszeiten Teinen Anſpruch auf Be- 
urlaubung zur Theilnahme an den Sitzungen des Neichdtaged oder ciner 
Yındedvertretung Haben; der Reichstag ftrich diejelbe aber. 

1) Die nähern Anordnungen find enthalten in der Verordi. vom 6. März 
1373 8. 13 fg. (Armee⸗V. Bl. S. 69 fg.) 

2) Sie ijt abgedrudt bei v.Helldorff Dienſtvorſchriften Bd. IV Abth. 4 
2.228 ff. Gleichzeitig ift eine Allerh. Kab.Ordre ergangen, welche in ebenso 
beredten wie eimdringlihen Worten dem Offizierforps die ihm obliegenden 
Ehrenpflichten einjchärft. Abgedruckt bei v. Helldorff a. a. O. ©. 246 ff. 
Eine entfprehende Berordnung über die Ehrengerichte der Offi- 
ziere in der Kaiferl. Marine ift am 2. Nov. 1875 ſauctionirt worden. 
Rarine⸗V.Bl. Beilage zu Nro. 21. 

3) In Bayern d. 3. v. 31. Aug. 1874. Bayr. M.V. Bl. S. 253. 
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der Ehrengerichte ift es, gegen diejenigen Offiziere, deren Bench: 
men dem richtigen Ehrgefühl oder den Berhältniffen des Offizier: 
ftandes nicht entjpricht, einzufchreiten und, wo es zur Erhaltung 
der Reinheit der Ehre des Offizierftandes nöthig, auf die Entfer: 
nung unwürdiger Mitglieder aus der Genoſſenſchaft anzutragen ; 
jowie die Offiziere von unbegründeten Verbächtigungen ihrer Ehren: 
baftigfeit zu reinigen, injoferne andere ftandesgemäße Wege hierzu 
nicht vorhanden find. Den Offizieren ſteht e8 daher frei, zum 
Schuß ihrer eigenen Ehre jelbft auf einen ehrengerichtlihen Sprud 
anzutragen '). Die Ehrengerichte zerfallen in zwei Klaſſen; in 
Ehrengerihte über Hauptleute (Rittmeifter) und Subaltern:Tff: 
ziere, welche durch Offizier-Korps gebildet werden *), und in Ehren: 
gerichte über Stabsoffiziere, welche durch befonders dazu gemählte 
Stab3offiziere gebildet werden ?). Bei jedem Ehrengericht wirt 
ein Ehrenrath eingefeßt; derjelbe hat unter der Leitung des Kom: 
mandeurs als defjen Organ die Geſchäfte des Ehrengerichts zu 
führen %). Die Mitglieder des Ehrenraths werden durh Wahl 
der Offiziere ernannt °). 

Seder Dffizier hat das Recht, Handlungen und Unterlafun: 
gen jedes andern Offiziers des Deutſchen Heeres oder der Marine, 
welche die Ehre desfelben oder die des Standes gefährden oder 
verlegen, zur Kenntniß des Ehrenraths oder des direlten Vorge— 
feßten des Bezichtigten zu bringen. Der Ehrenrath bat die Pflicht, 
jobald Handlungen oder Unterlaffungen der bezeihneten Art zu 
feiner Kenntniß kommen, dem ihm vorgejegten Kommandeur davon 
Meldung zu machen. Der Kommandeur entſcheidet dann nad An- 
börung des Ehrenraths, ob und auf welhem Wege die Sadı 
weiter zu verfolgen iſt ©). Das ehrengerichtliche Verfahren ift ein: 
gehend geregelt ’). Eine Strafgewalt fteht den Ehrengerichten nidt | 
zu; biefelben haben Lediglih einen Wahrſpruch darüber 


1) V. v. 2. Mai 1874 8. 2 und S. 26, 
2) Bgl. Die angef. Verordn. 8. 8 ff. Marine-VBerorbn. 8. 8-14. 
- 3) a. a. ©.$. 13. Marine-Berorbn. 8. 15. 
4) a. a. D. 8. 14. Marine⸗V. 8. 16 ff. 
5) Die Vorichriften über die Wahl, welche etwas compligirt find, enthält 
die angef. Berordn. 88. 15—21. 
6) a. a. O. 8. 22, 23. Marine. 8. 25—27. 
7) a. a. O. 8. 27 ff. Marine⸗V. 8. 30 ff. 








* 


$. 89. Die freiwillig übernommene Militairdienſtpflicht. FF 995 


abzugeben, ob der Angefchuldigte Die Standesehre gefährdet oder 
verlegt oder unter erſchwerenden Umftänden verlegt habe und bie: 
ran den Antrag zu Tnüpfen, dem Angejchuldigten eine Warnung 
zu ertheilen, ihn mit ſchlichtem Abjchied zu entlaflen oder ihn aus 
dem Offizierftande zu entfernen ). Die Ausfertigung des Spruchs, 
welche zugleich die nöthigen Nachrichten über die perfönlichen Ver: 
hältniſſe des Angeſchuldigten, eine Darftellung des Sachverhalts 
und. die Angabe der Entiheidungsgründe enthalten muß, ift nebit 
den Alten und einem kurzen Altenauszug durch denjenigen Befehls: 
baber, der das Ehrengeriht angeordnet hatte, im Inſtanzenzuge 
der Entſcheidung des Königs zu unterbreiten ?). 

3. Die Rechte der Dffiziere 

Die aus dem Dienjtverhältnig und der Amtsführung den 
Offizieren zuftehbenden Rechte find den Rechten anderer Beamten 
gleihartig, wenngleich nicht völlig ihnen entſprechend. Im Allge: 
meinen ift daher auf die oben Bd. I $ 42 gegebene Darftellung 
zu verweilen; die Unterfchiede beruhen 3. Th. auf techniſch mili- 
teiriihen Berhältniffen und find ohne juriftifches Intereſſe, fo 3. B. 
die befonderen Vorſchriften über das Tragen der Uniform, über 
gewiſſe militairiſche Ehrenrechte u. dgl. Bon heroorragender recht: 
licher Bedeutung find dagegen die Regeln über die pekuniären 
Rechte der Dffiziere. 

Der Anfpruh auf Gehalt und andere Dienfteinkünfte ift 
nad der biftoriihen Entwidlung des Heerweſens und nach berge- 
brachten Rechtsgrundſätzen nicht im Rechtswege verfolgbar ?). Die 


1) a. a. O. 8. 51. Marine. 8. 55. 

2) a. a. D. $. 59. Ueber Publikation der Entjcheidung vgl. 8 60, 61. 

3) Für Breußen galt dies früher für alle Anſprüche auf Dienfteinkünfte, 
welche aus der Verleihung von Staatsämtetn und Würden Hergeleitet wurden. 
Tiefer, aus 88. 7 und 16 des AL.R. TH. Il Tit. 13 deducirte Rechtsfag war 
zweifellos jfanctionirt durch die Kabin. Ordres dv. 7. Zuli 1830 und 28. Oktob. 
1836 (v. Kamptz Jahrb. B. 48 S. 433), jowie durch viele Urtheile des Ge- 
rihtöhofes zur Entjch. der Kompetenz-Konfl., insbefondere durch das Erf. vom 
28. Dez. 1850 (Zuft.Minift.Bl. 1851 S. 78) anerkannt. Das Preuß. Gefeg 
v. 24. Mai 1861 lie den Rechtsweg zwar zu für die vermögensrechtlichen 
Aniprüce der Beamten, nicht aber für bie der Militairperjonen. Das 
Reichsbeamtengeſetz hat die Mililtairbeamten den andern Reichsbeamten gleich 
geitellt, aber nicht die Perfonen des-Soldatenftandes. Das Reichs— 
geieg v. 27. Juni 1871 8. 113 hat den Rechtsweg nur für die durch dieſes 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 15 
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den einzelnen Offizieren zu zahlenden Gebührnifie werden nah 
Maßgabe der Beſoldungs- und Verpflegungs:Etats von dem Kriegs: 
minifterium, reſp. von den Intendanturbehörden nad den ihnen 
vom Kriegsminifterium zugehenden Anmweijungen feftgeftelt. Zu: 
lagen, welche nit im Voraus feftgeftellt werden können, find bei 
den Intendanturen zu liquidiren. Reklamationen fönnen nur im 
Beſchwerdewege verfolgt werden; jedoh find die befchränfenden 
Vorſchriften über den Beſchwerdeweg ausgefchloffen, „jofern es fid 
um Hebung von Meinungsverjchiedenbeiten in Bezug auf Zuſtän— 
digfeit materieller Kompetenzen handelt” ?). Die Regeln über die 
Berehnung und Zahlung des Gehaltes und anderer perfönlicher 
Gebührniffe find enthalten in dem durch Kabinet3-Ordre v. 24. Mai 
1877 genehmigten Geldverpflegung8-Reglement für das 
Preuß. Heer im Frieden ?). Die Höhe der Gehälter beftimmt 
fih nach der Dienftitelle, der Charge und dem Dienftalter. Durd 
die Etats wird feftgefeßt, welches Gehalt mit einer gewiſſen dienftli- 
hen Stelle verbunden und für ben Inhaber derſelben verfügbar iſt, 
fo daß im Allgemeinen jeder Dienftftelle eine „Etatsſtelle“ entſpricht. 
Innerhalb dieſer durch die Etats gegebenen Gränzen erfolgt bie 
Gewährung des Gehalts nach dem für die einzelnen Chargen feftgefet: 
ten Beträgen infofern, als die Gehaltsſätze einer höheren Charge erſt 
nach dem Aufrücen in diefe Charge gewährt werben dürfen. Wenn 
für Offiziere derjelben Charge verſchiedene Gehaltsſätze beſtehen, wie 
insbefondere für Hauptleute und Rittmeifter, fo beftimmt ſich die 
Klaſſe nah dem Dienftalter im Regiment, reſp. besjenigen Ver⸗ 
bandes, für welchen ein bejonderer Etat aufgeftellt ift 3). Wenn 
jedoch ein ‚Offizier eine Stelle verwaltet, mit der etatsmäßig ein 
höheres Gehalt verbunden ift, als ihm nad feiner Charge oder 


jeinem Dienftalter zulommt, jo wird ihm der Mehrbetrag des etatd: 


Geſetz gewährten Benfionen, nicht für andere Anſprüche geftattet; das 
Reichsmilitairgeſetz endlich hat an dem beftehenden Necht in diefer Beziehung 
Nichts geändert. 

1) Vorfchriften über den Dienftweg ꝛc. v. 6. März 1873 8. 3 (ABB. 
1873 Nro. 8 ©. 65). . Vgl. auch Geldverpfl.Regl. 8. 99- Ziff. 6. 

2) Armee-8.8l. 1877 Nro. 16 ©. 110. Abgebrudt in v. Helldorfi 


Dienftvorfchriften Bd. I Abth. II Heft 1. Hierdurch find die älteren Be- 


ftimmungen außer Kraft gejeßt worden. 
3) Geldverpfl. Regl. 8. 3. 
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mäßigen Stellen:Gehalt3 gegen das ihm nad) feiner Charge und 
feinem Dienftalter zukommende Gehalt inſoweit als Zulage ge- 
währt, als der Etat nit andermeite Beitimmungen enthält !). 
Die Gehaltszahlung erfolgt monatlich im Voraus ?); bei Anftel- 
lungen, Beförderungen und Berjeßungen beginnt der Bezug des 
Gehalt3 oder des höheren Gehalts, mofern dasſelbe vakant ift, 
mit dem erften Tage des Monats, aus welchem die Kabinets-Ordre 
über die Ernennung ftammt; ftirbt ein Offizier, jo wird fein etats⸗ 
mäßige Gehalt noch für den Monat nah dem Ableben den Hin: 
terbliebenen gewährt (fogen. Gnadengehalt); fcheidet ein Offizier 
mit Benfion aus dem Dienfte, jo behält er für denjenigen Monat, 
in weldem ihm die betreffende Kab.Drdre befannt gemacht ift, 
da8 volle Einfommen der Stelle und für den folgenden Monat 
das etatSmäßige Gehalt ohne Zulagen und dgl. °). Beurlaubte Of⸗ 
fijiere erhalten in der Regel für die erften 1'/s Monate des Urlaubs 
das volle Gehalt, für die folgende Zeit findet ein Abzug ftatt *); 
gleihe Grundfäße gelten für die Zeit der Berbüßung einer Feftungs- 
baft oder Gefängnißftrafe, ſowie wenn in Folge einer gerichtlichen 
Unterfuhung Dienftjusipenfion oder Verhaftung eintritt, jedoch vor- 
bebaltlih der Nachzahlung des entzogenen Gehaltstheiles im Falle 
der Freiſprechung °). 

Werden Offiziere vom Range des Regiment3-Kommandeurs 
abwärts dienftlich außerhalb ihrer Garnifon verwendet, fo erhalten 
fie eine fogen. Kommandozulage ®). Außerdem wird den Dffi: 


I) a. a. O. 8. 4. Wenn aljo 3. B. ein Premier-Lieutenant eine Stelle 
verwaltet, welche nach dem Etat mit dem Gehalt eines Hauptmanns erfter 
Klaſſe dotirt ift, fo erhält er als Zulage die Differenz zwifchen den Gehalt 
aned Bremier-Lieutenants und dem Gehalt eined Hauptmanns eriter Klaſſe. 
Reſer. des Kriegd-Min. (Mil. Dec.Depart.) v. 28. Aug. 1877 bei v. Hellborff 
a. a. O. 6.4. Die vorübergehende Wahrnehmung der Höheren Stelle 
begründet dieſen Anſpruch jedoch nicht; es ift eine Königl. Ernennung zur Be⸗ 
Heidung oder Wahrnehmung der Dienftftelle erforderlich. 

2) a. a. O. 8 91. 

3) Geldverpfl. Regl. 8. 21—23. 

4) ebendaj. $. 24. Ausgenommen in Krankheitsfällen. 

5) ebendaf. $. 26, 27. Ueber Gehaltsabzüge zur Offizier⸗Kleiderkaſſe, zur 
Wittwenkaſſe und zur Lebensverficherungsanftalt f. Armee und Marine, fowie 
behufs der Schuldentilgung vgl. a. a. D. 88. 40 ff. 

6) Die näheren Vorſchriften a. a. O. 8. 47 fg. 

15 * 
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zieren zur Beftreitung der Wohnungs-Bedürfniſſe ein ſogen. Ser: 
vis und Überdies der gejeglihe Wohnungszuſchuß gemährt !). 

Im Falle der Mobilmachung erhalten die Offiziere, Werzte u. ſ. 
m. zum Smed der Ausrüftung das Mobilmahungsgeld und währen 
des mobilen VBerhältniffes eine Feldzulage nah Maßgabe des Geld: 
verpflegung3:Reglementsim Kriegen. 29. Aug. 1868). 

Die Reifekoften, Tagegelver und Umzugs-Gebühren bei Dienit: 
reifen und Verſetzungen der Perjonen des Soldatenjtandes find 
geregelt durch die Kaiferl. Verordnung v. 15. Juli 1873 °). 

— 4. Die Beförderung der Offiziere. 

Ein wirkliches Recht auf Beförderung giebt es im Militair: 
dienft fo wenig wie in andern Zmeigen des Staatsdienftes; die 
Beförderung eines Offiziere hängt vielmehr von der freien Willens: 
entſchließung des betreffenden Kontingentsheren ab. Es beftehen 
aber gewiſſe Verwaltungsvorfchriften, nach welchen die Truppen: 
befehlshaber und die übrigen mit der Bearbeitung der Avance: 
mentö-Angelegenbeiten betrauten Offiziere zu verfahren baben, fo 
daß dadurch die Beförderung wenigſtens theilweiſe verwaltungs— 
rechtlich geregelt iſt und für die einzelnen Offiziere eine rechtlich 
begründete Anwartſchaft gegeben iſt, bei dem Eintritt gewiſſer that: 
ſächlicher Verhältnifle zu einer höheren Charge, Dienftftelung oder 
Gehaltsklaſſe aufzufteigen. Als allgemeines Princip gilt der Grund: 
fas, daß die Beförderung zu einer höheren Stelle oder Charge x. 


1) Sehr detaillirte und 3. Th. verwidelte Beitimmungen über die Servis— 
zahlung enthält dad — an die Stelle der älteren Vorfchriften — getretene 
Reglement über die Servis-Rompetenz der Truppen im Frieden 
v. 20. Febr. 1868 (v. Helldorff Th. IV Abth. 1 ©.83 ff.); vgl. ferner dad R.G. 
v. 30. Juni 1873 über die Wohnungsgeld-Zufhüffe und dazu die Ausführungs- 
Beftimmungen ded Breuß. Kriegsminiſteriums v. 4. Juli 1873. Armee⸗V. Bl 
©. 200 fg. 

2) Daffelbe ift abgedrudt bei v. Helldorff aa. a. DO. Th. III. Abth. I 
Heft 2 

3) Arm V. Bi. 1873 ©. 270 und Gentralbl. f. d. D. R. 1873 ©. 248. 
Zur Ausführung diejer Verordnung find auf Grund bes 8. 16 berfelben vom 
Preuß. Kriegsminifter „Erläuterungen und nähere Feſtſetzungen“ am 24. Aug. 
1873 erlafjen worden. (Arm VB. S. 230.) Diefe, ſowie die zahlreihen 
Refcripte des Mil.Delon.Dep. zur Erledigung von Spezialfragen find gedrudt 
bei v. Helldorff a. a. ©. Th. III Abth. V S. 1—105. — Die 8. v. 21. Juni 
1875 (fiehe über diejelbe oben Bd. I ©. 463 fg.) ift auf Berjonen des Sol- 
datenftandes nicht anwendbar. 
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ach Maßgabe des Dienftalters erfolgt. Diejes Princip galt in 
der Breuß. Armee feit alter Zeit; eine Ausnahme wurde nur bin- 
fchtlih der Generale gemacht '); ferner Hinfichtlich der Regiments» 
Kommandeure ?), endlich allgemein „bei der Bejegung der höheren 
Stellen in. der Armee” d. h. bei Stabsoffizieren ). Das Dienit: 
alter beftimmt ſich in jedem Dienitrange nah dem Datum des 
Vatentes. Jedes Patent wird in der Regel nah dem Tage der 
Ernennung datirt; für die an einem und demjelben Tage Beför: 
derten beftimmt fich die Rangordnung nah dem Patent der frü- 
beren Charge, giebt auch dies Feine Entſcheidung nah dem Tage 
de3 Dienjteintrittes und äußerſten Falles nad dem Lebensalter *). 

Hierdurch ergibt fi eine Rangordnung aller Offiziere durch 
alle Waffen und durch die ganze Armee, welche dadurd von Widh: 
tigkeit wird, daß in dienftlichen Angelegenheiten ftet3 der ältere 
Offizier als der Vorgeſetzte des jüngeren gilt und ihm Befehle zu 
ertheilen befugt iſt )). Für die Beförderung ift diefe Rangorb- 
nung jedoch in der Regel nicht unmittelbar entfcheidend; es iſt 
vielmehr folgende Unterjcheidung zu machen: Die nicht regimen- 
tirten Offiziere aller Grade haben die Anciennetät in der Ar: 
mee®); bei den regimentirten Stab3offizieren berechnet fich die 
Anciennetät in der Kegel nach allen Truppen ihrer Waffe in 
der Armee; die übrigen Offiziere vom Hauptmann oder Rittmeifter 
abwärts haben die Anciennetät in ihrem Regiment’). Für die 
nicht regimentirten Offiziere, ſowie für die Offiziere ohne Dienjt- 
ſtellungen (Offiziere der Armee und Offiziere à la suite) fehlt es 


1) Kab.Ordre v. 30. Nov. 1808. (bei v. Helldorff II, 1 ©. 11.) 

2) Kab. Ordre v. 10. März 1809. (ebenda a. a. ©.) 

3) Kab. Ordre dv. 30. März 1839. Diefelbe ift beftätigt und von Neuem 
verfündigt worden durch Kab.Ordre v. 17. Mai 1859; es ift dabei außdrüd- 
ih der „Stabsoffiziere” Erwähnung gefchehen. 

4) Rab.DOrdre v. 12. März 1853 (a. a. O. ©. 14 fg.). Nur für die an 
Einem Tage ernannten Selonde-Lientenantd der Artillerie beftimmt fich die 
Reihenfolge der Patente nach dem Ausfalle der Berufsprüfung. 

5) Er kann jelbft eine vorläufige Verhaftung „der nad dem Dienftgrade 
oder dem Patent oder dem Dienftalter unter ihm ftehenden Berfonen des 
Soldatenſtandes“ verfügen. Mil.Discipl.Straf.Ordn. 8. 7 Ubi. 2. 

6) d. h. den felbftftändigen Kontingenten. 

7) Bei den Jägern und Schügen im Bataillon. Kab.Ordre v. 27. Jan. 
1853 (v. Helldorff a. a. O.). 
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an einer beftimmten Regel über ihre Beförderung; menngleih aub- 
bei ihnen die Anciennetät Berüdfichtigung findet, jo erfolgt doeh 
bie Beförderung lediglich „nach Mlerhöchiter Intention“ !). Inner- 


halb der Regimenter dagegen erfolgt die Beförderung nah Map: 
gabe der Anciennetät auf Grund des von dem Regiments-Kom- 
manbeur beim Eintritt von Vakanzen mittelft Gejuchslifte einzu: 
reihenden Vorſchlages. Das Princip der Anciennetät ift jedoh 
auch hier nicht abjolut durchgeführt; um die raſchere Beförderung 
befonders befähigter Offiziere zu ermöglichen, fteben diejenigen 
Dffiziersftellen, welche durch außergewöhnliche Ereigniſſe erledigt 
werden, „zur Allerhöchſten Dispofition”, d. 5. es dürfen Wieber: 


beſetzungs-Vorſchläge erft eingereiht werden, wenn nad) Verlauf 
eines Jahres über die Beſetzung nicht verfügt worden iſt ). Das 
Aufrüden der Hauptleute oder Rittmeifter in eine höhere Gehalts: 
klaſſe geihieht bei eintretender Vafanz ohne Weiteres. Aehnliche 
Regeln gelten auch für die Mitglieder des Sanitäts-Korps. Bei 
den Vorſchlägen zum Aufrüden ver Militair-Aerzte in höhere Char: 


gen und Dienftftellungen ift möglichft die Anciennetät zu berüd: 


ſichtigen; das Avancement außer der Tour ift nur in befonders 


begründeten Fällen in Antrag zu bringen. Für die Ernennung 
zum Ober:Stabsarzt ift die Ablegung eines ſpezifiſch militairärzt: 
lichen Eramens Bedingung, ohne daß aber der Zeitpunkt, in wel: 
chem dieſes Eramen abfoloirt wird, auf die Anciennetät Einfluß 


bat ?). 
5. Entlafjung au dem aktiven Dienft. 
Dffiziere können — ebenfo wie Beamte*) — aus dem Dienite 


entlaffen werden, ohne daß das Dienftverhältniß beendigt wird; 


1) Bol. Frölich Verwaltung des Deutfchen Heeres (4. Aufl.) I ©. 46. | 
2) Dies findet Anwendung, wenn die Vakanzen entftanden find in Folge 


von GSelbftmord, von Tödtung im Duell, von Defertion, von Kaffation, felbit- 
verichuldeter Entlafjung oder Entfernung aus dem Heere, oder in Folge von 
Berfegungen oder Penfionirungen, die aus eigener Bewegung des Königs ver 


fügt worden find. Kabinet3-Ordres vom 15. März 1823, 25. Auguſt 18%, 





13. März 1832, 12. November 1834. Abgedrudt bei v. Helldorffa.a.d. 
©. 14. — Ueber die Fälle, in denen Einrangirungen über den Etat zuläflg 


find, vgl. Frölid a. a. DO. 1 ©. 250. 
3) Berordn. über die Organif. des Sanit.-Rorps dv. 6. Febr. 1878 8. 22. 
4) gl. Bo. 18. 44 ©. 478 ff. 
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fie bleiben Offiziere, fie behalten ihren militairiihen Rang, die 
mit demjelben verbundenen Ehrenrehte und Standespflidten, fie 
-find zur Treue, zum Gehorfam und zur Wahrung eines achtungs- 
würdigen Verhaltens verbunden, fie unterliegen gewiflen, aus dem 
Dienftverhältnig entipringenden Beſchränkungen; aber fie Ieiften 
feinen aktiven Militairdienft. Ein ſolches Aufhören der aktiven 
Dienfleiftung ohne Auflöfung des Dienftverhältniffes Tann nun 
aber bei Offizieren in einer doppelten Weile vorlommen ?), indem 
fie entweder zu den Offizieren des Beurlaubtenftandes verfegt oder 
zur Dispofition geftellt werden. In beiden Fällen findet weder 
Berabihiedung noch Ausfertigung eines Entlafjungspatentes ftatt, 
da nicht das Dienſtverhältniß gelöft, fondern nur die Dienftitellung 
verändert wird. 

a) Die Berjehung zu den Offizieren des Beur 
laubtenftandes. Durch diefelbe bört die Zahlung von Gehalt 
und anderen Gebührniffen vollfommen auf, ebenjo aber auch die 
Berpflichtung zu anderen Militairdienften als fie den Referve- oder 
Landwehr⸗Offizieren gejeglich obliegen. Die Verjebung zur Referve 
oder Landwehr tritt nur auf Antrag ein. In Fällen, in denen 
im Eioildienft der Beamte einfach feine Entlaffung fordern würde, 
wird beim Militairdienft die Berfegung zu den Offizieren des Be- 
urlaubtenftandes beantragt, da fie dem Offizier die Freiheit gewährt, 
fih einem andern Beruf zu widmen und doch zugleich Die Standes: 
und Ehrenrechte des Offizier und feine Verwendung im Kriegs⸗ 
falle fortbeftehen läßt. Auf Berufsoffiziere, melde in den Beur- 
laubtenftand verjegt werden, finden vollftändig und ausnahmslos 
diejenigen Regeln Anwendung, welche oben ©. 204 fg. von den Re- 
jerve: und Landwehr-Offizieren entwidelt worden find ?).. Das 
Gleiche gilt von den im Dffiziersrange ftehenden Militairärzten. 

b) Die Stellung zur Dispofition kann jeder Zeit 





1) Hierbei wird abgejehen von der Sujpenfion vom Dienft bei Unter- 
fuhungsfällen. Hierüber bejtimmt die Kabinet3-Orbre v. 22. April 1822, daß 
jeder Borgefegte, ber das Recht hat, einem Offizier Arreſt zu geben, auch be- 
fngt if, denjelben vom Dienft zu ſuſpendiren, und nur verpflichtet ift, die bei 
Arreitfällen vorgeichriebene Dleldung höheren Ortes zu machen. (v. Helldorff 
ih. IV Wbth. 4 S. 124.) 

2) Nur unterliegen fie nicht einer nochmaligen Offizierswahl. Kab. Ordre 
v. 29. Januar 1857. (v. Helldorff I Abth. 4 S. 165.) Heer⸗Ordnung II $. 21 
dif. 2. 
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auch ohne den Willen des Offiziers erfolgen ; der Kontingentäberr 


ift befugt, nach feinem Belieben jedem Offizier die ihm übertragene 


Dienftftelle zu entziehen. Dies fann aber wieder in zmei Formen 
geſchehen, entweder als Verſetzung zu den „Offizieren von der 
Armee” d. h. mit Belafjung des vollen Gebaltes und ale 
Rechte der Offiziere des aktiven Dienſtſtandes '), oder als eigent: 
lihe Stellung zur Dispofition mit Penſion (Wartegeld, In 
aktivitätsgehalt). Das Recht des Kontingentsheren bei der Ste: 
lung zur Dispofition die gefegmäßige Penſion zu bemilligen, ift 
reichsgeſetzlich ausdrücklich anerkannt worden ). Die Diemtzeit 
wird, inſoweit dieſelbe für die Höhe der Penſion in Betracht 
kommt, bis zum Tage, an welchem die Ordre der Dispoſitions⸗ 
ſtellung ergangen iſt, gerechnet ?); bei einer Wiederverwendung des 
zur Dispoſition geſtellten Offiziers im aktiven Dienſt und in einer 
etatsmäßigen Stellung erhöht ſich der Penſions-Anſpruch nach Maß— 
gabe der Geſammt-Dienſtzeit *). 

Die zur Dispofition geftellten Offiziere) bleiben Perſonen 
des Soldatenftandes; fie unterliegen allen für diefe Berfonen 
geltenden Nechtsvorjchriften ſowohl des Militairgefehes als des 
Militair-Strafgeſetzbuchs; fie find zum Tragen der Uniform befugt, 
ohne daß es einer befonderen Verleihung dieſes Rechtes bedarf; 
die Kompetenz der Militairgerichte dauert ihnen gegenüber unver: 
ändert fort®), die Veroronung über die Ehrengerichte findet auf 
fie Anwendung ?). Insbeſondere bört ihre Dienftperpflid: 


1) Wenn die Zeit der Dispofitionsftelung mit Gehalt die Dauer eines 
Jahres nicht überfteigt, fo wird fie bei Berechnung der aktiven Dienftzeit mit 
in Anſatz gebradt. Gef. v. 27. Juni 1871 8. 19 Ziff. 6) (R. G. Bl. S. 280). 

2) Gel. v. 27. Juni 1871 8. 38 (K. G. Bl. ©. 284). Vgl. auch $. 5 dei 
felben Geſetzes. 

3) Geſ. v. 27. Juni 1871 8. 18 Abſ. 1. 

4) ebendaf. 8. 21. Der Grundfab war bereit? durch eine Kabin. Ordre 
v. 27. Dez. 1860 (Militair-Gefehe des Deutfchen Reiches V ©. 148) zur An 
ertennung gebracht worden. 

5) Eine im Preuß. Kriegsminiſt. verfaßte Zufammenftellung über die 
Nechtöverhältniffe der 3. D. geftellten Offiziere ift vom Reichskanzler am 
28. Mai 1871 dem Reichstag mitgetheilt worden. Druckſachen I Seifion 
1871 Nro. 170. Diefelbe ift aber unvollftändig. Vgl. für Bayern V. v. 
19. April 1875. B. Mil.V.Bl. 1875 ©. 159 ff. Beilage 7. 

6) Milit.Strafger.Orbn. v. 3. April 1845 8. 1 Ziff. 3. 

7) 8. v. 2. Mai 1874 $. 4 Biff. 5. 





8. 89. Die freiwillig übernommene Militairdienftpflicht. 233 


tung quoad ius nit auf’); die Erfüllung derjelben wird von 
ihnen nur tbatlächli nicht in Anſpruch genommen; fie müfjen 
daher einem Befehl zum Wiedereintritt in den Dienft, nit nur 
im Falle der Mobilmahung, fondern aud in Friedensverhältniſſen, 
unverzüglich Folge leiften ). Obwohl die zur Dispofition geftell- 
ten Offiziere nicht zu den Perſonen des Beurlaubtenftandes ge= 
bören °), insbejondere alfo ohne Genehmigung ihrer Vorgeſetzten 
ein Gewerbe nicht betreiben dürfen *), jo haben fie doch das Recht, 
ihren Aufenthaltsort zu wählen und fie find binfichtlich der Pflicht, 
ihren Wohnort reſp. Aufenthalt anzumelden und geeignete Vor—⸗ 
fehrungen zu treffen, daß dienftliche Befehle ihnen jederzeit zuge- 
telt werden fönnen, denjelben Borjchriften wie die Offiziere des 
Beurlaubtenftandes unterworfen °). Der Auswanderungs-Conſens 
fann ihnen erſt ertheilt werden, wenn fie ihren Abichied erhalten 
haben ®). Sie unterliegen den Vorſchriften der Militair-Disciplinar: 
ſtrafordnung ganz ebenfo wie die Offiziere des Beurlaubtenftandes °) 
und die Landwehr-Bezirks-Kommmandeure find zur Ausübung der 
Disciplinar-Strafgewalt über die unter ihrer Kontrole ftehenden 
Offiziere 3. D. mie über die Landwehr-Offiziere befugt °). 

6. Beendigung des Dienftverbältnisjes. 

In ähnlicher Art wie die oben Bd. I 8. 45 binfichtlich der 
Reihsbeamten dargeftellt worden ift, laſſen fih auch binfichtlich 


1) Es ift dies ausdrüdlich ausgeiprodyen in der Kabin Ordre dom 
11. Zuli 1822 (Kampb Jahrb. Bd. 22 ©. 88), melde die Grundlage des 
gegenwärtigen Rechts bildet. gl. auch Kabinet3-Ordre v. 4. Mai 1837 (Preuß. 
Gej. Samml. 1837 ©. 98). 

2) In Mobilmahungsfällen find die General-Rommando’s ermäd)- 
tigt, Offiziere 3. D. aller Grade — unter Vorbehalt der königl. Genehmigung 
— dienftlih zu verwenden. Kriegdminifter.Refer. v. 10. Sept. 1858 (bei v. 
Helldorff TH. II Abth. 1 ©. 42). 

3) Bgl. Mil.Gef. F. 56. 

4) Mil.Gel. 8.43. 

5) Anlage 3 zu 8. 27 der Landwehr⸗Ordn. (Heer-Ordn. ID. 

6) ebenda). Biff. 4 al. 3. Die 8$. 9 und 15 des Staatsangehörigkeits⸗ 
Geſetzes v. 1. Zuni 1870 finden auf dieſe Offiziere Anwendung. 

7) Discipl.Strafordn. v. 31. Oftob. 1872 8. 30. 

8) Kabin.Ordre v. 13. Febr. 1866. Bei v. Helldorff Th. IV Abt. 4 
S. 219. Ausgenommen find Staböoffiziere 3. D., fic können nur von dem 
zuftländigen Brigade-Rommandeur disciplinariſch beftraft werben. Kab.Drbre 
v. 31. Mai 1877. Armee⸗V. Bl. S. 108. 
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des Dienitverhältnifies der Offiziere die Beendigungsarten in zwei 
Rategorien gruppiren, die fi dadurd von einander unterjcheiden, 
daß bei der einen die Ehrenrechte und der Anfprudy auf Lebens: 
unterhalt (Penſion) fortbeſtehen, ebenfo aber auch eine fubfidiäre 
Dienftpflicht und die Pflicht eines der Standesehre entfprechenden 
Verhaltens, bei der andern dagegen alle dur das Dienftverhält- 
niß begründeten Rechte und Pflichten gänzlich erlöfchen. 


a) Mit Anſpruch auf Benfion und Ehrenredte 


Die Auflöjfung des Dienitverhältniffes erfolgt „durch die „Berab: 
ſchiedung“ mittelft eines Entlafjungs- Patents; fie ift auf dem 
militairifhen Inftanzenwege durch Gefuchslifte zu beantragen. Zur 
Begründung des Antrages ift erforderlih, daß der Offizier oder 
Militairarzt feine Invalidität nachweiſt, falls er nicht bereit! das 
60. Lebensjahr zurüdgelegt hat!). Auch mider den Willen des 
Offizier Tann feine Verabſchiedung mit PBenfion erfolgen, wenn 
derſelbe ungeachtet feiner Eörperlihen oder geiftigen Unfäbigfeit 
zur Fortjebung des Dienftes es unterläßt, den Abſchied zu ver: 
langen. Die Borgejegten find verpflichtet darauf zu wachen, daß 
jolde Offiziere nicht zum Nachtheil des Dienftes in ihrer Stelle 
verbleiben. Um aber gleichzeitig die Offiziere vor Willkür zu 
fihern, ift angeordnet, daß unter ben Vorgeſetzten eine fchriftlide 
Berathbung über die Dienftfähigkeit des Dffizierd gehalten werde; 


lautet das Urtheil auf Dienftunfähigfeit, fo ift der Offizier durh 


den Kommandeur, der die Berathung geleitet bat, aufzufordern, 
feine Verabſchiedung zu beantragen; im Weigerungsfalle ift Seitens 
des Kommandeurs der Antrag darauf unter Beifügung bez Be: 
rathungsprotofoll3 und des ärztlihen Gutachtens im dienftlicen 
Wege dem Kontingentsherrn einzureichen ?). 

Die Befugniß, die Armee: refp. Regiments-Uniform zu tragen, 
wird bei der Verabſchiedung befonders verliehen; beftimmte Regeln, 





1) Mil. Benfiondgef. v. 27. Juni 1871 8. 27. 28. 

2) Kabin.Ordre dv. 7. Juli 1828 (bei v. Helldorff II, 1 ©. 38). Dajelbit 
find die näheren Anordnungen über die Zuſammenſetzung der Kommiſſionen 
enthalten. Die Kabinet3-Ordre ift ausgedehnt worden auf Landwehr 
Offiziere, deren Beibehaltung dem dienftlichen Intereſſe nachtheilig fein 
würde, durch Kab.Ordre v. 20. Oft. 1828 (ebenda S. 39) und auf Militair 
Herzte im Offiziersrang durch die Verordn. v. 6. Febr. 1873 8. 27 legte 
Abſ. (Armee⸗V. Bl. 1873 ©. 113). 


[4 
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unter welchen Borausfegungen dieſes Recht verlieben wird, find 
nicht aufgeftellt worden. In der Preußiſchen Armee ift es üblich, 
daß bei einer Dienftzeit von mindeſtens 10 Sahren dag Tragen 
der Armee:Uniform , bei einer Dienftzeit von 15 Jahren oder bei 
dem Ausfcheiden in Folge einer im Kriege erhaltenen Verwundung 
da3 Tragen der NRegiments-Uniform geftattet wird !), fo daß die 
mit Benfion verabſchiedelen Offiziere regelmäßig diefe Befugniß 
baben. Die Genehmigung ift von dem Bundesfürften zu eriheilen, 
von welchem die Offiziere desjenigen Kontingent? ernannt werden, 
in dem der Berabichiedete zulegt aktiv gedient hat ?). 

Ale mit Penſion verabichiedeten Dffiziere haben noch eine 
jubfidiäre und befhränfte Dienftpflicht, indem fie im Noth⸗ 
talle zu militairiſchen Dienften, zu welchen fie ihrem Geſundheits⸗ 
zuſtande nach geeignet find, herangezogen werden können *). Die 
mit Penfion verabichiedeten Offiziere werden deshalb zu den Mi: 
litairperfonen gezählt; das Militair-Strafgejebb. findet auf die: 
jelben Anwendung, jomweit dies der Natur der Sache nach möglich 
it t), fie unterliegen dem Militairgerichtsftande 5) und — falls fie 
das Recht haben, die Militatruniform zu tragen — den Offiziers⸗ 
Ehrengerichten ®). 

b) Ohne Anſpruch auf Benfion und Ehrenredte. 
Ein formelle Recht des Dffiziers, feinen Abſchied nad Belieben 

1) v. Helldorff a. a. O. ©. 41. 

2) Mil.Geſ. 8. 7 Abi. 2. 

3) Bgl. Milit. Penfiond-Gefeg 8. 34. Diefe Offiziere werden alljährlich 
befragt, ob fie geneigt find, für den Fall einer Mobilmahung während des 
nidhjitfolgenden Jahres in den Dienft zu treten. Die Aufitellung und Ein- 
reihung von Liften dieſer Offiziere gehört zu den jährliden Mobilmachungs⸗ 
Arbeiten. Sie haben ihren Wohnfig bei dem betreffenden Generallommando 
anzumelden. Vgl. v. Hellborff I, 4 ©. 248, 

4KRoppmann Das Militair-Strafgejep-Buch des Deutſchen Reiche. 
1875 ©. 53, . 

5) Mu.Strafgericht3-Ordn. v. 3. April 1845 8. 1 Biff. 8. 

6) Berordn. v. 2. Mai 1874 8. 4 Ziff. 5. Dagegen ift die Disciplinar- 
ftrafordn. nach 8. 30 derfelben auf verabjchiedete Offiziere nit an- 
wendbar. Sobald fie aber wieder im Militairdienite verwendet werben, finden 
ielbitverftändlich die Disciplinarvorfchriften auf fie volle Anwendung und das- 
ielbe ift nach der ratio legis anzunehmen, wenn fie in der Wilitair- 
uniform gegen die Borfchriften im 8. 23 Ziffer 2 und 3 der Disciplinar- 
ſtrafordn. ſich vergehen. 
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zu verlangen, ift nicht anerkannt; es hängt von der Entfchliekung 
des Kontingentsheren ab, ob diejelbe gewährt werde oder nidt. 
Menn der Offizier mit Rüdfiht auf die von ihm genofjene Aus: 
bildung in Militair-Erziehbungs-Anftalten zu einem activen Dienſt 
von gewiffer Dauer verpflichtet ift '), jo muß er diefe Verpflichtung 
erſt erfüllen, bevor er feine Entlafjung fordern darf. Hat er feine 
geſetzliche Dienftzeit noch nicht zurüdgelegt, jo wird er nidt 
verabſchiedet, ſondern zunächft zu den Offizieren des Beurlaubten: 
ftandes verſetzt). Wenn der Offizier jedoch die zwölfjährige Dienft: 
zeit abjolvirt hat und den Abſchied verlangt, ohne Anfprüche auf 
Penſion "und militairische Ehrenrechte zu erheben, oder wenn cr 


vor Erfüllung der gefeglihen Gefammt:Dienftzeit dringende 


perfönliche Gründe zur Rechtfertigung feines Abſchiedsgeſuchs an: 
führen, fann, jo wird ihm die Entlaffung ſchwerlich verweigert, da 
diefelben Gründe, welche es als unthunlich erſcheinen laffen, Se: 
manden wider feinen Willen im Civilftaatsdienfte zurüdzubalten *), 
in erhöhtem Grade auch bei Berufsoffizieren wirkſam find. Ab: 
gefehen von diefem, im Allgemeinen nicht häufigen und praktiſch 
nicht belangreichen Falle tritt die Verabichiedung ohne Penſion und 
Ehrenrechte nur zur Strafe ein und zwar auf Grund eines Ur: 
theils. Dieſe Ehrenftrafe hat mehrere Abftufungen. 

a) Die Entfernung aus dem Heer oder der Marine. Ge: 
gen Offiziere muß auf dieſe Strafe erfannt werden neben Zudt- 
haus oder dem Berlufte der bürgerlichen Ehrenrechte ohne Rückſicht 
auf die Dauer derjelben, und in allen Fällen, mo gegen Unter: 
offiziere oder Gemeine die Verſetzung in die zmeite Klaſſe des 
Soldatenftandes geboten ift. Auf diefe Strafe kann crfannt wer: 
den neben Gefängniß von längerer ala fünfjähriger Dauer und 
in allen Fällen, wo gegen Unteroffiziere oder Gemeine die Ber: 
fegung in die zweite Klafle des Soldatenitandes zuläflig ift‘). 


⁊* 

1) Bgl. 8. 86. VIIL 

2) Früher erfolgte die „Berabichiedung unter Vorbehalt der gefepliden 
Dienftverpflichtung” ; feit Erlaß der Heerordnung (II 8. 25) findet diefe Form 
feine Anwendung mehr, ſondern an ihre Stelle ift die Berjegung zur Reſerve 
oder Landwehr getreten. gl. die oben S. 210 Note 2 citirten Stellen. 

3) Bel. Bd. J ©. 488. 

4) Milit.Strafgejegb. 8. 31 und hierzu Koppmann Rote 7—9. Bl. 
ferner R.Strafgejegb. $. 31. 33. , 
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Sie tritt ferner ein, wenn ein Spruch des Ehrengerichtd, der den 
Offizier der Berlegung der Standegehre unter erichmerenden Um: 
Händen für jchuldig erklärt, die Allerh. Beftätigung erhalten hat '). 
Sie bewirkt das völlige Ausicheiden aus dem Heer oder der Ma: 
rine, und bat von Rechtswegen den Berluft aller durch den Mili- 
tairdienft erworbenen Anfprüche, joweit diejfelben durch Richter: 
iprud) entzogen werden können ?), den dauernden Berluft der Orden 
und Ehrenzeichen, die Verwirkung des Rechts die Offizier-Uniform 
zu tragen und den Offizierötitel zu führen, und die Unfähigkeit 
zum Wiedereintritt in da3 Heer und in die Marine zur Folge °). 
Gegen penfionirte Offiziere ift ftatt auf Entfernung ze. auf Verluſt 
des Offiziertitel zu erkennen, womit zugleih der Verluft der Orden 
und Ehrenzeihen, die Verwirkung des Rechtes die Offizieruniform 
ju tragen, und die Unfähigfeit zum Wiedereintritt in das Heer 
und die Marine von Rechtswegen verbunden ift *). 

B) Die Dienftentlaffung ift eine leichtere, weniger ehren: 
rübrige Strafe’). Auf fie muß erkannt werden neben Erkennung 
auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, ſowie in den 
Fällen, wo gegen Unteroffiziere Degradation geboten ift; es kann 
auf fie erfannt werden neben Freibeitsitrafe von längerer als ein- 
jähriger Dauer und mo gegen Unteroffiziere Degradation zuläffig 
iſt). Sie bewirkt von Rechtswegen den Berluft der Dienftitelle 
und aller dur den Dienft als Offizier erworbenen Anfprüde, jo: 


1) Berordn. über die Ehrengerichte v. 2. Mai 1874 8. 51 Ziff. 6. 

2) Diefe Worte beziehen fih auf die Anordnung im $. 32 Abj. 2 des 
Benjionsgejeges v. 27. Juni 1871, daß PBenfions-Erhöhungen durch rich⸗ 
terliches Erkenntniß nicht entzogen werden können. Vgl. jedoh Koppmann 
S. 109 ff., der darzulegen ſucht, daß $. 32 eit. ſich nur auf bereit3 bezogene 
oder angewiejene Penjionen beziehe. 

3) Mil.Strafgefepb. 8. 32. Verordn. v. 2. Mai 1874 8. 52. Ueber die 
Bollftredung der Strafe vgl. das Militair-Strafvollitredungs-Reglem. vom 
2. Juli 1873 8. 23 (v. Helldorff 1V Abth. 4 ©. 267). 

4) Mil.Strafgejepb. 8. 33. Dagegen verbleibt ihnen die Penſion und 
die Benfionderhöhung. Koppmann ©. 115. 

5) Sie tritt bei joldhen ftrafbaren Handlungen ein, welche einen Mangel 
an ehrliebender Gefinnung nicht zur Borausjegung haben. Vgl. Motive zum 
Wil Strafgejegb. ©. 71. 

6) Mil,Strafgejepb. 8. 34. Eine Aufzählung dieſer Fälle giebt Kopp⸗ 
mann a. a. O. ©. 116—119, 
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weit diefelben durch Richterfpruch aberfannt werden können '), in 
gleichen die Verwirkung des Rechts, die Offizieruniform zu tra: 
gen; dagegen ift der Verluſt des Dienfttitel® mit dieſer Strafe 
nicht verbunden ®). Gegen penfionirte Offiziere, welche das Recht 
zum Tragen der Offizieruniform baben, ift ftatt auf Dienftent: 
laffung auf Verluft dieſes Rechtes zu erfennen ?). 
| Der Dienftentlaffung Traft gerichtlichen Urtheils fteht binfidt: 
ih der Wirkungen gleih die Entlaffung mit ſchlichten 
Abſchied auf Grund eines ebrengerichtlihen Sprudes, welcher 
auf ſchuldig der Verlegung der Standesehre lautet ?). 


II. Das Dienftverhältuiß der Kapitulanten. 


1. Unter Kapitulation verfteht man einen fchriftlichen Vertrag 
zwifchen einem Truppenbefehlshaber oder einer Militairbehörd: 
und einem militairdienftfähigen Mann, durch welchen der Iegtere 
fih verpflichtet, nach erfüllter aktiver Dienftpflicht noch eine gewiſſe 
Zeit im aftiven Dienft zu verbleiben, wogegen ihm die mit feiner 
Dienftitelle gejeglih und reglementsmäßig verbundenen Einkünfte 
und andere Vortheile zugefichert werden. Daß dieſe Dienftitell 
eine Unteroffiziers- oder Sergeanten-Stelle jei, it durchaus nidt 
erforderlih. Auch zu einem verlängerten Dienft als gemeiner 
Soldat kann man fi) verpflichten; es werden ſolche Verträge ab: 
geſchloſſen insbeſondere mit den Mannichaften der Kavallerie, melde 
fih freiwillig zu einem vierjährigen activen Dienft verpflichten; 
fie find ferner früher abgeichloffen worden mit foldyen Soldaten, 
welche als Offiziersburſchen verwendet und in einer ſolchen Stel: 
lung nad Ableiftung der gefeglichen Dienftpflicht beibehalten wur: 
den. Aus finanziellen und milttairifhen Gründen dürfen aber 
nur ſolche Perfonen als Kapitulanten angenommen werden, durch 
welche ein wejentliher Nuten für den Dienſt zu erwarten 
ift und in allen Fällen find Kapitulationen zu ſolchen Yiweden 
und Aufgaben, welche vermittelt der gejetlihen Wehrpflicht er: 


1) Siehe oben ©. 237 Note 2. 

2) Mil.Strafgefebb. 8. 35. Ebenfowenig der Verluft der Orden und Ehren 
zeichen. Auch die Möglichkeit des Wiebereintrittes im ben Mitar 
dient ift nicht von Rechtswegen ausgefchloffen. | 

3) Mil.Strafgejetb. 8. 36. 

4) 8. über die Ehrengerichte 8. 51 Ziff. 5. 8. 52. 53. 
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füllt werden können, zu vermeiden. Als thatfächliche Regel ijt es 
daher allerdings richtig, daß die Kapitulation das Mittel ift, um 
der Armee und Marine den erforderliden Bedarf an Unterof- 
fizieren zu fihern ’). Juriſtiſch begründet aber die Kapitula— 
tion lediglich eine Dienftpflicht, Feine Amtsgewalt; die lektere und 
ale damit verbundenen obrigfeitlihen Befugniffe und vermögens: 
rechtlichen Anſprüche beruhen auf der Ernennung zum Unteroffizier 
oder der Webertragung einer beftimmten Dienititelle. 

2.-Die Beitimmungen über Kapitulationen für die Preußiſche 
Armee find durch Kabinet3:Ordre vom 8. Juni 1876 ?) genehmigt 
worden. Ermächtigt zum Abichluß der Kapitulation ift der Befehls: 
haber eines Truppentheils (Regiment, felbftit. Bataillon, Bezirks: 
fommando) 2); der Kapitulant muß großjährig fein oder — falls er 
bereit vor erreichter Großjährigkeit eine Kapitulation abichließen 
will, die Jchriftlihe und beglaubigte Zuftimmung des Vaters oder 
Bormundes beibringen 9. Er kann die Kapitulation bereit3 vor 
Erfüllung der aktiven Dienftpflicht, ja fogar ſchon bei der Annahme 
oder dem Dienfteintritt abſchließen 5). Der Vertrag muß in allen 
Fällen jchriftlich abgeichloffen werden ®). Kein Truppentheil darf 
mit Kapitulanten eines andern Truppentheils ohne Zuflimmung des 
letzteren behufs Gewinnung derjelben in Verbindung treten und 
er darf mit Mannichaften, welche Truppentheilen oder Inſtituten 
derfelben Garnifon angehört haben, nicht früher eine Kapitulation 
abſchließen als nah Ablauf eines Jahres nah ihrer Entlafjung 


1) Ferner werden Kapitulationen mit tüchtigen Militairmufilern, Lazarethe 
gehülfen, ausnahmsweiſe auch mol mit Oekonomiehandwerkern, geichlofien. 

2) Armee⸗V. Bl. 1876 6.141. Für die Marine find ganz entiprechende 
Beitimmungen eingeführt worden durch Kabin.Ordre v. 29. Auguft 1876. 
RarBB. ©. 149 ff. Für Bayern V. v. 14. Juli 1876. MiL.B.BI. 
5. 438. 

3) Für die Marine find außer den Marinetheilen und ArtilleriesDepotd 
auch die Kommandanten der Schiffe und Fahrzeuge in außereuropätichen Ge- 
wählern und bei längerer Abwejenheit berechtigt, Mannichaften deuticher Ab⸗ 
ſtammung als Rapitulanten einzuftellen. Verf. v. 25. Mai 1873. Marine⸗ 
BB. S. 116. Beftimmungen v. 29. vu. 1876 3 1. 

4) B. v. 8. Juni 1876 $. 7 Ubi. 1 

5) ebendaf. 8. 1 Abi. 2. 8. 6. 

6) ebenda. 8. 2. Die Berhanblung wird von einen Dffizier nach einem 
vorgeichriebenen Schema aufgenommen. 
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von ihrem Truppentbeil, wofern nicht der legtere die Zuflimmung 
zu einer früheren Kapitulation ertbeilt '). 

3. Der SKapitulant ift verpflichtet, mährend der Zeit, 
für welche er den Bertrag abgefchloffen bat, den activen Militair: 
dient ebenjo zu leiſten, wie ihm dies in Erfüllung der gejeglichen 
Mehrpflicht obliegen würde. Die Anwendung der VBorfjchriften des 
Militair⸗Strafgeſetzbuchs, der Strafgerichts-Ordnung, Disciplinar: 
ftrafordnung und aller übrigen die Dienftpflicht vegelnden und ihre 
Erfüllung fihernden Vorſchriften erfolgt auf SKapitulanten gan; 
ebenjo wie auf Mannſchaften, welche ihrer geſetzlichen activen Dienft- 
pflicht genügen 9). Auch Verſetzungen von Kapitulanten können 
nach denjelben Grundjägen, wie die aller übrigen Mannſchaften 
geſchehen ?). Kapitulanten gehören zu den Militairperjonen des 
Friedensftandes vom Beginn bis zum Ablauf oder bis zur Auf: 
bebung der abgefchlofjenen Kapitulation *). 

4. Die Rechte und Anſprüche der Kapitulanten beftim: 
men ſich nicht nach freier vertragsmäßiger Feſtſetzung des einzelnen 
Falles, jondern lediglich nach den gejeglichen und reglementsmäßi: 
gen Vorſchriften über Löhnung, Verpflegung, Ausrüftung, Bellei- 
dung, Quartiergewährung, VBerforgung u. |. w. Sie find daher 
je nach der Dienititelung und Charge des Kapitulanten veridie: 
den 9). Ein Recht zum Unteroffizier ernannt oder weiter beför: 
dert zu werden, bat der Kapitulant nicht, mährend andererfeit3 
ein Wehrpflichtiger ſchon vor Abſchluß einer Kapitulation oder ohne 
diefelbe zum Unteroffizier 2c. ernannt werden Tann ®). 

5. Hinfihtlih der Beförderung der Unteroffiziere 
find allgemeine Beftimmungen durh die Kabin.Ordre vom 


1) ebendaf. 8. 8. 9. 

2) Insbeſondere find im Milit.Strafgejegb. 8. 69 die „gejeßliche” und die 
„übernommene” Berpflihtung zum Dienft Hinfichtlich der Strafe der Fahnen⸗ 
flucht ganz gleichgeftellt. Vgl. ferner 8. 76. 81-88 ebenbaf. 

3) 8. v. 8. Juni 1876 8. 10, 

4) Mil. Geſ. 8. 38 A. 2. 

5) Demgemäß werden die Kapitulanten eingetheilt in Unteroffizier-Rapi- 
tulanten und Gemeinen-Rapitulanten. Bgl. Gelbverpfleg.-Reglement f. ben 
Frieden v. 24. Mai 1877 8. 6. 

6) Die Ernennung zum Unteroffizier erfolgt durch den Regiments-Kom⸗ 
manbeur rejp. den mit der Disciplinargewalt eines folchen auögeftatteten Be- 
fehl3haber. 
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22. uni 1873 getroffen '). Als Grundſatz für das Avance- 
ment ift in diefer Verordnung $ 6 feitgeftellt, daß bei Beförderung 
eines Unteroffizierd zum etatsmäßigen Vice-Feldwebel oder zum 
Sergeanten zunächſt die Anciennetät enticheidet und zwar bei 
der Kavallerie innerhalb des Regiments, bei den übrigen Waffen 
innerhalb der Kompagnie reſp. Batterie 2). Iſt der biernab zu 
befördernde Sergeant oder Unteroffizier nicht ausreichend qualifi= 
zit, fo darf nur der in der Tour nächftfolgende qualifizirte Unter: 
ojfizier befördert werden. Dagegen Tann zum Feldwebel jeder 
hierzu geeignete Unteroffizier ohne Rüdficht auf feine Anciennetät 
befördert werden. 

6. Die Beendigung des Dienftverhbältniffes erfolgt 

a) Durch Ablauf der in ver Kapitulation vereinbarten Zeit. 
In der Regel ift diefelbe auf mindeſtens Ein Jahr feitzufeßen ®). 
Berfonen, welche in eine Unteroffiziersfchule behufs ihrer Ausbil: 
dung aufgenommen werden, müſſen ſich zu einer 4jährigen aftiven 
Dienitzeit nach erfolgter Ueberweiſung an einen Truppentbeil ver: 
pflihten %). Eine Verlängerung der Dienftzeit erfordert den fchrift- 
lihen Abſchluß einer erneuerten Kapitulation 5). Mit Mannjchaf: 
ten, welche unter Doppelrehnung der Kriegsjahre zwölf Jahre und 
länger aktiv gedient haben, ift ein Kapitulationsvertrag nicht mehr 
abzuſchließen. So lange diefelben noch dienitbraudybar find, dür⸗ 
fen fie gegen ihren Willen nur ausnahmsweile, wenn gemichtige 
Gründe vorliegen, und nad ſechsmonatlicher Kündigung aus dem 
Dienft entlaflen werden, nachdem die Genehmigung des General- 


1) Armee-B.81. 1873 ©. 175. Mit den dazu ergangenen Nachträgen, 
Ninifterial-Refcripten u. |. w. abgedrudt bei v. Hellvorff II Abth. 1 ©. 17 fg. 
Für Bayern 2. v. 5. Nov. 1878. Mil.B.Bl. ©. 523. 

2) Unteroffiziere, welche dem Unteroffizier-Korps einer Kompagnie ꝛc. nicht 
angehören, werden nach der Unciennetät im Bataillon, Inſtitut ꝛc. befördert. 
Uebrigens ift c3 den General-Kommando's freigeftellt, auch bei der Kavallerie 
die Beförderung der Unteroffiziere innerhalb der Schwadron ftatt innerhalb 
des Regiments ftattfinden zu laffen. 

3) 8. v. 8. Juni 1876 8. 1. Die Truppentheile können jedoch Kapitu⸗ 
lanten unter Vorbehalt der jederzeitigen Kündigung auf einen Zeitraum von 
hoͤchſtens 3 Monaten annehmen. ebenda 8. 12. 

4) Wehr⸗Ordn. I $. 86 Ziff. 3. Durch eine Entlafjung aus der Unter- 
offizier- Schule wird diefe Verpflichtung gelöft. ebenda Ziff. 6. 

5) 8. v. 8. Juni 1876 8. 4. 

Laband, Reichtſtaalsrecht. LI. 16 
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Kommando’3 hierzu eingeholt worden ift ). Kapitulanten, deren 
Kapitulation während des mobilen Zuftandes oder einer vom 
Kaifer angeordneten außergemöhnlichen Verftärfung ihres Truppen: 
theil3 abläuft, dürfen ihre Entlaffung aus dem Dienft erft bei der 
Demobilmahung oder Weberführung ihres Truppentheils auf den 
Friedensftand fordern ?). 

b) Durch Uebereinkunft zwifhen dem Truppentheil und dem 
Kapitulanten, wenn die häuslichen Verhältniſſe defjelben feine Ent: 
laflung dringend wünſchenswerth machen. Eine folche Weberei: 
kunft bedarf aber der Beitätigung Seitens des Generallommandos’). 

c) Bon Rechtswegen hört das Dienftverhältniß auf durd 
Berurtheilung des Kapitulanten zur Entfernung aus dem Heer: 
oder der Marine. Auf diefe Strafe muß gegen Unteroffiziere und 
Gemeine neben Zuchthaus ftets, neben dem PVerlufte der bürger: 
lichen Ehrenrehhte dann erfannt werden, menn die Dauer dieſes 
Berluftes drei Jahre überfteigt. Auf diefe Strafe Tann erfannt 
werden neben Gefängniß von längerer als fünfjähriger Dauer‘). 
Die Wirkungen diefer Strafe find bei Kapitulanten dieſelben wie | 
bei Offizieren ®). 

d) Die Degradation eines Unteroffiziers 9) und die Verſetzung 
in die zweite Klaffe des Soldatenftandes 7) haben die Auflöfung 
des dur die Kapitulation begründeten Dien ft verhältnifjes zwar 
nicht zur Rechtsfolge; dem Truppentbeil fteht aber die Befugnik 
zu, vor Ablauf der Kapitulationszeit die Kapitulation aufzuheben, 
wenn der Kapitulant zu einer der erwähnten Strafen oder zu 
einer Freiheitsftrafe von 6 Wochen oder zu einer höheren Strafe | 
gerichtlich verurtheilt wird ®). 

e) Durh das Generallommando Tann die Kapitulation vor 
Ablauf der Kapitulationgzeit aufgehoben merden, menn bei fort: 


1) 8. v. 8. Juni 1876 8. 11 in Verbindung mit ber Kab.Orbre v. 22. 
uni 1873 Ausführungs-Beftimmung litt. f. Vgl. Militair⸗Geſee des Deutſchen 
Reichs IT, 2 ©. 283. | 

2) ®, v. 8. Juni 1876 $. 13. | 

3) V. v. 8. Juni 1876 8. 8 litt. b. | 

4) R.Milit.Straf-Gefepb. $. 31. 

5) ebendaj. 8. 32. 

6) ebendaf. 8. 40. 41. 

7) ebenda 8. 3739. 

8) V. v. 8. Juni 1876 8. 3 litt. o. 


8. 89. Die freiwillig übernommene Militairbienftpflicht. 943 


gejebt Ächlechter Führung des Kapitulanten durch das Tängere 
Berbleiben defjelben im Dienft das Intereſſe des Truppentheils 
geihädigt wird !). 

7. Den Hinterbliebenen derjenigen Kapitulanten, welche ver 
dreijährigen gejeglichen Dienftpflicht genügt haben, wird die Löh—⸗ 
nung der Berftorbenen für die Dekade, in welcher der Tod erfolgt 
it, belaffen und für weitere drei Dekaden als Gyadenlöhnung 
gewährt. Weber die Gnadenlöhnung gelten biefelben Regeln wie 
über den Gnadengehalt der Hinterbliebenen von Offizieren ?). 


IV. Da3 Dienftverbältnig derBeamten der Mil: 
tairz und Marine-Bermwaltung. 


Die Beamten der Militairverwaltung ?) find mittelbare, die 
der Marineverwaltung unmittelbare Reihsbeamte, auf welche das 
Reichsgeſetz vom 31. März 1873. anwendbar iſt. Hinfichtlich ihrer 
Rehtöverhältnifie kann daher auf die oben Bd. IS. 37 ff. ge: 
gebene Darftellung vermwiefen werden. Diejelbe bedarf jedoch in 
der Richtung eine Ergänzung, daß diefe Beamten zum Heere reip. 
zur Flotte gehören und deshalb bei ihnen zu dem a. a. DO. erör- 
terten Beamten: Berhältniß noch ein Militair: BVerhältnig 
binzutritt. In Beziehung auf dieſes leßtere Verhältniß zerfallen die 
Deamten der Militair- und Marine-Berwaltung in zwei Klaſſen, 
röämlih in Militair:(Marine-)Beamte und in Cipilbeamte der 
Nilitair-(Marine-)Berwaltung; beide Kategorien gehören zwar zum 
„tiven Heere“ (Flotte), die Militair- und Marinebeamten aber 
find wie die Offiziere und Aerzte des Friedensftandes „Militair: 
perjonen”, mährend die Eivilbeamten der Militair- und Marine: 
verwaltung von den Militairperjonen unterſchieden und als eine 
befondere Kategorie neben ihnen aufgeftellt werden *). 

‚Die Anlage zum Militair-Strafgefegbud) v. 20. Juni 1872 
(RG.Bl. S. 204) erflärt: „Militairbeamte find alle im Heer und 
in der Marine dauernd oder auf Zeit angeftellten, nicht zum Sol- 
datenftande gehörenden und unter dem Kriegsminifter oder Chef 
der Admiralität als Verwaltungschef ſtehenden Beamten, welche 


1) ebendaf. litt. b. 
2) Geldverpfleg.Reglem. v. 24. Mai 1877 5 8, 
3) Ausgenommen in Bayern. 
4) Milit. Gef. 8. 38. 
16 * 


244 8. 89. Die freiwillig übernommene Militairdienſtpflicht. 


einen Militairrang haben. Es macht dabei feinen Unterfchied, ob 
fie einen Dienfteid geleiftet haben oder nicht." Von den in vieler 
Definition hervorgebobenen fünf Merkmalen pallen vier auch auf 
die Civilbeamten der Militairverwaltung; auch fie find „im” Heer 
oder „in“ der Marine angeftellt, da fie ja nad $ 38 des Milit: 
Gef. zum activen Heere gehören; fie find ferner für das Bedürf— 
niß des Heeres oder der Marine — und zwar entweder dauernd 
oder auf Zeit — angeftellt; fie gehören nicht zum Soldatenftande 
und fie ftehen unter dem Kriegäminifter oder Chef der Abmirali- 
tät als Verwaltungschef. Als das charakteriftifche Unterfcheidungs: 
Merkmal zwiſchen den Militairbeamten und den Civilbeamten der 
Militairverwaltung bleibt demnach allein übrig, daß die erfteren 
einen Militairrang haben, die leßteren nicht. Somie hierin 
ber alleinige Unterfchied zwiſchen den Militairbeamten und den 
‘Sivilbeamten befteht, fo bildet andererfjeit3 der Militairrang die 
gemeinſame Eigenſchaft der Perſonen des Soldatenitandes und der 
Milttairbeamten, und da dieſe beiden Klaſſen von Perſonen unter 
der Bezeihnung „Militairperionen” zufanmengefaßt werden ?), jo 
ergiebt fih, daß der Begriff „Militairperfon” identisch ift mit 
„Berfon, melde einen Militairrang hat”. Auf diefen „Militair: 
rang” find auch in der That- alle rechtlichen Unterjchiede zurüd: 
zuführen, melde zwiſchen den Militairbeamten und den übrigen 
Reichsbeamten bejteben. Auf ihm beruht zunädft die Eintheilung, 
welche die angef. Anlage zum Mil.Strafgefegb. unter den Wili: 
tairbeamten madt; indem fie definirt: „Militairbeamte, die im 
Dffizierrange fteben, find obere Militairbeamte, alle anderen Wi- 
litairbeamten find untere Militairbeamte." Eigenthümlich für 
diefen Militairrang ift aber, daß er fein „beftimmter“ zu fein 
braudt; ja es giebt überhaupt gar Feine Militairbeamten mit 
einem „beitimmten" Militairrange mehr, feitvem die Militairärzte 
zu Perfonen des Soldatenftandes erklärt morden find 2). Obwohl 
e3 num vechtlich von der erheblichften Bedeutung ift, ob ein Be 
amter der Militairverwaltung einen Militairrang bat oder nidt, 


1) Mil.Strafgefegb. $. 4 und Mil.Gef. 8. 38. 

2) Dan kann daher jagen: Perfonen des Soldatenflandes find Militair- 
Berfonen mit einem beftimmten Militairrang, Militairbeamte find Militair- 
Berfonen mit unbeftinmtem Militairrang. Dieſer Vegriff des „unbeftimmten 
Militairrangs“ ift aber gewiß Feine juriftiihe Zierde unjeres Militairrechts. 
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fo bat doch weder dag Militair-Strafgefegbuch noch das Militairge- 
je die Beamten angegeben, bei denen das Eine oder das An- 
dere der Fall if. Dagegen ift dem alten „Strafgeſetzbuch für 
das Preußiſche Heer” v. 3. April 1845 als Anlage eine „Claffifi 
fation“ der zum Preuß. Heere und zur Marine gehörenden Mili- 
tairperfonen beigegeben, welche ein Verzeihniß der Militairbeam⸗ 
ten enthält. Bei Einführung jenes Geſetzbuchs im Gebiet des 
Norddeutſchen Bundes durch V. v. 29. Dezemb. 1867 ift biefe 
Hlafiifilation den veränderten Verhältniſſen entjprechend neu rebigirt 
und im Bundes-Geſetzbl. von 1867 ©. 283 ff. publizirt worden. 
Aus diefem Verzeichniß ift im Weſentlichen auch gegenwärtig 
noh zu entnehmen, welche Beamte Militairbeamte find; in einer 
demfelben beigefügten „Anmerkfung” (B. G. Bl. 1867 ©. 289) ift 
ausdrüdlich erklärt, daß „diejenigen Beamten der Militairverwal: 
tung, welche nicht in dem vorjtehenden Verzeichniß sub B. aufge: 
führt find, zu den Militairperfonen nicht gehören“ ?). 
Gemeinfchaftlich für beide Klaffen von Beamten gilt der Rechts⸗ 
ja, daß die Beftimmungen über ihre Zulaffung (Qualififation) und 
über ihre Beförderung für alle Kontingente mit Ausnahme des 


1) Obwohl diefe Beftimmungen in dem Bundesgeſetzblatt verkündet 
worden find, fo wird ihnen formelle Geſetzeskraft dennoch nicht beigelegt, fon- 
dern die Klaffifitation wird lediglich als eine deklaratoriſche Zufammenftellung 
nah Maßgabe der damaligen Organijation des Heeres und der Marine ange- 
iehen, jo daß fie mit Veränderungen der Organifation im Verordnungswege 
von jelbft veraltet. In der That find zahlreiche Veränderungen eingetreten. 
Die wichtigfte ift die, daß die Militairärzte, welche in dem Berzeichni noch 
zu den Militairbeamten gerechnet werben, jeit der Berordn. v. 20. Febr. 1868 
zu den Berjonen des Soldatenjtandes gehören; andere Veränderungen beftehen 
darin, daß Beamte, weldye in.dem Verzeichniß gar nicht aufgeführt find, zur 
Jeit zu den Militairbeamten hinzugetreten find, und daß andererjeit3 Beamte, 
welche in dem Verzeichniß enthalten find, zur Zeit entweder gar nicht mehr 
ernannt oder als Eivilbeamte ber Militatrvermaltung betrachtet werden. Eine 
Bujammenftellung der Militairbeamten findet fi in den Motiven zum Pen- 
ſionsgeſ. Drudi. I Seſſ. 1871 Nro. 96. Ein dem im Mai 1877 beftehenden 
Zuftanbe entiprechendes Berzeichniß enthalten „die Militair⸗Geſetze des Deutfchen 
Reichs“ IV ©. 122. Da es von fehr weitreichenden Nechtöfolgen ift, ob ein 
Beamter zu den Militairbeamten gehört oder nicht, jo ift eine feitere Ab⸗ 
gränzung dieſer Beamtenfategorie gegen die Civilbeamten der Wilitairverwal- 
tung wünſchenswerth. 
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Bayeriſchen vom Kaifer zu erlaffen find’). Im Uebrigen beftehen 
unter den beiden erwähnten Kategorien folgende Unterjchiede: 

1. Die Militair: und Marine: Beamten. 

a) Die von ihnen im Heere oder in der Marine zu leiften- 
‚ ben Dienfte find zwar Teine Dienſte mit der Waffe, immerhin aber 
Militairdienfte, melde dem Organismus des Heeres um 
der Marine eingeordnet find. Die praktiſch wichtigſte und folgen: 
reichfte Conſequenz dieſes Satzes beiteht darin, daß die Militair- 
beamten einen militairifhen Vorgeſetzten haben. Es giebt 
feine Militairbeamten, die nicht einem jolchen untergeordnet wären, 
während e3 nicht mwejentlich ift, daß fie einem höheren Beamten 
unterftellt find. Demnach zerfallen die Militairbeamten wieder in 
zwei Klaffen; in folche, die nur ihren vorgejegten Militairbefehls: 
babern untergeordnet find, und in ſolche, die in einem doppelten 
Unterorbnungsverhältnig ftehen, d. h. die neben ihrem Militair: 
Borgefegten auch noch einen Militair-Beamten zum Vorgeſetzten 
baben. Zu den legteren gehören die Auditeure und Aktuarien, die 
Militairgeiftlichen und Küfter, die Intendantur-Beamten bei der 
Armee und fämmtlide Marine-Beamten ?); alle andern Militair: 
-beamten find ‚nur einem Militair-Vorgefehten unterftellt ®). Aus 
biefem Subordinations-Verhältniß folgt, daß alle Militair: und 
Marine-Beamten hinſichtlich der Disciplin, der Urlaubsertbeilung, 
des Weges für dienftliche Beſchwerden ähnlichen Vorſchriften unter: 
liegen, wie die Perſonen des Soldatenftandes *). 

Ein fehr eigenthümlich complizirter Rechtszuſtand ergiebt fih 
hieraus binfichtlih der Disciplinar-Gemwalt über Militair: 


1) Milit.Gef. 8. 7 Abſ. 1. Ueber bie gegenwärtig geltenden Vorſchriften 
vgl. Frölich I ©.235 ff. Hinſichtlich der richterlichen Militair⸗Juſtizbeamten 
enthält da3 Mil.Geſ. a. a. D. die ausdrüdliche Unordnung, daß dieſelben bie 
Befähigung zur Bekleidung eines Nichteramtes in einem Bundesſtaat erworben 
haben müſſen. 

2) Im mobilen Yuftande «reiten noch eine Anzahl anderer Beamter 
Hinzu, die im Frieden zu den Civilbeamten der Militairverwaltung gehören. 

3) Vgl. die oben citirte „Klaffifitation.” Anmerkung Biff. 1 (Bundes 
Geſetzbl. 1867 ©. 289). 

4) Auch die Verpflichtung, während bes Dienftes in der Regel in dervor 
geichriebenen Dienftuniform zu erjcheinen, Tann bier erwähnt werben. Aus 
führlich hierüber Frölich I ©. 205 ff. | 





L 
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Beamte, indem diejelben zugleich den Vorfchriften des Reichs: 
beamten⸗Geſetzes und denjenigen der Disciplinarftrafordnungen für 
dad Heer beziehentl. für die Marine unterliegen, und zwar in 
folgender Weile. Die letteren Verordnungen kennen die Strafe. 
der Entfernung aus dem Amte nicht; in allen Fällen alfo, in wel: 
hen auf diefe Strafe erkannt werden fol, ift die Einleitung eines 
Verfahrens nah Maßgabe des Reichsbeamtengeſetzes er: 
forderlih und zivar findet rüdfichtlih derjenigen Militair: und 
Marinebeamten, weldhe unter einem Doppelten Unterordnungs- 
verhältniß fteben, mit Ausnahme der richterlichen Yuftizbeamten, 
da3 gewöhnliche Verfahren wie gegen andere Reichsbeamte vor 
den Disciplinarkammern ftatt, dagegen rüdfichtlich derjenigen 
Beamten, welche ausſchließlich unter Militair-Befehlshabern ftehen, 
ift nah dem im Reichsbeamten-Geſetz $ 120 fg. normirten Ber: 
fahren vor den Militair-Digciplinarfo miffionen einzufchreiten ?). 
In Betreff der Verfügung von Disciplinarftrafen aber, melde 
nicht in der Entfernung aus dem Amte befteben, hat das Reichs⸗ 
beamtengejeg $ 123 ſelbſt „die auf jene Beamten bezüglichen be- 
ionderen Beftimmungen” für anwendbar erklärt. Dieje befonderen 
Beftimmungen find in der Disciplinaritrafordnung für das Heer 
(reip. für die Marine) enthalten. Nah 8 1 derjelben unterliegen 
der militairifchen Disciplinarbeftrafung „alle Handlungen ge: 
gen die militairiihe Zucht und Ordnung und gegen die Dienft: 
vorſchriften“ 2); die Miltairbeamten find ſonach einer viel weiter 
teihenden Disciplinarftrafgewalt unterworfen als andere Beamte. 

Hinfichtlih der Vorgeſetzten, welche diefe Disciplinargemalt 
auszuüben haben, und binfihtlih der Strafen, ift nun wieder zu 
unterfcheiden zwiſchen den Militairbeamten, welche in einem doppel⸗ 
ten Unterorduungsverhältniß ftehen, und denjenigen, welche ledig: 
lih einem Militairvorgefegten untergeben find. Weber die in einem 
doppelten Unterordnungsverhältniß ftehbenden Beamten übt der Ber: 
waltungsvorgeſetzte ausschließlich die Disciplinarftrafgewalt aus bei 


1) Bgl. Bb. I ©. 373 ff. 

2) Die noch folgenden Worte: „für welche bie Militairgefege keine Straf⸗ 
beftimmungen enthalten“ find im Frieden rüdfichtlicd der Militairhbeamten 
gegenſtandslos, da auf diefelben im Frieden die Militairitrafgefege überhaupt 
feine Anwendung finden, 
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Verlegung von ſolchen Dienſtvorſchriften, welche die Grundlage ber 
Amtswirffamkeit der Militairbeamten bilden, während alle andern 
zur Disciplinarbeftrafung geeigneten Handlungen folder. Militair: 
-beamten zur Zuſtändigkeit des ihnen vorgefehten Militairbefehle: 
haber8 gehören, unbeſchadet jedoch der Mitauffiht der Vermal: 
tungsvorgefegten über die fittlihe Führung des untergebenen Be: 
amten ). Dagegen fteht die Disciplinargewalt über Beamte, 
welche ausschließlich in einem militairifchen Unterordnungsverhält: 
niß fteben, lediglich den Militairvorgefegten zu und zwar innerhalb 
derfelben Gränzen, wie über PBerfonen des Solvatenftandes ?). 
Soweit die Berwaltungsvorgefehten die Disciplinarftrafgemwalt aus: 
zuüben baben, regelt fich diefelbe nad) dem Reichsbeaiten-Geſetz 
(88. 80-83) ®); foweit die Militairoorgefegten diefelbe handhaben, 
regelt fich dieſelbe nah der Dizciplinarftraforbnung für das Heer 
(reip. die Marine). Pie gilt auch rüdfichtlih der Beſchwerde— 
führung über Disciplinarbeftrafung. Weber folche obere Beamte 
aber, welche unter einem boppelten Vorgeſetzten fteben, darf der 
Militairvorgeſetzte die Strafe des Stubenarreftes nur in der Zeit 
verhängen, während welcher fie nah 8 9 des Milit.Strafgejegbud3 
unter den Kriegsgeſetzen ſtehen *). 

In Betreff der Urlaub3-Ertheilung an Militairbeamte 
finden zwar im Allgemeinen diefelben Regeln wie bei andern Reid}: 
beamten Anwendung °), jedoch mit der Einfchränfung, daß, wenn 
die Kriegsbereitihaft oder Mobilmachung der bewaffneten Madt 


1) Disciplinar-Strafordnung 8. 34. 

2) Die näheren Borfchriften hierüber find enthalten in den 88. 8—20 umd 
33 der Disciplinarftrafordnnung. 

3) Disciplinar-Ordn. 8.35. Das Verhältniß zwiſchen R.B.G. und Dizcipl- 
Ordn. findet einen fehr eigenthämlichen Ausdrud in den mwechjeljeitigen Ver⸗ 
weifungen. Das Beamten-Gef. 8. 123 verweiſt rüdfichtlih der Disciplinar 
beftrafung der Militairbeamten auf die „befonderen Beftimmungen“ d. h. auf 
bie Disciplinarftrafordnung; die letztere verweift im $. 35 rüdfichtlich der Aus— 
übung der Disciplinargewalt Seitens ber Verwaltungsvorgeſetzten ebenfalls 
wieder auf die „bejonderen Beftimmungen“ d. h. auf die 88. 80 fg. des Be 
amtengejebes. 

4) Discipl.Orbn. 8. 382 Abſ. 2. Dagegen dürfen gegen die unteren Mili⸗ 
tairbeamten Arreftftrafen in demfelben Maße wie gegen Unteroffiziere, melde 
das Portepee tragen, von den Militairvorgejegten verhängt werben, 

5) Siehe Bd. J S. 420 fg 
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oder einer Abtheilung derjelben angeordnet wird, mit der Bekannt⸗ 
machung diefer Anordnung jede Urlaubsbewilligung erliſcht). Be⸗ 
amte, welche in einem doppelten Unterordnungs-Verhältniß fteben, 
haben den Urlaub zwar ig der Regel bei dem Berwaltungsvorge: 
fepten nachzufuchen; derjelbe darf den Urlaub aber nur bewilligen, 
wenn der Militärvorgefegte fein Einverftändniß ertheilt hat *). 

Ueber den Dienitweg und die Behandlung von Be- 
Ihwerden gelten für Militairbeamte diefelben Vorfchriften, wie 
für Berfonen des Soldatenftandes mit den in den 88 24—26 ber 
2. v. 6. März 1873 enthaltenen Modififationen °). Insbeſondere 
it dag im II. Abjchnitt der erwähnten Verordn. für Offiziere ıc. 
vorgefchriebene Bermittlungsverfahren den Militairbeamten freige- 
ftelt, aber für fie nicht obligatoriſch. 

b) Die Vorjchriften des Reihsmilitairgefehes 88 39 ff. 
über die befonderen Rechtsregeln für Militairperfonen %) finden 
auh auf Militairbeamte Anmendung mit alleiniger Ausnahme des 
$ 49 Abf. 1, welcher die Suspenfion des Wahlrechts für die Per⸗ 
ionen des Soldatenftandes ausſpricht 5). Ebenfo find Militairbe- 
amte denfelben Ausmanderungsbejchränfungen wie andere Militair: 
perfonen des aktiven Heeres oder der Flotte unterworfen ®). 

c) Das Militair-Strafgefegbud findet im Frieden 
auf Militairbeamte Feine Anwendung ”).. Die Motive zum Ent: 
wur dieſes Geſetzbuches °) begründen dies damit, daß, während 
für die Perſonen des Soldatenjtandes als leitendes Princip bei 
Ausübung ihrer Dienftobliegenbeiten der pünktliche Gehorjam gegen 
den Vorgefegten anzufeben fei, der Militairbeamte dag ihm über: 
tragene Amt nah den Grundjägen feiner Wiſſenſchaft oder nad 


— 





1) 8. v. 2. Nov. 1874 8. 7 Abi. 2. (R. G. Bl. ©. 130.) 

2) Verf. des Kriegäminift. v. 15. Juni 1875 (Armee-Ber.-Blatt S. 128). 
Daſelbſt ift zugleich verfündigt die „Nacdhmeifung der Stellen, melde zur 
Erteilung von Urlaub an Beamte der Militair-Bermwaltung berechtigt find, 
ſowie der Beiträume, für welche Urlaub gewährt werben darf.“ 

3) Armee⸗V.Bl. 1873 ©. 63. 

4) Bol. die näheren Erörterungen bierüber unten 8. 90. 

5) Bgl. Bd. I ©. 525. 

6) RG. v. 1. Juli 1870 8. 15 Abf. 2. Bol. Bd. IS. 172. 

7) Mil.St. G. B. 8. 153. 

8) Druckſachen de Reichſtages 1872 Nro. 5 S. 118 (zu 88. 162. 163 des 
Entwurfs). 


350 8. 89. Die freiwillig übernommene Militairdienftpflicht. 


Verwaltungsgtundfägen oder bejonderen Juftruktionen zu verwal- 
ten babe und deshalb in ftrafrechtlicer Sinfiht im Allgemeinen 


ebenfo behandelt werden müſſe wie der Sivilbeamte, mit melden 
er im Wefentlihen gleiche Berufspflichten habe. Im Kriege fei 
e3 dagegen zur Sicherung der Armee, ſowie zur Erhaltung ihrer 


Schlagfertigfeit und Thatkraft dringend geboten, daß der Militair: 


beamte denjelben Pflichten und ſomit auch denfelben Strafbeitim: 
mungen unterworfen werde, wie eine PBerfon des Soldatenftandes. 
Demgemäß ift im $ 154 a. a. D. angeordnet, daß ein Militair- 
beamter, welcher fih im Felde einer der in dem 1—3, 6 u. 8 
Abſchnitt des I. Titels bezeichneten Handlungen ſchuldig mad, 
nach den dafelbit für Perſonen des Soldatenftandes gegebenen Be: 
ftiimmungen beftraft wird, mit der Modifikation, daß jtatt auf 
Verſetzung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes auf Amts: 
verluft zu erfennen ift ). Andere Pflichtverlegungen, d. h. alfo im 
Frieden alle Berbrehen und Vergehen im Amte, im Felde alle 
nicht militairifhen Delicte der Militairbeamten find nad) 
den allgemeinen für Beamte geltenden Vorſchriften, alſo insbe— 
fondere nad dem Allg. Strafgefegbuch Th. II Abſchn. 28 (88 331 
bis 359) zu beurtbeilen *). 

d) Die Milttairbeamten find der Militair-Gerihtsbar: 
feit und der Militair-Strafgeriht3:-Ordnung unter: 
worfen, und zwar nicht nur in den nad dem Militair-Strafgeleb: 
buch zu beurtbeilenden Fällen, jondern in allen Straffaden ?). 
Ebenfo find Straferfenntniffe gegen Militairbeamte zu vollftreden 
nah Maßgabe des Reglement! v. 2. Zuli 18734). Dagegen fin: 
det die Verordn. v. 2. Mai 1874 über die Ehrengerichte auf Mi: 
Hitairheamte feine Anmendung. 

2. Die Civilbeamten der Militair: und Marine: 
Verwaltung. " 

Obwohl auch diefe Beamten vom Tage ihrer Anftellung bis 
zum Zeitpunkte ihrer Entlaffung aus dem Dienfte zum altiven 


1) Bgl. über die Fälle, in welchen gegen Wilttairbeamte auf Amtsverluſt 
erlannt werben Tann, Mil.Strafgef. $. 48. 

2) Mil.Strafgejebb. 8. 154. 

3) Mil.Strafger.DOrdn. 8. 1 8. 2. — Uusgenommen find Tebiglich bie im 
8. 3 daf. angeführten Kontraventionen. Bgl. unten ©. 258 Note 7. 

4) v. Helldorff IV, 4 ©. 249 fg. ' 
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Heere gehören und die von ihnen zu leiftenden Dienfte zu den Mi- 
litairdienften gezählt werden können, fo find diefelben doch in einer 
ſo loſen Verbindung mit der Organifation des Heeres und der 
Marine und bei ihren amtlichen Gefchäften ift der fpezififch mili- 
tairifde Charakter fo wenig ausgeprägt, daß die Anwendung der 
für Militairperfonen gegebenen befonderen Rechtsvorſchriften auf 
fie nicht als angemeſſen, jedenfalls nicht als erforderlich erjcheint. 

Bon den im Militairgeſetz enthaltenen befonderen Rechtöregeln 
für Militairperfonen findet allein die Beltimmung des $ 41 über 
die Uebernahme von Vormundfchaften auch auf die Civilbeamten der 
Mil.Berw. Anwendung Die Disciplinar-Strafordnung f. das 
Heer (tefp. f. die Marine) ift auf diefe Beamten in feinem alle 
anwendbar, felbft dann nicht, wenn fie einem Militair-Befehlshaber 
dienftlih untergeordnet find '). Dagegen gilt die Berordnung 
v. 6. März 1873 über den Dienftrang und die Behandlung von 
Beihwerden (Armee-V. Bl. 1873 S. 63 ff.) auch für die Civilbe⸗ 
amten der Mil.- und Marine:Berwaltung. Der Militairgerichts: 
barkeit find diefe Beamten nicht unterworfen, ebenfo wenig dem 
Militairftrafgefegbuh und der Militairftrafgerichtsordnung. Eine 
Ausnahme hiervon Tann jedoch in Kriegäzeiten eintreten, da wäh: 
vend eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges alle 
Perfonen, welche fich in irgend einem Dienft: oder Vertrags-Ver-⸗ 
hältniffe bei dem friegführenden Heere befinden, oder fonft fich 
bei demjelben aufhalten oder ihm folgen, den Vorſchriften des 
Nilitair-Strafgefetb., insbefondere den Kriegsgefehen unterworfen 
find ?). Sind diefe Vorausfegungen vorhanden, fo ift zugleich für 
diefe Berfonen der Militairgerihtsftand begründet ®). Werden fie 


1), In diefem Yale Hat zwar ber Militair-Borgefehte eine Disciplinar- 
gewalt, für Ausübung berfelben find aber bie 88. 80—83 des Reichsbeamten⸗ 
Sejepes maßgebend. Bgl. das Reſer. des Preuß. Kriegsminiſt. v. 3. Januar 
1875 bei v. Helfdorff Th. IV Abth. 6 ©. 24 fo. 

2) Mil.St.8.8B. 8. 155. Die Vorfchrift ift alfo nur anwendbar, wenn 
der Krieg bereits ausgebrochen ift — bie Mobilmachung des Heeres allein ge- 
nügt nicht — und wenn ber Beamte fich bei dem Triegführenden Heere befindet. 
leder die entiprechenden Borausfegungen bei ber Marine vgl. Mil.St. G.B. 
88. 164—166. 

3) Mil.St. Gerichts⸗Ordn. 8. 18 Ziff. 1. Bayer. Mil.Straf-Gerichts-Orbn. 
tt. 6. 
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zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt, fo fann das Gericht zugleich 


auf Aufhebung des Dienjtverhältnifjes erkennen '). 


8 90. Einfluß des Militairbienft-Berhältniffes auf andere 
Rechts⸗-Verhüältniſſe. 


In ganz ähnlicher Art wie das Beamten-Verhältniß, jedoch | 
in größerem Umfange, äußert der Militairdienft im Heere und in 
der Flotte einen Einfluß auf andere Rechtöverhältniffe, welche mit 


demfelben in feinem nothwendigen und logiſch gebotenen Zufammen: 
bange ftehen ?). Im Allgemeinen macht es hierbei feinen Unterſchied, 
ob die Militairperfon den Dienft auf Grund des Gefeges leiſtet 


oder ob fie die Dienftpflicht freiwillig übernommen bat; der Militair- 
dienst al3 ſolcher und die mit demfelben verbundene eingreifende 


Beſchränkung der individuellen Freiheit erjcheint als genügendes 


Motiv zur Ausichließung des gemeinen Rechts ‚und zur Anerken 
nung eines jus singulare. Das lettere findet nit nur auf Of- 


fiziere, Kapitulanten und Militairbeamte, jondern auch auf alle 


Wehrpflichtigen Anwendung, während fie im aktiven Heer fih be 


finden. Einzelne diefer Rechtsſätze ftehen aber in jo enger Be: 
ziehung mit dem Beruf und den allgemeinen LZebensverhältnifien, 


daß fie auf Perſonen, melde aus ihrer bürgerlichen Lebensftellun 


zeitweilig zum Militairdienit eingezogen werden, nicht vorübergehend 


Anwendung finden können; fie gelten daher nur für die Militair 


perfonen des Friedengftandes, find dagegen für die Militair- 


perfonen de3 Beurlaubtenftandes, felbft wenn diefelben zum 


aftiven Dienjt einberufen find, unanmwendbar >). 











Die Rechtsmaterien, in denen für Militairperfonen Säße des 
ius singulare befteben, find im Wejentlihen auf biefelben Kate | 


gorien zurüdzuführen, melde oben Bd. I 8 46 binfichtlich der 
Neichsbeamten angegeben worden find; dieſe befonderen Redts: 
regeln betreffen theils die Rechtsverfolgung, theils Eremtionen von 


1) Mil.Strafgefegbud) 8. 156. 
2) Bgl. oben 8. 46. (Bd. IT ©. 495 fg.) 


3) Diefer Unterfchied fällt aber nicht zufammen mit dem Gegenſatz dd 


gejeglichen und des freiwillig übernommenen Militairdienfted; zu den Berjonen 


be3 Friedensſtandes gehören auch die Freiwilligen und auögehobenen Mekruten, 


während biejelben ihre aktive Dienftpflicht erfüllen. Mil.Geſ. 8. 38. 
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allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Laften oder Rechten, theils endlich Be: 
ihränfungen oder Begünftigungen in privatrechtlichen Verhältniſſen. 


1. Befondere Vorſchriften binfihtlid der 
Rechtsverfolgung. 


1. In Strafſachen unterliegen Militairperfonen einer be: 
jonderen Gerichtsbarkeit. Diefelbe jol durch Reichsgeſetz geregelt 
werden ’). Bisher ift die reichögejetliche Regelung jedoch noch 
niht erfolgt und ein übereinſtimmendes Recht im Bundesgebiet 
noch nicht hergeſtellt. Die Militair-Strafgericht3-Ordnung für das 
Preußifhe Heer v. 3. April 1845 ift auf Grund des Art. 61 
der Bundes-Berf. im ganzen Gebiet des Norddeutihen Bundes 
duch Verordnung vom 29. Dezemb. 1867 (8. G. Bl. S. 185), 
in-Südhefien auf Grund der Militairfonvention v. 4. April 1867 
Art. 14 und bei der Errihtung des Deutſchen Reiches in Baden 
eingeführt worden 2); ausgeichloffen wurde ihre Einführung in 
Württemberg ?) und Bayern 4). In Elfaß-Lothringen ift die Ein- 
führung erfolgt dur das Gefeg v. 23. Januar 1872), Es be- 
ſtehen ſonach zur Zeit im Reich drei verſchiedene Militair-Straf: 
gerichts-Ordnungen, die Preußiſche v. 3. April 1845, die Bayerifche 
v. 29. April 1869 ®) und die Württembergifche v. 20. Juli 1818. 
Die Militair-Gerihtsbarkeit umfaßt nicht blos die ſpezifiſch mili- 
tairiichen Delicte, fondern alle Straflachen ?) und fie umfaßt auch 


1) Milit.Gefep 8. 39 Abi. 1. 

2) Reichöverf. Art. 61. Verordn. v. 24. Nov. 1872. R.G. Bl. ©. 401. 

3) Mil.Konvent. Art. 10 Ubf. 3. (8.881. 1870 ©. 660.) 

4) Bertr. v. 23. Nov. 1870. IIT 8.5. R. G. Bl. 1871 ©. 19. 

5) Geſetzbl. f. Eif.-Lothr. 1872 ©. 88. 

6) Diejelbe ift revidirt und von Neuem verlündigt worden buch Berordn. 
v. 6. Rov. 1872. Bayer. Mil.B.Bl. 1872 ©. 458. 

?) Auch die in den 88. 69 und 77 der R.Strafproceß-Drbn. normirten. 
Rah der Preuß. Mil.Strafger. Ordn. 8. 3 find jedoch ausgenommen Kontra⸗ 
ventionen gegen Finanz» und Bolizeigefege und gegen Jagd⸗ und Fifcherei- 
Verordnungen in dem alle, wenn die Kontravention im Gefeg nur mit Geld- 
buße oder Konfisfation bedroht ift. Wenn dagegen auf Freiheitäftrafe erkannt 
werden Tann, fo find die Militairgerichte ausſchließlich Tompetent. — Vgl. 
Hierzu die Verf. des General-Aubitoriat3 v. 10. März 1868 bei v. Helldorff 
W.4. ©. 74. Zu den Kontraventionen gegen Finanzgeſetze im Sinne bes 
3. 3 cit. gehören auch die Boft- und Bortodefraudationen. — Uebereinftimmend 
Bayer. MiL.SL.E.D. Art. 2 Abi. 2. 
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die Bollitredung der gerichtlich erkannten Strafen gegen Militair- 
perfonen. Die letztere ift für die Preußiſche Armee geregelt durch 
das, mittelft Kabin.Ordre genehmigte, fehr ausführlide Militair: 
Strafvollitredungs-Reglement v. 2. Zuli 1873 ?), welches eine ſehr 
bedeutfame und wichtige Ergänzung der Strafgericht3-Ordnung 
bildet. Für die Marine iſt ein Straf-Vollitredungs-Reglement 
durch Erl. vom 4. April 1876 genehmigt worden. 

Die Militairgerichtsbarkeit erjtredt ſich auf alle Militairper: 
onen des Friedensftandes und des Beurlaubtenftandes, fo lange 
biefelben dem aktiven Heere angehören. Inſoweit jedoch Perſonen 
be3 Beurlaubtenitandes auch während der Beurlaubung den Xor: 
Ichriften des Militairftrafgefegbuhs unterworfen find ?), unterlie 
gen diefelben in diejer Zeit auch dem Militairgerichtsftand °). Iſt 
bie ftrafbare Handlung von der Militairperfon, vor dem Eintritt 
in den Dienft verübt worden, jo fteht in dem Geltungsbereich der 
Preußiſchen Milit.Strafger.Ordn. die Unterfuhung und Abur- 


theilung dem Militairgerichte zu, wenn die wahrſcheinlich zu er 


wartende Strafe eine dreimonatlihe (jegt ſechswöchentliche) Ge: 
fängnißftrafe *) nicht überfteigt, und zwar auch dann, wenn bie 
Unterfudung bei dem bürgerlihen Gericht bereits eingeleitet, das 
Erfenntniß eriter Inſtanz aber dem Angefchuldigten vor dem Ein: 
teitt in den Dienftitand noch nicht publiziert iſt. ft Dagegen eine 
längere Sreiheitsftrafe zu erwarten oder das Erfenntniß erfter Ir: 
ftanz vor dem Eintritt in den aktiven Dienft bereits verkündigt, 
jo ift die Kompetenz des bürgerlichen Gerichtes begründet ®). 


1) Daſſelbe ift weder durch die Geſetz Sammlung noch durch das Armen 


Berordnungsd-Blatt verfündigt worden, obgleich das zulegt erwähnte Blatt 
zahlreiche Veränderungen und Erläuterungen enthält (!). Auszugsweiſe abgebrudt 
it es bei v. Hellborff a. a. O. ©. 249 ff. 

2) Bgl. Mil. Strafgefebb. 8. 6. 

8) Preuß. Mil.St. G.O. 8. 6. Zur Competenz ber Militairgerichte ge 
hören demnach Zumiderhandlungen der zum Beurlaubtenftande gehörenden 
Militairperfonen gegen die $$. 68, 69, 101, 113, 126 des Mil. Straf⸗Geſ.Vuchs, 
fowie bie im $. 42 Abf. 2 daſelbſt bezeichneten Fälle. Vgl. Verf. des Gener. 
Auditor. v. 25. Sept. 1872. (v. Helldorff a. a. D. ©. 77.) 

4) Siehe die folgende Note. 

5) Breuß. Mil.Str..D. 8. 9 bi8 11. Dieſe Borfchriften find 
durch das Mil.Straf-Gejeg-B. nicht aufgehoben. E3 wird diel 
übereinftimmmenb vom @eneral-Auditor. in dem Reſer. v. 25. Sept. 1872 und 
vom Kriegd-Minifterium im Reſer. v. 8. Januar 1876 anerlannt, dabei jedoch 
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Nah der Bayerifhen Milit.Strafger.Orbn. Art. 8 und 9 
Iommt es lediglich darauf an, ob gegen die Militairperfon vor 
ihrem Eintritt in den aktiven Dienft von dem bürgerlihen Richter 
oder Staatsanwalt bereit die Strafverfolgung begonnen worden 
it oder nicht; in dem erfteren Falle find die bürgerlichen, in dem 
andern die militairischen Gerichte zuftändig. Nach der Württem⸗ 
giihen Mil.St.G.D. 8 128 fällt die Unterfuhung und Entfchei- 
dung ber vor dem Eintritt in den Militairdienft begangenen und 
ert nad dem Eintritt zur Sprache kommenden Verbrechen und 
Vergehen ohne Einſchränkung den bürgerlichen Gerichten zu. 

Der Militairgerihtsftand bört auf dur Ausſcheiden aus 
dem Militairverhältniß *), gleichviel ob die Löfung des leßteren 
freiwillig oder durch Urtheil erfolgt 2). Mit der Beendigung des 
Militair-Gerichtäftandes hört auch die Befugniß der Militairbe- 
börden zur Strafvollftredung auf; wenn daher das Militair- 
geriht auf Zuchtbausftrafe oder neben einer Freibeitsitrafe auf 
Entfernung aus dem Heer oder der Marine oder auf Dienitent- 
laffung erfannt bat oder wenn das militairiſche Dienftverhältniß 
aus einem andern Grunde aufgelöft wird, fo gebt die Vollfired: 
ung der Strafe auf die bürgerlihen Behörden über ®). Zur Kom- 


ausgeführt, daß der gejebgeb. Wille im 8. 9 cit. dahin geht, den Militairge- 
rihten die Beſtrafung in ſolchen Fällen zu überweilen, in denen die zu ver- 
hängende .Sreiheitöftrafe in einem militairiſchen Arreſt lokale abgebüßt wer- 
den Tann; da nun nah dem Mil.St.G.B. Freiheitäitrafen von längerer als 
ichswöchentlicher Dauer in Militair⸗Arreſtlokalen nicht vollitredt werden können, 
io werden die Unterfuchungen an das Civilgericht in allen Fällen zu über- 
weiten fein, in denen eine Sreiheitäftrafe von mehr ald 6 Wochen zu erwarten 
it, (nicht von mehr ald 3 Monaten). — Beſtätigt wird dies durch die bei 
Bublifation der Strafger.D. im Bundesgeſetzbl. von 1867 dem 8. 9 git. bei» 
gefügte „Anmerkung“ ©. 232. 

1) Die Verabſchiedung der Offiziere mit Benfion gilt nicht ald gänzliches 
Ausſcheiden; fiehe oben ©. 235. 

2) Preuß. Mil.Strafger.Ordn. 8. 16. 

3) Mil.Strafgefehb. 8. 15 Abi. 8. Hierzu Hat der Bundezrath am 
19. Febr. 1875 beichlofjen, daß die Bollitredung der von Meilitairgerichten er- 
Iannten Strafen übergeht auf die Behörden des Heimathsſtaates des Ver- 
urtheiften, wenn entweder die jtrafbare Handlung außerhalb des Bundesgebietes 
verübt worden, ober der Berurtheilte im Gebiet des Heimathzftaates fich auf⸗ 
hält, in andern Fällen auf die bürgerlichen Behörden desjenigen Bundesftaates, 
in deſſen Gebiet die ftrafhare Handlung verübt worden ift. Armee⸗V. Bl. 


256 8.90. Einfluß d. Militairdienft-Berhäftnifies auf and. Rechtsverhältniffe. 


petenz der bürgerlihen Gerichte gehört ferner die Aburtheilung der 
von Militairperjonen begangenen militairifhen oder gemeinen Ber: 
brechen oder Vergehen, wenn die Unterfuhung' erft nad dem gänz 
lihen Ausſcheiden des Angeſchuldigten aus dem Militair-Verbält: 
niß eingeleitet wird !). 

Die Zuſtändigkeit der einzelnen Militairgerichte ift von der 
Staat3angehörigkeit der Militairperfonen unabhängig, fie beftimmt 
fich Tediglih nah dem Militairdienftverhältnig, fo daß 3. B. ein 
Preuße, der feiner Wehrpflicht in einem bayerifhen Truppentbeil 
genügt, dem entfprechenden bayerifhen Militairgericht unterworfen 
ift. Dieſem Grundfah gemäß iſt auch die nach den Militairgejeken 
erforderlihe Genehmigung zur Einleitung eines ftrafgerichtlichen 
Verfahrens, fowie die Beftätigung gerichtlicher, disciplinarifcer 
oder ehrengerichtlicher Urtheile von dem zuftändigen Militairbefehls: 
haber, refp. von dem Kontingentsherrn zu ertbeilen, mithin 
in allen, mit der Preußiſchen Armee verbundenen Kontingenten 


von dem Könige von Preußen, da auf diefen die Rechte der Kon: | 


tingentSherren übergegangen find ?); in den Kontingenten von 
Bayern, Württemberg und Sachen von den betreffenden Landes: 
herrn °). 

Mit diefen in der militairifchen Gerichtsherrlichkeit begründe: 


1875 ©. 73. — Für Württemberg ift ein befonderes Negl. über den Boll 
zug militairgerichtlich erfannter reiheitsftrafen duch die Bürger. Behörden 
erlaſſen. Mil.B.B1. 1873 ©. 53. 1876 ©. 44. 

1) Preuß. Mil.St.G.D. 8. 17. Iſt der THäter nicht entlaffen, fondern 
in den Beurlaubtenftanb übergetreten, fo find die Einilgerichte nur dann zu- 
Htändig, wenn das von ihm während des aftiven Dienftitandes verübte Telict 
zu den nicht militairifchen gehört und auch mit feinem gerichtlich zu betrafen 
den militairiſchen Delict zufammentrifft. ebenbaf. 8. 15. 

2) Eine Ausnahme befteht Iediglich in den Kontingenten von Heſſen und 
Medlenburg, indem hier in denjenigen Fällen, in denen zur Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens oder zur Betätigung eines Erfenntnifjes bie 
Entihließung bed Königs erforderlich ift, Hinfichtlich der Großherzogl. In 
terthanen das Einverftänbniß des Landesherrn eingeholt werden joll; in 
Medienburg jedod dann nicht, wenn das Erfenntniß auf Entlafjung aus dem 
Dienste Tautet. Bol. Heſſiſche Milit.Konv. Art. 14 Abſ. 2. Medien 


burg-Schwerin und Medienburg-Strelig Milit.Konv. Art. 6 Ab. 


2 uud 4. 
3) Ausprüdliche Anerlennung Hat dies erhalten in der Württemb. 
Mil.Konv. Art. 5. 
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ten Befugnifien ift ferner au das Begnadigungsrecht ver- 
bunden. Dasfelbe ftebt aljo bei allen von den Militairgerichten 
erfannten Strafen ſowohl wegen militairifcher als wegen nicht mi- 
litairiſcher Verbrechen und Vergehen dem’ Dienftherrn des Kon: 
tingents zu, ohne Unterjchied, welchem Staate der Berurtbeilte 
angehört. Die Militair-Konventionen enthalten jedoch regelmäßig 
die Zufage, daß die Wünfche der betreffenden Landesherren bin- 
sihtlih ihrer Untertbanen Berüdiihtigung finden werden '). 

Durch die Einführung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes find 
die über die Militairgerichtsbarfeit beftehenden Rechtsſätze unbe⸗ 
rührt geblieben ?). 

2. Huf bürgerlide Recht sſachen der Militairperjonen 
eritredt fich die Militairgerichtsbarkeit nicht; es finden vielmehr 
die allgemeinen Rechtsregeln auch auf Militairperfonen Anmen: 
dung. Der allgemeine Gerichtsftand derjelben bejtimmt ſich daher 
duch ihren Wohnſitz ?). Für die Frage aber, welcher Ort ber 
Wohnſitz einer Militairperfon fei, it die Unterfcheidung nad) dem 
Rehtsgrund der Dienftpflicht von Belang. Durch die Erfüllung 
ver gefeglihen Wehrpflicht wird ein Wohnſitz nicht begründet, Wehr: 
pilihtige behalten daher, während fie im aktiven Dienft fich bes 
Anden, denjenigen Wohnfit, melden fie nach ihren bürgerlichen 
Xebensverhältnifien haben. Der freiwillige (berufsmäßige) Eintritt 
in den Militairdienft dagegen ift maßgebend für die ganze Lebens— 
tellung und alle Rechtöverhältniffe und demgemäß haben ſolche 
Militairperfonen in Anſehung des Gerichtsitandes ihren Wohnſitz 


1) Bgl. Mil.Konvent. mit Baden Wr. 14. Oldenburg Urt. 17. 
Thüringiiche Staaten Art. 8. Anhalt Art.8. Shwarzb.-Sondersh. 
Art. 7. Lippe-Detmold Ar. 7. Schaumburg Ar. 6. Waldeck 
Kt. 5. Baden und Oldenburg ift überdies in den Schlußprotofollen zu 
den Konventionen Art. 8 zugefidert worden, daß das Begnadigungsredht über 
Badiihe reip. Oldenburgiſche Staatsangehörige in Fällen von Berurtheilungen 
wegen nicht militairifcher Vergehen den Großherzogen überlafjen werde. 
sa der Heſſiſchen Milit. Konvent. Art. 14 Abſ. 3 und 4 ift ausbedungen, 
dag in Betreff der Heſſiſchen UntertHanen die Begnadigung wegen aller mili- 
teirifher Vergehen vom Kaifer ausſchließlich, wegen der nicht militairiichen 
Vergehen vom Kaiſer in Gemeinschaft mit dem Großherzog ausgeübt wird. 
Ehenjo die Konventionen mit beiden Medlenburg Art. 6 Abi. 3. 

2) Einf.&ej. 3. Gerichtöverf.Gej. Urt. 7. 

3) Civilprozeß⸗-Ordn. 8. 13. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 17 
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am Garnifonorte, mofern fie überhaupt felbftftändig einen 
Mohnfiß begründen können ). Wenn ein Truppentbeil im Deut: 
ſchen Reich keinen Garnifonort bat, fo gilt in Anfehung des Ge: 
richtsſtandes der lebte deutſche Garntfonort des Truppentheils ala 
Wohnort der zu diefem Truppentheil gehörenden Militairperjonen ?). 
Der dienftliche Aufenthalt einer Militairperfon außerhalb des Gar: 
nifonorte® begründet Teinen Gerichtsſtand für dieſelbe. In Be: 
treff aller Klagen, welche wegen vermögensrechtlicher Anfprüde 
erhoben werden, ift für Militairperfonen, welche nur zur Erfüllung 
ber Wehrpflicht dienen, oder welche Telbitftändig einen Wohnfis 
nieht begründen können, das Gericht des Garnijonorts zuftändig; 
der Garnifonort hat für diefe Perſonen daher diejenige rechtliche 
Bedeutung, welche in bürgerlichen Berhältniffen ähnlicher Art der 
Aufenthaltsort hat). 

Wohl zu unterjcheiden von der Begründung des Gerichtäftan: 
des ift Dagegen die Bedeutung des Wohnſitzes reip. des Garnifon- 
ortes binfichtlih der Frage, welches Recht bei Beurtbeilung der 
Nechtsverhältnifie in Anwendung zu bringen ift (fogen. Statuten: 
lehre). In diefer Hinficht hat weder die Militairgefeggebung nod 
die Juſtizgeſetzgebung des Reiches eine gemeinrechtliche Regel auf: 


geitellt; e3 kommen daher die Vorſchriften der Landesgejege zur 


Anwendung *). In einer großen Anzahl von Militair-Sonventionen 





1) Sivilproz3.ördn. $. 14. Unter welchen VBorausfegungen Jemand 


befähigt ift, felbftftändig einen Wohnfig zu begründen, beitimmt fich nad den 
Borjchriften des bürgerlichen Rechts. 


2) Civilproz.DOrdn. 8. 15. Hierdurch ift 8. 39 Abſ. 3 des Milit.- 


Geſetzes aufgehoben. Auch diefe Beitimmung bezieht fi nur auf die berufs- 
mäßigen Wilitaicperfonen. Bgl. auh Fitting im Archiv f. die civil. Brazis 
Br. 61 ©. 404. 

39) Civilproz Ordin. 8 21. Mil. Geſ. 8. 39 Abf. 2. Für Klagen 
wegen nicht vermögensrechtlicher Anſprüche, insbeſondere für Prozeſſe, melde 


die Berjonenftands-Berhältniffe betreffen, ift der Gerichtäftand des 8. 21 über 


haupt nicht begründet und auch für vermögensrechtliche Klagen ift er nicht der 


ausschließliche, fondern der Kläger hat die Wahl zwiichen ihm umd dem 


allgemeinen Gerichtäftande des Wohnſitzes und den etiva begründeten jpeziellen 
Gerichtsſtänden. Civilproz.Ordn. $. 35. Bol. Endemann ber Deutiche 
Civilprogeß I ©. 262. 


4) Für das Preuß. R. vgl. das Urth. des R.Oberhandelsgerichts v. 10. Okt. 


1873 Entiheidungen Bd. XI ©. 178 fg. In diefer Beziehung ift insbeſondere 
zu erwähnen, daß für bie Oberoffiziere jowie für die Militairbeamten von 
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it übereinjtimmend der Grundſatz anerfannt worden, daß Die per: 
iinlihden Berhältniffe der Militairperfonen durch Verlegung ihres 
Tomicil3 nicht verändert werden ') und daß ihr eheliches Güterrecht, 
die Erbfolge in ihre Berlafienihaft und die Bepormundung ihrer 
Hinterbliebenen fih nah den Rechtsnormen ihrer Heimath 
richtet ?). 
Auch hinſichtlich des Bürgerliden Prozeßverfahrens 
(ausgenommen die Zmangsvollitredung) beftehen für Militairper: 
jonen feine abweichenden Vorfchriften, mit der alleinigen Ausnahme, 
dag die Zuftellungen für einen Unteroffizier oder einen Ge— 
meinen des aktiven Heeres oder der aktiven Marine an ben Chef 
der zunächit vorgeſetzten Kommandobehörde (der Kompagnte, Schwas 
ron, Batterie u. |. m.) erfolgen müſſen, und daß Zuftellun: 
gen an Perſonen, welche zu einem im Auslande befindlichen oder 
zu einem mobilen Truppentheile oder zur Belabung eines in Dienft 
geftellten Kriegsfahrzeuges gehören, mittelit Erſuchens der vorge- 
ſetzten Kommandobehörde erfolgen Fönnen?). 

Zu erwähnen tft ferner, daß zu denjenigen Fällen, in denen 
die Ausfegung des Prozeßverfahrens ftatthaft ift, auch der gehört, 


=-— — 





Iizierdrang des Bayerifchen Heeres ohne Rückſicht auf ihre Garniſon be- 
züglih aller nad) den Gefeben des Wohnſitzes zu enticheidenden Rechtsverhält⸗ 
niiſen das Bayeriſche Land recht als geltendes Recht erflärt ift. Verordn. 
d. 16. Juni 1816. Roth Bayr. Eivilr. I ©. 198. 

1) Bgl. hierzu das Urth. des Reichsoberhandelsger. v. 20. Januar 1877 
Entihdg. Bd. XXII ©. 330 ff. 

2) Bgl. Milit. Konvent. mit Hejfen Urt. 15 Abſ. 1, mit beiden Med. 
lenburg v. 1872 Art. 8. Baden Art. 15 Abi. 1u. 2. Oldenburg 
Art. 18 Abſ. 1. Walded At. 5 Abſ. 3. Lübed Art. 5 Abſ. 3 und 
Ir. 17 Abi. 2. Hamburg Art. 10. 27 Abi. 2. Bremen rt. 8. 35 
Ab). 2. — Dagegen enthalten einige andere Konventionen nur die Erklärung, 
daß die in den betreffenden Staaten garnifonirenden Militairperjonen „den 
dortigen Landesgeſetzen und Rechtsnormen“ unterworfen find. So die Konvent. 
mit den Thüringifchen Staaten 14. Unhalt 4. Shwarzburg- 
Sondersh. 12. Shaumburg-Lippell. Lippe-Detmold 12. 
— Aud in den Verhandlungen des Reichstages über das Militair-Gejep ift 
onerlannt worden, dab die Veurtheilung der Statusverhältniffe fi nach dem 
Recht der Heimath regelt. Stenogr. Berichte 1874 ©. 877 fg. 

3) Eivilproz.Drdn. 8. 158. 184. Die Anordnung des $. 158 beruht auf 
der ähnlichen Vorſchrift des 8. 54 bes Anhangs zur Preuß. Allgem. Gericht3- 
Iron. I Tit. 7 8. 19. 


17* 
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daß eine Partei „zu Kriegszeiten“ im Militairdienfte fh 
befindet ?). | 

3. Das Militairdienftverhältnig bildet da3 Motiv für eine be: 
deutende Anzahl von Sonderbeitimmungen binfihtli der Zwangs— 
vollſtreckung. Diefe Beitimmungen finden nicht nur auf die 
gerichtlihe, fondern auch auf jede andere Art von Zmwangsvoll: 
ftredungen, insbefondere auf die von Verwaltungsbehörden auszu— 
führenden, Anwendung, und da fie nicht im perſönlichen JIntereſſe 
des Schuldners, jondern im Intereſſe des militairiſchen Dienites 
getroffen find, fo haben fie den Charakter des jus cogens um 





fönnen durch Einwilligung des Schuldners nicht aufgehoben ter: 
den ?). Für alle Arten von Erefutionen befteht der Grundiat, 
daß fie gegen eine dem aktiven Heere oder der aktiven Ma 


rine angehörende Militairperfon erft beginnen dürfen, nachdem di: 


porgefegte Militairbehörde davon Anzeige erhalten bat °), und dab 


die Zwangsvollſtreckung gegen eine dem aktiven Heere oder dir 
aktiven Marine angehörende Perſon des Soldatenftandes *) in Ka: 
fernen und andern militairifchen Dienftgebäuden, ſowie auf 


Kriegsfahrzeugen in der Art erfolgen muß, daß das Xol: 


ſtreckungsgericht die zuftändige Militairbehörde um die Zwangs— 
vollitredung erſucht °). 
° Der Pfändung find nicht unterworfen: 


a) Der Sold und die Invalidenpenſion der Unteroffiziere und 
ber Soldaten °); das Dienfteinfommen der Militairperfonen, welche 


zu einem mobilen Truppentbeile oder zur Befagung eine in Dienit 


1) Sivilproz.Ordn. 8. 224. 
2) Militairgefeg $. 45 Abſ. 1. 


3) Eivilproz.Ordn. 8. 673 Abi. 1. Die Militairbehörde ift gejeglih ver- 


pflihtet, dem Gläubiger auf Verlangen den Empfang der Anzeige zu Fe 
ſcheinigen. eod. Abi. 2. 

4) Auf Militair- und Marine-Beamte findet dieſe Vorfchrift demnach 
feine Anwendung. Auch Hierin folgt die Civilproz.Orbn. dem früheren Preuß. 


Recht. Vgl. Kab.Ordre v. 4. Januar 1833 bei dv. Helldorff TH. IV Abth. > 


©. 7 fg. 





5) Eivilproz.Ordn. 8. 699. Für die Mitwirkung des Gerichts werden in 


diefem Falle Gebühren nicht erhoben. Gerichtäfoften-Gejeg v. 18. Juni 1878 


8. 47 Ziff. 18. 
6) Civilproz. O. 8. 749 Biff. 5. 


= 
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geftellten Kriegsfahrzeuges gehören ?); ferner das Dienfteinfommen 
ver Offiziere, Militairärzte, Dedoffiziere, Beamten, ſowie die Pen: 
ion diefer Perfonen nad deren Verſetzung in einftweiligen oder 
tauernden Ruheſtand und der nach ihrem Tode den Hinterbliebe- 
nen zu gewährende Sterbe- oder Gnabengehalt ?). Weberfteigen 
in den zulegt erwähnten Fällen ($ 749 Ziff. 8) das Dieuftein- 
fommen, die Penſion oder die fonftigen Bezüge die Summe von 
1500 Marf für das Jahr, fo ift der dritte Theil des Mebrbe- 
tages der Pfändung unterworfen ®); jedoch find die Einkünfte, 
welche zur Beftreitung eines Dienftaufwandes bejtimmt find %) und 
ver Servis der Offiziere, Militairärzte und Militairbeamten weder 
der Pfändung unterworfen noch bei der Ermittelung, ob und zu 
welchem Betrage ein Dienfteinfommen der Pfändung unterliege, zu 
berechnen °). 

b) Bon der Pfändung find ferner ausgenommen bei Offi: 
jieren, Aerzte, Dedoffizieren und Beamten die zur Ausübung de3 
Beruf3 erforderlichen Gegenftände mit Einfluß anftändiger Klei⸗ 
dung; ſowie ein Geldbetrag, welcher dem der Pfändung nicht un- 
termorfenen Theile des Dienjteinfommend oder der Penfion für 
die Zeit von der Pfändung bis zum nächften Termine der Gehalts: 
oder Penſionszahlung gleichfommt ®). 

ce) Die Haft (zur Erzwingung der Ableiftung des Offenbarungs- 
eides) ift unftatthaft gegen Militairperfonen, weldye zu einem mo: 
bilen Zruppentheile oder zur Bejagung eines in Dienſt geftell: 
ten Kriegsfahrzeuges gehören ’), und demgemäß wird die Haft 
gegen Militairperfonen unterbrochen, wenn diefelben zu einem mo: 
bilen Truppentheile oder auf ein in Dienst geftelltes Kriegsfahr: 
zeug einberufen werden, für die Dauer diejer Verhältniffe ®). Die 


1) ebendaf. 749 2. 6. 

2) a. a. O. Ziff. 8. 

3) Dieſe Beſchränkung findet indeß keine Anwendung bei Alimentenforde⸗ 
rungen der Ehefrau und der ehel. Kinder. a. a. O. 8. 749 Abi. 3. 

4) Dahin gehören 3. B. die Tafelgelder der Generale ꝛc., Equipirungs- 
und Mobilmachhungsgelder u. dal. Vgl. 8.167 des Anhangs zur Preuß. Allgem. 
Ger. Ordn. I Tit. 24 (zu 8. 108). 

5) a. a. D. 8. 749 Abf. 2 und Abi. 4. 

6) a. a. O. 8. 715 Biff. 6 und 7. 

7) ebenda 8. 785 Biff. 2. 

8) a. a. O. 8. 786 Ziff. 2. 
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Bollftredung der Haft gegen eine dem aktiven Heere oder der 
aktiven Marine angehörende Militairperjon erfolgt durch die vor: 
gejehte Militairbehörde auf Erſuchen des Gerichts ?). 

d) Diefelben Vorſchriften gelten für die Vollziehung des per: 
ſönlichen Sicherheitsarreftes, wenn fie durch Haft erfolgt ?). 


I. Ausfhlußvon öffentliden Rechten und 
Pflichten. 


1. Wahlrecht. Für die zum aktiven Heere und zur Ma— 
rine gehörigen Perſonen des Soldatenſtandes ruht die Berechtigung 
zum Wählen ſowohl in Betreff der Reichsvertretung als in Betren 
der einzelnen Landesvertretungen ®). 

2. Vereinsrecht. Den zum aktiven Heere gebörigen 
Milttairperfonen (aljo auch den Militairbeamten) ift die Theil: 
nahme an politiſchen PBereinen und Berfammlungen unter: 
lagt *). 

3. Gewerbefreiheit. Die Militairperfonen des Fri: 
densftandes (aljo nicht die zum Dienft einberufenen Berfonen des 
Beurlaubtenftandes) bedürfen zum Betriebe eines Gewerbes für 
ih und für die in Dienftgebäuden bei ihnen wohnenden Mitglie: 
der ihres Hausftandes der Erlaubniß ihrer Vorgeſetzten, form 
nicht das Gemerbe mit der Bewirtbichaftung eines ihnen gehörigen 
ländlichen Grundftüds verbunden iſt *). Auf die Militairbeamten 

l) a. a. ©. 8. 793. Auch in diefem Falle werden für die Mitwirkung 
des Gerichts feine Koften erhoben. Gerichtskoſtengeſetz 8. 47 Biff. 13. 

2) a. a. D. 8. 812. 

3) Milit. Geſ. 8. 49 Abſ. 1. Uebereinſtimmend Wahlgefeg v. 31. Mai 
1869 8. 2. Vgl. oben Bd. I ©. 525. Das Wahlgeſetz erwähnt ausdrüdiih 
auch die zur Marine gehörenden Perſonen des Soldatenftande. 

4) Milit.Gef. 8. 49 Abi. 2. Daraus, daß fich dieſes Verbot auf die Per- 
jonen des Beurlaubtenftandes nicht erftredt, folgt, daß dieſelben wegen einer 
Theilnahme an polit. Vereinen und Verjammlungen weder militairgerichtlid 
noch disciplinarifch verfolgt werben können; ein ehrengerichtliches Ter 
fahren gegen Offiziere des Beurlaubtenftandes wegen ihres Verhaltens in polı- 
tifchen Vereinen und Berfammlungen ift jedoch keineswegs ausgejchloffen. Un⸗ 
berührt von der Borfchrift des 8. 49 bleiben ferner die Beitimmungen in 
8. 101 und 8. 113 des Militair⸗Strafgeſetzbuchs über die Verſammlungen von 
Perjonen des Soldatenftandes behufs Berathung über militairifche Angelegen- 
heiten, Einrichtungen u. j. w. 

5) Mil.Sef. 5. 43. Zu bemerken ift hierbei, daß dag Militairgejep feine 
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und auf die Givilbeamten der Militair- und Marine-Berwaltung 
finden außerdem die Vorſchriften des 8 16 des Reichsbeamten⸗ 
Gefeges Anwendung !). Die Perſonen des Beurlaubtenjtandes 
iind von diefen Beichränfungen ausdrüdlih ausgenommen °). 

4. Gericht Sdienſte. Die dem activen Heere angehören: 
den Militairperfonen werden weder zu dem Amte eines Schöffen 
no zu dem eines Geſchworenen berufen °). 

5. Bormundfhaften. Die Militairperfonen des Frie- 
densſtandes und die Civilbeamten der Militairverwaltung find von 
der gejeglichen Verpflichtung zur Uebernahme von Bormundichaf: 
ten befreit. Wenn fie freiwillig Bormundichaften übernehmen wol: 
len, jo müſſen fie die Genehmigung ihrer Vorgeſetzten einholen *). 

6. Bermwaltungsdienfte in Kommunal: und Kir— 
benämtern. Eine Befreiung der Militairperfonen des aktiven 
Heeres von der Webernahme diejer Aemter ift reichsgeſetzlich nicht 
anerkannt; es fommen in diefer Beziehung daher die landesgeſetz⸗ 


Ausnahme Hinfichtlih der Mitglieder des Sanitäts⸗Korps und der Roßärzte 
madt; für die Ausübung der Civilpraxis bedürfen diejelben daher — dem 
Gejete nad — ebenfalld der Genehmigung ihrer Borgefeßten. Das Gleiche 
gilt von Militair⸗Muſikern, welche gewerbemäßig Muſik machen. 

1) Siehe oben Bd. I ©. 431. 432. 

2) Wehrgef. 8. 15. Mil.Gel. 8. 61. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 34 Hilf. 9. $. 85 Abf. 2 Diefe Beftimmungen 
inden auch auf Offiziere 3. D. Unmwendung. Die Preuß. V. vom 3. Januar 
1849 8. 63 Ziff. 4 befreite vom Geichworenendienit „die im aktiven Dienit 
befindlichen Deilitairperfonen.” PDemgemäß nahm das Kriegsminiſt.Reſer. 
v. 4. Aug. 1861 (v. Helldorff Th. IV Abth. 5 S. 21) mit Recht an, das die 
z. Dispof. geftellten Offiziere, da ſich diejelben nicht im aktiven Dienft befinden, 
zum Gefchworenendienft verpflichtet find. Das Neichögejeb befreit von dem⸗ 
jelben aber alle dem aktiven Heere angehörenden Militairperjonen, und 
dieje Beftimmung umfaßt die 3. Dispofition gejtellten (alſo niht verab- 
idiedeten oder zum Benrlaubtenftande verjegten) Offiziere mit. gl. 
oben S. 232. 

4) Mil.Geſ. 8. 41. Bol. Hierzu die Kab.DOrdre v. 8. Aug. 1876, welche 
anordnet, daß dieſe Genehmigung Seitens derjenigen Generale und Stabs⸗ 
offiziere, welche fich in einer Immediatſtellung befinden, bei dem Könige un- 
mittelbar nachgeſucht, dagegen Seitens der übrigen Generale und Stab3offiziere, 
ebenfo wie von allen anderen Militairperfonen bei der zunächſt vorgefegten 
Ritairbehörde beantragt und geeigneten Falls ertheilt werden ſoll. — Die 
Geltung diejer Kab. Ordre ift auf die Marine ausgedehnt worden durch Verf. 
v. 30. September 1876 (Marine-B.Bl. ©. 172.) 
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lihen Vorjhriften zur Anwendung. Durch die legteren find Mi: 
litairperfonen des aktiven Dienftitandes regelmäßig entweder von 
der Berufung zu ſolchen Aemtern ganz ausgeſchloſſen oder von der 
Berpflihtung zu deren Führung befreit. Inſoweit folche Aemter 
Militairperjonen der erwähnten Art übertragen werden können, 
bedürfen die legteren zur Annahme derjelben der Genehmigung 
ihrer Dienftvorgejetten '). 

7. Steuerpflicht. Die Beiteuerung der Militairperjonen 
richtet fich nach den Landesgeſetzen; eine doppelte Beſteuerung der: 
felben in verfchiedenen Staaten ift durch das Reichsgeſetz v. 13. 
Mai 1870 ausgeihloffen ?.. Nah 8 4 diefes Geſetzes dürfen Gr: 
halt, Penſion und Wartegeld,, welche Militairperjonen und Givil- 
beamte, ſowie deren Hinterbliebene aus der Kalle eines Bundes— 
ftaate3 beziehen nur in demjenigen Staate befteuert werden, wel: 
her die Zahlung zu leiften hat. Da aber die gefammten Koften 
des Heeres und der Marine von der Reichskaſſe bejtritten werden, 
fo ift diefe Vorjchrift im Mllgemeinen unanwendbar ?). Es kommt 
daher der im $ 2 Abi. 3.ausgefprodene Grundſatz zur Anwen 
bung, daß die in Reichs- oder Staatsdieniten ftehenden Deutice 
nur in demjenigen Bundesftaate beiteuert werden, in welchem fie 
ihren dienftlichen Wohnfig haben, d. i. für Militairperfonen ibr 
Garniſonort 9). 

Im Vebrigen gelten für Militairperjonen folgende Steuer: 
Privilegien: 


1) Mil.&ef. 8. 47. 

2) 8.0.81. 1870 ©. 119. Das Geſetz ift im ganzen Reichsgebiet einge: 
führt worden; in Baden, Südheffen und Württemberg durch die Verfaſſungs 
bündniffe, in Bayern dur das Reichsgeſ. vom 22. April 1871 8. 2. 11, in 
Elſ.⸗Lothringen durch das Neichögefep v. 14. Jan. 1872. 

3) Ausgenommen find diejenigen Offiziere & Ja suite, Adjutanten, Stadt- 
Kommandanten 2c., welche bie Bundesfürften ernennen und auf eigene Koften 
oder aus Landesmitteln befolden. Vgl. Mil.Konv. mit Heſſen Art. I Abi. 1. 
Medlenburg Art. 12 und von 1872 Art. 11. Baden Urt. 6 Abi. 1. 
Oldenburg Art. 6 Abi. 1. Thüring. Staaten von 1867 Urt. 11 (1873 
Art. 11). Anhalt Art. 11. Shwarzburg-Sondersh. von 1867 Art. 5 
(1873 Art. 9). Lippe von 1867 Art. 8 (1873 Art. 9. Schaumburg 
Ur. 8 Walded Urt. 6. 

4) Eine Ablommandirung nad) einem andern Orte, die länger als 6 Monate 
dauert, ift jedoch einer Berjegung gleich zu achten. Bol. Reſer. des Preuß. 
Finanz⸗Miniſters v. 4. März 1877 8. 8. (v. Helldorff IV Abth. 5 ©. 40) 
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a) Hinfichtlih der Staatsftenern. Das Militaireintom- 
men der Perſonen des Unteroffizier: und Gemeinenftandes, ſowie 
für den Fall einer Mobilmahung das Militaireinfommen aller An: 
gehörigen des aftiven Heeres ift bei der Veranlagung bezw. Er: 
bebung von Staatsfteuern außer Betracht zu laſſen )y. Für bie 
Befteuerung des Militaireinfommens der Offiziere und der andern 
im Offizierdrang ftebenden Militairperfonen, ſowie für die Be: 
tteuerung des aus andern Quellen berfliegenden Einkommens ſämmt⸗ 
liher Militairperfonen enthält die Reichsgeſetzgebung Feine Vor: 
ihrift 2); ebenfo ift die Seftftellung eines amgemefjenen Steuer: 
nachlaſſes für die Unteroffiziere und Gemeinen des Beurlaubten: 
ſtandes und deren Famlilien für die Monate, in welchen jene fi 
im aktiven Dienft befinden, der Landesgeſetzgebung überlafien °). 

b) Hinfihtlihd der Kommunalfteuern enthält zwar weder 
da3 Reihsmilitairgefet noch ein anderes Reichsgeſetz eine Anord— 
nung ©), deſſen ungeachtet beiteht aber in dem größten Theile des 
deutihen Bundesgebietes eine gleichmäßige meitreichende Befreiung 
der Militairperfonen von den Gemeinde:, Kreis: und andern Kom: 
munalfteuern. Auf Grund des Art. 61 der Berf. des Nordd. 
Bundes, welcher die ungefäumte Einführung der gefammten „Preu: 
ßiſchen Militairgeſetzgebung“ im ganzen Bundesgebiete vorjchreibt, 
wurden nämlich durch Verordnung des Bundes-Präfidiums vom 
22. Dezemb. 1868 die in Preußen geltenden Vorfchriften über die 
Heranziehung der Militairperfonen zu Kommunalauflagen im gan- 


1) Mil.Geſ. 8. 46 Abi. 2. Auch die Militair- Konventionen enthielten be- 
teit3 durchweg die Beftimmung, daß das Dienfteinfommen der Militairperfonen 
unter Offizierrang überhaupt nicht, weder zu Staatd- noch zu Gemeindezweden 
beiteuert werden darf. 

2) Gegenwärtig befteht in diefer Hinficht eine fehr große Mamigfaltigleit 
der ftenergejeglichen Anordnungen. Cine Zuſammenſtellung einiger der wid 
tigiten Partikulargeſetze hierüber findet fi in den Motiven zum Mil.Geſetz 
©. 44. (Drudiadhen des Reichstags I Seil. 1874 Nro. 9.) 

3) Diefe Beftimmung des Mil.Geſ. $. 46 findet fich bereit3 wörtlich in 
jämmtlichen Militair-Konventionen, welche im Jahre 1873 gejchloffen worden 
iind. Für Preußen vgl. das Geſetz über die Klaffen- und Einkommenſteuer 
dv. 25. Mai 1873 Art. 13. 5 und Art. II. (Gef. ©. 213.) 

4) Der von der Regierung vorgelegte Entwurf des Militairgejeßed ver- 
judte zwar die freiheit der Militairperfonen von den Kommunalfteuern zur 
jormellen Anerkennung zu bringen, der Reichstag verweigerte aber feine Zu- 
fimmung. GStenogr. Ber. 1874 ©. 886 ff. 890 ff. 
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zen Gebiet des Norddeutfhen Bundes, foweit fie in demſelben 
noch nicht Geltung hatten, eingeführt 1). Die Rechtsgültigkeit diefer 
- Berordnung wurde zwar fofort und von vielen Seiten beftritten ?), 
von der Bundesregierung aber aufrecht erhalten. Die Entjchei: 
dung der Frage hängt theoretifch lediglich davon ab, ob man unter 
dem Ausdrud „Militairgejebgebung” auch die Vorſchriften über 
Veranlagung und Erhebung von Kommunalfteuern binfichtlich der 
Militairperionen mitbegreifen Tann. Da der Ausprud „Militair: 
geſetzgebung“ eine feit beftimmte technifche Bedeutung nicht hat und 
die Protokolle und Reichſstags-Verhandlungen über den Entm. der 
Norddeutſchen Bundesverf. eine Erläutetung des Umfangs dieſes 
Begriffes nicht enthalten, fo läßt fi eine zweifelloſe und unbe: 
dingte Beantwortung diefer Frage nicht gewinnen; nad dem Wort: 
finn und gewöhnlichen Sprachgebrauh mird man allerdings ge: 
neigt jein, den Ausdrud auf die Steuergejehgebung nicht aus 
zudehnen, wie ja auch fein Verſuch gemacht wurde, die Vorſchrif— 
ten des Preuß. Rechts über die Heranziehung der Militairperfonen 
zu den Staat3fteuern im Wege der Präfidialverordnung auf 


das Bundesgebiet auszudehnen. Thatfählih ift jedoch die Ber: 


ordn. v. 22. Dezemb. 1868 im Gebiet des ehemal. Nordd. Bun: 
des in Geltung geblieben und durch die Militair-Konventionen °) 
tit ihr diefe Geltung bis zu einer Regelung im Wege der Reiche: 
geſetzgebung auch rechtlich gefichert worden; auf Grund der Mili- 
tairkonventionen ift außerdem im ganzen Gebiet des Großherz. 
Heffen und in Baden die Freiheit der Militairperfonen von Kom: 
munalfteuern in demjelben Umfange, in dem diefelbe in Preußen 
beſteht, gejeglih anerkannt worden *). 


1) 8.6.81. 1868 ©. 571. gl. hierzu oben ©. 20 fg. 

2) Insbeſondere auch im Neichdtage des Nordd. Bundes. Vgl. Stenogr. 
Berichte 1869 ©. 220 ff. 1117 F. 

3) Medlenburg v. 1868 Art. 9. (In Medienburg beftand bereit! 
gejeglich für das Großherz. Militair Freiheit von Rommunal-Abgaben.) Ol⸗ 
denburg Art.18. Thüringen Art.13. Anhalt Art 13. Shmwarzb- 
Sondershaufen Art. 11. Lippe-Detmold Ad. 11. Schaum 
burg-Lippe Art. 10. Walded v. 24 Nov. 1877 Urt. 10. Lübed 
Art. 5 Abf. 4. Hamburg $. 10. Bremen $. 8. An allen diefen Kon 
ventionen ift übrigens die Steuerbefreiung nur denjenigen Militairperjonen 
zugefichert, welhe nihtUnterthanen des betreffendenStaates 
find. 


4) Diefe Konventionen find von den Ständen ber beiden Großherzog" . 
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In Bayern, Württembergund Elſaß-Lothrin— 
gen ift Dagegen das Preuß. Recht nicht zur Einführung gelangt. 

Nah den Vorſchriften des Preuß. Rechts find die ſervis— 
berechtigten Militairperfonen des aktiven Dienftftandes, ſowohl 
binfichtlich ihres dienftlichen als Jonftigen Einfommens, voll- 
ſtändig befreit von allen direkten Kommunalauflagen, ſowohl 
der einzelnen Stadt: und Landgemeinden, als der weiteren kom— 
munalen Körperichaften und der Kreis:, Kommunal: und Provin⸗ 
zialverbände, Ausgenommen find die auf den Grundbefig oder das 
ftebende Gewerbe oder auf das aus dieſen Quellen fließende Ein: 
fommen gelegten Kommunallaften, zu dem die Militairperio: 
nen herangezogen werden fünnen, falls fie in dem Kommunal: 
bezirt Grundbefig haben oder ein ftehendes Gewerbe betreiben '). 
Demgemäß erftredt fi) die Steuer-Befreiung nicht auf das Ein- 
kommen der Militairärzte aus einer Givilpraris. Die mit Ruhe— 
gehalt oder mit Penfion zur Dispofition geftelten Offiziere find 
von allen direften Kommunalauflagen befreit binfichtlich ihrer Ge: 
halts- und jonftigen dienftlichen Bezüge; die verabichiedeten Be⸗ 
amten und Militairperfonen binfichtlih ihrer aus Staatsfonds 
oder fonftigen öffenilihen Kaflen zahlbaren Penſionen und laufen: 
den Unterftügungsbezüge ?). 

c) Sleihmäßig für Staatäfteuernund fommunal: 
Abgaben befteht die reichögefeglihe Vorfchrift, daß diejenigen 
Begünftigungen, melche nach der Gefebgebung der einzelnen Bun- 


thümer genehmigt und orbnungsmäßig verkündigt worden. Heſſiſche Kon. 
v. 13. Juni 1871 Art. 15 Ubi. 3. Badiſche Konv. Art. 15 Abi. 3. 

1) Sachlich übereinftimmend beftimmt die Badiſche Mil.Konv. Art. 15, 
daß die Offiziere 2c. von Sommunal-Abgaben befreit find, foweit dieje nicht 
don Grund-, Häujer:, Gefäll- und Gemwerbefteuerfapitalien entrichtet werden. 

2) Dieſe Beitimmungen beruhen in Preußen auf folgenden Geſetzen: Für 
die älteren Zandestheile auf dem Geſetz v. 11. Juli 1322 (Geſ. Samml. ©. 184); 
für Sranff. a. M. auf dem Gemeindeverfaflungs-Gef. v. 25. März 1867 8.11 
(Geſ.Samml. S. 403); für die übrigen im Jahre 1866 erworbenen Landes» 
theile auf der V. dv. 23. Septemb. 1867 (Geſ. Samml. ©. 1648). Die legtere 
it abgedrudt mit der V. v. 22, Dez. 1868 im Bundesgeſetzbl. 1868 ©. 572. 
Die Vorſchriften dieſer Gelege find aufrecht erhalten morden durd) die Kreis— 
ordnung d. 13. Dezember 1872 8. 6 und 8. 18 und durch die Provinzialord- 
nung vom 29. Juni 1875 (Geſ.S. ©. 335) $. 5. 107. — Ein Erfenntn. des 
Badischen VBerwaltungsgerichtähofes v. 25. Okt. 1879 führt aus, daß in Baden 
die penfionirten Offiziere 2c. von ben Gemeindefteuern nicht befreit find. 
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desftaaten den Hinterbliebenen von Staatsbeamten binfichtlicy der 
Befteuerung der aus Staatsfonds oder aus öffentlichen Perfor: 
gungskaſſen denfelben gewährten Penſionen, Unterjtügungen oder 
fonftigen Zumendungen zuftehben, auch zu Guniten der Hinter: 
bliebenen von Militairperfonen binfichtlich der denſelben 
aus Reichs- oder Staatsfonds oder aus Öffentlichen Verjorgungg: 
kaſſen zufließenden gleihartigen Bezüge Anwendung finden "). 

8) Endlih find hier die Bortovergünftigungen zu er 
wähnen, welche den Berfonen des Militairftandes und der Kriegs: 
marine bewilligt find ?). 


II. Bejfondere Borjhriften Hinfihtlid der 
Rechtsgeſchäfte. 

1. Eheſchließung. Die Militairperſonen des Friedens⸗ 
ſtandes bedürfen zu ihrer Verheirathung der Genehmigung ihres 
Vorgeſetzten ?). Daſſelbe gilt von den vorläufig -in die Heimath 
beurlaubten Rekruten und Freiwilligen %). Dagegen find die übri- 
gen Perſonen des Beurlaubtenitandes rüdjichtlih ihrer Verhei— 
rathung einer gejeglihen Beſchränkung nicht unterworfen °). Dieje 
Vorſchriften find aufrecht erhalten im Reichsgeſ. v. 6. Februar 
1875 über die Eheſchließung 8 38. Dffiziere haben die Exrtheilung 
der Genehmigung jowohl in der Preußiichen, wie in der Baper. 
MWürttembergifhen und Sächſ. Armee bei ihrem Könige nachzu⸗ 
ſuchen ®). Nach den gegenwärtig in Preußen geltenden Anordnun: 
gen darf die Genehmigung zur Verheirathung eines Offizierd vom 
Hauptmann oder Rittmeifter II. Kl. abwärts nur dann nachgeſucht 
werden, wenn der Nachweis geführt ift, daß der Offizier neben 
feiner Befoldung ein Einfommen von 250 Thlr.; 450 Thlr. reſp. 
600 Thlr. jährlich bat’). Außerdem müſſen alle aktiven und z. 


I) Mil.Gef. 8. 48. Eine gleichlautende Beftimmung enthält dag Reid? 
beamtengejeß 8. 19 Abf. 2. (R.G.Bl. 1873 ©. 64.) 

2) Vgl. oben Bd. Tl ©. 342. 

3) Mil.Geſ. 8. 40. 

4) Mil.Gef. 8. 60 8. 4. Die Genehmigung wird die ſen Perſonen vom 
Landwehr⸗Bezirks⸗Kommandeur ertheilt. Wehr-Ordn. I 8. 79 Ziff. 3 Abi. 2. 

5) Wehrgeſ. 8. 15. Mil.Gef. 61. Ebenſowenig die Offiziere zur Dispo). 
Kab. Ordre v. 26. Aug. 1871. (ABB. S. 265 und Marine⸗V. Bl. ©. 115.) 

6) Vgl. f. Preußen Ullgem. Landr. II, 1 8. 34 und Hinfichtlich der Aerzte 
die V. v. 6. Yebr. 1873 8. 38 fg. 

7) Die Grundlage bildet, die Kabinet3-Ordre v. 1. Sept. 1798. Auf ihr 
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D. geftellten Offiziere eine Wittwen-Penſion verfichern ). Unter: 
offiziere und Soldaten haben den Eheconſens durch ihren Kom— 
pagnie-Chef bei dem Regiments-Kommandeur nachzufucden ?); die 
allgemeinen Bedingungen find unbefcholtener Lebenswandel der 
Braut, die Nachweiſung der Mittel zur erften häuslichen Einrich: 
tung und Deponirung eines Kapitals von 100 Thlrn. in die Kaſſe 
des Truppentbeils ®). 

Wenn Militairperjonen eine Ehe eingehen, ohne die erforder: 
lihe Genehmigung erhalten zu haben, fo ift der Mangel der Ge- 
nebmigung auf die Rechtögültigkeit der geſchloſſenen Ehe ohne Ein: 
flug *); die Militairperfon begeht aber eine Pflichtwidrigkeit. An 
Berfonen des Soldatenftandes ift diejelbe gemäß dem Milit.Straf: 
geſetzb. $ 150 mit Feitungshaft bis zu 3 Monaten zu beitrafen; 
zugleih Tann auf Dienitentlaffung erfannt werden. Auf Militair: 
beamte und auf die vorläufig in die Heimath beurlaubten Refru: 
ten und Freiwilligen erftredt fi diejer Paragraph nicht, diefelben 
können daher nur im Disciplinarmege beftraft werden °). 

2. Rechtsgeſchäfte des Vermögensvertehrs. Die 
in den Landesgefegen enthaltenen fingulären Vorſchriften für ver: 
mögensrechtlihe Geſchäfte der Militairperfonen bat das Reichs— 
Nilitairgefeg im Allgemeinen unberührt gelaflen; denn es enthält 
weder eine qusbrüdlihe Aufhebung derjelben noch eine Andeutung, 
daß e8 das Sonderrecht der Militairperjonen binfichtlih der pri— 
vatrechtlichen Verhältnifje in vollftändiger und-augfchließender Weife 
normiren will ?). In Kraft geblieben find daher insbejondere die 


beruben die jegt geltenden Vorſchriften der Kab.Ordre v. 14. März 1850 und 
22. Juni 1852. Bol. v. Helldorff a. a. D. ©. 285 fg. 

1) 8. v. 31. Oftober 1868 und v. 13. Juni 1873 (bei v. Helldorff a. a. 
D. ©. 286 fg.). 

2) Preuß. Allg Landr. II, 1 8. 35. 

3) Kab.Ordre v. 23. Oft. 1826, 11. Nov. 1837, Miniſt. Reſer. v. 30. Juni 
1873. Sämmtlih bei v. Helldorff a. a. 2. ©. 290 ff. Für Bayern vgl. 
die Berordn. v. 14. Dezemb. 1872 $. 1. 12. 13. (Bayer. Mil. V. Bl. 5.532 fg.) 

4) Reichsgeſ. v. 6. Febr. 1875 8. 38. 

5) Auch 8.113 des M.St. G.B. ift unanmwendbar, da man die Eheſchließung 
oßne erlangte Genehmigung nicht als „Widerjegung gegen einen rechtmäßigen 
Befehl in dienftlihen Angelegenheiten“ anjehen kann. Die entgegengejeßte 
Anſicht findet fih in: „Die Militairgefege des Deutichen Reichs“ IL 51. 

6) Bgl. Mandry civilr. Inhalt der Reichsgeſ. ©. 65. 
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Vorſchriften des Preußiſchen Rechts über die Darlehensverträge 
der Militairperjonen ?), über die Aufhebung von Miethäverträgen 
bei Berjegungen und beim Ausrücken der Truppen in's Feld ?), 
über die Verjährung gegen Militairperjonen, welche des Krieges 
wegen ihre Garnifon verlaffen müfjen ). 

Aufgeboben find jedoch die landesgeſetzlich für einzelne Alafien 
von Militairperfonen beftehenden Beſchränkungen binfichtli der 
Erwerbung, Veräußerung und Belaftung von Grundftüden *). 
Außerdem ift bier zu erwähnen, daß die Militairperfonen den An- 
ſpruch auf Zahlung von Dienft-Einkünften, Wartegeldern oder Pen: 
fionen mit rechtlicher Wirkung nur injoweit abtreten, verpfänden 
oder fonjt übertragen können, al3 eine Beichlagnahme im Falle 
einer Zwangsvollitredung zuläffig gemefen wäre °). Die Benadridti: 
gung an die auszahlende Kafje geichieht durch eine der Kalle aus: 
zuhändigende öffentliche Urkunde 9). 

3. Berfügungen von Todesmegen Mle Bor: 
ſchriften der Partikularrechte mit Einfluß des römischen Rechts 
über Soldaten-Tejtamente und über andere erbredhtlihde Privi- 
legien der Militairperfonen find ausnahmslos und im vollen 
Umfang aufgehoben und durch die Vorfchriften des 8 44 des Mi: 
lit.Gefeges erfegt worden’). Die in diefem Geſetz fanctionirten 


1) Allg. Landr. I, 11 8. 678 fi. 700. Vgl. dazu Dernburg Lehrb. 
des Preuß. Privatr. II ©. 436. 

2) Allg. Landr. I, 21 8. 376. 378. Die Aufnahme diefer Bestimmungen 
in das Reichsgeſetz hat der Reichätag abgelehnt. Vgl. Mandry a. a. O. S. 66. 

3) Allg. Landr. I, 9 $. 522. 

4) Mil.Gef. 8. 42. Nach den Motiven (zu 8. 35 ded Entwurfs) follte 
dadurch „eine überlebte Spezialität des Preuß. Militairrechts, Allg. Ldr. II, 
10 88. 27 ff.“, bejeitigt werden; es find ferner aufgehoben die Bejtimmungen 
des Röm. Rechts, welche ähnliche Beſchränkungen enthalten, foferne diejelben 
überhaupt noch partifularrechtlih in Geltung gewejen find. Vgl. Mandry 
a. a. O. ©. 65. 66. 

5) Diefer Umfang beftimmt fich jeßt durch die Vorjchriften der Eivilpro- 
zeß⸗Ordnung. Siehe oben ©. 260 ff. 

6) Mil.Gei. 8. 45 Abi. 2. 

7) Bgl. Mandry a. a. O. ©. 418 und Se ydel in Hirth's Annalen 
1875 Sp. 1485. Die zahlreichen Verfchiebenheiten der Deutſchen Partikular⸗ 
rechte Hinfichtlich des materiellen Teſtaments-Erbrechts find feldftverjtänd- 
lich unberührt geblieben; nur die Brivilegien der Soldaten find befeitigt. 
Eine Abhülfe der Hieraus möglicher Weiſe entitehenden Uebelftände kann erit 
bag Reichscivilgejegbuch bringen. 
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Rechtsregeln haben aber Teinen inneren Zufammenhang mit dem 
militairifhen Dienftverhältniß. Denn fie gewähren die Befug: 
niß, unter beſonders erleichterten Formen legtwillige Verordnungen 
zu errichten, den Militairperfonen und Civilbeamten der Militair: 
verwaltung nur in Kriegszeiten oder während eines Belagerungs- 
zultande8 und nur von dem Zeitpunkte an, wo fie ihre Stand- 
quartiere oder bisherigen Wohnorte im Dienfte verlaflen oder in 
denfelben angegriffen oder belagert werden; unter den gleichen 
Berhältniffen fteht diefelbe Befugniß aber allen Perſonen zu, welche 
nah 88. 155—158 des Milit.Strafgejegb. den Militairgefegen 
unterworfen find, ſowie den Kriegsgefangenen und Geißeln, fo 
lange fie fih in der Gewalt des Feindes befinden; endlich ver: 
lieren privilegierte militairifche legwill. Verfügungen ihre Gültig: 
feit mit dem Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welchem 
der Truppentbeil, zu dem der Teftator gehört, demobil gemadt 
it, oder der Teftator aufgehört hat zu dem mobilen Truppentbeil 
zu gehören oder al3 Striegsgefangener oder Geißel aus der Ge: 
walt des Feindes entlaflen iſt Y). Die Formen, unter denen unter 
den angegebenen Vorausſetzungen legtwillige Berfügungen errichtet 
werden fünnen, find entweder eigenhändige Niederfchrift und Unter: 
Ihrift durch den Teſtator oder Unterzeihnung der Willenserklärung 
durh den Tejtator und durch zwei Zeugen oder jtatt der letzteren 
durch einen Auditeur oder Offizier, oder endlich mündliche Erflä- 
rung des legten Willens zu Protofol, welches von einem Aubi- 
teur oder Offizier unter Zuziehung zweier Zeugen oder noch eines 
Auditeurs oder Dffiziers aufgenommen, dem Teltator vorgeleſen 
und von dem Auditeur oder Offizier und den Zeugen unterjchrie: 
ben it 2). 

4. Berrihtungen der Standesbeamten Im Ans 
ſchluß an die Vorfchriften über die Errichtung legtwilliger Ver: 
fügungen find die befonderen Negeln über die Beurfundung 
des Berfonenftandes von Militairperjonen zu er 


1) Der Lauf der einjährigen Friſt wirb jedoch fujpendirt duch anhal- 
tende Unfähigfeit des Teftators zur Errichtung einer andermweiten legtwilligen 
Berordnung. $. 44 cit. Ziff. 5 Abi. 2. 

2) Eine forgfältige und eingehende Erläuterung des 8. 44, auf welche hier 
der Kürze wegen verwielen wird, findet fi) bei Mandry a. a. ©. 418 big 
425. Bgl. auh Roth Bayr. Eivilr. III 8. 304 ©. 278 fg. 
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wähnen. Das Reichsgeſetz Über die Beurkundung des Perjonen: 
ſtandes und die Eheſchließung v. 6. Febr. 1875 hat im $ TI an: 
geordnet, daß durch Kaiferlihe Verordnung beftimmt werden folle, 
in welcher Weile die BVerrichtungen. der Standesbeamten in Be: 
zug auf ſolche Militairperfonen wahrzunehmen find, welche ihr 
Standgquartier nicht innerhalb des Deutſchen Reichs, oder dasjelbe 
nach eingetretener Mobilmahung verldfjen haben, oder welde fih 
auf den in Dienft geftellten Fahrzeugen der Marine befinden. 
Auf Grund diefer Delegation find folgende Anordnungen erlafien 
worden: | 

a) Die Kaiferl. Verordn. v. 4. November 1875!) betrifft 
die Sterbefälle von Militairperfonen auf den in Dienit ge: _ 
ftellten Schiffen oder andern Fahrzeugen der Kaiferl. Marine; fie 
beftimmt, daß das Kommando des Schiffes eine Urkunde über 
den Sterbefall aufzunehmen und an das zuftändige Marine-Sta: 
tionsfommando einzufenden bat, welches die Anzeige won dem 
Sterbefalle unter Meberfendung der erwähnten Urkunde demjenigen 
Standesbeamten zu erftatten bat, in defjen Bezirk der Verftorbene 
feinen legten Wohnſitz gehabt hat. 

b) Die Kaiferl. Verordnung v. 20. Januar 1879 ?) betrifft 
die Beurkundung der Geburten, Eheschließung und Sterbe: | 
fälle in Bezug auf die zum Heere gehörenden Militairperjonen, 
melde ihr Standguartier nad) eingetretener Mobilmachung verlajien 
baben; fie findet auch Anwendung auf alle diejenigen Perjonen, 
welche ſich während: der Dauer einer Mobilmahung in irgend 
einem Dienſt- oder Vertragsverhältnifie bei dem Heere befinden 
oder ſonſt ſich bei demfelben aufhalten oder ihm folgen, einfchliekl. 
von Striegsgefangenen ?). Bei der Beurkundung von Geburten, 
melde ſich innerhalb des Gebiet? des Deutſchen Reichs ereignen, 
find die allgemeinen gefeglichen Beftimmungen maßgebend ; erfolgt 
die Geburt außerhalb des Reichsgebietes, fo geichieht die Anzeige 
an den Standesbeamten durd Vermittlung des Kommandeurs ber: 
jenigen Truppe oder Behörde, bei welcher fih die Mutter bei ihrer 
Niederkunft aufhielt oder vor ihrer Niederkunft zulegt aufgehalten 


1) 8.6.81. 1875 ©. 313. 
2) R.G.Bl. 1879 ©. 5 ff. 
3) V. v. 20. Januar 1879 $. 2. 
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bt yY. Für die Eheſchließung von Militairperſonen, welche 
ihr Standquartier nach eingetretener Mobilmachung verlaſſen ha— 
ben, gelten die allgemeinen geſetzl. Beſtimmungen, wenn fie inner: 
halb des Gebiet3 des Deutihen Reiches erfolgt, nur ift außer 
den im $ 42 des Geſetzes v. 6. Febr. 1875 genannten zuftändigen 
Standesbeamten aud) derjenige zuftändig, in deflen Bezirk der 
Verlobte feinen augenblicklichen dienjtlichen Aufenthalt bat ?). Da: 
gegen Lönnen die Divifiond-Kommandeure (ſowie die mit höheren 
oder gleihen Befugniffen ausgerüfteten Militairbefehlshaber) für 
Ehefhließungen der ihnen untergebenen Militairperfonen, 
wenn diefelben außerhalb des Gebiets des Deutſchen 
Reichs erfolgen, die Verrichtungen der Standesbeamten einem 
oberen Militairbeamten ?) als Stellvertreter des zuftändigen 
Standesbeamten *) übertragen. Dem Iebtern ift von den Berlob- 
ten die Dispenfation won dem Aufgebot oder eine Beicheinigung 
de3 zuftändigen Standesbeamten über das erfolgte Aufgebot und 
daß Ehehinderniffe nicht zu feiner Kenntniß gefommen find, vorzu- 
legen, worauf derfelbe über die Eheſchließung eine Urkunde auf: 
nimmt, melche die im. $ 54 bes Geſetzes v. 6. Febr. 1875 be— 
timmten Angaben enthalten fol. Auf diefer Urkunde bat der 
Rilitairbefehlshaber (Divifions- Kommandeur), welcher den Stell: 
bertreter beftellt hat, diefe Beftellung zu befcheinigen; diefelbe ift 
alsdann dem zuftändigen (oder einem von mehreren zuftändigen) 
Standesbeamten behuf3 der Eintragung in das Heirathsregiſter 
ju überfenden. Eine Abſchrift der Urkunde wird bei der Militair: 
bebörde aufbewahrt 5). Für die Beurkundung der Sterbefälle 
von Militairperfonen, welche ihr Standquartier nad eingetretener 
Modilmahung verlaffen haben, macht es Feinen Unterſchied, ob 


1) cit. Berordn. 8. 4 Ubi. 1. 

2) a. a. O. 8. 7. 

3) Einem Geiſtlichen oder andern Religionsdiener darf aber dieſe Stell 
dertretung nicht übertragen werden. R.G. v. 6. Febr. 1875 8. 3 Abf. 3. 

4) Buftändig ift in dem Hier in Rede ftehenden Yalle derjenige Standes⸗ 
beamte, in deſſen Bezirk einer der Verlobten feinen biöherigen Wohnſitz oder 
einen gewöhnlichen Aufenthaltsort gehabt Hat, und wenn ein Wohnfig oder 
gewöhnlicher Aufenthaltsort derfelben im Inlande nicht bekannt ift, der Stan- 
desbeamte, in deſſen Bezirk einer der Verlobten geboren ift. Verordn. $. 11. 

5) Vgl. 88. 8—10 der angef. Verordn. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. LIL, 18 
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die Sterbefälle innerhalb oder außerhalb des Gebiet? des Deut: 
ſchen Reichs erfolgen. Die Eintragung in das Sterberegifter er: 
folgt anf Grund einer fchriftlihen dienftlich beglaubigten | 
Anzeige, welche einen Vermerk über die Todesurfadhe enthalten - 
ſoll und welche zu erftatten ift, fobald der Sterbefall und die Per: 
lönlichkeit des Beritorbenen durch dienftliche Ermittelung feitgeftellt 
it). Die Anzeige erfolgt duch den Vorftand der Militairbehörde 
beziehentl. durch den Regiment3:Kommandeur oder den in gleichem 
Verhältniß ftehenden Befehlshaber der Truppe oder durch den 
Kommandeur des betreffenden Erjaßtruppentbeils ®). Sobald die 
Militairperfonen in ihr Standgndrtier zurüdgefehrt find, oder 
nachdem die Truppe (Behörde), zu welcher fie gehörten, demobil 
geworden oder aufgelöft ift, kommen die allgemeinen gefeplichen 
Beftimmungen zur Anwendung ?). | 


8 91. Die Berforgung der Militairperfonen und ihrer 
Hinterbliebenen *). 


I. Allgemeine Geſichtspunkte. 


1. Die Verpflihtung zur Verforgung der durch den Militair: 
bienft invalide oder ermwerbsunfähig gewordenen Perjonen liegt 
allgemeinen Rechtögrundfäßen gemäß demjenigen ob, welchem die 
Militairdienite geleiftet worden find. Da nun ein Militair-Dienft: 
verbältniß zum Reiche, abgefehen von der Marine, nicht beiteht, 
fondern die Armee aus Kontingenten der Bundesftaaten zufammen: 
geſetzt ift, fo richtet ſich auch der Rechtsanſpruch auf Penfion wegen 
geleifteter Militairdienfte nicht gegen das Reich, fondern gegen 
denjenigen Bundesftaat, in deſſen Kontingent die Militairdienftpfliät 
erfüllt worden if. Die Ausgaben für das gefammte Reichsheer 
und deffen Einrichtungen find aber nach der Neichsverf. Art. 62 
volfftändig anf die Reichskaffe übernommen worden; der Reid: 


1) 8. 13a... O. 

2) 8. 14 a. a. O. 

8) 8. 16 a. a. O. 

*) Literatur. Seydlitz dad Militair-Penſionsgeſetz von 1871 er 
läutert. Berlin 1874. Seydel in Hirth’8 Annalen 1875 ©. 53 fg. Ken 
mann das Militair⸗Penſionsgeſetz erläutert. 2. Aufl. Berlin 1878. Bogel 
die Penfionsgejehe für das Neichäheer und die Marine. Bonn 1876. 
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fskus bat ſonach den Einzelitaaten diejenigen Beträge zu über: 
weilen, welche diefelben zur VBerforgung der Militairperjonen (tefp. 
ihrer Hinterbliebenen) aufzumwenden haben und die für diefen Zweck 
ertorderlihen Summen find in den Neichgetat aufzunehmen. Aus 
ver materiellen Uebertragung diefer Koften von den Kaflen der 
Einzelftaaten auf die Reichskaſſe, ſowie aus der im Uebrigen durch— 
geführten Einheitlichfeit der Heeresorganijation und der Armee: 
Einrichtungen folgt, daß auch die Grundfäge über die Berjorgung 
der Militairperjonen für alle Kontingente gleichmäßige und ein: 
beitlih normirte fein müflen. Zu der nach der Verfaflung des 
Nordd. Bundes Art. 61 im ganzen Bundesgebiete einzuführenden 
Preußifhen Militairgefehgebung gehörte deshalb auch das Preußi- 
ide Müitair-Benfionsredt. Dasfelbe berubte in Betreff der Of— 
fiere und oberen Militairbeamten auf dem Militair:-PBen- 
lionsreglement vom 13. Juni 1825, zu welchem zahl: 
"reiche Ergänzungen und Erläuterungen hinzu gefommen find !). 
Im Wege der Gejehgebung geregelt war dagegen die Berjorgung 
der Militairperfonen der Unterflaffen vom Oberfeuerwerfer 2c. ab⸗ 
wärts durch das Geſetz vn. 6. Juli 1865 ?), welches durch Gel. 
v. 9. Febr. 1867 ergänzt worden ift?), und außerdem die Ben: 
tonserhböhung für die im Kriege invalide gewordenen oder 
duch den Militairdienit verftümmelten oder erblindeten Offiziere 
und oberen Militairbeamten, und die Unterftlügung der Wittwen 
und Kinder der im Kriege gebliebenen Militairperfonen desfelben 
Ranges durch Gef. v. 16. DEtob. 1866 *), welches ebenfalls 
duch das erwähnte Gef. v. 9. Febr. 1867 einige Erweiterungen 
erhalten bat. In Betreff der Militairperfonen der Marine 
war dur eine Königl. Kab.Ordre v. 16. Dezemb. 1863 beftimmt 
worden, daß fie binfichtlih der Benfionirung den Militairperfonen 
deg Heeres durchweg gleichgeftellt werden. Die Einführung dieſer 


1) Das Penſionsreglement iſt in der Geſetze Samml. nicht publizirt worden 
und konnte deshalb bis zum Erlaß des Reichsgeſetzes durch Allerhöchſte Kabinets⸗ 
Ordres verändert werben. Eine überſichtliche Zufammenftellung derſelben, fomweit 
fie noch von praktiſchem Intereſſe find, findet fih in „Militairgefebe des 
Deutihen Reichs.“ II. Band. Abſchn. V ©. 143 fi. 

2) Breuß. Geſ.S. 1865 ©. 777 ff. 

3) Geſ.S. 1867 ©. 217. 

4) Geſ. Samml. 1866 ©. 647. 

18* 
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Vorſchriften in den übrigen Staaten des Norddeutſchen Bundes iſt 
nicht durch Präfidialverordnung erfolgt, jondern den einzelnen 


Staaten überlaflen worden. Vgl. oben ©. 23. 





Bei der Webernahme der Heeres-Kontingente der Bundes: 
ftaaten in Preußiſche Verwaltung iſt die Verpflichtung zur Zahlung 


ſämmtlicher von diefen Staaten zu zahlenden Militairpenfionen oder 


Unterftügungen an Hinterbliebene auf Preußen übergegangen’); 


bie Militairkonventionen enthalten die Anerkennung dieſes Satzes *). 
Außerdem beftimmen diejelben, daß die in Zukunft zu penfioniven: 


den Militairperfonen, welde bei Webernahme der Kontingente 
bereit3 eine Anftellung in Militairdienften hatten, nah Preußi⸗ 


Then Normen zu penfioniren find, daß fie aber mindeften3 den: 


jenigen Benfionsbetrag zu erhalten haben, welcher ihnen zu dem 


Beitpuntte des Inkrafttretens der Konvention nad den für das 

betreffende Kontingent geltenden Borfchriften zugeſtanden haben 

würde 8). 

Auch den Angehörigen der vormaligen im Jahre 1851 auf 
gelöften Schleswig. Holftein’fchen Armee wurden vom Norddeutſchen 


Bunde Penſionen beivilligt, welche nah Maßgabe der für die Preuß. 


Armee geltenden Vorfhriften ſich berechnen *). 


Nach der Beendigung des Franzöf. Krieges wurde das Mi- 


V Formell find dieſe Verpflichtungen der Einzelſtaaten Verpflichtungen 
des Preuß. Fiskus geworden, materiell find fie aus der Kaffe des Rordd. 
Bundes reip. des Deutichen Meiches erfüllt worden. 

2) Mil.Konvent. mit Hefjen Art. 16. Medlenb. (v. 18723 Art. 1 
Abſ. 2. Baden Urt. 17 Ubf. 3. Oldenburg Art. 20 Abi. 3. Thürir 
gen rt. 15. Anhalt Art. 15. Walded Ar. 8 Lübed Art. 16. 
Hamburg $. 31. Bremen $. 39. 

3) Vgl. Konvent. mit- Hefjen Art. 19. Medlenb. (v. 1872) Art. 6 
Abf. 2 und Schlußprotof. V. Baden Art. 17 Abi. 1, 2 umd Schlußprotol. 
Urt. 9. Oldenburg Art. 20 und Schlußprot. Art. 1. Thüring. Stan 
ten (v. 1867) Urt. 9. Anhalt (1867) Urt. 9. Shwarzburg (1867) 
Art. 7 Ubi. 3 und 4. Lippe-Detmold (1867) Art. 7. Schaumburg 
Lippe (1867) Art. 7. Lübed 8. 17—19. Hamburg $26ff. Bremen 
8. 84 ff. 

4) Bundesgef. dv. 14. Juni 1868 (B.G. Bl. ©. 335) für die Offiziere und 
"oberen Militairbeamte. Bundesgef. v. 3. März 1870 (3.9.81. ©. 39) für die 
Berjomen der Unterflaffen. Beide Gejege find zu Reichsgeſetzen erllärt worden 
in Baden und Heilen fowie in Württemberg durch die Verfaſſungsbündniſſe, 
in Bayern durch Reichsgeſ. v. 22. April 1871 8.2.1.4 u. 11. 
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Iitairverforgung3mwefen in einem umfaſſenden und für das ganze 
Reich geltenden Gefege geregelt, welches jomohl materiell als for: 
mel auf den älteren Preuß. Vorfchriften beruht ). Es ift dieß 
das Reichs-Geſetz, betreffend die Penfionirung und Verforgung der 
Militairperfonen des Reichsheeres und der Kaiferl. Marine, ſowie 
die Bewilligungen für die Hinterbliebenen ſolcher Perſonen, v. 27. 
Juni 1871 9). Schon wenige Jahre darauf ftellte fih das Be: 
dürfniß nach zahlreichen Abänderungen und Ergänzungen der Be- 
ftimmungen dieſes Geſetzes heraus; dieſelben find erfolgt dur 
das Reichsgeſetz v. 4. April 1874 ®). Den in diejen beiden Reichs» 
gejepen enthaltenen Beftimmungen wurde rüdmwirkende Kraft bei: 
gelegt hinfichtlich der Theilnehmer am Kriege des Jahres 1870/71, 
auch wenn fie bereit3 vor dem Infrafttreten des Penfionsgefehes 
verabihiedet worden waren *); jedod mit der Maßgabe, daß die 
denſelben hiernach zu bemilligenden Penſionen nicht hinter dem 
Betrage zurückbleiben, welcher ihnen bei etwaiger Penfionirung 
vor Erlaß des Reichsgeſetzes bereit3 zugeftanden haben würde ®). 

Auf alle übrigen, vor dem Anfrafttreten des Gef. v. 27. Juni 
1871 bereit3 aus dem Heere oder der Marine ausgefchiedenen 
Berfonen finden die älteren Rechtsvorſchriften Anwendung; ausge: 
nommen die Beltimmungen des Reichsgeſetzes über Zahlbarkeit, 
Kürzung, Einziehung und Wiedergemährung von Penfionen, fo: 


— — — — — 


1) Inzwiſchen war auch in Bayern ein Militair⸗Penſionsgeſetz vom 
2. Mai 1868 ergangen, welches ſich an die Preuß. Geſetze v. 6. Juli 1865 
und 9. Febr. 1867 anſchloß. 

2) R.G. Bl. S. 275. Im Folgenden wird diejes Geſetz kurzweg als Pen- 
ſfionsgeſetz citirt. 

3) R.G.Bl. S. 25. Im Folgenden al Novelle citirt. Der Bundes 
rath hat zu den beiden Benfiondgejegen auf Grund des Art. 7 Ziff. 2 der 
8.3. Ausführungsbeftimmungen beſchloſſen, welche durch Belanntmadjung vd. 
22. Febr. 1875 im Centralbl. des D. R. 1875 ©. 142 ff. veröffentlicht worden 
find. Die Frage, ob das Bayern zuſtehende Sonderrecht in Militair-Ange- 
legenheiten fih au auf den Erlaß beionderer Ausführungsbeftimmungen zum 
Penſionsgeſetz erftrede, ift im Bundesrath verhandelt und durch einen aus- 
drüdlichen Beihluß verneinend entichieden worden. Brotofolle des 
Bundesrathes 1875 8. 124. 

4) Penſ. Geſ. 8. 47. 112. Novelle 8. 17. 23, 

5) Penſ. Geſ. 8. 46. 111. 
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weit nicht die älteren Beftimmungen für die Penfionäre günftiger 
iind ’). 

2. Die Verpflichtung des Staates zur Berjorgung, der Mili: 
tairperfonen beruht darauf, daß der Militairdienft den Betrieb 
einer andern Erwerbsthätigkeit flört oder ganz verhindert. Dies 
gefchieht aber in doppelter Weiſe, theild dadurh, daß während 
der Leiftung des Militairdienftes, aljo während der Dienftzeit, 
die Erfüllung jedes andern Lebensberufes unthunlich ift, theil da— 
durch, daß der Militairdienit mit Gefahren für die Geſundheit 
verbunden ift, daß aljo in Folge desfelben eine dauernde Störung 
der Exrwerbsfähigfeit und unter Umſtänden noch überdies eine be: 
fondere Pflegebebürftigfeit eintreten kann. Das Penſionsgeſetz er: 
kennt demgemäß zwei verſchiedene Grundlagen für die Berforgung?: 
Anfprühe an, die Dienstzeit und die Dienſtbeſchädi— 
gung. 

Der erite diefer Gründe der ftaatlihen Verforgungspflicht ſteht 
in einer engen Beziehung zum Rechtsgrunde der Militairdienit: 
pfliht. Die Störung in dem Aufſuchen von Erwerbsquellen durd 
den Militairdienft wird nämlih nur dann als erheblich genug er: 
achtet um eine Verforgungspflicht des Staates zu begründen, wenn 
der Dienft lange Zeit hindurch geleiftet worden if. Sowie ben 
Beamten nad) dem Reichsgeſ. v. 31. März 1873 8 34 der An: 
ſpruch auf Penfion nur nach einer Dienftzeit von wenigſtens 10 
Sahren zufteht, jo auch den Offizieren nur nach 10jähriger, den 
zur Klaffe der Unteroffiziere und Gemeinen gehörenden Perfonen 
nah achtjähriger Dienftzeit ?). Diefe Zeiträume find bedeutend 
größer als die Zeit des aktiven Militairdienfte® auf Grund ber 
gefeglihen Wehrpflicht im Frieden; die geſetzliche aktive Friedens: 
Dienftzeit ift in allen Fällen viel zu kurz, als daß der Staat 
dur fie einen Verſorgungs-Anſpruch für rechtlich begründet aner: 
kennt. Das Militairverhältuiß der Berfonen des Beurlaubten: 
ftande8 aber involvirt überhaupt Feine fo eingreifende Beſchränkung 


1) Penſ. Geſ. 8. 83 o und 47 Abſ. 2. 88. 99-108 und 8. 112 Abſ. 2. 
Nov. v. 4. Apr. 1874 8. 17. 

2) Penſ. Geſ. 8. 2. 58. Vor Vollendung diefer Dienftzeit Tann jedod 
im Salle der Bedürftigkeit eine Penfion entweder auf beftimmte Zeit 
- oder lebenslänglich bewilligt werden. Penſ. Geſ. 8. 5. 8. 9 Abi. 3 u. 8. 110. 
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der Handlungsfreiheit und Erwerbsthätigkeit, daß der Staat dafür 
eine Berforgungspflicht übernähme. Für alle Klaflen des Beur: 
laubtenftandes ift vielmehr veichögefeglih der Grundfag anerkannt, 
daß fie den Anſpruch auf eine Invaliden-Verforgung nit auf 
Grund der Dienitzeit, fondern lediglich durch eine im Militairdienft 
erlittene VBerwundung oder Beſchädigung erwerben ?). 

Die Erfüllung der geſetzlichen Wehrpfliht als ſolche 
begründet daher überhaupt gar keinen Anſpruch auf Verforgung. 
Dagegen erzeugt die Erfüllung der berufsmäßigen, alio 
freiwillig übernommenen Dienitpfliht einen nah Verhältniß der 
Dienftzeit bemefienen Verſorgungs-Anſpruch. Der Anſpruch auf 
Grund der Dienftzeit ift demnach feinem juriſtiſchen Wefen nad 
ein Anfprud auf Grund des berufsmäßigen Militatrdienftes. Er 
jteht begrifflih dem Verſorgungs-⸗Anſpruch der Beamten auf Grund 
ihres berufsmäßigen Staatsdienftes ganz glei; er ift wie diefer 
ein Anſpruch auf Fortgemäbrung des -ftandesmäßigen Lebensunter⸗ 
baltes auch für die Zeit, in welcher die wirkliche Leiftung der 
Militairdienfte wegen Invalidität nieht mehr erfolgen kann ?). 

Daß die Invalidität in Folge des Militairdienftes ent: 
ftanden jei, ift feine Vorausfegung dieſes Anſpruchs. 

Der andere BVerpflichtungsgrund des Staates dagegen bat 
feinen Zuſammenhang mit dem Rechtsgrund der Dienftpflicht, fon: 
dern mit der thatſächlichen Beſchaffenheit der Dienfte, mit ihrer 
Gefährlichkeit für die Gefundheit und Erwerbsfähigfeit. Der Staat 
erfennt die Verpflihtung an, für die bei Ausübung des aftiven 
Nilitairdienftes erlittenen Beichädigungen einen pefuniären Erjah 
zu leiften, da3 von ihm aufgenöthigte periculum — wenigftens . 
theilmeife — zu übernehmen. Dies findet ganz gleihmäßige An⸗ 
wendung auf alle Berfonen, welche fid den: mit dem Militairdienft 
verbundenen Gefahren ausfegen müſſen, gleichviel ob fie die Ber: 
pflihtung hierzu freiwillig (vertragsmäßig) übernommen haben oder 
ob fie ihnen durch Gefe auferlegt worden if. Dieſe Entichädi- 


1) Benj.Gef. $. 8. Novelle v. 4. April 1874 8. 10 Abi. 2. 

2) Bgl. Bd. I ©. 471 fg. Dem entſpricht es, daß die Reichsgeſetzgebung 
von der Tendenz ausgegangen ift, für die Penfionirung der Offiziere im All⸗ 
gemeinen bdiefelben Grundfäge wie für die Penfionirung der Reichsbeamten 
zur Anerfennung zu bringen. Vgl. Motive zum Penſionsgeſ. S. 30. 32. 
(Drudf. des Reichtstages. 1871. I. Seſſ. Nro. 96.) 
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gung3- Ansprüche find demnach auch nicht durch eine Dienftzeit von 


beftimmter Dauer bedingt '). Bei einer confequenten Durchfüh— 
rung des Nechtögedanfens, auf welchem dieſe Anſprüche beruhen, 
müßte auch das Maß der Entihädigung von der Länge der Dienft: 
zeit unabhängig fein und ſich allein nach der Schwere der Beichä: 
digung und dem Grade der Ermwerbsitörung beftimmen. Allein 
praftiich ift dies nur für die durch den Krieg berbeigeführte 
Invalidität und außerdem für die Fälle ſchwerer Beichädigungen 
infoweit feftgebalten, als in dieſen Fällen ohne alle Rückſicht auf 
die Dienftzeit beftimmte Erhöhungen der Penfion gewährt werden ?). 
In den übrigen Fällen beftimmt fih die Höhe der Peniton, aud 
wenn fie auf Grund der Dienſtbeſchädigung beanſprucht wird, nad 
der Dienftzeit; denn eine Abſchätzung der duch die Dienſtbeſchädi— 
gung eingetretenen Erwerbsftörungen ift praftiih unausführbar. 

Zur Begründung diefer Anſprüche ift der Caufalzufammen: 





bang zwiſchen der Leiftung des Militairdienfte8 und der eingetre: 


tenen Beſchädigung weſentliche Vorausfegung. Derfelbe wird durd 
die Bezeichnung der Beihädigung als Dienſt beſchädigung angedeu: 
tet. Ein folder Cauſalzuſammenhang iſt vorhanden zunächſt bei 
jeder Verwundung und anderen äußeren Belhädigung, welde 
bei Ausübung des aktiven Militairdienftes im Kriege oder Frieden 
ohne eigene Verſchuldung erlitten worden ift?).. Als Dienitbe 
ſchädigung gilt aber ferner jede andermeite, nachweisbar durch dic 
Eigenthbümlichfeiten des Milttäirdienftes, ſowie durch epidemiſche 
oder endemifche Krankheiten, welche an dem zum dienftlichen Auf: 
enthalt angewiejenen Orte herrſchen (insbefondere durch die kon— 
tagidje Augenfrantheit) hervorgerufene bleibende Störung der Ge 
fundbeit ). Diefe Störung muß der obigen Ausführung gemäß 





1) Penſ. Geſ. 8. 2 Abſ. 2. 8. 58 Abſ. 1. j 

2) Penſ. Geſ. 8. 12. 8. 13. 8. 66 ff. $. 71. 72. 

8) Penſ. Geſ. 8. 2 Abf. 2. 8. 3 Biff. a. 8. 50 Biff. a u. b. 88 ift nicht 
erforderlich, daß die Beſchädigung durch den Militairdienft erfolgt ift; es ge- 
nügt, daß fie im aktiven Dienſt während Ausübung einer bienftlichen Hand- 
lung erlitten worden ift. Beichluß des Bundesrathes v. 5. Dez. 1874. Eil. 
des Preuß. Kriegsminift. v. 20. Januar 1875. 

4) Penſ. Geſ. 8. 3 Biff. b. 8. 59 Biff. cu. d. — „Die Unterjcheidung der 
äußeren von der inneren Pienftbefchädigung wird durch die Entftehung® 
Urſache bedingt, infofern alle durch von außen kommende mechaniſche Ein 
wirkungen (Berwundung, Stoß, Schlag, Sturz u. a.) entitandene Leiden jelkit 
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von der Art fein, daß fie die Erwerbsfäbhigfeit des Beſchä— 
digten beeinträchtigt. Dieß ift auch für die Perſonen der Unter: 
Hafen im Penfionsgefeg anerkannt '); dagegen für Offiziere und 
im Offiziersrange ftehende Militairärzte ift der Anſpruch nur da—⸗ 
von abhängig gemacht, daß durch die Verwundung oder Gejund: 
beitöftörung die Militair- Dienftfähigfeit fomohl für den 
Dienft im Felde als auch in der Garnifon aufgehoben wird ®). 
Bei den Offizieren 2c. der Marine gilt als Dienftbefhädigung au: 
Berdem auch die, lediglih und nachweislich auf die klimatiſchen 
Einflüfle bei Seereifen, ingbefondere in Folge längeren Aufenthaltes 
in den Tropen, zurüdzuführende bleibende Störung der Geſund⸗ 
beit, wenn dadurch die Dienftfähigkeit für den Seedienft auf: 
gehoben wird ®). 

Die Entſcheidung der Frage, ob eine Dienftbeichädigung vor: 
banden, erfolgt nicht im Rechtswege, fondern durch die oberfte 
Militair-Verwaltungsbehörde des Kontingent? und bei den Ber: 
jonen der Unterklaffen muß bie Thatſache der erlittenen Dienftbe- 
ſchädigung durch dienftlihe Erhebungen nachgewiefen fein %). Ueber 
da3 Verfahren bei Beurtheilung der Militair-Dienftfähigkeit und 


innerer Organe zu der erjteren, alle durch Witterungseinflüffe, ungemwöhn- 
lihe Anftrengungen, Unftedung hervorgerufene Uebel zu der letzteren gerechnet 
werben.” Dienftanmeil. v. 8. April 1877 8. 20 Biff. 3. 

1) Benfionsgel. 8. 59 8. e. „erhebliche und dauernde Störung der Ges 
jnndheit und Erwerbsfähigkeit.“ 

2) Penſ. Geſ. 8.2. Dieje Beftimmung paßt offenbar nur für die Berufs- 
offiziere, da nur für diefe der Militairdienft Erwerbsquelle ift; das Neichd- 
geieß hat aber in diefer Hinficht die Offiziere de Beurlaubtenftandes denjelben 
ganz gleichgeftellt. In Folge diefer Beſtimmung kann e8 vortommen, daß ein 
Rejerve- oder Landwehroffizier, der während der Einberufung zum Dienft eine 
Dienitbeichädigung erleidet, die ihn dienftunfähig macht, feine Erwerbsfähigkeit 
aber gar nicht beeinträchtigt, einen doppelten Vortheil hat; er wird frei von 
der ferneren Erfüllung der Wehrpflicht und er erhält überdies eine lebengläng- 
fide Rente, wenn er dagegen 3. 8. der Beichädigung noch Unteroffizier ge- 
weſen wäre, jo würde er feinen Benfionsanfprud haben. Die Motive zum 
Penſ. Geſ. S. 31 ſprechen zwar ganz richtig aus, daß Offiziere des Beurlaubten- 
ſtandes nur dann Anſpruch auf Benfion haben, wenn fie eine Beſchädigung im 
Militeirdienft und als Folge derfelben Nachtheile in ihren Erwerbs— 
berhältniffen erleiden; in dem Geſetze aber ift dieſe Vorausſetzung 
des PBenfionsanjpruches für Offiziere nicht gefordert. 

3) Penſ. Geſ. 8. 51. 

4) Penſ. Geſ. 8. 3 Abf. 2. 8. 62. 


| 
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bei Ausftellung von Atteften ift von dem Preuß. Kriegsminifterium 
am 8. April 1877 eine ausführlide Dienſtanweiſung erlaſſen 
worden )). 

St die Beichädigung von der Art, daß eine Beſſerung des 
Zuſtandes erwartet werden kann, ſo wird die Verſorgung nur auf 
Zeit bis zur Wiederherſtellung der Dienſtfähigkeit reſp. Erwerbs— 
fähigkeit bewilligt, ſofern nicht bereits die zum Penſionsanſpruch 
berechtigende Dienſtzeit von 10 beziehentl. 8 Jahren vollendet ift ?). 
Offizieren (mit Einſchluß der Sanitäts-Offiziere) wird jedoch die 
Penſion ſtets auf Lebenszeit gewährt, wenn die Urſache der Sin: 
validität in einer vor dem Feinde erlittenen Verwundung oder 
äußerlihen Beichädigung beruht ®), Auf die Temporärinvaliben 
der Unterklaſſen find die Vorſchriften des Penfionsgefetes fo lange 
ohne Einfchränfung maßgebend, bis ihrem Zuſtande nach definitiv 
über fie entjchieden wird, und fie bleiben verjorgungsberedhtigt bis 
zur Rückkehr der Feld dien ft fähigkeit *). 

Den Soldaten, welche fich in der zweiten Klafje des Solda— 
tenſtandes befinden, ift ein Rechtsanſpruch auf Invalidenverforgung 
nur in dem Falle zugeitanden, wenn fie vor dem Feinde verwun— 
det und in Folge deflen invalide ſind. Den übrigen Soldaten 
der zweiten Klaſſe Tann jedoch im Falle der Bedürftigfeit unter 
beichränfenden Vorausſetzungen eine Unterftügung gewährt wer: 
den >). 

3. Obgleich der militairifhe Rang des Verforgungsberedtig: 
ten für die juriftiihe Begründung und den Rechtscharakter des 
Verſorgungsanſpruchs unerheblich und nur für die Höhe des Pen: 


1) Die wichtigften Beftimmungen derjelben find abgebrudt in: die Mili- 
toirgejege des Deutſchen Reichs. Bd. II. Abth. V ©. 90 ff. Weder im Armee 
V. Bl. noch im Gentralblatt ded D. R. ift diefes Reglement bekannt gemacht 
worben. 

2) Penſ. Geſ. 8. 4 Abſ. 1. 8. 68. 

3) Penſ. Geſ. 8. 4 Abi. 2. Auf Offiziere des Beurlaubtenftandes findet 
dieſe Beftimmung ebenfalls Anmwendung. Bol. Erl. des Preuß. Kriegsminiit. 
v. 24. Upril 1872. (Militairgejege u. |. m. Bb. Il. Abth. V ©. 6.) 

4) Penſ. Geſ. 8. 86. Nov. v. 4. April 1874 8.13 Ziff. 8. Wenn fie alfo 
wieder völlig erwerbsfähig, jedoch nicht felbdienftfähig werden, fo verbleibt 
ihnen die einmal zugebilligte Penſion. — Die fehr unklare Faſſung des Ge⸗ 
jege3 wird mit Recht von Seydel in Hirth’3 Annalen 1875 ©. 74 getabel 

5) Benj.Gel. 5. 80, 
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fiong-Betrages von Belang tft, jo befteht doc eine eingreifende 
Berihiedenbeit in der Behandlung der Milttair-Berfonen von Df- 
fijierdrang und der zur Klaſſe der Unteroffiziere und Gemeinen ge: 
börenden Berfonen. Dieſer Unterfchied beruht auf der bereits 
oben ©. 212 hervorgehobenen ſpezifiſchen Verfchiedenheit des höhe— 
en und des niederen berufsmäßigen Militairdienftes. Der höhere 
Militairdienft ift ein Lebensberuf im vollen Sinne des Wortes; 
der Anſpruch, aus demfelben auszufcheiden und eine lebenslängliche 
Penfion zu beziehen, ift daher an die Vorausſetzung der Untaug: 
lihfeit zur Fortleiftung des Dienftes (Invalidität) gefnüpft ') und 
nur Perſonen, welche das 60. Lebensjahr zurückgelegt haben, find 
bei Nachſuchung ihrer Verabſchiedung mit Benfion von dem Nad- 
weile der Invalidität befreit ). Dagegen ift der niedere Mili- 
tairdienft der Hegel nach fein Beruf, der das ganze Leben erfüllt, 
fondern er wird nur für einen gewiſſen Zeitraum mit der Aus: 
fiht oder dem Vorbehalt des Webertritt3 in eine andere Erwerbs: 
ftellung übernommen ?). Dem entſprechend ift der Anſpruch auf 
Benfion mit dem Ablauf einer gewiſſen Dienftzeit begründet auch 
ohne Nachweis der Invalidität. Diefe Dienftzeit beträgt 18 
Sabre und der Anſpruch auf Penfion wählt mit einer DVerlänge- 
rung der Dienitzeit, mag im Laufe derfelben die Invalidität ein- 
treten ®) oder nicht ®). Außerdem aber findet auf dieſe Perjonen 
noch eine weſentlich andere Art der Verjorgung ftatt, wie die Pen—⸗ 
ſionszahlung, nämlih die Anftellung im Civildienft oder 
Sarnifondienft 7). Der Uebertritt in den Beamtendienft ftehbt am 
Ende der Militairdienftzeit; die Eröffnung einer bürgerlichen Be: 
rufsftellung entſchädigt die Militairperfonen der Unteroffiziers: 
Haflen dafür, daß fie eine Anzahl von Lebensjahren dem Militair: 
dienft gewidmet haben; der Staat refervirt ihnen eine große An: 
zahl von dazu geeigneten Amtsftellungen behufs ihrer Verſorgung, 


1) Penſ. Geſ. 8. 27. 

2) Penſ. Geſ. 8. 28 Abi. 1. 

8) Bel. oben ©. 213. 241. 

4) Penſ. Geſ. 8. 69. 

5) Penſ. Geſ. 8. 74. 

6) ebenda. 88. 66—68. 

7) Bon der Aufnahme in Invalidenhäuſer wird hier abgefehen, da dies 
ſelbe nur ein Surrogat der Benfion, eine andere Form der Alimentenreichung, iſt. 
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fo daß der Weg zur Erlangung diefer Aemter zum großen Theil 
nur durch den niederen Militairdienit hindurch führt. Dadurch 
ändert aber au die Penſionszahlung felbft theilweife ihren Cha: 
rakter. Denn abgejeben von den ſchweren Fällen gänzlicher Er: 
werbsunfähigkeit ift die Penfion nicht dazu beftimmt, ausreichende 
Mittel für den vollen Lebensunterhalt zu gewähren, fondern fie 
bildet einen Zufhuß zu anderen Einnahmen, deffen Höhe nach den 
verſchiedenen dabei in Betracht Tommenden Momenten vielfach ab: 
geituft ift. 

Auf den hervorgehobenen Unterſchieden, jowie auf der abiei- 
henden Art und Weile, in welcher der Anſpruch auf Invaliden⸗ 
verforgung bei den Perjonen von Offizierrang und denen ber un 
teren Klaffen feftgeftellt wird, beruht es, daß das Penſionsgeſetz 
in zwei abgejonderten Theilen die Benfionirung der Offiziere zc. 
und die VBerforgung der Militairperfonen der Unterklaffen beban: 
belt ’). i 


I. Die Berechnung dereigentlihen Penſion. 


Die Höhe der Penfion bemißt fih nah der Dienftzeit und 
dem Dienfteinfommen und nad einer auf diefen beiden Fak— 
toren beruhenden, jedoch für die verfchiedenen Klaffen von Mili: 
tairperfonen ungleihen Abftufung. 

1. Die Dienftzeit*). Diefelbe wird berechnet vom Tage 
des Eintritt3 in den Dienft bis zu dem Tage, an welchem bie 
Ordre der Verabſchiedung oder Dispofitionsftelung ergangen ift?). 
Die im Eivildienfte des Reiches oder eines Bundesftaates zuge: 
brachte Zeit wird mit in Anrechnung gebracht; bei den Berfonen 
des Beurlaubtenftandes jedoch nur dann, wenn fie fich bei ihrer 
Militair:Penfionirung nicht mehr im aftiven Civildienſt befinden. 


1) Es fließt ſich auch in biefer Beziehung vollkommen dem älteren Preuß. 
Recht an. 

2) Für die Militairperfonen der Unterflaffen kommen dieſelben Beltim- 
mungen zur Anwendung wie für die Offiziere. Penſ. Geſ. 8. 60. 

3) Die Zeit vorübergehender und die Dauer eined Jahres nicht über- 
fteigender Stellung zur Dispofition wird mit angerechnet. Bei den Offizieren. 
des Beurlaubtenftandes kommt nur die Beit in Anrechnung, in melden jie 
aktiven Militairdienft geleiftet haben. Die Theilnahme an Kontrolverjanm- 
lungen kommt nicht in Anſatz. Penſ.Geſ. 8. 18. 19. 
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Ob aud die Zeit des Gemeinde-, Kirchen, Schul: oder Landes: 
herrl. Haus» oder Hofdienfted anzurechnen fei, ift dem Befinden 
der oberfien Militairverwaltung des Kontingents überlaffen, in 
teinem Falle aber ift eine doppelte Anrechnung desjelben Zeitraums 
ſtatthaft )). Außer Anfag bleibt die Dienftzeit, welche vor den 
Beginn des 18. Lebensjahres fällt, Jofern fie nicht während der 
Dauer eines Krieges bei einem mobilen oder Erfaßtruppentbeile 
abgeleiftet ift ?), ferner die Zeit eines Feftungsarreftes von ein- 
jähriger und längerer Dauer und die Zeit der Kriegägefangen- 
ſchaft ). Bei den zur Marine gehörenden Perſonen wird jedoch 
die Zeit, die fie im aktiven Marinedienfte zugebradht haben, von 
dem Beitpunft der erften Einſchiffung ab in Anrechnung gebracht, 
au wenn derjelbe vor den für den Beginn der penfionsberedti- 
genden Dienftzeit vorgejchriebenen Termin fällt und die Fahrzeit 
auf der Handelöflotte vom 18. Lebensjahre an bis zum Eintritt 
in die Kriegdmarine wird zur Hälfte auf die Dienjtzeit ange: 
rechnet *). 

Für jeden Feldzug, an welchem eine Militairperfon (ausge: 
nommen Militairbeamte) derart theilgenommen bat, daß fie wirt: 
[ih vor den Feind gekommen oder bei den mobilen Truppen an: 
geftellt gemejen und mit diefen in das Feld gerüdt ift, wird zu 
der wirklichen Dauer der Dienftzeit ein Jahr zugerechnet °). Yür 


1) Penſ. Geſ. 8. 20. Ob die im Dienfte eines dem Reiche nicht angehören- 
den Stantes verbrachte Beit anzurechnen ift, hängt ebenfalld von der Genehmi- 
gung der oberjten Militeirverwaltungsbehörde des Kontingentes ab. Penj.- 
Gel. 8. 25. 

2) Benj.&ef. $. 22. 

3) Penſ. Geſ. 8. 24. Unter befonderen Umftänden Tann jedody die Zeit 
des Feitungsarreftes mit Genehmigung bes Kontingentäheren, bie Zeit der 
Kriegägefangenichaft mit Genehmigung ded Kaiſers angerechnet werden. eod. 
Abi. 2. Diefe Genehmigung ift Hinficytlih der während de Kriege von 
1870,71 in Franzöſ. Kriegögefangenfchaft geratbenen Militairperjonen ertheilt 
worden durch die Kab.Ordre v. 18. Mai 1871 (A.B. Bl. S. 113). 

4) Penſ. Geſ. F. 54. Nov. v. 4. April 1874 8.9. Bgl. über die legizlator. 
Gründe für diefe Begünftigung die Motive zum Benfionsgef. ©. 42 fg. 

5) Penſ. Geſ. 8. 23. Ob eine militairifche Unternehmung als „ein Feld⸗ 
zug“ anzuſehen ift und ob bei größeren Kriegen mehrere Kriegsjahre in An⸗ 
tehnung kommen follen, wird in jedem einzelnen Falle durch Kaijerl. Anord- 
nung beftimmt. Für die Vergangenheit find die in den einzelnen Bundes» 
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die Befagung der Kriegsſchiffe werden überdies größere oder für 
die Geſundheit befonders gefährliche oder ſchädliche Seereifen dop— 
pelt gerechnet ’). 

2. Das Dienfteinfommen. Bei den Offizieren und 
Militairärzten mit DOffizierrang wird als penfionsfähiges Dienft: 
einfommen in Anja gebracht das chargenmäßige Gehalt nad den 
Sätzen für nfanterie-Offiziere, oder, wo das wirklich bezogene 
etatSmäßige Gehalt niedriger ift, biefes letztere?); ferner der 
mittlere Stellen beziehungsweife Perſonal-Servis und der 
Durchſchnittsſatz des Wohnungsgeldzufchuffes für die Servisflaffen 
I bis V®); endlih für die Offiziere vom Brigade-Kommandeur 
einſchließlich aufwärts die im Etat ausgemworfenen Dienftzulagen, 
für die Offiziere vom Hauptmann erfter Klaſſe einſchließlich ab: 
wärts eine Entihädigung für Bedienung, für die Offiziere vom 
Hauptmann dritter Klaffe abwärts eine billige Durchſchnittsver— 
gütung für ihre Berechtigung zur Aufnahme in das Lazareth, für 
die Premier: und Sefonde-Lieutenants außerdem der etatsmäßige 
Merth ihrer Berechtigung zur Theilnahme an dem gemeinjchait: 
lichen Offiziertiſche). In Fällen, wo das penfionsmäßige Dienft- 
einfommen insgeſammt mehr als 12000 Mark beträgt, wird von 
dem überſchießenden Betrage nur die Hälfte in Anrechnung ge: 
bradt 9). Die Perſonen der Unterklaffen zerfallen in Beziehung 
auf die Venfionsberehnung in vier Chargen, Feldwebel, Sergean: 
ten, Unteroffiziere und Gemeine ©). 





ftaaten darüber ergangenen Anordnungen in Kraft erhalten worden. Eine Zu⸗ 
fammenftellung der Preußiſchen Erlaffe über die einzelnen Kriege findet fid 
in den Militairgejegen Bd. 2. V, 17. 

1) Penſ. Geſ. 8. 50. 

2) Penſ. Geſ. 8. 10 Ziff. a. Nov. v. 1874 8. 6. Ausnahmen für Stab 
offiziere und Hauptleute I. Kl. mit geringerem als dem Normalgehalt Beni. 
Gef. $. 47 Abſ. 3; ferner für die Zeug- Feuerwerks⸗ und Traindepot-Dffiziere 
Nov. v. 4. April 1874 8. 6. Bgl. die Motive zur Novelle ©. 9. (Druch. I 
Seſſ. 1874 Nro. 10.) 

3) Penſ. Geſ. 8. 10 Ziff. b. Reichsgeſ. v. 80. Juni 1873 8.8. (R.G. Vl. 
6. 166.) — Bgl. Hierzu die Motive zum Penſ.Geſ. S. 38. (Drudi. I Erf. 
1871 Rro. 96.) 

4) Penſ. Geſ. 8. 10 Ziff. e bis f. 

5) Benf.Gef. 8. 11. 

6) Penſ. Geſ. 8. 65. Ein Erlaß des Preuß. Kriegsminiſt. v. 31. Mai 1874 
(Armee⸗V.Bl. S. 130) enthält ein Berzeichnig der zu jeder diefet 4 Chargen 
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Das Dienfteinfommen einer Charge wird aber nur dann der 
Berechnung zu Grunde gelegt, wenn die Charge mindeitens wäh— 
rend eines Dienftjahres innerhalb des Etats innegehabt ift, aus: 
genommen wenn die Benfionirung in Folge von Dienftbeihädigung 
eintritt. Die Beförderung über den Etat, die bloße Charafter: 
erhöhung, ſowie die vorübergehende Berwendung in einer höher 
dotirten Stelle gemähren feinen höheren Penſiousanſpruch ’). 

3. Die Abftufung der Penſionsſätze. 

a) Bei den Offizieren (mit Einfhluß der Sanitätsoffi- 
jiere). Die Penfion beträgt, wenn die Verabſchiedung nach vollen: 
betem zehnten, jedod vor vollendetem elften Dienftjahre eintritt, 
iso?) und fteigt von da ab mit jedem weiter zurüdgelegten 
Dienftjiahre um "so des penfionsfähigen Dienſteinkommens. Weber 
den Betrag von °%so diejes Einkommens hinaus findet eine Steige: 
rung der (regelmäßigen) Penfion nicht ftatt ?). Wird ein Offizier 
in einem militairiſchen Dienftverhältuiß mit geringerem Dienftein- 
kommen als er bisher etatSmäßig bezogen bat, verwendet, jo wird 
bei feiner fpäteren Verabſchiedung die Benfion dennoh nad 
dem vorher bezogenen höheren Dienfteinfommen unter Berück— 
fihtigung der gefammten Dienftzeit berechnet. Soweit jedoch das 
früher bezogene höhere Dienfteinfommen aus Dienftzulagen beitand, 
wird die Benfion nur, je nachdem es für den zu Penfionirenden 
günftiger ift, entweder nah dem früheren Dienfteinfommen und 
der bis dahin zurüdgelegten Dienftzeit oder nah dem zuletzt 
bezogenen Dienfteinfommen und der gefammten Dienftzeit be: 
tehnet *). Die Zeit, während welcher ein mit Penſionsanſprüchen 
aus dem aktiven Dienft gefchiedener Dffizier zu demjelben wieder 
herangezogen morden ift und in einer etatsmäßigen Stellung Ver: 


gehörigen Stellen. Für Bayern find entipredende Anordnungen ergangen. 
Bayr. MiL.B.Bl. 1874 ©. 256 fg. 1878 ©. 523. 

1) Penſ. Geſ. 8. 6. 65 Abſ. 2. 

2) Diefe Quote wird aud gewährt, wenn die Benfionirung por vollende- 
tem zehnten Dienftjahre wegen einer Dienftbejhädigung erfolgt. Benj.- 
Gel. 8. 9 Abi. 8. 

3) Penſ. Geſ. 8.9 Abſ. 1 u. 2. Eine nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
berechnete Nachweifung dei Penfionzfäge für die einzelnen Ehargen der Offi⸗ 
ziere nah den Dienftjahren ift vom Preuß. Kriegsminift. am 7. Dezemb. 1874 
veröffentlicht worden. Armee⸗V. Bl. 1874 ©. 252. 

4) Penſ. Geſ. 8. 7. 
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wendung findet, begründet bei einer Gefammtdienftzeit von minde: 
ftens 10 Jahren mit jedem meiter erfüllten Dienftjahre den Au: 
ſpruch auf Erhöhung der bisher bezogenen Penfion um "iso ded 
derjelben zu Grunde liegenden penfionsfähigen Dienfteinfommens'). 

b) Dür die Militairbeamten wird die Penfion beredhne 
nah den Borjchriften des Reichsbeamtengeſetzes, welches in den 
mefentlihen Punkten mit den angegebenen Vorfchriften des Milit.: 
Penſions-Geſetzes übereinftimmt 2). Jedoch finden die Anordnungen 
des legteren über die Dienitzeit (8. 18. 19. 50) auf die oberen 
Militairbeamten Anwendung ?). 

ec) Für die Militairperfonen ver Unterklaſſen beitimm 
fih der Benfionsbetrag nicht nad) einer mit der Dienftzeit wachlen- 
den Quote des Dienfteinfommens, fondern e3 find im jeder der 
vier Rangftufen 5 Klaſſen unterſchieden, filr welche fefte Penſions— 
beträge normirt find %. Die erften 4 diefer Klaffen werden obne 
Nachweis der Invalidität gewährt bei einer Dienftzeit von 36, 30, 
24, 18 Jahren; ferner den Ganzinvaliden bei einer Dienftzeit von 
25, 20, 15, 12 Jahren; endlich ohne Rückſicht auf eine beftimmtc 
Dienftzeit denjenigen Ganzinvaliden, welche durch Dienſtbeſchädigung 
ganz erwerbäunfähig und bejonders pflegebedürftig,, reſp. melde 
gänzlih, größtentheild oder theilmeile erwerbsunfähig gemorden 
find). Die 5. Klaffe wird gemährt den Ganzinvaliden nad 
Sjähriger, den Halbinvaliden nad 12jähriger Dienftzeit oder wenn 
die Invalidität durch Verwundung, äußere Dienftbeichädigung oder 
kontagiöſe Augenkrankheit begründet iſt ). Das Penſionsgeſetz be: 
‚zeichnet als Ganzinvalide diejenigen Perſonen, welche zu keinerlei 

1) Benf.Gej.$. 21. Vorbehaltlich des Anſpruchs auf eine noch höhere Pen: 
fion, welche ihnen etwa nad) Maßgabe derjenigen Vorſchriften, nach denen fie 
penfionirt worden find, zufteht. Dies kann namentlich bei den nach dem Preuß 
Regl. v. 13. Juni 1825 penfionirten Offizieren der Fall fein. gl. Erl. des 
Preuß. Kriegäminift. v. 26. Sept. 1871. (Milit.Gefege Bd. 2 Abth. V ©. 15 

iff. 2. 

on 2) il. 8b. J S. 471 fg. Hierbei ift aber zu beachten, daß das Reichs⸗ 
beamtengeſetz für die Bayerifchen Militairbeamten nicht gilt. Siehe Bd. I 
©. 399. 

3) Penſ. Geſ. 8. 56. — Die befonderen Beitimmungen über die Vüchſen⸗ 
macher im 8. 89 daf. find durch das Reichsbeamtengeſetz aufgehoben. 

4) Penſ. Geſ. 8 66. 

5) Penſ. Geſ. 8. 67-69. 

6) Penſ. Geſ. 8. 70. 
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Militairdienft mehr tauglih find, als Halbinvalide folche, 
welche zum Feld- beziehentlich Seedienft untauglih, aber zum 
Garnifondienft noch fähig find. Die Invalidität und der Grad 
derielben werden durch die Militairbehörde feitgeftellt ?). 

Ueber den Eivilverjorgungsichein, welchen die Invaliden theils 
neben theils an Stelle der PVenfion erhalten, vgl. unten sub IV. 

An Stelle der Benfionirung können Ganzinvaliden auch durch 
Aufnahme in ein Invaliden-Inſtitut verforgt werden. Ein recht: 
licher Anſpruch darauf ift in feinem Falle begründet und anderer: 
jeit3 Tann Niemand wider feinen Willen zum Eintritt in ein folches 
Infitut gezwungen werden. Die Invalidenhäufer follen vorzug3- 
weile als Pflegeanftalten für ſolche Invaliden dienen, die befonderer 
Pflege und Wartung bebürftig find ?). 


UI. Die Benfionserhböhbungen?). 


1. Kriegszulage. Unteroffiziere und Soldaten, welche 
nachweislich durch den Krieg ganzinvalide geworden find, erhalten 
eine Benfionzzulage von 6 Mark monatlich neben der Benfion *); 
Offiziere, welche durch den Krieg invalide und zur Fortjegung des 
aktiven Militairdienftes unfähig geworden find, eine Benfionger: 
höhung, die je nach der Höhe der Penſion ſich bemißt 5). Denfelben 
Anſpruch haben Offiziere, die auf Seereifen nachmeislih in Folge 
einer militairiſchen Aktion oder durch außerordentlihe klimatiſche 
Einflüffe invalide und zur Fortjegung des Seedienftes ohne ihr 
Verſchulden unfähig geworden find ). Ob die Invalidität durch 


1) Penſ. Geſ. 8. 61. 62. 

2) Penſ. Geſ. 8. 78. Die Preuß. Berordnnungen, Reglements, Inſtruktionen 
x. x. über die Invalidenhäufer und Invalidenkompagnien find zufanmenge- 
fellt bei v. Helldorff Dienſtvorſchriften Th. I Abth. 5 S. 217—230. 

3) Das Penſionsgeſetz bedient fich rüdfichtlich der Offiziere des Ausdrucks 
„Penſions- Erhöhungen“, rüdfichtlih der Perſonen der Unterklaſſen des 
Ausdruds „Benfions- Zulagen.“ Das Reichsgeſetz beruht im Wefentlichen 
auf den oben S. 275 angeführten Breußiichen Gejegen. Die Abweichungen 
find zufammengeftellt und begründet in den Motiven (Drudf. I Seſſ. 1871 
Rro. 96) ©. 34 ff. ' 

4) Penſ. Geſ. 8. 71. 

5) Penſ. Geſ. 8. 12. Sie beträgt bei einer Benfion von 550 Thlr. und 
weniger jährlich 250 Thlr., bei einer Penfion von 900 Thlr. und mehr jähr- 
ih 100 Thlr. Zwiſchen diefen Grängen ift fie abgeftuft. 

6) Benf.Gef. 8. 52 Abi. 1. 

Laband, Reichäftantsrecht. III. 19 
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Verwundung oder Beſchädigung oder ob fie durch eine anderweitige 
Störung der Gejundheit begründet ift, macht im Allgemeinen feinen 
Unterſchied ?); reactivirte, d. h. mit Penſion verabichiedete und 
zum Militairdienft wieder herangezogene Offiziere erhalten jedod) 
die Venfions-Erhöhung nur dann, wenn durch eine im Kriege er: 
littene Vermwundung oder Beihädigung ihre Geſundheit dauernd 
geftört worden ift, und zwar zur Hälfte, wenn dadurd nur ihre 
Felpdienftfähigfeit, zum vollen Betrage, wenn auch ihre Garniſons⸗ 
dienftfäbigfeit aufgehoben worden ift?). Die Bewilligung ver 
Penfions - Erhöhung megen Kriegsbefhädigung ift nur zulälfig, 
wenn die PBenfionirung vor Ablauf von 5 Jahren nah dem Frie— 
densfhluffe ®) reſp. nad der Rückkehr des Schiffes in dem erften 
beimatbliden Hafen eintritt *). 

Für jeden einzelnen Feldzug erläßt der Kaifer bejondere Be: 
flimmungen darüber, wer im Sinne de3 Penſionsgeſetzes Theil: 
nehmer am Kriege war). Die Entſcheidung der Frage, ob bie 
Dienftunfähigkeit durch den Krieg herbeigeführt worden ift, erfolgt 
duch die oberite Militair-VBerwaltungsbehörde des Kontingents ®). 

2. Berftümmelungdzulage. Militairperfonen, melde 
buch den Militairdienft, fei es im Krieg oder im Frieden, ver: 
ftümmelt, erblindet oder ſchwer und unbeilbar bejchädigt worden 
find, erhalten eine Erhöhung der Penfion, welde für Offiziere x. 
600 Mark jährlih, für Unteroffiziere und Soldaten 18 Marl 


1) Es ift nur erforderlich, daß die Dienſtunbrauchbarkeit in urſächlichem 


Bufammenhange mit dent Feldzuge jtehe. „Diejer Zuſammenhang ift dann vor- 
handen, wenn entweder das die Dienjtunbrauchbarfeit bedingende Leiden durd 
den Krieg erſt hervorgerufen, oder wenn ein vor dem Feldzuge vorhandenes 
geringeres Leiden, welches nad) ärztlihem Ernefjen im Friedensdienſte voraus 
fihtlich in längerer Zeit noch nicht dienſtunbrauchbar gemacht haben würde, 
durch den Krieg nachweisbar bis zur Invalidität gefteigert worden iſt.“ Dienft- 
anweilung zur Beurtheilung der Milit.-Dienftfähigfeit 2c. v. 8. April 187 
8. 25 bi. 2. 

2) Penſ. Geſ. 8. 14. Nov. v. 4. April 1874 8. 2. 19. 

3) Penſ. Geſ. $. 16. Für die Unterflaffen fommen die Friſt— 
beftimmungen in $. 81 ff. des Penſ. Geſ. und 8. 13 der Novelle 
zur Unwendung. (Siehe unten sub V ©. 308 fg.) 

4) Nov. v. 4. April 1874 8. 8. 

5) Nov. v. 4. April 1874 8. 18. 

6) Penſ. Geſ. 8. 17. 109. 115. 
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monatlid beträgt ). Bei mehrfacher PVerftümmelung oder Be: 
ihädigung wird diefe Erhöhung für jede einzelne derſelben ge= 
währt; die Erhöhungen dürfen aber den Betrag von 1200 Mark 
jährlich, reſp. 36 Mark monatlih, nur in dem Falle überfteigen, 
wenn die Invalidität durch Verwundung oder äußerlihe Beſchä— 
digung herbeigeführt it; die für Erblindung eines oder beider 
"Augen ausgefegten Benfiong:Erhöhungen werden von dieſer Ein: 
ſchränkung jedoch nicht betroffen. 

Der Anſpruch auf Verftümmelungszulagen ift an eine Zeit: 
beihränfung nicht gebunden ?). Iſt die Verftümmelung zc. ꝛc. durch 
den Krieg herbeigeführt, fo wird die Verftümmelungszulage neben 
der Kriegszulage gewährt. Diefe Penfions-Erhöhungen werden 
auch in dem Falle im vollen Umfange bewilligt, daß der Gefammt- 
betrag der Verſorgung den Betrag des penfionsfähigen Dienftein: 
kommens erreicht oder überfteigt °). 

3. Die Vorſchriften über Gewährung von Kriegszulagen und 
Verftümmelungszulagen (Penfiongerhöhungen) finden aud Anwen— 
dung auf die oberen Militairbeamten*), auf die unteren Mi- 
litairbeamten *), und auf die, ihr Einfommen aus dem Marine: 
Etat empfangenden Lootſen, Schiffsführer, Steuerleuteu. }. w. ®). 

4. Dienftzulage. Den Unteroffizieren vom Feldwebel 
abwärts wird vom zurüdgelegten 18. Dienftjahre ab für jedes 
weitere Dienftjahr bei eintretender nachzuweiſender Ganzinvalidität 
eine Venfionzzulage von 1 Mark monatli gewährt; der hier: 
nah erworbene PVenfionsfag darf jedoch da3 gefammte Dienitein- 
fommen der Stelle, melde der Juvalide im Etat befleidet hat, 
nicht überjteigen ?). 


1) Penſ. Geſ. 8. 13. 72. Daſelbſt find die einzelnen Arten der Beichädi- 
gungen, für welche Berftümmelungszulagen gewährt werden, aufgeführt. 

2) Nov. v. 4. April 1874 8. 3. Penſ. Geſ. 8. 84 Abſ. . 3. 8. 85. 

3) Penſ. Geſ. 8. 15. 74 Abi. 2. 

4) Penſ. Geſ. 8. 56. und zwar werden fie behandelt wie die Offiziere. 

5) Ben. Gef. $. 90. 92. Auf diefe Beamten finden diefelben Vorfchriften 
Anwendung, welche für die Unteroffiziere gelten. 

6) Penſ. Geſ. 8. 57. 98. Die in $. 57 anfgeführten Berjonen werden den 
oberen, die in $. 93 genannten den unteren Militairbeamten gleich- 
geitellt. 

7) Penſ. Geſ. 8. 74. 

19 * 
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5. Anſtellungsentſchädigung. Den Ganzinvaliben, 
deren Invalidität durch eine in dem Kriege don 1870/71 erlittene 
Dienftbefchädigung herbeigeführt worden ift, und welche Anſpruch 
auf den Givilverforgungsfchein haben, wird nah ihrer Wahl au 
Stelle des Civilverſorgungsſcheins eine Venfionszulage von 6 Marl 
monatlich gewährt ?). 

Invaliden, welche an der Epilepfie leiden und aus dieſem 
Grunde den Eivilverforgungsfchein nicht erhalten, oder weld: 
ihrer Gebrechen wegen zu Teinerlei Verwendung im Civildienit 
tauglih find, erhalten, wenn die Invalidität durch Dienſtbeſchädi— 
gung entftanden ift, unter der Vorausfegung ihrer Berechtigung 
zum Civilverſorgungsſchein anftatt des letzteren eine Penſionszulage 
von 9 Mark monatlid. Ganzinvaliden von mindeftens achtjährt- 
ger aktiver Dienftzeit bedürfen zum Erwerbe diefer Benfionszulag: 
des Nachweiſes erlittener Dienftbefhädigung nicht ?). 

Die vorher erwähnte Penſionszulage (Gef. v. 4. April 187 
F 11) und diefe Anftelungsentfhädigung können nit neben eik: 
ander bezogen werden, wohl aber kann jede derfelben neben einer 
dem gefammten Dienfteintommen gleihfommenden Benfion im Falke 
des 8 74 '(Dienftzulage) gezahlt werden ®). 

6. Ehrenzulage an die Inhaber des Eifernen 
Kreuzes v. 1870/71. Diejenigen Perfonen, welche im Kriege 
gegen Frankreich von 1870/71 in den unteren Chargen bis zum 
Feldwebel einſchließlich das Eijerne Kreuz erfter Klaffe erworben 
haben oder welche unter denjelben Vorausjegungen das Eiſerne 
Kreuz zweiter Klaſſe erhalten haben und daneben das preuß. Wi: 
Litair-Ehrenzeihen zweiter Klaſſe oder eine diefem gleich zu ad: 
tende militairifche Dienftauszeihnung eines andern deutfchen Bun- 


— — — — — 


1) Nov. v. 4. April 1874 8. 11. Die Friſt für Ausübung des Wahlrechts 
iſt ebendaſ. auf 6 Monate beſtimmt worden. Ueber die rückwirkende Lraft 
dieſer Vorſchriften vgl. 8. 20 deſſelben Geſetzes. Der Grund dieſer Anordnung 
liegt in der großen Zahl von Kriegs-mvaliden, für welche eine genügende 
Menge von ihnen zugänglichen Civiljtellen nicht vorhanden geweſen iſt. Vgl. 
die Motive ©. 11 fg. (Drudf. des Reichſtags I Sefl. 1874 Bd. I Nro. Iv.ı 

2) Nov. v. 4. April 1874 8. 12 Abſ. 1.2. Durch diefe Vorfchriften 
8. 76 des Benj.Gcjeges abgeändert worden. 

3) 8. 12 cit. Abſ. 3. Auch das Recht auf Kriegszulagen und Verftämme: 
lungszulagen bleibt davon unberührt. 
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desſtaates 1) befigen, erhalten vom 1. April 1878 ab eine Ehren- 
zulage von 3 Mark monatlid. Invalidität ift Feine Vor: 
ausjegung dieſes Anſpruchs. Die Ehrenzulage wird auf 
Sebenzzeit gewährt; der Anſpruch auf diefelbe erlifht mit dem 
Eintritt der Rechtskraft eines ftrafgerichtl. Erfenntniffes, welches 
den Berluft der Orden zur Folge hat ?). 


IV. Die Eivilverforgung. 


A. Offiziere. 

Einen Rechtsanſpruch auf Anftelung im Civildienfte baben 
Offiziere und im Offiziersrange ftehbende Militairärzte in feinem 
alle. Es kann jedoch den zu lebenslängliher Penſion beredh: 
tigten Offizieren bei ihrer Verabſchiedung durch bejondere Allerh. 
Entihließung die „Ausfiht” auf Anftellung im Civildienft ertbeilt 
werden °). Eine ſolche Verleihung berechtigt den betreffenden Df: 
izier, „fich bei den Behörden um eine Anitellung zu bewerben“, 
und legt den Behörden die Befugniß bei, ihn anzuftellen, falls er 
den gefeglih oder verordnungsmäßig beftehenden Anforderungen 
für die Führung des Amtes genügt. Für die Eivilbehörden be- 
tteht aber Feineswegs irgend eine Verpflichtung, einem mit Aus⸗ 
ht auf Anftellung im Civildienft verabichiedeten Offizier 2c. eine 
beftimmte von ihm gewünſchte Stelle zu verleihen, und fie find 
auch nicht befugt, ihre Verantwortlichleit für die zweckmäßige Be- 
ſetzung vafanter Stellen mit geeigneten Perſonen dadurch von fi 
abzuwälzen, daß fie die Stellen den mit Ausfiht auf ECivilanftel- 
lung verabjchiedeten Offizieren verleihen %). Eine Ausnahme be: 
fteht allein für die Boftverwaltung Sn den älteren Bro: 


1) Die Beftimmung darüber, welche Ehrenzeichen dies find, ift dem Kaifer. 
übertragen. Sie ift ergangen in dem.Erlaß v. 19. Novemb. 1878 (R. G. Bl. 
S. 361). Die Auszeichnung muß in den fett 1866 mit Preußen verbundenen 
Sandestheilen vor deren Bereinigung, in den übrigen Bundesſtaaten vor dem 
Kriege v. 1870/71 verliehen worben fein. 

2) Reichöge]. v. 2. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 99). 

3) Es beruht dies auf dem Milit.Benf.Reglem. v. 18. Juli 1825 8. 7. 
Vgl. Hierzu die Kabin.Ordres v. 13. Dezemb. 1835 und v. 21. Sept. 1848 
und dad Minift.Refer. v. 27. Zuli 1870. (bei v. Helldorff, Dienſtvorſchrif⸗ 
ten I. TH. 5. Abth. ©. 57 fg.) 

4) Bol. Reſer. des Kriegaminift. (Abth. f. das Invalidenweſen) v. 1. Feb. 
1873 (v. Helldorff a. a. D. ©. 60). 
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pinzen Preußens find feit der Zeit König Friedrich's IT. eine An 
zahl von Poſtämtern ausschließlich für die Armee zur Verforgung 
penfionirter, mit Ausficht auf Anftellung im Civildienft verabſchie- 
beter Offiziere beftimmt ). Die Anftelung erfolgt jedoch mir, 
wenn der vom Kriegsminifterium der Poſtverwaltung zur Anftel: 
lung übermwiefene Erfpectant die erforderlihe Kenntuiß und Braud: 
barkeit durch Ablegung der vorgefchriebenen Prüfung dargethan 
hat. Die in der Prüfung beftandenen Erfpectanten werden bei 
eintretenden Vakanzen in der durch die Zeitfolge des abgeleiteten 
Examens bejtimmten Reihenfolge zuerſt auf Probe mit der Per: 
waltung eines Boftamtes kommiſſariſch beauftragt und nad) einem 
Jahre, wenn fie den dienftlichen Anforderungen genügt haben, de 
finitiv angejtellt ?). 

B. Militairperfonen der Unterflaffen. 

1. Einen gejeglich begründeten Anfpruh auf den Civilver: 
ſorgungsſchein haben: 

a) Die als verjorgungsberechtigt anerkannten °) Ganz-Inva— 
liden, wenn fie fih gut geführt haben. Dieſelben erhalten diefen 
Schein neben der PBenfion. 

b) Den verjorgungsberecdhtigten Halbinvaliden, welche mind: 
ſtens zwölf Jahre gedient haben, wird, wenn ihre Führung gut 
gewesen ift, der Civilverforgungsihein nad} ihrer Wahl an Stelle 
der Benfion ertbeilt *). 

ec) Unteroffiziere erlangen dur zwölfjährigen aktiven‘) 


1) Diefe Aemter werden als „Militair- oder Offizier-Poftämter“ bezeichnet. 
Es find nad) dem durch Kabin.Drdre v. 27. Januar 1872 genehntigten Ber 
zeihniß 132. Bgl. den Kommiffionsbericht des Reichstags v. 13. Mai 1871. 
(Drudjahen 1871 I. Seſſ. Nro. 112) ©. 13 fg. 

2) Die näheren Anordnungen beruhen auf einem zwiſchen der Boftverwal- 
tung und dem Kriegsminiſt. vereinbarten und durch Kabin.Ordre v. 13. Mai 
1862 genehmigten Reglement. Abgedrudt bei dv. Helldorff a. a. O. ©. 60 13. 
Bol. auch die Allgem. Poſt-Dienſt-Anweiſ. Abſchn. X Abth. 1. (Bd. IV) 88. 295. 
Siehe oben Bd. II ©. 358. 

3) Dies jeßt voraus, daß die Ganzinvalidität entweder durch Dienitbe- 
ihädigung oder nad) einer Dienftzeit von mindeftens 8 Jahren eingetreten ill. 
Venf.Gef. 8. 58 Abi. 1. ! 

4) Penſ. Geſ. 8. 75. 

5) Durch dad Wort „aktiv“ foll ausgedrücdt werden, daß bei Berechnung 
der 12jährigen Dienftzeit eine Doppelrechnung der Kriegsjahre nicht ftattfindet. 
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Dienft bei fortgejegter guter Führung den Anſpruch auf den Gi- 
vilverforgung3fchein, auch wenn fie nicht als Invaliden verſor⸗ 
gungsberechtigt find ?). 

Invalide, welche an der Epilepfie leiden, dürfen den Civil- 
verforgungsfchein nicht erhalten ?). 

Bon dem ECivilverforgungsichein zu untericheiden ift der Ci— 
vil-:Anftelungsichein, welcher nad) Maßgabe des Preuß. Regl. v. 
20. uni 1867 8 2 B verliehen wird und eine Ausfiht auf Ei- 
vilanftellung begründet, jedoch in der Art, daß bei der Anftellung 
im unmittelbaren Reichs- oder Staatscivildienft die Inhaber des 
Civil⸗Verſorgungsſcheins, unter der Vorausfegung ihrer Dualifi: 
fation, den Vorrang vor den Inhabern des Civil-Anftellung3- 
ſcheines baben ?°). 

Die Inhaber von Scheinen der beiden Kategorien , werden 
unter der Bezeichnung „Milttairanmärter” zufammengefaßt. 

2. Die Subaltern: und Unterbeamtenftellen bei den Reis: 
und Staatsbehörden, mit Ausnahme des Forſtdienſtes, wer⸗ 
den vorzugsweiſe mit Invaliden befegt, welche den Civilver— 
jorgung3fchein befiten %). Die Grundfäge, nach welchen bier- 
bei zu verfahren, find von dem Bundesrat feftzuftellen. Zur Zeit 
find diefe Anordnungen vom Bundesrath noch nicht beichloffen 
worden; es befteht vielmehr folgender Rechtzzuftand: 

a) Zu Preußen gilt daS Reglement v. 20. Yuni 1867 
über die Eivilverforgung und Givilanftellung der Militairperfonen 


1) Novelle v. 4. April 1874 8. 10 Abi. 1. Iſt ein Unteroffiz. von 12 
jähriger Dienftzeit zugleich Halbinvalide, jo empfängt er neben dem Eivilver- 
jorgungsfchein noch die Smvalidenpenfion 5. Kl. Die Rechte aus 8. 70 des 
Penſ. Geſ. und aus 8. 10 der Nov. ftehen in cumulativer Berbindung. Bl. 
den Erlaß des Preuß. Kriegsmin. v. 6. Aug. 1874 (Mil. Geſetze a. a. O. 6.51). 

2) Penſ. Geſ. 8. 76 Abf. 1. Dafür erhalten fie eine Penfionzzulage. Siehe 
oben S. 292. 

3) Bei der Anjtellung im Kommunaldienft in Preußen befteht dieſe Rang- 
ordnung nicht. Regl. v. 20. Juni 1867 8. 11 umd dazu Meier. des Minift. 
de3 Innern dv. 7. Suni 1869 (Min. BL. f. die innere Verw. 1869 ©. 193. 
Mil.Geſ. a. a. O. ©. 205). 

4) PBenf.G. $. 77 Ab. 1. Es wird jedoch ebendaf. Abf. 2 Hinzugefügt, 
daß in dem beftehenden Ronturrenzverhältnifje zwifchen den 
Invaliden und den übrigen Militair-Anmwärtern durch diefe Vorſchrift Feine 
Wenderung eintritt. . 
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des Heeres und der Marine vom Feldwebel abwärts. Dasfelbe 


ift durch eine Kommiſſion, beftehend aus Bertretern fämmtl. Mi: 


nifterien, ausgearbeitet und mit Motiven verfehben worden und bat 


durch Kab.Ordre die Genehmigung des Königs erhalten. Es iſt 


mehrfach ergänzt und dur Reſcripte erläutert worden !). 


b) Der Bundesrath des Nordd. Bundes bat im Sabre 1869 


einige „Grundſätze“ vereinbart, welche im ganzen Gebiet des ehe: 








mal. Nordd. Bundes Geltung haben. Diefelben beruhen auf dem 


erwähnten Preuß. Reglem. Sie ordnen insbejondere an (Ziff. 2), 
daß die Erwerbung der Eigenihaft als Militairanwärter für alle 
Militairperfonen der Bundesarmee von der Erfüllung derfelben 
Bedingungen und zwar der im $ 2 des Preuß. Regl. aufgeftellten, 
abhängig fei; daß der Ausweis als Militairanwärter durch ein 
im ganzen Bundesgebiet nad) demjelben Schema auszufertigendes 
Legitimationspapier erfolgt (Ziff. 3); daß die Subaltern- um 
Unterbeamtenftellen bei den Staatsbehörden mit Einſchluß 
der der Bundesaufſicht unterjtellten Dienftzweige, jedoch mit Aus: 
nahme der Forftvermaltung, entweder ausſchließlich oder 


zur Hälfte mit Militairanwärtern beſetzt werden ). Die nähe 


ren Vorſchriften zur Durchführung diefer Grundjäge blieben den 
Einzelftaaten überlafen. Auch in Südheflen, Baden und 
Elfaß-Lothringen ift das Civilverſorgungsweſen in Uebereinftimmung 
mit den vom Bundesrath des Nordd. Bundes beſchloſſenen Grund: 
fäben geregelt worden ®). 


1) Es ift in dem Minift.Blatt f. d. inn. V. 1867 ©. 280 und im Juſt⸗ 
MB. S. 228 abgedrudt. Die befte und überfichtlichfte Ausgabe mit allen 
Nachträgen und Erläuterungen, ſowie mit Auszügen und den Motiven findet 
fih in den „Milit.Gefeben“ a. a. O. ©. 183—234. Eine ähnliche Bearbeitung 
bei v. Helldorff, Dienftuorichriften I, 5 ©. 255 ff. 

2) Abgedrudt find die erwähnten Bundesrathsbeichlüffe im Preuß. A. V. Vl. 
1869 ©. 194. Milit. Geſ. a. a. D. ©. 234. 

3) Auf Grund des Preuß. Reglement? v. 20. Juni 1867 find indbejon- 
dere ergangen im Königr. Sachfen ein Neglem. v. 13. Aug. 1870 (Geſ. u. 
V. Bl. f. d. Könige. Sachſen ©. 288); im Großh. Baden die Berordn. v. 
6. Dezemb. 1872 (Gef. und Ber.-Bl. ©. 393); im Großh. Heffen die Ber- 
ordn. v. 25. April 1873 (KegierungsBl. Nro. 21). Bol. Milit. Geſ. a. a. O. 
©. 181; für Elfaß-Lothringen die Kaijerl. Berordn. v. 26. Januar 
1878 (Armee-B.BL ©.',61). 
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c) In Bayern if bereitö vor der Errichtung des Deutichen 
Reiches das Civilverforgungswefen dur eine Königl. Verordn. v. 
5. April 1869 ?) geregelt worden, welche ſich in mwefentlichen Be: 
jiehungen an das Preuß. Reglem. v. 1867 anſchließt. 

d) In Württemberg ift ein proviforifches Reglement v. 8. 
Aug. 1878 ergangen ?), welches aber nur auf folde Militair:An- 
wärter Anwendung findet, die entweder den Verſorgungsſchein im 
Bürttemb. Kontingent erdient haben oder die ſowohl zur Zeit der 
Erlangung des Scheins als auch zur Zeit der Bewerbung die 
Württemb. Staat3angebörigfeit haben. 

‚Auf dem aus der vorftehenden Ueberſicht fi ergebenden 
Rechtszuſtande beruht es, daß nah einem Beihluß des Bundes: 
rathes bis zur Aufftelung einbeitlider Grundſätze über die An- 
tellung der Militairanwärter die von den Bayeriſchen und MWürt- 
temberg. Militairbehörden ausgeftellten Eivilverforgüngsfcheine nur 
in dem betreffenden Bundesftaate Gültigkeit haben, mährend da: 
gegen die von den übrigen, hierzu berufenen Militairbehörden aus— 
geitellten Eivil-Berforgungsfcheine in allen Bundesftaaten, 
mit Ausnahme von Bayern und Württemberg, zu einer Verjorgung 
berechtigen ®). 

3. Das Reichsgeſetz legt den Bundesjtaaten zwar nur die 
Verpflichtung auf, die Subaltern: und Unterbeamtenftellen bei den 
Staatsbehörden vorzugsmweife mit Invaliden zu befegen, welche 
den Civilverſorgungsſchein haben; es beftimmt aber zugleih, daß 
dadurch die in den einzelnen Bundesftaaten bezüglich der Verſor⸗ 
gung der Militair-Anwärter im Civildienfte erlafjenen weiter: 
gehenden Beltimmungen nicht geändert werden *). In dieſer 
Beziehung ift Folgendes zu bemerken: 


1) Bayer. Regier.Bl. 1869 ©. 538. 

2) BWürttemb. Mil. Verordn. Bl. 1878 ©. 149 (Milit.Gefege Bd. II. Nach- 
trag V. 238. Note). 

3) Bekanntmach. des Preuß. Kriegsminift. v. 22. Nov. 1877. (A.V. Bl. 
8. 219.) Es ift hierdurch jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß in jedem Bundes» 
ſtaate die eigenen Angehörigen deffelben oder feined Kontingent? vorzugsweiſe 
berüdficytigt werben. Beſchlüſſe des Bundesrathes v. 1869. I. 4 
Ab. 2. Bol. die citirte Badijche Berorbn. $. 4 a. E. Verordn. f. El ſ.⸗ 
Lothringen $. 1 Ab}. 1. 

4) Penſ.Geſetz 8. 77 Abi. 2. 
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a) Die Stadtgemeinden in Preußen find geſetzlich 
verpflichtet, die befoldeten ftädtiihen Unterbeamtenftelen und — 
ſoweit Militairinvaliden mit der erforderlichen Geſchäftsbildung 
vorhanden find — aud die ftädtiihen Subalternbeamtenftellen mit 
verforgungsberechtigten Militair-nvaliden zu bejegen )) Ausge: 


genommen find die Stellen der Kämmereis:Rendanten und Kaſſen- 


beamten (Kabin.Orbre v. 1. Aug. 1835. Gel. Samml. ©. 179). 
Die für die Städte beftehenden Vorfchriften finden auch Anwen⸗ 
dung auf die Beſetzung der Kreisbeamtenftellen und der 
Stellen für die Brovinzialbeamten?). 

In den andern Deutihen Staaten befteht für die Kommunen 
eine geſetzliche Verpflichtung dieſer Art nicht. 

b) Den Privat-Eiſenbahnen ift in Preußen bei der 
Konzeflionirung die Pflicht auferlegt worden, zu den Unterbeam- 
tenftellen, mit Ausnahme der einer technifchen Vorbildung bevürfen: 
den, Militair-Anmwärter, welche das 35. Lebensjahr noch nicht zu: 
rüdgelegt haben, vorzugsweife zu wählen °). 

c) Die „Kändifhen Inſtitute“, fie mögen von ftän: 
bilchen oder Staat3behörden verwaltet werden, haben in Preußen 
bei der Anftelung der Unterbeamten die für die Kommunen gege: 
benen Vorſchriften zu befolgen, ſoweit nicht ftatılarifche Anordnun: 
gen eine Abmeichung begründen *). 


1) Preuß. Reglem. v. 20. Juni 1867 8. 11. Die Verpflichtung ift ein- 
geführt worden durch eine Kab.Orbre v. 15. Juli 1776. Sie iſt durch den 
8. 157 der Städte-Orbn. v. 19. Nov. 1808 unberührt geblieben, was durch 
eine Deklaration v. 29. Mai 1820 (Gejeg-Samml. ©. 79) ausdrücklich feſtge⸗ 
ftellt worden ift. Durch die jpäteren Städteordnungen ift hieran Nicht ge 
ändert worben. In den neu erworbenen Gebieten ift durch Allerh. Erlaß v. 
23. Sept. 1867 (Gef. Samnıl. S. 1667) das in den ältern Provinzen beftehende 
Recht zur Einführung gelangt. Vgl. die ausfügrlichen Ungaben in den „Rü- 
Gejegen“ a. a. D. ©. 202 fg. 

2) Preuß. Kreis-Ordnung dv. 13. Dez. 1872 8.134 si 8 und Provinzial. 
Ordn. dv. 29. Juni 1875 $. 97. 

3) Ein Verzeichniß der Eifenbahnen, denen bieje Berpflichtung obliegt, ift 
vom Breuß. Kriegsmin. am 4. April 1878 im Armee-®. 2. 1878 ©. 94 ver 
öffentlicht worden. 

4) Beichluß des Preuß. Staatdminift. v. 12. Ott. 1897 Nro. 10. Geneh⸗ 
migt duch Rab.Ordre v. 22. Dez. 1837 (abgedrudt in Kamptz Annalen BD. 
XXII ©. 3 Mil. Geſ. a. a. O. ©. 203). Preuß. Reglem. 8. 12. 
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4. Zu einer jeden Anftelung im Civildienfte ift die für die 
betreffende Stelle vorgefchriebene Qualififation unbedingt erforder: 
(ih; in3befondere die Ablegung der Prüfungen, und der Nachweiz 
der Förperlihen und geiftigen Befähigungen, melde für die Er: 
langung gewiſſer Stellen verlangt werden ’). Unter den qualifi- 
irten Militair-Anwärtern haben die Inhaber des Civilverforgung3- 
iheines den Vorrang vor den Anhabern des Eivilanftellungsichei: 
nes; unter den erfteren find zunächft Unteroffiziere, welche nad 
mindeſtens achtjähriger Dienftzeit ausgeſchieden find, zu berüdfich: 
tigen; im Webrigen richtet fi die Reihenfolge der Militair-An- 
wärter nach der Zeit der Anmeldung zu ciner Stelle, bei gleich⸗ 
zeitiger Anmeldung nach der Länge der militair. Dienftzeit ?). Bei 
der Bejegung von Stellen des Küften: und Hafendienftes haben 
Anwärter aus dem Seemannäftande der Reichsmarine den Vor: 
ug). In der Negel erfolgt die Anftellung der Militair-Anmwär: 
ter erft nach einer zur Zufriedenheit der vorgefegten Eivilbehörde 
abgelegten Brobedienftleiftung von 6 Monaten, für welche eine an— 
gemeffene Nemumneration zu zahlen it). Die für Militair: 
Anwärter beftimmten Civilftellen dürfen durch Ci— 
vil- Anwärter niht befegt werden, jo lange quali- 
fizirte Militairanwärter vorhanden find und fid 
darum bewerben. 

63 ift demgemäß ein Verfahren vorgeihhrieben, um die va= 
kanten für Militair-Anmwärter zugänglichen Stellen befannt zu ma: 
den und Bewerbungen zu ermöglichen °), Somohl die Reſſort— 


— — — — 
— — 


1) Preuß. Regl. $. 3. Eine Zuſammenſtellung der zahlreichen, in den ein⸗ 
zelnen Reſſorts hierüber ergangenen Unordnungen gibt v. Helldorff Dienft- 
vorihriften TH. I Abth. 5 S. 291—422. 

2) Preuß. Kab.Ordre v. 17. April 1873 (A. V. Bl. ©. 132). Hierdurch ift 
$. 4 des Preuß. Regl. abgeändert worden. Diefelben Vorſchriften find auch 
in andern deutſchen Staaten, 3. B. in Sachen, Heflen, Eljaß-Lothringen ($. 1 
der cit. Berordn.) eingeführt worden. 

3) Preuß. Regl. 8. 3 Abſ. 3 und dazu Kab.Ordre v. 15. Dez. 1869. 

4) Detaillirte Borfchriften über bie Probedienſtleiſtung enthält das Breuß. 
Regl. 8. 27 ff.; über die Fortzahlung de3 Militaireinlommend der in Reih 
und Glied befindlichen und zur Probedienftleiftung "ablommandirten Milttair- 
anmärter gelten die Vorſchriften des Geldverpfl.Regf. f. den Frie 
den v. 24. Mai 1877 8. 39. 

9) Die gegenwärtig hierüber geltenden Borjchriften find enthalten im Preuß. 
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minifterien wie die Oberrechnungsfammer, und hinſichtlich der Kom: 
munal:, Kreid:, Provinzial und Inſtituts-Stellen die auffihtfüh: 
renden Regierungen. und Oberpräfidien, find verpflichtet, die Kon: 
trole darüber zu führen, daß die den Militair-Anmwärtern zugäng: 
lihen Stellen auch wirklich durch ſolche beſetzt werden !). 

5. Somohl das PVorzugsreht der Militairanmwärter als die 
unter denfelben beftehende Rangordnung gelten nur für die erfte 
Anftelung; die Beförderung in höhere Dienftftelen oder Gehalts: 
ftufen erfolgt lediglich nach dem Ermeſſen der vorgefegten Civil- 
bebörde , beziehw. nad) dem Dienftalter im Civilſtaatsdienſte ?). 
Menn ein im Givildienit angeftelter Inhaber des BVerforgungs: 
oder Anftelungsiheins aus diefem Dienft mit Benfton aus: 
ſcheidet, ſo verliert der Schein feine Wirkſamkeit ®). Außerdem 
verliert er von Rechtswegen feine Kraft, wenn dem Inhaber durch 
rechtskräftiges Erkenntniß die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter abgejprochen wird *). 

6. An Stelle der Civilverforgung Tönnen halbinvalide 
Unteroffiziere im aktiven Militairdienft belaffen und in fol: 
hen Stellen verwendet werden, deren Dienft das Vorbandenfein 
ber Feld» beziehungsw. Seedienftfähigfeit nicht erfordert (fogen. 
Garnifondienft), wenn fie hierzu geeignet find und dies ftatt 
der Gewährung der Penfion wünjchen 5). 


V. Feftftellung, Zahlung, Kürzung. 
der Benfion. 


In der juriftiihen Natur des Berhältniffes it zwar ein Un: 
terihied zwilchen dem Penſions-Anſpruch der Offiziere und dem 


Regl. 8. 16 fg. und in einer KabOrdre v. 12. April 1875 (A. V.Bl. ©. 157). 
Sie find in den meiften Staaten Norddeutſchlands ebenfalls eingeführt. (Bgl- 
Me Nachweiſungen in den „Milit.Gejeben”“ a. a. DO. ©. 213.) Ebenfo im 
Großh. Heffen. Für Eljaf-Lothringen vgl. Die oben cit. Verordn. v. 26. Ja⸗ 
nuar 1878 8 4. 

1) Preuß. Negl. 8. 31 fg. Dem Reichskanzleramte wird alljährlich die 
Bahl der mit Militatranmwärtern bejegten Stellen mitgeteilt. Beſchl. des Bun⸗ 
desrathes v. 1869 Ziff. 9 (A.V. Bl. ©. 194). 

2) Preuß. Regl. 8. 5 Abſ. 2. 8. 9 Ziff. 3. 

3) Preuß. Regl. 8. 37. 

4) Preuß. Regl. $. 35. 

5) Penſions⸗Geſetz $. 79. Garnifondienftftellen für Halbinvalide des &- 
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der Berjonen der Unterklaſſen in den angegebenen Beziehungen 
nieht begründet und es find demgemäß auch die wejentlichen Rechts: 
grundfäge für alle Militairperfonen gleichartig, im Einzelnen aber 
bat das Penſionsgeſetz ſehr zahlreihe Abweichungen zwiſchen den 
oberen und unteren Rangflafjen eingeführt. Es empfiehlt fich des: 
balb, dem Borgange des Penſionsgeſetzes gemäß die für jede ber 
beiden Klaſſen beftehenden Vorfchriften gefondert darzuftellen. 

1. Offiziere und im Offizierrange ftebende 
Nilitairärzte. 

3) Die Feititellung und Anmeilung der Penſionen erfolgt durch 
die oberfte Militair-Bermaltungsbehörde des Kontingent3 !) und 
zwar nur auf Antrag. Das Geſuch um Gewährung von Penfion 
muß in dem Abſchiedsgeſuche enthalten und begründet fein. 
Eine nachträgliche Forderung von Penſion ift nur in dem Falle 
zuläffig, daß die Art der Invalidität gleichzeitig den Anſpruch auf 
Venfionserhöhung begründet ?). Offiziere 2c., welche das 60. Le: 
bensjahr noch nicht zurüdgelegt haben, müſſen in dem Benfions- 
geluh ihre Invalidität nachweisen °) und die Erklärung der un: 
mittelbaren Borgejegten beibringen, daß diefelben nad) pflichtmäßi- 
gem Ermeſſen den die Benfionirung Nahfuchenden für unfähig zur 
zortfegung des aktiven Militairdienftes halten %). Den oberften 
Militair-:Berwaltungsbehörden ift es überlaflen zu beftimmen, in 
tie weit noch andere Beweismittel allgemein oder im einzelnen 
alle beizubringen find 5). 





meinenftandes gibt e3 nicht mehr; deshalb erwähnt dad Geſetz nur Unteroffi- 
jiere. Bgl. Motive ©. 48. 

1) Penſ. Geſ. 8. 26. Bei den der Marine angehörenden Berjonen durch 
die Kaiſerl. Admiralität. Benf.Gef. 8. 55. 

2) Penſ. Geſ. 8. 29. Für ſolche Anjprühe muß die im 8. 16 a. a. O. 
feitgefegte Frift innegehalten werden. Siehe oben S. 290. 

3) Für den Anſpruch auf die Benfionserhöhungen ift der Nachweis in 
jedem Lebensalter erforderlih. Penj.Gef. 8. 28 Abi. 22 Das Geſetz fagt 
fälſchlich: „Dienftalter.” Vgl. über die Beranlafiung dieſes Redactiond-Ver- 
ſehens Seydel in Hirth’3 Annalen 1875 Sp. 65 Note 4. 

4) Penſ. Geſ. 8. 27 Ab. 1. Das Yormular für dieſe Erflärungen ift vor« 
geihrieben in den Ausführungsbeftimmungen des Preuß. Kriegs- 
minift. v. 18. Aug. 1871 Ziff. 5. (A. B.Bl. 1871 ©. 227.) 

) Penj.Gef. 5. 27 Abi. 2. Dieſe Vorſchriften find für den Bereich der 
Preuß. Armeeverwaltung ergangen in der Dienſtanweiſung zur Beur- 
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b) Die Zahlung der Benfion erfolgt monatlich im Voraus; 
fie beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, für welchen der 
Berabichiedete das etatSmäßige Gehalt zum lebten Male empfan- 
gen bat, und falls er zur Zeit der Penfionirung Gehalt nicht mehr 
bezog, mit dem Monat, für welchen die Penfionirung ausgefpro: 
hen worden ift "). 

c) Das Recht auf den Bezug der eigentlihen Benfion 
rubt?), wenn ein Penfionair das Deutſche Indigenat (d. i. die 
Reichs-Angehörigkeit) verliert, bis zur Wiedererlangung desfelben, 
ferner wenn er im aftiven Militairdienft wieder angeftellt wird 
während der Dauer des Dienftes; endlich wenn und fo Lange ein 
Penſionair im Reichs-, Staats- oder im Kommunaldienfte ein 
Dienfteinfommen bezieht, injoweit als der Betrag dieſes neuen 
Dienfteinfommens unter  Hinzurehnung der Penſion (excl. Pen: 
fionserhöhungen) den Betrag des vor der Benfionirung bezogenen 
penfionsfähigen Dienſteinkommens überfteigt ?). 

Ermwirbt der Militairpenfionär eine Givilpenfion aus Reichs— 
oder Staatsfonds, fo wird um den Betrag der lekteren die Mili: 
tairpenfion gekürzt *); erwirbt er eine Benfion im Kommunaldienſt, 
fo bat dieje denſelben Einfluß wie ein Dieniteinfommen im Kom: 
munaldienft °). | 

Im Fall vorübergehender Beihäftigung im Reichs-, Staat3: 
oder im Kommunaldienſte gegen Tagegelder oder eine andermeite 
Entſchädigung wird die Benfion für die erften ſechs Monate dieler 


theilung der Militairbienftfähigkeit 2c. vom 8. April 1877 (Militairgejege Bd. Il 
Abth. V S. 90 ff.), insbejondere 88. 40 ff. Für die Offiziere des Beurlaub— 
tenftandes kommt ferner noch in Betracht der Erlaf des Preuß. Kriegsmin. 
v. 8. April 1872 (A.V. Bl. ©. 138 und Mil. Geſ. a. a. O. ©. 21 Note 2). 

1) Penſ. Geſ. 88. 30. 31. Nov. v. 4. April 1874 8. 4. 

2) Ein völliges Erlöſchen des Penſions-⸗Anſpruchs tritt nach 8. 32 ein in 
zwei Fällen, nämlich beim Tode des Penſionairs und bei einer gerichtlichen 
Berurtheilung defjelben zum PBenfionsverluft. Der erfte diefer Fälle ift felbit- 
verftändlich und feine Erwähnung im Geſetz überflüffig, der zweite kann nid: 
mehr vorfommen, da die beiden Neich3-Strafgefegbücher die Strafe ber Ent- 
ziehung einer bereitg zugebilligten Penfion nicht Tennen. 

3) Penſ. Geſ. 8. 33. 

4) Hat die Eivildienftzeit weniger als ein Jahr betragen, fo wird die 
volle Milttairpenfion wieder gewährt, d. 5. auf den Militairetat übernommen. 

5) Penſ. Geſ. $. 35. 36. 











8.91. Die Berjorgung ber Militairperjonen und ihrer Hinterbliebenen. 303 


Beihäftigung unverkürzt gewährt; in allen andern Fällen tritt 
die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penfion mit 
dem Beginn desjenigen Monats ein, welder auf das eine ſolche 
Veränderung nach fich ziebende Ereigniß folgt’). 

d) Auf Benfions:Erböhungen finden die Vorſchriften über 
Entziehungen, Kürzungen 2c. im Allgemeinen feine Anwendung; 
fie verbleiben vielmehr dem Penfionär, ausgenommen wenn derjelbe 
die Reichsangehörigkeit verliert oder wenn er im aktiven Mili- 
tairdienft wieder angeftelt wird; und auch in dem letterwähnten 
Falle werden Benfionserhöhungen fortgezahlt bei Anftellung in den 
für Garnifondienftfähige zugängliden Stellen ?); das Recht rubt 
ferner bei vorübergehender Heranziehung zum aktiven Dienft für 
die Dauer des mobilen Verhältniſſes und bei Verforgung in Sn: 
validen⸗Inſtituten °). 

2. Unteroffiziere und Soldaten. 

a) Der Anſpruch auf Inpalidenverforgung muß vor der 
Entlaffung aus dem aktiven Dienft angemeldet werben; 
dies gilt auch für Unteroffiziere und Soldaten des Beurlaub-: 
ten ftandes, wenn fie zum aktiven Militairdienft einberufen find *). 
Nur wenn die Invalidität nachweislich durch eine während des 
aktiven Militairdienites (im Frieden) erlittene Dienſtbeſchädi— 
gung verurſacht ift und diefe Dienftbefhädigung durch dienftliche 
Erhebungen vor der Entlaffung aus dem aftiven Dienft feft: 
geftellt ift, Tann der Anſpruch noch binnen 6 Monaten nad) der 
Entlaffung geltend gemacht werden d). Bon diefem Grundfag find 
jdoh ausgenommen die Verſorgungs-Anſprüche der nachweislich 
durh den Krieg oder duch eine auf Seereifen erlittene 
innere oder äußere Dienitbeihädigung invalide gemordenen Unter: 
offiziere und Mannſchaften, für welche innerhalb der dem betreffen: 
den Friedensſchluſſe beziehentl.-der Rückkehr in den erjten heimath- 
lihen Hafen folgenden 3 Jahre die 88 65—80 des Penſionsgeſ. 

1) Penſ. Geſ. $. 37. 

2) 3. 8. bei den ZTraindepot3, den Landwehr-Bezirksfommando’3 , den 
Garde-Landwehr- Bataillond - Stämmen, oder als Plagmajord, Führer der 
StrafabtHeilungen, Borftände der Handwerksftätten, Etappeninſpektoren, oder 
in der Militair- und Marine-Berwaltung. 

3) Penſ. Geſ. 8. 34; 35 Abſ. 1; 36 Abi. 2. 

4) Penſ. Geſ. 8. 81: 

5) Penſ. Geſ. 8. 82 C. 8. 83, 
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Anwendung finden; für die Invaliden des Krieges v. 1870/71 ift 
diefer Termin auf 4 Jahre verlängert worden). Nah Ablauf 
diefer Friſt können Anſprüche noch erhoben werven, wenn die Sn: 
validität al3 veranlaßt nachgewieſen wird durch eine im Sriege 
erlittene Verwundung oder äußere Dienſtbeſchädigung oder durch 
eine während des aftiven Militairdienftes im Kriege oder im Frie: 
den überftandene Tontagiöje Augenkrankheit ?). Allein es werben 
alsdann (d. b. bei Erhebung des Anſpruchs nah Ablauf der drei: 
jährigen, reſp. 4jährigen Frilt) nur die Penſions- und Berftümme: 
Iungszulagen unbeſchränkt gewährt, die eigentliche Benfion da- 
gegen wird nach der nächſt niedrigen Klafie berechnet ?). 

Auch den nah) ihrer Entlaflung als verforgungäberechtigt an: 
erkannten Invaliden Tann der Civilverforgungsfchein ertheilt wer: 
den 9). 

Bei den im aktiven Dienft befindlichen Perjonen erfolgt die 
Feitftellung der Invalidität dur den Hauptmann (Schwabron: 
oder Batteriehef) und den Militairarzt. Erfterer bat zu beichei: 
nigen, ob und melde Beſchädigung ein Soldat erlitten Hat°), ob 
diefe Beihädigung im Dienft erlitten ift, ob fie dem Betreffenden 
durch eigene Verfchuldung zur Laft fällt, oder ob fie außerbienit: 
li entitanden iſt; der Militairarzt hat die Dienftunbrauchbarkeit 
und Ermwerbsunfähigfeit, ihre Grade und ihre Dauer zu Eonita 
tiren 8). 

Die Entſcheidung über die zu bewilligende SInvaliden-Berjer: 
gung wird von dem Generalkommando getroffen; zweifelhafte Fälle 
find dem Kriegsminifterium vorzulegen; an welche Inſtanz auch 


1) Penſ. Geſ. $. 82 B. 8. 84 Abſ. 4. Novelle v. 4. April 1874 8. 13 
Abſ. 1 und 2. Im diefen Fällen ift es auch nicht erforderlich, daß die Dienit- | 
befchädigung vor der Entlajjung aus dem altiven Dienfte durch dienſtliche Er- 
hebungen fejtgeftellt worden ift Penſ. Geſ. $. 83. Bgl. bie Motive zur 
Novelle ©. 13. 14. (Drudf. I Sell. 1874. Nro. 10.) | 

2) Penſ. Geſ. 8. 82 A. 1 und A. 2 a) und b). | 

3) Penſ. Geſ. 8. 84. Bgl. Inſtruct. v. 26. Juni 1877 8. 17. 

4) Penſ. Geſ. 8. 87. 

5) Sache des Soldaten ift es, jede erlittene Dienftbeihädigung ſogleich 
anzumelden. Inſtr. v. 26. Juni 1877 8. 24 fg. | 

6) Dienftanweif. v. 8. April 1877 8. 21 und Inftruft. v. 26. Juni 1877 
8.6 ff. Der Militairarzt darf die Unterfuhung nicht auf Verlangen des Bo 
ſchädigten, ſondern nur auf Befehl ſeines Militair⸗Vorgeſetzten vornehmen. 


| 


8. 91. Die Berjorgung der Militairperfonen und ihrer Hinterbliebenen. 305 


der Rekurs gegen die Entjcheidung des Generallommandos zu richten 
RN Wird nah der Entlafjung aus dem aktiven Dienft 
ein Verſorgungsanſpruch erhoben, jo muß derjelbe bei dem Be: 
sirfafeldwebel oder dem Bezirfsfommando angemeldet werden. Das 
Bezirtsfommando veranlaßt die nähere Feltitellung der dem Ge- 
fuh zu Grunde liegenden thatjächlihen Angaben, die ärztliche Un: 
terfuhung, die Brüfung der Verforgungsberehtigung. Wenn diefe 
Recherchen nicht die fofortige. Abweiſung des Antrages ergeben, 
jo wird derſelbe der vorgejegten Infanterie-Brigade vorgelegt, von 
welder die Einleitung des Prüfungsverfahrens verfügt wird ?). Die 
Prüfung und Anerkennung der nah der Entlaffung aus dem al: 
tiven Dienft erhobenen Verſorgungs-Anſprüche findet alljährlich 
nur einmal ftatt ®). Der Regel nach wird diefe Prüfung mit dem 
Aushebungsgeſchäft verbunden 9; in befondern Fällen find auch au: 
Berterminliche Unterfuchungen ftatthaft °). 

Erweilt fih nah dem Ausfalle der Unterfuhung der An: 
ſpruch als unbegründet, fo wird der Antrag dur das Landwehr: 
Bezirkskommando fchriftlih abgewieſen; andernfal® werden bie 
Eingaben nehft Atteften, Bemerkungen u. |. w. dem Generalfom: 
mando zur Entiheidung eingereicht ®), Gegen die Beſcheide des 
Landwehr: Bezirtsfommando’3 ift der Rekurs an das Generaltom: 
mando, gegen die Beſcheide des lehteren der Rekurs an das Kriegs: 
minifterium zuläſſig. 

b) Die Zahlung der Penfion und Penfionszulagen erfolgt mo: 
natlih im Voraus ?); fie beginnt mit dem Erften desjenigen Monats, 
welder auf die regelmäßige Anerkennung des Anſpruchs durch 

1) Ueber dad „mvaliditäts-Prüfungsverfahren” vgl. die Inſtrukt. vom 
26. Juni 1877 8. 35 ff. — Bei den der Flotte angehörenden Perſonen treten 
jelbftverftändlich die Marinebehörden an die Stelle der Generaltommando’3 
und Kriegäminifterien. 

2) Inſtr. v. 26. Yuni 1877 8. 63. 

3) Penſ. Geſ. 8. 88. 

4) Die ärztliche Unterſuchung wird durch den der Ober⸗-Erſatzkommiſſion 
beigegebenen Militairaft in Gegenwart des Militairvorfißenden vollzogen. 
Ueber da3 Berfahren vgl. Inftruft. v. 26. Juni 1877 8. 66. 

5) Vgl. die angef. Inſtr. $. 67 fg. 

6) Ueber das Berfahren vgl. die eit. Inſtruktion $. 71 fg. 

7) Jeder Invalide empfängt bei der Kaſſe, auf welche bie Benfion zur 
Zahlung angewiejen ift, ein Beyfions-Quittungsbuch, für melces 
da3 Schema vom Bundesrath feftgeftellt worden ift. Das 3. 8. geltende 

Laband, Reihöftantsrecht. III. 20 








2398 8. 91. Die Berjorgung der Milttairperjonen und ihrer Hinterbliebenen. 


a) Die Stadtgemeinden in Preußen find gejeplid 
verpflichtet, die befoldeten ftädtifchen Unterbeamtenitellen und — 
jomeit Militairinvaliden mit der erforderlihen Gejhäftsbildung 
vorhanden find — auch die ſtädtiſchen Subalternbeamtenftellen mit 
verforgungsberechtigten Militair-nvaliden zu bejegen 1). Auäge: 
genommen find die Stellen der Kämmerei-Rendanten und Kaſſen⸗ 
beamten (Kabin.Ordre v. 1. Aug. 1835. Gel. Samml. ©. 179). 
Die für die Städte beftebenden Vorjchriften finden auch Anwen: 
dung auf die Beiegung der Kreisbeamtenftellen umd ber 
Stellen für die Brovinzialbeamten?). 

In den andern Deutihen Staaten befteht für die Kommunen 
eine gejegliche Verpflichtung diefer Art nicht. 

b) Den Privat-Eifenbahnen ift in Preußen bei ber 
Konzeflionirung die Pflicht auferlegt worden, zu den Unterbeam: 
tenftellen, mit Ausnahme der einer technifchen Vorbildung bedürfen: 
den, Militair-Anmwärter, welche das 35. Lebensjahr noch nicht zu: 
rüdgelegt haben, vorzugsweiſe zu mählen ®). 

ec) Die „ſtändiſchen Inftitute”, fie mögen von ſtän— 
diſchen oder Staat3behörden verwaltet werben, haben in Breußen 
bei der Anftelung der Unterbeamten die für die Kommunen gege: 
benen Vorſchriften zu befolgen, fomweit nicht ftatutarifche Anordnun⸗ 
gen eine Abweichung begründen *). 


1) Preuß. Reglem. v. 20. Juni 1867 8. 11. Die Verpflichtung iſt ein 
geführt worden durch eine KRab.Ordre v. 15. Juli 1776. Sie ift Durch den 
8. 157 der Städte-Orbn. v. 19. Nov. 1808 unberührt geblieben, was durch 
eine Deklaration v. 29. Mai 1820 (Gefeg-Samml. S. 79) ausdrüdlich feitge- 
ftelt worden ift. Durch die fpäteren Städteordnungen ift hieran Nichts ge 
ändert worden. In den nen erworbenen Gebieten ift durch Allerh. Erlaß v. 
22. Sept. 1867 (Geſ. Samml. ©. 1667) das in den ältern Provinzen beftehende 
Recht zur Einführung gelangt. Vgl. die ausfügrlihen Ungaben in den „Mi- 
Geſetzen“ a. a. D. ©. 202 fg. 

2) Preuß. Kreis-Ordnung dv. 13. Dez. 1872 8. 134 si 3 und Provinzial⸗ 
Ordn. v. 29. Juni 1875 8. 97. 

3) Ein Verzeihniß der Eifenbahnen, denen dieſe Berpflichtung obliegt, ift 
vom Preuß. Kriegemin. am 4. April 1878 im Urmee-®. at. 1878 ©. 94 ver- 
öffentlicht worden. 

4) Beſchluß des Preuß. Staatsminift. v. 12. OR. 1837 Nro. 10. Geneh⸗ 
migt durch Kab.Ordre v. 22. Dez. 1837 (abgedrudt in Kampg Annalen B. 
XII ©. 3 Mil.dei. a. a. DO. ©. 203). Preuß. Reglem. $. 12. 
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4. Zu einer jeden Anftellung im Civildienfte ift die für die 
betreffende Stelle vorgejhriebene Dualififation unbedingt erforder: 
ih; insbefondere die Ablegung der Prüfungen, und der Nachweis 
ver körperlichen und geiftigen Befähigungen, melde für die Er- 
langung gewifler Stellen verlangt werden ’). Unter den qualifi 
irten Militair-Anmwärtern haben die Inhaber des Civilverſorgungs— 
iheines den Vorrang vor den Inhabern des Civilanſtellungsſchei⸗— 
nes; unter den erfteren find zunächft Unteroffiziere, melde nah 
mindeſtens achtjähriger Dienftzeit ausgefchieden find, zu berückſich⸗ 
tigen; im UWebrigen richtet fi die Reihenfolge der Militair-An- 
wärter nach der Zeit der Anmeldung zu einer Stelle, bei glei: 
zeitiger Anmeldung nad der Länge der militair. Dienftzeit ?). Bei 
der Beſetzung von Stellen des Küften- und Hafendienfte® haben 
Anwärter aus dem Seemannsftande der Reichgmarine den Vor: 
zug’). In der Regel erfolgt die Anftellung der Militair-Anmwär: 
ter erft nach einer zur Zufriedenheit der vorgejegten Civilbehörde 
abgelegten Probedienftleiftung von 6 Monaten, für melde eine an— 
gemeflene Nemuneration zu zahlen ift %). Die für Militair: 
Anwärter beftimmten Civilftellen dürfen durd Ci: 
vil-Anmwärter nit befegt werden, fo lange quali: 
fizirte Militairanwärter vorhanden find und ji 
darum bewerben. 

Es ift demgemäß ein Verfahren vorgejchrieben, um die va= 
fanten für Militair-Anwärter zugänglichen Stellen befannt zu ma: 
den und Bewerbungen zu ermöglichen’). Somohl die Reſſort— 


— — — — — 


1) Preuß. Regl. 8. 8. Eine Zuſammenſtellung der zahlreichen, in den ein⸗ 
zelnen Refjort3 hierüber ergangenen Anordnungen gibt v. Helldorff Dienft- 
vorſchriften TH. I Abth. 5 S. 291—422. 

2) Preuß. Kab.Ordre v. 17. April 1873 (A. V. Bl. ©. 132). Hierdurch ift 
8. 4 des Breuß. Negl. abgeändert worden. Diefelben Borjchriften find auch 
in andern deutichen Staaten, 3. B. in Sachjen, Helen, Eljaß-Lothringen ($. 1 
der cit. Berordn.) eingeführt worden. 

3) Preuß. Regl. 8. 3 Abi. 3 und dazu Kab.Ordre v. 15. Dez. 1869. 

4) Detaillirte Vorſchriften Über die Probedienitleiftung enthält das Preuß. 
Regl. $. 27 ff.; über die Fortzahlung des Militaireinlommend der in Reih 
und Glied befindlichen und zur Probedienftleiftung abkommandirten Militair- 
anwärter gelten die Vorjchriften des Geldverpfl.Regl. f. den $rie 
den v. 24. Mai 1877 8. 39. 

5) Die gegenmärtig hierüber geltenden Borjchriften find enthalten im Preuß. 
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minifterien wie die Oberrechnungskammer, und binfichtlich der Kom- 
munal:, Kreiß:, Brovitzial- und Inſtituts-Stellen die auffichtfüh: 
renden Regierungen. und Oberpräſidien, find verpflichtet, die Kon- 
trole darüber zu führen, daß die den Militair-Anmwärtern zugäng: 
lihen Stellen auch wirklich durch ſolche beſetzt werden ?). 

5. Sowohl das Vorzugsrecht der Militairanwärter als die 
unter denſelben beſtehende Rangordnung gelten nur für die erſte 
Anſtellung; die Beförderung in höhere Dienſtſtellen oder Gehalts: 
ftufen erfolgt lediglich nach dem Ermeſſen der vorgefegten Civil: 
behörde, beziehm. nad dem Dienftalter im Givilftaatsdienfte °). 
Menn ein im Givildienft angeftellter Inhaber des Verſorgungs— 
oder Anſtellungsſcheins aus diefem Dienft mit Benfion au: 
ſcheidet, ſo verliert der Schein feine Wirkfamkeit ?).. Außerdem 
verliert er von Rechtswegen feine Kraft, wenn dem Inhaber durd 
rechtsfräftiges Erkenntniß die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter abgefprocdhen wird *). 

6. An Stelle der Givilverforgung können halbinvalide 
Unteroffiziere im aktiven Militairdienft belaffen und in fol: 
hen Stellen verwendet werden, deren Dienft das Vorhandenfein 
der Feld» beziehungsw. Seedienftfähigkeit nicht erfordert (fogen. 
Garnifondienft), wenn fie hierzu geeignet find und dies ftatt 
der Gewährung der Penfion wünſchen °). 


V. Feftftellung, Zahlung, Kürzung x. 
der Benfion. 


In der juriftiihen Natur des Berhältniffes it zwar ein Un: 
terſchied zwiſchen dem Penſions-Anſpruch der Offiziere und dem 


Negl. 8. 16 fg. und in einer KabOrdre v. 12. April 1875 (A.V. Bl. ©. 157). 
Sie find in den meiften Staaten Norddeutichlands ebenfalls eingeführt. (Bl. 
Me Nachweiſungen in den „Wilit.Gefeben“ a. a. O. ©. 218.) Ebenjo im 
Großh. Heſſen. Für Elfaß-Lothringen vgl. die oben cit. Verordn. v. 26. Je 
nuar 1878 8 4. 

1) Preuß. Regl. 8. 31 fg. Dem Reichskanzleramte wird alljährlich die 
Zahl der mit Militairanwärtern befegten Stellen mitgetheilt. Beſchl. des Yun: 
desrathes v. 1869 Ziff. 9 (A.V. Bl. ©. 194). 

2) Preuß. Negl. 8. 5 Ubi. 2. 8. 9 Biff. 3. 

3) Preuß. Regl. 8. 37. 

4) Preuß. Regl. $. 35. 

5) Penſions⸗Geſetz 8. 79. Garnifondienftftellen für Halbinvalide bed Ge⸗ 


| 
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der Perſonen der Unterklafien in den angegebenen Beziehungen 
nicht begründet und es find demgemäß auch die weſentlichen Recht3- 
grundfäge für alle Militairperjonen gleichartig, im Einzelnen aber 
bat das Penſionsgeſetz jehr zahlreide Abweichungen zwiſchen den 
oberen und unteren Rangklafjen eingeführt. Es empfiehlt fich des: 
balb, dem Borgange des Penſionsgeſetzes gemäß die für jede der 
beiden Klaſſen beſtehenden Vorſchriften gefondert darzuftellen. 

1. Offiziere und im Offizierrange ftebende 
Militairärzte. 

a) Die Feitftellung und Anweiſung der Penfionen erfolgt durch 
die oberfte Militair-:Berwaltungsbehörde des Kontingent? ') und 
jmar nur auf Antrag. Das Geſuch um Gewährung von Penfion 
muß in dem Abſchiedsgeſuche enthalten und begründet fein. 
Eine nachträgliche Forderung von Penfion ift nur in dem Falle 
zuläffig, daß die Art der Invalidität gleichzeitig den Anſpruch auf 
Penfionserhöhung begründet ?). Offiziere 2c., welche das 60. Le— 
bensjahr noch nicht zurüdgelegt haben, müflen in dem Penfions: 
gefuh ihre Invalidität nachweifen 9) und die Erklärung der un- 
mittelbaren Borgejegten beibringen, daß diefelben nach pflihtmäßi- 
gem Ermefjen den die Benfionirung Nachſuchenden für unfähig zur 
Fortfegung des aktiven Militairdienftes halten %. Den oberften 
Milttair-Berwaltungsbehörden ift es überlaffen zu beftimmen, in 
wie weit noch andere Beweismittel allgemein oder im einzelnen 
Falle beizubringen find 5). 





meinenjtande3 gibt e3 nicht mehr; deshalb erwähnt das Gejeg nur Unteroffi- 
ziere. Bgl. Motive ©. 48. 

1) Benj.Gef. 8. 26. Bei den der Marine angehörenden Perſonen durch 
die Kaiſerl. Admiralität. Penſ. Geſ. 8. 55. 

2) Penſ. Geſ. 8. 29. Für folche Aniprühe muß die im 8. 16 a. a. O. 
feitgejegte Srift innegehalten werden. Siehe oben S. 290. 

3) Für den Anſpruch auf die Benfiongerhöhungen ift ber Nachweis in 
jedem Lebensalter erforderlih. Penſ. Geſ. F. 28 Abi. 2. Das Geſetz jagt 
fälſchlich: „Dienftalter.” Bgl. über die Veranlaffung dieſes Nedactiond-Ver- 
ſehens Seydel in Hirth’3 Annalen 1875 Sp. 65 Note 4. 

4) Penſ. Geſ. 8. 27 Abi. 1. Das Formular für dieje Erklärungen ift vor- 
geihrieben in den Ausführungsbeftimmungen des Preuß. Kriegö- 
minift. v. 18. Aug. 1871 Ziff. 5. (A. V.Bl. 1871 S. 227.) 

5) Penſ. Geſ. $. 27 Abi. 2. Dieſe Vorjchriften find für den Bereich der 
Preuß. Armeeverwaltung ergangen in der Dienftanweifung zur Veurs 
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b) Die Zahlung der Benfion erfolgt monatlich im Voraus; 
fie beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, für welchen der 
Berabihiedete das etatsmäßige Gehalt zum lebten Male empfan— 
gen hat, und falls er zur Zeit der Benfionirung Gehalt nicht mehr 
bezog, mit dem Monat, für welchen die Penſionirung ausgeſpro⸗ 
hen worden iſt ). 

c) Das Recht auf den Bezug der eigentlichen Penſion 
rubt?), wenn ein Benfionair das Deutſche Indigenat (d. i. die 
Reichs: Angebörigfeit) verliert, bis zur Wiedererlangung degfelben; 
ferner wenn er im aktiven Militairdienft wieder angejtellt wird 
während der Dauer des Dienftes ; endlich wenn und fo lange ein 
Penfionair im Reichs-, Staats- oder im Kommunaldienfte ein 
Dienfteinfommen bezieht, injoweit als der Betrag diejes neuen 
Dienfteinfommens unter Hinzurechnung der Benfion (erel. Ben: 
fionserhöhungen) den Betrag des vor der Penfionirung bezogenen 
penfionsfähigen Dienfteinfommens überfteigt °). 

Erwirbt der Militairpenfionär eine Givilpenfion aus Reichs⸗ 
oder Staatsfonds, jo wird um den Betrag der lebteren die Mil: 
tairpenfion gekürzt 4); erwirbt er eine Benfion im Kommunaldienſt, 
fo bat diefe denjelben Einfluß wie ein Dienfteinfommen im Kom: 
munaldienft °). 

Im Fall vorübergehender Beihäftigung im Reichs-, Staat®: 
oder im Kommunaldienfte gegen Tagegelder oder eine anderweite 
Entihägigung wird die Benfion für die erften ſechs Monate diejer 


theilung der Militairdienſtfähigkeit 2c. vom 8. April 1877 (Militairgeſetze Bd. Il 
Abth. V S. 90 ff.), insbefondere 88. 40 ff. Für die Offiziere des Beurlaub— 
tenftandes kommt ferner noch in Betracht der Erlaß bes Preuß. Kriegsmin. 
v. 8. April 1872 (A.V. Bl. ©. 138 und Mil. Geſ. a. a. DO. ©. 21 Note 2). 

1) Benf.&ef. 88. 30. 31. Nov. v. 4. April 1874 8. 4. 

2) Ein völliges Erlöſchen des Penſions-Anſpruchs tritt nach 8. 32 ein in 
zwei Fällen, nämlich beim Tode des Penfionaird und bei einer gerichtlichen 
Berurtheilung defjelben zum PBenfionsverluft. Der erfte diefer Fälle ijt felbit- 
verftändlich und feine Erwähnung im Gefeg überflüjfig, der zweite kann nidt 
mehr vorfommen, da die beiden Neich3-Strafgefegbücher die Strafe der Ent- 
ziehung einer bereitz zugebilligten Benfion nicht Tennen. 

3) Penſ. Geſ. 8. 33. 

4) Hat die Eivildienftzeit weniger als ein Jahr betragen, fo wird die 
volle Militairpenſion wieder gewährt, d. h. auf den Militairetat übernommen. 

5) Penſ. Geſ. 8. 35. 36. 
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Beihäftigung unverkürzt gewährt; in allen andern Fällen tritt 
die Einziehung, Kürzung oder Wiedergemwährung der Penfion mit 
dem Beginn desjenigen Monats ein, welder auf das eine foldye 
Veränderung nach ſich ziehende Ereigniß folgt’). 

d) Auf Benfions-Erhböhungen finden die Vorjchriften über 
Entziebungen, Kürzungen zc. im Allgemeinen feine Anwendung; 
fie verbleiben vielmiehr dem Penfionär, ausgenommen wenn derjelbe 
die Reichsangehörigkeit verliert oder wenn er im aktiven Mili- 
tairdienft wieder angeftellt wird; und aud in dem legterwähnten 
Falle werden Benfionserhöhungen fortgezahlt bei Anftellung in ben 
für Garnifondienftfähige zugänglichen Stellen ?); das Recht ruht 
ferner bei vorübergebender Heranziehung zum aktiven Dienft für 
die Dauer des mobilen Verhältniffes und bei Verjorgung in In: 
validen⸗Inſtituten °). 

2. Unteroffiziere und Soldaten. 

a) Der Anſpruch auf Invalidenverforgung muß vor der 
Entlafjung aus dem aktiven Dienft angemeldet werden; 
dies gilt auch für Unteroffiziere und Soldaten de3 Beurlaub- 
tenftandes, wenn fie zum aktiven Militairdienft einberufen find *). 
Nur wenn die Amvalidität nachmweislih durch eine während des 
aktiven Militairdienftes (im Frieden) erlittene Dienftbeihäpi- 
gung verurſacht ift und diefe Dienſtbeſchädigung durch dienſtliche 
Erhebungen vor der Entlafjung aus dem aktiven Dienft feft- 
gettellt ift, Tann der Anſpruch noch binnen 6 Monaten nad) der 
Entlaffung geltend gemacht werden 5). Bon diefem Grundjag find 
jedvoh ausgenommen die Verſorgungs-Anſprüche der nachweislich 
durh den Krieg oder durch eine auf Seereijen erlittene 
innere oder äußere Dienftbeihädigung invalide gewordenen Unter: 
offiziere und Mannfchaften, für welche innerhalb der dem betreffen: 
den Friedensſchluſſe beziehentl.-der Rückkehr in den erften heimatb- 
lihen Hafen folgenden 3 Jahre die 88 65—80 des Penſionsgeſ. 

1) Penſ. Geſ. 8. 37. 

2) 3. B. bei den Traindepot3, den Landwehr⸗Bezirkskommando's, den 
Garde-Landwehr- Bataillond- Stämmen, oder ald PBlapmajors, Führer der 
Strofabtheilungen, Vorſtände der Handmwerksftätten, Etappeninſpektoren, oder 
in der Militair- und Darine-Berwaltung. 

3) Penſ.Geſ. 8. 34; 35 Abſ. 1; 36 Abi. 2. 

4) Penſ. Geſ. 8. 81. 

9) Benj.Gef. 8. 82 C. 8. 83, 
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Anwendung finden; für die Invaliden des Krieges v. 1870/71 ift 
diefer Termin auf 4 Jahre verlängert worden ). Nah Ablauf 
biefer Frift können Anſprüche noch erhoben werven, wenn die Ju: 
palidität als veranlaßt nachgewieſen wird durch eine im Kriege 
erlittene Berwundung oder äußere Dienſtbeſchädigung oder durch 
eine während des aktiven Militairdienjtes im Kriege oder im Frie 
den überftandene Eontagiöfe Augenkrankheit ®). Allein es werden 
alsdann (d. h. bei Erhebung des Anſpruchs nah Ablauf der drei- 
jährigen, reſp. djährigen Frilt) nur die Benfions- und Berftümme: 
lungszulhagen unbeſchränkt gewährt, die eigentlihe Penfion da- 
gegen wird nach der nächſt niedrigen Klafje berechnet °). 

Auch den nah ihrer Entlafjung als verforgungsberedhtigt an: 
erkannten Invaliden Tann der Civilverſorgungsſchein ertheilt wer: 
den ®). 

Bei den im aktiven Dienft befindlichen Perjonen erfolgt die 
Feititelung der Invalidität durh den Hauptmann (Schmadron: 
oder Batteriechef) und den Militairarzt. Erjterer bat zu bejchei: 
nigen, ob und welche Beihädigung ein Soldat erlitten hat °), ob 
diefe Beihädigung im Dienft erlitten ift, ob fie dem Betreffenden 
durch eigene Verſchuldung zur Laft fällt, oder ob fie außerdienit: 
lich entitanden ift; der Militairarzt hat die Dienftunbrauchbarkeit 
und Ermwerbsunfähigkeit, ihre Grade und ihre Dauer zu konſta⸗ 
tiren °). 

Die Entſcheidung über die zu bewilligende Invaliden-Verſor⸗ 
gung wird von dem Generalfommando getroffen; zweifelhafte Fälle 
find dem Kriegäminifterium vorzulegen; an melde Inſtanz aud 


1) Penſ. Geſ. 5. 82 B. 8. 84 Abſ. 4. Novelle v. 4. Upril 1874 8. 13 
Abſ. 1 und 2. In diefen Fällen tft es auch nicht erforderlich, daß bie Dienit: 
befchädigung vor der Entlajjung aus dem altiven Dienfte durch dienſtliche Er: 
hebungen feſtgeſtellt worden iſt Benj.Gef. $. 83. Vgl. die Motive zur 
Novelle ©. 13. 14. (Drudj. I Seſſ. 1874. ro. 10.) 

2) Penſ. Geſ. 8. 82 A. 1 und A. 2 a) und b). 

3) Benj.Gei. 8. 84. Vgl. Inftruct. v. 26. Zuni 1877 8. 17. 

4) Penſ. Geſ. $. 87. 

5) Sache des Soldaten ift es, jede erlittene Dienſtbeſchädigung fogleid 
anzumelden. Inſtr. v. 26. Juni 1877 $. 24 fg. 

6) Dienftanweif. v. 8. April 1877 $. 21 und Inſtrukt. v. 26. Juni 1877 
8.6 ff. Der Militairarzt darf die Unterfuhung nicht auf Verlangen des Be: 
ichädigten, jondern nur auf Befehl feines Militair-Vorgejegten vornehmen. 
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der Rekurs gegen die Enticheidung de3 Generalkommandos zu richten 
RN. Wird nah der Entlafjung aus dem aktiven Dienft 
ein Verforgungsanfpruc erhoben, jo muß derfelbe bei dem Be: 
zirfafeldwebel oder dem Bezirksfommando angemeldet werden. Das 
Bezirtsfommando veranlaßt die nähere Feſtſtellung der dem Ge: 
juh zu Grunde liegenden thatſächlichen Angaben, die ärztliche Un- 
terfuhung, die Prüfung der VBerforgungsberehtigung. Wenn diefe 
Recherchen nicht die fofortige. Abweiſung des Antrages ergeben, 
jo wird derjelbe der vorgejegten Infanterie-Brigade vorgelegt, von 
welder die Einleitung des Prüfungsverfahrens verfügt wird ?). Die 
Prüfung und Anerkennung der nah der Entlafjung aus dem al: 
tiven Dienft erhobenen Verſorgungs-Anſprüche findet alljährlich 
nur einmal Statt ®). Der Regel nad) wird dieje Prüfung mit dem 
Aushebungsgeichäft verbunden ); in befondern Fällen find auch au: 
gerterminliche Unterfuhungen ftatthaft °). 

Erweiſt fih nah dem Ausfalle der Unterfuhung der An: 
Ipruch al3 unbegründet, fo wird der Antrag dur das Landwehr: 
Bezirkskommando jchriftlih abgewieſen; andernfalls werden die 
Eingaben nehft Atteften, Bemerkungen u. |. w. dem Generalfom: 
mando zur Entiheidung eingereicht )). Gegen die Beicheide bes 
Landwehr: Bezirkäfommando’s ift der Rekurs an das Generaltom- 
mando, gegen die Beicheide des legteren der Rekurs an das Kriegs: 
minifterium zuläffig. 

b) Die Zahlung der Penfion und Penfionszulagen erfolgt mo: 
natlih im Voraus ?); fie beginnt mit dem Erften desjenigen Monats, 
welcher auf die regelmäßige Anerkennung des Anſpruchs dur 

1) Ueber das „Anvaliditäts-PBrüfungsverfahren” vgl. die Inſtrukt. vom 
26. Zuni 1877 8. 35 ff. — Bei den der Flotte angehörenden Perſonen treten 
jelbftverftändlich die Marinebehörben an die Stelle der Generallommando’3 
und Kriegsminifterien. 

2) Znftr. v. 26. Juni 1877 8. 683. 

3) Penſ. Geſ. 8. S8. 

4) Die ärztliche Unterſuchung wird durch den der Ober⸗Erſatzkommiſſion 
beigegebenen Militairaft in Gegenwart des Militairvorjigenden vollzogen. 
Ueber das Berfahren vgl. Inſtrukt. v. 26. Juni 1877 8. 66. 

5) Bgl. die angef. Inſtr. 8. 67 fg. 

6) Ueber das Berfahren vgl. die cit. Inſtruktion 8. 71 fg. 

7) Jeder Invalide empfängt bei der Kaffe, auf melde die Penſion zur 
Zahlung angemwiejen ift, ein Beyjions-Duittungsbucdh, für welches 
das Schema vom Bundesrath feftgeftellt worden ift. Das 3. 3. geltende 

Laband, Reichäftuatsreht. ILL 20 
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bie kompetente Behörde folgt; hierbei werden aber die im Rüc— 
ftande gebliebenen Beträge feit dem Erſten des auf die Anmel: 
dung des Anſpruchs folgenden Monats nachgezahlt '). 

c) Das Recht auf die Penfion und AZulagen erlifht — 
abgefehen von dem Tode und dem Eintritt des Endtermins bei 
zeitweiliger Bewilligung — ſobald das Gegentheil der Voraus: 
ſetzungen erwiejen ift, unter denen die Bewilligung flattgefunden 
bat °). Das Recht ruht, wenn der Penfionär die Reichgange: 
börigfeit verliert oder wenn er im aktiven Militairdienft wie: 
der angejtellt wird °). 

Nur die Penſions- und VBerftümmelungszulagen *) werden 
fortgezahlt, jo lange fih der Benfionair in einem Invaliden-In⸗ 
ftitut oder in einer militairifhen Kranken-, Heil: oder Pflegeanftalt 
befindet 5), oder wenn er im Givildienft angeftellt oder beichäftigt 
wird mit Ablauf des 6. Monats, welcher auf denjenigen Monat 
folgt, in dem die Anftelung oder Beichäftigung begonnen bat ®). 
Wenn das reine Dienfteinfommen aber nicht den doppelten Betrag 
der Invalidenpenſion (ausfhließl. der Kriegs: und PVerftümme: 
lungszulagen) erreicht oder mindeftens bei einem Feldwebel 350 
Thlr., bei einem Sergeanten oder Unteroffizier 250 Thlr. ?), bei 
einem Gemeinen 130 Thlr. beträgt, jo wird dem PBenfionair, je 


Formular beruht auf dem Bundesraths⸗Beſchluß vom 13. März 1877. Central 
blatt f. das D. R. 1877 ©. 252. 

1) Penſ. Geſ. 8. 99. Hiezu iſt zu vgl. ein Erlaß des Preuß. Kriegsmimiit. 
v. 9. Mai 1872 (Milit.Gefepe Bd. II Abth. 5 ©. 68 Ziff. 5). 

2) Penſ. Geſ. 8. 100 Ziff. 3. Eine Heilung oder Beflerung der duch den 
Dienft erzeugten Körperfchäden hat auf die einmal feftgeftellten Penſionsan⸗ 
ſprüche keinen Einfluß. Vgl. Nov. v. 1874 8. 13 Abſ. 3. 

3) Penſ. Geſ. 8. 101. 

4) Nach den vom Bundesrath befchloffenen Ausführungsbeftimmungen 
find bierunter nur die in den 88. 71 und 72 aufgeführten Zulagen zu ver- 
ftehen, nicht die Dienftzulage des 8. 74. Siehe oben ©. 289 fg. 

5) Andere Unterftügungen zu Rurzweden find auf die Penfiondzahlung 
einflußlo3 und auch bei der Aufnahme des Invaliden In ein Militair-Kurhaus 
kann die Penfion ganz oder theilweije zur Erhaltung feiner Familie fortge- 
zahlt werden. 

6) Penſ. Geſ. 8. 102. Bei mwechjelnden Anftellungen darf die Gewährung 
der Benfion neben dem Eivileintommen innerhalb eines Kalenderjahres ben 
Gejammtbetrag für 6 Monate nicht überfteigen. ebenbaf. 8. 104. 108. 

7) Für Militairperſonen des Unteroffizierftandes, welche fich mindeſtens 
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nahdem es günftiger für ihn ift, die Penſion bis zur Erfüllung 
des Doppelbetrages oder bis zur Erfüllung jener Sätze belafjen ). 
Als Civildienſt ift jeder Dienft (Beichäftigung) eine® Beamten 
zu veritehen, für welchen ein Entgelt aus einer öffentlichen Reichs⸗, 
Staat3- oder Gemeindelafle direkt oder indireft (3. B. durch Tan⸗ 
time) gewährt wird, ſowie der Dienft bei ftändifchen oder folchen 
mftituten, welche ganz oder zum Theil aus Mitteln des Staats 
oder ver Gemeinden unterhalten werden. Auch der Dienft in der 
Rilitair- oder Marine-Berwaltung oder in der Feldadminiftration 
ift ein Givildienft in diefem Sinne °). Dagegen gehören nicht bier: 
ber ſolche Dienftverrihtungen, für welde dem Penfionair ohne 
dbagihm die Eigenfhaft eines Beamten beigelegt ift; 
ſtückweiſe Bezahlung, Boten:, Tag: oder Wochenlohn oder Kopialien- 
vergütung gewährt wird ®). Ebenjowenig Tommen Anftellungen in 
Privatdienſi⸗ Verhältniſſen, z. B. bei Privateiſenbahnen, in Betracht. 


—— — ·—2— 


2 Sahre im altiven Militairdienit befunden haben, find dieje beiden Sätze 
auf 400 Thlr. erhöht worden durch $. 15 Abf. 2 der Nov. v. 4. April 1874; 
dieje Beftimmung findet aber nur auf ſolche Berfonen Anwendung, welche nad) 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus dem aktiven Militairdienit ausſcheiden. 
$. 22 eod. 

1) Penſ. Geſ. 8. 103. Nov. v. 4. April 1874 8. 15 Abſ. 1. — Friegd- 
invalide, welche an Statt des Livilverforgungsicheines die Anftellungs-Ent> 
Ihädigung gewählt haben, dann aber doch eine Stelle im Civildienſt erhalten 
haben, beziehen diefe Entihädigung fort (Nov. 8. 11), denn dieſelbe ift eine 
Entihädigung für den Verzicht auf das Anſtellungsrecht; Friedensinvalibe 
dagegen, welche auf Grund des Penſ.Geſ. $. 76 Abi. 3 und Nov. 8. 12 ftatt 
des Berjorgungsicheind eine Penſionszulage erhalten, meil fie 3. 3. der Ben- 
fionirung zu feinerlei Verwendung im Livildienft tauglich waren, die fpäter 
aber doch eine Eivilanftellung finden, beziehen dieſe Zulage nicht weiter fort. 
Erl. des Preuß. Kriegsm. v. 24. Juli 1876. (Mil.Gef. Il Abth. 5 ©. 56.) 

2) Erl. des Preuß. Kriegäminift. v. 22. Juli 1875. (Milit. Geſetze Bo. II 
Abth. 5 ©. 72 Biff. 5.) 

3) Penſ. Geſ. 106. Der Entwurf zur Nov. v. 4. April 1874 wollte diefen 
Paragraphen aufleben und durch eine Beitimmung von erheblich weiterem 
Umfange erjegen. Vgl. über die aus der mißglüdten Faſſung des $. 106 Her- 
vorgehenden Zweifel und Mipftände die Motive zum Gejegentw. v. 5. Febr. 
1874 ©. 17 fg. (BDrudfadhen des Reichdtages I Seſſ. 1874 Nro. 10.) Die 
Kommilfion des Reichdtages hielt aber den Abänderungd-VBorjchlag im Inte⸗ 
treffe der Invaliden für bevdenllih; vgl. den Kommiſſionsbericht ©. 8. 
(Druckſachen I Seſſ. 1874 Nro. 88); und der Neichdtag verwarf ſowohl den 
Antrag der Regiernng als auch einen bejchränkteren Antrag der Kommiſſion. 


(Stenogr. Berichte ©. 632 ff.) 
20 * 
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Nach den vom Bundeszrath beichloffenen Ausführungs-Beftim- 
mungen (Gentralbl. 1875 ©. 142 ff.) muß diejenige Behörde, 
welche einen penfionsberechtigten Invaliden im Civildienſt anftellt, 
ibm das Penſions-Quittungsbuch abfordern, in dasjelbe das An- 
ftelungsverhältniß und den Betrag des Dienfteinfommens eintra- 
gen und das Quittungsbuch der die Benfion feftftelenden Militair- 
bebörde einreichen. Die lebtere bat in dag Quittungsbuch einzu- 
tragen, bis zu welchem Zeitpunkt der Angeftellte die Penſion un: 
verfürzt zu beziehen bat und in weldem Betrage die Kürzung zu 
erfolgen bat. Durch Vermittlung der Civilbehörde empfängt bie: 
tauf der Invalide das Duittungsbuh zurüd '). Wenn der Pen: 
fiongempfänger nicht mit feftem Eintommen, fondern gegen Tan: 
tiöme, Gebühren und dgl. im Civildienft angeftellt ift, jo find die 
ihm zufommenden Penſionszuſchüſſe im Laufe des Jahres von der 
Dienftbehörde vorſchußweiſe zu zahlen und im Januar des folgen: 
ben Jahres derjenigen Behörde, auf deren Militairpenfionzetat 
der Empfänger Steht, zur Feitftelung und Erftattung nachzumeifen. 

d) Erwirbt der Militairpenfionair beim Ausfcheiden aus dem 
Civildienſt ein Civilpenfion, jo ift zu unterjcheiden, ob bei Feftitel- 
lung der letteren die Militairdienftjahre zur Anrechnung fommen 
oder nicht. Iſt dies der Fall, To wird der gefegliche Betrag der 
Sinvalidenpenfion wieder ganz auf Militairfondg übernommen und 
nur der etwaige Mehrbetrag der Civilpenfion aus dem Eivilpen- 
ſionsfonds gezahlt. Kriegs: und PVerftümmelungszulagen bleiben 
jedoch bei dieſer Berehnung außer Betracht und merden unter 
allen Umftänden aus Militairfonds beftritten. Wird die Militair: 
vienftzeit bei der Civilpenfion nicht in Anrechnung gebracht, ſo 
zahlt der Militairpenfionsfonds zu der Civilpenſion einen Zufhuß 
aus der früher erdienten Invalidenpenſion bis zur Erreichung des 
für die Gefammtdienftzeit zu beanſpruchenden PBenfionsbeirages ?). 


VL Bewilligungen für Hinterbliebene. 
1. Hinterläßt eine penfionirte Militairperfon des Soldaten: 
ftandes ?) eine Wittme oder ehelihe Nachkommen, jo wird die Pen: 
1) Falls der Invalide überhaupt Feine Invalidenfompetenzen mehr zu be 
ziehen bat, jo wird das Quittungsbuch ihm von feiner Dienftbehörde wieder ab⸗ 
gefordert und aufbewahrt. 


2) Penſ. Geſ. 8. 107. 108. Nov. v. 4. Aprit 1874 8. 16. 
8) Auf bie Militair beamten finden die Beftimmungen bes Reichsbe⸗ 
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fion noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat bezahlt; 
im Falle der Bedürftigfeit Tann diefe Penſionszahlung auch an: 
deren Familienmitgliedern, deren Ernährer ber Berftorbene geweſen 
it, oder zur Dedung der Koften der letzten Krankheit und Beer: 
digung gewährt werden '). 

2. Befondere Beihülfen erhalten die Wittwen und Kinder ?) 
fowie hülfsbedürftige Eltern und Großeltern derjenigen Militair- 
perjonen °®) der Feldarmee *), welche 

a) im Kriege geblieben oder an den erlittenen Verwundungen 
während des. Krieges oder jpäter geftorben find, 

b) im Laufe des Krieges erfrantt oder beihädigt und in 
Folge deſſen vor Ablauf eines Jahres nah dem Friedensihluß 
verftorben find, 

e) welche durch Schiffbruch verunglüdt oder in Folge einer 
militairiſchen Aktion oder der klimatiſchen Einflüffe auf Seereifen 
oder innerhalb Jahresfriſt nach der Rückkehr in den erſten heimatb- 
liden Hafen verftorben find ®). 


VI. Geltendmahung der Berjorgungsanfprüde, 


Die Anſprüche auf Penfionen, Beihülfen und Bewilligungen 
auf Grund des Militair-Benfionsgefeges ®) find in erfter Reihe bei 


amtengejeßes Anwendung. Siehe Bd. I S. 473. Stirbt ein Offizier, ber 
im aktiven Dienft fich befindet, jo erhalten die Hinterbliebenen das Gen a⸗ 
dengehalt. Geldverpfl.Regl. 8. 22, vgl. oben ©. 227 und über Rap i- 
tulanten ©. 243. 

1) Penſ. Geſ. 8. 39. 40. Nov. v. 4. April 1874 8. 5. 14. 21. 

2) Unter „Kindern“ find nur die aus rechtmäßiger Ehe hervorgegangenen 
zu verftehen. Erf. des oberjt. Gerichtshofes zu München v. 12. Juli 1875 
(Hauſers Beitichrift f. Reichd- und Landesrecht III ©. 302). 

3) Diefe Beftimmungen finden auch auf die Hinterbliebenen 
der MNilitairbeamten Anwendung. Benf.Gel. 8. 56. 94. 

4) Der Begriff der Feldarmee beſtimmt fich nach Penſ. Geſ. 8. 45. (94. Ubi. 3.) 

5) Penſ. Geſ. 8. 41. 42. 52. 94 ff. Daſelbſt find die Beträge der zu ge- 
währenden Beihülfen feftgefegt. Zu den Anordnungen der 88. 94 ff. find vom 
Preuß. Kriegd- und Marineminifter in Gemeinjchaft mit dem Minifter des 
Innern und dem Finanzminifter Ausführungsbeftimmungen vd. 
18. Oftob. 1871 ergangen. Sie find gedrudt im A.B.8L. 1871 ©. 292 u. in 
den „Militair⸗Geſetzen“ Bd. II Abth. 5 ©. 135. 

6) Bei den Militairbeamten ift daher zu unterfcheiden zwiſchen dem An- 
Ipru auf die eigentliche Benfion auf Grund des Reichsbeamtengefeged und 
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den Militairverwaltungsbehörden geltend zu machen 
und erft, wenn der Inſtanzenzug bei denjelben erſchöpft ift, kann 
die Klage innerhalb einer präflufiviihen Frift von 6 Monaten, 
nachdem die endgültige Entfeheidung der Militairverwaltungsbe: 
börde dem Kläger bekannt gemacht worden ift, bei dem Gericht 
angebracht werben ). Bei der Beurtheilung der Anſprüche find 
die Gerichte gebunden an die Entſcheidungen der Militairbehörden 
darüber: ob und in welchem Grade eine Dienitunfähigfeit einge: 
treten, ob im einzelnen Falle das Kriegs: oder Friedensverhältnik 
als vorhanden anzunehmen und ob die Zugehörigkeit einer Mili- 
tairperjon zur Feldarmee im Sinne des 8 45 des Penſ. Geſ. vor: 
banden geweſen ift, ob eine Beihädigung als eine Dienftbejhädi- 
gung anzujeben ift und ob ſich der Invalide gut geführt bat ?). 
Der Entiheidung des Richters unterliegt dagegen ein Streit über 
bie Berechnung des penfionsfähigen Dienfteinfommens oder der 
Dienftzeit, über den Grad der Erwerbsunfähigkeit, über das Bor: 
bandenfein einer Verftümmelung (8. 13. 72), über die Zuläffigkeit 
einer Kürzung der Benfion reſp. über den Umfang, in melchem die 
Kürzung ftatthaft ift, über die Erhebung weitergehender Anfprüde 
als jie das Reichsgeſetz gewährt auf Grund älterer günftigerer 
Vorſchriften u. ſ. m. 

In einem Nechtöftreite wegen Penſionen, Beihülfen u. |. w 
ift, wenn die Kriegspdienfte in der Marine geleiftet worden find, 
der Reichsfisfus, in allen andern Fällen der Landesfiskus der Ver: 
Hagte, die mit dem dominium litis ausgeftattete Prozeßpartei. 
Ihre Vertretung beftimmt fi) daher nad) der Behördenverfaflung 
und den Gejegen des Einzelitaates; in Ermangelung einer anderen 
landesgejeglichen Beitimmung wird der Militairfisfus durch die 
oberfte Militair-Verwaltungsbehörde des Kontingents ver 
treten. Die Vertretung des Marinefisfus liegt der Kaiferl. Ab: 


dem Anſpruch auf die Kriegö- oder Verjtümmelungszulage reip. die Wittwen- 
und Kindererziehungs-Beihülfe auf Grund des Militairpenfionsgefehes. 

1) Penſ. Geſ. 8. 113. 114. Ueber den Beginn der Friſt, reſp. über den 
Begriff der endgültigen Aominiftrativ-Entjcheidung vgl. das Urth. des Reich’ 
oberhandelögerichts v. 21. Febr. 1879. Entfcheidungen Bd. XXIV ©. 411 fe. 

2) Penſ. Geſ. $. 17. 8. 20 Abi. 3. 8. 62. 8. 115. 
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miralität ob ?). Der Militairfigkus ift Landesfisfus *), der Marine: 
fiskus ift Reichsfiskus. 


Vierter Abſchnitt. 
Die Militairlaſten. 


$ 92. Begriff und allgemeine Rechtsſätze. 


I. Militairlaften find gefegliche Verpflichtungen zu Vermögens: 
Reiftungen für die bewaffnete Madt. 

Shrem Rechtsgrunde nah gehören fie dem öffent: 
lihen Rechte an; fie beruhen wie die Wehrpfliht auf dem ob- 
jectiven Rechte, auf dem Geſetz; fie unterfcheiden fich hierdurch von 
den auf Rechtsgeſchäften beruhenden Verpflichtungen, insbefondere 
von den contractlichen Obligationen der Lieferanten. Die Militair- 
laften bilden aus diefem Grunde einen Gegenftand des ftaatlichen 
Verwaltungsrechtes, d. h. ihre Vertheilung, Erhebung, Geltend- 
machung u. ſ. w. geſchieht nah den Grundſätzen des öffentlichen 
Rechtes im öffentlichen Intereſſe dur die Verwaltungsbehörden, 
während die Rechte und Pflichten der Armee:Lieferanten lediglich 
nah den Regeln des Privatreht3 zu beurtbeilen und im Wege 
des bürgerlichen Prozeſſes geltend zu machen find. 

Shrem Inhalte nah ftehen die Militairlaften aber den 
Verpflichtungen des Privatrechtes gleich ; denn fie beftehen in allen 
Fällen nur in Vermögensleiftungen. Hierauf beruht der tiefgrei- 
fende Gegenſatz zwiſchen Militairdienften und Militairlaſten; die 
legteren involoiren feine Verpflichtung zur Treue, zum Gehorſam, 
zu perfönlihem Dienft, ſondern fie betreffen lediglich das Vermö— 
gen. Eine Conſequenz diefes Gegenſatzes zeigt fich fofort rüdficht: 
li) der verpflichteten Berfonen. Die Wehrpflicht jegt einen Staats: 


1) Benfiondgej. $. 116. 

2) Für die mit der Preuß. Armee verbundenen Kontingente tritt an die 
Stelle des Landesfisfus der Preußifche Fiskus, deffen Vertretung dem Preuß. 
Kriegäminifterium obliegt. In Elſaß⸗Lothringen beftimmt fich die Paſſivlegiti⸗ 
mation und Prozeßvertretung nach dem Kontingent, zu melchem der Truppen- 
theil gehört, in dem die Militairdienfte geleiftet worden find, reſp. nach dem 
Kontingentäheren, zu welchem der Offizier, Militairbeamte u. |. w. in einem 
Militair⸗Dienſtverhaͤltniß geftanden hat. 
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angehörigen, einen der Staatögemwalt unterworfenen Menſchen vor: 
aus; die Militairlaften treffen das der Staatsgewalt unterworfene 
Bermögen. ihnen unterliegen daher auch alle juriftiichen Perſonen 
und alle Ausländer, wofern fie im Inlande ſolche Vermögensftüde 
haben, welche von den Militairlaften berührt werden, 3. B. Wohn: 
räume, Grundftüde im Feltungsrayon, Pferde, Schiffe u. f. m. 
Andererjeit3 bleiben die Staatsangehörigen unberührt von den 
Militairlaften binfichtlih derjenigen Bermögensitüde, die fie im 
Auslande haben ?). 

Aus dem peluniären Inhalt der Militairlaften ergiebt fi 
aber noch eine andere bebeutfame Folge, die einen wichtigen Un: 
terihied gegenüber dem Militairdienft begründet. Die Erfüllung 
der Dienftpflicht ift eine unſchätzbare und unentgeldliche Leiftung; 
es ift oben ©. 171 bereit hervorgehoben worden, daß die vom 
Staate den Soldaten gewährte Kleidung, Berpflegung, Löhnung 
u. ſ. w. nicht Lohnzahlung, jondern Mimentirung if. Die Mili: 
tairlaften dagegen find Vermögenzleiftungen und daher in allen 
Fällen abſchätzbar nnd vergütungsfähig. 

Die Wehrpflicht ift ferner eine allgemeine, gleiche Unterthanen: 
pflicht, die Seder, der dazu geeignet ift, nach dem Maße feiner 
Kräfte erfüllen muß. Die Militairlaften dagegen legen einzelnen 
Perjonen nach zufälligen Umftänden VBermögenseinbußen auf, melde, 
da fie der Allgemeinheit zu Gute fommen, von diefer d. b. vom 
Staate getragen werden müſſen. Die Forderung ihrer unentgeld: 


— 





1) Dan kann diefen Gedanken auch fo ausdrüden, daß bei der Wehrpflicht 
die Berfonalhoheit, bei den Militairlaften die Territorialhoheit zur Geltung 
kömmt, denn die Wehrpflicht beruht auf der Rechtsmacht des Reiches über die 
ihm angebörigen Perſonen, die Militairlaft auf der Rechtsmacht des Reiches 
über da3 im Bundesgebiet befindliche Vermögen. Ein folder Gedanke fcheint 
dem 8. 1 des Kriegäleiftungsgejebes zu Grunde zu liegen, welder die Ver- 
pflihtung zu Kriegdleiftungen als „eine Verpflihtung des Bunde 
gebiets“ erflärt. Der Berichterftatter des Meichdtages ſagte, dieſe Faſſung 
jei gewählt worden, „um Har auszudrüden, daß das Bundesgebiet dad 
in erjter Linie zu den Kriegsleiftungen verpflichtete Subjelt fei.” Stenogr. 
Berichte 1873 ©. 573. Das ift nun freilich fehr unjuriftiih; denn dos 
Bundesgebiet ift fein Subjekt und Tann nicht „verpflichtet“ fein. 
Es iſt vielmehr ein an fich richtiger, aber nicht zu bemußter Erfenntniß ge- 
tommener Gedanke in den citirten Worten des 8.1 jehr unklar ausgedrüdt 
worden. 
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lichen Leiſtung würde eine ſchwere Unbilligfeit enthalten, eine will: 
führlide, vom Zufall abhängige Rechtsungleichheit herbeiführen. 
In der Ratur der Militairlaften ift es daher begründet, daß der: 
jenige, der durch die Erfüllung derjelben getroffen wird, Anſpruch 
auf Schadloshaltung bat. Der Staat bedarf zur Befriedigung ge: 
wiffer Militairbedürfniffe zwar gemwifler Bermögensobjecte oder 
Arbeitöleiftungen, aber nicht um ſich ihren peluniären Werth anzu: 
eigenen, Sondern wegen ihrer thatjächlichen Unentbehrlichkeit; gerade 
deshalb ift er verbunden, den pefuniären Werth zu reftituiren. 
Hieraus ergiebt fi der Rechtsſatz, daß mit der Erfüllung aller 
Militairlaften der Regel nah ein Entſchädigungs-Anſpruch gegen 
den Fiskus verknüpft ift ’). 

Eine dritte Folge des Satzes, daß die Militairlaften Ver— 
mögensleiftungen zum Anbalt haben, beftebt darin, daß ihre Er: 
fülung ftet3 nur dann zu fordern ift, wenn die Militairbedürfnifie 
niht auf anderem Wege befriedigt werden fünnen. Denn das für 
Turhführung der Staat3aufgaben erforderliche. Bermögen ift 
der Regel nach durch die Mittel des Finanzrechts berbeizufchaffen. 
Die Staatswirtbichaft ift nicht Naturalwirtbichaft fondern Geldwirth⸗ 
haft. In erfter Reihe find daher auch die Bedürfnifle der Armee 
und der Flotte mit den im Syſtem der Geldwirthichaft Tiegenden 
Hilfsmitteln, alſo durch privatrechtliche Geſchäfte des Fiskus zu 
erfüllen. 

Die Militairlaften treten immer nur [ubfidiär ein, wenn 
durh die Umftände zu einer gewiffen Zeit oder an einem gemiflen 
Orte Bebürfniffe entftehen, denen wegen ihrer Natur oder wegen 
ihres Umfanges dur die gewöhnlichen Mittel der Militair- Ver: 
waltung nicht genügt werden kann; insbeſondere nicht durch Ber: 
wendung der bereit vorhandenen Vorräthe oder durch Abſchluß 
von Sieferungsverträgen oder anderen Eontralten. Jedoch ift das 
Vorhandenfein diefer Borausfegung nicht im Rechtswege feitzuftels 
len, d. h. der Berpflichtete Tann fih der Erfüllung der Militair- 
laft nicht durch die Behauptung entziehen, daß die Bedürfniſſe der 
bewaffneten Macht auch ohne Beanſpruchung der Leiftungspflicht 


1) Einzelne Ausnahmefälle, in denen für gewiſſe Leiftungen 3. B. für 
vorübergehende Gewährung von Naturalguartier an mobile Truppen, fein Er- 
‚ag gewährt wird, jind ausdrüdlich al3 Abweichungen von der Regel aner- 


fannt und beftätigen baher bie leßtere. 
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befriedigt werden können, und darüber auf richterliche Entſcheidung 
provoziren. Denn der Staat fteht dem Verpflichteteten nicht al3 
Gläubiger, fondern als Herrſcher gegenüber, deſſen Forderung den 
Charakter des obrigkeitliben Befehles hat. Die zum Erlaf 





dieſes Befehles zuftändigen Behörden haben jelbitftändig zu prü— 


fen, ob die im Geſetz erforderten Vorausfegungen im gegebenen 
Falle vorhanden find oder nicht; das Refultat diefer Prüfung if 


für den Militairlaft:Pflichtigen bindend. Wenn die Behörde da 
bei pflichtwidrig verfährt, fo treten die Bd. I 8 41 erörterten 
Rechtsfolgen der Pflichtverlegung ein, insbeſondere auch die Ver: 


pflihtung zum Schadenserſatz. 

Aus den vorftehenden Erörterungen ergibt fi, daß alle Wi: 
litairlaften ihrem juriſtiſchem Charakter nah eine gemille 2er: 
wandtihaft mit ver Erpropriation haben. Die Enteignung 
ift gleihlam der Grundtypus derfelben. Die Militairlaften haben 
mit der Enteignung die wejentliden Merkmale gemein, daß ite 
Eingriffe des Staates im öffentlichen (militairifchen) Intereſſe in 
die Privatrehtsiphäre des Einzelnen find, daß der Rechtsgrund 
für die Befugniß hierzu im öffentlichen Recht gegeben ift und dem 
gemäß auch die VBorausfegungen, unter denen dieſe Eingriffe ge 
ftattet find, durch das Öffentlihe Recht beftimmt werden, daß zu 
den Vorausfegungen ein Bedürfniß gehört, welches ohne dieſe Ein: 
griffe entweder gar nicht oder nicht in genügender oder zmedent: 
Iprechender Weife befriedigt werden Tann, und endlich daß die An: 
wendung dieſer Befugniß die Verpflichtung zur Entſchädigung nad 
ih zieht '). 

Einige Militairlaften ſtimmen mit der Erpropriation auch nod 
darin überein, daß fie auf Entziehung des Eigenthums gerichtet 
find, jo 3. B. die Pferdeausbebung ; jo daß der Unterfchied gegen 
die gewöhnliche Erpropriation nur in dem anders geregelten Ber: 
fahren beftebt. Die Mehrzahl der Militairlaften geht aber nidt 
auf Entziehbung oder. Befhränfung des Eigenthums, fon 
dern auf die Lieferung von Sachen oder auf Leiftung von 
Arbeit, alfo auf ein dare, facere, praestare. Deshalb Fünnen 
die von der Erpropriatign geltenden Rechtsregeln Feine unmittel: 


— — 





1) Vgl. meine Abhandlung über die Expropriation im civiliſt. Archid 


Bb. 52 ©. 169 Fi. 
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bare und vollfommene Anwendung auf die Militairlaften finden, 
iondern nur eine allgemeine Analogie bieten. Immerhin ift aber 
die Erfenntniß diefer Analogie, d. h. der begrifflichen Gleichartig- 
feit der Enteignung und der Militairlaften, für das Verſtändniß 
der rechtlichen Natur der legteren von Wichtigkeit. 

II. Die Militairlaften dienen, wie erwähnt, nicht zur Durch⸗ 
führung dauernder und regelmäßiger Aufgaben der Militairver: 
waltung, fondern zur Befriedigung befonderer und ungewöhnlicher, 
in eigenthümlichen thatſächlichen Verhältniſſen begründeter Bedürf⸗ 
niſſe. Hieraus ergiebt fi eine Eintheilung derjelben in 3 Klaſſen. 
Tie Bedürfnifje, zu deren Abhülfe die Militairlaften auferlegt 
jind, beftimmen ſich für die Verhältniffe des Friedens durch mefent: 
lih andere Momente wie für den Krieg, Zur Zeit des Krieges 
oder der Kriegsvorbereitungen find die Bedürfniſſe umfangreicher, 
dringender, vielſeitiger; andererfeitS ergiebt jich aber gerade aus 
den Berhältniffen des Friedenszuftandes die Nothwendigkeit gewiſſer 
Laſten, auf welche im Kriege verzichtet werden kann, da durch die 
Mobilmachung für die entiprechenden Bedürfniffe geforgt wird '). 

Auch bringen die Verhältniffe des Krieges es mit fih, daß 
andere Vorſchriften über Erhebung und Bertbeilung der Militair⸗ 
lajten und über die Vergütung für Leiftung derſelben gelten müſ—⸗ 
jen, wie im Frieden. Hieraus ergiebt ſich die durchgreifende Ein- 
tbeilung in Friedensleiftungen und in Kriegsleiftungen. Zu 
dieten beiden Klafjen tritt noch hinzu als eine dritte eigenartige 
Kategorie, die Beſchränkung des Grundeigenthums in der Umgebung 
der Feſtungen. Dieje Beichränfungen beruhen auf lokalen Ber: 
bältniffen, und find im Krieg und Frieden gleihmäßig fortdau- 
ernd; indeflen treten auch bier im Kriege d. h. im Falle einer 
Armirung der Feftung noch befondere Verpflichtungen hinzu. | 

Diefe Eintheilung ift auch von der Gefeßgebung des deutſchen 
Reiches bei der Regelung diefer Materie zu Grunde gelegt wor: 
den. Die Militairlaften für den Friedenszuftand find geregelt 
durch zwei Geſetze, von denen das eine v. 25. Juni 1868 die 


1) Hierher gehört namentlich bie Beipannung der Truppenfahrzeuge und 
des Traind. Da diejelbe bei Rückführung der Armee auf ben Friedenszuſtand 
niht beibehalten werden Tann, jo ergiebt fi die Nothwendigkeit, im Frieden 
Vorſpann in Anjpruch zu nehmen. Ferner ift zu erwähnen, die Benugung 
von Srundftüden für Truppenübungen. 
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Quartierleiftung, das andere v. 13. Febr. 1875 alle übrigen „Na: 
turalleiftungen” behandelt; die Militairlaften für den Kriegszuftand 
haben ihre gejeglihe Regelung gefunden durh das Gefeg über 
die Kriegsleiftungen v. 13. Juni 1873; endlich die Beſchränkungen 
des Grundeigenthbums in der Umgebung von Feftungen find nor: 
mirt worden durch das jogen. Feſtungs-Rayongeſetz v. 21. Dezem: 
ber 1871. 

III. Die Entfhädigungspflicht für die Erfüllung der Miltair- 
laften trifft den Reichsfiskus und zwar nicht nur materiell 
oder indirekt, indem er etwa die erforderlichen Beträge den Staats: 
fallen der Bundesglieder zu übermweifen hätte, fondern formell und 
direct. Daß das Reich materiell dieſe Koften tragen muß, ver: 
ftebt fi von jelbft, da ihm die gefammten Koften der Armee und 
Flotte mit Einſchluß aller Feftungen und anderen Bertheidigungs: 
Anftalten in Krieg und Frieden verfaffungsmäßig obliegen. Aber 
auch formell ift nicht der Fiskus eines einzelnen Staates, ſondern 
der Reichsfiskus verpflichtet. Denn die Kriegsleiftungen und Rayon: 
Beſchränkungen werden erforderlih durch Willensacte des Nei: 
ches, nicht durch Handlungen der KEinzelftaaten, da nur das Reid 
im Stande ift, Krieg zu führen und Feftungen anzulegen; und 
auch bei den Friedensleiftungen trifft dies für die Marine immer, 
für die Armee in der Mehrzahl der Fälle zu‘). Auch ift wohl 
zu beachten, daß die Kriegs: und Friedengleiftungen nicht blos für 
die Bebürfniffe des Kontingents des eigenen Staates, fondern in 
gleicher Art für die Kontingente aller übrigen Bundes-Staaten zu 
machen find und daß dies um fo häufiger thatſächlich eintritt, je 
mehr die Erfüllung der Militairlaften an die Vorausfegung gebun: 
den ift, daß die Truppen ſich außerhalb ihres Garnifonortes be: 
finden. 

Daß die Entfhädigungspflicht eine Pflicht des Reichsfis— 
tus ift, wird ausprüdlih anerkannt im Rayongeſetz $ 42 um 
im Kriegsleiftungs:Gefeb 8 34; ebenjo erklärt das Quartierlei⸗ 
ſtungs-Geſetz $ 3 und 8.4, daß die Entfhädigung „vom Bunde“ 





1) Insbeſondere für die Dnartierleiftung ift feftzuhalten, daß dieſelbe nit 
den Einzelftaaten, fondern dem Reiche gewährt wird, theils weil der Kaifer 
das Dislokationsrecht Hat, theils weil die Herftellung von Kafernen nad Maß⸗ 
gabe des Reichdetats, alſo gemäß den Willensentichlüffen des Neiches geihieht: 
Nur Bayern nimmt in dieſer Hinficht eine Sonberftellung ein. | 
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zu gewähren und daß der „Bund“ berechtigt ift, die Quartier: 
leiſtung gegen Entihädigung zu verlangen '). 
! Bon erheblicher praftifcher Bedeutung ift dies Übrigens nicht, 
da der Reichsfiskus ſowohl wie der Fiskus der Einzelftaaten von 
den Intendanturbehörden vertreten wird, und auch die Zuftändig- 
feit der Gerichte hiervon in der Regel unberührt bleibt. 
Rückſichtlich der Bayerifhen Armee jedoch beiteht hin- 
ühtlih der Entihädigung für die Friedensleiftungen und 
für RAyonbeſchränkungen diefe Verpflihtung des Reichs— 
fiskus nicht. Denn da Bayern eine jelbititändige Verwaltung der 
Armee bat und die Koften und Laften feines Kriegsweſens, den 
Unterhalt der auf feinem Gebiete belegenen feiten Plätze und fon: 
tigen Fortifilationen einbegriffen, ausſchließlich und allein trägt 
und dafür eine im Neichgetat ausgeworfene, der Kopfftärfe jeines 
Kontingent3 entjprechende Baufhjumme empfängt ?), jo muß es 
auch jelbftftändig die Entiehädigungspflicht für die von ihm gefor: 
derten Militairleiftungen tragen. Im Falle des Krieges dagegen 
fällt diefe Trennung zmwilchen der Armee-Verwaltung Bayerns und 
derjenigen der übrigen Kontingente fort. Der Strieg ift ein Unter: 
nehmen des Reiches, als eines einheitlichen völferrechtlichen 
und ftaatsrechtlihen Subjects; er wird ebenjo wie in politifcher 
jo auch in finanzieller Beziehung auf Gewinn und PBerluft des 
Reiches geführt. Alle Kriegstoften, d. h. alle durch den Krieg 
verurfahten Ausgaben, für melde nicht in dem Reichshaushalts⸗ 
Geſetze (Friedens-Etats) die erforderlihen Beträge ausgemworfen 
iind, fallen daher aud für das Bayeriſche Kontingent dem Reichs: 
fiskus unmittelbar zur Laſt. Dies gilt daher auch binfichtlich der 
für Kriegsleiftungen zu zahlenden Vergütungen, jomwie binfichtlich 
der im alle der Armirung einer Bayeriſchen Feſtung für Frei- 
legung des Feitungsrayons zu gewährenden Demolirungs - Ent- 
\hädigungen ?). | 


1) Im Naturalleiftungsgejeb fehlt eine ausdrückliche Beftimmung darüber, 
welder Fiskus das Subjelt der Entichädigungspfliht if. Im $. 14 wird 
nur angeordnet, daß die Leiftungen „aus Militairfond3” vergütet werden. 

2) Bertrag vd. 23. Nov. 1870 UI S. 5. 

3) Bgl. Rayongeſ. $. 44. 
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8. 93. Die Friedensleiſtungen ’). 


Die Vorſchriften über die Friedenzleiftungen fommen in allen 
Fällen zur Anwendung , in melden nit die in $. 1 des Kriegs: 





1) Geſetzgebung. Nahdem nah Gründung des Nordd. Bundes auf 
Grund des Art. 61 der Berfafjung zunächſt die älteren Preuß. Beſtimmungen 
duch 8. v. 7. November 1867 im ganzen Bunbeögebiete eingeführt worden 
waren (8.8.81. 1867 ©. 125), find dieſelben bejeitigt reſp. erſetzt worden durd 
folgende zwei Gefege: 

1. Sejeß, betreffend die DQuartierleiftung für die be 
waffnete Macht mährend des Friedendzuftanbes, vom 25. Jum 
1868. 8.0.31. 1868 ©. 523. (Entwurf mit Motiven in den Drudjaden 
bed Neichdtages v. 1868 Nr. 34. Kommiſſionsbericht ebendaj. Ar. 9. 
Verhandlungen des Neichdtages in den Stenogr. Berichten ©. 92. 125. 271 fg. 
461 fg. 573.) Diejes Gefe wurde eingeführt in Südheſſen auf Grum 
der Militair-Ronvention v. 7. April 1867 duch ein Landes geſetz v. 11. Aug. 
1869 (Hefj. Kegierungs-Bl. 1869 ©. 617). Die Erklärung deffelben zum 
Reich Sgeſetz ift verabjäumt worden. Die Einführung des Duartierleiftung?- 
gejebes ift ferner erfolgt: in Baden durch Reichsgeſ. v. 22. Rov. 1811 
(R.G.Bl. 1871 ©. 400); in Elſaß-Lothringen durd Geſetz v. 14. Juli 
1371 (Gefegbl. f. Elf.-Lothringen 1871 ©. 187. Die Publifation dieſes Ge— 
jebes im Reichsgeſetzblatt ift verabfäumt worden. Vgl. hierzu Bd. TI ©. 136fg.); 
abgeändert durch ef. v. 13. Januar 1872 (Gejepbl. f. E.-2. 1872 ©. 60): 
in Württemberg duch Reichsgeſ. v. 9. Febr. 1875 (R. G Bl. 1875 ©. 481 ; 
in Bayern duch Reichstgeſ. v. 9. Febr. 1875. (R. G. Bl. S. 41.) Alle dieſe 
Geſetze find Hinfichtlich des Servistarif3 und der Klaffen-Eintheilung der Orte 
abgeändert worben durch das Reichsgeſetz vom 3. Auguft 1878 (R.G.B- 
©. 243 fg.). 

Zum Ouartierleiftungsgejeg ift auf Grund des 8. 20 defjelben vom Bun⸗ 
despräfidium eine Ausfühbrungs- Inftrultion vom 31. Dez. 1868 


(Bundesgefegbl. 1869 ©. 1) erlaffen und 8. 15 derfelben durch Erl. v. 3. Sept. 


1870 (8.9.81. 1870 ©. 514) abgeändert worden. Dieje Ausführungd-nitruf- 
tion ift in den ſüddeutſchen Staaten refp. Gebieten gleichzeitig mit dem Quar— 
tierleiftung3-Gejeg in Kraft getreten. In Bayern ift der Erl. der Ausfüh⸗ 
rung3-Beftimmungen duch 8. 3 des Gef. v. 9. Febr. 1875 dem Könige über: 
tragen; diefe Königl. Bayr. Verordn. ift am 8. Yuli 1875 ergangen und im 
Bayer. Gefeg- und Verorbnungsbl. S. 513 publizirt worden. Sie wiederholt 
bis auf ganz geringfügige Abweichungen die Inſtrukt. v. 31. Dezemb. 1808. 
Eine Zufammenftellung der Abweichungen findet man in den „Militairgejegen :c.” 
Bd. II Ubth. 3 ©. 69. 79. 

2. Gefeg über bie Naturalleiftungen für die bewaff— 
nete Macht im Frieden, vom 13. Febr. 18%5. R. G. Bl. S. 52. 
(Entw. mit Motiven Drudi. des Reichst. IT Seff. 1874/5 Rro. 23; Kom- 
miffionsbericht ebendaf. Nro. 141. Verhandlungen Stenogr. Be 
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leiftungsgejeßes aufgeführten Vorausfegungen begründet find. Vgl. 
den folgenden Paragraphen. Sie bilden aljo die dauernde Regel, 
die Borfchriften über Kriegsleiftungen die zeitweije eintretende Aus: 
nahme. Andere Leiftungen für die bewaffnete Macht als die in 
den beiden Reichsgeſetzen v. 25. Juni 1868 und vom 13. Febr. 
1875 normirten, Tönen während des Friedenszuftandes nicht ge: 
fordert werden ?). 


I. Die Quartierleiftung. 


1. Borausfjegungen. 

a) Die Berpflihtung zur Quartierleiftung ift eine ſubſi— 
diäre Laft, welche nur dann eintritt, wenn dem Bedürfniß der 
Truppen weder durch fisfaliihe Kafernen und Stallungen noch 
durh Räumlichkeiten, welche der Militairverwaltung freiwillig über: 
laſſen, insbeſondere vermiethet, worden find, genügt werden kann?). 
Für die Truppen in Garnifonen ift die Unterbringung in Kaſernen 
die Regel; und aud da, wo diefelbe noch nicht durchgeführt ift, 
kaun die Gewährung von Quartieren nur für die Mannſchaften vom 
Feldwebel abwärts, und die Gewährung von Stallungen nur für 
Zienitpferde ?) gefordert werden; für alle übrigen Bedürfnijle der 
Nilitairverwaltung an Räumlichfeiten befteht feine Leiftungspflicht. 
Derjelbe Grundſatz gilt für Truppen in Kantonnements, wenn die 
Dauer des Kantonnements von vornherein +) auf einen 6 Monate 


ühte S. 115 ff. 881 ff. 1109 ff. und ©. 1429 fg... Auf Grund des 8. 18 
dieſes Gejeges find Ausführungsbeftimmungen zu demjelben er- 
laſſen worden für das gejammte Bundesgebiet, ercl. Bayern’d, durch Kaiferl. 
Berordn. dv. 2. September 1875 (R.G. Bl. S. 261) und im Wejentlichen 
gleihlautend für Bayern durch Königl. Verordn. v. 28. Septemb. 1875 
(Bayr. Gejeh- und Verordn. Bl. ©. 579). Eine Abänderung haben Diefelben 
erjahren Durch die Kaiferl. Berordn. v. 11. Juli 1878 (K.G. Bl. ©. 229) 
beziehentl. durch die Bayer. Zerorbn. v. 28. Aug. 1878 (Geſetz und Berordn.- 
Bl. S. 409.) 

Literatur: Seydel in Hirth's Annalen 1874 ©. 1038 ff. und 1875 
2.1082 ff. Siegfried Reichsgeſ. über die Naturalleiftungen erläutert 
Berlin 1875. v. Helldorff, Dienftvorfcriften IV, 1. S. 1ff. 

1) Raturalleift.Gef. 8. 1. 

2) Ausf. Inſtr. 8. 1. 

3) d. h. die dem Zruppentheil als folchem gehörenden Pferde im Gegen- 
log zu ben Ehargenpferden ber Offiziere und den im Privateigenthum der 
Offiziere ftehenden Pferden. (Stenogr. Berichte 1868 ©. 463.) 

4) Auf die thatjächliche Dauer der Kantonnements kömmt es nicht an, 








320 8. 93. Die Friedensleiftungen. 


überfteigenden Zeitraum feitgefegt if. Dagegen Tann bei Kan: 
tonnement® von nicht längerer als 6monatlicher oder von unbe 
ftimmter Dauer, ferner bei Märſchen und Kommando’3 im Be: 
dürfnißfall Quartier für Offiziere, Beamte und Mannſchaften, ferner 
Stallung für die von denjelben mitgeführten Pferde, ſoweit für 
dieſelben etatsmäßig Nationen gewährt werden, endlih das erfor: 
derliche Gelaß für Gejchäfts: Arreft: und Wachlokalitäten verlangt 
werden '). 

Der Begriff der Truppen umfaßt die gefammte bemaffnet: 
Macht einihließlih der Marine und zwar nicht nur die in einem 
eigentlihen Militairdienft-Verhältniß ftehenden Perſonen fondern 
auch das Heergefolge ®); er bedeutet ferner nicht nur geſchloſſene 
Truppenkörper, fondern auc einzelne, auf dem Marſche oder auf 
einem Kommando befindliche Perſonen oder Truppentbeile, insbe— 
fondere auch die zum Dienft einberufenen Rekruten, Referviften oder 
Zandmwehrleute u. ſ. w. 

b) Die Quatierleiftung kann nur in demjenigen Umfang: 
verlangt merden, welcher dem Bedürfniß entſpricht. Durch ein b:: 
fondereg, dem Geſetz als Beilage angehängtes Regulativ ill 
die Größe, Beihhaffenheit, Ausftattung des erforderlihen Raumes 
fowohl für Garnifonguartier als für vorübergehende Einquartierung 
für die einzelnen Chargen 2c. beftimmt worden 8). Dagegen hängt 
die Zahl und Art der Truppen, melde an einem gewiſſen Urt 
dauernd oder vorübergehend unterzubringen find, ausſchließlich von 
der Entfheidung der Militairbefehlöhaber ab. Die Anweilung 
einer Garnijon erfolgt in jedem Falle durch Anordnung des 
Kaijers (in Bayern des Königs); bevor diejelbe erlaflen wird, find 





fondern lediglich darauf, daß eine Dauer von mindeftend 6 Monaten in Aus 
fit genommen ift. 
- 1) Quart.Geſ. 8. 2. 

2) ebendaj. letzter Abſ. Die Beitimmung, daß unter der bewaffneten 
Macht die Truppen des Norbd. Bundes und der mit ibm zu Krieg? 
zwedenpverbündeten Staaten zu veritehen jeien, bezog ſich auf die 
Süddeutihen Staaten, melde mit dem Nordd. Bunde Schub- und Trugbünd- 
niſſe geichloffen hatten. Vgl. Bd. IS. 35. Durch die Errichtung des Deut- 
jchen Reiches ift diefe Anorbnung unanwendbar geworden. 

3) Es ift ein Theil des Gejeges und mit demſelben verfündigt worden, 
Bundes⸗Geſ.Bl. 1868 ©. 530 fg.; Hat alſo formelle Geſetzeskraft. 
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zwiihen dem Generalfommando und der oberen VBerwaltungsbe- 
börde Verhandlungen über die Zuläffigfeit der Belegung und die 
Garnifonflärke zu führen’). Das Marimum, bis zu welchem die 
gamifonmäßigen Quartierleiftungen von der Gemeinde im Ganzen 
verlangt werden können, ift durch ein von der Gemeindebehörbe all: 
jährlich aufzuftellendes Einquartierungsfatafter zu beftimmen?). Bei 
Kantonnement3 un Märſchen wird das Bedürfniß durch 
die Marſchroute feitgeftellt, d. i. eine Urkunde, melde von 
der oberen Verwaltungsbehörde auf NRequifition der militairischen 
Kommandobehörde ausgefertigt wird. Das Original derfelben er: 
bält der Kommandoführer der marfchierenden Truppe, eine Ab: 
Ihrift die Auffihtshehörde des mit Einquartierung zu belegenden 
Bezirks >). 

c) Die Pflicht zur Quartierleiftung ift eine Reallaft. Der: 
jelben find alle benugbaren d. b. für Einquartirung, Stallung oder 
als Geſchäfts-, Wacht- und Arreftlofale geeignete ) Baulichkeiten 
unterworfen, ſoweit dadurch der Inhaber in der Benußung der für 
kine Wohnungs: , Wirthſchafts- und Gewerbebetriebs-Bedürfniſſe 
unentbebrlidhen Räumlichkeiten nicht behindert wird °). Unter 
welhem Rechtstitel der Duartierträger die Räume inne bat, ift 
rechtlich unerheblich, wenngleich es den einzelnen Gemeinden ge: 
tattet ift, bei der Untervertbeilung der Leiftungen hierauf Rüdficht 
zu nehmen (fiehe unten ©. 323); die Laft liegt auf dem Gebäude 
al3 ſolchem. Diefem Charakter der Einquartirungslaft entipricht e3, 
dag der Quartierträger zu neuen, einen Koſtenaufwand verurjachen- 
den Heritellungen nicht verpflichtet ift, e8 jei denn, daß ihm eine 

1) Ausf. Inſtr. 8. 5. 

2) Die näheren Vorſchriften darüber find enthalten im Quartierl. Geſ. $. 6 
und der Ausf. Inſtr. 88. 7 und 8. 

3) Ausf. Inſtr 8. 6. Das Formular zur Marfchroute, welches diefer In⸗ 
itruct. beigelegen hat, ift aufgehoben und durch ein neue? Formular erjegt 
worden, welches eine Beilage zur Ausführungs-Anftr. zum Naturalleift.Gef. 
bildet. (K.G.Bi. 1875 ©. 273.) 

4) Ungeeignet find Gebäude in Stabttheilen, die allgemein al3 der Ge— 
iundheit nachtheilig anerfannt find, im Bau begriffene Häufer, feuchte Keller- 
wohnungen und andere nicht gehörig geſchützte Räumlichkeiten. Regulativ 8.12. 

5) Quartierl.Gef. 8. 4 Abi. 1. Eine Behinderung muß ſich der Inhaber 
gefallen laſſen, ſofern diejelbe nur als Beſchränkung erjcheint d. 5. ihm Die 
Bewohnung und den Gewerbebetrieb nicht unmöglich) macht. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. ILL. 21 
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vollftändige Entſchädigung Seitens des Reiches dafür gewährt wird '). 
Die Räume müſſen aber von dem Duartierträger mit den zu ihrer 
Benugung für Eingquartirungszwede erforderlichen Utenfilien ausge: 
ftattet werden ?) und er ift von der Verpflichtung zur Anſchaffung 
derjelben nicht befreit. 

Den Duartierträgern ift es geftattet, ihre Verbindlichkeit da- 
duch zu erfüllen, daß fie andere geeignete Quartiere zur Berfi: 
gung ftellen. Diejelben find der das Duartier vertheilenden Be- 
börde anzumelden und von diefer zu prüfen; wenn diejelbe das 
andermeitige Quartier zurüdmweist, fo findet gegen diefe Verfügung 
feine Berufung ftatt. Erfolgt die Annahme folder Uuartiere, jo 
tritt der Inhaber in die Obliegenheiten des urfprünglic Berpflid: 
teten ein ?). 

d) Befreit von der Eingquartierungalaft find nur die im 
Duartierleift. Gel. F. 4 Abſ. 2 aufgeführten Gebäude; alle andern 
Befreiungen find aufgehoben *). In mie meit für die Aufhebung 
der Befreiung eine Entihädigung in Auſpruch genommen werden 
Tann, ift nad Maßgabe der Landeögejeke zu beurtbeilen. 


1) Quartierl.Gef. 8. 4 Abſ. 3. Die Herftellung der belafteten Räume auf 
KRoften bed Reiches muß der Duartierträger dulden. 

2) Die näheren Borjchriften darüber enthält dad Regulativ $. 4 fi. 

8) Quartierl. Geſ. 8. 10. Ueber bie örtlichen Erforderniffe der Mieths 
quartiere vgl. das Negulativ $. 13. 

4) Befreit find insbefonbere die Gebäude, welche fi im Befige ber Rit- 
glieder der regierenden Familie befinden; ferner Die zu den Standesherrſchaften 
der vormals reichöftändifchen zc. 2c. Häufer gehörenden Gebäude, fofern fe 
für immer oder zeitweife zum Wohnfige ihrer Eigenthümer beftimmt find; die 
Wohnungen der fremden Gefandten und des Gejandtichaftsperjonald und unter 
Borausfegung der Gegemfeitigfeit die Wohnungen der Berufslonjuln fremder 
Mäcte, falls fie Angehörige des entjendenden Staates find und im ihrem 
Wohnorte kein Gewerbe betreiben und feine Grundftüde beſitzen; diejenigen 
Gebäude und Gebäudetheile, welche zu einem öffentlichen Dienjt oder Gebrauch 
beitimmt find, und Dienjtlolale der Behörden, der Eijenbahnen, Univerfitätd 
und andere zum Öffentlichen Unterricht beftimmte Gebäude, Biblioihelen und 
Muſeen, Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen Gottesdienfte gemidmete 
Gebäude, Armen-, Wailen- und Krantenhäufer, Beſſerungs⸗, Aufbewahrung? 
und Gefängniß-Anitalten, Gebäude der milden Stiftungen, welche für deren 
Zwecke unmittelbar benugt werden; endlich neuerbaute oder vom Grunde au? 
wieder aufgebaute Gebäude, bis zum Ablauf zweier Kalenderjahre nad dem 
Kalenderjahre, in welchem fie bewohnbar oder nugbar geworben find. 
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2. Berthbeilung und Geltendpmadung der Ein—⸗ 
guartierungslaft. 

a) Obgleich die Pflicht zur Duartierleiftung eine auf den Ge⸗ 
bäuden felbft ruhende Reallaſt ift, fo erfolgt doch die Geltendma- 
dung derjelben nicht unmittelbar gegen den Befiger, fondern durch 
Bermittelung der Gemeinden, denen die jelbftjtändigen Gutsbezirke 
vollkommen gleichgeftellt find. Die örtliche Bertheilung der Quartier: 
leiftung erfolgt auf die Gemeinde: und Gutsbezirte im Ganzen; den 
Borftänden derſelben liegt die weitere lintervertheilung und die 
Fürforge für die gehörige und rechtzeitige Erfüllung der Quartier: 
liiftungen ob. In den Städten Tann die Verwaltung der Ein- 
quartierung3-Angelegenbeiten bejonderen Deputationen übertragen 
werden !). In den Landkreifen und analogen Verbänden regeln 
Rommilfionen, welche aus dem Landrath, Amtshauptmann u. ſ. m. 
und zwei Mitgliedern beftehen, die Grundjäge und Ausführung der 
allgemeinen PVertheilung der Einquartierung auf den betreffen- 
den Kreis; beftehen derartige Vertretungen in einem Bundesftaate 
nicht, Fo bleibt die Regulirung diejer Angelegenheit der Landesge- 
feßgebung überlaffen ). In jedem einzelnen Gemeindebezirf 
wird die Vertheilung der Laft durch Gemeindebeihluß oder durch 
Drtsftatut geregelt; für die Beichlußfaffung find diefelben Grund: 
jäge wie für die Einführung von Gemeindefteuern maßgebend °). 
Durh ein folche3 Statut kann nun zwar feinem Gebäudebefiger 
eine größere Laft als die ihn gefeglich treffende auferlegt werden; 
es können aber die individuellen Verhältniffe eine billige Berüd- 
ichtigung finden, es Tann beftimmt werden, daß nur die Eigen- 
thümer und Nubnießer der Gebäude, nicht deren Miether, heran 
gezogen werden follen; es kann angeordnet werden, daß diejenigen, 
welde die Duartierleifteng effectiv übernehmen, aus Gemeinde: 
mitteln Zuſchüſſe erhalten; e3 Tann endlich feftgeleßt werben, daß 


1) Quartierleijt.Gej. 8. 5. 

2) ebendaf. 8. 7 Abf. 1 und 2. 

3) Bis zum Buitandelommen eines joldhen Ortsftatut3 bleiben die bis da- 
hin geltenden Grundfäge über die Vertheilung in Kraft. 

4) Iſt ein Katafter nah Maßgabe des 8. 6 aufgeftellt worden, jo dürfen 
bei der Untervertheilung der garnifonmäßigen Ouartierleiftung die in 
dem Katafter für die einzelnen Gebäude verzeichneten Marimaljäge nicht über- 
järitten werben. Ausf. Inſtr. $. 8 Abi. 1. 

21* 
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die einzuquartierenden Truppen von dem Gemeindevorftand in ge: 
mietheten Duartieren untergebradt und in welcher Weiſe die da- 
durch entftehenden Koſten gededt werden follen. Zwiſchen ſelbſt— 
ftändigen Gutsbezirfen und Gemeinden können Verbände zur ge: 
meinfamen Leiftung der Einquartierungslaft nad) Maßgabe des 
Drtsftatut3 eingegangen werden‘). In den dazu geeigneten Ort: 
Ichaften, namentlich in großen Städten oder ausgedehnten Land: 
gemeinden, fünnen bejondere Duartierbezirte gebildet werden). 

Der Drtsvoritand kann nah Ablauf von drei Monaten einen 
allgemeinen oder theilmeifen Wechjel der Quartiere vornehmen, 
nah Ablauf einer kürzeren Friſt nur mit Zuftimmung der Mil: 
tairbehörde ®). 

b) Der Gemeindevorftand oder die vorgeſetzte AuffichtSbehörde 
beflelben find befugt, die Quartierträger durch Anwendung admi: 
niftrativer Zwangsmittel zur Erfüllung ihrer DObliegenheiten — 
mit Einfluß der Beihaffung der erforderlichen Utenfilien — anzı- 
balten und die verauslagten Koften von dem Berpflichteten auf 
dem für die Einziehung der Gemeindeabgaben vorgefchriebenen 
Wege beizutreiben *%). Ebenfo haben die erwähnten Behörden Be: 
jchwerden über mangelhafte oder nicht vollftändige Quartierleiſtung 
endgültig zu erledigen. Die einquartierten Offiziere oder Mann: 
Ihaften find indeß nicht berechtigt, die Befchwerde unmittelbar bei 
dem Gemeindevoritand oder der Kommunal-Auffihtsbehörde vor: 
zubringen; zur Erhebung der Beichwerde ift vielmehr in Garni: 
onen nur der Garnifonältefte oder deffen Beauftragter, auf Mär: 
ſchen 2c. der Truppenbefehlshaber, beziebentl. der Fourieroffizier 
befugt ®), fo daß diefen Offizieren eine Vorprüfung in Betreff der 
ihnen gemeldeten oder von ihnen bemerften Mängel obliegt. Dem 
entfpricht e3, daß auch Beſchwerden der Duartierträger durch 
die Kommunal-Bebörden in Gemeinichaft mit den genannten Offi⸗ 


1) Quartierl. Geſ. 8. 7 Abſ. 8—6. 

2) ebendaſ. 8. 9. 

3) Gef. 8. 14. Nah der Ausführungs-Inſtr. 8. 14 muß der Ortsvor⸗ 
ftand den ZTruppentheil noch vor Beginn bes dritten Monat3 unter Ungabe 
de3 neuen Duartierbezirls davon in Kenntniß fegen, daß eine folche Maßregel 
beabfichtigt wird. 

4) Sei. 8. 11. Ausf. Inſtr. 8. 13. 

5) Gef. $. 12, 
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zieren zu erledigen find; können fich beide nicht einigen, fo erfolgt 
die endgültige Enticheidung von der höheren VBerwaltungsbehörde 
unter Zuziehung des Truppenkommando's ?). 

ec) Die Zumweifung der Quartiere, Stallungen zc. an die Trup- 
pen erfolgt mittelft Duartierbillet3?). Diejelben find vom 
Ortsvorftande auszufertigen; fie enthalten die genaue Bezeichnung 
der zu belegenden Duartiere mit Beifügung der Charge und Kopf: 
zahl der Einzuquartierenden; fie find den Truppen zu übergeben, 
denen fie zur Legitimation den einzelnen Quartierträgern gegenüber 
dienen; gegen Gewährung des Quartierd werden fie den lehteren 
ausgehändigt °). 

3. Die Entjhädigung (Servis.,) 

a) Die Höhe der vom Reihe (teip. von Bayern) zu ge: 
währenden Entihädigung beftimmt ſich durch den Servistarif und 
die Klafjeneintheilung der Drte, welche einer allgemeinen, alle 5 
Sabre zu wiederholenden Revifion unterliegen 4). Weberdies ift 
der Kaiſer ermächtigt, unter Zuftimmung des Bundesrath3 die 
Verſetzung einzelner Orte aus einer niederen Servisflaffe in eine 
böbere anzuordnen ®). Seit dem 1. April 1879 ift der durch das 
Reichsgeſ. v. 3. Aug. 1878 feftgeftellte Servistarif nebft Klaſſen— 
eintheilung in Kraft getreten. Der Tarif unterfcheidet in ähnlicher 
Weile wie der Tarif zum Reichsgeſetz v. 30. Juni 1873 über den 
Wohnungsgeldzufhuß ®) Serpisftufen nach dem Range ”) und theilt 


1) ebendaf. $. 18. Beſchwerden der Quartierträger find nur innerhalb 
vier Wochen ftatthaft. 

2) Das Formular dafür ift in der Beilage C. zur Ausf. Inſtr. feſtgeſetzt. 
3.6.81. 1869 ©. 17. 

3) Regulativ 8. 14. Ausf. Inſtr. 8. 11. In felbftändigen Gutäbezirken 
it die Ausfertigung von Quartierbillets nur erforderlich, mern auch die Hin- 
terjafien des Gutes zur Ouartierleiftung herangezogen werben. Der Gutövor- 
fand oder deſſen Stellvertreter hat in dieſem Falle die Billete auszufertigen. 
Ausf. Inſtr. 8. 12. 

4) Quartierl. Geſ. 8. 3. 

5) ebendaſ. $. 19. 

6) R.G.Bl. 1873 ©. 166. Im Uebrigen lehnt er fi) an an das Negle- 
ment über die Servis-Kompetenz der Truppen im Frieden v. 20. Febr. 1868. 
Dafielbe iſt nebft allen Abänderungen und Ergänzungen herausgegeben bon 
v. Helldorff Dienftvorfriften TH. IV Abth. 1. ©. 83 ff. 

7) Nur treten jelbftverftändlich die Gemeinen 2c. als fiebente Stufe Hinzu. 
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die Orte nach den Theuerungsverhältniffen in 6 Servisklaſſen ein’). 
Der hiernach fich ergebende Jahresſervis wird wieder in der Art 
vertbeilt, daß auf die Wintermonate (1. Oftober bis 31. März) 
ein größerer Antbeil als auf die Sommermonate fällt *). 

b) Die Berehnung der m zahlenden Entihädigungsiumme 
erfolgt in der Art, daß für jeden Einquartierungdtag !/so des 
Monatsbetrages gewährt wird. Dabei wird der Abgangtag nicht 
mitgerechnet und wenn Ankunft und Abzug auf einen Tag fält?), 
eine Vergütung nicht gezahlt. Für ganze Kalendermonate wird 
ohne Rückſicht auf die Anzahl ihrer Tage ein Servis für 30 Tage 
gerechnet ). Eine Entihädigung wird in der Regel nur für die 
Zeit der wirklichen Quartierleiftung gezahlt; ausgenommen find 
nur einige Fälle, in denen für Franke, arretirte, beurlaubte oder 
fommandirte Mannschaften oder für die zu den Uebungen ausge: 
rüdten Truppen die ihnen eingeräumten Wohnungen, ‚Stallungen 
u. ſ. mw. refervirt bleiben 5). 

c) Die Zahlung des Serviſes erfolgt an den Ortsvor— 
ftand und zwar in den Garnifonen allmonatlih °%) In Kanton: 
nement3 und auf Märſchen empfangen die Ortsvorſtände von den 
Zruppentheilen Quartierbefcheinigungen und liquidiren 7) auf Grund 
derfelben die Serpisentihädigungen vierteljährlich bei derjenigen 


1) Die oberſte Klaffe wird als Klafje Berlin oder A bezeichnet, enthält 
aber noch mehrere andere Städte (Altona, Bremen, Dresden, Frankfurt a. M,, 
Hamburg, Mes, Mühlhaufen, Münden, Straßburg, Stuttgart), jo daß die 
übrigen Klafjen mit den Ziffern I bis V bezeichnet werden. 

2) Außerdem wird eine Erhöhung der tarifmäßigen Entihädigung gewährt 
bei Quartierleiftungen zum Zwecke der Artillerie-Schiegübungen und bei Ein- 
quartierungen, welche behufs Abwehr der Ninderpeft nothwendig werben, fowie 
bei vorübergehenden Quartierleiftungen (Gef. 8. 2 Ziff. 2), injomeit 
diejelben die Dauer von 30 Tagen überfteigen. Anhang zur Klaffeneintheir 
lung. R.G.Bl. 1878 ©. 288. 

3) Nach der Ausf. Inſtr. $. 16. iſt Hierunter der Zeitraum von. Mitter- 
nacht zu Mitternacht zu verjtehen; die Entihädigung ift alfo für einen Tag 
zu zahlen, wenn die Truppen des Abends anlangen und am nächſten Morgen 
wieder ausrüden. 

4) Quart.Gef. $. 15 Abſ. 1 und 2. 

5) Die näheren Borichriften hierüber enthält 8. 16 des Geſetzes. 

6) Gef. 8. 15 Abi. 3. Die Zahlung erfolgt an denjenigen, dem die Aus 
jtellung der Quartierbillet3 obliegt. Inſtr. 8. 15 Abi. 4. 

7) Für die Landgemeinden beforgen die Auffichtsbehörben die Liquidation. 
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Sntendantur, zu deren Bezirk die mit Einguartierung belegten 
Ortſchaften gehören ?). Die Befriedigung der einzelnen Quartier: 
geber ift Sache de3 Ortsvorſtandes ?). 

d) Die Entihädigungsanfprüche für gemwährtes Naturalquar: 
tier Sowie alle Nachforderungen verjähren, wenn fie nit bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres, welches auf dasjenige folgt, in 
weldem die Zahlungsverpflichtung begründet worden ift, bei dem 
Gemeindevorftand,, beziehungsm. der vorgejegten Kommunal⸗Auf—⸗ 
fihtsbehörde angemeldet werden ?). Diefe Vorſchrift bezieht fich 
ledigli auf die Anfprüche der Quartiergeber gegen die Gemeinde, 
dagegen nicht auf die Forderungen der Gemeinden gegen die Reichg- 
faffe, da diefelben nicht „bei dem Gemeindevorftand angemeldet 
werben” Eönnen. Weber die Berjährung Diejer Aniprüde ent- 
hält das Reichsgeſetz gar feine Beitimmung; fie richtet ſich daher 
nah den Landesgeſetzen *). 


IM. Raturalverpflegung. 


Die Verabreihung der Naturalverpflegung an Truppen Tann 
nur al3 Accefforium der Uuartierleiftung gefordert werden, nie- 
mal3 als felbitftändige Verpflihtung Im Allgemeinen beftehen 
daher für dieſe Militairlaft auch diejelben VBorjchriften, wie für die 
Eingquartierungslaft, insbeſondere hinfichtlich der Durchführung der- 
jelben durch Vermittlung der Gemeinden; im Einzelnen find aber 


1) Ausf. Inſtr. 8. 15 und Erl. v. 3. Sept. 1870 (8.6.81. 1870 ©. 514) 
Der Inſtruct. find die erforderlichen Formulare beigefügt. 

2) Geſetz 8. 15 Abſ. 4. Der Ouartiergeber kann demnach feine Forde— 
rung immer nur gegen den Gemeindevorftand, nicht gegen die AIntendantur 
oder den Truppentheil geltend machen. “ 

3) Gef. $. 17. Die Frift läuft auch gegen Minderjährige und gegen die 
Berfonen, welchen bie privil. minorum zuftehen, ohne Zulaffung der in integr. 
restitutio. 

4) Die entgegengefebte Anfiht, daß ſich die Verjährungsfrift des 8. 17 
auch auf die Anſprüche der Gemeinden bezieht, findet fich in den „Militairge— 
jegen“ III ©. 17, ohne Angabe eines Grundes. Richtig ift nur, daß eine Ge- 
meinde, welche verjährte Entihädigungsforderungen bezahlt Hat, Hierfür feinen 
Erfah von der Reichskaſſe zu beanfprudhen bat. Inſofern kömmt daher die 
Verjährung des 8. 17 allerdings der Neichökaffe zu Gute. Gegen die Gemein- 
den bedarf es auch der kurzen Berjährungsfriit nit, da diefelben im Auf- 
ſichtswege zur rechtzeitigen Einreichung ihrer Liquidationen bei den Intendan⸗ 
turen angehalten werben können. 
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theil durch die Verſchiedenheit der Leiftung Unterſchiede begründet, 
theils bejchränfen die Vorausfeßungen, unter denen die Anforde: 
rung zuläffig ift, fie auf ein engeres Gebiet. 

1. Borausfegungen und Inhalt. 

a) jeder Quartiergeber ift verpflichtet, die bei ihm ein 
quartirten Offiziere und Mannfhaften zu verpflegen, wofern 
ſich diefelben auf Märſchen befinden. Dies gilt ſowohl für die 
Mari: und Ruhetage, als auch für die auf dem Marſche eintre- 
tenden Aufenthaltstage; dagegen befteht eine gefegliche Verpflid: 
tung zur Naturalverpflegung weder für Truppen in Garnifonen 
noch für Truppen in Kantonnements '). 

b) Der mit Verpflegung Eingartierte — ohne Unterſchied der 
‚militair. Charge — muß ſich in der Regel mit ber Koft des Quar: 
tiergeber8 begnügen. Im Falle des Streite8 muß ihm aber das: 
jenige in geböriger Zubereitung gewährt werden, was er nach dem 
Reglement bei einer Verpflegung aus dem Magazine zu fordern 
berechtigt jein würde ®). 

2. Geltendmachung. 

a) Die Berpflihtung zur Naturalverpflegung tritt ein auf 
Grund der von den zuftändigen Civil-Behörden ausgeftellten 
Marihrouten; nur in dringenden Fällen kann die zuftändige 
Militairbehörde die Leiftungen direft von der Gemeindebehörde 
und, wenn diefe nicht rechtzeitig zu erreichen ift, von dem Leiftungs: 
pflitigen unmittelbar requiriren ?). Alle Requifitionen der Mili: 


1) Naturall.Gef. 8. 4. Dem Kantonnement ftehen gleich folche Unterbre 
chungen von Märjchen, welche vorher beftimmt find. In Kantonnements haben 
die Truppen entweder ihre Verpflegung felbjt zu beichaffen oder es werben 
ihnen die Verpflegungsgegenftände aus militairifhen Magazinen geliefert. Bol. 
die Snitr. v. 2. Sept. 1875 (R.G. Bl. ©. 261) 8. 2. 

2) NRaturall.Gef. 8. 4. Die näheren Vorfchriften über Art und Menge 
der zu liefernden Nahrungsmittel enthält die Ausf. Inſtr. v. 2. Sept. 1875 
8. 2. Die Verabreichung von Brod Geitend bed Duartiergeber3 findet nur 
ftatt, wofern die Truppen nicht Brot oder Brotgelt empfangen haben. — Offi- 
ziere, Aerzte und Militairbeamte find nicht verpflichtet, die Verpflegung von den 
Quartiergebern zu nehmen; fie find aber dazu berechtigt und haben die Wahl, 
entweder fih mit der magazinmäßigen Verpflegung gegen gewöhnliche Bergi- 
tung zu begnügen oder „angemeflene Bewirthung” gegen Gewährung des dop 
pelten Bergütungsjages zu beanfpruchen. 

8). Naturall. Geſ. 8. 6 Abi. 1. 2. 
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' tairbebörden, ſowohl die an die Eivilbehörden wegen Ausftellung 

| der Marfchrouten al3 auch die unmittelbar an die Gemeinden oder 

. Suartiergeber gerichteten, müſſen jchriftlich erfolgen und Umfang, 
Ort und Zeit der in Anſpruch zu nehmenden Keiftung genau be- 
zeichnen. Ebenfo ift über die erfolgte Marfchverpflegung von der 
Militairbehbörde oder dem Kommandoführer eine jchriftliche Be: 
ſcheinigung zu ertbeilen ?). 

b) Die örtliche Vertheilung der Leiftung erfolgt wie die Ver: 
tbeilung der Einquartierung durch die zuftändige Civilbehörde auf 
die Gemeinden im Ganzen. Ebenfo gelten für die Untervertbei- 
lung diefelben Regeln wie fie daS Duartierleiftungsgejeg aufitellt. 
Die Gemeinden fönnen die Keiftungen aber aud ohne Unterver: 
theilung für eigene Rechnung übernehmen und die ermachlenden 
Koften auf die hierdurch von unmittelbarer Leiſtung befreiten Pflich— 
tigen nach Berhältniß ihrer Verpflichtung zur Naturalleiftung um: 
legen oder ohne Weiteres aus der Gemeindefafle beftreiten. Die 
Gemeindevorftände find befugt, die Leiftungspflichtigen durch ad» 
miniftrative Zwangsmittel zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten an= 
zubalten, beziehungsw. den auf fie entfallenden Koftenbetrag auf 
dem für die Einziehung der Gemeindeabgaben vorgejchriebenen 
Wege beizutreiben ?). 

ce) Die Vorftände der Gemeinden und felbitftändigen Guts- 
bezirke find verpflichtet, für die rechtzeitige Beichaffung der Marſch⸗ 
verpflegung zu ſorgen. Unterläßt ein Gemeindevorftand die Er: 
rüllung dieſer Pflicht, fo ift bei Gefahr im Verzuge die Mi- 
litairbehörde berechtigt, die Leiftung ohne Zuziehung. des Gemeinde: 
Lorftandes anderweit zu befhaffen und von letzterem, falls ihm 
eine Berfäumniß zur Laft fällt, Erfaß der für die Militairver: 
waltung entftandenen Mebrfoften zu verlangen °). 

3. Entjhädigung. 

a) Die Höhe der für bie Marſchverpflegung zu zahlenden 
Vergütung iſt ohne Rückſicht auf die Klaſſeneintheilung der Orte 
dieſelbe und ebenſowenig macht die Servisklaſſe oder die Charge 





1) Naturall. Geſ. $. 6 Abſ. 3. Ausf. Inſtr. v. 1875 8. 4. Derſelben find 
die erforderlichen Formulare beigefügt. 

2) Naturall. Geſ. $. 7 Abſ. 1-5. Inſtruct. 8. 5. 

3) Naturall. Geſ. 8. 7 Abſ. 6. 
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des Einquartirten einen Unterſchied. Jedoch iſt für Offiziere und 
im Offizierörange ftehende Aerzte und Militairhbeamte, wenn fie 
ih nicht ausdrüdlihd mit der magazinmäßigen Verpflegung ein- 


veritanden erklärt haben, der doppelte Betrag des Vergütungs- 


ſatzes zu entrichten, Die Normalhöhe des letzteren ift gefeblid 
für die einzelnen Mahlzeiten fetgeftelt und beträgt für die volle 
Tageskoſt 80 Pf. (ohne Brot 65 Pf). Wenn jedoch der Preis 


des Winterroggens nah dem Durchſchnitte der November-Markt: 


preije in Berlin, München, Königsberg und Mannheim für 1000 
Kilogr. mehr al3 160 M. beträgt, fo wird im folgenden Sabre 


für je 10 M. des Mebrbetrages die Vergütung für die volle 


Tagestoft um 5 Pf., bis zum Marimalbetrage von einer Marl 
erhöht und ebenjo in entiprehendem Verhältniß die übrigen Ber: 
gütungsfäße )). Demgemäß werden die hiernach für das folgende 
Jahr zur Anwendung fommenden Vergütungsfäte durch den Reichs— 
anzeiger öffentlich befannt gemadt ?). Die Feftftellung der Ber: 
gütungsfäge erfolgt vom Reichskanzler-Amte. Der Bundes: 
rath ift außerdem befugt, bei außergemöhnlicher Theurung der 
Lebensmittel die Vergütungsfäte zeit weiſe für das ganze Bun 
desgebiet ober für einzelne Theile deffelben über den Normaljag 
von 80 Pf. bis zu 1 M. und auch über den Betrag von einer 
Mark hinaus zu erhöhen ?). 

b) Die Zahlung für empfangene Marfchverpflegung erfolgt 
von dem Kommandoführer an den Gemeindevorfitand un 
zwar fofort °). Iſt ausnahmsweiſe die fofortige Bezahlung nit 
thunlich geweſen, fo ift der Betrag von dem Gemeindevorftande, 
beziebentl. der Auffichtsbehörde desselben, auf Grund der über 
die erfolgte Leiftung ertheilten Befcheinigung zu Liquidiren ®). Die 
Befriedigung der einzelmen Duartiergeber für die von ihnen 





1) Naturall. Geſ. 8. 9 Ziff. 2. Abſ. 5. Siehe oben ©. 328 Note 2. 

2) Die Inſtr. v. 1875 $. 6 enthält die näheren Angaben, wie die Erh 
hung der Vergütung auf die einzelnen Sätze zu veriheilen ift. 

3) Die Belanntmachung wird auch im Eentralbl. f. d. ©. R. u. im Ar 
mee⸗V. Bl. abgedrudt. 

4) Naturall. Geſ. 8.9 Ziff. 2 Abſ. 4. Hieraus ergiebt fi, daß der Reid 
fanzler von dem einmal belfannt gemachten Bergütungsfab im Lauf de? 
Jahres nicht abweichen darf. 

5) Ausf. Inſtr. 8. 6 Abi. 6. 

6) Das Formular hierfür enthält die Beilage D. 2 zur Inſtrult. 
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in natura gewährte Marfchverpflegung liegt dem Gemeindevor- 
ttand ob '). 

e) Ueber die Berjährung der Anſprüche auf Entſchädi— 
gung gelten dieſelben Regeln wie bei der Quartierleiftung ?). 


IH Fourage-Lieferung. 


Die Berpflihtung zur Verabreichung der Fonrage ift der Ver: 
pflihtung zur Marichverpflegung infoferne ganz gleichartig, als fie 
nur auf den Unterhalt der Pferde und fonitigen Zugtbiere der auf 
Märſchen befindlichen Theile der bewaffneten Macht, und zwar 
iowohl für die Marſch- und Ruhetage, ald auch für die Liegetage, 
iih eritredt. Aber auch darin fteht fie unter denjelben Regeln wie 
die Berpflegungslaft, daß fie dur Bermittlung der Gemeinden 
geltend gemacht wird, daß die Vertheilung demnach auf die Gemein: 
den im Ganzen erfolgt, daß denfelben die Wahl frei fteht, ob fie 
die Laſt durch Untervertbeilung auf die Befiger von Fouragebe- 
ſtänden oder durch unmittelbare Lieferung auf Gemeindekoſten er: 
füllen wollen, daß die Entihädigung an den Gemeinde-Borftand 
für die Gefammtleiftung bezahlt wird und diefem die Befriedigung 
der einzelnen VBerpflichteten für die von diejen gelieferten Beftände 
obliegt, daß über Marjchrouten, Requifitionen, Beiheinigungen, 
Liquidationen und Verjährung diefelben Vorſchriften gelten. Ein 
rechtlicher Unterjchied zwiſchen beiden Militairlaften befteht ledig: 
ih in folgenden Beziehungen: 

1. Boraußsfegungen und Inhalt. 

a) Die Berpflichtung trifft alle Befiter von Fouragebeftän: 
den, gleichviel ob zugleih ihre Stallungen auf Grund der Ein: 
quartierungglaft in Anſpruch genommen werden oder nit’). Wie 
alle Militairlaften it aber auch diefe Verpflichtung eine [ubfi- 
diäre. Die BVerabfolgung der Fourage darf daher in feinem 
Sale gefordert werden, wenn am Drte des Marjchquartiers Ma: 
gazinverwaltungen oder Lieferungs-Unternehmer der Militairver: 


1) Naturall. Geſ. 8. 9 letzter Ab). 

2) Naturall. Geſ. 8. 16. 

3) Jedoch erftreden fich die Befreiungen von ber Borfpannlaft (fiehe unten 
2. 333 Note 4) auch auf diejenigen Fouragebeftände, welche zum Unterhalt 
der Pferde erforderlih find, auf die fid) die Befreiung bezieht. Katurall.- 
Geſetz 8. 5 Abi. 3. , 
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waltung vorhanden find; und auch am jolhen Orten, wo dies 
nicht der Fall, darf die Fourage-Lieferung für Heeresabtheilungen 
mit mehr als 25 Pferden nur dann gefordert werden, wenn der 





Bedarf im Wege des Vertrages gegen ortsübliche Preife durch 


die Militair-Intendantur nicht rechtzeitig bat fichergeftellt werden 
köunen '). 


b) Die Verpflichtung bezieht fih nur auf die für den eigenen 
Wirthichaftsbedarf entbehrlihen Beftände; wenn im Gemeindeb:: 
zirk ſolche entbehrliche Beftände in dem erforderlihen Maaße nicht 


vorhanden ſind, ſo tritt an die Stelle der Pflicht zur Lieferung 
der Fourage die Verpflichtung, fie gegen die tarifmäßige Bor 
Ipannvergütung von der nächſten militairiſchen Verabreihungsftelle 


abzuholen. Der Gemeindevorftand ift dafür verantwortlich, daß 
die Abholung rechtzeitig bewirkt werde °). 

c) Zur Fourage gehört Hafer, Heu und Stroh; fie it un 
guter Qualität nad) Gewicht zu liefern. Die Größe der Nationen 
ift in der AusführungsSnftr. v. 2. Sept. 1875 Ziff. 3 feſtgeſetzt. 

2. Entſchädigung. 

Die Vergütung für verabreihte Fourage erfolgt nach dem 


Durdhihnittspreife des Kalendermonatz, in welchem die Lieferung 


ftattgefunden bat. Bei der Berechnung des Durchſchnittspreiſes 
werden die Marktpreife desjenigen Ortes zu Grunde gelegt, mel: 


1) Naturall.Gef. 8.5 Abj.1. Es find ſonach zwei Fälle zu unterjcheiden, 
in denen die Lieferung von ber Gemeinde verlangt werden Tann; entweder 
wenn der Marjch binnen fo kurzer Friſt erfolgt, daß die Intendantur feine 
Beit zur Beſchaffung der Fourage hat, oder wenn es ihr angewenbeter Be 
mühung ungeachtet nicht gelingt, den Bedarf zu ortsüblichen Preifen ficherzu: 


ftellen. In den Nequifitionsichreiben an bie zuftändigen Civilbehörden wegen 


Ausstellung der Marfchrouten ift, wenn Fourage-Pieferung verlangt wird, eine 
entiprehende Begründung zu geben. Bgl. den Erl. des Preuß. Krieg 


minifterg v. 8. Sept. 1875 (A.B.Bl. ©. 223), durch welchen 8. 8308 


Friedend-Verpfl.-Reglem. in diefem Sinne umgeändert worden ift. 

2) Naturall. Geſ. 8.5 Abſ. 2. 8. 7 Abſ. 6. — Die Entbehrligleit 
der Fourage-Beftände bezieht fi) aber nur auf den Bedarf zur augenblidl. 
Ernährung des Viehftandes, ift aljo je nach der Gelegenheit zur Wiederer 
gänzung zu beurtheifen.ı Vgl. Kommiffiongberiht S.7 (Drudjachen TI Seſſion 


1874/5 Nro. 141). Der Gemeindevorftand hat bei der Liquidation eine Ber 
ſcheinigung der vorgejegten Vermwaltungsbehörde darüber beizubringen, daß ber | 
Fouragebedarf im Gemeindebezirk nicht vorhanden ift. Ausf. Inſtr. v. 11. Juli 


1878 Ziff. 3. 
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der für die Landlieferungen nah 8 19 des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
maßgebend ift!). Die höheren Verwaltungsbehörden find ver: 
pflichtet, dieſe Durchſchnittspreiſe durch die öffentl. Anzeigeblätter 
vegelmäßig befannt zu machen und bei Einreihung der Liquidation: 
nen an die Intendantur hat die zuftändige Civilbehörde die Rich- 
tigfeit der angejegten Preiſe zu bejcheinigen ®). 


IV. Borfpannleiftung ?). 


1. Boraußdfjetungen und Inhalt der Ber: 
pflichtung. 

a) Verpflichtet zur Stellung von Vorſpann find alle Beſitzer 
von Zugtbieren und Wagen ; unter diefen find aber in erfter Linie 
diejenigen heranzuziehen, welche aus dem Vermiethen ihrer Thiere 
und Wagen oder dem Betriebe des Fuhrweſens ein Gewerbe ma- 
hen. Befreit find nur die im 8 3 des Naturall.Gef. aufgeführten 
Berjonen *); es find im Wefentlichen diefelben, welche auch nad 
dem Kriegsleiſtungsgeſetz $ 25 Befreiung von der zwangsweiſen 
Pferdeaushebung genießen. 

b) Die Stellung von Vorſpann kam ı nur gefordert werden 
für die auf Märfchen, in Lagern oder in Kantonnirungen befind- 
lihen Theile der bemaffneten Macht; niemals für Truppen in 
Garniſonen. Dagegen ift die Verpflichtung Fein Acceflorium der 
Duartierleiftung, Naturalverpflegung und Fourageleiftung, jondern 
fie Tann für fich allein geltend gemacht werden. 

c) Nur infoweit der Bedarf im Wege des Vertrages gegen 

i Naturall.Gef. 8. 9 Ziff. 3. Vgl. unten 8. 94. Ueber die Ermittelung 
des Durchfchnitt3preifes vgl. Ausf. Inſtr. v. 11. Juli 1878 Biff. 5. 

2) Inſtr. v. 2. Sept. 1875 Ziff. 6. — Eine fofortige Baarbezahlung der 
gelieferten Yourage Seitens der Truppenführer findet nicht ftatt; die Liqui- 
dationen müſſen vielmehr vorerit von den Intendanturen geprüft werben. 

3) Bgl. v. Helldorff Dienftvorjchriften Th. III Abth. 5 ©. 140 ff. 

4) &3 find dies die Mitglieder der Deutfchen regierenden Familien, be= 
zäglih der für ihren Hofhalt beitimmten Wagen und Pferde; die Gejandten 
und das Gejandtichaftsperfonal fremder Mächte; Staatd- und Privatgeftüte 
und die Militairverwaltungen Hinfichtlich ihrer Zuchtthiere und Nemonten ; 
Offiziere, Neichd- Staat3- und Kommunalbeamte, Seeljorger, Aerzte und Thier- 
ärzte Hinfichtlicdy der zur Ausübung ihres Dienftes oder Berufes nothmwendigen 
Bierde; endlich die Pofthalter Hinfichtl. derjenigen Pferde, welche von ihnen 
zur Beförderung der Poſten vertragsmäßig gehalten werden müfjen. 
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ortsübliche Preiſe durch die Militair-ntendantur nicht rechtzeitig 
bat fichergeitellt werden Tünnen, darf er durch Geltendmachung der 
gefegl. Vorſpannlaſt befriedigt werben *). 

d) Der geftellte Vorſpann fol der Negel nach nicht Länger 
al3 einen Tag benutzt werden; eine längere Benußung ift nur in 
den dringenditen Fällen zuläffig. 

e) Die Stellung von Vorſpann umfaßt die Stellung von Fubr: 
werfen, Gejpannen ?) und Gefpannführern; dagegen ift die Ber: 
pflihtung zur Stellung von Reitpferden in dem Reichsgeſetz nicht 
anerkannt und ſonach da, wo fie partifularrechtlich beftanden hat, 
aufgehoben. Der Umfang, in welchem im einzelnen Falle Bor: 
Ipannleiftungen gefordert werden dürfen, ift durch die Ausführung?: 
verordnung zu normiren, deren Erlaß in Bayern dem Könige, im 
ganzen übrigen Reichsgebiet dem Kaifer übertragen it). An 
die Stelle der früheren Vorſchriften find jet die Anordnungen 
unter Ziff. 2 der Verordn. v. 11. Juli 1878 (in Bayern vom 
28. Aug. 1878) getreten *). 

2. Geltendmadung. 

Auch die Laft der Vorſpannleiſtung wird durh Vermittelung 
der Gemeinden geltend gemaht und es finden daher dieſelben 
Vorſchriften Anwendung wie bei der Quartierleiftung, Marſchver⸗ 
pflegung und Fouragelieferung. Nur ber eine Umftand begründet 
eine Abmeichung, daß die VBorfpannleiftung häufig in ſolchen Fällen 
erforderlich wird, melche fich nicht vorherfehen laſſen, fo daß bei 


1) Siehe oben ©. 332 Note 1. Auch Hier find diefelben zwei Fälle wie 
nad 8. 5 Abf. 1 zu unterjcheiden. 

2) Als Beipannung find in der Regel nur Pferde zu verwenden; nur 
wenn Pferdegefpanne nicht in genügender Anzahl vorhanden find, können aud 
Ochfen und Kühe geitellt werden. Ausf. Inſtr. v. 2. Sept. 1875 Ziff. 6. 

3) Naturall. Geſ. 8. 3 Ab}. 6. 

4) Siehe oben ©. 319. Die Verordnung unterjheidet 5 Kategorien von 
Fällen, in denen Vorſpann in dem daſelbſt näher angegebenen Made gr 
fordert werden Tann; nämlich Garnifonveränderungen ſonſtige Märjche ge 
Ichloffener Truppentheile, Rommando’3 und Trandporte, ferner Anfuhr der 
Verpflegungs- und Bivouaksbedürfniſſe, endlich gewiſſe beſondere Verhältniſſe 
z. B. Transport von Militairbeamten, Anditeuren, Geiſtlichen, Militairärzten, 
Zahlmeiſter, Fourieroffizieren, Kranken u. ſ. w. — Für alle übrigen 
Transport⸗Bedürfniſſe der Truppen haben die Intendanturen im Wege des 
Vertrages die Transportmittel zu beſchaffen. Die Ortsbehörden find ver 
pflichtet, ihnen Hierbei behülflich zu fein. . 
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Ausftellung der Marſchrouten auf fie feine Rüdfiht genommen 
werden kann. An Stelle der Marfchrouten treten daher befondere 
Anordnungen. Diefelben find in der Regel aber auch von den 
‚uftändigen Givilbehörden auf Nequifition der Intendanturen zu 
erlaffen und nur in dringenden Fällen darf die Requifition direct 
von der Militairbehörde an die Gemeindebehörden oder an die 
einzelnen Berpflichteten gerichtet werden ). 

3. Entfhädigung. 

a) Die Höhe der Vergütung für Borjpaun ijt vom Bundes- 
rath von Zeit zu Zeit für jeden Bezirk eines Lieferungsverban- 
des ?) feſtzuſtellen. Maßgebend find dafür die in dem betreffenden 
Bezirke üblihen Fuhrpreiſe. Die Feftitelung des Bundesrathes 
it endgültig d. b. die Entſcheidung im Rechtswege über die An- 
gemeſſenheit der Vergütungsſätze ift ausgeſchloſſen ). Der gegen: 
wärtig geltende Tarif ift vom Bundesrat am 25. Juni 1875 
beihloflen worden ; er beruht auf einer Eintheilung der Lieferungs- 
verbände if 4 Klaffen ®). 

b) Die Berehnung der Bergütungsjumme erfolgt tage- 
weile; werden die Fuhren einen halben Tag oder darunter in Au—⸗ 
ſpruch genommen, jo wird ein halber Tag berechnet. An Anfah 
zu bringen ift au die Fahrt vom Wohnort nad dem Stallungs: 
orte und zurüd, wenn die Entfernung mehr als 7'/s Kilometer 
beträgt, in diefem Falle ift eine Wegeftrede bis zu 15 Kilom 
einem halben Tage gleichzujeten >). 

c) Die Zahlung erfolgt im Ganzen an die Gemeindebe: 
börde, welcher die Befriedigung der einzelnen Fuhrmwerfsbefiger 
obliegt. Sie erfolgt in der Negel fofort Seitens der Truppen: 
teile; ausgenommen ift der Vorſpann zur Anfuhr der Verpfle- 


1) Naturall. Geſ. F. 6 und Ausführ. Inſtr. v. 2. Sept. 1875 Biff. 4. 

2) Siehe $. 17 des Kriegsleiftungs-Gejepes. 

3) Raturall. ei. $. 9 Ziff. L Vgl. auch Kriegsleiſt. Geſ. 8. 12 und bie 
Inſtrukt. zu leßterem Ziff. 5. 

4) Er iſt veröffentlicht im Preuß. Armee⸗V.Bl. 1875 ©. 166. Die Ber- 
oͤffentlichung im Gentralbl. des D. R. ift nerabfäumt worden. Nach der Ausf.- 
Inſtr. v. 1875 Biff. 6 liegt die Bekanntmachung den Landesregierungen ob. 

5) Naturall. Geſ. a. a. DO. Ueber die Berechnung der Entfernungen und 
der Zeit für Zurüdlegung des Rüdweges, für, Fütterung u. ſ. w. vgl. die 
Ausf. Inſtr. v. 11. Juli 1878 Biff. 4. 
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gungs- und Bivouaksbedürfniſſe und des Fouragebedarfs, für wel: 
hen die Beträge monatlih bei den Intendanturen zu liquidiren 
find. Ueber die Verjährung kommen diejelben Regeln zur An: 
wendung wie bei den andern durch Vermittlung der Gemeinden 
geltend zu machenden Militairlaften. 

d) Außer der Vergütung ift dem Eigenthümer voller Er: 
faß zu leiften für Verluft, Beihädigung und außergewöhnliche 
Abnugung an Zugtbieren, Wagen und Geſchirr, melde in Folge 
oder bei Gelegenheit der Vorſpann- oder Spanndienftleiftung ohne 
Berihulden des Eigenthümers oder des von ihm geftellten Gefpann: 
führers entjtanden find”). Die Feltftelung des Erſatzanſpruches 
erfolgt in derfelben Weife wie bei Slurfhäden ?). Die Forderung 
erliſcht, wenn fie nicht binnen 4 Wochen nad dem Eintritt 
der behaupteten Beihädigung angemeldet worden ift 9. ie 
Anmeldung ift an den Gemeindevorftand zu richten, dem die Ein 
leitung des Verfahrens zur Feititelung der Entſchädigungsſumme 
obliegt °). 


V. Stellungvon Shiffsfahrzeugen?). 

1. Vorausſetzungen und Inhalt der Ber: 
pflihtung. 

a) Verpflichtet zur Stellung von Schiffsfahrzeugen find alle 
Befiger folder Fahrzeuge, ausgenommen die Inhaber öffent: 
liher Fähren und anderer öffentliher Transportanftalten bin: 
fichtlich derjenigen Fahrzeuge, welche nah Anorbnung der zu— 
ftändigen Behörden oder auf Grund abgefchloffener Verträge von 
ihnen für die öffentliche Benußung gehalten werden müjjen. 

b) Die Erfüllung diefer Laft kann nur für die Kaiſerliche 
Marine gefordert werden und nur zu folgenden Zwecken: 

@) für Truppentransporte an und von Bord außerhalb der 
Kriegshäfen und 

B) für Ausrüftungen von Schiffen mit Proviant, Inventar, 
1) Ausf. Inſtr. v. 2. Sept. 1875 Ziff. 5 Abf. 6. 10. 11. 

2) Naturall.Gef. $. 9 Ziff. 1 Ubi. 2. 

3) ebenbaf. 8. 14. ' 

4) ebenda. $. 16 Abſ. 1. 

5) Ausf. Inſtr. v. 2. Sept. 1875 Ziff. 10. 
6) Naturall.Gej. 8. 10. 
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Kohlen und fonitigem Material aller Art an ſolchen Drten, an 
denen die Marine feine etablirten  Proviant-, Sinventarien- und 
Kohlendepots befigt. 

ce) Die Verpflichtung ift nur begründet, infomweit die eigenen 
Fahrzeuge der Kriegsmarine für die gedachten Zwecke nicht aus: 
reihen und die nöthigen Fahrzeuge nicht gegen angemeflene Ber: 
gütung im Wege des Bertrages beichafft werden können. 

d) Die in Anſpruch genommenen Fahrzeuge find in einem 
zur Ausführung des Transports geeigneten Zuftande und mit dem 
erforderlichen Perfonal zu ftelen und die Verpflegung des Ber- 
ſonals ift von dem Schiffseigenthümer zu bewirken !). 

2. Geltendpmadhung. 

Den Gemeinden liegt die Durchführung diefer Militairlaft 
niht ob; fie wird vielmehr gegen die einzelnen Schiffseigenthümer 
unmittelbar geltend gemadt. Dabei haben jedoch die Hafenpoli- 
zeibebörden und in Ermangelung folder die Ortspolizeibehörben 
zur Vermittelung zu dienen, welde Seitens der Marinebehörden 
auf fchriftlihem Wege in Anſpruch zu nehmen ift °). 

3. Entſchädigung. 

Sowohl die Vergütung für die geleifteten Dienfte wie der 
Erjag für Verluft, Beihädigung und außergewöhnliche Abnutzung 
am Fahrzeug nebit Zubehör, welche in Folge oder gelegentlich der 
geforderten Leiftung ohne Verſchulden des Beſitzers oder des von 
ihm geftellten Schiffer entitanden find, werden in dem für Schäß- 
ung der Flurſchäden vorgefchriebenen Verfahren feftgeftellt 9). Die 
Forderung ift bei dem Borftande derjenigen Gemeinde anzumel⸗ 
den, in deren Bezirk die Leiftung in Anſpruch genommen morden 


ift; diefer Behörde liegt e8 ob, die zur Feitftellung der Ber: 


gütung erforderlichen Verhandlungen herbeizuführen %). Für die 
Anmeldung der Anſprüche auf Vergütung der Dienfte beſteht eine 
PBrächufivfrift bis zum Ablauf des Kalenderjahres, welches auf 
da3 Jahr folgt, in dem die Dienjte geleijtet worden find; für die 


1) Ausf. Inſtr. v. 2. Sept. 1875 Ziff. 7 Abi. 2 und 8. 

2) Naturall. Geſ. 8. 10 Abi. 3. Ausf. Inſtr. Ziff. 7 Abi. 1. 
3) Siehe unten ©. 341 fg. 

4) Ausf. Inſtr. v. 1875 Biff. 10. 

Laband, Reichsſiaatsrecht. T. 22 
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Forderung wegen Schadenzerjates beträgt die Anmeldungsfrift vier 
Wochen von dem Eintritte der behaupteten Beihädigung an !). 


VL Zransportleiftungen der Eifenbahnen. 


Die Verpflichtung der Eifenbahnverwaltungen zur Beförderung 
der bewaffneten Macht und des Materiald des Landheeres und 
der Marine kann an ſich als eine befondere Militairlaft nicht 
erachtet werden; denn Eifenbahnen, welche der Benukung des Pu: 
blifums übergeben find, haben den Charakter öffentlicher 
Verkehrsanftalten, ihre Benutzung darf daher Niemandem vermei: 
gert werden, der ſich den allgemeinen Vorſchriften und Reglements 
unterwirft, mithin darf fie auch der Militairvermaltung weder ver: 
jagt noch durch bejondere Bedingungen erſchwert werden. Anderer: 
ſeits iſt die Militair- und Marineverwaltung verbunden, fid 
den Vorſchriften der Betrieb!- und Polizeireglements zu unter: 
werfen und fie Tann feine Zransportleiftungen verlangen, die mit 
den allgemeinen Betriebseinrichtungen und der Ausrüftung ber 
Eijenbahn unvereinbar find. 

Eine beiondere Berpflihtung ift den Eifenbahnverwaltungen 
nur infoferne auferlegt worden, als fie das Milttair und alles 
Kriegsmaterial zu gleihen ermäßigten Säßen zu befördern 
verpflichtet find. Diefe Laft ift in der Reihsverfafjung 
Art. 47 anerkannt ?). Die Reichsverf. hat aber nicht beftimmt, 
wie diefe ermäßigten Säße feitzuftellen find; fie verordnet nur, daß 
die Eifenbahn-Bermaltungen nicht berechtigt find, für Militair: 
trangporte die gewöhnlichen tarifmäßigen Säge zu liquibiren und 
daß die zu gemährende Vergütung für jämmtliche Eifenbahnen 
gleich fein fol. In diefer Beziehung ift Art. 47 der R.V. nä: 
ber ausgeführt worden durch $ 15 des Naturalleift.Gef., welder 
beftimmt, daß der allgemeine Tarif vom Bundesrath zu er: 
laſſen und von Zeit zu Zeit zu revidiren fei®). Der Tarif if 
ſonach nicht mit den Eifenbahn-Berwaltungen zu vereinbaren, jon: 





1) Raturall.Gef. 8. 16. 

2) Bgl. Bd. IT ©. 378 fg. 

3) Außerdem ift durch das Naturalf.Gef. außer Zweifel geftellt, daß dieſer 
ermäßigte Tarif nicht nur zu Gunften der Militairverwaltung, fondern aud) 
zu Gunften der Marineverwaltung eintritt, was nach dem Wortlaut dei 
Urt. 47 der R.B. in Zweifel gezogen werben könnte. 
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dern er wird vom Reich einfeitig feitgeftellt und zwar dur das 
Organ des Bundesrtathes. Hierin allein befteht die Militairlaft 
der Eifenbahnen in Friedenszeiten ’). 

Diejer allgemeine, im 8 15 eit. vorgeſehene Tarif ift bis jeßt 
vom Bundesrath noch nicht beichloffen worden. Es ift jedoch be- 
veitö im Sabre 1870 ein Reglement für die Beförderung von 
Truppen und Armeebedürfnifien auf den Staats eijenbahnen 
und den unter Staatsvermaltung ftehenden Brivat-Eifenbahnen 
innerhalb des Gebiet3 des Norddeutihen Bundes (incl. Südheſſen), 
jowie im gegenfeitigen Verkehr zwiſchen den Staatsgebieten des 
Norddeutihen Bundes, Bayerns, Württemberg und Badens unter 
den Regierungen vereinbart worden, melches zugleich einen Tarif 
enthält 2). Diefes Reglement ift auch von den meilten anderen 
Eifenbahnen freiwillig angenommen worden ?) und auf den Reichs⸗ 
Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen zur Einführung gelangt *). 


VI Laſten der Befigervon Grundftüden. 


1. Die Befugniß der Truppen, Grundftüde zu Uebungs— 
zweden zu benußen, ift in dem Reichsgeſetz nicht direkt anerkannt 
worden; da aber für die Ausübung diefer Befugniffe gewille Be: 
Ihränfungen aufgeftellt find, jo ift damit auch die Verpflichtung 
der Grundftüdbefiger, die Ausübung diefer Befugniß innerhalb 
diefer Beſchräukungen zu dulden, als eine beftehende vorausge- 
jest). Ausgeſchloſſen von jeder Benugung bei Truppenübungen 


— 





1) Ueber ihre Berpflihtung, dad für die Kriegötransporte erforderliche 
Material vorräthig zu halten vgl. unten $. 94. 

2) Im Drud erjchienen in der Geh.Ober-Hofbuchdruderei Berlin 1870. 

3) Ein Verzeichniß diefer Eijenbahnen im Preuß. Armee-B.Bl. v. 1872 
©. 317 fg. und vollftändiger bei v. Helldorff Dienftvorfchriften III. Theil 
Abth. 6 ©. 108 ff. (1876). 

4) Reſer. des Reichskanzler⸗-Amtes v. 6. Nov. 1871 an die Raiferl. Eifen- 
bafı-Betrieb8-Rommifl. in Straßburg (ungedrudt) Ferner für den internen 
Verlehr in Bürttemberg d. Erf. v. 22. Febr. 1872. Württemb. Mil.- 
8.3. 1872 ©. 37. 

5) Der Regierungs-Entw. 8. 11 Abf. 1 enthielt die ausdrüdlicdhe Erflä- 
zung diejer Verpflichtung; die Kommilfion des Reichstages jtrich diefe Beftim- 
mung aber, „weil es fich nicht empfehle, den geſammten Grundbefig im 
2eutihen Reiche einer derartigen allgemeinen Militair-Servitut zu unter 
werjen.” Bei den Berathungen im NReichdtage wurde der Antrag auf Wieder- 

22* 
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find Gebäude, Wirthſchafts- und Hofräume, Gärten, Parkanlagen, 
Holzſchonungen, Dünen-Anpflanzungen, Hopfengärten und Wein: 
berge, fowie Verſuchsfelder land» und forftwirtbichaftlicher Lehr: 
anftalten und Verſuchsſtationen. Außerdem ift den Militairbehör: 
den die Verpflichtung auferlegt worden, wenn Eultivirte Grund: 
ſtücke zu Truppenübungen benugt werden follen, zuvor die betreffen: 
den Drtsporftände davon zu benachrichtigen, damit die vorzugsweiſe 
zu jchonenden Ländereien duch MWarnungszeichen kenntlich gemadt 
werden. Eine rechtlihe Wirkung ift mit der Aufftelung der War: 
nungszeichen nicht verbunden; weder ift es den Truppen verbo- 
ten, die durch Warnungszeihen bemerkbar gemachten Grundjtüde 
dennoch zu benugen, noch ijt die Pflicht des Schabenserfages da: 


herftellung der Regierungs-Borlage verworfen. Dabei wurde aber von dem 
Berichterftatter der Kommilfion Dr. Weigel (Stenogr. Berichte S. 890) er- 
Härt, daß wegen der im Geſetz anerlannten Ausnahmen „auch der fchärfite 
Eivilift nicht zweifelhaft fein fan, daß eine negatoria auf Anerlennung der 
Freiheit der nicht ausdrüdlich ausgejchloffenen Grundftüde niht mehr zu- 
Läffig if. Denn in diefen Beftinnmungen ift ausgeſprochen, daß das Gefek 
in den nicht ausgejchloffenen Fällen eine Benubung von Grundftüden ftatuirt.” 
Dean verwarf alfo den eriten Abſatz, um eine allgemeine „Militair-Serpitut” 
nicht anzuerlennen und erflärte zugleich, daß diefelbe im zweiten Abjag an- 
erkannt jet. Uber auch materiell geht die Erffärung des Berichterftatterd zu 
weit. Denn das Reichsgefeg enthält nicht die mindefte Andeutung Davon, daß 
die Befugniß der Truppen zur Benubung von Brivat-Grundfiüden da, wo fie 
bisher nicht bejtand, eingeführt werden folle. Der 8. 11 des Gejehes zählt 
nur diejenigen Grundſtücke auf, die von der Benubung der Truppen audge- 
ihloffen find. Wenn alſo in einem Theil des Bundesgebietes dieſe Befugnik 
der Truppen gewohnheitsrechtlich oder gefeglich überhaupt nicht beftanden hat, 
jo fann fie auch auf Grund des 8. 11 cit. nicht in Anfpruch genommen wer- 
den und man braucht keineswegs „der fchärfite Eivilift“ zu fein, um bie 
actio negatoria des Grundbefigerd für mwohlbegründet zu erachten. der 
fann man der Erklärung des Bunbesraths-Kommifjarius dv. Boigt-Rheh 
(Stenogr. Ber. S. 889) zuftimmen, „baß durch die Faſſung des $. 11 bezüg- 
fi der Benußung des Privatgrundbefißes bei Truppenübungen eine Aende— 
rung in dem Hiftorifch begründeten Nechtäzuftande nicht beabfichtigt 
werde.” Wllein auch hiergegen kann das Bedenken erhoben werden, dab nad 
8.1 des Geſ. Naturalleiftungen nur nad) Maßgabe der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes gefordert werden können, daß alfo allerdings alle Belaftungen aufge 
hoben find, deren Fortdauer nicht in dem Geſetze felbft janctionirt iſt. In 
feinem alle ift die Faſſung des 8. 11 eine gelungene zu nennen. Xgl. auch 
Seydel in Hirth’3 Annalen 1875 ©. 1095. 
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von abhängig gemacht worden, daß ſolche Zeichen wirklich aufge: 
rihtet worden find !). Die Warnungszeichen haben vielmehr nur 
den Zwed, die Truppen darauf aufmerffam zu machen, daß bie 
betreffenden Grundftüde ſowohl im landmwirtbichaftlicden als im 
fiskaliſchen Intereſſe möglichft zu fchonen find ). 

2. Eine Eigentbumsbeichränfung ift dagegen in dem Natural: 
leiftungsgel. $ 12 ausdrücklich anerkannt binfichtlih der Brunnen 
und Tränfen. Die Befiter derjelben find verpflichtet, deren Mit- 
benugung Seitens der marfjchirenden, bivouafirenden, Fantonniren- 
den und übenden Truppen — abgejehen von den Uebungen der 
Truppen auf ihren fländigen Exerzier- und Schießplägen — zu 
dulden, falls die vorhandenen öffentlihen Brunnen und Tränen 
für die Bedürfniffe der Truppen nit augreihen und zwar aud 
dann, wenn zu diefem Zwecke Wirtbichafts: und Hofräume betre- 
ten werden müflen. Ferner find die Befiger von Schmieden ver: 
pflihtet, marjchirende, bivoualirende und Fantonnirende Truppen zur 
Mitbenugung der Schmieden zuzulaflen °). 

3. Eine Vergütung für die Benugung von Grundftüden zu 
Zruppenübungen, fowie für die Benugung von Brunnen und Trän- 
fen haben die Befiger nicht zu beanſpruchen; dagegen find ihnen 
die dadurch entitebenden Schäden zu erießen. Die Höhe der— 
jelben ift zunächft durch Vereinbarung zu beftimmen; gelingt es 
nit, eine Einigung zu erzielen, jo ift der Betrag auf Grund ſach⸗ 
verftändiger Schäßung zu ermitteln t). 

Das bierbei zu beobadtende Verfahren ift dur die Ausf.- 
Inſtr. v. 11. Juli 1878 Ziff. 8 geregelt; gejeglich ift nur vorge: 
Ihrieben, daß bei der Auswahl der Sacverftändigen die Bertre- 
tungen der Kreife oder gleihartigen Verbände mitzuwirken haben 
und daß die Betheiligten zum Schäßungstermine vorzuladen find °). 


1) gl. den Kommilfiond-Bericht zu 8. 11. 

2) Bgl. Militairgefege Abth. III ©. 94 Note 2. 

3) Raturall.Gef. 8. 13. 

4) Naturall. Geſ. 8. 14 Abſ. 1. 

5) ebendaf. Abſ. 2. Die Kreisvertretungen haben die Sachverſtändigen 
in genügender Anzahl periodbiih im Voraus zu beftimmen; in denjenigen 
Bundesftaaten, in denen dergleichen Berbandövertretungen nit vorhanden 
find, ernennt Die Landesregierung unter Mitwirkung geeigneter anderer Organe 
die Sachverftändigen. Die Sachverftändigen werden entweder ein für alle 
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Die Flurfhäden find bei dem DOrtsvorftande anzumelden, der zu: 
nächft darüber zu enticheiden hat, ob und inwieweit die Aberntung 
der beihädigten Felder vorzunehmen ift. Die Abſchätzungskommiſſion 
für Slurfhäden, melde durch größere Truppenübungen (Korps, 
Divifionen und Artilerie-Schiegübungen)‘ verurſacht worden find, 
beftebt aus einem Kommiſſar der betheiligten Landesregierung, 
einem Offizier, einem Militairbeamten, und mindeſtens zwei Sad: 
verftändigen ’). Der Kommiljar leitet die Verhandlungen. Die 
Gutachten der Sachverſtändigen bilden die Grundlage für die Er: 
wägungen der Kommilfion, find für dielelbe aber nicht bindend. 
Die Beihlußfaflung erfolgt nad) Stimmenmehrheit; die Stimme 
des Kommiſſars giebt im Falle der Stimmengleichheit den Aus: 
Ihlag. Die Feititelung der Vergütung bat möglichft bald nad 
Entſtehung des Schadens ftattzufinden °). Für die Anmeldung der 
Entihädigungsanfprüce befteht die PBräckufivfrift von vier Wo- 
hen’). Die Befiter von Schmieden haben eine angemeflene 
Vergütung für die Mitbenugung derjelben zu beanfprudhen; bin: 
fichtlih der Feftitelung diefer Vergütung fommen diejelben Regeln 
wie bei dem Erjag der Flurſchäden zur Anwendung, auch die vier: 
wöchentliche Anmeldungsfrift. 


8 94. Die Sriegsleiflungen *). 


A. Allgemeine Orundfähe, 


1. Die Borfchriften des Geſetzes vom 13. Juni 1873 find 
Ausnahmebeftimmungen für Kriegäzeiten; fie treten in Wirkfamteit 


Mal oder bei der einzelnen Abſchätzung verejdigt. Sie erhalten Tagegelder 
und Reijeentichädigung. 

1) Bei den durch kleinere Uebungen veranlaßten Schäden kann die Yu: 
jammenfegung der Kommiſſion nad) dem Ermefjen der Militairverwaltung 
in ber Urt vereinfacht werben, daß bie legtere bei der Kommilfion gar nidt 
oder nur durch einen Offizier oder einen Militairbeamten vertreten wird. 

2) Inſtr. v. 11. Juli 1878 Ziff. 8 Die Liquidation ift auf Grund der 
Abſchätzungsverhandlungen von dem Kommiljar der Landesregierung bei ber 
Milttair-Intendantur einzureichen, von dieſer zu prüfen und zur Zahlung an 
zuweiſen. 

3) Naturall. Geſ. 8. 16. 

*) Geſetzgebung. Nach Gründung des Norddeulſchen Bundes wurde 
das Preußiſche Geſetz v. 11. Mai 1851 (Preuß. Geſ.Samml. S. 862) im 
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von den Tage ab, an welchem die bewaffnete Macht mobil ge: 
macht wird, und fie verlieren ihre Anmendbarkeit mit dem Zeit: 
punkt, mit welchem der Friedenszuftand wieder eintritt. Beides, 
fowohl die Mobilmahung als die Zurüdführung auf den Frie- 
denszuſtand, kann für einzelne Theile des Heeres und der Ma: 
rine angeordnet werden; wenn und injomeit dies der Fall ift, dür⸗ 
fen die Kriegsleiſtungen nur für die im mobilen Zuſtande befind- 
Iihen, augmentirten oder in Bewegung gelegten Theile der be: 
waffneten Macht, fowie zur Heritelung der nothwendigen Ber: 
theidigungsanftalten in Aniprud genommen werden. Das Kriegs: 
leiftungsgejet fann alſo partiell in Wirkſamkeit und wieder außer 
Wirkſamkeit gefebt werden. Die Abgränzung iſt aber feine räum: 
lihe und ebenſowenig eine ſachliche d. h. auf einzelne Arten von 
Kriegsleiftungen beſchränkte; jondern fie betrifft den Umfang, in 
weldem die Leiltungen erhoben werden dürfen, indem derjelbe durch 
das Bedürfniß der mobilgemachten Theile der bewaffneten Macht 
ih beftimmt ). 

2. Dem allgemeinen Begriff der Militairlaften entiprechend 


Bundesgebiet eingeführt durch Präfidial-Berordn. v. 7. Nov. 1867 (B. G. Bl. 
1867 ©. 125). Daſſelbe Geſetz wurde eingeführt in Südheſſen durch landesh. 
Berordn. v. 29. Mai 1868 (Heff. Neg.Bl. ©. 780), in Baden durch Landesgeſ. 
vb. 26. Dez. 1870 (Bad. Ge. und Verordn. Bl. 1871 ©. 5), in Eljaß-Lothringen 
durch Raifer!. Verordn. v. 22. Juni 1872 (Geſ.Bl. f. Elf.-Lothr. 1872 ©. 445). 
In Württemberg blieb zunächft das Gef. v. 18. Yuni 1864, in Bayern die 
Berorbn. v. 22. Yuli 1819 in Geltung. An die Stelle aller dieſer Geſetze iſt 
getreten: 

Das Reichsgeſetz über die Kriegsleiftungen v. 13. Juni 1873 
(R.G.Bl. 1873 ©. 129), in Elſaß⸗Lothringen eingeführt durch Geſetz v. 6. OH. 
1873 (8.81. f. E.“LV. 1873 ©. 262. Im Reichsgeſetzbl. nicht verfündigt). Die 
Motive zum Kriegsleiſtungsgeſ. in den Drudjachen des Neichdtages 1873 
Neo. 26. Die Berhandlungen des Reichdtages in den Stenogr. Berichten 
©. 157 ff. 572—622. 785 ff. und 930 ff. 

Zu diefem Geſetz ift eine vom Bundesrath beichloffene, vom Kaiſer pro- 
mulgirte Au sführungs-Berordpnung dv. 1. April 1876 ergangen und 
im R.G.Bl. 1876 ©. 137 verfündigt worden. Diefelbe gilt für dad ganze 
Reichsgebiet mit Einſchluß Bayerns. (Vgl. Bd. II ©. 88 Note 2.) 

Literatur. Seydel in Hirth’3 Annalen 1874 ©. 1050 ff. Thiel 
Gef. über die Kriegsfeiftungen. Roſtock 1877. 

1) Kriegsl.Geſ. S. 1. 32. Bgl. Stenogr. Berichte des Reichſstags 1873 
©. 573. 
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ift die Verpflichtung zu Kriegsleiftungen eine fubfiviäre, die nur 
fomeit geltend gemacht werden darf, als für die Bedürfniſſe nicht 
anderweitig durch freien Ankauf oder andere Geſchäfte des Privat: 
recht3 oder durch Entnahme aus den Magazinen geforgt werden 
fann !). Die Frage aber, ob und in mie weit im einzelnen Falle 
das militairiihe Bebürfniß die Beanſpruchung von Kriegsleiftun: 
gen nothwendig macht, ift Lediglich von den zuftändigen Militair: 
behörden zu entiheiden. Den Requifitionen derfelben ift promp: 
ter Gehorfam zu leiften; die Beftreitung des Bedürfniffes hat in 
feiner Beziehung einen jufpenfiven Effect; die fofortige Erfüllung 
fann dur Zwangsmittel herbeigeführt werden ?). Der richter: 
lihen Beurtbeilung unterliegt die Frage, ob die Militairbehörde 
für die Befriedigung der Bebürfniffe anderweitig forgen Tonnte 
und ob ein Bedürfniß zur Erhebung der Leiftungen überhaupt 
vorhanden geweſen it, auch dann nicht, wenn auf Grund der that- 
fählih erfolgten Leiftungen Ansprüche an den Reichsfiskus erhoben 
werden. Dagegen ift diefe Frage der richterlichen Beurtheilung 
in dem Falle unterworfen, wenn ein Militairbeamter oder Offizier 
wegen gejebwidriger Requifition perfönlich auf Schadenserjaß ver: 
Hagt wird. Die Beweislaft für die behauptete Geſetzwidrigkeit liegt 
in diefem Falle felbitverftändlih dem Kläger ob, da fie zur Klage: 
begründung gehört. Hinfichtlih der perfönlichen Verantwortlichkeit 
der Militairperfonen ift hierbei zu beachten, daß auf alle Militatr: 
beamten, insbefondere alfo auch auf die AIntendanturbeamten, dad 
Neihsbeamtengefeg $ 13 und 154 Anmendung findet, auf die Ber: 
onen des Soldatenitandes dagegen nicht °). 

3. Auch für die Kriegsleiftungen gilt im Allgemeinen der 


1) Kriegsi.Gef. 8. 2 Ubf. 1. Aus der Subfidiarität der Kriegslaſten er- 
giebt fich ferner die Regel, daß aus den eigenen Mitteln der Armee-Verwal- 
tung vor Allem folche Bedürfniffe zu bejtreiten find, deren Befriedigung ver- 
mittelft der Kriegsleiftungen für die Verpflichteten beſonders Läftig fein würde. 
Bgl. Stenogr. Berichte a. a. D. ©. 574. Seydel a. a. ©. ©. 1058. 

2) Kriegsl.Geſ. 8. 4. 5. 27. 31. 

3) Auch in Betreff der Erhebung des Kompetenztonflifts kömmt dieſer 
Unterfchied in Betracht; bei der Verfolgung der Militairbeamten ift diejelbe 
durch 8. 154 des Reichsbeamtengeſetzes ausgejchloffen, rüdfichtli der Offiziere 
fommen die Vorfchriften des Urt. 11 des Einf.Gef. zum Gerichtsverf. Geſetzes 
in Anwendung. 
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Sat, daß für diefelben Vergütung zu gewähren ift!). Nur 
einige Leiftungen find hiervon ausgenommen, welche mehr mit Un: 
bequemlichfeiten als mit pofitiven VBermögenseinbußen für den Ver: 
pflihteten verbunden find, nämlich die Gemährung von Quartier 
und Stallung an durchmarſchirende oder fantonnirende Truppen und 
die Neberlaffung von Gemeinde-Gebäuden, Plätzen u. |. mw. zu 
Kriegszweden ?). In diefen Fällen werden nur die Auslagen und 
poſitiven Beihädigungen erfegt; vorbehaltlih einer Schadloshal: 
‚tung derjenigen Gemeinden oder Perſonen, welche in außergemöhn- 
lihem Maaße belaftet worden find, nah Maßgabe eines Spezial: 
geſetzes )). Eigenthümlich für die Kriegsleiftungen ift jedoch die 
Art, in welcher die Vergütung gewährt wird. Nur ausnahmz- 
weile befteht diefelbe in Baarzahlung *); in der Regel werden über 
die Bergütungs-Anfprühe auf Grund der feftgeitellten Liquidation 
Anerfenntniffe d. h. Schuldurfunden des Reichsfiskus aus: 
geftellt und demjenigen übergeben, welcher die Vergütung zu ver: 
langen bat ®). Der Bundesrath bat die Behörden zu beftimmen, 
bei welchen die Vergütungsanfprüde anzumelden und von melchen 
die Anerfenntniffe augzuftellen find, und das dabei zu beobadhtende 
Verfahren vorzufchreiben %). Die Anerkenntniffe lauten auf be: 


1) Kriegsl.Geſ. 8. 2 Abi. 2. 

2) Kriegsl.Geſ. 8. 9. 14. 

3) Kriegsl. Geſ. 8. 35. 

4) In dem Tall des $. 3 Ziff. 6, ſowie für die Enteignung von Schiffen 
und Pferden 8. 20 Ab. 1. 8. 24. 26 Abi. 3. 

8) Krieg3l.Gef. 8. 20 Abf. 2. Diefelben find wohl zu untericheiden von 
den Beicheinigungen, welche über die gemachten Leiftungen ertheilt werden. 

6) ebenda $. 20 Abi. 3. Diefe Vorfchriften find enthalten in der Verorbn. 
v. 1. April 1876 8. 11. Die Beilage C enthält das Verzeichniß ber in den 
einzelnen Bundesſtaaten zuftändigen Behörden. Die dafelbft in Eol. III auf- 
geführten Behörden Haben die mit Bemweisftüden verfehenen Anſprüche aus 
ihren Verwaltungsbezirken entgegenzunehmen und bie Liquidationen aufzuftellen. 
Tie legteren find den in Col. IV aufgeführten Höheren Behörden zur Prüfung 
und TFeitftellung vorzulegen. Dieje Behörden Haben die Prüfung darauf zu 
richten, ob die Liquidationen nah Maßgabe der Vorjchriften des Geſetzes und 
der Ausführungsverordnungen aufgeftellt find, und ihre Feititellungen den 
etwaigen Erinnerungen des Rechnungshofes gegenüber zu vertreten. Von dem 
Ergebniß der Prüfung und Feſtſtellung ift dem Entfchädigungsberecdhtigten 
Kenntniß zu geben; demſelben fteht innerhalb einer Bräclufivfrift von 14 Tagen 
der Rekurs an die in Kol. V aufgeführte Behörde zu umd gegen die Ent- 
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ſtimmte Geldfummen, welche vom eriten Tage des auf die Leiftung 
folgenden Monat an mit vier Procent verzinst werden. Die 
Einlöfung und Zinszahlung findet nad Maßgabe der verfügbaren 
Mittel ftatt. Die Inhaber werden von ben oberen Verwaltungs: 
behörden durch öffentliche Bekanntmachung in den amtl. Anzeige: 
blättern zur Empfangnahme von Kapital und Zinſen bei den zu 
bezeichnenden öffentlichen Kaffen aufgefordert. Mit dem Ende des 
Monats, in welchem diefe Befanntmadhung erfolgt ift, hört der 
Zinfenlauf auf. Die Anerfenutniffe haben den rechtlichen Eharaf: 
ter von Scriptur-Obligationen; fie lauten auf den Namen des 
Gläubiger (Gemeinde, Lieferungsverband), können aber veräußert! 
(indoffirt) und verpfändet werden und die Zahlung der Beträge 
erfolgt gültig an die Inhaber der Anerfenntniffe gegen Rüd: 
gabe derielben. Die Legitimation der Inhaber zu prüfen, ift 
bie zahlende Kaſſe berechtigt, aber nicht verpflichtet ?). 

Nach Wiedereintritt des Friedenzzuftandes haben die oberen 
Derwaltungsbehörden durch Bekanntmachung in den amtlichen An: 
zeigeblättern eine Aufforderung zur Anmeldung aller noch nidt 
angemeldeten Anſprüche auf Vergütung zu erlaflen. Die Frift zur 
Anmeldung bei den Behörden der Gemeinden und Lieferungsver: 
bände beträgt ein Jahr und beginnt mit dem Tage der Ausgabe 
des Anzeigeblattes; den Gemeinden und Lieferungsverbänden ill 
eine weitere Frift von drei Monaten zur Anmeldung bei den Staats: 
behörden gewährt. Die Frift ift eine präclufivifche, mit deren Ab: 
lauf die nicht angemeldeten Ansprüche erlöfchen ?). 

4. Ueber die Grundfäße, nach welchen die Vergütung zu be 


— — — — — — 


ſcheidung der letzteren iſt wiederum innerhalb einer Präcluſivfriſt von 14 Tagen 
der weitere Rekurs an den Reichskanzler zuläſſig, jedoch nur inſoweit, als die 
Verletzung eines Reichsgeſetzes oder einer Ausführungsbeſtimmung zu einem 
ſolchen behauptet wird. Sind die Liquidationen definitiv feſtgeſtellt, ſo fertigen 
die in Col. VI aufgeführten Behörden auf Grund derſelben die Anerkenntuiſſe 
nach dem, der erwähnten Berordu. unter E beiliegenden Schema aus. 

1) Kriẽgsl. Geſ. 8. 21. 

2) Kriegsl. Geſ. 8. 22. 23. 30. Für die ſogleich baar zu vergütenden 
Leiſtungen kommen dieſe Vorſchriften natürlich nicht zur Anwendung, für die 
Vergütungs⸗-Anſprüche der Eiſenbahnen nur in analoger Weiſe, da die Liqui⸗ 
dationen derfelben nicht von denjenigen Behörden, denen die Kommunal-Auf 
fiht obliegt, geprüft und feftgeftellt werben. 
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meſſen ift, und über das dabei zu beobadıtende Verfahren enthält 
das Kriegsleiſtungsgeſetz für die meiften Arten von Leiftungen ſpe— 
zielle Vorſchriften. Soweit dies nicht der Fall ift, hat der Buu— 
desrath die Behörden zu beitimmen, denen die Feftlegung obliegt, 
und das von ihnen zu beobachtende Verfahren, insbejondere den 
etwa einzuhaltenden Initanzenzug, anzuordnen !'). Sn allen Fällen, 
in denen das Geſetz nicht3 Anderes vorjchreibt, erfolgt die Feſt— 
feßung der Vergütung auf Grund der Schägung von Sacveritän- 
digen, bei deren Auswahl die Vertretungen der Kreife oder gleich: 
artigen Berbände mitzumirten haben 9. Zum Schätungstermin 
find die Betheiligten vorzuladen und find befugt, Einwendungen 
gegen das Reſultat der Ermittelungen zu erheben. Die Koften 
des Feftftelungsverfahrens, ſoweit fie nicht durch eine Verſchuldung 
de3 Forderungsberechtigten entitanden find, fallen dem Reiche zur 
Laſt ?). 

Abgefehen von diefer regelmäßigen, im Kriegsleiſtungsgeſetz 
jelbft normirten Vergütung ift eine nachträgliche Schadloshaltung 
derjenigen Bezirke, Gemeinden oder Berjonen vorbehalten, welche 
durch Kriegsleiftungen außergewöhnlich belaftet werden, wofern 
nah dem Geſetz für die Leiftung gar feine oder Feine hinreichende 
Entihädigung gewährt wird. Dasjelbe gilt binfichtlich der durch 
den Krieg verurfachten Beihädigungen an beweglichem und unbe: 
weglihem Eigenthum (jogen. Kriegsihäden). Umfang und Höbe 
der zu gemährenden Entichädigung, jowie das Verfahren bei Felt 
tellung derjelben find aber jedes Mal durch Spezialgefeg des 
Reiches zu beftimmen *). So lange ein foldhes Spezialgeſetz nicht 
erlaffen ift, fann der Entſchädigungs-Anſpruch gegen das Reich 
rehtlih nicht durchgeführt werden ?). 


1) Kriegst.&ef. 8. 33 Abſ. 1 und 6. Durch die Ausführungd-Verordn. 
v. 1. April 1876 Art. 16 find diefe Anordnungen ergangen; fie ftimmen im 
Beientlihen überein mit den Vorſchriften der Ausf. Inſtr. zum Naturall.Gefeb 
v. 11. Juli 1878 Ziff. 8 (oben ©. 341 fg.), denen fie zum Vorbild gedient haben. 

2) Die Sadjverftändigen werden vom Kommiffar der Landesregierung 
bernfen, müfjen vereidigt werden und dürfen bei der Sadje nicht intereſſirt fein. 

3) Kriegsl.Geſ. 8. 33 Abſ. 2 bis 5. Ausf.Verordn. Art. 16. 

4) Kriegsl.&ej. $. 35. 

5) Beiſpiele folcher Gefege find die nach dem Franzöfifchen Kriege er- 
Iafienen ®ejege vom 14. Juni 1871 betreffend den Erfag von Kriegsfchäden 
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5. Die Kriegsleiftungen werden in dem Geſetz eingetbeilt in 
Berpflihtungen der Gemeinden und Lieferungsverbände, der Eilen: 
bahnverwaltungen und der Befiter von Schiffsfahrzeugen und von 
Pferden. Rückſichtlich der legteren 3 Klaffen unterliegt das Sub: 
ject der Verpflichtung feinem Zweifel; dagegen bedarf die Stellung 
der Gemeinden nnd die völlig gleichartige der Lieferungsverbände 
einer näheren Erörterung, da fie für die Kriegsleiftungen in an: 
derer Weiſe wie für die Friedensleiftungen geregelt if. Die be 
jege über die Dartierleiftung und über die Naturalleiftungen 
im Frieden erfennen dem Vorſtande der Gemeinden durchweg 
nur die Function eines Verwaltungs-Organes zu, duch deſſen 
Thätigkeit die Militairlaften durchgeführt und geltend gemadt 
werden, während die eigentlih Berpflichteten die Beſitzer ber 
MWohnungen u. |. m. find. Die Verpflichtung der Gemeinde:Bor: 
ftände beſchränkt fih daher auf diejenige Thätigfeit, welche zur 
Ausführung der Requifitionen erforderlich ift, und ihre Verant: 
wortlichfeit geht nur darauf, daß fie hierbei die gehörige Sorg— 
falt anwenden. Zwar fteht e8 den Gemeinden frei, ftatt der Heran- 
ziehbung der Einzelnen zur Naturalleiftung die Requiſition auf 
Koften der Gemeinde zu erfüllen und von den Einzelnen die auf 
fie entfallenden Antbeile einzuziehen; e3 hängt dies aber von dem 
Belieben der Gemeinde ab; die Gemeinde als ſolche baftet nidt 
für die Erfüllung der Militairlaft; die Leiftung auf Gemeinde: 
foften ift zwar in solutione, aber nicht in obligatione. 

Für die Kriegsleiftungen dagegen, melde durch Vermittlung 
der Gemeinden geltend gemacht werden, reicht die Haftung derſel— 
ben weiter. Das Geſetz erklärt diefe Gemeinden felbft als die 
dem Neiche verpflichteten Subjefte ), desgleihen die Lieferung‘: 
verbände 2); und erflärt nicht blos die Gemeindevorftände für per: 
antwortlid für die Fürforge behufs Durchführung der Requifition, 


und Kriegöleiftungen, und betreffend die Entſchädigung der Deutfchen Rhederei 
(R.G.BL. 1871 ©. 247 und ©. 249), jowie das Gef. v. 23. Febr. 1874 megen 
nachträglicher Vergütung für Kriegsleiftungen der Gemeinden (R.G. Bl. 1874 
©. 17). Bu dem Iegterwähnten Gejege hat der Bundesrath Ausführung‘ 
beftimmungen am 29. März 1874 befchloffen, welde im Gentralbl. d. D. R. 
1874 ©. 131 ff. befannt gemacht worden find. 

1) Kriegsl.Geſ. 8. 3. 

2) ebenda $. 17 Abſ. 1. 
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iondern macht die Gemeinden als folche verantwortlih für die 
polltändige und rechtzeitige Erfüllung der geforderten Leiſtungen 
ſelbſt ). Dem entiprechend fteht auch der Anſpruch auf Vergütung 
den Gemeinden als folchen zu und die Anerkenntniß-Scheine mer: 
den auf den Namen der Gemeinden (oder Lieferungsverbände) aus— 
geitellt. 

Defien ungeachtet find die einzelnen Gemeinde-Angebörigen 
von der bireften Verpflichtung zur Erfüllung der Militairlaften nicht 
frei. Denn die Gemeinden find berechtigt, behuf3 Erfüllung der 
geforderten Leiftungen die zur Theilnahme an den Gemeindelaften 
Berpflihteten ), fomwie die fonft in der Gemeinde fich aufhalten: 
den oder Eigenthum in derfelben befigenden Angehörigen des Reichs 
zu Naturalleiftungen und Dienften aller Art heranzuziehen, insbe⸗ 
jondere auch die in den Gemeindebezirten gelegenen Grundftüde 
und Gebäude — mit Ausnahme der landesherrlihen Schlöjler 
und der unmittelbar zu Staatszweden dienenden Gebäude over 
Gebäudetheile — zu benugen und fich nöthigenfalls zwangsweiſe 
in deren Befib zu fegen ?). Diefelben Befugnifje ſtehen den Liefe— 
rung3verbänden zu, die fich hierbei der Vermittlung der Gemeinden 
bedienen können ). Das Rechtsverhältniß ift aljo in folgender 
Weile zu conftruiren: Berpflihtet zu den Kriegsleiitungen dem . 
Reich gegenüber find prinzipiell die einzelnen Reichgangehörigen 
und die einzelnen Befiter der im Neichögebiet befindlichen, für 
Kriegleiftungen erforderten VBermögensitüde; die Befugniß des 
Reiches zur zwangsmeifen Erhebung der Leiſtungen ift aber den 
Gemeinden belegirt und dafür ift den Gemeinden die 
Haftung für Erfüllung der geforderten Leiftungen aufer: 
legt. Eine Beftätigung findet dies in dem Sag, daß bei Weige- 
tung oder Säumniß der Gemeinden die Civilbehörden und bei 
Gefahr im PVerzuge auch die Militairbehörden befugt find, bie 
Zeitung von den einzelnen Angehörigen der Gemeinden resp. von 
den Befigern der erforderlihen Gegenftände direkt zwangsweiſe 


1) ebenda 8. 5. Den Gemeinden find in allen Beziehungen die felbit- 
fändigen Gutsbezirke völlig gleichgeftellt. 8. 8 a. a. ©. 

2) auch Ausländer, welche in der Gemeinde ihren Wohnſitz oder Grund» 
befig haben. 

3) Kriegsleift.Geſ. 8. 6 Abi. 1. 

4) ebenda 8. 18. 
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herbeizuführen !). Eine fernere Conjequenz dieſes Grundſatzes iſt 
die, daß die Untervertbeilung der Leiltungen innerhalb der Ge: 
meinde und die Art und Weile der Aufbringung den Gemeinden 
überlaffen ift und daß diefe Verhältniſſe theild durch die Gemeinde: 
gefeßgebung der Einzelftaaten, theild durch Ortsſtatut oder Ge: 
meindebejchluß geordnet werden können, daß dadurch aber das 
Recht des Reiches nicht beichränft werden Tann, im Bedürfnißfalle 
alle im Bereih der Gemeinde ſich vorfindenden Hülfsmittel für 
Kriegsleiftungen in Anſpruch zu nehmen. 

Duartierleiftung und Naturalverpflegung können die Gemein: 
den für eigene Rechnung übernehmen und die erwachſenden Koſten 
auf die hiedurch von unmittelbarer Keiftung befreiten Pflichtigen 
nach Verhältniß ihrer Berpflidtung zur Naturalleiftung umlegen, 
fo daß alfo auch die Erternen, wofern fie in der Gemeinde Be: 
fisthbum haben, heranzuziehen find ?). Alle andern durch die Lei— 
ftungen entſtehenden Baarkoften find von den zur Theilnahme an 
den Gemeindelaften Verpflichteten aufzubringen; dag Verhältniß, 
in welchem fie zu den Gemeindelaften im Frieden beitragen ift 
daher auch für diefe Baarkoften maßgebend. Die Vergütung für 
die den Gemeinden obliegenden Laften wird — wie bemerkt — 
diefen gewährt; die Gemeinden find aber verbunden, den mit 
Naturalleiftungen und Dienften in Anſpruch Genommenen die er: 
gütung in dem Umfange zu gewähren, in welchem fie vom Reihe 
geleiltet wird )). Zur fofortigen, vorſchußweiſen Bezahlung dieler 


— 





1) a. a. O. 8. 5. 

2) Aus den vorſtehenden Erörterungen ergiebt ſich, daß hinſichtlich der 
aktiven Offiziere 2c. ein bemerkenswerther Unterſchied zwiſchen ber Einguar- 
tirungslaft im Yrieden und der im Kriege beſteht. Das Quartierl.Gei. S. 4 
hat die Wohnungen der Offiziere und jervisberecdhtigten Militairbeamten nicht 
erimirt; fie find daher im Frieden der Einguartirung unterworfen (ieh 
oben ©. 322 Note 4); das Kriegst.Geje Legt dagegen die Verpflichtung den 
Gemeinden ob und da altive Offiziere und Militairbeamte zu den Gemeinde: 
Tafteı nicht beitragen, vgl. oben ©. 265, fo find fie auch von der Eingquarti 
rungslaft im Kriege erimirt. Bol. v. Helldorff Dienftvorichriften Th. IV 
Abth. 1 ©. 156. 

3) Kriegsl.Geſ. 8. 7 Abſ. 1. Nah der Eutftehungsgeichichte des Geſetzes 
ift e8 aber zweifellos, daß Hierdurch nur das Minimum der den Einzelnen 
zu zahlenden Vergütung nomirt werden jollte, daß die Gemeinden baher br 
fugt find, durch Statut oder Beſchluß Höhere Entichädigungen feftzujegen und 
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Beträge find aber die Gemeinden nur in den Fällen befonderer 
Bedürftigfeit oder unverhältnißmäßiger Belaftung einzelner ZLei- 
ftungspflichtiger verbunden; der Negel nach ift die Vergütung erft 
dann von der Gemeinde auszuzahlen, wenn fie ihr vom Reiche 
zur Berfügung geitelt wird, und zwar mit Einfhluß der vom Reiche 
gezahlten Zinfen. Dem Einzelnen ift inzwiſchen über die von ihm 
gemachte Leiftung eine Beicheinigung von der Gemeinde audzu: 
ſtellen ®). 

Diefelben Rechtsregeln finden analoge Anwendung auf die 
Lieferungsverbände und auf die an Stelle derfelben verpflichteten 
Staaten von geringem Gebietsumfange ?). 

Bei denjenigen Kriegsleiftungen, welche unmittelbar gegen die 
Verpflichteten (Eifenbahnverwaltungen, Schiffsbefiger, Pferdebeſitzer) 
geltend gemacht werden, findet eine Verpflichtung der Gemeinden 
und eine Mitwirfung derjelben bei der Durchführung der Requi- 
ftionen, ſowie bei Seftitelung und Auszahlung der Vergütung 
nicht ftatt. 


B. Die einzelnen Kriegsleiſtungen. 
I. Laſten der Gemeinden. 


1. Duartierleiftung. 

a) Umfang der Laft. Für die bewaffnete Macht, ein— 
ſchließlich des Heergefolges ift Quartier, ſowie für die zugehörigen 
Pferde ift Stallung zu gewähren, fomweit Räumlichkeiten hierfür 
vorhanden find). Eine andere Einſchränkung für dieje Kriegs: 
lat als die thatjächliche Leiftungsfähigfeit der Gemeinde befteht 
nicht ; weder find gewiſſe Gebäude befreit, noch haben die Inhaber 
der Räumlichkeiten einen rvechtlih anerkannten Vorrang für die 
Befriedigung ihrer eigenen Wohnungs: und Gewerbebetriebg:Be- 
dürfniſſe. 

b) Vergütung. Dieſelbe wird nach den für den Friedens— 
zuſtand geltenden Sägen *) gewährt: für die Truppentheile, welche 





daB au die Einzelftaaten ermächtigt find, durch Gejege den Gemeinden höhere 
Sergütungen zur Pflicht zu machen. GStenogr. Berichte 1873 ©. 587. 941. 
1) Kriegsl.Geſ. 8. 7 Abſ. 2—. 
2) ebendaj. $. 18 Abi. 1. 
3) Kriegsl.Geſ. 8. 3 Biff. 1. 
4) Siehe oben ©. 328. 
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ſchon vor der Mobilmadhung zur Beſatzung des Ortes gehörten, 
bi3 zu ihrem Ausmarſche; ferner für die Truppentheile, melde 
zur Beſatzung des Ortes nach der Mobilmahung einrüden !), 
insbefondere auch für die Beſatzung der Etappenorte; endlich für 
Erjaßtruppen in den Standquartieren. Weber die Beichaffenbeit, 
Größe, Ausftattung u. f. w. des zu gewährenden Quartiers finden 
‚ in diefen Fällen die für den Friebenszuftand geltenden Vorſchriften, 
alfo namentlich die Anordnungen des Negulativs zum Quartier: 
leiftungsgejeß, Anwendung ?). 

Für Truppen, melde fih auf dem Marſche oder in Kanton: 
nement3 befinden, wird Feine Vergütung für Naturalgquartier und 
Stallung gewährt 2 Nur die auf Requifition der Militairbehörde 
gemahten Auslagen, insbefondere behufs Ausftattung der 
Quartiere mit dem nothwendigen Mobiliar, find dem Quartier: 
geber zu erjegen. Solche Requifitionen find auf die Grenzen de3 
unabmweisbaren Bedürfniffes zu beſchränken. Der Einquartirte 
muß fih mit demjenigen begnügen, was nach Maßgabe der ob: 
waltenden Berhältnifje angewiefen werden kann; d. 5. er bat 
teinen Anſpruch darauf, daß das Quartier den für den Friedens: 
zuftand gegebenen Vorſchriften genügt *). 

2. Naturalverpflegung. 

a) Umfang der Laft. Die Berpflihtung ift bejchränft 
auf die Verpflegung der auf Märfhen und in Kantonnirungen 
befindlichen Theile der bewaffneten Macht, einfchließlich des Heer: 
gefolges; die Leitung Tann aljo nicht gefordert werden für Be: 
fagungstruppen und Erjaßtruppen ?). Andererfeits iſt ihre Er: 
füllung nicht davon abhängig, daß eine gemügende Menge von 


1) Rah der Ausf. Verordn. Art. 2 gehören dahin: die Bejagungen 
ber Feſtungen und befeftigten Küftenorte; neuformirte Truppentheile, jo lange 
fie fi im Sormationsorte befinden, und Truppentheile, welche Durch eine au! 
drücdliche Erklärung des kommandirenden Generals als zur Bejapung des Ortes 
beftimmt bezeichnet werben, in welchem fie fich befinden oder in welchen fie ein- 
rüden. 

2) Kriegsleiſt. Geſ. 8. 9 Abi. 2. Vgl. oben ©. 320. 

3) Ueber die Gründe für dieje erceptionelle Anordnung vgl. Stenogr.er. 
bes Reicht. 1873 ©. 599 ff. u. ©. 982. Der Hauptgrund ift der, daß bie 
Vergütung eine fehr erhebliche Belaftung des Reichsfiskus herbeiführen würde. 

4) Kriegsl. Geſ. 8. 9 Abi. 2. Ausf. Verordn. Art. 2 Abſ. 2 und 3. 

5) Kriegl. Geſ. 8. 3 Biff. 2. 





8. 94. Die Kriegsleiftungen. 353 


Nahrungsmitteln in dem Gemeindebezirt vorrätbig ift; vielmehr 
find die Gemeinden verbunden, im Bedürfuißfalle fie anzuichaffen?). 
Der Einquartierte bat fih in der Regel mit der Koft des Duar- 
tiergebers zu begnügen; im Falle des Streites ift ihm dasjenige zu 
gewähren, was er reglementsmäßig bei einer Verpflegung aus 
dem Magazin zu erhalten bätte ?). 

b) Die Vergütung erfolgt nah den für den Friedenzzu- 
ftand beftehenden Sägen °). 

3. Souragelieferung. 

a) Der Umfang der Laft beftimmt fich ganz ebenfo wie 
der der Naturalverpflegungspflicht *). , 

b) Bergütung. Für die Fourage, welche aus den in der 
Gemeinde vorhandenen Beftänden geliefert wird, werden die Durch: 
Ihnittspreife der lebten zehn Friedensjahre, mit Weglaffung des 
theuerften und des wohlfeilften Jahres, bewilligt; für die Fourage 
dagegen, melde die Gemeinde durch Ankauf berbeizufchaffen ge- 
nötbhigt mar, erfolgt die Vergütung nach den Durchfchnittzpreifen, 
welche zur Zeit der Lieferung °) in dem Marftorte des Lieferungs- 
verbandes beitanden, zu deflen Bezirk die Gemeinde gehört ®). 
Wenn die Gemeinde in der Liquidation die letzterwähnten Preiſe 
in Anwendung bringt, jo liegt ihr der Nachweis ob, daß die 
nöthige Fourage zur Zeit der geforderten Leiftung im Gemeinde 
bezirf in der That nicht vorhanden mar. 


1) Stenogr. Ber. 1873 ©. 575. 

2) Kriegsl.Geſ. 8. 10 Abi. 2. Der Rechtsſatz ift zwar derfelbe, wie ihn 
$. 4 des Naturall.Gej. aufjtellt, die Feldmundportion ift aber in der 
Ausf. Verordn. dv. 1. April 1876 Urt. 3 Ziff. 1 anders beftimmt wie die Frie- 
densverpflegungsportion in der Ausf. Inſtr. vd. 2. Sept. 1875. 

3) Bgl. oben ©. 330. Bei Erlaß des Kriegsleiftungsgejeges beſtand noch 
ein einheitlicher Zagesjag für die Vergütung der Naturalverpfl. inı Frieden. 
Teshalb enthält 8. 10 Abſ. 1 eine bejondere Vorjchrift Über die Vergütung, 
welhe für Verabreichung einzelner Mahlzeiten zu gewähren ift. Dieſe Vor: 
ihrift ift unanwendbar geworden, nachdem das Naturall.Gef. 8. 2 bejondere 
Bergütungsfäge für die einzelnen Mahlzeiten aufgeftellt Hat. gl. Ausf.⸗ 
Verordn. Art. 3 Ziff. 2. 

4) Raturalverpfl. und Fouragelieferung werben deshalb im Kriegsl.Geſ. 
in derfelben Ziffer des Art. 3 zufammengeftellt. — Die Größe der Feldrationen 
it beftimmt in der Ausf. Verordn. Art. 4. 

5) d. 5. in dem Monat, in welchem die Lieferung erfolgte. 

6) Kriegsl. Geſ. 8. 11. 

Laband, Reichtſtaatbrecht. III, 23 
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4. Vorſpann. 


a) Umfang def Lafl. Alle im Gemeindebezirt vor 


bandenen Transportmittel und Gefpanne find den Truppen für 
militairifche Zwede zur Verfügung zu ftellen ). Es beftehen feine 
gejeglichen Befreiungen; zur Anihaffung von Wagen und Aug: 
thieren find die Gemeinden aber nicht verpflichtet. Hinfichtlich der 
Zeit, für melde der Vorſpann in Anſpruch genommen werben 
ann, ift gefeglich Feine Schranfe gezogen; das Bedürfniß allein 
entjcheidet. 

b) Bergütung. Diejelbe erfolgt nach denfelben Grund: 
fägen wie für die Vorfpannleiftung im Frieden; die Vorfchriften 
des Naturalleift..Gejeßes 8.9 Ziff. 1 find dem Kriegsleiftungsgel. 
8. 12 Ziff. 1 entnommen. Die Höhe der Vergütung wird dem: 
nach durch einen vom Bundesrath zu beichließenden Tarif normirt 
und tageweije berechnet ), Mit Rückſicht darauf aber, daß die 


Fuhrdienfte im Kriege auch für längere Zeit gefordert werden 


können, ift die Beftimmung hinzugefügt worden, daß bei Fubren, 
die länger als 48 Stunden von ihrer Heimath fern gehalten wer: 
den, den. Führern und Zugthieren auf der ihnen vorzufchreiben: 
den Etappenftraße freie Quartier und freie Verpflegung zu ge: 
währen ift, und zwar ohne Kürzung der zu vwergütenden Fahr: 
preiſe ?). 

Außer der Vergütung für die Fuhrdienfte ift dem Eigen: 
thümer voller Erjag für die Verlufte, Beihädigung und außer: 
gewöhnliche Abnugung an Zugthieren, Wagen und Geſchirr zu 
gewähren, welche in Folge oder gelegentlich der Vorſpann- oder 
Spannpienftleijtungen ohne Berjchulden des Eigenthümers oder 
bes von ihm geitellten Gejpannführers entftanden find. Wenn 
Fuhren länger als 48 Stunden außerhalb ihrer Heimath oder auf 
unbeftimmte Dauer in Anſpruch genommen werden, fo find Aug: 
tbiere, Wagen und Geſchirr vor dem Abgang dur Sachverſtändige 
zu tariren und dem Eigenthümer der Erſatz auf Grund der Tare 
zu zahlen; iſt aber eine vorherige Schäßung nicht möglich, fo ſoll 
der Werth nachträglich feitgeitellt werden, mofür die allgemeinen 


1) Kriegsl. Geſ. 8. 3 Ziff. 3. 
2) Siehe oben ©. 335. 
8) Kriegsl. Geſ. 8. 12 Ziff. 2. 
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Borihriften des 8. 33 des Kriegsl.-Gefehes in Anwendung zu 
bringen find ?). 

5. Arbeitsleiftung. 

a) Umfang der Laft. Die Gemeinden find verpflichtet 
zur Stellung der in der Gemeinde anwejenden Mannichaften 
zum Dienjte als Geipannführer, Wegmeifer und Boten, ferner 
zum Wege: Eifenbahn- und Brüdenbau, desgleichen zu fortififa- 
toriihen Arbeiten und zu Fluß: und Hafenfperren, und endlid 
zu Boots- und Prahmbienften ?). Die Verpflichtung der Gemein- 
den gebt nicht auf Herftellung des erforderlihen Werks (opus), 
jondern auf Lieferung der Arbeitskräfte (operae) zur Verfügung 
der Militairbehörde. Die Verwendung der Arbeiter ift der lep: 
teren überlaſſen. Die Gemeinde ift zwar nicht verpflichtet, aus⸗ 
wärtige Arbeitzfräfte berbeizufchaffen, fondern fie braucht nur die 
anweſenden (arbeitsfähigen) Männer zu ftellen; es ift ihr aber 
unbenommen, der Requiſition in der Art zu genügen, daß fie die 
verlangte Anzahl von Arbeitern miethet und badurd die Mit- 
glieder der Gemeinde als ſolche von der unmittelbaren Erfüllung 
der Militairfrohnden befreit. 

b) Bergütung. Für die Gewährung von Arbeitsfräften 
und Zransportmitteln mit Ausnahme der Fubhrenleiftung wird 
eine Vergütung gewährt, melde nah den in gewöhnlichen 
Zeiten ortsüblichen Preifen berechnet wird ®). 

6. Ueberlaſſung von Grundftüden. 

a) Umfang der Laft. Die Gemeinden find verpflichtet, der 
Milttairbehörde die für den Kriegsbedarf erforderlichen Grundftüde 
und vorhandenen Gebäude einzuräumen 4). Es macht in diejer Be- 
ziehung feinen Unterjchied, ob die Grundftüde im Eigenthbum oder 


1) Kriegsl. Geſ. 8. 12 Ziff. 3. Ausf.Berorbn. Art. 5 Ziff. 2. Eine Ab⸗ 
ſchäzung muß in allen Fällen ohne Ausnahme ftattfinden, die freie Vereinba⸗ 
rung über den Schadenserſatz ift ausdrücklich ausgefchloffen durch die Ausf. 
Verordn. Art. 1 Biff. 3. 

2) Kriegsl.Geſ. 8. 3 Biff. 3. 

8) Kriegsl. Geſ. $. 13. Diefer Preis Tann durch Uebereinlommen feitge- 
jebt werden unter Beobachtung der in der Ausf.V. Art. 1 Ziff. 3 Abſ. 2 ge- 
gebenen Vorſchriften. Iſt eine Verftändigung nicht zu erreichen, jo tritt dag 
Abſchätzungsverfahren des $. 53 ein. Vgl. Ausf. V. Art. 6. 

4) Kriegsl. Geſ. $. 3 Ziff. 4. 

23 * 
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in der Nubung der Gemeinde ſelbſt fich befinden. oder nicht und 
ebenjowenig ift e8 von Belang, zu meldem Zwecke die Truppen 
ih der Grundftüde und Gebäude bedienen, wofern er nur als 
„Kriegszweck“ ſich charalterifirt. 

b) Vergütung. Keine Vergütung wird bezahlt für die 
Ueberlaſſung der leerſtehenden oder disponiblen eigenen Gebäude 
der Gemeinden, ſowie der freien Plätze, Oedungen und unbeſtell⸗ 
ten Yeder bis zur Zeit der Beſtellung. Dagegen wird Erjah ge 
währt für die durch die Benußung erweislich berbeigeführte Be: 


Ihädigung und außerordentlihe Abnugung !). Behufs Feftftellung 


derjelben ift bei der Uebernahme der Gebäude eine genaue Be: 
Ihreibung des baulichen Zuftandes und eine Werthstare aufzu— 
nehmen und bei der Rückgabe die eingetretene Beichädigung und 
außerordentlihe Abnugung zu conftatiren *). 

Für andere Grundftüde wird eine Vergütung für die entzo: 
gene Nugung gewährt, fofern der Anjprud darauf nicht durd 
das Rayongeſetz ausgeichloffen ift (Vgl. unten $. 95) °). Die 
Vergütung ift in allen Fälen durch Abſchätzung zu ermitteln‘). 

Die Benugung zu Kriegszwecken Tann fih in eine definitive 
Erpropriation verwandeln, wenn Grundftüde zur Ergänzung forti 


flatorifcher Anlagen im Falle der Armirung einer Feftung n 
Anſpruch genommen worden find und nach eingetretener Desarmi- 


rung nicht zurüdgegeben werden. In diefem Falle ift die für 
die Eigenthbumsabtretung zu zahlende Enſchädigung nach Vorſchrift 
des, in dem betreffenden Gebiete geltenden Enteignungegeſetes 
feſtzufiellen 5), 

1. Debermweifung von Materialien. 

a) Umfang. Den Truppen find zu liefern die im Ge 
meindebezirfe vorhandenen Materialien zur Anlegung von 
Wegen, Eijenbahnen, Brüden, Lagern, Uebungs- und Bivouaks— 


1) Kriegst.Gef. 8. 14 Abſ. 1. Darunter ift aber nicht zu verftehen die 
Beihädigung durch eigentliche Kriegshandlungen z. B. duch Beſchießung, ſon⸗ 
dern nur durch die Benußung, welche zu dem in der Requiſition angegebenen 
Zwecke erfolgt ift. Ausf. Verordn. Art. 7 Biff. 1. 

2) Ausf. V. Art. 7 Biff. 2. 

3) Kriegsl.Geſ. 8. 14 Abi. 2. 

4) Ausf.Berordn. Art. 1 Ziff. 8 u. Art. 7 Biff. 3 und 4. 

5) Kriegsl.Geſ. 8. 14 Ubi. 3. 
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plägen, zu fortififatorifhen Anlagen und zu Fluß: und Hafen: 
iperren, fowie das im Gemeindebezirk vorhandene Feuerungs- 
material und Lagerſtroh für Lager und Bivouaks )). 

b) Die Vergütung wird berechnet nad) den am Orte und 
zur Zeit der Leitung beftehenden Durchfchnittspreifen ?); fehlt 
es an folchen, 3. B. binfichtlich der Feldfteine, Erdmaterialien u. 
ſ. w., fo wird der Preis durch fachverjtändige Schäßung er: 
mittelt. 

Eine Ausnahme bat das Geſetz jedoch binfichtlich des für 
Lager und Bivouaks gelieferten Feuerungsmateriald® und Lager: 
ftrobes anerfannt, indem die Vergütung dafür nur nad den in 
gewöhnlichen Zeiten (Friedenszuſtand) ortsüblichen Preiſen ge: 
währt wird °). 

8. Befriedigung außerordentlider Militair- 
bedürfniffe. 

Zu den im Vorhergebenden aufgeführten, durch einen beftimm- 
ten Inhalt abgegränzten Kriegslaften der Gemeinden hat das Ge- 
jet noch eine generalis clausula hinzugefügt, kraft weldher die Ge- 
meinden zur Leiftung aller Dienste und zur Lieferung aller 
Gegenftände verpflichtet find, welche das militairifche Intereſſe 
ausnahbmsmeife erforderlich machen könnte, foweit die hierzu 
nöthigen Berjonen und Gegenftände im Gemeindebezirte anmwejend 
oder vorhanden find *. Als Beifpiele führt das Geſetz die Liefe— 
rung von Bewaffnungs- und Ausrüftungsgegenftänden, von Arznei- 
und VBerbandmitteln an. Dem ganz unbeftimmten und unbegräng- 
ten Umfang der Laſt entipricht der ganz ſubſidiäre Charakter der: 
jelben; ihre Erfüllung fol nur „ausnahmsweise“ verlangt werben, 
wenn ungewöhnliche Verhältniffe ungewöhnliche Bedürfniſſe hervor: 
rufen. Eine Sicherung gegen eine mißbräuchliche Geltendmachung 
diefer Laſt iſt dadurch geboten, daß die Vergütung für dieje Lei: 
ungen ausnahmsweiſe nicht durch Anerkenntnißſcheine, fondern 
baar aus den bereiteften Beftänden der Kriegskaſſe zu zahlen ift ®). 


1) Kriegsl.Geſ. 8. 3 Ziff. 4 u. 5. 
2) ebendaſ. 8. 15. 

3) ebendaf. 8. 13. 

4) Kriegsl. Geſ. 8. 3 Biff. 6. 

5) ebendaj. 8. 20 Abf. 1. 
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Die Höhe der Vergütung beftimmt fih nad den Durchſchnitts⸗ 
preifen am Drt und zur Zeit der erfolgten Leiftung ). 


D. Landlieferungen. 


1. Borausfegungen und Umfang der Lat. 

Der Zwed der Landlieferungen ijt die Füllung der Kriegs: 
magazine; fie haben alſo nicht, wie die den Gemeinden aufer: 
legten Kriegslaſten, bie Beftimmung, den augenblidlihen Bebürf: 
nifjen der Truppentbeile unmittelbar abzubelfen, fondern fie ſollen 
zur Anfammlung der VBorräthe dienen, welche zu einem orbnungs: 
mäßigen Unterhalt der bewaffneten Macht im Wege der Magazin 
verpflegung erforderlich find. Zunächſt find diefe Vorräthe durch 
Ankäufe und ähnliche Rechtsgeſchäfte (Lieferungsverträge) anzu: 
Ihaffen und zu ergänzen und nur im Notbfalle, d. b. falld der 


Unterhalt für die bewaffnete Macht auf andere Weife nicht fiber 


zu ftelen ift, darf die Ausfchreibung von Landlieferungen er: 
folgen °). 

Die Anordnung der Landlieferungen geſchieht deshalb durd 
einen Beihluß des Bundesrathes, welcher ſowohl das 
thatfächlihe Bedürfniß conftatirt als auch den Umfang der Kiefe: 
rungen fetitelt ?).. Objecte der Lieferung find: lebendes Vieh, 
Brotmaterial, Hafer, Heu und Stroh. 

2. Die Geltendmadhung. 

a) Aus der Beftimmung der Landlieferungen zur Füllung der 
Krieggmagazine zu dienen, ergiebt fi, daß es ſich bei diefer Mi: 
Hitairlaft um fehr bedeutende Mengen von Nahrungsmitteln und 
Fourage handelt. Die Gemeinden find daher, abgejehen von den 
großen Städten, nicht im Stande, fie zu erfüllen. Vielmehr find 
als Subjekte der Laft Lieferungsverbände bezeichnet. Die 
Bildung derjelben iſt den einzelnen Bundesftaaten überlaffen, den: 
felben aber dabei die Rückſichtnahme auf angemefjene Leiftungs: 
fähigkeit und auf die beftehende Bezirkseintheilung zur Pflicht ge: 


1) ebendaf. 8. 15. 

2) In den Motiven zum Entw. ©. 17 wird anerkannt, daß bei der 
heutigen Geſtaltung der wirthſchaftlichen und Verkehrsverhältniſſe es in der 
Regel möglich ſein wird, für den Unterhalt der bewaffneten Macht auf anderem 
Wege als durch Landlieferungen zu ſorgen. 

8) Kriegsl.Geſ. 8. 16. 8. 17 Abſ. 4. 


8. 94. Die Kriegdleiftungen. 359 


macht). Staaten von geringem Gebietsumfange ift es freige- 
ftelt, von der Bildung von Lieferungsverbänden abzufehen und 
die Lieferungspflicht jelbit zu übernehmen ?). 

b) Der Bundesrath hat feftzufegen, welche Lieferungen von 
den einzelnen Verbänden zu leiften find, ſowohl der Art wie der 
Größe nad. Hierbei, jowie bei der Untervertheilung ift darauf 
Rüdfiht zu nehmen, daß den einzelnen Verbänden nur die Liefe: 
rung folder Gegenftände und Duantitäten auferlegt wird, die fich 
in deren Bereich in natura vorfinden °). 

e) Hinfihtlih der Obliegenbeiten der Lieferungsverbände und 
der ihnen zur Erfüllung derjelben zuitehenden Befugnifie gelten 
diefelben Vorſchriften, welche für die Gemeinden rückſichtlich der 
ihnen obliegenden SKriegsleiftungen gelten. Auch können fich die 
tieferungsverbände zur Beichaffung der von ihnen geforderten Lei— 
ungen der Vermittlung der Gemeinden bedienen *). In dem 
legteren Falle können die Laften der Lieferungsverbände vermittelft 
der Untervertheilung thatfählih in Gemeindelaften aufgelöft mer: 
den; rechtlich aber bleibt der Lieferungsverband als folcher für 
die ganze, ihm auferlegte Lieferung verpflichtet, fo daß er für 
die Antheile der etwa Leiftungsunfäbigen oder ſäumigen Gemein: 
den aufflommen muß. 

3. Die Vergütung. 

Diefelbe wird berechnet nah den Durhihnittspreifen 
der legten zehn Friedensjahre mit Weglafjung des theuer: 
ften und des mohlfeilften Jahres, indem für jeden Lieferungsver: 
band die Preife des Hauptmarktortes (beziebentl. der in einzelnen 
Bundesftaaten auf Grund der Gejege beftimmten „Normal:Markt: 


1) Kriegsl. Geſ. 8. 17 Abi. 1. Ein Verzeihniß der LVieferungsverbände 
ift der Ausf.Berorbn. v. 1. April beigegeben und im R.G. Bl. 1876 ©. 154 
abgedrudt. Innerhalb des früheren Geltungsgebieted des Gel. v. 11. Mai 
1851 (vgl. oben ©. 342 Note *) find bis zur andermeitigen Regelung bie 
Kreife und gleihartigen Verbände als Lieferungsverbände beizubehalten. 
$. 17 cit. Abf. 3. 

2) 8. 17 cit. Abf. 2. Belondere Verbände find nicht gebildet worden von 
den beiden Medienburg, den beiden Xippe, ben freien Städten und Schwarz. 
burg-Rudolftadt. 

3) 8. 17 cit. Abſ. 4 u. 5. 

4) eod. 8. 18. Siehe oben ©. 349. 
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orte”) zu Grunde gelegt werden). Eine Ausnahme von vieler 


Regel beiteht jedoch für die Vergütung für geliefertes Iebendes 


Vieh. Diefelbe ift nah Maßgabe der ortsüblichen Friedenzpreife 
dur die Schätzung Sachverftändiger feitzuitellen ?). 


IH. Kriegsleiftungen der Eiſenbahn-Verwal— 
tungen?). 


1. Allgemeines. 





Die Kriegslaften der Eifenbahn:Berwaltungen find verjchieder 


nah Art, Umfang und Geltendmahung, je nachdem die Eifer 
bahnen auf dem Kriegsſchauplatz felbft oder in der Nähe deſſelben 
fih befinden oder nicht. Welche Eifenbahnen als zu der erfteren 
Kategorie gehörend anzufehen find, beftimmt der Kaifer*). Pie 
Grenze der beiden Rayons wird für alle in Betracht kommenden 
Bahnlinien dur eine „Uebergangsftation” bezeichnet, auf melder 
der Uebergang aus dem gewöhnlichen in den Kriegäbetrieb ftatt- 
findet ),. Für die oberfte militairiihe Leitung des gefammten 
Eiſenbahn-Weſens im Kriege wird nach Erlaß der Mobilmadhung?: 
Drdre ein „General-Inſpekteur“ ernannt; bis zur Ernennung dei: 
jelben übernimmt der Chef des Generalftabes der Deutſchen Ar: 
mee defjen Funktionen. Unter demjelben fteht an der Spike de3 
Eifenbahnmefens im Kriegärayon der „Chef des Feld: 
Eiſenbahn-Weſens“, deſſen Obliegenheiten bis zu feiner Er: 
nennung oder im Falle feiner Verhinderung von dem Chef der 
Eifenbahn-Abtbeilung des Preuß. großen Generalftabes wahrge: 
nommen werden. hm liegt namentlich die Leitung des Betriebes 
aller von den deutſchen Truppen occupirten Eijenbahnen oder der 
von der Armee felbft conftruirten Bahnſtrecken ob; er bat für die 
geregelte Benutzung und Inſtandhaltung der Eifenbahnen des 


— 


1) ebenda 8. 19 Abſ. 2 u. 8. 

2) 8. 19 cit. Abf. 1. Auf das Abſchätzungsverfahren finden die im $. 33 
des Geſetzes und im Art. 16 ber Ausf.Berorbn. gegebenen Borjchriften An- 
wendung. 

3) Bgl. die durch Kaiferl. Verordn. v. 20. Zuli 1872 genehmigte „In 
ftruftion betreffend das Etappen- und Eifenbahnwejen im Kriege”. Abgedrudt 
bei Srölich Verwaltung des Deutfchen Heeres I ©. 113 ff. 

4) Ausf.Berordn. Art. 15. 

5) Inſtr. v. 20. Juli 1872 8. 7 Abf. 2. 
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Kriegsihauplapes zu forgen und muß fortgesegt einen Weberblid 
über die Snanfpruchnahme und den Zuftand der ſämmtlichen inlän- 
diſchen und offupirten ausländifchen Eifenbahnen haben. Er ift 
befugt, fall3 es ihm nothwendig erjcheint, befondere Kommiſſare 
zur Regelung und Ordnung der Bahn-Berbältnifie innerhalb der 
Grenzen feiner eigenen Befugniffe abzufenden '.. Für offupirte 
Bahnen werden Militair-Eifenbahn- Direktionen eingefegt, die dem 
Chef des Feld-Eiſenb.-“Weſens untergeben find. Hinfichtlich aller 
niht im Kriegsrayon gelegenen und unter militairischen Ei- 
fenbahn- Direktionen ftehenden Eifenbahnen fteht die Leitung des 
Eifenbahndienftes für militairiſche Zwecke dem Chef der Eiſen— 
bahn-Abtheilung im ftellvertretenden Preuß. Generalftabe 
zu. Er iſt dem Chef des Feld-Eifenbahnmwefens unterftelt und er: 
hält von demjelben die allgemeinen Direktiven; er bewirkt die 
Bertbeilung der Transporte auf die verjchiedenen Linien unter 
Mitwirktung des Neih3-Eifenbahnamtes und unterhält den Ber: 
fehr mit den Gentral:Civilverwaltungen ?). Die einzelnen Bahnen 
bleiben zwar unter ihrer regelmäßigen Friedens-Verwaltung, für 
beftimmte Babnftreden oder Bahn-Komplere werben jedoch Linien- 
Kommandanten ernannt, welche dem Chef der Eiſenbahn-Abtheilung 
untergeben find °). 

Somohl im Kriegsrayon ald im Friedendrayon können Bahn: 
bofs-fiommandanten ernannt werden; im Kriegsrayon befinden fie 
ih im mobilen Verhältniß und find dem Militair-Eifenbahn:Di- 
rektor unterftelt, wofern eine Militair-Eifenbahn-Direktion einge: 
richtet ift; im Friedensrayon find fie im nicht mobilen Dienft und 
einem Linien Kommandanten untergeordnet. Sie haben den tech: 
niihen Stationsvorftiand in der Erfüllung der für Militairzwede 
ihm aufgetragenen Dbliegenbeiten zu unterjtüßen *). 

2. Die Transportleiftungen. 

a) Inhalt der Laf. Me Eifenbahn:Vermaltungen im 
Deutihen Reiche find verpflichtet, Die Beförderung der bewaffneten 
Macht und der Kriegsbedürfnifie zu bewirken’). Unter Beförde- 


1) Mmftr. 8. 48. 49. 

2) Inſtr. 8. 52. 

3) Inſtr. 8. 6. 52. 54. 

4) Detaillirte Vorfchriften Darüber in ber citirten Inſtruct. 88. 55. 56. 
5) Kriegsl. Geſ. 8. 28 Biff. 2. 
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rung ijt nicht blos die eigentliche Fortbewegung der Militairzüge, 
jondern auch jede dazu gehörende Hülfgleiftung zu verftehen. Sns- 
befondere gehört hierher das Beladen und Entladen der Wagen'); 
ferner die Freibhaltung der Bahnhöfe, die Herftelung von Rampen, 
von propiforifchen Zagerräumen, Güterſchuppen, Schutzdächern; end—⸗ 
ih die Ausrüftung der Wagen, um fie für die Beförderung von 
Mannſchaften und Pferden benugbar zu machen. Den Berwal: 
tungen ift in legtermwähnter Beziehung noch bejonders die Pflicht 
auferlegt, diefe Ausrüftungsgegenftände für ihre Eifenbahnmagen 
porrätbig zu halten ?). Der Bedarf an ſolchen Gegenftänden wird 
von den vereinigten Ausſchüſſen des Bundesrathes für das Land: 
beer und die Feltungen und für Eijenbahnen, Poſt und Tele 
graphen feftgefept und duch das Reichs-Eiſenbahnamt, dem die 
Ueberwahung der Ausführung obliegt, den einzelnen Eifenbahn- 
Bermwaltungen mitgetbeilt ®). 

Das Maß, in welchem die Transportleiftung einer Eifenbahn 
in Anſpruch genommen werden kann, iſt gefeglich nicht beftimmt; 
e3 findet feine Grenze in der thatfächlichen Leiftungsfähigfeit. Im 
Kriegsrayon Tann bis zu diefer äußeriten Grenze gegangen wer: 
den; die Feititellung der Fahrpläne, ſowie die Yuläffigkeit des 
Privatverfehrs unterliegt den Beitimmungen des Chef3 des Feld: 
Gifenbahnmejens unter Mitwirkung des Neichgeifenbahnamtes. Bei 
den übrigen Eifenbahnen bleibt in der Regel, d. h. wenn nicht be 


1) Ausgenommen find jedoh Munition und die von den Truppen felbit 
mitgeführten Fahrzeuge und Armeegeräthe, welche durch militairische Kräfte 
nach Anleitung der Eifenbahn-Behörden auszuladen find. 

2) Kriegsl. Geſ. 8. 28 Ziff. 1. 

3) Ausf. Verordn. Urt. 14 Ziff. 1. Der Natur der Sache nad) ift die An- 
Ihaffung der Ausrüftungsgegenftände ſchon in Friedenszeiten zu bewirken und 
das Neich ift auf Grund des Art. 47 der Reichsverf. befugt, darauf zu dringen. 
Im Kriegsleiftungsgejeb ift aber ein Nedaktionzfehler pajlirt. Denn nad $. 1 
beginnt die Pflicht zur Erfüllung aller Krieggleiftungen erft mit Erlaß der 
Mobilmahungsordre und $. 28 macht hiervon feine Ausnahme; es ftellt nur 
das Borräthighalten der Ausrüftungsgegenftände als bejondere, jelbititän- 
dige Verpflichtung neben die Transportleiftungspflidt. Bei ftrenger Wortaus- 
legung würde daher zwar jede Bahnverwaltung, auch wenn fie zum Tran! 
port von Truppen und Kriegsmaterial thatfächlich nicht in Anfprudh genommen 
wird, verpflichtet jein, die Ausrüftungs-Gegenftände vorräthig zu Halten und 
event. diefelben anzufchaffen ; diefe Pflicht würde aber erſt mit dem Erlaß der 
Mobilmahungs-DOrdre ihren Anfang nehmen. 
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jondere Aufgaben zu erfüllen find, z. B. die ſchnelle Beförderung 
großer Truppenmaffen, der gewöhnliche Fahrplan beftehen und die 
Militairzüge find in denfelben einzufchalten '). 

b) Die Geltendmadhung der den Eifenbahnen obliegen: 
den Berpflichtung, die Vertheilung der Laft auf die einzelnen Ber: 
waltungen, da3 Verfahren bei den Requifitionen, die Art und Weile 
der Ausführung des Transportes, das Verhältniß der regelmä- 
Bigen Vermwaltungsbehörden zu den Militair-Behörden u. |. mw. ift 
dur ein Reglement zu normiren, welches der Kaiſer mit Zu: 
ftimmung des Bundesrathes zu cerlaffen hat?). Diejes 
Reglement ift noch nicht ergangen; zur Zeit würde eintretenden 
alles die oben erwähnte Inſtruktion vom 20. Juli 1872 zur An: 
wendung Tommen. 

e) Die Bergütung für die Transportleiftungen wird bes 
rechnet nach einem allgemeinen Tarife, melden der Bundesrath 
zu erlaflen und von Zeit zu Zeit zu revidiren hat?). Big jet ift 
die Feſtſtellung deſſelben noch nicht erfolgt. Die Abrechnung 
der Eifenbahn-Verwaltungen mit den Militairbehörden iſt durch) 
das vom Kaifer unter Zuftimmung des Bundesrathes zu erlafjende 
Reglement zu oronen *). Die den Eiſenbahn-Verwaltungen zu zab: 
Inden Beträge werden bis nad Eingang, Prüfung und Feititel- 
lung der Liquidationen geftundet und von dem erſten Tage de3 
auf den Eingang der gehörig belegten Liquidation folgenden Mo— 
mat? an mit vier Prozent verzinst. Die Zahlung der feit: 
geftellten Beträge und Zinſen findet nur nad Maßgabe ver ver: 
fügbaren Mittel ftatt?). 

3. Lieferung von Eifenbabn-Material. 

8) Anhalt der Laft. Die Eijenbahn-Berwaltungen find 
verpflichtet, ihr zur Heritellung und zum Betriebe von Eifenbahnen 
dienliches Material berzugeben®). Zur Anſchaffung von Eiſen— 





1) Inſtr. v. 20. Juli 1872 8. 7. 

2) Ausf.Berordn. Art. 14 Ziff. 2. 

3) Kriegsl.Geſ. 8. 29 Ziff. 2. Derjelbe wird nad) feiner jedesmaligen 
Seftitellung durch den Reichdanzeiger und durch das Eentralbl. f. d. D. R. 
veröffentlicht. Ausf. Verordn. Art. 14 Ziff. 4 Abi. 1. 

4) Ausf. V. Urt. 14 Ziff. 2. 

5) Kriegst.Sef. 8. 30. Ueber Aufruf und Präcluſion der Anſprüche findet 
$. 22 analoge Anwendung. Siehe oben ©. 346. 

6) Kriegsl.Geſ. 8. 28 Biff. 3. 
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bahnmaterial um es der Militair-Berwaltung zu liefern, Tönnen 
fie nicht angehalten werden; fie brauchen nur „ihr” Material ber: 
zugeben, dieſes aber ohne Einſchränkung, jelbft wenn fie dadurd 
in betriebsunfähigen Zuſtand verſetzt werden’). Die Berpfli: 
tung umfaßt ſowohl das Betriebömaterial als die zum Bau und 
zur Ausrüftung von Eifenbahnen erforderlichen Gegenftände und 
zwar nicht nur die von der Eifenbahn-Berwaltung in Borrath ge: 
baltenen, jondern auch die mit dem Bahnkörper und den Gebäuden 
verbundenen ?). Der Zmed der Kriegslaft befteht vorzugsweiſe 
darin, der Armeeleitung die fchleunige Herftelung und Reparatur 
von Eifenbahnen und den Betrieb von olfupirten außlän 
diſchen Eifenbahnen zu ermöglichen ?). 

b) Geltendmadhung. Das Reichs-Eiſenbahn-Amt ſetzt 
den Maßftab feit, nach welchem die Eifenbahn: Verwaltungen ihr 
Material hberzugeben haben*). Es iſt nicht vorgejchrieben, daß der: 
jelbe für alle Eifenbahnen derſelbe fei; es wird vielmehr denjenigen 
Bahnen, von denen Transportleiftungen in großem Umfange ge: 
fordert werden, ihr Betrieb3: und Ausrüftungsmaterial nicht ent: 
zogen werden fünnen; im Allgemeinen aber ift an dem Grundfap 
feftzubalten, daß die Eifenbahnen nicht ohne dringende Noth in die 
Lage verjeßt werden follen, ihren Betrieb einzuftellen. Die Her: 
gabe de3 Materials jelbit erfolgt auf direkte Requifition der vom 
Kaiſer hierzu autorifirten Militairbehörden, insbeſondere der Linien: 
Kommandanten. Die Requifition fol nur im Falle des wirklich 
eintretenden Bedarfes erlaffen ‚werden. Die auf Grund der Re: 
quifition gelieferten Lofomotiven und Wagen find mit der Inſchrift 
„Militair-Eifenbahn- Direktion Nro. . . ." zu verjeben; fie werden 
fo behandelt, als menn die betreffende Militair-Eifenbahn-Direl: 
tion Eigenthümerin derfelben wäre und find der lehteren von allen 
Bahnvermaltungen ſobald ald möglich wieder zurüdzuführen?). 


— — — — ⸗— 


1) Vgl. Stenogr. Ber. des Neichst. 1873 ©. 618. 

2) Anderer Anfiht ift Seydel in Hirth's Annalen 1874 ©. 1069. 

8) Die Geltendmachung der Kriegslaft kann aber auch ftattfinden, um in- 
ländifchen Eifenbahnen, welche beſonders ftark für Militairtransporte in An 
iprud genommen werden, genügende Maſſen von Betrieb3material ꝛc. zuzu⸗ 
führen. 

4) Ausf. Verordn. Urt. 14 Biff. 3. 

5) Inſtr. v. 20. Juli 1872 8. 54 Biff. 6 u. 7. 
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e) Vergütung. Für das gelieferte Betriebsmaterial er: 
halten die Bahnvermaltungen eine Vergütung nah Maßgabe eines 
vom Bundesrath feftzufegenden allgemeinen Tarif !); für das ge: 
lieferte Bau: und Ausrüftungsmaterial dagegen erfolgt die Ver: 
gütung nad) den am Orte und zur Zeit der Leiſtung beſtehenden 
Durchſchnittspreiſen und wird durh Schätzung Sachverſtändiger 
($. 33 des Gef.) feitgeftelt 9. Hinfichtlich der Liquidation, Stun: 
dung, Verzinfung und Zahlung gelten diejelben Regeln mie für 
die Transportvergütung °). 

4. Geftellung von Berjonal. 

a) Inhalt der Laft. Den Eifenbahnverwaltungen ijt die 
Verpflichtung auferlegt, „ihr Perſonal berzugeben“ *). Obwohl 
diefe Laft in einem und demfelben Sate mit der Verpflichtung zur 
Hergabe von Material zufammengeftellt ift, fo unterjcheidet fie ſich 
doch von der Tepteren ihrem rechtlichen Charakter nach erheblich, 
denn freie Perſonen können eben nicht wie 2ofomotiven oder 
Schienen „geliefert“ werden. Der Inhalt der Laft beſteht viel- 
mebr im Allgemeinen nur darin, daß die Eiſenbahn-Verwaltungen 
ihren Beamten und Arbeitern gegenüber auf Erfüllung der Dienft- 
pfliht verzichten, damit diefelben in den Dienft der Militair-Eifen- 
bahn-Direftionen zeitweife eintreten Eönnen, und daß fie ihre An- 
geitelten auffordern, den Militair:-Eifenbahndienft zu verjeben. 
Einen rechtlichen Zwang, diefer Aufforderung Folge zu leiften, 
können die Eifenbahn-Berwaltungen in der Negel nicht ausüben. 
Inſofern jedoch den Verwaltungen entweder vertragsmäßige oder 
gefeglihe Befugniffe zuftehen oder infofern fie kraft ihrer Digci- 
plinargewalt ihrer Aufforderung Nahdrud zu geben vermögen, 
was insbeſondere bei den Staats-Eiſenbahnverwaltungen der Fall 
it, Liegt ihnen die pofitive Verpflichtung ob, ihre Beamten zur 
Dienftleiftung bei den Militair-Eifenbahnverwaltungen anzubalten. 

Wohl zu unterfhheiden von der Berpflichtung der Verwaltung 
it die Verpflichtung der Beamten zum Feld:Eifenbahn-Dienft. Die 
leßtere ift Lediglich ein Anwendungsfall der gejeglihen Wehrpflicht 
und wird durch die für die legtere geltenden Regeln beftimmt. 


1) Siehe oben ©. 363. 

2) Kriegsl.Geſ. $. 29 Abſ. 2 und Ubi. 3. 
3) Kriegsl. Geſ. 8. 30. 

4) Kriegsl.Gef. 8. 28 Hilf. 3. 
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Nur foweit die Wehrpflicht ſich erftredt, Tann das Eifenbahn-Rer- 
fonal zum Dienft in den Felveilenbahn-Formationen geſetzlich an- 
gehalten werden ). Die nicht dienftpflichtigen Eifenbahnbeamten, 
welche in den Feld-Eifenbahndienft eintreten, haben die rechtliche 
Eigenfchaft der Militairbeamten und werben als ſolche behandelt ?). 

b) Ueber die Geltendmachung finden die Vorſchriften 
analoge Anwendung, welche für die Lieferung von Eiſenbahn-Ma— 
terial gegeben find ?). 

c) Eine Bergütung wird den Eifenbahn-Verwaltungen da: 
für, daß fie ihr Perjonal der Militair- Verwaltung zur Dispofition 
ftellen, nicht gemährt. Dagegen übernimmt bie leßtere für die in 
ihren Dienft eintretenden Perſonen für die Zeit des Dienſtes die 
Zahlung des ihnen zulommenden Friedenseinkommens, ſowie ihre 
Verpflegung nah den im Etat für die einzelnen Stellen ausge- 
worfenen Anfäben *). 

5. Befondere Borfhriften für die Eifenbahnen 
im Rayon des Kriegsihauplages?°). 

Während im Allgemeinen die Kriegsleiftungen der Eifenbahn: 
Verwaltungen einen beftimmten Inhalt haben, find die Eijenbahnen 
auf dem Kriegsihauplag jelbjt oder in der Nähe deſſelben der 
Verfügung der Militairbehörden gänzlich unterworfen. Die le: 
teren können beftimmen, daß der Betrieb fortgeführt, daß er ein: 
geitelt und daß er wieder aufgenommen wird; fie können ferner 
die „Einrichtung“ des Betriebes vorfchreiben, alſo insbeſondere die 
Art, in welcher die Züge zu formiren und zu führen find, die Vor: 
fehrungen, welche für die Sicherheit der Züge, der Bahnanlagen, 
der Betrieb3mittel zu treffen find u. ſ. w. Die Bermaltungen 
baben in allen diefen Beziehungen den Befehlen der Militairbe: 
börde Gehorjam zu leiten. Im Falle des Zuwiderhandelns ent: 


1) Die Bertheilung des für den Feldeiſenbahndienſt heranzuziehenden 
dienjtpflichtigen PBerfonals findet bereit3 im Frieden durch den Chef des Ge—⸗ 
neralitabes der Armee im Einverftändnig mit dem Reichseiſenbahnamt ftatt. 
Die näheren Vorſchriften darüber enthält die Wegr-Ördnung IS. 22.2. 

2) Bgl. Inſtr. v. 20. Yuli 1872 8. 57 Abſ. 3. u 

3) Ausf.Berordn. Art. 14 Ziff. 3. 

4) Ausf.®. Art. 14 Ziff. 4 Abſ. 2. Außerdem können die nicht dienft- 
pflichtigen Berfonen nach Maßgabe der Militair-Etats noch bejondere Entſchaͤ— 
digungen empfangen. Inſtr. v. 20. Juli 1872 8. 57. . 

5) Kriegsl. Geſ. 8. 81 u. Ausf. V. Art. 15. 
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fteht für die Verwaltungen, abgejehben von einem etwa begründeten 
ftrafrechtlichen oder disciplinarifchen Einschreiten gegen die Mit: 
glieder derjelben, eine doppelte Rechtsfolge. Die Militairbehörde 
it befugt, die VBerwaltungsvorftände ihrer Funktionen zu entheben 
und den Bahnbetrieb felbit zu übernehmen, indem die betreffende 
Bahnſtrecke einer Militair-Eijenbahn- Direktion unterftellt wird. Sie 
it zweitens berechtigt, ihre Anorönungen auf Koften der Eifenbahn- 
verwaltungen ?) zur Ausführung zu bringen. Die Art und Weile, 
wie diefe Befugniſſe gegen die Eifenbahnvermaltung geltend zu 
machen find, beftimmt ſich lediglich nach den befonderen Umftänden 
im einzelnen Fall. 

Inwiefern die Eiſenbahn-Verwaltungen eine Vergütung für 
die Erfüllung der in Rede ſtehenden Berpflichtungen zu beanfpruchen 
baben, ift im Geſetz nicht beftimmt. Nah allgemeinen Rechtsjägen 
ift in diefer Beziehung folgende Unterjheidung zu machen. Wenn 
den Verwaltungen Anlagen oder Einrichtungen anbefohlen werden, 
welche mit Auslagen oder andern Bermögensaufmendungen (Ma: 
terialien, Arbeitzfräften u. |. w.) verbunden find, jo fteht ihnen 
ein Anſpruch auf Erſatz der wirklich geleifteten Verwendungen zu. 
Für die Einftelung des Betriebes dagegen haben fie ebenfowenig 
eine Entihädigung zu fordern mie für die eigentlihen, an den 
Bahnanlagen verurfachten Kriegsſchäden. Es bleibt vielmehr nad) 
z. 35 des Kriegleiftungsgejeges dem Reiche anheimgeftellt, durch 
ein Spezialgefeg über eine etwa zu gewährende Entfhädigung An: 
ordnung zu treffen. 

» 
IV. Kriegsleiftungen der Befiter von Schiffen und 
Sahrzeugen?). 


1. Hergabe der Schiffe ıc. zur Benutzung. 

a) Inhalt der Laſt. Die Beliter von Schiffen und 
Fahrzeugen find verpflichtet, diefelben zur Benutzung für Kriegs- 
jwede der Militairverwaltung auf Erfordern zur Verfügung zu 


1) d. 9. bei Privatbahnen, bei denen allein der Fall thatſächlich vorkom⸗ 
men fönnte, auf Koſten des Eigenthümers, des Aftienvereines , dem es über- 
laſſen bliebe, gegen die Berwaltungsvorftände Regreß zu nehmen. 

2) Unter Sahrzeugen werden im Gegenjat zu Fuhrwerken nur Schiffäge- 
fähe verftanden, aljo Kähne, Prahmen, Fähren u. dgl. 


368 8. 94. Die Kriegsleiftungen. 


jtellen ’). Die Zmede können fowohl in der Ausführung von 
Transporten al? auch in der Herftelung von Fluß und Hafen: 
Iperren beftehen. Während nah dem Naturalleift.Gef. 8 10 die 
Stellung von Schiffen nur für die Kaiferl. Marine gefordert wer: 
den kann ?), enthält das Kriegsleiſtungsgeſetz diefe Beſchränkung 
nieht; es können daher die Requifitionen auch von den Militair: 
behörden des Heeres, den Feitungdfommandanten u. f. mw. erlaflen 
werden. Nah den Motiven der Regierungsvorlage ift dieje Kriege: 
laft eingeführt worden für Zmede der Kriegführung zur See um 
des Küftenfchußes ®); das Gefeg felbit enthält aber auch in diejer 
Hinficht Feine Einfhränfung, fo daß auch im Binnenlande die Her: 
gabe von Flußfähnen im Falle eines Bedürfnifjes verlangt mer: 
den fünnte. Dagegen find die Befiter der Schiffe zur Ausführung 
von Transporten oder zur Stellung von Schiffsleuten nicht ver: 
pflichtet. 

b) Geltenpmahung. In der Regel ift die Leiltung 
durch Vermittlung der zuftändigen Hafenpolizeibehörde, oder in 
Ermangelung einer ſolchen durch Vermittlung der OrtSpolizeibe: 
hörde in Anfpruch zu nehmen. Die requirirte Behörde hat ſogleich 
die nöthigen Anordnungen zu treffen, um die Erfüllung der gefor- 
derten Leiftung zu fihern, und bat vor oder bei Uebergabe der 
Schiffe die für die Benußung derjelben zu gewährende Vergütung 
feftzuftellen und eine genaue Bejchreibnng des Zuftandes und eine 
Werthstaxe aufzunehmen ). 

ce) Eine Vergütung erfolgt für die entzogene Benutzung 
fowie für die durch dieſelbe herbeigeführte Werthsverminderung. 
Sinfihtlih der Bemeffung derfelben gelten dieſelben Borjchriften 
wie bei der Hergabe von Gebäuden ($ 14), binfichtlih der An- 
meldung, Prüfung und Feſtſtellung der Anſprüche, der Ertheilung 
von Anerfenntnifen, der VBerzinfung und Zahlung fommen die all 
gemeinen, für die Leiftungen der Gemeinden und Lieferungsver: 
bände gegebenen Regeln zur Anwendung °). 


1) Kriegsl. Geſ. 8. 28. 

2) Siehe oben ©. 336. 

3) Motive ©. 18. 

4) Ausf.Berordn. Art. 12 Abſ. 1. 

5) Kriegsl.Geſ. 8. 23, Auzf.®. Urt. 12 Abſ. 2. 
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2. Hergabe der Schiffe zc. zu Eigenthbum. 

Zum Zmede der Hafen: und Flußiperren Tann die Militair: 
Berwaltung die Befiger von Schiffen 2c. zur Abtretung des Eigen: 
thums daran nöthigen. In diefem Falle ift den Erproprürten der 
volle Werth der ihnen entzogenen Schiffe aus den bereiteften 
Beſtänden der Kriegsfalle baar zu bezahlen. In Ermangelung 
einer Einigung über die Höhe der zu gemährenden Vergütung wird 
diefelbe durch die Abſchätzung Sachverſtändiger nad) Maßgabe des 
$ 33 des Geſetzes feſtgeſtellt ?). 


V. Kriegdleiftungen der Beſitzer von Pferden. 


1. Inhalt der Laſt. 

Alle Pferdebefiger find verpflichtet, ihre zum Kriegsdienſt für 
tauglich erklärten Pferde zur Beichaffung und Erhaltung des kriegs— 
mäßigen Pferdebedarfs der Armee der Militairverwaltung zu 
überlafjen. Befreit hiervon find nur die Mitglieder der regieren: 
den deutſchen Familien, die Gefandten fremder Mächte und da3 
Gefandtichaftsperjonal, ferner die Beamten im Reich: oder Staat$- 
dienjte hinfichtlied der zum Dienftgebraud, ſowie Nerzte und Thier: 
ärzte binfichtlicd der zur Ausübung ihres Berufes nothiwendigen 
Pferde, endlich die Poſthalter binfichtlih derjenigen Pferdezahl, 
welche von ihnen zur Beförderung der Poften fontraftmäßig ge= 
halten werden muß ?). Alle andern Befreiungen, gleichviel auf 
welchem Rechtstitel fie beruht haben, find aufgehoben. 

Die „Ueberlaffung” der Pferde ift ihrem juriftiihen Charaf: 
ter nach fein Verkauf, fondern ein Dulden der Erpropriation. 
Deshalb haften die Pferdebefiger weder für die Kriegsbrauchbarkeit 
der ausgehobenen Pferde noch für heimliche Mängel derfelben und 
fie find zur Zurüdnahme auch dann nicht verpflichtet, wenn Krank— 
beiten der Pferde in beftimmter Friſt zu Tage treten, welche nad) 
den Zandesgefegen zur Rüdgängigmahung des Kaufes berechtigen 
würden. 

Andererjeit3 befreit der Abſchluß eines Verkaufes der Pferde 
den Bejiger derjelben nicht von Erfüllung der Laſt, fo lange die 


1) Kriegsl.Gej. S. 24. Bgl. Ausf.B. Art. 11a Ziff. 1. 
2) Kriegsl.Geſ. 8. 25. Vgl. Naturall. Geſ. $. 3 (oben S. 333 Note 4). 
Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 24 
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Pferde nicht wirklich übergeben find. Dagegen tritt bie Enteig- 
nung nicht ein binfichtlih aller derjenigen Pferde, welde an die 
Militairverwaltung oder an Offiziere, Militairärzte oder Militair: 
beamte, melde fih ihre Mobilmahungspferde felbft beſchaffen 
müflen, verlauft worden find. 

2. Geltendpmadhung. Das Reichögefeh bat den einzel: 
nen Staaten die Befugniß übertragen, das Verfahren bei der Ent: 
eignung der Mobilmahungspferde zu ordnen. Auf Grund diefer 
Ermächtigung find von den Regierungen der Bundesftaaten Regle: 
ments erlafjen worden, welche fämmtlich fih eng an dag Preu: 
ßiſche Pferde-Aushbebungs- Reglement v. 12. Juni 
1875 anjchließen ?). Das in diefen Reglements vorgefchriebene 
Verfahren iſt eine vollfländige Nachbildung des Refrutirungsver: 
fahrens. In dem Mobilmahungsplane wird auf jede Provinz 
der von ihr in natura aufzubringende Bedarf repartirt; dieſer Be: 
darf wird bereits im Frieden von dem DOberpräfidenten im Ein: 
vernehmen mit dem fommandirenden General auf die einzelnen 
Kreife oder Lieferungsverbände vertheilt und die Landräthe haben 
die von jedem Kreiſe aufzubringende Duote nah Maßgabe des 
Bferdebeftandes meiter zu vertheilen 9). Bon 6 zu 6 Jahren fin 
den behufs Feititellung des Pferdebeitandes auf Anordnung der 
Landesregierungen VBormufterungen flatt, welche im jedem 
Kreife von dem Landrath und einem von dem fommandirenden 
General ernannten Offizier abgehalten werden. Zu dem Bor: 
mufterungstermin müſſen die Befiter ihre Pferde geftellen; über 
dag Ergebniß werden in jedem Kreiſe Ueberfichten angefertigt, 
welche den Regierungspräfidenten zum Zweck der Zujammenftellung 
einzureichen find °). Bei Eintritt einer Mobilmahung werden in 
den einzelnen Kreifen Mufterungen abgehalten. Die Bildung 
der Mufterungsbezirte und die Bezeichnung der Mufterungsorte 
liegt dem Landrath ob; die Muſterungs-Kommiſſionen merden von 





— — 


1) Militairgeſetze Bd. I. Heft III ©. 166 ff. Auszugsweiſe auch 
bei Frölich Verwaltung des D. Heeres. Ergänzungsheft I ©. 103 fi. Für 
Württemberg Erl. v. 27. Nov. 1876 (Mil.B.Bl. 227). Zür Bayern 
Erlaß v. 14. Sept. 1876 (Verordn. Bl. des Bayer. Kriegsmin. 1876 ©. 529). 

2) Pf.Uusn.Regl. 88. 8—10. 

3) ebenda 88. 1—7. 
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den Kreisvertretungen von 6 zu 6 Jahren gewählt ?). Jeder 
Pferdebefiger it nach erhaltener Aufforderung verpflichtet, feine 
fämmtlichen der Aushebung unterworfenen Pferde zur beftimmten 
Zeit und an dem beftimmten Orte zur Mufterung vorzuführen ?). 
Die von der Muſterungs-Kommiſſion als kriegsbrauchbar bezeich- 
neten und ausgewählten Pferde find von den Beligern an dem 
vom Landrath beftimmten Tage der Aushebungs-Kommiſſion vor: 
zuführen 2). Für die Aushebung bildet in der Regel jeder 
Kreis einen Bezirk; die Aushebungskommiſſion beftehbt aus dem 
Landrath als Givilfonmifjarius und einem vom fommandirenden 
General bezeichneten Offizier als Militairfommiflarius; ihnen find 
juzutbeilen ein Thierarzt und drei von der Kreißvertrefung von 
6 zu 6 Jahren zu mwählende Taratoren *). Die Pferde find von 
der Kommiſſion zu unterfuchen; die als kriegsbrauchbar anerfann: 
ten Pferde werden — nach den verjchiedenen Kategorien getrennt 
— in ein Nationale eingetragen, die übrigen werden fogleich ent: 
laſſen. Aus den als kriegsbrauchbar anerfannten Pferden ift das 
auf den Aushebungsbezirk fallende Kontingent, fowie eine Rejerve 
von 3 Prozent, auszumäbhlen ?). Sämmtliche ausgewählten Pferde, 
mit Einſchluß der Nejervepferde, werden abgeſchätzt und hierauf 
von dem Militairtommifjarius übernommen °). Bi zur wirklichen 
Abnahme der Pferde müſſen diejelben von den Befitern beauf: 
fihtigt und verpflegt werden und bei der Abnahme mit Halfter, 
Trenſe, zwei Striden und gutem Hufbeichlag verjehen fein ?). 
Ausnahmsweiſe kann den Befigern ausgehobener Pferde auf ihren 
Wunſch geftattet werden, an deren Stelle andere dienfttaugliche 
Pferde, welche fogleich vorgeführt werden, zu geitellen ®). 

1) Die näheren Vorſchriften ebenda 88. 11 ff. 

2) ebenda 8. 19. 

3) 8. 21 a. a. O. 

4) Vgl. Kriegsl. Geſ. 8. 26 Abſ. 1. 

5) Sollte dieſes Kontingent in dem Aushebungsbezirk nicht aufzubringen 
ſein, ſo wird der Ausfall von dem Oberpräſidenten im Einvernehmen mit dem 
lommandirenden General auf die andern Kreiſe der Provinz vertheilt. Regle— 
ment 8. 36. 

6) Die Reſervepferde werden indeſſen zunächſt nicht abgenommen, ſondern 
ſind von den Beſitzern 3 Wochen lang zur Dispoſition der Militairbehörde 
zu halten. 8. 27 Abi. 5. 

7) a. a. O. 88. 23—29. 

8) a. a. O. $. 30. 

24 * 
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Webertretungen der binfictlich der Anmeldung und Stellung 
der Pferde zur VBormufterung, Mufterung oder Aushebung getrof: 
fenen Anoronungen werden mit einer Geldftrafe bis zu 150 Mark 
geahndet '). 

3. Die Bergütung für die enteigneten Pferde wird durd 
Sachverſtändige feftgeftellt, welche für jeden Lieferungsverband durch 
defien Bertretung periodiih zu wählen find ?). Bei der Schäßung 
find die Friedenspreife zu Grunde zu legen; der Pferdebefiter hat 
demnach zwar keinen Anſpruch auf die durch die Mobilmahung 
bervorgerufene PBreisfleigerung, aber Erjfag des vollen Werthes 
nah Maßgabe der Friedenspreije zu beanſpruchen ?). Die Koften 
des Abſchätzungsverfahrens trägt das Reich; die Leitung des Ber: 
fahrens erfolgt durch einen von der Landesregierung beitellten 
Kommillar *). Die von der Kommiffion feftgeftellte Taxſumme be: 
ftimmt endgültig die Höhe der zu gemährenden Vergütung °). Die 
Zahlung derjelben erfolgt fofort baar aus den bereiteften 
Beitänden der Kriegskaſſe 9). 


8. 95. Die Beihranfungen des Grundeigenthums im Rahon 
der Feſtungen *). 


I. Begränzung und Eintheilung des Rayonbezirkes. 


1. Die Umgebung der Feitungen, innerhalb deren die Benup: 
ung des Grundeigentbums aus Rückſicht auf die Vertheidigung?: 


1) Kriegsleiſt. Geſ. 8. 27. 

2) Kriegsl.Geſ. 8. 26 Abſ. 1. 

8) Kriegsl.Geſ. $. 25 Abi. 1. 

4) ebenda]. 8. 26 Abi. 2. Nach dem Preuß. Pf.Ausheb.Regl. 8. 28 hat 
der Landrath die Abſchätzung zu leiten. Diefelbe erfolgt in der Art, daß 
jeder der 3 Zaratoren feine Taxe befonders angiebt und aus diefen 3 Tagen 
der Durchſchnitt gezogen wird. 

5) Kriegsl. Geſ. $. 25 Ubi. 1. 

6) ebendaj. $. 26 Abf. 3. Nach dem Pferde⸗Aush.Regl. 8. 34 ff. erhalten 
die Pferdebefiger von dem Civilkommiſſar Anerkenntniſſe über bie ihnen zu 
ftehenden Tarjummen, welche von den Negierungs-Hauptlaffen oder den zur 
Einlöjung bezeichneten Kaſſen vorſchußweiſe ausgezahlt werden. Nach Prüfung 
der Liquidationen werden diejen Kaſſen die Beträge von der Generalsfrieg® 
kaſſe eritattet. 

*) Geſetzgebung: Reichsgeſetz betreffend die Beſchrän— 
kungen des ÖrundeigenthHums in der Umgebung von Feſtun— 
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fähigkeit der Feftungen geſetzlichen Beſchränkungen unterworfen ift, 
befteht au einem, um die Feſtungswerke gezogenen Gürtel, deffen 
äußere Umgränzungslinie von der Feitungs-Enceinte bei normaler 
Abftedung 2250 Meter entfernt ift. Diefer Bezirk zerfällt der 
Regel nach in drei Rayons, welche für das Maß der Eigenthums: 
beichränfungen beftimmend find. Der erfte Rayon erftredt ſich 
bis zu einer, der Feftungs-Einfafjung parallelen, von derfelben 
600 Meter entfernten Linie; der zweite Rayon begreift das Terrain 
zwilhen der äußeren Grenze des erſten Rayons und einer von 
diefer im Abftande von 375 Metern gezogenen Linie; der dritte 
Rayon endlid umfaßt das Terrain zwiſchen der äußeren Grenze 
de zweiten Rayons bis zu einer Entfernung von 1275 Metern. 
Zum erjten Rayon gehört außerdem bei Feftungen, melde an Ge: 
wäflern belegen find und befondere Keblbefeftigungen haben, das 
Zerrain zwiſchen diefen und dem Ufer '). 

Bei detachirten Forts hat der Rayonbezirt zwar diefelbe Ge— 
jammtausdehnung wie bei Seftungen ; fie haben indeß feinen zwei— 
ten Rayon, fondern das Terrain von der Grenze des erften Rayons 
bi8 zu einer Entfernung von 1650 (375 + 1275) Metern unter: 
liegt den für den dritten Rayon beftehenden Einſchränkungen ?). 

Menn mehrere zufammenhängende Befeftigungslinien vos ein- 
ander liegen, jo bildet der Raum zwiſchen denfelben die Zwiſchen— 


gen, vom 21. Dezenb. 1871. (R.G.Bl. 1871 ©. 459.) Das Geſetz gilt im 
ganzen Bundesgebiet einjchließl. Bayerns; in Elfaß-Lothringen ift e3 ein- 
geführt worden durch Gel. v. 21. Febr. 1872. (R.G.BL. 1872 S. 56. Geſetzbl. 
f. Elj.-Lothr. 1872 ©. 133.) 

Entwurf mit Motiven Drudi. des Meichdtaged 1871 II. Seifion 
"ro. 16; Kommiſſions bericht des Reichstages ebendaf. Nro. 93 und 
Nachtrag dazu Nro. 120; Verhandlungen Stenogr. Berichte 1871 II. Seſſ. 
S. 59 fi. 489 und 547 ff. 

Inftruction der Reihd-Rayon-Kommilfion über die Handhabung diejes 
Gelege. Vom 4. Januar 1873. Diejelbe iſt auf Grund des 8. 47 des Ge- 
ſetzes erlaſſen, aber nicht publiziert worden und hat lediglich die Bedeutung 
einer Verwaltungsvorſchrift. Sie ift abgedrudt in den „Dilitairgefegen“ Bd. I 
Abth. II ©. 193 fi. 

Literatur: Seybel in Hirth’3 Annalen 1874 ©. 1066. Dahn 
Grundriß des Deutichen Privatrechts I S. 122 fg. 

1) Rayongel. 83. 2 bis 6. Ueber die Art der Abmefjung der Rayons 
vgl. 8. 3 des Geſetzes und die Inſtruktion zu 88. 3 bis 7. 

2) a. a. O. 8. 5 Abi. 2. 
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Rayons. Dieſelben zerfallen in ſtrenge und einfache; die erſteren 
umfaſſen das Terrain im Abſtande von 75 Metern von der inneren 
Befeftigungglinie,; darüber hinaus liegt der einfache Zwiſchen— 
rayon '). | 

Endlich beſtehen befondere Vorſchriften bei Feftungen mit einer 
Gitadelle für den Rayonbezirk vor den ftadtwärt3 gemenbeten 
Werken derfelben, die fogenannte E3planade ?). 

Diefe Abgränzung der Rayons tritt jedoch nur bei der Neu: 
anlage oder dem Umbau von Feitungen in Kraft. Die bisherigen 
von den Anordnungen des Reichsgeſetzes abweichenden Rayons be: 
ftehender Befeftigungen, insbefondere die der vorhandenen beta: 
hirten Forts ®), verbleiben unverändert bis zur Ausführung eines 
Neu: oder Berftärfungsbaues *. Bei den Preuß. Feftungen er: 
ftredt fih daher, — dem Feltungs-Regulativ v. 10. Sept. 1828 
(Gef. Samml. S. 120) entiprehend — bis zu dieſem Zeitpunft 
der Rayonbezirk nur im Ganzen 360 Ruthen oder 1800 Schritt 
weit von den Feftungswerfen aus 6). Auch die vorhandenen Es— 
planaden bleiben in ihrer bisherigen Ausdehnung unverändert und 
bei dem Neubau einer Citadelle wird über den Umfang der Es— 
planade in jedem Falle befondere Beitimmung dur die R.-Rayon⸗ 
kommiſſion getroffen ®). 

2. Die erjten beiden Rayons, fomwie etwaige Esplanaden und 
Zwiſchenrayons, werden bei Neu-Anlagen von Befeftigungen 
abgeftedt und durch Rayonfteine bezeichnet. Eine Verfteinung des 
dritten Rayons ift gejeßlich nicht vorgeſchrieben; den Befitern der 

1) a. a. O. 8. 2 Abſ. 2 und 8. 7. 

2) 8. 2 Abf. 3. 

3) Auch die vorhandenen befonderen Rayons, 3. B. von verichanzten Rägern, 
Städtebefeftigungen, inneren Feftungs-Abjchnitten find unverändert erhalten 
worden. 

4) 8. 24 Abſ. 1. Ob ein Bau als ein die Rayon⸗Abgränzung verändern⸗ 
der Verſtärkungsbau anzuſehen iſt, wird von der Reichs-Rayonkommiſſ. ent⸗ 
ſchieden. Inſtruct. zu 8. 24. 

5) Entſcheidend iſt für ſel bſtſtändige detachirte Werke, ob ih 
Rayon abgeſteckt worden iſt vor dem Tage, an welchem das Geſetz in Kraft 
getreten iſt, nämlich vor dem 12. Januar 1872; (in Elſaß⸗Lothringen vor dem 
14. März 18721. Vgl. den Erlaß der Reichs-⸗Rayonkommiſſ. v. 13. Septemb. 
1875 (in den Militairgefegen I Abth. III ©. 211). 

6) 8. 24 Abi. 2. 
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Grundſtücke ift von der Kommandantur die erforderlihe Auskunft 
über die Rayongrenze zu ertheilen. Die Abftedung und Berftei: 
nung erfolgt durch die Kommandanturen unter Mitwirfung der 
Volizeibehörden und unter Zuziehung der Ortsvorſtände und Be 
fiter jelbftftändiger Gutsbezirke ?). 

Dasfelbe Verfahren ift bei Veränderungen der Rayonbezirke 
zu beobachten; es iſt dazu ftet3 ein Zufammenmwirken der Kom: 
mandantur und der Givilbehörde und die Genehmigung der R.: 
Rayon-Kommiſſion erforderlich. 

Bon dem Zeitpunkt der Abſteckung und Vermarkung an treten 
die geſetzlichen Beſchränkungen in der Benutung des Grundeigen- 
thums in Wirkſamkeit. 

3. Unmittelbar nad) der Abſteckung der Rayonlinie hat die Rom: 
mandantur einen Rayonplan und ein Rayonkataſter aufzuftellen. 
Bei bereit3 beftehenden Feltungen bleibt die Anfertigung dem Er: 
meflen der Kommandantur überlafien; fie muß jedoch ſtets erfol- 
gen, wenn die biäherigen Rayons in Folge eines Neu: oder Ber: 
Rärkungsbaues verändert werden jollen )). Der Rayonplan muß 
die Gränzen der Rayonbezirke, ſowie die Lage, Beſchaffenheit und 
Benutzungsweiſe der einzelnen in den Rayons belegenen Grund: 
ftüde erkennen laffen; das Katafter muß unter Bezugnahme auf 
den Rayonplan die Befiter der einzelnen Grundftüde, eine Be- 
Ihreibung aller innerhalb der erften beiden und der Zwiſchenrayons 
vorhandenen Baulichkeiten und Anlagen unter Angabe ihres Bu: 
ſtandes und ihrer Entftehungszeit *), endlich Vermerke über Die 
Entſchädigungsberechtigung bei etwa ftattfindender Demolirung ent: 
halten 5). Rayonplan und Rayonkatafter haben eine doppelte Be: 


—— — — — — 


1) 8. 8 Abſ. 1. Die Abſteckung wird durch einen Vermeſſungs⸗Reviſor 
oder vereideten Feldmeſſer unter Kontrole und auf Koſten der Fortifikation 
bewirkt. Vgl. die cit. Inſtruct. zu 8. 8. 

2) 8. 8 Abi. 2. 

3) 8. 9 Abf. 1. 8. 25. 

4) Für den 3. Rayon find die Einträge in das Katafter und ebenjo in 
den Rayonplan (vgl. Inſtruct. zu 8. 9) meniger detaillirt; dagegen jteht bie 
Anfiht Seydel’s a. a. D. ©. 1069, daß das Katafter fi auf den dritten 
Rayon überhaupt nicht erſtreckt, ſowohl mit dem Gefeg als der Praxis im 
Widerſpruch. 

5) 8. 9 Abſ. 2. Der Kommandantur find behufs Aufnahme des Rayon⸗ 
planes und Kataſters von allen Behörden, alſo auch von den Gemeinde⸗ 
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ftimmung ; fie dienen einerfeitS der Kommandantur zur Informa— 
tion über die Terrainverhältniffe de3 ganzen Rayonbezirks und 
als Anhalt zur Ueberwachung aller baulichen Veränderungen; fie 
dienen amdererjeit3 aber auch den Eigenthümern der einzelnen 
Grundftüde gegenüber zum Erweiſe des Zuftandes der leßteren 
und zum Anbaltspuntte bei Geltendmahung der Eigenthums: 
Beihränfungen. 

Aus diefem Grunde findet die Aufftelung von Rapyonplan 
und Rayonkataſter nicht einfeitig dur die Kommandäntur ftatt, 
ſondern es ift dafür ein: Aufgebotsverfahren vorgefchrieben. Plan 
und Kataſter find in derjenigen Gemeinde, in deren Bezirk bie 
aufgenommenen Grundftüde liegen, während 6 Wochen öffent: 
Lich auszulegen. Der Gemeindevorftand bat die Auslegung in 
ortsübliher Weile öffentlich befannt zu machen und gleichzeitig 
zur Erhebung etwaiger Einwendungen aufzufordern. In dieſer 
Aufforderung ift die Frift zu beftimmen, innerhalb derer die Ein: 
wendungen bei dem Gemeindevorftande anzubringen find, und die 
Verwarnung beizufügen, daß nach Ablauf der Frift mit Feftftellung 
des Kataſters verfahren wird. 

Alle eingehenden Beſchwerden oder Anträge werden nad Ab: 
lauf der Anmeldefrift der Kommandantur zugeftellt; letztere prüft 
diejelben und ertheilt den Beſcheid. Gegen die Entſcheidung der 
Kommandantur fteht binnen einer Bräckufivfrift von 4 Moden 
nah dem Empfang der Rekurs an die Reichs-Rayonkommiſſion 
zu. Der Rekurs it bei der Kommandantur einzulegen. Nach 
Ablauf der viermöchentlihen Frift beziehentl. nach Eingang der 
Rekursbeicheide hat die Kommandantur Katafter und Blan 
feitzuftellen. Die betreffenden Gemeindevorftände find bier: 
von zu benachrichtigen und haben die Feftitelung öffentlich bekannt 
zu maden ). Die Wirfung diefes Verfahrens ift dahin zu be 
ftimmen, daß Rayonplan und Katafter ala von den Intereſſenten 


behörden und den Gerichten, die in ihrem Belige befindlichen Flurkarten, Pläne, 
Vermeſſungs⸗ und Bonitirungsregifter, Taren, Katafter u. dgl. unentgeltlid 
zur Benugung zu veritatten. eod. 8. 10. Den Brivatperfonen liegt dieje 
Verpflichtung nicht ob. Vgl. Kommiſionsbericht ©. 6. (Drudi. des Reichst. 
1871 I. Seſſ. Nro. 98.) 

1) 8. 114. a. O. 
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anerkannte, für diefe und die Feltungstommandantur gemein: 
ſchaftliche Urkunden anzufehen find '). 

Die Kommandantur bat dafür zu Sorgen, daß im Rayonplan 
und Raponkatafter ale Veränderungen in bauliher Beziehung, 
fowie im Befis, der Benutzung oder Beftimmung der Grundftüde 
nahgetragen werden 2). Zu diefem Zmede muß fi die Komman⸗ 
dantur mit den betreffenden Civilbehörden (Katafter:Stontroleuren 
u. |. w.) in Verbindung jeßen °). 


I. Inhalt der Eigenthums-Beſchränkungen. 


Die Eigentbumsbeihränfungen find durchweg Verbote, Ber: 
änderungen der Terrainoberflähe vorzunehmen; fie find nach der 
Entfernung des Grundftüds von der Feitungd-Enceinte abgeftuft, 
jo daß Alles, was in dem entfernteren Rayon unterfagt ift, auch 
in den näher gelegenen verboten ift. Die Verbote find theils ab- 
jolute, tbheilß relative d. h. gewiſſe Anlagen dürfen nur mit Ge- 
nehmigung der Militairbehbörden erfolgen. Die Ertbeilung oder 
Berfagung der Genehmigung ift aber nit immer in das freie 
Ermeſſen der Militairbehörve geſtellt. Das Geſetz bat vielmehr 
für viele Fälle die Bedingungen normirt, unter denen die Geneh— 
migung ertheilt werden muß. Dieſe Genehmigung bat daher nur 
die Bedeutung, daß die Kommandantur das Vorhandenfein der 
gejegl. Erforderniffe prüft und conftatirt, beziehentl. die Snnehal- 
tung der gefegl. Beſchränkungen Seitens der Grundbefiger ficher- 
ftellt. 

i. Im dritten Rayon und folglih auch in allen andern 
Rayons ift die Genehmigung der Kommandantur erforderlich zu 
jeder bvauernden Veränderung der Höhe der Terrainoberfläde. 
Tahin gehört die Anlage und der Betrieb von Lehm- und Sand: 
gruben, Stein: und Kalkbrüchen, die Anlage von Plägen zur Ab- 
lagerung von Ballaft, fowie eine ſolche Ablagerung an nicht dazu 
beitimmten Plätzen. Die Genehmigung der Kommandantur ift 
ferner einzuholen zu allen die Wafferverhältniffe und die Wege 
betreffenden Nenanlagen oder Veränderungen, ingbejondere von 


1) Bgl. Civilproz.Ordn. 8. 387 Biff. 2. 
2) Gel. 8. 12. 
3) Inſtruct. zu $. 12. 
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Dämmen, Deichen, der Vorfluthverhältniffe, der Ent: und Be 
wäflerungsanlagen und fonftigen Waſſerbauten, bdesgleichen der 
Shauffeen, Wege und Eifenbahnen; fodann zur Anlage von größe: 
ren Parken, Baumfchulen und Waldungen; endlich zur Errichtung 
und Veränderung von Kirch: und Glodenthürmen und aller thurm: 
artigen Konftruftionen ?). 

Die Genehmigung der Kommandantur darf aber nur danı 
verjagt werden, wenn die Anlage einen nachtheiligen Einfluß auf 
die DVertheidigungsfähigteit der Feftung bat; insbeſondere wenn 
dadurch eine nachtheilige Dedung gegen die rafante Beftreihung 
der Werke, ein nachtbeiliger Einfluß auf das Wafferfpiel der Fe: 
ftung3gräben, auf Inundation des Vorterraind oder auf die Tiefe 
der mit den Feltungsanlagen in Beziehung ſtehenden Flupläufe 
entjteht, oder wenn eine vermehrte Einficht in die Werfe des Platzes 
gewonnen wird ?). 

Abgeſehen von Thürmen ift demnach die Herftellung von Ge: 
bäuden aller Art in dem 3. Rayon freigegeben; nicht aber die 
Heritellung von großen Gebäude-Compleren. Steht die Anbauung 
des 3. Rayons in Ausficht, fo ift ein Bebauungsplan feftzuftellen 
und es ift hierbei die Genehmigung der Reichs-Rayonkom— 
miſſion in Beziehung auf die Breite und Richtung der Stra: 
Ben erforderlid ®). 


1) 8. 13 Ziff. 1-4. Die Projekte größerer Anlagen in den Nayons, 
3.B. von Chauffeen, Deichen, Eifenbahnen u. |. mw. werden von einer gemiſch— 
ten Kommiſſion erörtert, deren Mitglieder von dem zuftändigen Kriegsmini⸗ 
fterium im Verein mit den betreffenden höheren Vermwaltungsbehörden berufen 
und in welcher auch die don der Anlage betroffenen Gemeinden durch Depu⸗ 
tirte vertreten werden. Das Protokoll ift der Reichs-⸗Rayonkommiſſion zu 
überjenden behufs Yeititellung des Planes in Gemeinſchaft mit der betreffenden 
Gentralverwaltungsbehörde. $. 30 des Geſetzes. 

2) 8. 13 Abf. 2. Die Anwendung diejer Grundfäge auf die einzelnen 
Arten von Anlagen ift in der Inſtruction zu 8. 13 näher erläutert. 

3) 8. 14. Der Bebauungsplan ift auf kommiſſariſche Berathung der 
Kommandantur und der betheiligten Berwaltungsbehörden zu vereinbaren und 
der Entwurf der R.R.Kommiſſ. zur Genehmigung einzufenden. Für das Wili- 
tair ift dabei der Gefichtöpuntt maßgebend, „daß das bebaute Terrain jomeit 
al3 thunlich der Einfiht geöffnet bleibt und die nach der Feſtung zuführenten 
Straßen von den Werken aus beftrichen werden können.” Bol. Inſtruction 
zu $: 14. 
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Die Bauart der einzelnen Häufer, ſowie die Aufführung 
von Gebäuden auf dem zwiſchen den Straßen liegenden Terrain 
unterliegt in Feiner Hinfiht einer Beichränfung '). 

Abfolute Verbote beftehen für den 3. Rayon überhaupt nicht. 

2. Im zweiten Rayon und folglih auch im eriten gelten 
folgende Beſchränkungen: 

a) Ganz unzuläffig find alle Maffivkonftruftionen von Ge: 
bäuden oder Gebäubdetheilen (ausgenommen Feuerungsanlagen und 
Fundamente, die das umliegende Terrain nicht über 50 Genti- 
meter, im erften Rayon nicht über 15 Centim. überragen); ferner 
jede Art von Gemwölbebauten, ſowie Eindedungen von Kelleranla- 
gen mit fteinerner und eijerner Konftruftion; endlih die Anlage 
von bleibenden Ziegel: und Kalköfen, jowie überhaupt von maſ— 
fiven zu Fabrik- und fonftigen gewerbliden Zwecken beftimmten 
Defen von größeren Abmeflungen °). . 

b) Me andern Gebäude, fowie maſſive Dampfichornfteine 
dürfen nur mit Genehmigung der Kommandantur errichtet werden. 
Die Genehmigung darf jedoch nicht verfagt werden, wenn die Ge: 
bäude den im Geſetz 8 15 B Ziff. 3 unter a) bis ec) aufgeführten 
Bedingungen entſprechen, beziehentl. wenn die Höhe der Dampf: 
ihornfteine 20 Meter nicht überragt. Außerdem ift die Genehmi- 
gung der Kommandantur erforderlich zur Anlage von Beerdigungs: 
pläßen, von Grabhügeln von mehr als 50 Gentimeter Höhe und 
von größeren Denkmälern *). 

3. Am einfachen Zwiſchenrayon gelten diejelben Be: 
Yhränfungen wie im zweiten Rayon; indeß kann unter beſonde— 
ren Berhältniffen die Herftellung maſſiver Bauten und gemölbter 
Anlagen geftattet werden. Ob die Genehmigung hierzu zu erthei: 
len ift oder nicht, ift ganz in das Ermeſſen der Militairbehörde 
geitellt 5). Gebäude, welche mit Genehmigung der Kommandantur 


1) gl. den Kommiſſionsbericht des Neichstages ©. 8. 

2) d. H. im Gegenfaß zu Teldziegelöfen. Vgl. Kommiſſionsbericht a. a. D. 

3) 8. 15 A Ziff. 1—8. 

4) d. h. „Denkmäler aus Stein oder Eifen, melde in den mehr als 50 
Centim. über der Erdoberflädhe liegenden Theilen eine größere Stärke haben 
als 15 Centim. für Stein, bezügl. 2 Gentimeter für Eifen.“ 8. 15 B Biff. 2 
und dazu die Erläuterung in der Inſtruction. 

5) Nach der Inſtruction joll diefe Genehmigung nur dann ertheilt werben, 
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zuläffig find, dürfen die Höhe von 8 Metern bis zur Dadfirft 
nicht überragen, (während im zweiten Rayon eine Höhe von 13 
Metern geftattet ift) ). 

4. Die im erften Rayon geltenden Einfchränfungen be: 
ruhen auf zwei verſchiedenen Motiven. Das eine ift das für all 
Rayons maßgebende, daß die Bertheidigung der Feſtung nicht er: 
jhmert und dem Feinde Feinerlei Dedung gegeben werde, das aber 
für den eriten Rayon ftrenger durchgeführt ift, indem alle Anlagen 
unterjagt find, die nicht fofort und ohne Aufmendung bedeutender 
Kräfte weggeihafft werden können. Das zweite Motiv dagegen 
fümmt nur für den erften Rayon in Betracht; es bejteht darin, 
ale Wohngebäude von demjelben auszufchließen, weil die Bewoh— 
ner gleih zu Anfang der Armirung der Feltung ihres Obdaches 
beraubt werden müßten ?).. Demgemäß find 

a) abfolut unzuläſſig: außer den im 2. Rayon bereits für 
unzuläflig erklärten Anlagen Wohngebäude jeder Art um 
die im $ 17 A Ziff. 3—6 angeführten Baulichleiten und Anlagen 
(2ofomobilen, Denkmäler, lebendige Heden). 

b) nur mit Genehmigung der Kommandantur geftattet: Die 
nicht als unzuläſſig bezeichneten Baulichkeiten, bewegliche Feuerungs⸗ 
anlagen, leicht zu beſeitigende Einfriedigungen von Holz oder Eiſen, 
Brunnen, hölzerne Windmühlen, falls die Entfernung derſelben 
von den Feſtungswerken mindeſtens 300 Met. beträgt"). 

Bon dem Verbote, mwohnlide Einrichtungen irgend welcher 
Art berzuitellen, find nur ausgenommen Wächterhütten, wen 
die Nothwendigkeit der Anmejenheit eines Wächters nadge: 
wiejen werden fann 9). Diefelben dürfen im Grundflächenmaß 20 
Quadratmeter nicht überfchreiten, mit andern Baulichkeiten nicht 
in Verbindung gefeßt fein und müſſen mit einem transportabeln 
eijernen Ofen mit blecherner Rauchröhre verjehen jein. 


wenn die Maffivbauten und gewölbten Anlagen den Vertheidigungszwecken ber 
Feſtung beim Eintritt der Armirung zu dienen im Stande find. 

1) &ef. 8. 16. 

2) Vgl. Hierzu den Kommilfionsberidt S. 10. 11. 

3) Dazu fommt — mie im 2. Rayon — die Anlage von Beerbigungd 
plägen, Grabhügeln und Dentmälern. 8. 17 B Ziff. 1 und 2. 

4) Bol. hierzu die Inſtruct. zu 8. 17 B 4, insbeſondere über bie Gefiht« 
punkte bei Prüfung der Frage, ob die Nothwendigkeit eines an Ort und Stelk 

’ wohnenden Wächterd dargethan jei. 
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5. Innerhalb des ftrengen Zwiſchenrayons find alle 
hbauliden Anlagen unzuläffig; auf Esplanaden find nur folde 
Anlagen geftattet, welche nah dem Urtheil der Militairbehörde 
zur Vertheidigung dienen können. Die Anlage von Heden ift 
jowohl im ftrengen Zmwilchenrayon wie auf Esplanaden unzu- 
läſſig '). 

6. Für den erften und zweiten Rayon und den ein: 
fachen Zmilchenrayon beitehen noch folgende gemeinfame Anord: 
ungen: 

a) Das Alignement der zu errichtenden Gebäude unterliegt 
der Genehmigung der Kommandantur, injoferne dasjelbe nicht von 
der Richtung vorhandener öffentliher Wege oder Straßen ab: 
hängig ift ?). 

b) Die Einrihtung von Niederlagen und Pläten, auf welchen 
Vorräthe zu gemwerbliden Zweden im Freien oder in Schuppen 
aufgeftapelt werden, ift nur mit Genehmigung der Kommandantur 
zuläffig, die nicht verjagt werden darf, wenn die Entfernung von 
den Feſtungswerken 225 Meter beträgt ’). Ausgenommen find 
Lagerpläße und die zum Ein: und Ausladen nöthigen Anftalten 
an Flußufern; jedoch fteht e8 der Kommiandantur zu, die einzu: 
baltende Entfernung von der Kehle und die Zeit für die Wieder: 
bejeitigung zu beftimmen ). 

ec) Zu vorübergehenden DVeränderungen der Höhe der 
Zerrainoberfläche, 3. B. zur Auflagerung von Baumaterialien wäh 
end der Ausführung eines genehmigten Baues u. dgl., bedarf es 
zwar Feiner befonderen Genehmigung der Kommandantur; es ift 
jedoch derjelben vorher Anzeige zu machen und es fteht ihr zu, 
die Zeit der Wiederbefeitigung zu beftimmen °). 

7. Die im PBorftehenden aufgeführten Regeln erleiden zwei 
durdhgreifende Mopdifilationen: 


— — — — — — 


1) 8. 19 a. a. O. 

2) 8. 18 a. a. O. 

3) 8. 20 Abſ. 1 bis 4. Auch die Höhe der zuläſſigen Aufſtapelungen iſt 
daſelbſt normirt. Bgl. dazu die Juſtruction. 

4) 8. 20 Abſ. 5. Vgl. Kommiſſionsbericht ©. 13. 

5) 8. 21. Nur zur Anlage von Kompofthaufen ift die Genehmigung 
der Kommandantur erforderlich, die unter der Bedingung zu ertheilen iſt, daß 
die im $. 20 Abi. 3 Ziff. a angegebene Höhe nicht Überjchritten wird. 
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a) Die Reichsrayonkommiſſſon ift befugt, aus örtlichen Rüd: 
fihten ſowohl die räumlihe Ausdehnung der Rayons zu vermin: 
dern al3 auch die gejeglihen Eigenthumsbeſchränkungen zu er: 
mäßigen !). 

b) Die einmal vorhandenen Baulichfeiten und Anlagen, aud 
wenn fie den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht entſprechen, dürfen 
erhalten bleiben. Das Geſetz unterjagt die Herftellung und Er: 
rihtung von neuen Bauten und Anlagen, aber es befiehlt nicht 
die Bejeitigung der bereit3 vorhandenen. Unter dag Verbot de3 
Gejebes an fih würden aber aud alle Wiederberitellungsbauten 
der zwar vorhandenen, aber in Verfall geratheuen Anlagen fallen. 
In diefer Beziehung aber hat das Geſetz beftimmt, daß wenn die 
vorhandenen Baulichleiten und Anlagen ganz oder theilweije zer: 
ftört oder baufällig geworden find, fie nach vorgängiger Anzeige 
bei der Kommandantur in den alten Abmeſſungen und der bis— 


berigen Bauart wieder bergeftelt werden dürfen, falls nicht auf 
ihnen die bejondere Bedingung des Eingehens durch Berfall oder 


der Fünftigen Reduktion auf eine leichtere Bauart ſchon haftet’). 
Die Genehmigung der Kommandantur ift jedoch in allen Fällen 
erforderlih, in denen Wiederheritellungsbauten das vorbeftimmte 
Maß überichreiten ). Darunter fallen nit nur Ermeiterungen 
und Erhöhungen der Gebäude oder Anlagen über das früher inne: 
gehaltene Maß, fondern auch Wiederherftellungen in majliverer 
Konftruftion, namentlih mit gejeßmwidrigem Material; für den 
erften Rayon kommt insbefondere in Betracht, daß jede Ermeite 
rung der Bewohnbarkeit ausgeſchloſſen ift *). 


IL Geltenpmadhung des Unterfagungsredte3. 


Die Erzwingung der Innehaltung der im Rayongeſetz aner- 
fannten Eigenthumsbeſchränkungen erfolgt nicht im Wege des Ci— 


1)8. 23a... 0. 

2) 8. 22 Abf. 1. Iſt feit dem Abbruch oder der Zerſtörung eines Gt 
bäudes ein Zeitraum von zwei Jahren verfloffen, fo ift nach Analogie von 
8. 28 Abſ. 2 anzunehmen, daß der Bau eines andern Gebäudes an Stelle des 
früheren als Neubau zu behandeln und der Genehmigung der Kommandantır 
bedürftig iſt. 

3) 8. 22 Abſ. 2. 

4) Vgl. die näheren Erläuterungen ber Imjtruction zu 8. 22 und ben 
Kommilfionsbericht bes Meichstages ©. 15. 
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vilprozeſſes, ſondern durch Strafdrohungen und Berwaltungsmap: 
regeln; denn da dieſe Beichränfungen nicht zu Gunften des Fis— 
fus, fondern zu Gunſten des Staates im publiziftiihen Sinne und 
zur Erfüllung öffentlih rechtliher Aufgaben eingeführt find, fo 
werden fie auch mit den für Zwecke der Berwaltung anerkannten 
Mahtmitteln der Staat3gewalt durchgeführt. 

Die von den Verboten des Rayongeſetzes betroffenen Bauten 
und Anlagen zerfallen in diefer Beziehung in Drei Stategorien, 
jolhde welche nur nad) vorheriger Anzeige bei der Kommandantur 
ausgeführt werden bürfen, ſolche welche nicht ohne Genehmigung 
ftatthaft find, und folche, welche gänzlich unzuläfiig find. 

1. Die vorgängige Anzeige bat den Zwed, daß die Aus: 
führung fontrolirt und das Rayonfatafter auf dem Laufenden er: 
balten werden kann). Sie ift vorgeſchrieben bei den in den 
8° 21 und 22 erwähnten Fällen. Wer die Anzeige unterläßt, 
wird mit einer Gelöbuße bis zu 15 Mark beitraft ). Wer die 
Anzeige erftattet, ilt für befugt zu erachten, von der Feltungsfom: 
mandantur eine Beicheinigung darüber zu verlangen ?). 

2. Die Fälle, in welden die Genehmigung der Komman- 
dantur erforderlich ift, find wieder von doppelter Art; ſolche, in 
denen die Genehmigung nicht verfagt werden darf *), und ſolche, 
in denen die Ertheilung der Genehmigung in das Ermefjen der 
Behörde geftellt iſt )). Die Verpflichtung, die Genehmigung nad: 
zuiuhen, bevor mit der Ausführung de Baues oder der Anlage 
u). w. begonnen wird, befteht jedoch für beide Kategorien gleich: 
mäßig 6) und die Verlegung diefer Pflicht, ſowie jede eigenmäch— 
tige Abweichung von dem genehmigten Plan wird fomohl an dem 
Srundbefiger, welcher den Bau oder die Anlage ausführen läßt, 
al3 an demjenigen, welcher als Baumeifter oder Bauhandmwerker 7) 


I) Inſtr. zu $. 26 Biff. 1. 

2) Geſ. 8. 32 Ab]. 2. 

3) Tiefelbe ift ihm nach 8. 46 koſten- und ftenipelfrei zu ertheilen. 

4) Vgl. S. 13 Abi. 2. 8. 15 B Ziff. 3 Abſ. 2. 8.15 B Biff. 4. S. 17 B 
Ziff. 3 und Ziff. 4 Abi. 2. 8. 20 Abi. 2. 

5) Diefe Fälle bilden die Regel. Vgl. Kommiſſionsbericht S. 3. 

6) 8. 26 des Bei. 

7) Die Bauhandwerfer ftehen im Gegenſatz zu den WirtHichaftsbeamten, 
Arbeitern, Knechten u. |. w. bes Grundbeſitzers. 
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die Ausführung geleitet bat, mit einer Geldbuße bis zu 150 Marf 
beftraft "). 

Sind feit der Aushändigung der Genehmigung zmei Sabre 
verfloffen, ohne daß davon Gebrauch gemaht worden ift, fo wird 
fie als erlofchen betrachtet ?). 

Dad Berfahren behufd Erlangung der Genehmigung ift 
im Geſetz in folgender Weile geregelt. 

a) Das Geſuch ift an die Ortspolizeibehörde zu rid: 
ten; e8 muß Alles enthalten, was zur Prüfung und Beurtbeilung 
der Zuläffigkeit der in Ausficht genommenen Anlagen erforderlid 
ift; insbefondere find die Bauten zu beichreiben und die Bauzeid: 
nungen in 2 Eremplaren beizulegen. 

b) Die Ortöpolizeibehörde unterwirft den Antrag einer Bor: 
prüfung; ergibt ſich bierbei die Unvollftändigfeit oder formelle 
Mangelbaftigkeit, jo bat fie das Geſuch behufs Ergänzung und 
Berbeilerung dem Antragfteller zurücdzugeben; findet fie Nichts zu 
erinnern , jo überjendet fie da3 Gefuch der Kommandantır. Die 
le&tere entjheidet ?), ob die Genehmigung zu ertheilen oder zu 
verjagen fei. Wird fie ganz oder theilweije verfagt, fo find die 
Gründe der Ablehnung anzugeben; wird die Genehmigung ertheilt, 
fo müſſen in der Ausfertigung derſelben alle für den betreffenden 
Fall feftzuftellenden fpeziellen Beſchränkungen genau beftimmt wer: 
ben, denen der Grundbefiger und alle Beſitznachfolger bezüglid 
des Baues, der Niederlage von Materialien, der Anlage’ oder des 
Gemwerbebetriebes fih zu unterwerfen haben. In das eine Erem: 
plar der mit dem Geſuch eingereichten Zeichnung, welches der Aus: 
fertigung der Genehmigung beizulegen ift, find die im Feſtungs— 
Intereſſe nothwendigen Abänderungen einzutragen. In denjenigen 
Fällen, in welchen nach dem Geſetz die Genehmigung nicht zu ver: 
jagen ift, darf diefelbe aud nicht an Bedingungen geknüpft mer: 
den *). Die Enfcheidung der Kommandantur wird an die Ort} 


1) 8. 32 Abſ. 1. 

2) 8. 28 Abi. 2. 

3) Abgeſehen von denjenigen Fällen, in weldjen die Projecte größerer An 
lagen an die R.Rayonkommiſſion zur Prüfung und Feſtſtellung einzufenden 
find. gl. 8. 14 und 8. 30 des Gef. — Der Ortspolizgeibehörde ſteht 
eine materielle Entjheidung über den Antrag in keinem alle zu. Bol 
Seydel ©. 1076. _ 

4) Nach dem Bericht der Reichsſtags⸗Kommiſſion S. 17 iſt Hierdurch das 
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poligeibehörde gejendet, welcher die Mittheilung an den Antrag: 
fteller obliegt. 

c) Gegen die Entiheidung der Kommandantur ift binnen einer 
vierwöchentlichen Präckhufivfrift von der Yuftellung ab der Rekurs 
an die Reichs-Rayonkommiſſion zuläffig ). Derfelbe ift bei der . 
RKommandantur einzulegen. St durch die Kommandantur eine 
Anlage unterfagt worden, jo darf diefe erft dann begonnen 
oder Fortgejett werden, wenn die Reichs-Rayonkommiſſion die 
Anordnung aufgehoben hat ?). 

3. Die Heritellung von unzuläffigen Bauten und Anlagen 
bildet den Thatbeftand einer Rayoncontravention, melde ganz 
ebenfo zu beurtbeilen ift, wie die eigenmächtige Vornahme von 
Bauten und Anlagen, weldhe nur mit Genehmigung der Komman- 
dantur geftattet find ®). Iſt ein Gefuh um Genehmigung einer 
jolden Anlage bei der Kommandantur eingereicht worden, jo ift 
dasfelbe unter Angabe der geſetzlichen Beftimmung, welche die An- 
lage für unzuläjfig erklärt, zurückzuweiſen. 

4. MWiderrechtlich hergeftellte Bauten und Anlagen’ müffen von 
dem Befiter innerhalb der vom Kommandanten zu beitimmenden 
Friſt bejeitigt werden, wenn fie nach dem Urtheil der Komman⸗ 
dantur für unzuläffig zu erachten find. Es gilt dies nicht blos 
von folden Anlagen, die nach dem Geſetz abjolut unzuläffig find, 
ſondern au von ſolchen, zu deren Heritellung die Genehmigung 
ertheilt werben Tann, die aber ohne Einholung derjelben oder mit 
eigenmächtiger Abweihung von dem genehmigten Plane hergeftellt 


Berlangen einer Kaution, um aus berjelben eintretendenfalls die ausbedungene 
Abſchachtung, Wegräumung u. dgl. zu bewirken, für unzuläffig erflärt. 

1) Bgl. 8b. I ©. 381 fg. 

2) Geſ. 8. 29. 

3) In dem Rayongeſetz $. 32 findet fich in dieſer Beziehung ein Redac⸗ 
tionsfehler, indem die Strafdrohung dafelbft nur gerichtet ift gegen Gutsbe⸗ 
fiber, Bauunternehmer 2c., welde ohne die gejeglih erforderlide 
Genehmigung einen Bau ꝛc. ausführen. Die Aufführung von Bauten, 
die abfolut unzuläffig find, zu denen die Genehmigung daher gejeglich gar 
nicht ertheilt werden darf, ift in dem Paragraphen nicht erwähnt. Der Sinn 
defjelben ift aber unzweifelhaft der, daß die daſelbſt angedrohte Strafe von 
jedem verwirkt wird, der gegen bie in dem Geſetz anerkannten Eigenthumsbe⸗ 
ſchränkungen eigenmächtig veritößt. 

Zaband, Reicsfiantsret. LIT. 25 
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worden find. Die Enticheibung der Frage, ob die Bauten oder 
Anlagen unzuläffig find, fteht der Militairbehörde ausfchließlih zu’). 

Gegen die Verfügung der Kommandantur, welde die Beſei— 
tigung der Aulage 2c. anorönet, ſteht dem Befiter binnen einer 
Friſt von 4 Wochen der Rehurd an die R.-Rayou-Rommilfion zu. 
In diefem Sale bat der Rekurs Sufpenfiveffect; die Anordnung 
ber Kommandantur wird erft vollitredbar, wenn fie von der R. 
Rayonkommiſſion beftätigt worden ift oder menn die Frift für 
Einlegung des Rekurſes abgelaufen ift?). 

Wenn der Beſitzer die Befeitigung der Anlage unterläßt, fo 
erfolgt diejelbe nöthigenfalls auf Antrag der Kommandantur durch 
die Ortspolizeibehörde auf Koften des Beſitzers °). 

5. Die Kommandanturen und Ortsbehörden und deren Organe 
find befugt behufs der Kontrole über alle Bauten, Anlagen 
und die Benutung von Grundftüden in den Rayons, in den Stun: 
den von 8 Uhr Morgens bis 4 Uhr Nachmittags den Yutritt zu 
allen Privat: und öffentlihen Grundftüden in deu Rayons zu ver: 
langen. Drgane der Kommandantur find die Ingenieur⸗Offiziere 
vom Bla, Poſten-Offiziere und Wallmeifter %. Falls der Zu: 
tritt etwa verweigert werden jollte, fo ift er von der Ortspolizei⸗ 
Behörde nah) Maßgabe der ihr nad) den Landesgeſetzen zuſtehen⸗ 
den Machtmittel zu erzwingen. 

Eine allgemeine Reviſion der Bauten und Anlagen 
in allen Rayons erfolgt alljährlie einmal dur die Kommandan- 
tur oder ihre Organe unter Zuziehung der OrtSpolizeibehörde und 
des Gemeindevorftandes ®). 


1) Geſetz 8. 32. 

2) 8. 29 Abi. 2. 8. 32. Soweit nicht die Befeitigung bereits vorhandener 
Unlagen, fondern die Fortjegung ihrer Herftellung in Frage ſteht, Hat 
der Rekurs keinen Suſpenſiveffect. 

3) Eine ſolche Maßregel hat nicht ben rechtlichen Charakter einer Strafe, 
fondern ift lediglih die Exekution eines verbindlihen Berwaltungsbefehl. 
Daher findet die dreimonatliche Verjährung, welche für die Strafverfolgung 
von Uebertretungen gilt, zwar auf Rayonkontraventionen , nicht aber auf bie 
zwangsweiſe Befeitigung der Anlagen Anwendung. gl. auch bie Suitruftion 
zu $. 32. 

4) 8. 33 Abi. 1 und 2. 

5) $. 38 Abſ. 8. 
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IV. Die Entfhädigung. 


1. Die Vorausſetzungen der Entihädigungspflicht des 
Reichsfiskus find folgende: 

a) Die Beichräntungen müſſen in Folge des Reichs— 
gejeße3 eingetreten fein’). Folglih Tann ein Entſchädigungs⸗ 
Anſpruch gegen das Reich nicht erhoben werden, wenn bie Be- 
Ihränfungen bereit3 vor dem Erlaß des Gejeges auf Grund älterer 
Ländesgeſetze beſtanden haben und durch das Reichsgeſetz nicht er: 
Ihwert worden find ?).. Der Anſpruch ift daher nur begründet, 
wenn entweder durch Neuanlage oder Ermeiterung2bauten von 
Seftungen Grunditüde, die bisher außerhalb des Rayonbezirks 
lagen, in den Rayon einbezogen werden ®), oder wenn Grundftilde, 
die ſchon vor Erlaß des NReichsgefeges zu einem Rayonbezirfe ge- 
hörten, durch das Reichsgeſetz neuen, in dem früheren Rechte nicht 
anerkannt geweſenen Beichränfungen unterworfen werden. Ebenſo 
wenig Tann vom Reihe eine Entihädigung verlangt werden für 
Rayon-Beſchränkungen, welche auf bejonderen Rechtstiteln, in3be- 
ſondere auf Rechtsgeſchäften (Reverjen) der Grundftüds-Eigenthümer, 
beruben ; denn auch diefe Beichränkungen find nicht in Folge des 
Reichsgeſetzes entitanden t). 

b) Die Beihräntungen müflen eine Werthbverminderung 
des Grundftüds herbeiführen. Es ift nun zwar im Allgemeinen 
davon auszugehen, daß die Rayonbeſchränkungen diefen Effect haben, 
indem fie die freie Benugung des Grundftüds erſchweren oder hin: 
dern; allein es gilt dies nicht unbedingt; es Tann im einzelnen 
Falle nach den befonderen Umständen und Verhältnifien eines Grund: 


1) Gef. 8. 34 Abſ. 1. Bgl. Hierzu den Nachtrag zum Kommiſſionsbe⸗ 
riht des Neichstages. (Druckſachen 1871 II Seſſ. Nro. 120.) 

2) 8. 34 Abf. 2 Biff. 1. 

3) Wenn ein Grundjtüd bei Erweiterungdbauten einer Feftung aus einem 
milderen Rayon in einen ftrengeren verjegt und in Folge befien den eingrei- 
fenderen Beſchränkungen des Neichägefeges unterworfen wird, fo ift ebenfalls 
der Entihädigungs-Anfpruch begründet. 

4) 8. 34 Abſ. 2 Ziff. 4 Iſt für Solche Beichränkungen eine Entjchäbi- 
gung von der Landesregierung ausbrüdlich zugefichert worden, fo bleibt ber 
Anſpruch auf diefelbe unverändert fortbeftehen ; da aber alle Militair-Ausgaben 
vom Reiche zu leiften find, fo muſſen auch ſolche Entſchädigungsgelder auf den 
Reihe-Militair-Etat übernommen werben. 

25* 
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ftüdes die Annahme einer Werthverminderung ausgeſchloſſen fein. 
Insbeſondere gilt dies von den Beſchränkungen in Betreff der An: 
lagen auf Beerdigungspläßen?). Ebenfowenig wird durch die Ver: 
pflihtung zur Duldung der Rayonfteine der Werth des Grund: 
ſtücks beeinträdtigt ?). 

Es wird ferner für die gefeglichen Beichränfungen im 3. Rayon 
eine Entihädigund nit gewährt, da in diefem Rayon abfolute 
Verbote überhaupt nicht beftehen und auch die Genehmigung der 
Kommandantur nur zur Herftellung von ſolchen Anlagen erforder: 
lich iſt, welche der gewöhnliche Wirthſchaftsbetrieb nicht mit fi 
bringt. Nur dann, wenn die Genehmigung zu einer foldhen An: 
lage nachgejucht, aber verfagt worden ift, tritt die Verpflichtung 
des Reiches zur Entſchädigung ein ?). 

c) Das Reid) kann natürlich fich felbit nicht entſchädigen; aber 
auch den Bundesftaaten wird für die in ihrem Eigentbum befind: 
lihen Grundftüde eine Entihädigung für Rayonbeſchränkungen 
nicht gezahlt *). 

2, Die Höhe der Entih ädigung beftimmt fi) durch die 
Größe der Vermögens-Einbuße, welche für ben Befiter des Grund: 
ftüdes dadurch entfteht, daß daſſelbe fortan Beſchränkungen in ber 
Benutzung unterliegt, denen es bisher nicht unterworfen war. Für 
die Feitftellung diefer Vermögens-Einbuße gelten im Allgemeinen 
diefelben Geſichtspunkte wie bei Enteignungen. Die Verringerung 
des gemeinen Kaufwerthes des Grundftüdes ift nicht in allen Fällen 
diefer Vermögens-Einbuße gleich; fie bezeichnet vielmehr nur dad 
Minimum derfelben, da der gemeine Verkaufswerth als der ftet3 
realifirbare Werth anzufehen if. Nah den befonderen Berhält: 
niſſen des Beſitzers, feinem Gewerbebetrieb, feinen Wirthſchafts⸗ 
Bedürfniffen u. ſ. w. kann aber durch Auflegung der Rayonbe: 
Ihränfungen fein Vermögen eine weit erheblichere Verminderung 
erleiden als fie durch die Differenz des Kaufwerthes vor und nad 
der Auferlegung ausgedrückt wird; und in diefem Yale ift au 
die Schadloshaltung jo hoch zu bemeflen, daß dem Vermögen des 


1) Die Benugung als Beerdigungsplag wird nicht ausgejchlofien, fondern 
nur_die Errichtung von Grabhügeln und Dentmälern ift beſchränkt. 

2) 8. 34 Abi. 2 Ziff. 2 und Ziff. 3. 

3) 8. 38,Abf. 1. 

4) 8. 84 Abſ.2 Ziff. 2. 
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Beſitzers wieder fo viel zugeführt wird, als ihm dur die Rayon- 
beihränfungen entzogen worden iſt). Ein wichtiger Anwendungs: 
tal diefeg Grundſatzes liegt vor, wenn das von der Beſchränkung 
betroffene Grundftüd mit einem anderen Grundſtück deffelben Be: 
fifer3 dergeftalt in Zuſammenhang fteht, daß die Beichräntung des 
erſteren auch auf den Werth des letzteren Einfluß übt. In diefem 
Falle wird das Vermögen des Befigerd um jo viel verringert als 
die Werthsverminderung des gejammten Grundbefiges beträgt ?). 
Immer aber Tann es fih nur um den Erfaß von Bermögend: 
einbußen bandeln, niemals um eine Entihädigung für blos ge: 
bofften Gewinn oder für einen imaginären Werth. Um den er: 
littenen Schaden feitzuftellen ift es in allen Fällen erforderlich, den 
Werth des Grundftüdes vor Auferlegung der Rayonbeſchränkungen 
mit dem Werth defjelben nah ihrer Auferlegung zu vergleichen. 
Run tritt aber eine Werthsverminderung regelmäßig jhon vor 
dem wirklichen Snlrafttreten der Rayonbeichräntungen ein, jobald 
es gewiß ift, daß ein Feftungsbau in Ausficht fleht, deſſen Rayon 
das Grundftüd umfaflen wird. Aus diefem Grunde darf bei der 
Feftftellung des bisherigen Werthes die Zeit nach der im Reichs: 
gefepblatt erfolgten Bekanntmachung des Reichskanzlers, daß die 
Nenbefeftigung des Platzes oder die Erweiterung der fchon beite- 
benden Feftungsanlage oder deren Rayons in Ausficht genommen 
it, nicht berücfichtigt werden °). Iſt Entihädigung dafür zu ge- 
währen, daß dem Beliter eines im dritten Rayon belegenen Grund: 
ſtücks die Genehmigung zu einer der in $. 13 erwähnten Anlagen 
verfagt wird, fo ift bei Feftftelung des Schadens die Zeit der 
Anbringung des Geſuchs bei der Kommandantur zu Grunde zu 
legen 9). 

3. Das Verfahren behufs Feftftellung der Ent- 
\hädigung. 

a) Die GutSbefiger, welche Anſpruch auf Entihädigung zu 
baben glauben, müſſen denjelben binnen einer ſechswöchentlichen 
Prächufiofrift nah Feftitelung des Nayonplanes bei der Kom: 


1) gl. Kommiſſionsbericht ©. 21. 22. 

2) Gef. 8. 35 Abſ. 8. 

8) Gef. 8. 35 Abſ. 2. Beiſpiele ſolcher Bekanntmachungen fiehe im R.G.Bl. 
1872 ©. 56. 1873 ©. 39. 58. 1876 ©. 165. 

4) Geſ. 8. 38 Abi. 1. 


390 8. 95. Beichränfungen des Grundeigenthums im Rayon der Feſtungen. 


mandantur anmelden. Bei der öffentliden Bekanntmachung 
ber Feſtſtellung des Rayonplanes find gleichzeitig auch Beginn und 
Ablauf der Anmeldefrift befannt zu machen '). 

b) Die eingegangenen Anmeldungen werden von der Kom⸗ 
mandantur der höheren Civil-VBerwaltungsbehörde mitgetheilt, welche 
einen Kommifjarius zur Erörterung der Anſprüche ernennt. 
Die Erörterung geſchieht in Gegenwart der Entihädigungsberedh- 
tigten und eines Vertreter der KRommandantur. Einigen fich die 
Parteien, fo nimmt der Kommifjariug einen Rezeß auf, welcher 
die Kraft einer gerichtlichen oder notariellen Vertragsurfunde bat ?). 
Falls die Kommandantur die Verpflichtung zur Entichädigung über: 
baupt beftreitet, fo bleibt dem Befiter des Grundftüds die Be- 
tretung des Rechtsweges überlaflen; dem Civilkommiſſarius fteht 
eine Entieheidung darüber nicht zu ?). 

c) Wenn das Borhandenfein oder die Höhe des Schadens 
ftreitig ift, fo werben Sacverftändige darüber vernommen. Siebe 
der beiden Parteien mählt einen Sachverftändigen und der Kom: 
millarius ernennt den Dritten, falls" fich nicht beide Parteien über 
Einen Sachverftändigen einigen. Die Sachverftändigen haben ihr 
Gutachten zu begründen und die Richtigkeit deſſelben zu be- 
ſchwören oder auf den ein- für allemal geleifteten Sachverftändigen- 
Eid zu verfidern *). 

d) Der Kommifjarius hat ebenfalls ein Gutachten abzugeben 
und die Abjchätungsverhandlungen mit diefem Gutachten der bö- 
beren Eivil-Verwaltungsbehörde zu überreihen. Die letztere 
fegt die Entfhädigung durch Beſchluß feft. Dabei ift 
biefelbe an das Gutachten der Sadverftändigen nicht gebunden; 
fie beftimmt vielmehr den Entihädigungsbetrag nad ihrem aus 
der Verhandlung und den Umftänden gefhöpften pflichtmäßigen Er- 
meſſen 9). 

e) Dem Entſchädigungsberechtigten ſteht gegen den Beſchluß 
der Verwaltungsbehörde innerhalb einer Präcluſivfriſt von 90 
Tagen, vom Empfange des Beſchluſſes an gerechnet, der Rechts⸗ 


1) Geſ. 8. 39. 

2) Geſ. 8. 40 Abſ. 1. 
8) ebenda. Abi. 2. 

4) ebenda. Abi. 3—5. 
5) 8. 41 Abſ. 1. 2. 
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weg offen. Die Klage ift gegen den Reihsfisfus zu richten, 
welder durch die Kommandantur vertreten wird; zuftändig ift das 
Gericht, in deſſen Bezirk das betreffende Grundftüd belegen ift !). 

f) Der Militairbehörde fteht innerhalb derjelben Präckufiv: 
friſt das Recht zu, die Enteignung des Grundſtücks zu ver: 
langen. Die Erklärung der Militairbehörde an die höhere Ver: 
waltungsbehörbe, daß von diefer Befugniß Gebraud gemacht wird, 
unterbricht den Lauf der Frift zur Beichreitung des Rechtsweges 
ſowie das gerichtliche Verfahren über die Höhe der Entſchädigung. 
Das Verfahren bei der Enteignung richtet fih nach den Landes: 
geſetzen ?). 

Der Befiker des Grundftüds ift befugt zu verlangen, daß die 
Enteignung auf alle diejenigen Theile des Grundftüds ausgedehnt 
werde, deren fernere Benugung in der bisherigen Weife nad 
dem Gutachten von Sachverftändigen durch die Abtrennung des 
den Rayonbeſchränkungen unterworfenen Theiles weſentlich 
beeinträchtigt, erjchwert oder verhindert werden würde ®). 

4. Die Zahlung der Entfhädigung. 

a) Der Regel nah wird die Entichädigung in Rente ge- 
währt. Diejelbe beträgt jährlid 6 Prozent der Summe, um 
welche fih der Werth des Grundſtücks vermindert hat. Der Lauf 
ber Rente beginnt mit dem Tage der Abitedung der Rayonlinien %) 
und bei Entfehädigungen für die verfagte Genehmigung zu Anlagen 
im 3. Rayon mit dem Tage des ablehnenden Bejcheides der Kom⸗ 
mandantur °). Die Rente wird in vierteljährigen Raten postnu- 
merando aus der Feſtungskaſſe gezahlt ). Sie erliiht nah Ab: 
lauf von 37 Jahren oder fobald das Grundftüd aufhört, den Be: 
Ihränfungen der erften beiden Rayons oder der Zwifchentayons 
unterworfen zu fein”). 


1) 8. 41 Abſ. 3. 8. 42 Ab. 1 und 2. Ob dag Amtsgericht oder das 
Landgericht zuftändig ift, hängt davon ab, ob bie beanfpruchte Entſchädigung 
die Summe von 300 Mark überjteigt. Gerichtöverf.Gefeg 8. 23 Ziff. 1.8. 70. 

2) 8. 41 Abf. 4. 5. 

8) ebendai. 

4) 8. 36 Abi. 8. 

5) $. 38 Abſ. 2. 

6) $. 36 Abſ. 4. 

7) 8. 36 Ubf. 3. 
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b) Renten, welche jährlich weniger als 3 Mark betragen, mer: 
den mit dem 16*"/sfachen Betrage Tapitalifirt und fofort an die 
Befiter ausgezahlt '). Außerdem hat der Befiger das Recht, falls 
die Werthöverminderung feines Grundftüds mindeſtens ein Drittel 
des bisherigen Werthes beträgt, nad feiner Wahl die Entſchädi—⸗ 
gung in Rente oder in Kapital zu verlangen ). Das Wahlrecht 
muß bereit3 während des Abſchätzungsverfahrens ausgeübt wer: 
den. Sobald nad dem Gutachten eines Sachverſtändigen die 
Werthsverminderung jo groß ift, daß der Befiger eine Entichäpdi- 
gung in Kapital zu fordern beredtigt ift, muß er auf die Aufforde- 
rung de3 Kommiſſarius binnen einer Bräflufivfrift von 4 Wochen 
erklären, daß er die Entihädigung in Kapital verlange, widrigen- 
falls er nur die Abfindung durch Rente fordern fann?). Die 
Enifhädigungsfumme ift von demjenigen Tage an mit fünf Pro- 
zent zu verzinfen, mit weldem der Lauf der Rente beginnen 
würde *). 

c) Berechtigt zum Empfange der Entichädigungsfumme und 
Rente ift der Befiter des Grundſtücks; die Legitimation desfelben 
zum Empfange des Kapitals, fowie der einzelnen Raten der Rente 
wird der Feſtungskaſſe gegenüber dadurd geführt, daß er im 
Rayonkatafter eingetragen ift d). Inwieweit anderen Realberech- 
tigten, insbeſondere Pfandgläubigern, Nießbrauchsberechtigten, Mit- 
eigenthümern u. f. w., Rechte an der Entfhädigung zuftehen, ift 
nach Maßgabe der im concreten Falle beftehenden Rechtsverhält⸗ 
uiffe nach den Landesgefehen zu beurtheilen ©). Hierbei ift davon 
auszugeben, daß von den ſechs Prozent der Entihädigungsfumme, 
welche als Rente gezahlt werden, fünf Prozent als Verzinſung 


1) 8. 36 Abi. 5. 

2) 8. 36 Abf. 1. Ueber bie Gründe, aus benen man dieſes Wahlrecht be- 
willigt hat, vgl. den Kommiſſions⸗Bericht S. 24. 

3) 8. 40 Abf. 6. 

4) 8. 36 Abſ. 2. 8. 38 Abſ. 2. 

5) 8. 86 Abf. 4. Die Feſtungskommandantur ift nach $. 12 verpflichtet, 
dafür Sorge zu tragen, daß Vefißveränderungen ber Grundftüde im Katafter 
nachgetragen werben. Unterläßt fie dies und wird in Folge defien die Rente 
an einen Unberechtigten ausgezahlt, jo ift fie dem Hentenberechtigten zur Schad⸗ 
lo8haltung verpflichtet. Vgl. auch Seydel a. a. O. ©. 1080. 

6) 8. 37 des Geſ. 
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(d. 5. Nutz ung) anzufehen find '), während das fechfte Prozent 
zur Amortijation dient d. h. als Vergütung für die eingetretene 
Berminderung der Bermögensfubftanz gilt. Ju demjelben Ber: 
hältniß wird daher die Rente zu vertheilen fein, wenn an dem 
Grundftüd das Recht an der Subftanz und das Recht auf die 
Nutzungen verjchiedenen Subjekten zufteben. 


V. Befondere Borfhriften für den Fallder Armi- 
rung. 


1. Inhalt der befonderen Berpflihtungen. 
Wenn die Armirung permanenter Befeitigungen angeordnet wird, 
jo treten zu den in non faciendo beftehenden Eigenthumsbeſchrän— 
fungen Berpflichtungen zu einem pofitiven Thun hinzu. Die Be- 
fiter der in den Rayons belegenen Grundftüde find nämlich ver: 
pflichtet zur Niederlegung von allen vorhandenen baulichen oder 
fonftigen Anlagen, zur Wegihaffung von Materialien-Borräthen, 
zur Befeitigung von Pflanzungen und zur Einftelung des Ge: 
werbebetriebe3 ). 

2. Die Geltendmahung diefer Verpflichtung erfolgt 
mittelft einer Aufforderung der Kommandantur, welde an bie 
Grundbefiger entweder fehriftlih oder durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung zu richten ift und in welcher die Frift angegeben wird, _ 
innerhalb deren der Aufforderung genügt werden fol. Wenn ein 
Befiger diefer Aufforderung nicht Folge leiftet, fo Tann er dur 
adminiftrative Zwangsmaßregeln hierzu angehalten werden °). „Ad⸗ 
minitrative* Mapregeln ftehen im Gegenſatz ſowohl zu gericht: 
lihen als auch zu militairifchen und bedeuten ein Einjchreiten der 
Sivilbehörden. Die Kommandantur hat alfo die Ortspolizeibehörde 
und erforderlichen Falles die höhere Verwaltungsbehörde zu requi- 
riren, damit diefe Behörden einen Zwang gegen die Befiter der 
Grundftüde zur Anwendung bringen. 

Sobald die Freilegung des Feltungsrayond von ber Kom: 
mandantur angeordnet wird, hat die lehtere vor der Befeitigung 
der baulichen und fonftigen Anlagen, Pflanzungen u. dgl. eine 


1) Geſ. 8. 36 Abſ. 8. 
2) Geſ. 8. 48. 
8) ebenbaf. 
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Beſchreibung und nähere Feſtſtellung des Zuſtandes zu veranlaſſen. 
Die Feſtſtellung erfolgt durch die Ortsobrigkeit unter Zuziehung 
des Beſitzers, eines Vertreters der Kommandantur und zweier 
Sachverſtändigen. Die darüber aufgenommene Verhandlung wird 
von der Ortsobrigkeit der höheren Verwaltungsbehörde überreicht; 
ſowohl der Kommandantur als den Betheiligten (Grundbeſitzern) 
wird eine Abſchrift ertheilt. Ueber die ſtattgefundene Zerſtörung 
oder Entziehung ſtellt die Kommandantur dem davon betroffenen 
Beſitzer eine Beſcheinigung aus"). 

3. Eine Entſchädigung für die Demolirung oder Be— 
ſeitigung von Bauten und Anlagen iſt nicht in allen Fällen zu 
gewähren. Zunächſt iſt ein Entſchädigungs-Anſpruch nicht be- 
gründet für alle vor Eintritt der Geltung dieſes Geſetzes d. h. 
vor dem 12. Jannar 1872 ?) vorhandenen Gebäude und Anlagen, 
welche nach der bisherigen Gefehgebung oder in Folge bejonderer 
Rechtstitel die Befiter auf Befehl der Kommandantur unentgelt- 
lich zu befeitigen verpflichtet waren ). Denn dur das Rayon- 
gejeß ift an dieſer Verpflichtung eine Aenderung nicht eingetreten ). 
Für die Bauten und Anlagen, welche innerhalb der alten d. 5. 
vor Geltung de3 Rayongeſetzes bereit3 vorhandenen Rayons er: 
richtet find, wird demnach eine Demolirungs-Entſchädigung nur 
dann gewährt, wenn die Bauten entweder jchon vor dem 12. Jan. 
1872 obne die Verpflichtung der Befiger zur unentgeldlihen Be: 
feitigung derſelben beftanden haben ®) oder wenn fie nach dem 
12. Januar 1872 genehmigt und bergeftellt worden find 9%. Für 
die neuen Rayons dagegen ift der Gefichtspuntt maßgebend, daß 
durch die für die Eigenthbumsbefchräntungen gezahlte Entihädigung 
der Grundbeſitzer bereit3 dafür ſchadlos gehalten worden ift, daß 


1) 8. 44 Abſ. 1 u. 2. 

2) in Elfaß-Lothringen vor dem 14. März 1872. 

3) 8. 44 Abſ. 5 Biff. 1. 

4) Vgl. auch 8. 34 Ziff. 1 und 4 und $. 25 Abi. 2. (Beibehaltung der 
Reverſe, durch welche fich die Unternehmer zur unentgeldlichen Bejeitigung ver- 
pflichteten. KRommiffionsbericht des Neichdt. ©. 16.) 

5) Es genügt hierfür, daß der Bau zu diefem Zeitpunkt [don begonnen 
hatte. Erl. der R.R.Kommiſſ. v. 13. Sept. 1875. (Milit. Gef. Thl. I Abth. IH 
©. 221.) 

6) Vgl. Inſtruction zu 8. 44. 
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er neue Bauten und Anlagen nicht herftellen darf; wenn er deſſen⸗ 
ungeachtet mit Genehmigung der Kommandantur dies thut, jo 
kann er daraus nicht nochmalige Entſchädigungs-Anſprüche herleiten, 
fondern er trägt die Gefahr der im Falle der Armirung eintreten: 
den Nothwendigkeit zur MWiederbefeitigung der Anlagen. Der Ent: 
ſchädigungs-Anſpruch ift daher begründet für alle Bauten und 
Anlagen im dritten Rayon — falls deren Befeitigung verlangt 
wird —, da für die gejeglihen Beſchränkungen im 3. Rayon Ent: 
ſchädigung nicht gewährt wird ); und ferner für alle Bauten und 
Anlagen in den andern Rayons, wenn diejelben bei Abſteckung der 
Rayonlinien ſchon vorhanden waren; denn die Entſchädigung wird 
nur gewährt für das Verbot, neue Bauten und Anlagen berzu: 
ftellen und Veränderungen des Terrain vorzunehmen, nicht für 
die möglicher Weife nothwendig werdende Demolirung bereit3 vor- 
bandener Bauten und Anlagen. Eine Entihädigung kann dagegen 
nicht verlangt werden für folhe Bauten in neuen Rayons, welche 
erft nad) erfolgter Abftedung der Rayonlinien errichtet worden find 
entweder im erften oder zmeiten Rayon oder in einem Zwiſchen⸗ 
rayon oder auch auf einem Terrain, welches in Folge des Neu: 
oder Berjtärfungsbaues einer ſchon beftehenden Feſtung in einen 
ftrengeren Rayon fällt ®). 

Die Feftitelung der Entihädigung für Demolirung erfolgt 
nach denfelben Regeln wie die Ermittlung der Entſchädigung für 
die geſetzlichen Rayonbeſchränkungen. Sie -foll fo bald als mög: 
lich ftattfinden, ſpäteſtens fofort nah Aufhebung des Armirungs- 
zuftandes der Feſtung. Die Entihädigung wird nicht baar aus—⸗ 
gezahlt, ſondern das Reich ftelt — mie bei der Vergütung für. 
Kriegsleiftungen — Anerfenntniffe über die Entſchädigungs⸗ 
jumme aus, melde vom erften Tage bes auf die flattgefundene 
Zerftörung oder Entziehung folgenden Monates bis zur Auszab: 
lung mit fünf Procent jährlich verzinst wird ®). 

4. Bon der Entſchädigung zu unterjcheiden find die Koſten 
der Demolirung und Befeitigung. Zwar gilt für beide infofern 
der gleihe Rechtsſatz, als das Reich die Koften der Befeitigung 


1) 8. 38 Abf. 1. 
2) 8. 44 Abi. 5 Biff. 2 
8) 8. 44 Abſ. 3 u. A. 
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nur für foldhe Gebäude und Anlagen trägt, für welche e8 auch 
Entſchädigung zu leilten hat, während die Demolirungsfoften der 
ohne Anfpruh auf Entſchädigung zu bejeitigenden Bauten und 
Anlagen den Befitern zur Laft fallen!). Dagegen befteht feine 
Berpflichtung der Befiter, den Erſatz der Koſten in verzinslichen 
Anerkenntniß⸗Scheinen anzunehmen, fondern e3 find ihnen die zum 
Zwed der Freilegung des Feſtungsrayons gemachten Auslagen 
und Verwendungen aus ben baaren Beftänden der Feſtungskaſſe 
zu erſetzen. 


1) 8. 44 Abſ. 6. 


Das 


Stantsredt 


Deutfhen Reides. 


Bon 


Dr. Panl Laband, 


Profeffor d. Deutſchen Rechts am ber Univerfität Straßburg. 


Dritter Sand. Zweite Abtheilung. 


Nebr einem bad ganze Bert umfafienden Sachregitter. 


Freiburg i. B. und Tübingen 1882 


Akademiſche Berlagsbuchhandlung von J. C. B. Mohr 
(Bant Siebech. 
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Beſchreibung und nähere Feſtſtellung des Zuſtandes zu veranlaſſen. 
Die Feſtſtellung erfolgt durch die Ortsobrigkeit unter Zuziehung 
des Beſitzers, eines Vertreters der Kommandantur und zweier 
Sachverſtändigen. Die darüber aufgenommene Verhandlung wird 
von der Ortsobrigkeit der höheren Verwaltungsbehörde überreicht; 
ſowohl der Kommandantur als den Betheiligten (Grundbeſitzern) 
wird eine Abſchrift ertheilt. Ueber die ſtattgefundene Zerſtörung 
oder Entziehung ſtellt die Kommandantur dem davon betroffenen 
Beſitzer eine Beſcheinigung aus ?). 

3. Eine Entfhädigung für die Demolirung oder Be- 
jeitigung von Bauten und Anlagen ift nicht in allen Fällen zu 
gewähren. Zunähft ift ein Entſchädigungs-Anſpruch nicht be⸗ 
gründet für alle vor Eintritt der Geltung dieſes Geſetzes d. h. 
vor dem 12. Jannar 1872 ?) vorhandenen Gebäude und Anlagen, 
welche nach der bisherigen Geſetzgebung oder in Folge bejonderer 
Rechtstitel die Befiter auf Befehl der Kommandantur unentgelt- 
lich zu befeitigen verpflichtet waren ). Denn dur das Rayon- 
gejeg ift an diefer Verpflichtung eine Aenderung nicht eingetreten *). 
Für die Bauten und Anlagen, welche innerhalb der alten d. 5. 
vor Geltung des Rayongeſetzes bereit? vorhandenen Rayons er: 
richtet find, wird demnach eine Demolirungs:Entfhädigung nur 
dann gewährt, wenn die Bauten entweder ſchon vor dem 12. Yan. 
1872 ohne die Verpflichtung der Befiger zur unentgeldlichen Be: 
feitigung bderjelben beftanden haben d) oder wenn fie nad dem 
12. Januar 1872 genehmigt und bergeftellt worden find %. Für 
die neuen Rayons dagegen ift der Gefihtspunft maßgebend, daß 
durch die für die Eigenthumsbeſchränkungen gezahlte Entichädigung 
der Grundbefiter bereits dafür ſchadlos gehalten morden ift, daß ' 


1) 8. 4 Abſ. 1 u. 2. 

2) in Elfaß-Lothringen vor dem 14. März 1872. 

3) 8. 44 Abſ. 5 Biff. 1. 

4) Vgl. auch 8. 34 Ziff. 1 und 4 und $. 25 Abſ. 2. (Beibehaltung der 
Reverſe, durch welche fich die Unternehmer zur unentgeldlichen Befeitigung ver⸗ 
pflidteten. Kommiffionsbericht des Neichdt. S. 16.) 

5) Es genügt hierfür, daß der Bau zu diefem Zeitpunkt [don begonnen 
hatte. Erl. der R.R.Kommiſſ. v. 13. Sept. 1875. (Milit. Geſ. Thl. I Abth. II 
©. 221.) 

6) Vgl. Inſtruction zu 8. 44. 
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er neue Bauten und Anlagen nicht beritellen darf; wenn er deilen- 
ungeachtet mit Genehmigung der Kommandantur dies thut, jo 
Tann er daraus nicht nochmalige Entſchädigungs-Anſprüche herleiten, 
fondern er trägt die Gefahr der im Falle der Armirung eintreten- 
den Nothwendigkeit zur Wiederbefeitigung der Anlagen. Der Ent: 
ſchädigungs-Anſpruch ift daher begründet für alle Bauten und 
Anlagen im dritten Rayon — falld deren Befeitigung verlangt 
wird —, da für die geſetzlichen Befchränfungen im 3. Rayon Eni- 
ſchädigung nicht gemährt wird ); und ferner für alle Bauten und 
Anlagen in den andern Rayons, wenn diefelben bei Abitedung der 
Rayonlinien ſchon vorhanden waren; denn die Entihädigung wird 
nur gewährt für das Verbot, neue Bauten und Anlagen herzu⸗ 
ftellen und Veränderungen des Terrains vorzunehmen, nicht für 
die möglider Weiſe nothwendig werdende Demolirung bereit3 vor: 
bandener Bauten und Anlagen. Eine Entfhädigung kann dagegen 
nicht verlangt werden für ſolche Bauten in neuen Rayons, welche 
erft nad) erfolgter Abſteckung der Rayonlinien errichtet worden find 
entweder im eriten oder zweiten Nayon oder in einem Zwifchen- 
rayon oder auch auf einem Terrain, welches in Folge des Neu: 
oder PVerftärfungsbaues einer fchon beftehenden Feftung in einen 
ſtrengeren Rayon fällt ®). 

Die Feititelung der Entihädigung für Demolirung erfolgt 
nach denfelben Regeln wie die Ermittlung der Entſchädigung für 
die geſetzlichen Rayonbeſchränkungen. Sie -foll jo bald ala mög: 
li ftattfinden, ſpäteſtens ſofort nah Aufhebung des Armirungs⸗ 
zuftandes der Feſtung. Die Entjhädigung wird nicht baar aus: 
gezahlt, jondern das Reich ftelt — mie bei der Vergütung für 
Kriegsleiftungen — Anerfenntnijfe über die Entſchädigungs⸗ 
fumme aus, melde vom erften Tage des auf die ftattgefundene 
Zeritörung oder Entziehung folgenden Monates bis zur Auszah: 
bung mit fünf Procent jährlich verzinst wird ®). 

4. Bon der Entihädigung zu unterfcheiden find die Koften 
der Demolirung und Befeitigung. Zwar gilt für beide infofern 
der gleihe Rechtsſatz, als das Reich die Koften der Befeitigung 
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Eiftes Kapitel. 
Dad Gerichtsweſen des Reiches. 


8. 96. Einleitung. 


I. „Der Schuß des innerhalb des Bundesgebiet? gültigen 
Rechtes" gehört zu den Bmeden, zu melden nad den Eingangs- 
worten der Verfaſſung der Norddeutihe Bund und ebenjo das 
Deutihe Rei gegründet worden find. Die Realifirung dieſer 
Aufgabe mußte aber bei Errichtung des Norddeutichen Bundes 
zunächſt den Einzelitanten vollftändig überlaffen bleiben; ein 
Bundesgeriht gehörte nicht zu den Organen, mit denen der neue 
Bundesſtaat bei feiner Schöpfung ausgeftattet werden Zonnte. Die 
Berfafjung begnügte fih, den Einzelftaaten die Handhabung der 
Rechtspflege zur Pflicht zu machen, indem fie dem Bundesrath die 
Befugniß beilegte, Beſchwerden über verweigerte oder gehemmte 
Rechtspflege anzunehmen, diejelben nad der Verfaſſung und den 
beftebenden Gejegen des betreffenden Bundesftaates zu beurtheilen 
und, falls die Bejchwerde für begründet gefunden wird, die ge: 
richtlihde Hülfe bei der Bundesregierung, die zu der Beſchwerde 
Anlaß gegeben bat, zu bewirken. (Berf. Art. 77.) Die ftaatliche 
Aufgabe des Bundes wurde demnach beichränft auf die Fürforge, 
daß die Gliedftaaten das Recht ſchützen; eine eigene Gerichtsbar— 
feit behufs unmittelbarer Verwirklichung des Rechtsſchutzes wurde 
dem Bunde nicht beigelegt '). 





1) Eine Ausnahme madten allein die gegen den Nordd. Bund gerichteten 
hochverrätheriihen und landesverrätheriſchen Unternehmungen, für welche eine 
eigene — durch das Ober-Appellationdgericht der freien Städte zu Lübeck aus- 
zuübende — Gerichtsbarkeit des Bundes zwar nicht eingeführt, wol aber in 
Ausfiht genommen wurde. Berf. Art. 75. Sodann ging der Natur der Sache 

Laband, Reichöftantregt. III. 2, 1 
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Dagegen wurde dem Bunde die Befugniß zugewieſen, den 
einzelnen Staaten die Normen vorzuſchreiben, nach welchen fie 
den Rechtsſchutz handhaben follten, indem die Zuftändigfeit des 
Bundes erftredt wurde auf die gemeinfame Gefeßgebung „über 
das gerihtlide Verfahren.“ Ber. Art. 4 Ziff. 13. 
Die Einzelftaaten follten aljo zwar die Gerichtsbarkeit behalten, 
diefelbe aber nicht nach eigener Selbitbeftimmung (in fouverainer 
Meife) ausüben, jondern nah Anordnung des Reiches. Bis zum 
Erlaß diefer gemeinfamen Gejeggebung blieb allerdings nicht blos 
die bunte Maſſe der partilularen Rechtsvorſchriften über das Ver⸗ 
fahren in Geltung, jondern der Autonomie der Einzelftaaten war 
auch ihre Fortbildung und Umgeftaltung überlafien. 

Diefe verfaflungsmäßigen Prinzipien des Gerichtsweſens in- 
voloirten zugleich den weiteren Grundſatz, daß die Bethätigungen 
der Gerichtsbarkeit jedes Einzelftaates nur innerhalb feines Ge- 
bietes ſtaatsrechtliche Wirkſamkeit haben konnten, da fie durchaus 
als Ausübung der !dven Einzelftaaten verbliebenen Herrſchaft er: 
fbienen. Um aber ein Zufammenmwirken der Einzelftaaten zum 
Zweck der Rechtspflege zu ermöglichen, wurde dem Bund die Kom- 
petenz zugewiefen, „Beltimmungen über die mechjeljeitige Voll: 
ftredung von Erfenntniffen in Civilſachen und Erledigung von Re- 
quifitionen überhaupt” zu erlafien. Berf. Art. 4 Ziff. 11. 

Durch diefe 3 Punkte nämlih 1) Ausübung der Gericht: 
barkeit Seitens der Einzelftaaten, 2) nah den vom Bund dar: 
über erlaflenen Vorſchriften und 3) unter gegenfeitiger vom Bund 
zu normirender Verpflichtung zur Rechtshülfe, hatte die Verfaflung 
des Norddeutichen Bundes die Grundform für die Geftaltung des 
Gerichtsweſens feſtgeſtellt. 

Su der Reichsverfaſſung find die erwähnten 3 Sätze 
(Art. 77, Art. 4 Ziff. 13 u. Art. 4 Siff. 11) zwar völlig gleich: 
lautend mit den entſprechenden Beitimmungen der Verfaflung des 
Norddeutihen Bundes; bei der Gründung des Reiches war aber 
der wirklich beſtehende Rechtszuſtand bereit3 erheblich umgeftaltet 
und eine noch viel weiter reichende Veränderung dejlelben war in 


nad diejenige Gerichtöbarleit auf den Norbbeutihen Bund über, welche mit 
den vom Bund übernonmenen Berwaltungszmeigen in untrennbarem Zujam- 
menhang ftand, nämlich die Konfulargerichtsbarleit und die Marinegericht2- 
barfeit, 
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Ausſicht genommen und vorbereitet. Der Norddeutide Bund war 
in ben wenigen Jahren feines Beſtehens über die erwähnten Grund» 
Iinien binausgegangen und hatte die verfallungsmäßig firirten 
Punkte verichoben. 

Er hatte nämlich eritens eine eigene Gerihtsbarfeit 
des Bundes anerfannt und organifirt in dem Geſetz vom 12. Juni 
1869 betreffend die Errichtung des Oberhandelsgerichts in Leipzig ?) 
und dieſes Gefeh ift bei der Errichtung des Deutfchen Reiches als 
Reichsgeſetz anerkannt und auf die füddeutihen Staaten und El- 
faß:Lothringen ausgedehnt worden. Ohne daß die Frage bier 
von Neuem erörtert werden fol, ob der Erlaß diejes Geſetzes zur 
Kompetenz des Norddeutihen Bundes gehörte oder nicht und ob 
das Geſetz mit dem Wortlaut der Bundesverfafjung im Einklang 
ftehbt oder nicht?), muß bier doch betont werden, daß es in Wahr: 
beit die weitaus erheblichite Aenderung bedeutete, welche der Ber: 
faflungszuftand des Norddeutſchen Bundes überhaupt von feiner 
Begründung bi zur Errihtung des Reiches erfahren hat. Hier 
wurden nicht den Einzelitaaten Vorjchriften ertheilt, wie fie die 
Gerichtsbarkeit auszuüben haben, fondern in den zur Zuftändigfeit 
des Oberhandelsgerichts gehörenden Sachen wurde ihnen die Ge: 
rihtsbarfeit dritter Jnftanz genommen und auf den Bund über: 
tragen. Soweit nicht prozeſſualiſche Vorſchriften im Wege ftanden, 
d. h. fomweit nicht die partilularen Regeln über die Rechtsmittel 
den Barteien die Möglichkeit abjchnitten, die Rechtzftreitigkeiten an 
das Oberhandelsgericht zu ziehen, vermochten die Einzelftaaten 
jebt nicht mehr durch ihre Gerihte unbedingt rechtskräftige 
Entſcheidungen fällen zu laflen; denn diefe Entfcheivungen wurden 
nur unter der Vorausſetzung rechtskräftig, daß fich die Parteien 
bei den Urtbeilen der territurialen Gerichte berubigten, indem fie 
die Einlegung eines Rechtsmittels unterliegen. E3 war daher der 
Gerichtsbarkeit der Einzeljtaaten in den zur Zuftändigfeit des Ober: 
bandelsgerichtö gehörenden Angelegenheiten die Spige abgebrochen; 
die von den Landesgerichten gefällten Urtheile waren in vielen 
Fällen nur noch Etappen im Prozeßgange, die eine Inſtanz, d. h. 


1) Siehe Bd. I. ©. 360 ff. 

2) Das Geſetz ift in je dem Falle verfafjunggsmäßig zu Stande gekommen, 
ba e3 im Bundesrath mit Bweibrittel-Majorität fanctionirt worden ift. Siehe 
oben Bd. I. ©. 360 Anm. 3. Bd. II. ©. 37 ff. 

1* 
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einen Prozeß abſchnitt, aber nicht nothwendig den ‘Prozeß be: 
endigten, nicht formelles Recht unter den Parteien ſchufen und 
nicht (definitiv) vollſtreckbar waren. Eines der wichtigſten Hoheits⸗ 
rechte, die das allgemeine Staatsrecht überhaupt kennt, war ſonach 
durch das Geſetz v. 12. Juni 1869 — wenngleich in ſachlicher 
Hinſicht in enger Abgränzung — von den Einzelſtaaten auf den 
Bund übergegangen. Dies mar eine Veränderung des Verhält—⸗ 
niſſes zwiſchen Einzelitaat und Bund von prinzipieller Bedeutung. 

Zwar bat die Berfaflung des Nordd. Bundes nirgends aus⸗ 
drücklich beftimmt, daß der Bund feine eigene Gerichtsbarkeit 
haben folle oder daß den Einzelftanten der Anſpruch auf unge: 
ichmälerten Vollbeſitz dieſes Hoheitsrechts zuſtehe; die ſehr vage 
Faſſung von Art. 4 Ziff. 13 ließ vielmehr einer Interpretation 
Raum, wonach die Bundesgefeggebung „das gerichtliche Verfahren“ 
in jeder beliebigen Weile regeln konnte, aljo aud fo, daß die Ge- 
richtsbarkeit den Einzelitaaten ganz oder theilweile genommen wurde. 
Allein e3 beſteht darüber ja alljeitige Webereinftimmung, daß die 
Berfaflung des Norddeutihen Bundes in der Art auszulegen war, 
daß den Einzeljtaaten alle Hobeitsrechte verblieben find, melde 
ihnen nicht durch die Verfaſſung entzogen wurden, da Zweck und 
Aufgabe dieſer Berfaflung darin beftand, nicht die Kompetenz der 
Einzelftaaten, jondern die Kompetenz der Bundesgemalt zu 
beftimmen und die Einſchränkungen, welche die Hoheitsrechte 
der Einzelftaaten duch Gründung des Bundes erfuhren, feftzu: 
jtelen. Das Schweigen der Berfaffung über die Errichtung eines 
Bundesgerihts bedeutete daher die Negirung einer eigenen Ge: 
richt3barfeit de3 Bundes und dies wurde durch die Spezialanord: 
nungen der Verfaflung binfichtlich der Kompetenz des Bundesrathes 
bei Beichwerden über Juſtizverweigerung und binfichtlih der Kom: 
petenz des Ober-Appellationsgerichts zu Lübeck bei Hochverraths⸗ 
fällen in unzweifelhafter Weife beftätigt. Das Gefe vom 12. 
Juni 1869 enthält daher zwar Feine Abänderung derjenigen Säße, 
welde die Berfafjung des Nordd. Bundes ausdrücklich aus: 
ſpricht, wol aber bradte dieſes Geſetz einen Rechtsſatz über die 
Zuftändigkeit des Bundes zur Anerkennung, den die Bundesver: 
faffung dur Stillihweigen Ausgeſchloſſen hatte. Dem aus 
Art. 4 Ziff. 13 folgenden Satze: Die Bundesftaaten üben die Gerichts⸗ 
barkeit nah Maßgabe der ihnen vom Bunde darüber ertheilten 
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Vorſchriften aus — wurde implicite der Verfaffungsgrundfaß bei: 
gefügt: fie üben fie auh nur in dem Umfange aus, den ber 
Bund beftimmt d. h. ſoweit der Bund die Gerichtsbarkeit nicht 
durch eigene Organe ausübt. 

Da mın bei der Gründung des Neiches gleichzeitig mit der 
Berfaffung auch das Gef. v. 12. Juni 1869 Geltung für das 
ganze Reich erhielt, jo ergibt fih, daß die Verfaflung mit der 
in dDiefem Beet enthaltenen Abänderung und Er: 
gänzung eingeführt worden ift und daß demnad der Schluß, 
welchen man aus dem Schweigen der Verf. des Nordd. Bundes 
über die Bundesgerichtsbarkeit ziehen mußte, aus dem Schweigen 
der Reichsverfaſſung nit gezogen werben kann. Das Neid) 
hatte vielmehr von Anfang an eine eigene Gerichtäbarkeit in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeite und die verfafjungsmäßige Kom: 
petenz, den Umfang derjelben zu beftimmen. Bon diejer Befugniß 
bat das Neih auch einen ausgiebigen Gebrauch gemadt, indem 
e3 feit dem 1. Dftober 1879 an die Stelle des Oberhandelsgerichts 
das Neichögericht gefegt hat, dem eine umfafjende Zuſtändigkeit in 
bürgerliden Rechtsftreitigfeiten und Strafſachen, ſowie in einigen 
andern Angelegenheiten beigelegt worden ift. 

Der Norbdeutfhe Bund bat ferner in dem Geſetz v. 21. Juni 
1869 !) die in der Verf. Art. 4 Ziff. 11 in Ausficht genommenen 
Vorſchriften über die Rechtshülfe erlafeen. Während 
aber die Verfaſſung nur von der Vollftredung von Erkenntniſſen 
in Sivilfahen und der Erledigung von Nequifitionen ſprach, 
hat das Rechtshülfegefeb bereit8 das Prinzip angebahnt, daß die 
Bethätigungen der den Einzelitaaten zuftehenden Gericht3barkeit in 
bürgerliden Rechtsftreitigleiten und in Strafiachen ihre Wirkungen 
auf das ganze Bundesgebiet erftreden. In Civilſachen wurde 
der Grundfaß anerkannt, daß wenn eine Rechtsftreitigkeit in einem 
Bundesftaate rechtshängig geworden oder rechtskräftig entſchieden 
ift, die Rechtshängigkeit oder die Rechtskraft wor jedem Gerichte 
aller Bundesftaaten geltend gemacht werden Fann ?); daß die Ge— 
richte des Bundesgebiet ſich gegenfeitig NRechtshülfe zu leiſten 
haben, ohne Unterſchied, ob das erfuhende und das erſuchte Ge- 


1) Bundesgeſetzbl. 1869 ©. 305 ff. 
2) Rechtshülfe⸗Geſ. $. 19, 
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richt demjelben Bundesftaate oder ob fie verſchiedenen Bundes- 
ftaaten angehören !); daß das Erfuchen direct von Gericht zu Ge: 
richt ergeht ?); daß die in einem Bundesftaate ergangenen recht3- 
fräftigen Erfenntnifje im ganzen Bundesgebiete vollftredbar find °) 
und daß das in einem Bundesftaate eröffnete Konkursverfahren in 
Bezug auf das zur Konkursmaſſe gehörige Bermögen und in Be- 
treff der Beihränfungen der Berfügungs- und Verwaltungsrechte 
des Gemeinſchuldners feine Wirkung in dem gefammten Bundes: 
gebiete äußert *). Aber auch in Straflahen wurde im Prinzip 
die Verpflichtung zur Rechtshülfe unter allen Gerichten des Bundes 
anerkannt °), eine ſehr ausgedehnte Pfliht zur Auslieferung ein: 
geführt, die fih auch auf die eigenen Angehörigen des erfuchten 
Staates erftredt ), die Nacheile der Sicherbeitäbeamten in be: 
nachbarte Staatsgebiete geftattet 7), ja ſogar den Gerichten die 
Pfliht zur Vollitredung der in einem anderen Bundesftaate er- 
laſſenen Strafurtheile in nicht unerheblichem Umfange auferlegt ®). 

Nahdem im Wege des Vertrages die Anwendung diefes Ge⸗ 
jeße8 auf Baden und Südheſſen ausgedehnt worden war ?), er: 
folgte bei der Gründung des Reiches die Erklärung defjelben zum 
Reichsgeſetz. Im Deutichen Reih waren daher von Anfang an 
die Einzelitaaten in Betreff der Ausübung der Gerichtäbarkeit in 
eine viel innigere MWechfelbezichung zu einander geſetzt als bei 
Gründung des Norddeutichen Bundes; fie waren reichSgejeglich 
verpflichtet, ihre Hoheitsrechte behufs Durchführung des Rechts: 
Ihutes einander zur Verfügung zu ftelen und in weitreichendem 
Umfange die gerichtlichen Beſchlüſſe, Enticheidungen und Urteile 
gegenjeitig anzuerfennen und zu vollitteden. War formell aud) 
die Gerichtsbarkeit ein Recht der Bundesftaaten und als ſolches 
in jeiner Ausübung auf das Gebiet des einzelnen Staates be- 


1) Rechtshülfe⸗Geſ. 8. 1. 

2) 8. 2 dal. 

3) 8. 7 ff. daſ. 

4) $. 13 daj. 

5) $. 20 daf. 

6) 8. 21 ff. dal. 

7) 8. 80 dal. 

8) 8. 33 dal. 

9) Bundes⸗-Geſ. Bl. 1870 ©. 67 ff. 607 ff. 


$. 96. Einleitung. 7 


ſchränkt, jo erftredte fih materiell doch feine Wirkfamkeit auf das 
ganze Bundesgebiet. Im Prinzip war e3 bereits entjchieden, daß 
die Einzelftaaten hinſichtlich der Gerichtsbarkeit nicht ifolirt und 
unabhängig find, fondern daß fie zu einem einheitlichen Redhts- 
pflege-Syftem verfaffungsmäßig verbunden werden. Der vollen 
und confequenten Durchführung dieſes Prinzips ftanden nur die 
großen Verſchiedenheiten der Gerichtseinrichtungen und der Prozeß: 
oronungen noch bindernd im Wege. 

Diejer dritte Punkt war der widtigite; die Herftelung der 
in der Berf. Art. 4 Ziff. 13 erwähnten „gemeinfamen Gefege über 
das gerichtliche Verfahren” blieb die bedeutendfte, aber freilich auch 
ſchwierigſte Aufgabe. Auch ihre Löfung murde bereit während 
des Beitehend des Norddeutfchen Bundes in Angriff genommen. 
Verhältnißmäßig am leichteften war die Abfaffung der Civilpro— 
3eß:-DOrdnung‘!). Schon zur Zeit:des Deutihen Bundes (1862) 
war auf Beranlaffung des Bundestages eine Sommilfion zu Han: 
nover zufammengetreten, an welcher die Vertreter aller größeren 
Deutfhen Staaten mit Ausnahme Preußens Theil genommen 
hatten, um den Entwurf zu einer für ganz Deutihland gemein- 
famen Givilprozeß- Ordnung auszuarbeiten. Diefe Commiſſion hatte 
im Sabre 1866 den (jogen. Hannöveriſchen) Entwurf feftgeftellt, 
der durch den Drud veröffentlicht wurde. Auch in Preußen war 
bereit3 1864 ein Entwurf einer Prozeßordnung beratben und ver- 
Öffentlicht worden. An diefe beiden Arbeiten Inüpfte der Nordd. 
Bund fofort an. Der Bundesratb beſchloß ſchon am 2. Oftober 
1867 die Einfegung einer Commijfion, um den Entwurf einer Pro- 
zeßordnung in bürgerl. Nechtsitreitigkeiten unter Zugrundelegung 
des Preußischen und des in Hannover ausgearbeiteten Entwurfs 
anzufertigen. Im Juli 1870 wurde der Entwurf dem Bundes: 
rath überreicht, unter dem Borbehalt ihn einer nodhmaligen Re— 
pifion zu unterziehen. (Sogen. Norddeutiher Entwurf.) 

Durch den Krieg mit Frankreich erfuhren diefe Arbeiten nicht 
nur eine Unterbrechung, jondern in Folge des Hinzutritt3 der ſüd— 


1) Eine gute Darftellung der Entftehungsgefchichte der Deutſchen Eivil- 
prozeh -Ordnung mit fachlicher Charakterifirung der verjchiedenen Entwürfe 
giebt Hellweg im Arch. f. civil. Praxis Bd. 61 ©. 78—140. Daß aud) 
die zahlreichen Kommentare zur Civilproz.O. die Abfafjung derjelben ausführ- 
fi darftellen, bedarf faum der Erwähnung. . 
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deutfhen Staaten auch eine andere Richtung. Das Preuß. Juſtiz⸗ 
minifterium unterwarf noch während des Krieges den Norddeutichen 
Entwurf einer Umarbeitung und geftaltete ihn zu einem Entwurf 
für eine Deutſche Civilprozeßordnung. Auf Beſchluß des Bundes: 
rathes trat eine neue Commilfion zur Berathung diefes Entwurfs 
im September 1871 in Berlin zufammen, an welcher Bertreter 
der ſüddeutſchen Staaten Antheil nahmen. Bereit im Frühjahr 
1872 waren die Verhandlungen diefer Commiſſion fo weit gediehen, 
daß der revidirte Entwurf nebft dem Entwurf eines Einführungs- 
gejeßed dem Bundesrath vorgelegt werden konnte, der feinerjeits 
noch einige Yenderungen an demjelben vornahm. Bevor jedoch 
die Vorlage an den Reichstag erfolgte, waren noch die Entwürfe 
zu mehreren andern Gefegen über das Gerichtäwejen feftzuftellen. 

Der Reichstag des Norddeutihen Bundes hatte am 18. April 
1868 den Beichluß gefaßt, den Bundeskanzler aufzufordern, Ent: 
würfe eines gemeinfamen StraftehtS und eines gemeinjamen 
Strafprozeſſes, jowie der dadurch bedingten Vorſchriften der Ge⸗ 
rihtsorganifation bald thunlichft vorbereiten und dem Reichstage 
vorlegen zu laffen. Der Bundesrath, der diefem Beſchluß zu: 
ftimmte, erachtete e3 zugleich für geboten, daß zunächſt mit dem 
materiellen Strafredht begonnen werden müfle. Daher wurde erft 
nad Fertigftellung des Entwurfs eines Strafgefeßbuches f. den 
Norddeutihen Bund die Strafprozekordnung in Angriff 
genommen und der Preuß. Juſtizminiſter durh Schreiben des 
Bundeskanzlers v. 12. Yuli 1869 erfuht, die Aufftellung eines 
Entwurfes zu veranlafjen ?). 

Die Arbeiten, welche aus fachlichen, hier nicht weiter zu er: 
örternden Gründen mit außerordentlihen Schwierigkeiten verbun- 
den waren, zogen ſich big zum Ende des Jahres 1872 bin, jo daß 
der erite Entwurf mit Motiven im Sanuar 1873 dem Bundesrath 
vorgelegt werden konnte. Der Bundesrath beſchloß, ihn einer 
Kommilfion zur Vorberathung zu überweiſen, melde ihn in 3 Le: 
fungen einer Durdharbeitung unterwarf. Diejer zweite Entwurf 


1) Ueber die Geſchichte der Strafproz.Ordnung vgl. außer den in den 
Kommentaren derfelben enthaltenen Darjtellungen die ausführlide und Ticht- 
volle Erörterung von Dochow in v. Holtzendorff's Handbuch) de3 Deutichen 
Strafprozeßredt3 I. S. 105—137 und Binding, Grundriß des gem. Deut- 
ſchen Strafprozeßrechts. 1881,,©. 21 ff. 


. Da 
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erfuhr aber vielfeitige Angriffe, weil er die Schwurgerichte gänz: 
lich bejeitigen und dureh Schöffengerichte erjeken wollte, und da 
vorauszujehen war, daß der Reichstag in die Aufhebung der Schwur: 
gerichte nicht milligen würde, jo mußte der Entwurf einer noch: 
maligen Umarbeitung unterworfen werden, fo daß er erft im Som: 
mer 1874 die Geftalt erhielt, in welcher er an den Reichstag ge⸗ 
bracht mworben tft. | 

Daß die Drbnung des Prozeßverfahrens eine beftimmte Or⸗ 
ganifation der Gerichte vorausſetzt, ift ſelbſtverſtändlich; die Civil: 
und Strafprozeß-Orönungen mußten daher entweder jelbit die er: 
forderliden Anordnungen über die Zufammenfegung der Gerichte 
und ihr gegenfeitiges Verhältniß enthalten oder fie mußten in 
diefer Hinficht durch ein befonderes Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
ergänzt werden !)., Demgemäß wurde gegen Ende des Jahres 
1869 der Preußiſche Zuftizminifter von dem Bundeskanzler erjucht, 
die Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs zu veranlaffen, welcher die 
die Gerichtsverfaflung betreffenden Vorfchriften enthalte, jo weit 
fie für die Civilrechtspflege nah der kommiſſariſch feftgeftellten Ci- 
pilprozeßordnung nothwendig wurden. Indeß ergab ſich von jelbft 
die Nothwendigkeit, nachdem man auch die Abfaſſung einer Straf: 
prozeBordnung in's Auge gefaßt hatte, auch die Strafrehtspflege 
mitzuberüdfihtigen.. Der Preuß. Auftizminifter ging indefjen über 
die Gränzen diejes Auftrages hinaus; er ließ einen Entwurf aus⸗ 
arbeiten, ber nicht nur die durch die Civil: und Strafprogeß-Ordnung 
nothwendig gemachten Vorſchriften über die Gerichtseinrichtungen, 
fondern eine vollftändige Regelung der Gerichtsverfaflung 
enthielt, fo daß er ohne Mitwirkung der Landesgefeßgebungen d.h. 
ohne Ausführungsgefege der Einzelftaaten hätte in’3 Leben treten 
Tönnen. Mit diefer Ausdehnung erklärten fich jedoch die Juſtiz— 
minifter der größeren Deutichen Bundesftaaten, welche zu Berathun: 
gen über den Entwurf in Berlin fich verfammelt hatten, nicht einver: 
ftanden und es ergab fich hieraus die Nothwendigkeit, den Entwurf 
nach diefem Geſichtspunkt umzuarbeiten d. h. aus einer vollitän- 
digen Regelung der Gerichtsverfaffung eine fragmentariihe zu 


1) Ueber die Entjtehungsgefchichte des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vgl. die 
Erflärung des Juftizminifter3 Dr. Leonhardt in der Heichstagsfigung vom 
25. Nov. 1876. (Stenogr. Berichte S. 358 ff.) 
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machen. Der jo umgearbeitete Entwurf wurde am 12. November 
1873 dem Bundesrath vorgelegt. Die Veränderungen, melde die 
Strafprozeß-Ordnung durh Aufnahme der Schwurgerichte erfuhr, 
machte eine nochmalige Revifion auch dieſes Gefegentwurfs er: 
forderlihd und der leßtere wurde in der Geftalt, in welcher er 
dem Neichstage vorgelegt werden follte, gleichzeitig mit dem Ent: 
wurf der Strafprozeß-Ordnung vom Bundesrath feitgeitellt. 
Dadurch, daß der Entwurf des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes jo: 
wohl für die Civilproz.O. ald au für die Strafproz.d. eine ſehr 
wefentlicde Ergänzung enthielt, ohne welche die beiden Prozeßord— 
nungen nicht praftifch anwendbar geweſen wären, mar unter diejen 
drei Gefegentwürfen ein innerer Zufammenhang entftanden, jo daß 
feiner von ihnen ohne die beiden andern Geſetzeskraft erlangen 
fonnte. Hieraus ergab fi, daß fie auch die weiteren legislatori- 
Ihen Stadien gemeinfam zu durchlaufen hatten. Die 3 Gejep- 
entwürfe nebjt den Entwürfen zu den dazu gehörenden 3 Einfüh- 
rungsgefeßen wurden dem am 29. Dftober 1874 eröffneten Reichs⸗ 
tage vorgelegt !) und von ihm einer und derjelben Commiſſion, 
ber fogen. Reihsjuftizlommilfion, zur Vorberathung überwielen ?). 
Da es unmöglih war, daß die Commilfion bis zum Ende der 
Reichstagsſeſſion ihre Aufgabe erledige, fo wurde ihr durdy das 
Reichsgeſ. v. 23. Dez. 1874 (R. G. Bl. S. 194) die Ermächtigung 
erteilt, ihre Verhandlungen nah dem Schluffe der Seſſion des 
Reihstages bis zum Beginne der nächften ordentlihen Seſſion 
deſſelben fortzufegen und diefe Befugniß wurde durch das Reichsgeſ. 
v. 1. Februar 1876 (RG. Bl. S. 15) erneuert. Die Kommiſſion 
bat die drei Gejeßentwürfe nebft dem Entwurfe der Einführung: 
gejege in zwei Lefungen durchberatben; die Protofolle find ges 
brudt?) worden; fie vertreten einen ausführliden Kommiſſions⸗ 
bericht und in manden Theilen geradezu Motive. Weberdies er: 
ftattete die Kommiffion zufammenfafjende ſchriftliche Berichte 


1) Die Gejehentwürfe nebft Motiven fiehe in den Drudfachen bes Reichs⸗ 
tages von 1874/75 Nro. 4. 5. 6. 

2) Die Berathung erfter Lejung im Reichstage fiehe ftenogr. Berichte 
1874/75 I. ©. 275 ff. 

3) In einer offiziellen, nicht in den Buchhandel gelommenen Ausgabe 
und außerdem in den von Hahn veranftalteten Sammlungen der Materia- 
lien zu jedem der 3 Geſetze. 
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an den Reichſtag '). In der Seflion des NReichätages von 1876 
fand die zweite Beratbung der drei Gejegentwürfe ftatt *) 
und nachdem es gelungen war, durch ein Kompromiß die zwiſchen 
dem Bundesratb und dem Reichstag binfichtlih einiger Beftim- 
mungen der Strafprozeßordnung und des Gerichtöverfaffungsge- 
fees beftehenden Differenzen auszugleichen, erhielten diefe Gejep- 
entwürfe in 3ter Leſung in der durch die Abmachungen des Kom: 
promifjes gebotenen Faſſung die Zuftimmung des Reichstages ®). 
Hierauf wurden fie fanctionirt und publizirt; das Gerichtsver— 
faſſungs geſetz nebſt Einführungsgejeb unter dem Datum des 
27. Januar 1877 (R.G. Bl. ©. 41 ff.), die Civilprozeßord— 
ordnung nebit Einführungsgejeg vom 30. Januar 1877 (R. G. Bl. 
S. 83 ff.), die Strafprozeßordnung nebit Einführungsgefeh 
v. 1. Februar 1877. (R. G. Bl. ©. 253 ff.). Als der Zeitpunkt, 
an weldem die 3 Gejege im ganzen Umfange des Reichs gleich: 
zeitig in Kraft treten follten, wurde der 1. Oktober 1879 be- 
ftimmt *). | 

Auf diefe 3 Geſetze konnte indeß die im Art. 4 Ziff. 13 der 
R.B. vorgefehene Reichsgeſetzgebung ſich nicht beichränfen ; fie er- 
forderten vielmehr — theilweiſe durch ihren eigenen Inhalt — 
noch mehrfache Ergänzungen, wenn in Wirklichkeit das gerichtliche 
Berfahren in bürgerlichen NRechtsftreitigfeiten und in Strafladhen 
im ganzen Reichögebiet einheitlich geregelt merden follte. 

Zunächſt wurde neben der Civilprozeßordnung und al3 wid: 
tigfte Ergänzung. derfelben der Erlaß einer Konfursordnung 
in Ausfiht genommen. Ein auf der Preuß. Konk.O. v. 8. Mai 
1855 und dem zur Abänderung derjelben erlaffenen Gef. v. 12, 
März 1869 fußender Entwurf wurde auf Grund eines vom Bun- 


1) Drudjachen des Reichſstages v. 1876 Bd. II. Nro. 8. 9. 10 (auch bei 
Hahn a. a. ©.) 

2) Bgl. über das Gerichtsverf. Geſetz Stenogr. Berichte 1876 Bd. J. S. 135 
—165; 175—8388; über bie Strafprozeß⸗Ordnung ebendaf. ©. 392—569; über 
die Civilprozeß⸗Ordnung ebendaf. S. 167—175 und 388—392. Alle dieſe Ber- 
handlungen find auch abgedrudt in den betreffenden „Materialien“ von Hahn. 

8) Stenogr. Berichte 1876 Bd. II. S. 849-1004. 

4) 8. 1 des Einf.Gef. zum Gerichtöverf.Gef. Es wurde vorbehalten, daß 
durch Kaiſerl. Verordnung unter Buftimmnng des Bundesrathes ein früherer 
Termin feitgefegt werde, von dieſem Vorbehalt wurde aber Seitens ber Reichs⸗ 
regierung fein Gebrauch gemacht. 
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desrath am 21. Febr. 1870 gefaßten Beſchluſſes im Preuß. Zuftiz- 
minifterium ausgearbeitet und nebſt Motiven und Anlagen im 
November 1873 dem Bundestath vorgelegt, welcher beichloß, daß 
dieſer Entwurf einer aus angeſehenen Auriften und Vertretern bes 
Handelsftandes beftehenden Kommilfion zur Vorberathung über: 
wieſen werden folltee Die Kommiſſion trat im März 1874 in 
Berlin zufammen und bradte in 3 Lefungen einen revidirten Ent- 
wurf zuftande, der von dem Bundesrathe nur in wenigen Punkten 
modifizirt wurde. Am 21. Januar 1875 murde der Gejetentiwurf 
nebit dem Entwurf eines Einführungsgefehes dem Reichstage vor- 
gelegt !) und von ihm ohne wejentliche Veränderung in der Sejfion 
von 1876 genehmigt ?). Die Konfursordnung trägt das Da= 
tum v. 10. Februar 1877 und ift gleichzeitig mit dem Gerichte: 
verfaffungsgefeg (1. Okt. 1879) in Kraft getreten ®). Zur Ber: 
volftändigung diejer vom Reich geregelten Rechtsmaterie ift jo: 
dann noch das Reichsgeſetz v. 21. Juli 1879, betreffend die An— 
fehtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des 
Konkursverfahrens, ergangen *). 

Eine zweite wejentliche Ergänzung der Prozeßgeſetzgebung be= 
traf die Ordnung der Rehtsanmaltfhaft. Der von der 
Reichsregierung vorgelegte Entwurf eines Gerichtäverfaflungsge- 
ſetzes enthielt hierüber keine Beftimmung; die Juſtizkommiſſion 
des Reichstages ging dagegen von der Anficht aus, daß die reiche: 
gejegliche Regelung der Rechtsanwaltſchaft nicht weniger nothwen— 
dig ſei, wie die irgend eines andern Theild der Gerihtöverfaflung, 
und fügte demgemäß dem Entwurfe des Gerichtsverfafiungsge- 
leßes einen die Rechtsanwaltſchaft betreffenden Titel hinzu, welder 
die Billigung des Neichstages fand. Der Bundesrathb erkannte 
zwar an, daß die Regelung der Rechtsanwaltſchaft im Wege der 
Reichsgeſetzgebung erfolgen müſſe, erachtete aber die fragmentari- 
Ihen Beitimmungen, . welche die Juſtizkommiſſion in das Gericht3- 
verfaffungsgejeg aufgenommen hatte, für nicht ausreichend °) und 


1) Motive in den Drudjachen des Reichätages von 1874/7 Nro. 200. 

2) Stenogr. Berichte 1876 ©. 569 ff. 

3) R.G. Bl. 1877 ©. 351 ff. 

4) R.G.Bl. 1879 ©. 277 ff. 

5) Es fehlten namentlich) die Beftimmungen über die Anwaltslammern, 
Ehrengerichte u. |. w. 
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rihtete an den Reichskanzler das Erfuhen, den Entwurf eines 
Geſetzes über die Rechtsanwaltſchaft ausarbeiten zu lafien. In 
Folge des Kompromifjes, welches der dritten Leſung der Juſtiz⸗ 
gejege im Reichſtage vorausging, ftrih der Neihstag aus dem 
Gerichtsverfaffungsgefeß und aus dem bierzu gehörenden Einfüh— 
rungsgeieß die auf die Rechtsanwaltſchaft fich beziehenden Vor— 
Schriften gegen die Zufage der Reichsregierung, daß diejelbe den 
Entwurf einer Rechtsanwaltsordnung dem Reichstag jo frühzeitig 
vorlegen werde, daß das Geſetz gleichzeitig mit den Prozeßord— 
nungen in Geltung treten könne. Die Vorlage erfolgte in der 
Seffion von 1878") und führte zur Vereinbarung des Gefehes, 
welches unter der Bezeihnung Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 18782) publizirt worden und am 1. Oftob. 1879 in Gel: 
tung getreten ft. 

Eine dritte Ergänzung, deren die Prozeßordnungen und dag 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz nothwendig bedurften, betraf das Ko ften- 
und Gebühren-Weſen. Zur Regelung defjelben wurden er: 
lafjen das Gerichtsfoften-Gefeß v. 18. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 141 ff.), 
die Gebührenordnung f. Gerichtsvollzieher v. 24. Juni 1878 (R. G. Bl. 
S. 166 ff.), die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
v. 30. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 173 ff.) ®) und die Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 ©. 176 ff 9. Su Folge 
vielfacher Klagen über die unerträglihe Höhe der Gerichtögebühren 
wurden einige Härten der erwähnten Geſetze gemildert durch das 
Reichsgeſetz vom 29. Yuni 1881, betreffend die Abänderung von 
Beftimmungen des Gerichtstoftengejeges und der Gebührenordnung 
für Gerichtsvollzieher °). 

Endlid war durd die Heritellung eines einheitlichen Givil- 
und Strafprozeßrehts auch Veranlaffung gegeben, die Ausübung 
der Konjulargerihtsbarkfeit, für welche das Preußiſche 


1) Entwurf mit Motiven in den Druckſachen v. 1878 Nr. 5. Kommiſſions⸗ 
bericht ebendaf. Nr. 173. 

2) Reichs-⸗Geſ.Bl. 1878 ©. 177 ff 

3) Entwürfe und Motive zu den angeführten 3 Gefegen in den Drud« 
ſachen des Reichſstages 1878 Nro. 76. Kommiffiond-Beihlüffe ebendaf. 
Nero. 228. 

4) Entwurf nebſt Motiven in den Drudjachen des Neichdtages v. 1879 
Nro. 6. Kommiſſions⸗Beſchlüſſe ebenda. Nr. 137. ©. 224. 

5) R.G.Bl. 1881 ©. 178 ff. 


14 8. 96. Einleitung. 


Geſetz v. 29. Juni 1865 proviforifh in Geltung ftand !), reichs⸗ 
gefeglich zu regeln und fie, ſoweit die Verſchiedenheit der thatſäch— 
lihen Verhältniffe es geftattete, in Webereinjtimmung mit den Vor— 
ihriften der Reichs-Prozeßgeſetze zu bringen. Zu diefem Zwecke 
ift das Neichsgeje über die Konjulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 
1879 (R.G. Bl. ©. 197 ff.) erlaffen worden ?). 

Sn den im Vorftehenden aufgeführten Geſetzen hat im Weſent⸗ 
lihen die große Reform der Gerichtsverfaffung und des Prozeß: 
recht3 einen vorläufigen Abſchluß gefunden ?). Bevor aber auf 
eine Darftelung des hierdurch gegebenen Rechtszuſtandes einge: 
gangen wird, ift die allgemeine Bemerkung voranzufhiden, daß 
dieſe Reichsgeſetzgebung weder dad ganze Gerichtsweſen und die 
ganze Gerichtöbarkeit geregelt hat, noch daß derjenige Theil des 
Gerichtsweſens, welcher von der Reichsgeſetzgebung betroffen wor: 
den ift, eine vollftändige Regelung erfahren hat. Demgemäß 
findet die Geſetzgebung des Reiches in doppelter Beziehung ihre 
Ergänzung in der Landesgejebgebung; die legtere enthält theils 
die erforderliben AUsführungs beftimmungen zu den Reich: 
gejegen *), tbeild die jelbftändige Regelung eines Gebietes, 
welches von der Reichsgeſetzgebung nicht beberricht wird, ſondern 
nur dem von derjelben normirten Gebiete benadhbart ift, jo daß 
die Regelung deſſelben thatſächlich allerdings unter dem Einfluß 
der reichSgejeglihen Einrichtungen und Anordnungen jteht. 

II. Bei der Behandlung des Gerichtswejend des Deutichen 
Reiches entftehbt eine eigenthümliche Schwierigkeit binfihtlih der 
Auswahl und Abgrenzung der zu erörternden Lehren. Es Tann 
nicht die Aufgabe einer Darftelung des Reichsſtaatsrechts jein, 
den geſammten Strafprozeß und Civilprozeß, das Konkursverfahren, 


1) Siehe Bd. I. ©. 366. 

2) Vgl. Hiezu die Inftruction des Reichskanzlers v. 10. Sept. 1879. 
(Centralbl. für dad D. R. 1879 ©. 575 ff.) 

3) Eine Anzahl Heinerer Gejege, welche nur einzelne ragen betreffen, 
find in diefer Ueberſicht übergangen mworben, jo 3. B. das Gei. über den Sitz 
des Reichögerichtd v. 11. April 1877 (R.G.B. ©. 415); das Gej. betreffend 
den Uebergang v. Geſchäften auf das Reichsgericht v. 16. Juni 1879 (R. G. Bl. 
©. 157); die Berordnungen und das Gejeh betreffend die Begründung der Re- 
vifion in bürgerl. NRechtäftreitigleiten u. |. w. Bei den betreffenden Materien 
find dieſe Gejege, ſoweit fie Hier überhaupt von Intereſſe find, erwähnt worden. 

4) Ein überfichtliches Berzeichniß derjelben giebt Bindinga.a.D. ©.36 ff. 
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die Ordnung der Anmaltichaft u. ſ. w. zu erörtern; das Gerichts- 
verfahren bat von jeher den Gegenftand eines bejonderen, reich 
entwidelten Zweiges der Rechtswiſſenſchaft gebildet, der nach fei- 
nem Stoff, feinen Duellen, feiner Literatur von dem Staatsrecht 
getrennt ift. Wenngleich die gejammte Wirkfamkeit der Gerichte 
eine Entfaltung der ftaatlichen Thätigfeit ift, durch welche eine ber 
weſentlichſten Etaatsaufgaben realifirt wird, jo ift doch das von 
ihnen zu beobachtende Verfahren nur an gewiſſen Punkten von 
ftaatsrechtlihen Prinzipien beeinflußt; im Wefentlihen beruht die 
Drdnung des Verfahrens auf techniſch-juriſtiſchen Gefidts- 
punkten, deren Durchführung Garantien einer gerechten, unpartei- 
iſchen und fahgemäßen Erledigung der Rechtöftreitigleiten gewähren 
fol ?). Andrerjeit3 kann aber die Aufgabe einer Darftellung des 
Staatsrechts auch nicht für genügend geldft erachtet werden, wenn 
man nad dem Vorbilde der meiften deutschen Staatsrechts-Schrift⸗ 
fteller fih damit begnügt, die Unabhängigkeit des Richteramtes 
als ein Poftulat der modernen Staat: und Rechtsidee binzuftellen 
und die Gränzen zwiſchen Juſtiz und Verwaltung mit größerer 
oder geringerer Breite zu behandeln. Dieje Dürftigfeit in der 
Erörterung einer der wichtigften ftaatlihen Lebensfunftionen ftebt 
mit der Ausführlichkeit, welche anderen. weit untergeorbneteren 
Theilen des Staatsbaues zugemwendet zu werden pflegt, in einem 
auffallenden Eontraft, und fie kann dadurch nicht ausgeglichen mer: 
den, daß man außer einigen jcholaftiiden Definitionen und Ein: 
theilungen biftorifhe Exkurſe über die Entwidlung des Gerichts- 
weſens und des Gerichtöverfahreng feit dem Mittelalter oder gar 
jeit der Römerzeit einjchaltet. Damit Tann dem Bedürfiiß nach 
einer wiſſenſchaftlichen, zufammenhängenden, dogmatifchen Erörte: 
rung der Rechtsgrundſätze, melde das Weſen und Wirken des 
Staates der Gegenwart beherrſchen, nicht abgeholfen werden. Die 
Aufgabe iſt vielmehr dahin zu bejtimmen, daß die in der Gerichts: 
barkeit zur Anwendung und Ausübung fommenden Herrichaftsrechte 
des Staates nad ihren Vorausfegungen, ihrem Umfange und der 
Art ihrer Geltendmahung erkannt und dargeitellt werden. Die 
Prozeßgefete enthalten neben den umfangreihen Vorſchriften über 

I) Daher können mehrere Staaten, deren Berfaflungsrecht eingreifende 


Verſchiedenheiten zeigt, doch ein im Wejentlicden übereinjtimmendes Prozep- 
recht haben. . 
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das Berfahren im weiteften Sinne des Wortes, die man als die 
eigentlihen prozeſſualiſchen Rechtsſätze bezeichnen kann, einen 
jehr erheblichen Beftand an ftaatsrehtliden Normen. Diefer 
Beftand wird nah dem in der Deutſchen Rechtsliteratur beftehen- 
den Herfommen in den Werken über Staatsrecht faft ganz über: 
gangen, in den Werken über Givil- und Strafprozeß im Ge: 
menge mit dem eigentlichen Prozeßrecht behandelt. Wenngleich 
zugegeben werden muß, daß diefe Behandlung Seitens der Pro- 
zeßrechtsfchriftiteller eine vollftändige, den ganzen Stoff umfafjende 
ift, fo ift doc die Beleuchtung diefes Stoffes eine einfeitige, da 
fie eben niht vom Standpunkt des Staatsrechts, fondern von 
dem des Prozeßrechts aus geichieht und da in Folge deilen 
ftaatsrechtlihe und prozeſſualiſche Regeln fortwährend mit einander 
verfnüpft, niemals einander gegenüber geftellt werden. So mie 
das Strafgefehbuh eine reihe Duelle für das Staatsredt ift, 
deren Verwerthung nicht ausschließlich den Strafrehtsichriftitellern 
überlafien bleiben Tann, jo find auch die Prozeßgejege auf ihren 
ſtaatsrechtlichen Inhalt zu unterfuchen und für das Staatsrecht zu 
verwertben. Es gilt dies in befonders hervorragendem Maaße 
von der Gerichtsverfaſſung, die eine ebenjo mefentliche 
und erhebliche Bedeutung für das Behördenſyſtem und die Nemter: 
verfaffung des Staates wie für die Ordnung des Prozeſſes, der 
Zuftändigfeitäuormen, des Verfahrens, der Rechtsmittel u. |. w. bat. 

Wenn es ſonach für dag Öffentliche Hecht jedes Staates als 
eine Aufgabe der Wiſſenſchaft hingeſtellt werden muß, die ſtaats— 
rechtlichen Vorſchriften über die Gerichtsbarkeit von den prozeß: 
rechtlichen Vorſchriften über das gerichtlihe Verfahren auszujon- 
bern, jo bietet für das Staatsrecht des Deutihen Reiches Die Ge- 
feßgebung über das Gerichtöwefen noch eine andere Seite von jehr 
mweitreichender Bedeutung dar. Sie ſteckt nämlich auf einem fehr 
umfaffenden und wichtigen Gebiete die Gränzen ab, welche der 
Autonomie und Gerichtsgewalt der Einzelftaaten gezogen find; fie 
legt den Einzelftaaten Verpflichtungen und Beſchränkungen auf; 
fie normirt die ihnen auf dem Gebiet der Nechtöpflege zuſtehenden 
Herrſchaftsrechte; in ihr mwird der Einfluß des unter den Einzel- 
ftaaten beftehenden bundesitaatliden Verhältniſſes und der über 
ihnen errichteten jouveränen Reichsgewalt in Bezug auf die Rechts— 


pflege firirt. 
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Bon diefen Gefichtspunften aus ift die folgende Darftellung 
unternommen. Freilich ift eine völlig Scharfe Trennung der pro: 
zeſſualiſchen und der ftaatsrechtlihen Säße über die Gerichtsbarkeit 
faum möglich; bei vielen Punkten Tann man zweifelhaft fein, ob 
fie dem einen oder andern Gebiete zuzumeifen feien. Auch die 
bier folgende Darftellung bätte fi noch auf mande andere Lehre 
erftreden und dafür vielleicht den einen oder anderen Punkt über: 
geben können; ich bin in diefer Hinfiht auf tadelnde Urtheile ge- 
faßt; aber der Verſuch mußte einmal gewagt werden, auf diefem 
Gebiete die Gränzen des Deutſchen Staatsreht3 richtiger als es 
bisher gefchehen ift und als es bisher wol auch möglih war, zu 
beftimmen. 

Nur einen Punkt möchte ich bier, um Mißverftändnifien vor: 
zubeugen, noch beſonders hervorheben. Die Zmangsmittel gegen 
die Parteien, welche der Staatsgewalt geſetzlich zu Gebote ftehen, 
um im gerichtlichen Verfahren die materielle Wahrheit zu ermitteln 
und um das Urtbeil zu vollftreden, bieten zwar unzweifelhaft auch 
eine Seite für die ftaatsrechtliche Betrachtung dar; bier fallen aber 
die Regeln über die Borausfegungen, den Umfang und die Formen 
der Geltendmadung faft vollftändig mit den Regeln über das 
Prozeß- Verfahren zufammen. Ein näheres Eingehen auf dieſe 
Materien würde daber in der That dazu nöthigen, ſehr umfang: 
reihe Partien des Straf: und Civilprozeßrechts bier aufzunehmen, 
die, aus dem Zuſammenhange mit den übrigen Lehren des Pro: 
zeßrechts gerifien, des wiſſenſchaftlichen Intereſſes ermangeln. Hier: 
bin gehören im Strafprozeß die Befugniffe der Gerichte und an- 
beren bei der Strafverfolgung mitwirlenden Behörden zur Beichlag- 
nahme, zur Durchſuchung, zur Verhaftung und vorläufigen Feit- 
nahme, zur Vorführung des Befchuldigten, jowie die gefammte 
Lehre von der Strafvollitredung; im Civilprozeß der Zwang zum 
perfönlichen Erſcheinen der Parteien in Eheſachen !) und im Kon⸗ 
furfe ?), die Editionspfliht °) und ebenfalld die gefammte Lehre 


1) Eivilproz.D. 8. 579. 

2) Konk. Ordn. 8. 93. 98. 

3) Eivilproz.D. 8. 387 ff. 394 ff. Im Falle der 88. 133 u. 134 der 
Eivilproz.D. Handelt es fih nicht um eine öffentlig-rehtlidhe Pflicht, 
fondern um ein VBeweisrecht der Partei; die Nichtbefolgung der gerichtlichen 

Laband, Reichsſtaatbrecht. LII. 2, 2 
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von der Zwangsvollſtreckung. Die Darſtellung aller diefer Rechts⸗ 
materien iſt daher mit Vorbedacht bier übergangen worden. 

II. Aud eine Angabe der Literatur über das gegenmärtige 
Gerichtsweſen des Deutfhen Reiches ſcheint an diefer Stelle nicht 
erforderlich zu fein. Es ift allbefannt, eine wie große Zahl von 
Kommentaren, ſyſtematiſchen Werfen, Abhandlungen u. f. w. durch 
den Abſchluß der Reichs-Prozeßgeſetzgebung hervorgerufen worden 
iſt. Eine, auch nur einigermaßen vollftändige Aufzählung diefer 
Werke würde einen großen Raum beanspruchen; fie erſcheint um 
jo entbehrlicher als die rechtswiſſenſchaftlichen Zeitſchriften, insbe⸗ 
ſondere die dem Civilprozeß und dem Strafprozeß vorzugsweiſe 
gewidmeten, ſich angelegen ſein laſſen, alle dieſe Materie betreffen— 
den literariſchen Erſcheinungen zu verzeichnen. 
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J. Gerichtsbar iſt dem Wortſinne nach Alles, was zum 
Geſchäftskreiſe oder der Zuſtändigkeit der Gerichte gehört, was ge⸗ 
eignet iſt, vor Gericht gebracht und daſelbſt verhandelt und erle⸗ 
digt zu werden; Gerichtsbarkeit im objektiven Sinne iſt die Ge- 
fammtbeit diefer Angelegenheiten; Gerichtsbarkeit im fubjektiven 
Sinne ift die Befugniß, dieſe Angelegenheiten in rechtswirkſamer 
Weile zu erledigen, refp. die zu ihrer Erledigung beitimmten Ge: 
richte einzujfegen und die Art und Weile der Erledigung zu regeln. 
Eine materielle, juriftiih verwendbare Definition der Gerichts=- 
barkeit aber Tann nit im Allgemeinen gegeben werden, jo fehr 
man fih auch bemüht hat, eine ſolche aufzuftellen, da unter der 
Bezeihnung „Gericht“ ſehr zahlreihe und verichiedenartige Be— 
börden verftanden werden und die Abgränzung der Gefchäfte, melche 
den als Gerichten bezeichneten Behörden zugewiefen find, eine 
wechſelvolle und willkührliche if. Nur mit Rüdfiht auf ein be: 
ſtimmtes pofitive Recht und eine beitimmte pofitive Behörden: 
verfaffung kann man die Gerichtsbarkeit definiren, d. h. alle 
diejenigen Angelegenheiten aufzählen, welche „gerichtsbar“ find. 
Die Gerichtsbarkeit bildet den Gegenfag zu den durch die Ber: 
waltungsbehörden zu führenden Geſchäften; aber diefer Gegenjat 


Anordnung hat daher keine Zwangsmittel, jondern lediglich prozeſſualiſche Nach⸗ 
theile im Gefolge. 
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alt nicht zufammen mit dem Gegenfaß der Verwaltung und Recht: 
ſprechung; denn die Gerichtsbarkeit umfaßt auch Verwaltungs- 
geſchäfte, ſoweit diefelben nämlich den „Gerichten“ obliegen, und es 
kann andrerfeitö den „Gerichten“ die Erledigung gewifjer Rechts: 
ftreitigleiten entzogen und Verwaltungsbehörden übertragen fein. 

DO. Nach den verjchiedenen Kategorien von Gerichten oder nad) 
den verſchiedenen Kategorien der den Gerichten übertragenen Gefhäfte 
laſſen fih za hlloſe Eintheilungen der Gerichtsbarkeit aufftellen ?). 

Für das Reichsſtaatsrecht ift aber Eine Eintheilung der 
Gerichtsbarkeit von hervorragender Wichtigkeit, wonach das Ge- 
jammtgebiet derjelben in zwei große Theile zerfällt. Der eine 
biefer beiden Theile wird gebildet von der ordentlihen ftreis 
tigen Gerichtsbarkeit, der andere von allen übrigen zur Ge- 
rihtsbarfeit gehörenden Bethätigungen der Staatsgewalt. Die 
eingreifende flaatsrechtliche Bedeutung dieſer Unterſcheidung befteht 
darin, daß die Ausübung der ordentlichen ftreitigen Geridhtsbar- 
feit durch Reichsgeſetze geregelt, die der übrigen Gerichtsbarkeit 
zur Zeit noch im Weſentlichen der Autonomie der Einzelftaaten 
überlaffen ift, daß ſonach das Verhältniß der Einzelftaaten zum 
Reich auf diefen beiden Gebieten ein weſentlich verfchiedenes ift. 

Obgleich im Art. 2 des Einführungsgefeges zum Gerichtsver: 
fafjungsgejeg der Grundſatz janctionirt ift, daß die Vorfchriften des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes nur auf die ordentliche ftreitige Gerichts— 
barkeit und deren Ausübung Anwendung finden, bat die Reichsgeſetz⸗ 
gebung den Begriff der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit nicht de- 
finirt. Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz hat aber im Art. 12 diejenigen 
Gerichte aufgezählt, durch welche die ordentliche ftreitige Gericht$- 
barkeit ausgeübt wird und im Art. 13 die Zuftändigfeit diefer Ge— 
richte dDadurdy normirt, daß e8 ihnen alle bürgerlihen Rechts— 
treitigleiten und Strafſachen zumeift, welche ihnen nicht 
entzogen find, ſei e8 durch gänzlihe Verſagung des Rechtsweges, 
jei e8 durch Errichtung befonderer Gerichte. Hienach läßt ſich aus 
der Neichögefeggebung die formale Definition ?) gewinnen: 


1) Eine Bufammenftelung ſolcher Eintheilungen ift praktiſch und theore⸗ 
tifch gänzlich werthlo8;; fie kann höchſtens gewiſſen ſcholaſtiſchen Gewohnheiten 
und Neigungen entipredhen; für einen beftimmten praktiſchen oder theoretifchen 
Bwed ift immer nur eine Eintheilung von Bedeutung 

2) Daß die Anordnung des Art. 13 cit. eine fachliche Begränzung der 

| 2% 
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Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit umfaßt diejenigen 
bürgerlichen Rechtsftreitigleiten und Straflachen, welche vor 
die im Art. 12 des Gerichtöverfaffungsgefeges aufgezählten 
(fogenannten „ordentlihen”) Gerichte gehören. 

Im Einklange biemit ift in den Einführungsgejegen zur Civil⸗ 
prozeßordnung und zur Strafprozeßordnung $. 3 beftimmt, daß 
dieſe Prozeßgefege auf diejenigen bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten 
beziebentl. Straffadhen, welche vor die ordentlihen Geridte 
gehören, Anwendung finden; d. h. daß fie nur für die ordentliche 
ftreitige Gerichtsbarkeit vom Reich erlaſſen find. 

Nah diefer Definition der ordentlichen ftreitigen Gerichts: 
barkeit wird bdiefelbe dur folgende Begriffsmomente, die einer 
näheren Erörterung bedürfen, beftimmt: 

1. Die „ſtreitige“ Gerichtöbarkeit ift nicht auf die Fälle 
beſchränkt, -in welchen ein Streit der Parteien zu enticheiden ift, 
fondern fie umfaßt auch diejenigen Rechtsangelegenbeiten, in mel: 
hen der Beklagte den Anſpruch des Kläger anerlennt oder die 
ihm zur Laft gelegte ftrafbare Handlung zugeſteht. Als „Itreitig” 
wird bie Gerichtsbarkeit nur deshalb bezeichnet, weil dem Ber: 
Hagten oder Angeklagten die Befugniß zufteht, Widerſpruch gegen 
den Klageantrag zu erheben und deshalb die rechtliche Mög: 
lichkeit eines Streites gegeben ift. Die ftreitige Gerichtsbarkeit 
fett Parteien voraus, welche unter einander einen Rechtsftreit 
baben fönnen!). Diefe rechtlihe Möglichkeit ift maßgebend für 
die ganze Einrihtung der zur Handhabung der Rechtspflege be= 
ſtimmten Behörden und für die Struftur des Verfahrens; in der 
Erledigung des „Streites" liegt der Schwerpunft des Br ozejjes. 
Für den Begriff der ftreitigen Gerichtsbarkeit als einer jtaat: 
lichen Funktion ift aber „die Enticheidung eines Rechtsſtreites“ 
nicht weſentlich, da einerfeit3 die ftreitige Gerichtsbarkeit des 
Staates in zahlreihen Fällen ausgeübt wird, in denen es au 
einem Streit völlig gebricht, und andererſeits die Entſcheidung 
eines Nechtäftreites durch Urtheil auch ohne alle Mitwirfung flaat- 
liher Behörden und ohne Inanſpruchnahme ftaatliher Hobeits- 


Gericht3barkeit nicht enthält, wird von Löwe, Strafprozeßorbn. S. 31 ff. jehr 
treffend dargelegt. 

1) Vgl. Haufer, Gerichtöverfaffung ©. 53 ff. U. S. Schultze, Kon⸗ 
kursrecht S. 144, 
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rechte erfolgen kann ). Zwar umfaßt die ſtaatliche Aufgabe der 
Handhabung des Rechtsſchutzes auch die Verhandlung und Ent: 
ſcheidung etwaiger Rechtsſtreitigkeiten; aber es ift hierin 
nur ein accidentieler Beftandtheil diefer Aufgabe zu erbliden, 
welder nur unter gewiſſen Vorausfegungen fi einmilcht und 
welcher unbeſchadet des Weſens der ftreitigen Gerichtsbarkeit auch 
fehlen Tann. 

Hienach erhebt fih die Frage, worin denn das 
Weſen der ftreitigen Gerichtsbarkeit befteht und in 
welder Weife die Staatsgemalt in ihr ſich geltend 
macht. Es bedarf feiner Ausführung, daß die Beantwortung 
diefer Frage für das Verftändniß des Gerichtsweſens als eines 
Theiles des Staatsweſens, ebenfo aber auch für die Auffaffung 
des Prozeſſes, der rechtlihen Natur der Klage, Streiteinlaflung, 
Contumaz, des Urtbeils u. |. w. maßgebend iſt. Dieſe Löfung 
aber kann nicht gefunden werden von irgend welchen prozefiuali- 
ſchen Nechtsbegriffen aus, die vielmehr erft aus ihr abgeleitet 
werden können, fondern nur aus dem Staatsbegriff und den an- 
erfannten Prinzipien über die Aufgaben des Staates. Hier ift 
nun mit Rüdfiht auf die heutige Geftaltung der ftaatlichen Auf: 
gaben zwiſchen der Gericht3barkeit in privatrechtliden Angelegen- 
beiten und derjenigen in öffentlich rechtlichen zu unterfcheiden. 

a) In Betreff der bürgerliben Rechtsverhältniſſe 
erfennt der Staat die Freiheit der Individuen innerhalb der von 
der Rechtsordnung gezogenen Schranken an. Inſoweit diefe Schranfen 
freien Spielraum laſſen, hat der Staat Fein Intereſſe daran, wie 
die privatrechtlihen Verhältniſſe der Einzelnen geitaltet werden; 
er ſichert den Judividuen grade dadurch einen gewifjen Kreis per: 
fünlicher Freiheit, daß er ihre privatrechtlichen Beziehungen nicht 
regelt, nicht inhaltlich firirt. Er bat daher auch nicht die Auf: 
gabe darüber zu wachen, daß die in Folge diefer Freiheit begrün- 
beten Anfprüche im Einflang mit den objektiven Rechtsregeln 
realifirt werden. Das bürgerliche Unrecht als jolches ruft nicht 


1) Durch Schiedsſpruch oder durch Erkenntniß ausmwärtiger Gerichte, 
die im Inlande nicht Verwalter von ftaatlihen Hoheitärechten find, deren Ur- 
theile aber trogdem unter gewiffen Borausfegungen hinſichtlich des unter den 
Parteien beftehenden Nechtsverhältniffes maßgebend fein können. Civilproz.D. 
8. 660. 661. 
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die Repreſſion des Staates hervor; er ift nicht der Wächter und 
Beſchützer der Privatrechte um ihrer felbft willen; er ftatuirt viel- 
mehr. ebenfo wie in der Begründung, jo aud in der Geltend: 
machung der Rechtsanſprüche das Dispofitiongredht der Barteien?). 
Der Staat hat daher kein unmittelbares Intereſſe, die Privatreht3: 
verbältniffe der ihm unterworfenen Individuen „feftzuftellen” und 
feine Aufgabe Tann unmöglich darin befteben, den Parteien durch 
Urtbeile der Gerichte authentifche Belehrungen über das wechſel⸗ 
jeitige Maaß ihrer Anſprüche und Berpflihtungen zu ertbeilen ?). 

Die ftaatlihe Aufgabe befteht vielmehr nur darin, den ihm 
unterworfenen Perſonen Recht Sſchutz zu gewähren, d. b. den 
Landfrieden aufrecht zu erhalten und die Selbithülfe auszuschließen 
und dafür dem Einzelnen mitteljt der Staatögewalt zu feinem 
Rechte zu verhelfen Die Erfüllung diefer Aufgabe erkennt 
der Staat als feine Pflicht an und bieraus ergibt fi, daß der 
Einzelne ein Recht bat, die Gewährung des Nechtsfchuges vom 
Staat zu verlangen, fo oft er derjelben bendtbigt ift?). Die 
Klage ift demnad die Bitte um Gewährung diefer 
ſtaatlichen Hülfe; das Gefuh, ein fubjectives Recht unter _ 


1) Bülow, Dispofitives Civilprozeßrecht (Ar. f. civil. Praris Bd. 64) 
©. 12 ff. Ausgenommen find nur diejenigen Verhältniffe, welche zwar in ge- 
wiffen Beziehungen, 3. B. prozeſſualiſch, als privatrechtliche behandelt werden, 
an denen der Staat aber ein Dispofitiongreht der Barteien nicht anerlennt, 
weil fie öffentlich-redtliher Natur find, wie z. B. die Ehe. 

2) Aus diefem Grunde ift in Eivilprozefien das Gericht nicht befugt, einer 
Partei etwas zuzufprechen, was nicht beantragt ift. Civilpr.O. 8. 279. 

3) Es bedarf wol faum der Hervorhebung, daß das Recht, welches durch 
Anftellung der Klage ausgeübt wird, fich nicht gegen ben Richter, fondern gegen 
den Staat richtet. Deſſenungeachtet ift diefe Verwechslung ziemlich häufig ; 
fie macht fi namentlich auch bemerkbar in ben Erdrterungen von Wach in 
Grünhut’3 Beitichrift Bb. VL. ©. 554 ff. und Bd. VII. ©. 134 ff., mo fie 
zu jehr unbaltbaren Folgerungen führt. Der Nichter fommt nur als Organ 
des Staates in Betracht und am Prozeß-Nechtöverhältnig tft nicht „der Rich⸗ 
ter”, jondern der Staat betheiligt. Der Richter, welcher Hecht weigert, 
verlegt allerdings nur jeine Amtspfliht (Wach VI ©. 555) und hiergegen 
ift duch Beſchwerde bei ber höheren Inſtanz und durch die Mittel der Dis- 
ciplinargewalt Abhülfe zu gewinnen; dagegen der Staat, welcher Recht 
weigert, verlegt die aus feinem Zweck fich ergebende Schußpflicht; Hier giebt 
e3 dem |jouverainen Staat gegenüber keine Hülfe, in Deutjchland gegen- 


über den Einzelftaaten eine Beſchwerde an das Reich (Bundesrath) auf Grund 
des Art. 77 der RB. 
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den Schuß des Staates zu nehmen und dadurch feine Anerkennung 
und Berwirklihung zu fichern, eventuell fie zu erzwingen. Das 
Urtbeilift die Entfheidung über Gewährung oder 
Berfagung diefer Bitte. Diejes Urtheil ift durch die Be: 
antwortung von zwei ganz verichiedenen Vorfragen beftimmt; 
erftend ob im concreten Falle alle diejenigen Vorausfegungen vor: 
handen find, unter denen der Staat die Pflicht zur Einfegung feiner 
Gewalt anerkennt, der Kläger alfo einen Anſpruch gegen 
den Staat auf Gerihtshülfe hat, und zweitens ob dem Kläger 
gegen den Verklagten der von ihm behauptete Rechts: 
anſpruch zuiteht. Die erſte Frage betrifft das ftaatsredhiliche 
(Prozeß⸗)Verhältniß, gehört aljo dem Öffentlichen Rechte an; die 
zweite betrifft das dem Prozeß vorausgehende, zu demſelben nur 
ben Anlaß gebende Rechtsverhältniß und ift gewöhnlich eine privat- 
rechtliche ?). 

Der Klageantrag braudt ſich mit dem Anſpruch an den Ber: 
Hagten nicht zu deden; er kann auf einen Theil des Anſpruchs 
gerichtet fein oder über ihn hinaus geben; ja er Tann wirkſam ge: 
ftelt werden, ohne daß dem Kläger in Wahrheit überhaupt ein 
gültiger Anſpruch an den Berklagten zuftehbt?). Die Klage richtet 
fid — wenigften® nad) dem heutigen Recht — nicht gegen den 
Berflagten mit dem Anfprud, daß er Leifte, jondern gegen 
den Staat, mit dem Antrag, daß er den Verklagten zur Leiftung 
zwinge. Der Släger bat überhaupt gar feinen Rechtsanſpruch 
an den Verklagten, daß diefer fich mit ihm in einen Prozeß ein- 
laffe, fondern er hat an den Verklagten nur den aus dem Privat: 
rechtsverhältniß rejultirenden Anfpruh auf Leiftung. Bon einer 
Einlaffungspflicht des Verklagten, wenn eine ſolche beftünde ?), könnte 


1) Auf diefen, für die mifjenjchaftliche Erkenntniß des Civilprozeßrechts 
enticheidenden Gegenſatz mit Nahdrud hingewieſen zu haben, tft das große 
Berbienft Bülow's. gl. deffen Lehre von den Prozeßeinreden und PBrozeß- 
vorausſ. Gießen 1868 ©. 1 ff. und feine trefflichen Abhandlungen im Arch. 
f. civil. Brar. Bd. 62 ©. 75 ff. Bb. 64 ©. 8: ff. gl. ferner Degentolb, 
Einlaffungszwang und Urteilsnorm Leipz. 1877 ©. 26 ff. und bejonder3 die 
vorzügliche Ausführung Sohm’3 in Grünhut's Zeitſchr. Bd. IV. ©. 467 ff. 

2) VBgl. auch Wach, Vorträge über die Civilproz.O. S. 15 Ann. 

3) Zu einer eingehenden Erörterung diejer in neuefter Beit vielfach be- 
handelten Streitfrage liegt an diefer Stelle Teine Veranlafjung vor. 
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nur geiprochen werden gegenüber dem Staate, nicht gegenüber 
dem Kläger '). Einer ſolchen Einlafjungspfliht bedarf es aber 
nicht, um den Berklagten der ftaatlihen Gerichtsbarkeit zu unter: 
werfen; denn die letztere, welche mit der Staatsgewalt identiſch ift, 
ergreift die dem Staate unterworfenen Berfonen ohne ihren Willen 
und ohne ihr Zuthun?). Es gibt feine „Pflicht, fih der Staats: 
gewalt zu unterwerfen”, fondern nur einen Rechtszuſtand des Unter: 
worfenfeins unter die Staatögewalt. In manchen Fällen gewährt 
der Staat ja auch wenigſtens proviſoriſch oder unter Vorbehalten 
den verlangten Rechtsſchutz auf einfeitigen Vortrag des Klägers. 
Regelmäßig aber läßt der Staat, bevor er über den Klageantrag 
befindet, den Verklagten zur Vertheidigung und zur Erhebung des 
MWiderfpruhs zu. Der lehtere Fann eine doppelte Richtung haben. 
Er Tann die ftaatsrehtlidhe Seite des Prozeſſes betreffen 
db. b. darauf gegründet werden, daß der Verklagte der Gerichts⸗ 
barfeit des Staates nicht unterworfen ſei oder daß dem Kläger 
für den von ihm behaupteten Anſpruch aus materiellen oder for: 
mellen Gründen der Rechtsſchutz des Staates nicht gewährt werden 
dürfe u. |. w. Er Tann aber au die privatrechtliche Grundlage 
der Klage betreffen d. h. denjenigen Anſpruch des Klägers gegen 
den Berklagten, für deſſen Durchführung in der Klage die Staats- 
bülfe verlangt wird. Alsdann ift zunäcft feftzuftellen, ob der 
Kläger den von ihm behaupteten Rechtsanſpruch darzuthun ver: 
mocht bat; diefe Feftftellung ift aber niemals das eigentliche End⸗ 
ziel des Prozeſſes; fie ift nur präparatorisch für die Hauptentfchei- 
dung, ob dem Kläger zur Durchführung feines Anjpruches bie 
Macht des Staates zu leihen fei oder nit. Die Gerichte find 
Berwalter der ftaatlihen Herrſchermacht und ihre Urtbeile 
find feine von Staatswegen ertheilten Rechtsgutachten oder Wahr- 
ſprüche, fondern Bethätigungen der Staatsgemwalt. Dadurch, 
daß der Staat durch das Gericht als fein Organ in der formellen 
Weiſe des Urtheils den im Tenor bezeichneten Rechtsanſpruch aner- 


1) Es Tann feine Verpflichtung des Verklagten eriftiren, „Recht zu geben,“ 
wie Wach in Grünhut’3 Zeitſchr. Bd. VII. ©. 171 in Uebereinftimmung mit 
einer weit verbreiteten Anſchauung jagt; denn Hecht giebt nur der Staat; 
der Berflagte dagegen giebt dasjenige, morauf fein dare facere praestare 
oportere gebt, alſo Geld, But u. f. m. 

2) Bgl. A. S. Schulte an. a. O. ©. 147. 
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fennt, wirb von ihm ein Recht in concreto !) fanctionirt, wie im 
Geſetz ein Rechtsſatz in abstracto; und ebenjo wie das Geſetz nicht 
blog die Feftftellung und Formulirung eines Rechtsfages, ſondern 
die Ausftattung defielben mit verbindlicher Kraft ift d. h. den 
Befehl enthält ihn zu befolgen, jo iſt auch das Urteil nicht blos 
Feftftellung des concreten Rechts, ſondern zugleih Befehl 
an den Berflagten, den Rechtsanſpruch zu erfüllen, unter der 
Drohung, daß im Falle des Zumwiderhandelns auf Verlangen des 
Klägers die Befolgung diejes Befehls durch die Staatsgewalt und 
durch die phyſiſchen Machtmittel des Staates erzwungen werden 
würde). Nur in dem lepteren Beftandtheil des Urtheils, in der 
Bolftredbarkfeitserklärung des Anſpruchs, Liegt die ſpezifiſch ftaats- 
rechtliche Funktion®). 

Dem jcheint zwar der äußere Vorgang und der Wortlaut des 
Urtheils zu widerſprechen; es wiederholt fich bier aber nur eine 
Erſcheinung, die auf dem Gebiete des Staatsrechts ung mehrfach 
entgegentritt, daß nämlich der eigentlich maßgebende, den jurifti- 
Then Borgang enthaltende Akt zurüdtritt gegenüber denjenigen 
Vorbereitungshandlungen, die aus thatſächlichen Gründen die über: 
wiegende praktiſche Bedeutung haben. Bei der Gejeggebung Liegt 
der Schwerpunkt tbatfächlih in der definitiven Feftitelung des 
Geſetzentwurfs (Findung der Rechtsregel), die Sanktion dagegen 


1) Ueber den Unterjchied zwiſchen dem „jubjectiven Recht” und dem „Recht 
in concreto” d.h. der objectiven Feitftellung des ſubjektiven Rechts vgl. Bähr, 
Rechtsſtaat S.6 Unm.1 Bülow, Arch. f. civil. Prag. Bb. 62 ©. 93 Anm. 72. 
A. S. Schul tze a. a. O. ©. 148. 

2) Bgl. Hierüber die eindringenden Unterſuchungen von Degenkolb 
88. 14 ff. Er ſagt S. 100 vom älteren Deutſchen Prozeß: „Der Urteilsim⸗ 
perativ ift der Imperativ des Geſetzes.“ 

8) Unter der „Vollſtreckung“ iſt in dieſem Sinn nicht blos die Erzwing⸗ 
ung von Handlungen, die Wegnahme von Werthobjelten u. dgl. zu veritehen, 
fondern ganz allgemein die Bereitftellung der ftaatlichen Macht zur Sicher: 
ftellung des fubjeltiven Rechts. Hierin Liegt die ftaatsrehtliche Bebeu- 
tung der „Rechtskraft“, die mit der prozejjualijchen Bedeutung nicht 
zufammenfält. Die Macht des Staats fteht Hinter dem Urtheil und biejer 
Umftand genügt in der Negel, um den Beruribeilten zur Befolgung des Ur- 
theilsbefehl3 zu veranlaffen, ohne daß es eigentlicher Erelutiondmaßregeln oder 
gar der Entfaltung phyſiſcher Macht bedarf; die Aus ſicht auf diefelben wirkt 
bereit3 als Bwang. Died gilt au von den fog. Yeititellungsurtheilen 
(Sivilproz.D.1281). 
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entzieht fich faft der Wahrnehmung !); bei den Staatsverträgen 
befteht dafjelbe Verhältniß hinſichtlich der Herftelung des völfer- 
rechtlichen Vertrags und der ftaatlihen Vollziehbarfeitserflärung ?). 
Sp ift au bei der Erledigung bürgerlicher Rechtsftreitigkeiten die 
Feftftelung des concreten Rechts allein von praktiſcher Wichtigkeit; 
daß der urtheilgmäßig anerfannte Rechtsanſpruch unter den Schuß 
des Staates genommen und eventuell mit den ftaatlihen Macht: 
mitteln durchgeführt wird, verjteht ſich von ſelbſt und braucht nicht 
befonders erklärt zu werden. Es genügt, wenn das Urtbeil jagt, 
daß der Verklagte fchuldig fei dem Kläger 100 zu zahlen; bie 
Hauptſache, nämlich der ftaatliche Befehl an den Berllagten, auf 
Verlangen des Klägers diefe Summe zu zahlen und die Drohung, 
daß der Staat nöthigenfall3 dies erzwingen würde, bleibt als 
jelbftverftändlih fort?). Hieraus wird es erflärlih, dab nah 
einer faft allgemein berrfchenden, offenbar dur römisch:rechtliche 
Vrozekinftitutionen beeinflußten Anihauung dag Weſen des Ur: 
theils in der Entſcheidung über das Rechtsverhältniß geſehen, da⸗ 
gegen der dahinter ſtehende Befehl, dem Urtheil Folge zu leiſten, 
als etwas Nebenſächliches oder Zufälliges erachtet wird. 

Der wahre ſtaatsrechtliche Charakter des rechtskräftigen Ur⸗ 
theils wird klar, wenn man den Schiedsſpruch und ſeine Wirkungen 
mit ihm in Vergleich ſtellt. In der Civil⸗Proz.⸗Ordn. 8. 866 heißt 
es zwar: „Der Schiedsſpruch hat unter den Barteien die Wirkungen 
eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheils“; dies wird aber fofort 
durch die folgenden Beftimmungen in der bündigften Weife wider: 
legt, indem in 8. 867 aus beitimmten Gründen die Klage auf 
Aufhebung des Schiedsfpruches zugelafien ift und nad $. 868 aus 
dem Schiedsiprude die Zmangsvollftredung nur ftattfindet, wenn 
ihre Zuläffigfeit vuch ein VBollitredungsurtbeil ausge- 
iproden if. Dem Schiedsſpruch fehlt alfo gerade die für das 


1) 2gl. Bd. IL ©. 94. 

2) Bol. 8b. II. ©. 157 fi, 

3) Eine Hinmeifung ift aber nicht ausgejchloffen; öfters wird ben Tenor 
die Klaufel: „bei Vermeidung der Exekution“ Hinzugefügt ; im mittelalterlichen 
Berfahren ſchloß fih an die Yindung des Urtheild (Wahrſpruchs der Schöffen) 
da3 ihm entiprehende Gebot des Richter s. Bgl.Pland, das Deutiche 
Gerichtöverf. im MA. I. Bd. ©. 301 ff. Parallelen aus anderen Rechtskreiſen 
laſſen fich leicht nachmeifen. Bgl. Degentolban a. O. S. 88 ff. 
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rechtskräftige Urtbeil harakteriftiiche Wirkung; er leitet feine Kraft 
aus dem Schiedsvertrag der Barteien ab und er wirkt daher nad) 
Art des Bertrages; dad gerichtliche Urtbeil leitet feine Kraft 
aus dem Herrihaftsreht des Staates? ab und wirkt daher nah 
Art des Befehles. Der Schiedsſpruch jchließt prozefiualiich 
ebenjo wie das Anerkenntnis die richterliche Prüfung und Beurtbeilung 
des Rechtsanſpruches aus, aber er ftellt dem Berechtigten nicht die 
Zwangsgewalt des Staates zur Durchführung diefes Anſpruchs 
zur Verfügung; hierzu bedarf e8 eines gerihtlichen Urtbeils '). 

b) Auf dem Gebiete des dffentliden Rechts ift 
die Bedeutung der Gerichtsbarkeit eine etwas andere; fie ift bier 
nur die Form, in welder ftaatliche Herrſchaftsrechte durchgeführt 
werben. Es gilt dies insbefondere von der, uns bier vorzugs⸗ 
weile intereffirenden Strafgerihtsbarfeit. Der Staat hat 
die jelbitftändige Verpflichtung, gegen den Bruch der Rechtsordnung 
mittelft feiner Strafgewalt zu reagiren; er ftellt nicht feine Macht 
einem Individuum zum Schuß feiner Rechte zur Verfügung, ſon⸗ 
dern er übt diefe Macht im eigenen Intereſſe, zur Aufrechterhaltung 
und Wiederherftellung feiner eigenen Rechtsordnung aus. Es handelt 
ih alfo nicht um zwei von einander begrifflich verſchiedene Rechts⸗ 
beziehungen wie im Civilprozeß (Privatrechtsverhältniß und flaat- 
lihe Rechtshülfe), jondern um eine einbeitlihe Funktion, die 
Handhabung der Strafgewalt ?).. Damit diejelbe aber in jedem 
einzelnen Falle ohne Willführ und Parteilichkeit fih vollziebe, ift 
ihre Ausübung an einen gefetlich beftimmten Weg gewiejen; die 
Bollftredung der Strafe fol fi nicht nach Art der Rache unmit⸗ 
telbar an die verbrecheriſche That ſchließen, fondern es fol ein 
Urtbeil des Gerihts dazwiſchen treten, durch welches die Schuld 
und die Strafe nah Maßgabe der objectiven Rechtänormen und 


1) Sowohl im Röm. Yormularprozeß als in dem mittelalterlicden Ver- 
fahren ift die Feftftellung des Rechtsanſpruchs (judicium) an 
Perſonen gewiejen, welche nicht Träger der Staatsgewalt find, während die 
Gerichts ge w alt (imperium, bannum) durch Organe des Staates ausgeübt 
wird. Erſt jeitdem die beamteten gelehrten Richter beide Funktionen vereinig« 
ten, konnte die Urtheilsfindung als Bethätigung eines ftaatlichen Hoheitsrechts, 
ja al3 der Kernpunkt der ftaatlidien „Nechtöpflege“ aufgefaßt werden. 

2) gl. Heinze, Zur Phyſiologie des Strafprozeſſes. Im Gerichtsfaal 
DB. 28 ©. 561 ff. befonders ©. 579. 


28 8. 97. Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit. 


der Umftände des Falls feitgeftellt werden). Diefe Feftftellung 
kann nicht erjegt werden durch Schiedsſpruch oder Anerfenntnis; 
fie erfolgt nicht um einen Streit zu ſchlichten; fie ift auh nicht 
bloß im Intereſſe des Angejchuldigten eingeführt, fondern fie fol 
den Staat ſelbſt vor dem Mißbrauch feiner Staatögewalt ſchützen 
und ihm eine Garantie gewähren, daß diefe Gewalt nah den Ge⸗ 
boten der Gerechtigkeit gehandhabt werde. Die Strafgerichtsbar⸗ 
feit fällt daher ſtaatsrechtlich mit der Strafgemwalt ſelbſt zufammen ; 
der Strafprozeß ift gleihjfam der Weg, den die Tegtere in jedem 
einzelnen Anwendungsfall zu burdlaufen bat?) Während die 
Berurtheilung im Givilprozeß die Gemährung eines Antrages 
auf Entfaltung der Staatsgewalt ift, bedeutet die Verurtheilung 
im Strafprogeß die Erfüllung einer Bedingung (Voraus⸗ 
fegung), an welde der Staat jelbit die Ausübung feiner eigenen 
Gewalt gebunden bat). 

2. Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit beſchränkt fih auf 
bürgerlide Rehtsftreitigfeiten und auf Straf 


1) Sowie das Urtheil im Civilprozeß das Recht in concreto feftftellt und 
fanctionirt, fo wird dem Staat und dem Angeklagten durch das ſtrafprozeſſua⸗ 
liſche Urtheil das Strafrecht in concreto gefunden. Hieraufberuht da 
gemeinfjame Moment des Eipvil- und Strafprozeſſes und 
die Bufammenfafjung beider zum Begriff „der ftreitigen Gerichtsbarkeit.“ Einen 
anderen Weg, um das gemeinjame begrifflihe Merkmal der Eivil- und Straf- 
gerichtöbarkeit zu beftiimmen, jchlägt Regelsberger ein in Pözl's Kritiicher 
Bierteljahresihrift Ob. IV. (1862) ©. 52 ff. bei. ©. 65 ff., dem im Weſent⸗ 
lihen v. Gerber, Grundzüge 8. 55 zuftimmt, den ich aber nicht für rich- 
tig Halte. 

2) In dem Urtheil des Reichsgerichts (III. Steaffenat) v. 11. 
Juni 1881 (Entſch. in Straffaden Bd. IV. ©. 855 ff.) Heißt es: „Die Auf- 
gabe des Strafproceffes in jedem konkreten Falle befteht darin, zu ermitteln 
und feitzuftellen, ob gegen den Angellagten ber Beweis einer ftrafrechtlihen 
Schuld geführt worden fei." Dies ift zu eng; ber Strafprozeß ift in feinem 
alle ein bloße8B em eis verfahren und fein Endziel ift nicht die Feltftellung 
der Schuld oder Nichtichuld des Angeklagten, fondern die Berhängung einer 
Strafe oder die Freifprechung von berjelben. 

3) Im Gegenſatz Hierzu beruht die Darftellung bed Deutſchen Strafver- 
fahrend von Pland (Göttingen 1857) auf der Anſchauung, „daß die Pflicht 
des Verbrecher, fich der Strafe zu unterwerfen, ben Gegenftand bes Straf- 
verfahrend bildet“ und daß durch „bie Öffentliche Klage der Staat fein Hecht 
auf Strafe” gegen den Verbrecher gerichtlich geltend made. ©. 118 a. a. D. 
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jaden!); was nicht unter dieje beiden Kategorien fällt, ift von 
ihr ausgeſchloſſen. 

a) In der Reichsgeſetzgebung wird der Begriff der bürger- 
lichen Rechtsſtreitigkeit nirgends befinirt; vielmehr wird 
in den Motiven zum Gerichtsverf.“Geſ. S. 32?) ausdrücklich be⸗ 
merkt, „daß diefer Begriff feine oder doch nur eine durchaus un: 
genügende Definition leide und daß es unausführbar fei, ihn ge: 
meinjam für alle deutihen Staaten zu präzifiven, daß diejer Be- 
griff aber ungeachtet feiner Verjchiedenbeit in den verfchiedenen 
Gebieten des deutſchen Reichs überall geſetzlich — fei es im ge- 
ſchriebenen oder ungefchriebenen Rechte — firirt fei und daß dem: 
nah für die Beitimmung einer Sache als bürgerlihe Rechtsſtrei⸗ 
tigkeit in erfter Linie die Reichsgefege, in weiterer Linie aber das 
Landesrecht des einzelnen Staates maßgebend ſei?).“ 

Den Gegenfag zur bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit bildet in der 
bier in Rede ftebenden Beziehung die Streitigfeit des öffentlichen 
Rechts, d. h. die Streitigkeit über ein Rechtsverhältniß, welches gar 
nicht oder nicht ausschließlich zur Rechtsſphäre der Individuen ge: 
hört, fondern als ein Theil der öffentlichen Rechtsordnung, als 
Ausflug der ſtaatlichen Hobeitsrechte oder der Regierungd- und 
Berwaltungsthätigkeit anzujehen und aus diefem Grunde der 
Privatdispofition der berechtigten oder verpflichteten Individuen 
ganz oder theilweiſe entrückt iſt). Die Abgränzung des Privat: 
rechts von dem öffentlichen Rechte ift die Grundlage für den Gegen- 
fat der bürgerlichen und der nicht bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten. 
Diefe Abgränzung ift nicht a priori zu finden, fondern fie ift be- 
dingt von dem in dem pofitiven Recht feitgeftellten Umfange und 
ber Art der Geltendmahung der ftaatlichen Hoheitsrechte auf den 
verjhiedenen Zweigen der Staatlichen Thätigkeit. Für einen Theil 
diefer Thätigkeit bat das Reich durch feine Gelege die Normen 


1) Gerichtöverf.Gef. $. 13. 

2) Hahn Materialien ©. 47. 

8) Auch die Kommiſſion des Reichdtages lehnte es ab, in das Gerichtsverf. 
Gef. eine Beſtimmung aufzunehmen, durch welche der Begriff der bürgerlichen 
Mechtäftreitigleit befinirt würde. Vgl. Protok. I. Lei. S.469 ff. (Hahn ©. 672 ff.) 

4) Vgl. das Urth. des Neichdgerichtd v. 15. Febr. 1881. Entſcheidungen 
in Civilſachen Bb. 3 ©. 410 ff. Eine eingehende und beachtendwerthe Unter- 
ſuchung über den Begriff der bürgerlichen Rechtäftreitigleiten giebt Hauſer 
Gerichtöverfaffung ©. 51 ff. 
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aufgeftelt und die Gränzen bezeichnet, bis zu denen ſich das df- 
fentliche Recht erftredt; infomweit dient die Gejammtheit der 
Reichsgeſetzgebung negativ zur Feitftellung des Begriffes der bür- 
gerliben Rechtsſache; das Reich hat andererſeits auch pofitiv 
durch eine fchr umfangreiche Privatrechtsgeſetzgebung, 3. B. das 
Handelsgeſetzbuch und feine Ergänzungen, die Wechſelordnung 
u. . w., einen Kreis von Rechtsverhältniſſen firirt, welche „bürger- 
lich“ find. Im UWebrigen aber ift es den Einzelftaaten und 
ihrer Geſetzgebung überlafjen, diejenigen Rechtsverbältniffe, welche 
als öffentliche zu erachten und deshalb der Rechtsſphäre der Indi—⸗ 
viduen entrüdt find, zu beftimmen. Im Wejentlihen gehen die 
verſchiedenen Partikularrechte bierbei von gleihmäßigen Grund: 
lägen aus, die fih aus der Natur der Sache und aus der Gleich: 
artigfeit der Lebensverhältniffe und Staatseinrichtungen ergeben, 
eine volle Webereinfiimmung in der Abgränzung der bürgerlichen 
Rechtsverhältniſſe von denen des öffentlichen Rechts befteht aber 
keineswegs. 

b) Sowie der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit auf 
den Gegenſatz von Privatrecht und öffentlichem Recht hinweiſt, ſo 
beruht der Begriff der Strafſache, der dem Begriff der öffent⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeit untergeordnet iſt, auf dem Gegenſatz des 
Strafrechts gegenüber der Adminiftrativ: und Disciplinar⸗gwangs⸗ 
gewalt und den zur Durchführung derjelben gegebenen Mitteln. 
Eine Rechtsſache, bei welcher nicht die Anwendung eines Straf: 
gejebes in Frage ſteht und das Endziel des Verfahrens bildet, 
ift feine „Strafſache“. Hier ift die Gränze verhältnißmäßig ficherer 
wie bei den bürgerlichen NRechtsftreitigfeiten. Zum großen Theil 
ift fie auch bier vom Reiche durd die Strafgefegbücher und die 
einzelnen Strafgejege, fowie durch einzelne Verwaltungsgeſetze ge: 
z0gen !); zum andern Theil ift fie duch die Landes ſtrafgeſetz⸗ 
gebung beftimmt. Aber auch bier befteht Feine vollftändige Gleich: 
beit des Rechts, da die Autonomie der Einzelftaaten auf dem ihr 
überlaffenen Gebiete den Kreis der ftaatlihen und gejellihaftlichen 
Intereſſen, die durch Straffagungen geſchützt werden , verſchieden 
abgegränzt bat. 

3. Verfagung des Rechtsweges. Wenngleih im 


1) Bgl. Löwe Strafproz.O. ©. 28 ff. (2. Aufl.) 
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Allgemeinen davon auszugeben ift, daß die bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten und Strafſachen zur Entſcheidung der Gerichte geftellt 
werden, die ſtaats- und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten da- 
gegen von anderen Behörden erledigt werden, fo ift diefer Grund- 
jat doch in der Durchführung manden Schwankungen und Modi: 
fifationen ausgeſetzt. Insbeſondere können gewiſſe Streitjadhen, 
welche ſich nach der Natur des zu Grunde liegenden Rechtsver⸗ 
hältniſſes als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten oder als Strafſachen 
charakteriſiren, dennoch der Entſcheidung durch die Gerichte entzo⸗ 
gen und Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten über⸗ 
wieſen ſein, weil ſich an die Art der Behandlung und Erledigung 
dieſer Angelegenheiten ein beſonderes verwaltungsrechtliches oder 
politiſches Intereſſe knüpft. Welche Angelegeuheiten dies find, iſt 
nicht durch ein einfaches und gemeingültiges Prinzip beſtimmt; es 
beantwortet ſich vielmehr dieſe Frage in jedem Einzelſtaate nach 
dem Geſammtinhalte ſeines Rechts. Von der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit ausgeſchloſſen ſind demnach nicht nur alle Angelegenheiten, 
welche ihrer Natur nach überhaupt keine bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten oder Strafſachen ſind, ſondern auch diejenigen Rechtsſachen, 
welche zwar an ſich dem Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten oder Strafſachen ſich unterordnen ließen, für welche aber 
kraft poſitiver Rechtsvorſchrift die Zuſtändigkeit von Verwaltungs⸗ 
behörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt. Das Reich 
hat für eine nicht unerhebliche Anzahl von Fällen die geſetzliche 
Anordnung getroffen, daß für fie der Rechtsweg nicht ausgeichlof- 
fen werden darf!), und ebenfo für andere Fälle die Zuftändigkeit 
von Verwaltungsbehörden oder des Bundesrathes anerkannt; im 
Allgemeinen aber hat das Reich e8 den Einzelftaaten über: 
laſſen, die Zuläffigkeit des Rechtsweges anzuerkennen oder zu ver- 
jagen und damit die Linie zu ziehen, welche die ordentliche ftreitige 
Gerichtsbarkeit von andern flaatlihen Functionen, insbeſondere 
von der Verwaltung, abgränzt ?). Damit ift zugleich den Einzel: 


1) Bgl. die Zufammenftellung diefer Fälle bei Keller, Gerichtsverf. Geſ. 
Rote 5 u.6 zu 8.13. Hauſer a. a. O. ©. 64 ff. Thilo, Gerichtänerf. 
Geſ. S. 20 ff. 

2) Motive z. Gerichtsverf. Geſ. ©. 33 (Hahn ©. 48): „Die Frage, welche 
Saden den Berwaltungsbehörden und Berwaltungsgerichten zuzumeifen find, 
ſteht mit dem materiellen Rechte und dem inneren Staatsrechte ber einzelnen 
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aufgeftelt und die Gränzen bezeichnet, bis zu denen ſich das öf— 
fentlihe Recht erftredt; injfomeit dient die Gejammtheit der 
Reichsgeſetzgebung negativ zur Feltftelung des Begriffes der bür- 
gerlihen Rechtsſache; das Reich hat andererſeits auch pofitio 
durch eine ſehr umfangreiche Privatrechtögefebgebung, 3. B. das 
Handelsgefegbuh und feine Ergänzungen, die Wechſelordnung 
2. ſ. w., einen Kreis von Rechtsverhältniſſen firirt, welche „bürger- 
lich“ find. Im Uebrigen aber ift e8 den Einzelftaaten und 
ihrer Geſetzgebung überlaffen, diejenigen Rechtsverhältnifie, melde 
als öffentliche zu erachten und deshalb der Rechtsiphäre der Indi⸗ 
viduen entrüdt find, zu beftimmen. Im Wefentlihen gehen bie 
verfchiedenen Partikularrechte hierbei von gleihmäßigen Grund: 
fügen aus, bie fih aus der Natur der Sache und aus ber Gleich: 
artigfeit der Lebensverhältniffe und Staatseinrihtungen ergeben, 
eine volle Webereinfiimmung in der Abgränzung der bürgerlichen 
Rechtöverhältnifie von denen des öffentlichen Rechts befteht aber 
keineswegs. 

b) Sowie der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit auf 
den Gegenſatz von Privatrecht und öffentlichem Recht hinweiſt, jo 
beruht der Begriff der Strafſache, der dem Begriff der öffent- 
lichen Rechtsſtreitigkeit untergeordnet ift, auf dem Gegenfab des 
Strafrechts gegenüber der Adminiftrativ: und Disciplinar-Zmwangs- 
gemalt und den zur Durchführung derfelben gegebenen Mitteln. 
Eine Rechtsſache, bei welcher nicht die Anwendung eines Straf: 
gejeges in Frage fteht und das Endziel des Verfahrens bildet, 
ift keine „Straffadhe". Hier ift die Gränze verhältnißmäßig ficherer 
wie bei den bürgerlihen Rechtsftreitigkeiten. Zum großen Theil 
ift fie au bier vom Reiche durd die Strafgeſetzbücher und die 
einzelnen Strafgefege, ſowie durch einzelne Verwaltungsgeſetze ge- 
z0gen!); zum andern Theil ift fie dur die Landes ſtrafgeſetz⸗ 
gebung beftimmt. Aber auch bier befteht Feine vollftändige Gleich⸗ 
heit des Rechts, da die Autonomie der Einzelftaaten auf dem ihr 
überlafjenen Gebiete den Kreis der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen 
Intereſſen, die durch Straffagungen geihügt werden, verſchieden 
abgegrängt bat. 

3. Verfagung de3 Rechtsweges. Wenngleich im 


— — — — — 


1) gl. Lö we Strafproz.O. ©. 28 ff. (2. Aufl.) 
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Allgemeinen davon auszugeben iſt, daß die bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten und Straffachen zur Entſcheidung der Gerichte geftellt 
werden, die flaat3= und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten da⸗ 
gegen von anderen Behörden erledigt werden, jo ift dieſer Grund: 
ja doch in der Durchführung manchen Schwankungen und Modi: 
fifationen ausgeſetzt. Insbeſondere können gewiſſe Streitjachen, 
welche ſich nach der Natur des zu Grunde liegenden Rechtsver⸗ 
haͤltniſſes als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten oder als Strafſachen 
harakterifiren, dennoch der Enticheidung durch die Gerichte entzo⸗ 
gen und Berwaltungsbehörden oder PVermaltungsgerichten über- 
wiejen fein, weil fih an die Art der Behandlung und Erledigung 
diefer Angelegenheiten ein befonderes verwaltungsrechtliches oder 
politifches Intereſſe knüpft. Welche Angelegenheiten dies find, ift 
nicht durch ein einfaches und gemeingültiges Prinzip beitimmt; es 
beantwortet fich vielmehr diefe Frage in jedem Einzelitaate nad) 
dem Gejammtinbalte feines Rechts. Bon der ordentlichen Gerichts: 
barkeit ausgeſchloſſen find demnach nicht nur alle Angelegenbeiten, 
weldye ihrer Natur nach überhaupt keine bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten oder Strafſachen find, fondern auch diejenigen Rechtsfachen, 
welche zwar an fi dem Begriff der bürgerlichen Rechtäftreitig- 
teiten oder Straffahen fi unterorbnen ließen, für melde aber 
kraft pofitiver Rechtsvorſchrift die Zuftändigkeit von Verwaltungs: 
bebörden oder Verwaltungsgerichten begründet if. Das Reich 
bat für eine nicht unerhebliche Anzahl von Fällen die gejepliche 
Anordnung getroffen, daß für fie der Rechtsweg nicht ausgefchlof- 
jen werden darf !), und ebenfo für andere Fälle die Zuftändigfeit 
von Verwaltungsbehörden oder des Bundesratbes anerkannt; im 
Allgemeinen aber bat das Reich es den Einzelftaaten über: 
lafjen, die Zuläffigfeit des Rechtsweges anzuerkennen oder zu ver: 
jagen und damit die Linie zu ziehen, welche die ordentliche ftreitige 
Gerichtsbarkeit von andern flaatlihen Functionen, insbeſondere 
von der Verwaltung, abgränzt?). Damit ift zugleich den Einzel: 


1) gl. die Bufammenftellung diefer Fälle bei Keller, Gerichtsverf. Geſ. 
Note 5 u.6 zu 8. 13. Hauſer a. a. O. ©. 64 ff. Thilo, Gerichtsverf. 
Geſ. ©. 20 ff. 

2) Motive z. Gerichtsverf. Geſ. S. 33 (Hahn S. 48): „Die Frage, welche 
Saden den Berwaltungsbehörden und Berwaltungsgerichten zuzuweiſen find, 
fteht mit dem materiellen Rechte und dem inneren Stantörechte ber einzelnen 
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aufgeftellt und die Gränzen bezeichnet, bis zu denen fi das öf- 
fentlihe Recht erftredt; infomeit dient die Gejammtheit der 
Reichsgefehgebung negativ zur Feftitellung des Begriffes der bür- 
gerlihen Rechtsſache; das Reich bat andererjeitsS auch pofitiv 
durch eine ſehr umfangreiche Privatrechtsgefeßgebung, 3. B. das 
Handelögefegbuh und feine Ergänzungen, die Wechfelordnung 
u. ſ. w., einen Kreis von Rechtsverhältniſſen firirt, welche „bürger: 
lich“ find. Im Uebrigen aber ift e8 den Einzelftaaten und 
ihrer Gejeßgebung überlafien, diejenigen Rechtöverhältniffe, melde 
als öffentliche zu erachten und deshalb der Rechtsſphäre der Indi⸗ 
viduen entrüdt find, zu beftimmen. Im Wefentlihen geben bie 
verfchiedenen Partikularrechte bierbei von gleihmäßigen Grund: 
lägen aus, die fih aus der Natur der Sache und aus der Gleid- 
artigfeit der Lebensverhältniffe und Staatseinrichtungen ergeben, 
eine volle Webereinftimmung in der Abgränzung der bürgerlichen 
Nechtsverhältniffe von denen des Öffentlichen Rechts befteht aber 
keineswegs. 

b) Sowie der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit auf 
den Gegenſatz von Privatrecht und öffentlichem Recht hinweiſt, ſo 
beruht der Begriff der Strafſache, der dem Begriff der öffent⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeit untergeordnet iſt, auf dem Gegenſatz des 
Strafrechts gegenüber der Adminiſtrativ- und Disciplinar⸗gwangs⸗ 
gewalt und den zur Durchführung derſelben gegebenen Mitteln. 
Eine Rechtsſache, bei welcher nicht die Anwendung eines Straf: 
gejeßes in Frage fteht und das Endziel des Verfahrens bildet, 
ift feine „Strafſache“. Hier ift die Gränze verhältnißmäßig ficherer 
wie bei den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeitn. Zum großen Theil 
ift fie au bier vom Reiche durd die Strafgefeßbücher und bie 
einzelnen Strafgejeße, ſowie durch einzelne Verwaltungsgeſetze ge: 
zogen !); zum andern Theil ift fie durch die Landes ſtrafgeſetz⸗ 
gebung beftimmt. Aber auch bier befteht Feine vollftändige Gleich- 
heit des Rechts, da die Autonomie der Einzelftaaten auf dem ihr 
überlafienen Gebiete den Kreis der ftaatlihen und gejellichaftlichen 
Intereſſen, die durch Straffagungen geſchützt werden, verſchieden 
abgegränzt hat. 

3. Verſagung des Rechtsweges. Wenngleich im 


1) Vgl. Löwe Strafproz. O. ©. 28 ff. (2. Aufl.) 
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Allgemeinen davon auszugehen ift, daß die bürgerlichen Rechts⸗ 
fteeitigfeiten und Straffachen zur Entſcheidung der Gerichte geitellt 
werden, die ſtaats- und verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten da- 
gegen von anderen Behörden erledigt werden, jo ift diejer Grund: 
fat doch in der Durchführung manchen Schmanlungen und Modi: 
fifationen ausgelegt. Insbeſondere können gewiſſe Streitiachen, 
welde fi nach der Natur des zu Grunde liegenden Rechtsver: 
hältnifies als bürgerliche Nechtsftreitigleiten oder als Straffachen 
harakterifiren, dennoch der Entſcheidung durch die Gerichte entzo: 
gen und Berwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten über: 
wiejen fein, weil fih an die Art der Behandlung und Erledigung 
diefer Angelegenheiten ein befonderes verwaltungsrechtlicdes oder 
politiiches Intereſſe knüpft. Welche Angelegenbeiten dies find, ift 
nicht durch ein einfaches und gemeingültiges Prinzip beitimmt; es 
beantwortet ſich vielmehr diefe Frage in jedem Einzelitaate nach 
dem Gejammtinbalte feines Rechts. Bon der ordentlihen Gerichts⸗ 
barkeit ausgeſchloſſen find demnach nicht nur alle Angelegenheiten, 
welche ihrer Natur nach überhaupt Teine bürgerlihen Rechtsſtrei⸗ 
tigleiten oder Straffachen find, ſondern auch diejenigen Rechtsfachen, 
weldye zwar an fi dem Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten oder Straffachen ſich unterorbnen ließen, für melde aber 
traft pofitiver Rechtsvorſchrift die Zuftändigleit von Verwaltungs: 
bebörden oder Verwaltungsgerichten begründet if. Das Reich 
bat für eine nicht unerbeblihe Anzahl von Fällen die gefeliche 
Anordnung getroffen, daß für fie der Rechtsweg nicht ausgejchlof- 
fen werden darf), und ebenfo für andere Fälle die Zuftändigkeit 
von Berwaltungsbehörden oder des Bundesrathes anerkannt; im 
Allgemeinen aber hat das Reich es den Einzelftaaten über: 
laſſen, die Zuläffigfeit des Rechtsweges anzuerkennen oder zu ver- 
jagen und damit die Linie zu ziehen, melche die ordentliche ftreitige 
Gerichtsbarkeit von andern flaatlihen Functionen, insbeſondere 
von der Verwaltung, abgränzt?). Damit ift zugleich den Einzel- 


1) Bgl. die Zufammenftellung biefer Fälle bei Keller, Gerichtöverf.Gef. 
Note 5 u. 6 zu 8. 13. Hauſer a. a. O. ©. 64 ff. Thilo, Gerichtsverf. 
Geſ. S. 20 ff. 

2) Motive 3. Gerichtsverf. Geſ. S. 33 (Hahn S. 48): „Die Frage, welche 
Sachen den Berwaltungsbehörden und Berwaltungsgerichten zuzuweiſen find, 
fteht mit dem materiellen Rechte und dem inneren Stantsrechte ber einzelnen 
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ftaaten die Befugniß gewährt, die Geltungsfphäre der Reichsgeſetze 
betreffend die Gerichtsverfaffung und das Prozeßverfahren einzu: 
ſchränken oder auszudehnen; ja es ift ihnen mittelbar fogar ein 
Einfluß auf den Umfang der Gerichtäbarkeit des Reiches gegeben, 
indem diejenigen Streitigleiten, für melde der Rechtsweg bei den 
Zandesgerichten verfagt ift, auch nicht im Wege der Beſchwerde oder 
Reviſion zur Entſcheidung des Reichsgerichts gebracht werden können. 

4. Ausfhluß der ordentlihen Gerihte. Den 
Einzelftaaten ſteht es zwar frei — abgeſehen von den in ben 
Reichsgefegen für einzelne Fälle getroffenen Spezialanordnungen — 
zu beftimmen, für welche bürgerliche Rechtsftreitigleiten und Straf: 
ſachen der Rechtsweg gänzlich ausgeichloffen fein ſoll; infomeit der 
Einzelftaat aber den Rechtsweg geftattet, ift er dann nicht mehr 
befugt, die Verhandlung und Entſcheidung den ordentlichen 
Gerihten zu entzieben und befonderen Gerichten zu 
übertragen. Hierzu ift nah dem Gerichtsverf.:Gef. dag Reich 
allein berechtigt und es Tann diefe Befugniß in zweifacher Weife 
ausüben, theils indem es felbft befondere Gerichte beftellt und 
diefen gewiſſe Rechtsfachen zuweiſt, theils indem es für gewifle 
Rechtsſachen befondere Gerichte zuläßt und es den Einzelftaaten 
freiftelt, ob fie von der Erlaubniß zur Errichtung derfelben Ge- 
brauch machen mwollen. Das Reich hat Beides gethban. Es hat 
befondere Gerichte be ftellt, nämlich die Konfulargerichte !) und 
die Militärgerichte ?), wozu noch im Falle der Berhängung bes 
Belagerungszuftandes die Kriegögerihte und Standrechte hinzu- 
fommen können?). Es bat ferner bejondere Gerichte zuge: 
laſſen“9, nämlich die auf Staatsverträgen beruhenden Rhein- 
ſchifffahrts⸗ und Elbzollgerichte °), agrariihe Gerichte °), Gemeinde: 


Länder in unlösbarer Verbindung, fie ift in den verichiebenen Staaten ver- 
fchieden beantwortet und e8 mußte in dem Gericht3verfaflungsgefege, welches 
in den inneren Staatsorganismus der einzelnen Bundesftaaten und in das 
materielle Recht nicht eingreifen darf, von einer gemeinfamen Regelung biejer 
Frage Abitand genommen werden.” 

1) Geſ. über die Konjulargerichtäbart. v. 10. Juli 1879. 

2) Siehe Bd. III. 1. ©. 119. 258 ff. 

8) Bol. Bd. III. 1. ©. 45 ff. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 14. 

5) gl. hierüber die Motive S. 34 (Hahn ©. 49). 

6) Motive S. 35 (Hahn ©. 50). 
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gerichte unter ſehr einſchränkenden Bedingungen’), und Gemerbe: 
gerichte ?).. Inſoweit num bürgerliche Rechtsftreitigleiten und Straf- 
fachen diefen „befonderen” Gerichten zugemwiefen find, was binfichtlich 
der reichsgeſetzlich beitellten ohne Weiteres eintritt, binfichtlich der 
reichsgeſetzlich zugelaſſenen eine Anordnung des Einzelftaates vor: 
ausſetzt, fcheiden auch diefe Streitigkeiten aus dem Gebiete der 
„ordentlichen“ ftreitigen Gerichtsbarkeit aus und das Gerichtsver- 
fafjungsgefeg fomwie die Reichs-Prozeßordnungen werben für die- 
felben unanmwendbar. Die reichögefeglihe Beftellung befonderer 
Gerichte bedeutet die Schaffung eines fingulären oder fpeziellen 
Gerichtsverfaſſungs⸗ und Prozeßrechts für gewiſſe Kategorien von 
Rechtsſtreitigkeiten; die reichögefehlide Zulaffung befonderer 
Gerichte bedeutet eine Erweiterung der Autonomie der 
Einzelftaaten, indem diejelben die Ermächtigung erhalten, 
für gewiſſe Kategorien von Rechtsftreitigkeiten an die Stelle des 
Gerichtsverfafjungsgejeges und der Reichsprozeßordnungen andere 
NRechtsvorjchriften zu erlaflen. Bon diefer Autonomie können 
fie auch in der Art Gebrauh machen, daß fie die Gerichtsbarkeit 
zwar den ordentlichen Landesgerichten belafien, daß fie aber 
die im Gerichtsverfaſſungsgeſetz vorgefchriebenen Zuftändigfeits- 
normen abändern ?), daß fie in Strafſachen ein von der Straf: 
prozeßordnung *) und in bürgerlihen Redhtsftreitigfeiten ein von 
der Civilprozeßordnung abmeichendes Verfahren vorjchreiben °). 


1) Eine Gerichtäbarfeit der Gemeinbebehörden eriftirte zur Zeit der Ein- 
führung der AJuftizgefehe nur in Württemberg und Baden. Bgl. Motive S.37 
(Hahn ©. 51) und Protok. der Reichdtagstommilfion. I. Leſung S. 121 ff. 
(Hahn ©. 407) II. Lei. ©. 578 ff. (Hahn ©. 755). Verh. des Reichstages. 
Stenogr. Berichte 1876/77 S. 190—204. (Hahn S. 1141.) Nach der Yaflung, 
welche die Beitimmung in Yolge des Reichstagsbeſchluſſes erhalten hat, iſt e3 
in Zweifel gezogen worden, ob überhaupt noch von einer Gerichtsbarkeit 
ber Gemeindegerichte oder nur von Gemeinde -S hiedsämtern gefproden 
werden könne, da jeder ber beiden Parteien gegen das Urtheil die Berufung 
auf ben ordentlichen Rechtsweg zufteht; indeffen ift zu beachten, daß wenn von 
diefer Befugniß Tein Gebrauch gemacht wird, das Urtheil des Sememdegerichts 
von Rechts wegen vollftredbar wird. 

2) Motive S. 38 (Hahn ©. 52). 

3) Einf. Geſ. z. Gerichtsverf. Geſ. Art. 3 Ab). 1. 

4) Einf. Geſ. 3. Strafproz. Ordn. Art. 3 Abi. 2. 

5) Einf. Geſ. 3. Eivilproz.Orbn. Art. 3 Abi. 2, 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 2. 3 
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ſtaaten die Befugniß gewährt, die Geltungsfphäre der Reichsgeſetze 
betreffend die Gerichtsverfaſſung und das Prozekverfahren einzu= 
ſchränken oder auszubehnen; ja es ift ihnen mittelbar fogar ein 
Einfluß auf den Umfang der Gerichtsbarkeit des Reiches gegeben, 
indem diejenigen Streitigleiten, für melde der Rechtsweg bei den 
Landesgerichten verfagt ift, auch nicht im Wege der Beſchwerde oder 
Revifion zur Entſcheidung des Reichsgerichts gebracht werden können. 

4. Ausfhluß der ordentliden Gerichte. Den 
Einzelftaaten ſteht es zwar frei — abgejehen von den in ben 
Reichsgeſetzen für einzelne Fälle getroffenen Spezialanordnungen — 
zu beftimmen, für melde bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten und Straf: 
Sachen der Rechtsweg gänzlich ausgefchloffen fein fol; inſoweit der 
Einzelftaat aber den Rechtsweg geftattet, ift er dann nicht mehr 
befugt, die Verhandlung und Entſcheidung den ordentliden 
Gerichten zu entziehen und befonderen Gerichten zu 
übertragen. Hierzu iſt nad) dem Gerichtsverf.⸗Geſ. das Reich 
allein berechtigt und es Tann diefe Befugniß in zweifacher Weife 
ausüben, theils indem es felbft befondere Gerichte beftellt und 
diefen gewiſſe Rechtsſachen zumeift, theils indem es für gewiſſe 
Rechtsſachen beſondere Gerichte zuläßt und es den Einzelſtaaten 
freiſtellt, ob fie von der Erlaubniß zur Errichtung derſelben Ge⸗ 
brauch machen wollen. Das Reich hat Beides gethan. Es hat 
befondere Gerichte beftellt, nämlich die Konſulargerichte ') und 
die Militärgerichte 2), wozu nod im Falle der Verhängung des 
Belagerungszuftandes die Kriegsgerichte und Standrechte hinzu 
kommen können?). Es bat ferner befondere Gerichte zuge 
Taffen*), nämlih die auf Staatöverträgen beruhenden Rhein 
ſchifffahrts⸗ und er ” .. Fu Mamaiahae 


Länder in unlösbarer 
ſchieden beantwortet u 
in ben inneren Staa! 
materielle Recht nicht 
Frage Abftand genom: 
1) Gef. über bie ! 
2) Siehe 8b. III 
3) Bgl. 8b. IIL 
4) Gerichtöverf.@ 
5) Bgl. hierüber | 
6) Motive S. 85 
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Auch binfichtlih derjenigen bürgerlihen Rechtsftreitigleiten, 
weldye zwar den ordentlichen Gerichten zugewieſen find, für melde 
aber ein befonderes d. h. von den Vorſchriften der Givilprozeß- 
Ordnung abweichende Verfahren geftattet ift (Aufgebotsfachen, 
erbichaftl. Liquidationsverfahren und Streitigkeiten, welche eine 
Bmwangsenteignung betreffen), ift den Einzelitaaten eine bejchränfte 
Autonomie zugeltanden, indem fie im Wege der Landesgefeggebung 
die Zuftändigfeit der ordentlichen Landesgerichte nad) anderen als 
den durch das Gerichtönerfallunggele vorgeichriebenen Normen 
beftimmen dürfen). 

II. Aus den vorftehenden Erörterungen ergibt fih, in wie- 
weit die Einzelftaaten befugt find, im Wege der Landesgeſetzgebung 
die Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte und damit zugleich den 
Umfang der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit zu beftimmen. 
Gänzlich ausgeſchloſſen ift aber ein Eingriff in die gejeglich nor- 
mirte Zuſtändigkeit der Gerichte für einen oder mehrere einzelne 
Fälle, jomoblim Wege der Autonomie als aud im 
Wege der Vermaltung?) „Ausnahmegerihte find unftatt- 
baft. Niemand darf feinem gejelichen Richter entzogen werden ?).“ 

1. Zur Sicherung dieſes Verbotes bat das Reich den Grund: 
fa janctionirt, daß die Gerichte über die Zuläffigfeit des 
Rechtswegs enticheiden. Auch diejes Prinzip bat aber eine mweit- 
reichende Einſchränkung erfahren, indem die Einzelftaaten ermäd: 
tigt worden find, bejondere Behörden einzufegen, um Streitig- 
feiten zwiſchen den Gerichten und den Vermaltungsbehörden oder 
Bermaltungsgerichten über die Zuläffigfeit des Rechtsweges zu ent: 
Iheiden. Für die Ausübung diefer Befugniß find den Einzelftaaten 
jedoch vom Reid) Normativ-Vorſchriften ertheilt worden, durch welche 
den zur Enticheidung der Kompetenzconflicte eingejeßten Behörden 


1) Einf.Gef. 3. Gerichtsverf.Geſ. 8. 3 Abi. 3. 

2) VBgl. Motive ©. 54 (Hahn ©. 64). 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 16. Nur die Kriegdgerichte und Standredjte find 
davon audgenommen; ibre&rrihtung ſetzt jedoch Die Berhängung 
desBelagerungszuſtandes voraus. Vgl. 8b. III. 1. S. 45. Hinſichtl. 
Bayerns vgl. die Verhandlungen der Reichstags⸗Kommiſſion I. Leſ. S. 142 ff. 
(Hahn ©. 422 ff.) — Eine Anomalie war das in Eljaß-Lothringen durch V. 
bes Generalgouvernem. dv. 19. Dez. 1870 eingeführte ftändige Kriegögericht; 
ed ift aufgehoben worden durch Geſetz v. 24. Januar 1881. (Geſ. Bl. f. Elf. 
Lothr. ©. 1.) 
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ein gewiſſes Maaß von Unabhängigkeit gefichert werden fol’). 
Diele Vorſchriften betreffen die Zufammenjegung der Behörden 
und das Berfahren. Mindeftend die Hälfte der Mitglieder muß 
dem Reichsgericht (oder oberiten Landesgerichte) oder einem Ober: 
landesgerichte angehören; die Mitglieder müfjen für die Dauer 
des zur Beit ihrer Ernennung von ihnen befleideten Amts oder, 
falle fie zu diefer Zeit ein Amt nicht befleiden, auf Lebenszeit 
ernannt werden; eine Enthebung vom Amte kann nur unter den- 
jelben Borausfegungen wie bei den Mitgliedern des Reichsgerichts 
ftattfinden. Die Einfegung einer ſolchen Behörde entzieht den 
ordentlichen Gerichten nicht die Befugniß, in allen vor ihnen an- 
bängigen Sachen über die Yuläffigleit des Rechtsweges zu ent- 
ſcheiden und ihre eigene Kompetenz zu prüfen; die „befondere 
Behörde” enticheidet vielmehr nur in dem Falle, wenn ein Antrag 
darauf geftelt, der fog. Kompetenzconflict erhoben worden ift?), 
und ein folder Antrag ift nur ftatthaft, jo lange nicht durch rechts⸗ 
kraͤftiges Urtbeil des Gerichts feftiteht, daß der Rechtsweg zuläffig 
it). Das Verfahren der befonderen Behörde ift geſetzlich 
zu regeln; die Entfheidung muß in öffentliher Sitzung nad 
Zadung der Barteien erfolgen; an den Enticheidungen dürfen Mit- 
glieder nur in der gejeplih beftimmten Anzahl mitwirken und 
diefe Anzahl muß eine ungerade fein und mindeftens fünf betragen. 

Der Einzelftaat fann auch die Entfcheidung der Kompetenzcon- 
flicte dem Reichsgericht übertragen ; da das leßtere aber eine Reichs⸗ 
bebörde ift, alſo nicht zur unmittelbaren Dispofition der Einzel: 
ftaaten ftebt, jo muß der Einzelftaat einen Antrag bei der Reichs: 
regierung maden, auf Grund deſſen das Reichsgericht durch eine 
mit Zuftimmung bes Bundesrathes erlafiene Faiferlihe Verordnung 


1) Gerichtsverf.Geſ. 8. 17 Abi. 2. 

2) Das Gejeg erfordert einen Kompetenzconflict, d. 5. nicht blos Zwei⸗ 
fel über die Buläffigleit des Nechtöweges,, ſondern „Streitigkeiten” darüber 
zwiichen den Gerichten und Berwaltungsbehörden oder Berwaltungsgerichten. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 17 Ziff. 4 Nah dem Wortlaut des Gejehes ift 
e3 von Meichömwegen erlaubt, daß die Erhebung des Kompetenzconflicte® gegen 
ein rechtskräftiges Urtheil des Gerichts, welches die Zuläffigleit des Rechtsweges 
verneint, landesgeſetzlich für ftatthaft erffärt wird. Bgl. Keller Note 10 
zu 8.17 at. Es Tann dies namentlich bei einem fogen. negativen Kompetenz- 
eonflitt erforderlich fein, d. h. wenn weder bie Gerichte noch die Berwaltungs- 
bebörben zuftändig fein wollen. 

g* 
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zur Entſcheidung dieſer Streitigkeiten beftelt wird). Bon dieſer 


Befugniß hat bisher nur Bremen Gebraud gemacht?). 

Da das Reich3gericht in dem in Rede ftehenden Falle an Stelle 
einer befonderen Landes behörde entfcheidet, jo ift feine Kompetenz 
auch an diefelben Vorausfegungen und Schranken gebunden. Die 
Zandesbehörde Tann nun jelbitverftändlid nur Kompetenzitreitig- 
teiten unter den Behörden des betreffenden Staates erledigen, über 
bie HobeitSrechte anderer Bundesftaaten und die Art ihrer Geltend- 
machung fteht ihr Feine Entiheidung zu. Mithin Tann die Aus: 
nahme von dem Grundprinzip, daß die Gerichte über die Zuläffig- 
feit des Rechtswegs enticheiden, überhaupt nur Plab greifen, wenn 
der Rompetenzconflict von der Behörde desjenigen Staates erhoben 
wird, dem das mit der Sache befaßte Gericht angehört. Dagegen 
ift weder die Behörde eines andern Bundesftantes noch irgend eine 
Reichsbehörde ?) befugt, den Kompetenzconflict zu erheben und 
andererſeits erſtreckt fich die Rechtskraft der Urtheile einer zur 
Entſcheidung von Kompetenzconflicten eingefeßten Behörde nur auf 
das Kompetenzverhältniß der Behörden des betreffenden Staates 
und iſt für die Gerichte und Verwaltungsbehörden eines anderen 
Staates unmaßgeblid. Dies Alles gilt auch dann, wenn das 
Reichsgericht zum Kompetenzconflict3-Gericht beftellt ift. 

2. Der Grundjag, daß die Gerichte über die Zuläffigfeit des 
Rechtsweges entſcheiden, erftredt ſich nicht blos in materieller 
Rüdfiht auf die Frage, mie weit das Gebiet der ordentlichen 
ftreitigen Gerichtsbarkeit reicht, fondern auch auf die formellen 
VBorbedingungen, von denen das Beichreiten des Rechtsweges ab- 
bängig gemadt if. Someit nicht in der Straf: und Eivilprozeß- 
Ordnung reichögejeglih Ausnahmen anerkannt find, darf die Rechts⸗ 
verfolgung im Wege des Straf: und Civilprozeſſes nicht erfchwert 
oder verjagt und namentlich nicht von der Vorprüfung einer Ber: 
waltungsbehörde abhängig gemacht mwerden*). Dede Anordnung 


1) Einführungsgef. 3. Gerichtöverf.Gef. 8. 17 Abt. 1. 

2) Verordn. dv. 26. Sept. 1879. R.G. Bl. S. 298. 

3) gl. hierüber die Meußerungen ber Abgg. von Putttamer u. Dr. 
Bähr in der Reichstagskommiſſion. Protol. S. 487 ff. (Hahn ©. 686.) 

4) Es ift Dies nicht zu verwechfeln mit ber Autorifation zur Prozeßführung, 
welche untergeordnete Behörden oder die Verwaltungen von Gemeinden, Kor⸗ 
porationen, Stiftungen u. |. w. einholen müflen. Diefes Erforderniß ift ledig⸗ 
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diefer Art käme im praktiſchen Rejultat auf eine tbeilweife oder 
eventuelle Juſtizverweigerung hinaus und widerſpräche ſowohl dem 
allgemeinen Rechtsbewußtſein des Volles als auch der ausdrüd- 
lichen Vorſchrift der Reichsverfaſſung )). Deſſenungeachtet hat auch 
in dieſer Beziehung die Reichsgeſetzgebung eine Ausnahme gedul—⸗ 
det. Sie bat die landesgejeglihen Vorſchriften unberührt gelafien, 
durch welche die ftrafrechtliche oder civilrechtliche Verfolgung öffent: 
liher Beamten wegen der in Ausübung oder in Veranlaſſung der 
Ausübung ihres Amtes vorgenommenen Handlungen — entweder 
im Falle des Berlangens einer vorgefehten Behörde oder unbes 
bedingt — an die Borentfheidung einer befonderen 
Behörde gebunden iſt?). Durch diefe „Vorentſcheidung“ if 
feftzuftellen, ob der Beamte fih einer Ueberſchreitung feiner Amts⸗ 
befugnifle oder der Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshand⸗ 
tung ſchuldig gemacht habe. Fällt diefe Vorenticheidung im ver- 
neinenden Sinne aus, fo ift die Beichreitung des Rechtsweges fo: 
wohl im civilprozefjualiihen als im ftrafprozefiualifhen Verfahren 
abgejchnitten; fällt die Vorentſcheidung bejahend aus, jo bat dies 
feine weitere Wirkung, als daß eine Vorbedingung für die Eröff: 
nung des Prozeſſes erfüllt ift; für das in dieſem Prozeſſe urthei- 
lende Gericht ift jene Borenticheidung nicht bindend. Um jedoch 
eine Bürgſchaft zu geben, daß die Vorenticheidung nicht nad) Wil- 
kühr gefällt und zur Berfagung des Nechtsweges mißbraucht werde, 
bat das Reichsgeſetz die Vorfchrift ertbeilt, daß in den Bundes: 
ftaaten, in welchen ein oberfter Verwaltungsgerichtähof befteht, die 
Vorentſcheidung diefem, in den anderen Bundesftaaten dem Reichs: 
gerichte zuſteht?). Die Kompetenz des Reichägerichtes ift in die- 
jem Falle daher eine fubfidiäre, nur in Ermangelung eines Ver⸗ 


li eine Folge bes Dienft-Auffichtsrechts. Die Yortdauer der hierüber beftehen- 
den Rechtsvorſchriften ift anerfannt in der Eivilproz.D. 8. 50. 

1) Reichsverf. Art. 77. 

2) Einführungsgel. 3. Gerichtsverf. Geſ. 8.11 Abſ. 2. Vgl. Hierzu Haujer 
a. a. O. ©. 129 ff. u. Löwe, Strafprozeßorbn. ©. 14 ff. 

8) Einf. Geſ. z. Gerichtsverf. Geſ. 8. 11 Biff. 2. Die Borfchriften des 
8. 11 eit. beruhen auf einem Kompromiß. In zweiter Leſung hat ber Reichs⸗ 
tag noch auf der Forderung beharrt, daß die civil» und ſtrafrechtl. Verfolgung 
der Beamten wegen Berlegung der Amtspflichten an Teinerlei erſchwerende 
Boraudfegungen geknüpft werbe. Bgl. Stenogr. Berichte 1876 ©. 373 ff. (Hahn 
S. 1447.) 
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waltungsgerichtshofes begründete; wenn diefe Borausfegung aber 
gegeben ift, jo tritt die Kompetenz des Reichsgerichts Traft Ge- 
febes ein, ohne daß es einer bejonderen Faiferl. Verordnung be⸗ 
darf, durch melde die Vorentſcheidung dem Reichsgericht zugewieſen 
wird !). 

Diefe Zuſtändigkeit des Reichsgerichts ift nur in Eljaß: 
Lothringen und Medlenburg begründet, da in diefen Staaten die 
Borentiheidung im Falle des Verlangens der vorgejegten Behörde 
erforderlich ift?), oberite Verwaltungsgerihtshöfe dagegen nicht 
beſtehen. 

IV. Hinſichtlich der Frage, welche Perſonen der ordent— 
lichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit unterworfen ſind, muß man zwiſchen 
dem prozeſſualiſchen und dem ſtaatsrechtlichen Ge: 
ſichtspunkt unterfcheiden. In der eriteren Beziehung handelt es 
fih um den fogenannten Gerichtsſtand d. h. um die Zuftän- 
digfeit eines oder mehrerer bejtimmter Gerichte in einer concreten 
Prozeßſache, gleihfam um die Lokaliſirung und Vertheilung der 
Gerichtsbarkeit nah Rüdfichten der Zweckmäßigkeit und Billigkeit 
auf die einzelnen Gerichte. Die Gerichtsbarkeit an fih muß über 
Jemanden begründet fein, ebe die Frage aufgeworfen werden kann, 
durch welche Gerichtäbehörde fie verwirklicht wird. Mittelbar Fön 
nen aber die VBorjchriften der Prozeßordnungen über den Gericht3- 
ftand zur Begränzung der Gerichtsbarkeit dienen; denn infofern 
nach diefen Vorſchriften Fein einzelnes Gericht im concreten Falle 
eine Zuftändigfeit bat, ift die Gerichtsbarkeit felbft ausgeſchloſſen. 
Daher kömmt den Regeln über den Gerichtsftand mittelbar aller: 
dings eine flaatsrechtlihe Bedeutung zu; insbejondere äuch eine 
internationale; denn fie begränzen zugleich die inländifche Gerichts 
barkeit gegen die Gerichtsbarkeit der anderen Staaten. Dieſes 
mittelbare Intereſſe des Staatsrechts bietet aber Feine ausreichende 
Rechtfertigung, um an bdiefer Stele näber auf die complicirte 


1) Aus demfelben Grunde Hört aber aud) die Zuftändigleit des Reichsge⸗ 
richts ipso jure auf, wenn in dem betreffenden Staate nachträglich ein Ver⸗ 
waltungsgerihtihof errichtet wird. 

2) Efj.Lothr. Gef. v. 4. Nov. 1878 8. 11. (Geſetzbl. f. Elſ.Lothr. & 67), 
Medlendb.Schwerin’sche Verordn. v. 5. Mai 1879 (Reg.Bl. S. 101) und Med. 
lenb.Strelitz'ſche Verordn. vom gleichen Tage. (Dffiz. Anzeiger ©. 137). Bgl. 
LVöwe Note 8 u. 7 zu 8. 11 cit. 
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Lehre vom Gerichtsſtande einzugehen, die ſtets als ein Theil der 
Prozeßrechtswiſſenſchaft angeſehen und behandelt worden ift. 

Vom ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkte aus ift dagegen die Frage, 
welche Perſonen der ftaatlichen Gerichtöbarkeit unterworfen find, 
identifch mit der Frage, melde Berfonen der Staatsgemwalt 
unterworfen find; denn die Gerichtäbarkeit als Ganzes ift ja nichts 
Anderes als eine beftimmte Aeußerung der Staatsgemalt. Nur 
ift die Möglichkeit gegeben, daß der Staat auf die Ausübung 
diejes Hoheitsrechts gewiſſen Perfonen gegenüber ganz oder zum 
Theil verzichtet, gegen die er andere Herrfchaftsrechte zur Geltung 
bringt, daß er fie von feiner Gerichtsbarkeit erimirt. 

Den Einzelftaaten ift dieſe Befugniß hinſicht— 
lih der ordentlidben ftreitigen Gerichtsbarkeit 
entzogen; fie dürfen Feine Eremtionen ertbeilen '). Der Kreis 
der Perſonen, welche der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit 
unterworfen find, ift durch das Reich feſtgeſtellt. Daſſelbe bat 
lediglicy folgende Befreiungen anerkannt, welche theils auf völfer- 
rechtlichen, theils auf ftaatsrechtlihen Gründen beruben. 

1. Befreiungen aus Gründen des Völker— 
rechts. 

a) Erterritorialität und in Folge derſelben vollſtändige Exem⸗ 
tion von der ganzen inländischen Gerichtsbarkeit genießen die Chefs 
und Mitglieder der bei dem deutihen Reiche beglaubigten Mif- 
fionen?). Daſſelbe gilt von ihren Familienmitgliedern, ihrem Ge⸗ 
ihäftsperjfonal und von ſolchen Bedienfteten derjelben, welche nicht 
Deutihe find?). Die Erterritorialität erftredt fi jedoch nicht auf 
den ausfchließlihen dinglichen Gerichtsftand in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten *). 

Die im deutjchen Reiche angeftellten Konfuln find von der 


1) Hiervon macht nur der in 8. 18 Abf. 1 bes G. V. G. erwähnte Yall 
eine Ausnahme. Siehe die folgende Anmerkung. 

2) Serichtöverf. Ge. $. 18 Abf. 1. Ausgenommen ift nur ber jelten vor» 
fommende Fall, daß folde Berjonen reihsangeHörig find; alsdann find 
fie von der inländifchen Gerichtäbarkeit nur dann befreit, wenn ber Staat, 
bem fie angehören, fich der Gerichtäbarkeit über fie begeben hat. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8.19. Die Erterritorialität des Geſchäfts perſonals 
ift eine unbedingte, die des Dien ſt perſonals ift auf Nichtdeutjche bejchräntt. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 20. Eivilproz.D. 8. 25. 
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inländischen Gerichtsbarkeit nur befreit, infofern dies in Verträgen 
des deutſchen Reiches mit anderen Mächten vereinbart worden tft ?). 

b) Gefandte oder andere wölferrechtliche Vertreter ausmwärtiger 
Mächte, welche nicht bei dem Reich, fondern nur bei einem Bun- 
desftaate beglaubigt find, und ebenfo diplomatijche Vertreter eines 
Bundesftaates bei einem andern Bundesftaate gelten nur diejem 
Bundesitante gegenüber als exrterritorial und find deshalb auch 
nur von der Gerichtsbarkeit die ſes Staates, nicht von derjeni- 
gen der übrigen Bundesitaaten oder des Neiches erimirt ?); fie 
fönnen daher bei allen Gerichten außerhalb des Bundesitaates, 
bei welchem fie beglaubigt find, im Wege des Civilprozefied und 
des Strafprozeiles verfolgt werden, wofern nur ein Gerichtäftand 
für fie begründet if. Für die Eremtion in dem Bundesftaat gel- 
‚ten im Uebrigen au für diefe Gefandtichaften die in den 88. 19 
und 20 des Gerichtöverf.:Gef. aufgeftellten Regeln. 

c) Die Mitglieder des Bundesrathbes haben gemäß Art. 10 
der RB. Anfprud auf den üblichen diplomatischen Schuß, d. b. 
fie find, ſoweit fie nicht preußiihe Staatsangehörige find, ber 
preußifchen Staatsgewalt gegenüber erterritorial und wie Gejandte 
der deutihen Bundesftaaten beim König von Preußen anzufeben °). 
Demgemäß find fie auch von der preußifchen Gerichtsbarkeit in 
gleihdem Umfange wie diplomatiſche Gefhäftsträger diefer Art be: 
freit. Ihr allgemeiner Gerichtsſtand beſtimmt fih nach 8. 16 der 
Givilproz.:Ordnung und dem entiprechenden 8. 11 der Strafproz.: 
Ordnung. 

2. Befreiungen aus Gründen des Staatsrechts. 

a) Aus dem Weſen des Monarchenrechts folgt, daß die Be- 
börden des Staates gegen den Landesherrn und die Mit- 
glieder der TLandeshberrlihden Familie feine ftaatlichen 
Herrihaftsrechte und Zwangsmittel zur Anwendung bringen Tönnen 
und daß es daber grundfäglicd eine Gerichtäbarfeit des Staates 
gegen den Souverain und feine Familie nicht gibt. Dies gilt aber 
nibt von den vermögensrechtlichen Verhältniſſen bes 
Monarchen und feiner Familienglieder, indem das Vermögen von 


1) Gerichtöverf. Gef. $. 21. Der Staatsvertrag ift daher auch für den 
Umfang der Befreiung von der inländifchen Gerichtsbarkeit maßgebend. 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 18 Abſ. 2. 

3) Bgl. Bd. I. ©. 240. 
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der Berfon getrennt gedacht und dem Landesberen in ähnlicher 
Art gegenübergeftelt wird wie der Fiskus dem Staat als öffent- 
Vichrechtlider Perſönlichkeit. Die vermögensrechtlichen Verhältnifie 
fteben unter der allgemeinen Rechtsordnung und unterliegen auch 
binfichtlid der Verfolgung von Rechtsanſprüchen im Allgemeinen 
dem fonft geltenden Recht. Indeß find binfichtlich des Gerichts: 
ftandes oder binfichtlidy der Zufammenfegung der zur Entſcheidung 
folder Streitigfeiten berufenen Gerichtsbebörden in manden 
Staaten befondere Vorſchriften ergangen und es ift bisweilen hin⸗ 
fihtlih der familienredhtlichen Verhältniſſe und Streitigkeiten die 
Zuftändigfeit der Gerichte ausgeſchloſſen. Dieſe Sonderftellung 
ber Landesherren und ihrer Familien bat die Reichsgeſetzgebung 
fortbeftehben laſſen und fie gemäß der bundesitaatlihen Einigung 
der deutichen Staaten nicht nur für jeden Landesherrn und feine . 
Familie innerhalb feines Staatögebietes jondern im ganzen Bundes- 
gebiet zur Geltung gebradt. Soweit befondere Borjchriften in 
diefer Richtung nicht befteben, kommt allerdings das allgemeine 
Net zur Anwendung Demgemäß ift reichsgeſetzlich angeordnet, 
daß in Anfehung der Landesherren und der Mitglieder der landes- 
herrlichen Familien, ſowie der Mitglieder der fürfllihen Familie 
Hohenzollern die Beftimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der 
Strafprozeßorbnung, der Givilprozeßoronung und der Konkurs: 
ordnung nur infoweit Anwendung finden, als nicht bejondere Vor⸗ 
Schriften der Hausverfaffungen oder der Landesgefehe abweichende 
Beftimmungen enthalten). Diefe Reichsgeſetze haben daher in 
Anfehung der in Rede ftehbenden Berfonen nur ſubſidiäre Gel- 
tung und es folgt hieraus, daß nicht blos die zur Zeit der Ein: 
führung der Reichsgeſetze beitebenden, jondern auch die ſpäter er: 
laſſenen hausgeſetzlichen oder landesgeſetzlicheu Vorſchriften den 
Vorrang vor den Reichsgeſetzen haben. 

Aufgehoben iſt jedoch die in einigen Staaten?) in Geltung 
geweſene Beſchränkung, wonach der Rechtsweg bei Klagen gegen 
den Landesheren von ber Einwilligung defielben abhängig war, 


1) Einführungsgefebe 3. Gerichtsverf. Geſ. 8. 5, zur Strafproc. Ordn. 8. 4, 
zur Civilproz.D. S. 5, zur Konk. Ordn. 8. 7. 

2) Nach Angabe der Motive S.210 (Hahn S.184) Medienburg-Schwerin, 
Medlenburg-Strelit und Sachſen⸗Meiningen; nad den Ausführungen des Abo. 
Gaupp aud Württemberg. Protok. I Lei. S. 4988 (Hahn S. 649). 
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für vermögensrechtliche Anſprüche Dritter d. h. nicht 
zur landesherrlihen Familie gebörender Berfonen ?). 

b) Zu den Vorrechten, welche den mediatifirten ebe- 
mals reichsſtändiſchen Familien bei Gründung des Rhein⸗ 
bundes und des deutſchen Bundes eingeräumt worden find, ge: 
börten auch Privilegien binfichtli des Gerichtsftandes und Erem- 
tionen von der Gerichtsbarkeit. Mit den Veränderungen ber Staats⸗ 
und Gerichtsverfallung im Laufe de3 Jahrhunderts find dieſe 
Sonderrechte meiltens aufgehoben oder gegenftandslos geworden und 
die Reichsgeſetzgebung hat fie für das Gebiet der ordentlichen ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit ?) vollends befeitigt; nur einen Reft derjelben 
bat fie fortbeftehen laſſen, nämlich „das Tandesgejeglich den Standes- 
berren gewährte Recht auf Austräge“*). Der Sinn diefer An- 
ordnung ift einigermaßen ſchwer zu verftehen wegen der fehr jon- 
derbaren Bedeutung, in welchem dad Wort „Austräge” bier ver: 
wendet ift*). Seinem wörtliden und urfprüngliden Sinne nad 
bedeutet das Wort ein ſchiedsrichterliches Verfahren. Su: 
jofern nun ein ſolches auf einem für den einzelnen Streitfall unter 
den Parteien vereinbarten Bertrage berubt, ift die Zulaflung des⸗ 
jelben Feine Exemtion von der Gerichtöbarkeit) und Tein Vorrecht 
eines bejtimmten Standes. Zur Zeit des ehemaligen Deutichen 
Reiches hatten aber die reihsunmittelbaren Perſonen ein Recht 
darauf, daß Klagen, welche von Perſonen gleichen oder höheren 
Ranges gegen fie angeftrengt wurden, nicht vor Territorialgerihhten 
oder Reich3=Untergerichten, jondern vor einer geordneten Aufträgal: 
Inſtanz entichieden wurden. In dieler Geftalt bedeutet das Recht 
auf Austräge eine Eremtion von der Reichs: und Territorial⸗Ge⸗ 
richtsbarkeit. Der urfprüngliche Sinn des Inſtituts wurde jedoch 
injoweit feftgehalten, als Austräge nur bei Privatklagen 
zugelaflen mwaren, dagegen in Kriminalſachen nicht ftatt- 


— 





1) Einf.Gej. z. Civilproz Ordn. 8. 5. 

2) Nur für dieſe, nicht für Akte der ſogen. freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
Erbesregulirungen, Vormundſchaftsſachen und andere Kamilienangelegenheiten 
n. |. w. 

3) Einf.Gef. zum Gerichtsverf. Geſ. $. 7. 

4) Die Kommentare zu der angeführten Geſetzesſtelle geben keine genügende 
Aufklärung. 

5) Siehe oben ©. 26 ff. 
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fanden?!) Allein ein incorrecter Sprachgebrauch verallgemeinerte 
die Bedeutung des Wortes „Austräge”, jo daß jtatt des pofitiven 
Sinnes „Schiedsgeriht” darunter jeder Ausſchluß der landesherr⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit verftanden wurde und das „Recht auf Aus: 
träge” gleichbedeutend mit Befreiung von der Gerichtsbarkeit wurde. 
Sn diefem incorrecten Sinne wurde das Wort verwendet von 
der Rheinbundsacte Art. 28, melde den Mebiatifirten in 
Kriminalſachen Bairsgerichte zuficherte und dies in folgender 
Art ausdrüdte: En matiöre criminelle les princes et comtes 
actuellement regnans et leurs heritiers jouiront des droits 
d’auströgues c’est ä dire d’ötre jugés par leurs 
pairs etc. Dem entſprechend beitimmt die Kgl. Baieriſche De- 
claration v. 1807 A. Siff. 11: 

„Sn peinlihen Fällen, mit Ausnahme von Militair-Ber: 
brechen, genießen die fubjicirten Fürften und Grafen und ihre Erben 
das Recht einer Auſträgal-Inſtanz, nämlid durd 
Rihteribres Standes gerichtet zu werden. 

Da die Deutihe Bundesacte von 1815 Art. XIV. 
beftimmte, daß diefe Baierifche Verordn. v. 1807 in allen deutſchen 
Bundesftaaten als Baſis und Norm bei Feitftellung des Rechts⸗ 
zuftandes der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und Herren 
untergelegt werden follte, jo wurde in mehreren deutfchen Staaten 
den Standesherren in Straffachen ein Gericht von Staubesgenofjen 
gewährt ?) und bierauf mißbräuchlich der Ausdrud Aufträgal- 
Inſtanz angewendet. So beftimmt 3.8. der durch die Preußifche Ber- 
ordnung vom 12. Nov. 1855 8.3 in Kraft erhaltene 8.17 der Inſtr. 
vom 30. Mat 1820: „In peinlichen Sachen, mit Ausnahme der 
im Kgl. Dienfte begangenen Verbrechen, genießen die Häupter 
ber ftandesberrlihen Familien, fofern fie nicht den Gerichtsſtand 
eines Dbergerichtes vorziehen, einen privilegirten Gerichtsſtand v or 
Austrägen.” Auf diejen „beionderen Gerichtsſtand vor Aus: 
trägen in Strafſachen“ nehmen die Motive des Regierungs-Entw. 
zum Einführungsgef. zum Gerichtöverfaffungsgel. S. 212 (Hahn 
S. 185) Bezug und in diefem Sinne ift 8. 7 cit. zum Gefeß er: 


1) gl. die Darftelung von Hermann Schulze. Einleitung in das 
Deutſche Staatsrecht 8. 86. 

2) Bgl. die Nachweiſungen bei Zachariä, Deutiches Staatd- u. Bundes⸗ 
recht. I. $. 98 Note 7 (3. Aufl. ©. 526). 
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hoben worden). Hieraus folgt, daß in dem 8. 7 der Ausdrud 
„Austräge” nicht in feiner eigentlichen und wörtlichen Bedeutung, 
fondern in der feit Anfang diefes Jahrhunderts üblich gemordenen 
zu verftehen iſt, und es ergeben fich hieraus folgende Rechtsſätze: 

a) In bürgerlihen Nedtsitreitigleiten find die Standes- 
herren von ber ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht befreit und ihre 
Austräge Stehen unter den allgemeinen Regeln von Schiedsverträgen 
und dem fehiedsrichterliden Verfahren. (Civilproz.Dd. 88. 851 ff.) 

P) In peinlihen Sachen find die Standesberren von der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit befreit und mit dem Recht auf Aus: 
träge (Bairsgerichte) in demjenigen Umfange audgeftattet, in 
welchem ihnen dieſes PBrivilegium bei Einführung des Gerichts: 
verfafjungsgejeßes „Iandesgejetlih gewährt war”. Ein folches 
Vorrecht kann durch Landesgeſetz nicht mehr neu eingeführt oder 
ausgedehnt werden. 

7) Inſoweit hienach die Standesberren der ordentlichen ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit unterworfen find, kömmt ihnen Teinerlei 
privilegirter Gerihtsitand, weder in bürgerliden Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten noch in Strafſachen, zu ?). 

V. Sp wenig die Einzelftaaten befugt find, Befreiungen von 
der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit zu gewähren, ebenjowenig 
iſt es ihnen geftattet, die lebtere oder deren Ausübung zu verleihen 
oder unter irgend einem Rechtstitel zu übertragen. „Die Ge: 
richte find Staatägerihte?),”" Der Ausdrud „Staats: 
gerichte” fteht bier nicht im Gegenfag zu Reich Sgerichten, über bie 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz felbft ja Beſtimmungen trifft, fondern 
im Gegenfag zu Brivatgerihten Hierdurch find alle in 
Deutihland noch vorhanden gewefenen Hefte einer patrimonialen, 
communalen oder kirchlichen Gerichtsbarkeit *) definitiv und voll: 
ftändig bejeitigt und auch für die Zukunft ift es den Staaten unter: 
ſagt, Rechte diefer Art zu ertbeilen®). Dafjelbe gilt von dem 


1) Bgl. Protof. der Kommilfion S. 441. (Hahn I. ©. 651.) 

2) Bgl. Motive z. Gerichtsverf. Geſ. S. 57. (Hahn ©. 66.) 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 15. 

4) Eine Ueberſicht über die durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz bejeitigten 
Nefte der Privatgerichtsbarkeit geben die Motive ©. 47 ff. (Hahn ©. 58 ff.) 

5) Der reichögejetlich fanctionirte Grundſatz bezieht ſich aber nur auf die 
ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit. 
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Präfentationsreht für Anftellungen bei den Gerichten, das ſich als 
ein Reſt der ehemaligen Privatgerichtsbarkeit vielfah, namentlich 
zu Gunften der Standesherren, erhalten hatte. Demnach ift die 
Anzahl der Subjekte, welchen die ordentliche ftreitige Gerichtsbar⸗ 
feit zuftebt, duch die im Art. 1 der Reichsverf. gegebene Auf: 
zäblung der Staaten, zu denen noch das Reich felbft nebft dem 
Reichsland Elfaß-Lothringen binzulommen, abichließend begrängt '). 
Dagegen ift e3 den Deutihen Staaten unbenommen, unter ein 
ander Berträge zu jchließen, durch welche ein Staat die Gerichts⸗ 
barkeit ganz oder zum Theil einem anderen Bundesftaat oder aud 
dem Neih zur Ausübung überträgt. Es können unter den Staaten 
nach Analogie der Militärkonventionen *) oder der Vereinbarungen 
über die Poftverwaltung ) auch Gerihtsfonventionen ge 
ſchloſſen werden. Insbeſondere können auch zwei oder mehrere 
Deutiche Staaten ih zur gemeinfhaftlihen Ausübung der 
Gerichtsbarkeit vereinigen und zu diefem Zwecke gemeinjchaftliche 
Gerichte beftellen; es ift dies in zablreihen Fällen theils wegen 
der geographiſchen Lage theils wegen der Kleinheit der einzelnen 
Staatsgebiete geiheben ). Demgemäß giebt es zwei Arten von 
Gerihhtsfonventionen; durch die einen wird die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in gewiſſem Umfange einem anderen Staate über- 
tragen, durch die anderen werben Gerichtögemeinjchaften vereinbart. 

Gerihtsfonventionen der eriteren Art find lediglich zu Gunften 
Preußens abgeſchloſſen worden. Die Gerichtsbarkeit im Fürften- 
thum Walded®) und den fürftl. Lippifhen Enclaven Lipperode 
und Stift Eappel ®) wird im vollen Umfange von den Preußt: 
ichen Gerichten gehandhabt; es find ferner unteritellt das Fürften- 
thbum Birkenfeld dem Preuß. Landgericht zu Saarbrüden und 


1) Auch die Aniprüde des Hauſes Schönburg auf Ausübung eigener 
Gerichtöbarkeit wurden nicht anerkannt. Bgl. die Protokolle der Reichsſtags⸗ 
tommiffion I. Lei. S. 1380 ff. (Hahn ©. 414 ff) Stenogr. Berichte bes 
Neichst. 1876/77 ©. 207 ff. (Hahn S. 1166 ff.) 

2) Siehe Bd. III. 1. ©. 26 ff. 

3) Bgl. Bd. IL. ©. 289 ff. 

4) Bol. Motive zum Gerichtsverf. Geſ. ©. 31. (Hahn ©. 47). 

5) Auf Grund des Vertrages v. 24. Nov. 1877 u. des Waldeck'ſchen Ge⸗ 
feßes v. 1. September 1879 (Regierungsbl. ©. 79). 

6) Bertrag zwiſchen Preußen u. Lippe vom 4. Januar 1879 Art. 7 ff. 
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dem DOberlandesgeriht zu Köln !), das Fürftentbum Schwarz 
burg: Sondershaufen dem Preuß. Landgeriht zu Erfurt und 
dem Oberlandesgeriht zu Naumburg ?), das Herzogtbum Anbalt 
dem Preuß. Oberlandesgericht zu Naumburg ?) und das Fürften- 
tbum Lippe (mit Ausnahme der oben erwähnten Enclaven) dem 
Preuß. Oberlandesgericht zu Eelle *). In den angeführten Fällen 
find den auf die Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit verzichtenden 
Staaten Bräfjentationsrechte eingeräumt worden. 

Gemeinſchaftlich find zur Zeit folgende Gerichte: Die 
Landgerichte zu Meiningen, (zwiſchen Preußen, Beiningen, 
Goburg:Gotha) °), zu Rudolftadt (zwilchen Preußen, Meiningen 
und Schwarzb.-Rudolftadt) °) zu Gera (zwiſchen Sachſen-Weimar 
und Neuß j. 2.) ”) nebft den Schwurgerichten zu Gera und Mei: 
ningen, (zwifchen Preußen und den Thüringifchen Staaten) °) und 
das Landgeriht zu Lübeck (zwiſchen Oldenburg und Lübed) °); 
ferner die Dberlandesgerichte zu Jena (thüringiihe Staaten 
und Preußen) 1%), zu Hamburg (drei Hanfeltädte) '!), zu Olden⸗ 
burg (Herzogtb. Oldenburg und Fürftentd. Schaumburg-Tippe) 22) 
und zu Roftod (beide Medlenbnrg) ??). 


8. 98. Die Gerihtäbarleit der Einzelitaaten. 
I. Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit. 


Hinſichtlich der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit ift das 
Berbältniß der Deutſchen Staaten ſowohl unter ſich als gegen das 


1) Vertrag zwiſchen Breußen u. Oldenburg v. 20. Auguft 1878. 

2) Bertr. zwischen Preuße iu. Schwarzburg-Sondershaufen v. 7. Oct. 1878. 

3) Bertrag zwiſchen Preußen u. Anhalt v. 9. Oft. 1878. 

4) Vertrag v. 4. Januar 1879. 

5) Bertrag v. 17. Oktob. 1878. 

6) Vertrag v. 17. DOltob. 1878. 

7) Zertrag v. 18. Mai 1878. 

8) Vertrag v. 11. Nov. 1878. 

9) Vertrag v. 29/30 Sept. 1878. Indirect ift hiedurch das Oldenb. Für- 
ſtenthum Lübeck der Gerichtsbarkeit des Hanfeatifchen Oberlandesgerichts mit 
unterworfen. 

10) Bertrag v. 19. Febr. 1877 u. 23. April 1878. 

11) Zertrag v. 30. Juni 1878. 

12) Bertr. v. 23. Oft. 1878. 

13) Mecklenb. Ausführungsgeſ. v. 17. Mai 1879 8. 29 ff. 
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Reich nach bundesitaatliden Prinzipien geordnet; die Einzelftanten 
find zwar zur Ausübung diefer Gerichtsbarkeit Eraft eigenen Rechts 
und im eigenen Namen berufen, aber fie üben biejes Recht nicht 
tiolirt, fondern als Glieder einer höheren Einheit aus und fie 
find bei diefer Ausübung nicht fouverain, d. h. durch ihren eigenen 
freien Willen beftimmt, jondern fie find durch die vom Reiche als 
einer höheren Potenz ihnen ertheilten Borjchriften gebunden. 
Die praktiſche Tragweite dieſes ftaatsrechtlihen Prinzips ergiebt 
fih aus folgenden Erörterungen: 

1. Es ift oben bereit3 hervorgehoben worden, daß die ftaats- 
rechtlihe Bedeutung des Urtheild in der Ausftattung defjelben mit 
Rechtskraft oder Bollftredbarkeit beitebt, d. b. in dem ftaat- 
lihen Befehl dem Urtbeil zu genügen, widrigenfalls die phyſiſche 
Macht des Staates dazu verwendet werden würde, das Urtheil 
durchzuführen. Die Rechtskraft eines Urtheils beruht auf ber 
Zwangsgewalt, dem Herrfherreht, des Staates und iſt deß⸗ 
halb wie die Staatsgemwalt felbit territorial begränzt; fie veicht 
nit über das Gebiet des Staates hinaus, dem das Gericht an- 
gehört. Dies gilt au dann, wenn zwei oder mehrere Staaten 
einen Rechtshilfe-Vertrag abgeichloffen haben, durch welchen fie 
ſich gegenfeitig zur Vollſtreckung rechtskräftiger Urtheile verpflichten. 
Hier wirkt die „Rechtskraft, welche ein Urtheil in dem Gebiete 
des einen Staates erlangt hat, in den Gebieten der anderen Staaten 
nur prozefjualifch d. H. in dem Ausihlug einer nochmaligen 
tihterlihen Erörterung und Prüfung des Streits; fie befteht in 
der Anertennung und Ausdehnung des Rechtsſatzes res judicata 
jus facit inter partes auch auf den Fall, daß ein ausländifches 
Gericht das Urteil gefällt bat. Dagegen wirkt fie nicht in ftaat3- 
rechtlicher Richtung; rechtskräftig im leßteren Sinne d. h. voll: 
ftredbar wird das Urtheil des auswärtigen Gerichts im Inland 
nur dadurch, daß das inländiihe Gericht es für vollitredbar er- 
klärt. Mag durch den Rechtshilfe-Vertrag hierzu "auch eine weit: 
reichende und an leicht erfüllbare Vorausfegungen gelnüpfte Ber: 
pflichtung begründet fein, immer beruht die Vollftredbarfeit des 
Urtheils im Inlande auf dem Befehl der einheimiſchen, nicht 
dem der fremden Staatsgewalt. 

Diefer Grundjag, der unter unabhängigen Staaten mit Noth⸗ 
wendigfeit gilt, weil er aus dem Wejen der Souveränetät dey 
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Staatsgewalt folgt, ift durch das bundesftaatliche Verhältniß der 
Deutichen Staaten befeitigt und durch das Prinzip eriebt worden, 
daß die (ſtaatsrechtliche) Rechtskraft der Entſcheidungen und End: 
urtheile der ordentlihen Gerichte fi auf das ganze Bundesgebiet 
erftredt. Das Gleiche gilt hinfichtlich der Wirkungen der bei einem 
Gerihte eingetretenen Rechtshängigkeit, ſowie in Bezug auf bie 
verpflichtende Kraft der zur Erledigung der Prozeſſe erforderlichen 
richterlichen Gebote oder Verbote an Berfonen, die ſich im Bundes⸗ 
gebiet befinden '). 

Mithin übt jeder einzelne Staat eine Gerichtsbarkeit über 
das ganze Bundesgebiet aus und meder die Gültigkeit noch die 
Erzwingbarfeit der von feinen Gerichten erlaffenen Befehle ift da⸗ 
von bedingt, daß die Perjonen, an welche fie gerichtet find, gerade 
diefem Staate angehören oder in jeinem Gebiete ihren Wohnfit 
oder Aufenthalt haben. In diefer Beziehung bedarf es daher Feiner 
Rechtshilfe unter den Staaten; fie wäre gegenftandslos?). Die 
Durchführung diefes Prinzips iſt aber nur möglich, wenn für die 
Gerichte ſämmtlicher Bundesftaaten diejelben Zuftändigfeitsnormen 
gelten, weil ſonſt die Gerihtsgewalten der verjhhiedenen Staaten 
mit einander in Gollifion gerathen würden. Daher ift die Ge- 
richtsbarkeit jedes einzelnen Staates zwar nach der einen Seite 
ſehr erheblich erweitert, indem fie auf das ganze Bundesgebiet 
fih erftredt; nad der anderen Seite aber weſentlich beſchränkt, 
indem fie nur nach Maßgabe der reichsgefeglichen Vorfchriften fiber 
die Zuftändigleit der Gerichte ausgeübt werden darf. Die in den 
Reichsgeſetzen enthaltenen Regeln über die fachlihe und örtliche 
Zuſtändigkeit der Gerichte feßen der Gerichtsbarkeit d. h. ber Staats: 
gewalt der Einzelitaaten feite Gränzen und entlleiden fie dadurch 
bes Merkmals der Souveränetät. 

2. Die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit jedes Bundesftaats 
über das ganze Bundesgebiet erfordert nicht mur einheitliche Nor: 
men über die Zuſtändigkeit der einzelnen Gerichte, jondern auch 
eine Garantie für gleihmäßige und übereinftimmende Auslegung 
und Handhabung der Geſetze (Rechtsnormen). - Diefe Garantie kann 


— 





1) Vgl. Motive zum Gerichtöverfafiungsgel. S. 189. (Hahn ©. 168.) 
Kommiffiondberiht ©. 66 a. E. (Hahn ©. 974.) 
2) Bol. unten $. 100. 
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ber Natur ber Sache nad nur in der Uebertragung der Gerichts: 
barkeit legter Inſtanz auf das Reich jelbft, in der Errichtung eines 
oberiten Reichsgerichts beſtehen. Auch hierdurch erleidet die Ge: 
richtsbarkeit der Einzelftaaten eine wejentliche Bejchränfung, fie 
wird durch die Gerichtsbarkeit des Reiches nicht nur ergänzt, fon- 
dern beherrſcht; es fehlt ihr die felbititändige Spitze, fie läuft in 
bie Gerichtsbarkeit des Reiches ein, wo fie erit ihren Abſchluß 
findet). Dies wird ſelbſtverſtändlich dadurch in Feiner Weile 
modifizirt, daß nicht in allen Prozeßſachen die Entſcheidung bes 
Reichsgerichts eingeholt werden Tann, die Zuftändigfeit des letzteren 
vielmehr durch das Nechtsmitteliuftem beftimmt und an gewiſſe 
Borausfegungen gebunden ift; denn dieſe Vorausſetzungen find 
prozepßredtliher, nicht ftaatsrechtlicher Natur; fie beruben auf 
technifchen Erwägungen und dem Bedürfniß nah einer gewiſſen 
Delonomie des Verfahrens; fie finden in ganz derjelben Weile 
auch in dem Rechtsmittelſyſtem des jouveränen Einheit 3 ftaates 
Berüdfihtigung ?). 

Dagegen ift der erwähnte Grundſatz mobdifizirt worden durch 
eine rveichögefehlihe Anordnung von fpezifiih ſtaats rechtlichem 
Charakter. Das Einf.Gel. zum Gerichtöverfaffungsgejeg beſtimmt 
nämlid in 8. 8 Abf. 1: 

„Dur die Geſetzgebung eines Bundesftaates, in welchem 
mehrere DOberlandesgerichte errichtet werden, Tann die Ber: 
handlung und Entfcheidung der zur Zuftändigleit des Reichs⸗ 
gerichts gehörenden Revifionen und Beſchwerden in bürger: 
lichen Rectsftreitigfeiten einem oberften Landesge— 
richte zugewieſen werben.“ 

Wenn der thatſächliche Zuſtand der Deutſchen Gerichtsverfafſung 
dem Wortlaut dieſer Geſetzesbeſtimmung wirklich entſpräche, ſo 
würde die letztere in dem ganzen Bau des Deutſchen Verfaſſungs⸗ 
rechts eine hervorragende Anomalie bilden; nicht das Reich als 
die übergeordnete ſouveräne Potenz würde den Hoheitsrechten der 


1) gl. den folgenden Paragraphen. 

2) Deßhalb kann die Annahme Binding’s, Grundriß bed Strafprozeß⸗ 
rechts ©. 44, „daß nicht nur die Gerichtäbarfeit des Reiches ſouve rain iſt 
fondern auch die der Einzelftaaten, joweit ihre Gerichte fich als höchſte Initanz, 
darftellen“, — nicht als zutreffend erachtet werben; fie beruht auf einer Ber: 
mengung prozeßrechtlicher und ftaatsrechtlicher Geſichtspunlte. 

Laband, Reihsftantäreht, III, 8, 
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ihm untergeordneten Staaten Maaß und Ziel fegen, fondern bie 
Einzelftaaten würden befugt jein zu bejtimmen, ob fie die Gerichts: 
barkeit in der Reviſionsinſtanz jelbft ausüben oder dem Neich zu: 
weifen wollen; die Zuftändigleit des Reichsgerichts in bürgerlichen 
Nechtäftreitigfeiten wäre nur eine |ubfidiäre, durch den that: 
ſächlichen Verzicht der einzelnen Staaten auf Erridtung eines 
obersten ZandesgerichtS bedingte. In Wirklichkeit verhält ſich dies 
glücklicher Weile anderd. Zunächſt hat das Reichsgeſ. v. 11. April 
1877 über den Sit des Reichsgerichts (R.G.Bl. S. 415) die An- 
wendung diefer Rechtsvorſchrift auf das Königreih Sachſen, in 
deſſen Gebiet das Reichsgericht feinen Sig erhalten hat, ausge: 
ſchloſſen und Sachſen bat in Folge deſſen nur ein DOberlandes: 
gericht errichtet. Ebenjo haben Württemberg und Baden fich mit 
der Errichtung je eines Oberlandesgerichts begnügt und in den 
Heineren Staaten war die Etablirung von mehr als einem Ober: 
landesgericht von ſelbſt thatſächlich ausgeſchloſſen. Es bleiben 
daher nur zwei Staaten übrig, in welchen die im angef. Geſetz 
aufgeſtellte Vorausſetzung des Nebeneinanderbeſtehens mehrerer 
Oberlandesgerichte thatſächlich verwirklicht iſt, nämlich Preußen 
und Bayern. Preußen bat darauf verzichtet, von der im 8. 8 cit. 
ihm eingeräumten Befugniß Gebrauch zu maden; der einzige 
Deutihe Staat, in welchem diefer Artikel praftiihde Bedeutung 
erlangt bat, ift demnah Bayern, welches durch Landesgefeh 
v. 23. Februar 1879) Art. 42 ff. ein oberſtes Landesgericht in 
Münden errichtet bat. 

In Wahrheit ift daher 8. 8 cit. Nichts Anderes als die auf 
fait allen Gebieten des Reichsſtaatsrechts wiederkehrende clausula 
baiuvarica, die Anerkennung eines Sonderrechts Bayerns, nur daß 
e3 in diefem Falle nicht wie fonft mit Haren Worten, jondern in 
jonderbarer Berhüllung Ausdrud gefunden bat ?). 


1) Geſetz- u. Berordnungsbl. 1879 ©. 273 ff. 

2) FnSbefondere bemühen fich die Motive zum Gerichtöverf.Gej. S. 24. 25 
(Hahn ©. 42) durch viele Redensarten die wahre Tendenz des 8. 8 zu ver⸗ 
deden. XTreffender find die Gründe für denjelben entmwidelt von dem Bayer. 
Yuftizminifter v. Fäuſtle in der erften Berathung im Plenum des Reichs⸗ 
tages. Stenogr. Berichte 1874 ©. 319 ff. (Hahn S. 260) und bejonders in 
ben Verhandlungen der Reichstagskommiſſion Protok. I. Lei. S. 451 ff. (Hahn 
S. 659). Die ſach lichen Gründe, durch welche die Beitimmung gerechtfertigt 
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Allein diefelbe ift mit einer jehr weſentlichen Einſchränkung 
verjehen, ohne welche fie eine Loderung der bereits erfolgten Ein- 
fügung Bayernd in den Reihsorganigmus bewirkt bätte. Die 
Zuſtändigkeit des Reichsoberhandelsgerichts nämlich eritredite fich 
auch auf Bayern, ohne daß es diefem Staate freigeftanden bat, 
durch Landesgeſetz ſich derfelben zu entziehen, und das Reich hatte 
die rechtliche Befugniß, von der es auch in zahlreichen Fällen Ge: 
brauch gemacht hat, die Zuftändigfeit des Reichsoberhandelsgerichts 
dur befondere Reichsgeſetze auszudehnen. Dies ift von dem 
Reichsoberhandelsgericht auf das Reichsgericht Übertragen morben ; 
die Vorſchrift des 8.8 Ab. 1 cit. findet demnach Feine Anwendung 
auf diejenigen bürgerlihen Rectsftreitigfeiten, welche zur Zuſtän⸗ 
digfeit des Reichsoberhandelsgerichts gehört haben oder welche durch 
befondere Reichsgeſetze dem Reichsgericht zugewieſen werben '). 

Uebrigens gelten die reichsgeſetzlichen Vorfchriften über das 
Berfabhren, ferner die allgemeinen Anordnungen des Gerichtäver- 
faſſungsgeſetzes und die befonderen das Reichsgericht betreffenden 
Vorſchriften defielben, ſoweit diejelben analog anmwendbar find, 
auch für das Bayeriſche oberfte Landesgericht als Behörde der 
ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit ?). 

3. Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit bildet einen Theil 
der den Einzelitaaten verbliebenen oder ihnen vom Reich übertra- 
genen Selbftverwaltung in dem Bd. I ©. 95 fg. (beſonders 
©. 104) dargelegten Sinn. Die Einzeljtaaten find verpflichtet, die 
ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit nach den im Gerichtsverfaſſungs⸗ 
gejeß und den Prozeßordnungen gegebenen Vorſchriften zu hand- 
baben. Die Ueberwachung der Einzelitaaten, daß fie diefer Ber: 
pflihtung nachkommen, Liegt dem Kaifer ob, die derjelbe vermittelft 


wird, treffen nur zu für die Zeit bis zum Erlaß eines allgem. Deutjchen Eivil- 
geſetzbuches und in diefem Sinne ift der Vorbehalt des 8. 8 von vielen Seiten 
als ein nur proviforiicher angejehen worden. Vgl. die citirten Verhandlungen 
der Reihstagstommilfton dv. 12. Febr. 1876. Protok. S. 447 ff. 

1) Einf.Gef. 3. Gerichtsverf. Geſ. 8. 8 Abi. 2. Hinfichtlich der Entfchei- 
dung der Borfrage, ob das oberfte Landesgericht oder das Neichögericht zu- 
ftändig ift, find die Vorfchriften bes Gel. v. 12. Juni 1869 88. 18 u. 20 ana⸗ 
log übertragen worden. Einf.Gef. zur Civilproz.O. 8. 7. 

2) Einf.Gef. z. Gerichtsverf. Geſ. 8. 10 und dazu die Motive ©. 212 
(Hahn ©. 185). 

4* 
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des dem Reich sSkanzler unterftellten Reichsjuſtizamtes bewirkt )). 
Wenn bierbei Mängel beroortreten, deren Abftellung die Regierung 
bes Einzelftaates troß einer Anregung des Reichskanzlers verwei⸗ 
gert, fo enticheidet der Bundesrath über die richtige Auslegung 
und Handhabung der Reichägefege ?). Für die Gerichtsbarkeit gel: 
ten keine, von diefen allgemeinen Prinzipien abweichende Regeln 
und e3 ift demnach bier einfach auf die Erörterungen zu verwei⸗ 
fen, weldhe Bd. I S. 255—261 und Bd. II S. 232—237 gegeben 
worden find. Nur ift felbftverftändlich hierbei zu beachten, daß 
fomweit die Regierungen der Einzelftaaten nicht befugt find, auf Die 
Thätigkeit der Gerichte einzuwirken, auch ber Reichskanzler nicht 
befugt ift, den Regierungen gegenüber unter Berufung auf das 
fatjerl. Beauffihtigungsredht eine Kontrole und Kritif über Die 
Handhabung der Gerichtsbarkeit auszuüben oder die Unabhängig. 
feit der Gerichte anzutaften. Die Kompetenz des Reichskanzlers 
und event. des Bundesrathes ift im Wefentlichen auf bie Beauf- 
fihtigung der Juſtizverwaltung befchränft, insbeſondere darauf, 
daß in den Einzelftaaten die im Gerichtsverfaffungsgefeg vorge: 
zeichneten Behörden-Organifationen wirklich durchgeführt, die er- 
forderlihen Gerichte, Staatsanwaltichaften u. ſ. w. errichtet umd 
mit qualifizirten Beamten beſetzt werden und daß die Gerichte bei 
ihren Amtsverrichtungen vor unerlaubten Einwirkungen der Ver⸗ 
waltungsbehörden u. dgl. gewahrt bleiben®). Der Fall einer Juſtiz— 
vermweigerung kann auf dem Gebiet der ordentlichen ftreitigen 
Gerichtsbarkeit feit dem Inkrafttreten der Reichsjuſtizgeſetze nicht 
leicht vorkommen; follten unoorherzufehende Umftände ihn dennoch 
berbeiführen, jo würde gemäß Art. 77 der R.V. der Bundesrat 
die Beſchwerde zu prüfen und die Abhülfe zu bewirken baben ‘). 


I Die reichsgeſetzlich nicht normirte Gerichts— 
barkeit. 


Das gelammte Gebiet der Gerichtsbarkeit, welches nicht unter 
die Kriterien der ordentlichen freitigen Gerichtsbarkeit fällt, ift der 
freien Autonomie und Verwaltung Seitens der Einzelitaaten 


1) Reichöverf. Art. 17. 
2) Reichsverf. Art. 7 Biff. 3. 
3) Bel. Bd. I. ©. 305. 
4) Siehe Bd. I. S. 267. 268, 
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überlafien, wobei allerdings die Reichsgeſetze über Strafrecht, 
bürgerliches Recht und über die verfchievdenen Gebiete des öffent: 
lihen Rechts der Selbitbeftimmung der Einzelflaaten erhebliche 
Schranken feßen. 

Für das Reichsſtaatsrechts bietet diefe Materie keinen Anlaß 
zu ſpeziellen Erörterungen; es gelten feine anderen Rechtsregeln 
als diejenigen, melde ſich aus dem allgemeinen Unterorbnungs: 
Verhältniß der Bundesftaaten unter die Reichsgewalt ergeben; in 
diefer Beziehung ift auf die Erörterungen Bd, II S. 231-232 
zu verweilen. 

Da die Beitelung und Organifation der Behörden, durch 
welche diefe Gerichtsbarkeit ausgeübt wird, den Einzelftaaten über: 
laffen ift, ſo ſteht es ihnen auch frei, dazu die ordentliden 
Gerichte zu verwenden und die Zuſtändigkeit derſelben und das 
von ihnen zu befolgende Verfahren vorzufchreiben. Nur in einer 
Beziehung ift den Einzeljtaaten bier eine Schranke gezogen; es ift 
ihnen verboten, andere Geſchäfte der Verwaltung als diejenigen 
der Juſtizverwaltung den ordentlichen Gerichten zu übertragen ?). 
Hierdurh ift der Grundjag von der Trennung der Rechtspflege 
von der Verwaltung, welcher bei Einführung der neuen Gerichts: 
verfaffung in allen deutihen Staaten bis auf ein Baar unbedeu- 
tende Ausnahmen landesrechtlich bereits durchgeführt war, reichs— 
geſetzlich fanctionirt worden, fo daß den Einzelftaaten jede Ab- 
weichung won demjelben unmöglich gemacht worden if. Wenngleich 
daher die praftifhe Wirkung diefer Beſtimmung nur gering war, 
fo kömmt ihr doch ftaatsrechtlic eine große Tragweite zu, indem 
fie eine einjchneidende Beſchränkung der Autonomie der Einzel: 
ftaaten enthält. Das Reich verbietet aber nur, Verwaltungsge⸗ 
Ihäfte den ordentlihen „Gerichten“ zu übertragen, nicht den 
„Richtern“ ; d. 5. es müſſen gejonderte „Behörden“ für die 


1) Einf. Geſ. 3. Gerichtsverf. Geſ. Art. 4. Ueber den Kreis der Gejchäfte, 
welche zur Juſtizverwaltung gehören, vgl. die Verhandlungen der Reichstags⸗ 
tommilfion Protot. I. Lei. ©. 436 ff. (Hahn ©. 647). Abg. Dr. Laster 
zählt dahin: „Alle Geichäfte, welche zur Herbeiführung und Vollziehung bed 
Richterſpruchs erforderlich fjeien; auch äußere Angelegenheiten, ſofern fie zu 
dem bezeichneten Zwecke erledigt werden müſſen; unter biefen Geſichtspunkt 
falle auch die Beihaffung der Schreibmaterialien, die Aufficht Über die Straf. 
anftalten.” 
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Rechtspflege und für die Verwaltung eingeridhtet werben, da⸗ 
gegen Tann derjelbe „Beamte“ gleichzeitig ein richterliches Amt und 
ein Berwaltungsamt führen '). 


8. 99. Die Gerichtsbarkeit des Reichs. 
1. Die ordentlide ftreitige Gerichtsbarkeit. 


Unter den im $. 12 des Reichsgeſetzes aufgeführten ordent- 
lihen Gerichten befindet fih aud ein Gericht des Reiches, das 
„Reichsgericht“. Da nun die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit 
diejenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen begreift, 
welche den ordentlichen Gerichten zugewieſen find, fo ift die ordent- 
lihe ftreitige Gerichtsbarkeit des Neiches identifh mit der 3 u- 
Rändigfeit des Reihsgerihts in bürgerlidhen 
Rehtsftreitigfeiten und Strafſachen, gleichwiel 
durch welches Geſetz die Zuftändigkeit des Reichsgerichts begründet 
ift, und gleichwiel welches Verfahren von dem Reichsgericht zu be⸗ 
folgen ift. Diefem Begriffe gemäß erftredt ſich die ordentliche 
ftreitige Gerichtsbarkeit des Reiches auf folgende Gegenftände. 

1. In bürgerlihden Rechtsſtreitigkeiten auf 
die Entſcheidung 

a) über die Rechtsmittel der Beſchwerde und der Berufung 
gegen die Entiheidungen der Reichſskonſuln und Reid: 
Konjulargeridte?). 

b) über die Rechtsmittel der Beſchwerde und Nevifion gegen 
die Entſcheidungen und Enburtheile der Dberlandesgeridte 
der einzelnen Bundesitaaten®), ausgenommen bie bayerischen, nad 
Maßgabe des oben ©. 49 ff. erörterten 8.8 des Einf. Geſ. zum Ge: 
richtsverf. Geſ. 

Es ergibt ſich hieraus, daß die einſchränkenden Vorausſetzungen, 
unter denen das Rechtsmittel der Reviſion geſtattet iſt, zugleich 
ebenſoviele Einſchränkungen der Gerichtsbarkeit des Reiches ſind 
und das Verhältniß derſelben zur Gerichtsbarkeit der Einzelſtaaten 
beſtimmen. Die Vorausſetzungen der Reviſion ſind aber von 





1) Bgl. Kommiſſionsbericht zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz S. 75. (Hahn 
S. 981.) 

2) Konſulargerichtsbarkeitsgeſ. 5. 18 Abſ. 3. gl. unten sub II. 

3) Gerichtöverfaffungsgef. 8. 135. 
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zwiefachem Charakter, tbeils find fie rein prozeßrechtlicher 
Natur, theils haben fie eine ftaatS rechtliche Bedeutung und ftehen 
mit dem Berfaffungs: und NRechtszuftande des Reiches in Zu: 
fammenhang. Rein prozeßrechtlich find die Vorjehriften, daß 
die Reviſion nur ftattfindet gegen die in der Berufungsinftanz 
von den Oberlandesgerichten erlaflenen Endurtheile !), das 
Reichsgericht alſo nur in dritter Inſtanz enticheidet; ferner daß fie 
nicht auf unrichtige Feitftellung oder Beurtbeilung des Thatbe- 
ftandes geftügt werden Tann; fowie das Erforderniß der fogen. 
Reviſionsſumme (Betrag des Streitgegenftandes von 1500 
Mark) ?). Diefelben Vorſchriften Tönnen in den Prozeßordnungen 
aller Staaten mit den verſchiedenſten Verfaffungen, namentlich auch 
im ifolirten Einbeitsftaate gelten: fie beruhen ausfchließlich auf 
techniſch⸗ proze ſnaliſchen Rüdfichten und geben zu einer ſtaatsrecht⸗ 
lihen Erörterung feinen Anlaß. Anders verhält es fih mit dem 
von der Reichsgeſetzgebung für das Rechtsmittel der Revifion auf: 
geftellten Erforderniß, daß dafjelbe nur darauf geftüßt werden kann: 
„Daß die Entfheidung auf der Verlegung eines Reichs— 

geſetzes oder eines Gefeges, deſſen Geltungsbereich fi über 

den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erftredt, beruhe 3). 

Es befteht hiernach ein Unterſchied zwiſchen Reichs geſetzen 
und Landesgeſetzen (partikulären Rechtsnormen); die behauptete 
Verletzung der erſteren genügt unbedingt zur Begründung der Re— 
pifion, die Verlegung der le&teren nur dann, wenn ihr Geltungs: 
bereich ſich über den Bezirk des Berufungsgericht3 — alſo über 
einen Oberlandesgericht3:Bezirt — hinaus erftredt ). Diefe Unter: 
ſcheidung beruht auf dem verjchiedenartigen Intereſſe, welches das 
Reich an der gleihmäßigen Auslegung und Handhabung der Ge: 
jeße bat; dafjelbe ift theils ein materielles theils ein nur formelles. 
Inſoweit das Reich den Rechtszuſtand im ganzen Bundesgebiet 
einbeitlich geregelt bat, darf diefe Einheit nicht durch eine abwei— 
hende Auslegung der Landesgerichte theilweile aufgehoben oder 


1) Eivilproz.D. 507. n 

2) Sivilproz.D. 508. Ausnahmen ebendaj. 509 in Verbindung mit Ge- 
richtsverf. Geſ. $. 70 Abf. 2. 

8) Civilproʒ O. 511. 

4) Bgl. hiezu die kritiichen Erdrterungen von Kohn in der Beitjchrift f. 
die Deutiche Gefepgebung zc. von Behrend und Dahn. VII. ©. 161 ff. 
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Rechtspflege und für die Verwaltung eingerichtet werben, da⸗ 
gegen Tann derjelbe „Beamte“ gleichzeitig ein richterliches Amt und 
ein Verwaltungsamt führen ’). 


8. 99. Die Gerichtsbarkeit des Neichs. 
1. Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit. 


Unter den im $. 12 des Reichsgeſetzes aufgeführten ordent- 
lihen Gerichten befindet fi auch ein Gericht des Reiches, das 
„Reichsgericht“. Da nun die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit 
diejenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Straflachen begreift, 
welche den ordentlichen Gerichten zugewieſen find, fo ift die ordent- 
liche ftreitige Gerichtsbarkeit des Reiches identiih mit der Zu— 
ftändigfeit des Reichsgerichts in bürgerlidhen 
Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen, gleichviel 
durch welches Gejeh die Zuftändigfeit des Reichsgerichts begründet 
ift, und gleichviel welches Verfahren von dem Neichägericht zu be- 
folgen ifl. Diefem Begriffe gemäß eritredt fih die ordentliche 
ftreitige Gerichtsbarkeit des Neiches auf folgende Gegenftände. 

1. In bürgerlihden Rehtsftreitigfeiten auf 
die Enticheidung 

a) über die Rechtsmittel der Beſchwerde und der Berufung 
gegen die Entiheidvungen der Neihstonjuln und Reichs: 
Konjulargeridte?). 

b) über die Rechtsmittel der Beichwerde und Revifion gegen 
die Entfheidungen und Endurtheile der Oberlandesgeridte 
der einzelnen Bundesftaaten?), ausgenommen die bayerifchen, nad 
Maßgabe des oben S. 49 ff. erörterten 8.8 des Einf.Gef. zum Ge: 
richtsverf. Gef. 

Es ergibt fich hieraus, daß die einſchränkenden Vorausfegungen, 
unter denen das Rechtsmittel der Reviſion geftattet ift, zugleich 
ebenjoviele Einſchränkungen der Gerichtsbarkeit des Reiches find 
und das Berbältniß derjelben zur Gerichtöbarkeit der Einzelftaaten 
beftimmen. Die Borausfegungen der Revifion find aber von 


1) Vgl. Kommilfionsberiht zum Gerichtäverfafjungsgefeg S. 75. (Hahn 
©. 981.) 

2) Konſulargerichtsbarkeitsgeſ. 8. 18 Abſ. 3. gl. unten sub II. 

3) Gerichtsverfaſſungsgeſ. $. 135. 
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zwiefachem Charakter, theils ſind ſie rein prozeßrechtlicher 
Nalur, theils haben fie eine ftaats rechtliche Bedeutung und ſtehen 
mit dem Perfaffungs: und Rechtszuſtande des Neiches in Zu— 
fammenbang. Rein prozeßrechtlich find die Vorfchriften, daß 
die Revifion nur ftattfindet gegen die in der Berufungsinftang 
von den Dberlandesgerichten erlaffenen Endurtbeile !), das 
Reichsgericht aljo nur in dritter Inſtanz entjcheidet; ferner daß fie 
nicht auf unrichtige Feftftelung oder Beurtheilung des Thatbe- 
ftandes geftüßt werden Tann; fowie das Erforderniß der fogen. 
Revifionsfumme (Betrag des Streitgegenftandes von 1500 
Mark) 2). Diefelben Vorichriften können in den Prozeßordnungen 
aller Staaten mit den verjhiedeniten Verfaſſungen, namentlih auch 
im iſolirten Einheitsftaate gelten: fie beruhen ausſchließlich auf 
techniſch⸗prozeſſualiſchen Rüdfichten und geben zu einer ftaatsrecht: 
lichen Erörterung feinen Anlaß. Anders verhält es ſich mit dem 
von der Reichögefeßgebung für das Rechtsmittel der Reviſion auf: 
geftellten Erforderniß, daß dafjelbe nur darauf geftüßt werden kaun: 
„Daß die Entfcheidung auf der Verlegung eines Reichs: 

gefeßes oder eines Geſetzes, deſſen Geltungsbereich ſich über 

den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erftredt, berube °). 

Es beſteht hiernach ein Unterfchied zwiſchen Reichs geſetzen 
und Landes geſetzen (partikulären Rechtsnormen); die behauptete 
Verletzung der erſteren genügt unbedingt zur Begründung der Re— 
viſion, die Verlegung der letzteren nur dann, wenn ihr Geltungs: 
bereih ſich über den Bezirk des Berufungsgerichts — aljo über 
einen Oberlandesgericht3:Bezirt — hinaus erſtreckt ). Dieje Unter: 
ſcheidung beruht auf dem verfchiedenartigen Jutereſſe, welches das 
Reich an der gleihmäßigen Auslegung und Handhabung der Ge- 
ſetze bat; daſſelbe ift theils ein materielles theild ein nur formelles. 
Inſoweit das Reich den Rechtszuſtand im ganzen Bundesgebiet 
einheitlich geregelt bat, darf diefe Einheit nicht durch eine abwei— 
hende Auslegung der Landesgerichte theilweife aufgehoben oder 


1) Eivilproz.D. 507. n 

2) Eivilproz.D. 508. Ausnahmen ebendaf. 509 in Verbindung mit Ge- 
richtsverf.Geſ. 8. 70 Abf. 2. 

3) Eivilproz. DO. 511. 

4) Bgl. hiezu die kritiſchen Erörterungen von John in der Zeitichrift f. 
die Deutiche Geſetzgebung zc. von Behrend und Dahn. VII. ©. 161 ff. 
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in Frage geftellt werden, jondern es muß eine für das ganze 
Bundesgebiet maßgebende richterlihe Inftanz zur Wahrung der 
Einheit beſtehen. Diefelben Gründe, welche zur Errichtung des 
Reichs-Oberhandelsgerichts und zur allmäligen Ausdehnung feiner 
Kompetenz führten, rechtfertigen die gejebliche Anerlennung des 
allgemeinen Grundſatzes, daß die Auslegung eines Reichsgeſetzes 
zur Eutjcheidung des Reichsgerichts gebracht werden könne Die 
Frage, welches Recht das Reich gejegt hat, wird in dem concreten 
Rechtsfalle definitiv beantwortet vom Reich felbft durch fein höch⸗ 
fte8 Geriht, nit vom Einzelitaat '). Die Anordnung in $. 8 
Abi. 2 des Einf.Gef. z. Gerichtsverf. Geſ. giebt die Möglichkeit, dieſem 
Grundfage auch für Bayern vollitändig Geltung zu verfchaffen. 

Für diejenigen Materien aber, für welche das Reich einen 
einheitlichen Rechtszuſtand nicht bergeftellt, fondern die Vielgeftal- 
tigfeit der Partikularrechte fortbeftehen gelaflen bat, beſteht für 
das Reich Fein Intereſſe daran, mie diefe Geſetze ausgelegt wer- 
den, wol aber, daß nicht mwiderfprechende Auslegungen derſelben 
Rechtsnormen ſich behaupten können, ohne daß in der Gerichts⸗ 
verfafjung des Reiches die Möglichkeit einer Ausgleichung des 
Miderfpruches geboten if. Denn da die Gerichtöbarfeit jedes Ein- 
zelſtaates und die Rechtskraft der Urtheile fih auf da8 ganze 
Bundesgebiet erftreden, jo muß mit Rückſicht auf die Sicherheit 
ber Rechtſprechung und auf das Vertrauen des Volkes zur Rechts⸗ 
pflege dafür Sorge geträgen werden, daß nicht unter den Gerichten 
des Bundesgebietes binfichtlih einer und derjelben Rechtsfrage ein 
unlöslicher Diffens beſtehe. Für diejenigen Rechtsnormen, welche 
nur innerhalb des Bezirkes eines Dberlandesgerichtes gelten, ift 
durch die Rechtiprechung des letzteren die Einheitlichkeit der Rechtsan⸗ 
wendung verbürgt und die Möglichkeit eines dauernden Widerftreites 
mebrerer binfichtlich des Inftanzenzuges von einander unabhängiger 
Gerichte ausgefchloffen; wenn dagegen eine Rechtsnorm außer in 
dem Bezirk des Berufungsgerichtes mindeftens noch in dem Bezirk 
eines Deutſchen Oberlandesgeriht3 Geltung bat, jo muß Die An- 
rufung des Reichsgerichts geftattet fein, um den Einklang der 
Rechtsauslegung unter den Oberlandesgerichten zu fichern ?). 

1) Dies gilt übrigen? auch in dem Falle, wenn das Reichsgeſetz etwa nur 
für den Bezirt Eines Oberlandesgerichtes Geltung hat. 

. 2) Wenn die Rechtsnorm nur in dem Bereich Eines Oberlandesgerichts, 
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Freilihd wird diefer Erfolg durch die Beitimmung des $. 511 
nicht vollftändig erreiht, fondern nur für den regelmäßigen Yal, 
daß die Gerichte nah der lex fori enticheiden; wenn in einer 
Rechtsſache ausländifches Recht oder das Recht eines andern, wenn: 
gleih zum Deutſchen Reich gehörenden, Rechtögebietes von einem 
Dberlandesgerichte in Anwendung zu bringen ift, kann das letztere 
von ber Auslegung eines anderen DOberlandesgerichtes abweichen, 
ohne daß durch das Rechtsmittel der Revifion die Entſcheidung 
des NReichsgerichtS herbeigeführt werben kann '). 

Aber auch abgejehen von diejer Beſchränkung der Tragweite 
des im 8. 511 cit. aufgeftellten Prinzips iſt das letztere jelbft 
nicht ein abjolut durchgreifendes, ſondern e3 find Modifikationen 
defjelben nach beiden Richtungen geftattet. Mit Zuftimmung des 
Bundesrath3 Tann durch Kaiferl. Verordnung beftimmt werden, 
jowohl daß die Verlegung von Gefeten, obgleich deren Geltungs- 
bereich fich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus eritredt, 
die Nevifion nicht begründe, als auch, daß die Verlegung von Ge: 
jegen, obgleich deren Geltungsbereich ſich nicht über ven Bezirk des 
Berufungsgericht8 hinaus erftredt, die Revifion begründe ?). Die 
erjte diefer beiden Abweichungen betrifft namentlich die Partikular⸗ 
geſetze älterer Zeit, deren Geltungsgebiete in Folge der Territorial- 
veränderungen oder der Umgeftaltung der Gerichtsverfaffung getbeilt 
worden find, jo daß fie gegenwärtig in den Bezirken mehrerer 
Staaten bezieh. mehrerer Oberlandesgerichte Tiegen?). 


außerdem aber in einem aus ländiſchen Gebiet Geltung Hat, was hinficht- 
lich zahlreicher in Eljaß-Lothringen geltender franzöfiicher und der in Schles⸗ 
wig-Holftein geltenden däniſchen Geſetze zutrifft, jo ift die Reviſion nicht be⸗ 
gründet, obgleich der Wortlaut des 8. 511 der Civilproz.O. einer andern Aus- 
legung Raum giebt. Denn in diefem alle kann ein Widerftreit zwiſchen meh- 
reren Deutjchen Oberlandesgerichten nicht entftehen. Vgl. auch Endemagn 
1. ©. 454. Diefes Prinzip hat auch Anerkennung gefunden in ber ®. v. 
28. Septemb. ‚1879 8. 2. (K. G.Bl. ©. 299.) 

1) gl. Eccius in Gruchot’3 Beiträgen zur Erläuterung des Deutichen 
Rechts. Bd. 24 ©. 23 ff. und Reuling, revifible und nichtrevifible, Rechts⸗ 
normen. Berlin 1880, (Separat-Abbr. aus der Juriſt. Wochenſchr. v. 1880.) 

2) Einf. Geſ. z. Civilproz.O. Urt. 6. 

3) In dieſer Beziehung hat die V. v. 28. Sept. 1879 8. 1 (R.G.Bl. 
S. 299) den Grundſatz aufgeſtellt, daß die Reviſion auf die Verletzung anderer 
Geſetze als derjenigen des gemeinen oder franzöſ. Rechts nur geſtützt werden 
kann, wenn dieſelben über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus für den 
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in Frage geftellt werden, fondern e8 muß eine für das ganze 
Bundesgebiet maßgebende richterlihe Inſtanz zur Wahrung der 
Einheit beitehen. Dieſelben Gründe, melde zur Errichtung des 
Reih3:Oberhandelsgericht3 und zur allmäligen Ausdehnung feiner 
Kompetenz führten, rechtfertigen die gefegliche Anerkennung des 
allgemeinen Grundfages, daß die Auslegung eines Reichsgeſetzes 
zur Enticheidung des Reichsgerichts gebracht werden könne. Die 
Frage, welches Recht das Reich gejegt bat, wird in dem concreten 
Rechtsfalle definitiv beantwortet vom Reich jelbft durch fein höch⸗ 
ſtes Geriht, nit vom Einzelftaat '). Die Anordnung in 8. 8 
Abſ. 2 des Einf.Gef. z. Gerichtsverf.Gef. giebt die Möglichkeit, dieſem 
Grundfage auch für Bayern vollftändig Geltung zu verſchaffen. 
Für diejenigen Materien aber, für welche das Weich einen 
einbeitlihen Rechtszuſtand nicht hergeſtellt, fondern die BVielgeftal- 
tigkeit der Partikularrechte fortbeftehen gelaflen bat, beſteht für 
das Reich Tein Intereſſe daran, wie diefe Geſetze ausgelegt wer: 
den, wol aber, daß nicht widerſprechende Auslegungen derjelben 
Rechtsnormen fich behaupten können, ohne daß in der Gerichts: 
verfafjung des Reiches die Möglichkeit einer Ausgleihung des 
Widerſpruches geboten if. Denn da die Gerichtsbarkeit jedes Ein- 
zelftaates und die Rechtskraft der Urtheile fih auf dag ganze 
Bundesgebiet erftreden, fo muß mit Rüdficht auf die Sicherheit 
der Rechtſprechung und auf das Bertrauen des Volles zur Rechts⸗ 
pflege dafür Sorge geträgen werden, daß nicht unter den Gerichten 
des Bundesgebietes binfichtlich einer und derjelben Rechtsfrage ein 
unlöslicher Diffens beftehe. Für diejenigen Rechtsnormen, welche 
nur innerhalb des Bezirkes eines Dberlandesgerichtes gelten, ift 
durch die Rechtſprechung des legteren die Einheitlichleit der Rechtsan⸗ 
wendung verbürgt und die Möglichkeit eines dauernden MWiderftreites 
mebrerer binfichtlich des Inftanzenzuges von einander unabhängiger 
Gerichte ausgeſchloſſen; wenn dagegen eine Rechtsnorm außer in 
dem Bezirk des Berufungsgerichtes mindeftend noch in dem Bezirk 
eines Deutſchen Oberlandesgerichts Geltung hat, jo muß die An- 
rufung des Neichögerichts geftattet fein, um den Einklang der 
Rechtsauslegung unter den DOberlandesgerichten zu fiern ?). 
1) Dies gilt übrigens auch in dem Falle, wenn das Reichsgeſetz etwa nur 


für den Bezirk Eines Oberlandesgerichtes Geltung bat. 
. 2) Wenn die Rechtsnorm nur in bemBereih Eine 3 Oberlandesgerichts, 
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Freilich wird diefer Erfolg durch die Beitimmung des 8. 511 
nicht vollftändig erreiht, fondern nur für den regelmäßigen Fall, 
daß die Gerichte nah der lex fori entjcheiden; menn in einer 
Rechtsſache ausländifches Recht oder das Recht eines andern, wenn: 
gleih zum Deutſchen Reich gehörenden, Rechtögebietes won einem 
Dberlandesgerichte in Anwendung zu bringen ift, kann das letztere 
von ber Auslegung eines anderen Oberlandesgerichtes abmeichen, 
ohne daß dur das Rechtsmittel der Nevifion die Entjcheidung 
des Reichsgerichts herbeigeführt werden Tann '). 

Aber auch abgejehen von diefer Beihränfung der Tragweite 
des im 8. 511 cit. aufgeftellten Prinzips ift das letztere felbit 
nicht ein abfolut durchgreifendes, ſondern es find Mopifilationen 
befielben nach beiden Richtungen geftattet. Mit Zuftimmung des 
Bundesratbs Tann durch Kaiferl. Verordnung beftimmt werden, 
jowohl daß die Verlegung von Gefegen, obgleid deren Geltung: 
bereich fi) über den Bezirk des Berufungsgericht3 hinaus erftredt, 
die Revifion nicht begründe, al3 auch, daß die Verlegung von Ge- 
fegen, obgleich deren Geltungsbereich fich nicht über den Bezirk des 
Berufungsgerichts hinaus erftredt, die Revifion begründe ?). Die 
erfte diefer beiden Abweichungen betrifft namentlich die Bartikular- 
gejeße älterer Zeit, deren Geltungsgebiete in Folge der Territorial- 
veränderungen oder der Umgeftaltung der Gerichtöverfaffung getheilt 
worden find, jo daß fie gegenwärtig in den Bezirken mehrerer 
Staaten bezieh. mehrerer Oberlandesgerichte Tiegen ?). 


außerdem aber in einem aus ländiſchen Gebiet Geltung hat, was Hinficht- 
lich zahlreicher in Elſaß⸗Lothringen geltender franzöfiicher und der in Schles⸗ 
wig-Holftein geltenden däniſchen Geſetze zutrifft, To ift die Reviſion nicht be- 
gründet, obgleid) der Wortlaut des 8. 511 der Eivilproz.D. einer andern Aus- 
legung Raum giebt. Denn in diefem Falle kann ein Widerftreit zwiſchen meh- 
reren Deutſchen Oberlandesgerichten nicht entftehen. Vgl. aud) Endemagn 
1. ©. 454. Dieſes Prinzip Hat auch Anerkennung gefunden in der ®. b. 
28. Septemb. .1879 8. 2. (K. G. Bl. ©. 299.) 

1) gl. Eccius in Gruchot’3 Beiträgen zur Erläuterung des Dentichen 
Rechts. Bd. 24 ©. 23 ff. und Reuling, revifible und nichtrevifible Rechts⸗ 
normen. Berlin 1880. (Separat-Abdr. aus der Zurift. Wochenſchr. v. 1880.) 

2) Einf. Geſ. z. Civilproz.O. Art. 6. 

3) In dieſer Beziehung Hat die V. v. 28. Sept. 1879 8. 1 (R.G.Bl. 
©. 299) den Grundſatz aufgeftellt, daß die Reviſion auf die Verlebung anderer 
Geſetze als derjenigen des gemeinen oder franzöſ. Recht? nur geftübt werden 
fann, wenn diefelben über den Bezirk des Berufungsgericht Hinaus für den 
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Die andere Modifikation beruht im Einzelnen auf fehr ver- 
Ihiedenen Gründen, deren nähere Erörterung für das Neichs- 
jtaatSrecht Fein utereffe bat; zu erwähnen ift nur, daß die Re— 
vifion auf die Verlegung einiger Geſetze geftübt werben Tann, Die 
zwar formell nur für einen Bundesftaat erlaffen find, materiell 
aber in mehreren übereinftimmend gelten, wie die neueren auf 
Grund des Preuß. Berggejeges erlaffenen Berggeſetze oder das 
Badiſche Landrecht (Franzöſ. Recht) ?). 

Eine auf Grund des $. 6 des Einf. Geſ. zur Civilproz.O. er: 
laſſene Verordnung ift dem Reichötage bei deſſen nächſtem Zuſam⸗ 
mentreten zur Genehmigung vorzulegen. Ertheilt der Reichstag 
die Genehmigung, jo erlangt die Verorbnung formelle Gefeßes: 
kraft, d. h. fie kann nur im Wege der Reichögefehgebung abge: 
ändert oder aufgehoben werben ?); verjagt der Reichstag die Ge: 
nehmigung, jo tritt die Verordnung für die am Tage des Reiche: 
tagsbeſchluſſes noch nicht anhängigen Prozeſſe außer Kraft). 

c) Die im Borftehenden erörterte Kompetenz des Reichsge⸗ 
richts erſtreckt fi nicht auf die vor dem Inkrafttreten der Civtl⸗ 
prozeß⸗Ordnung anbängig gewordenen Prozeſſe: auf diefelben fin- 
den vielmehr bis zur rechtskräftigen Enticheivung die biöherigen 
Prozeßpgejege Anwendung, injofern nicht die Landesgeſe tz— 
gebung die Civilprozeß-Ordnung auch auf ſolche Prozeſſe in 
Geltung jest). Demgemäß bleibt bis zur völligen Erledigung 
aller am 1. Oftober 1879 anbängig gemwejenen Civilprozefie die 


ganzen Umfang mindeſtens zweier Deuticher Bundesftaaten oder zweier Pro- 
vinzen Breußend oder einer preußifchen Provinz und eines anderen Bundes» 
ftantes Geltung erlangt haben. Für Bayern findet diefe Anwendung Hinficht- 
lih der vom oberften Landesgerichte zu enticheidenden Sachen feine Anmwen- 
dung; Hier find lediglich 5 Partilularrechte älterer Zeit, deren Geltungsbereich 
in Bayern ein fehr geringer ift, al3 ſolche bezeichnet, auf welche die Revifion 
nicht geftäßt werden kann. 8. 6 der angef. Verordnung. 

1) gl. die 3. v. 28. Sept. 1879 8. 7 ff. und das Geſetz v. 15. März 
1881 (R.G.B1. ©. 38,) 

2) gl. Bd. II. ©. 95. 

8) Einf.Gef. z. Eivilproz.D. Art. 6 Abſ. 2, Auf Grund deſſelben ift Die 
V. v. 28. Sept. 1879 (8.8.81. S. 299) ergangen, welcher der Reichstag in 
feiner Situng v. 10. April 1880 die Genehmigung extheilt hat, jedoch mit 
Ausschluß des 8.3 R.G. Bl. 1880 S. 102. Vgl. über die Verordnung die bor- 
trefflichen Erörterungen von Ecciud a. a. D. ©. 20-50. 

4) Einf.Gef. 3. Civilproz.O. 8. 18. 
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landesgefetlich beftimmte Kompetenz der oberiten Land e3 gerichte 
befteben und ebenfo die Befugniß der Einzelftaaten, im Wege der 
Autonomie (Landesgejfebgebung) zu bejtimmen, in weldem Ber: 
fahren und von welcher Behörde die Beendigung diefer Prozeſſe 
erfolgen folle. Neichögefeglich ift aber den Einzelftaaten die Mög: 
lichleit eröffnet worden, die Verhandlung und Entſcheidung der: 
jenigen Sachen, welche nach den bisherigen Prozeßgeſetzen von dem 
oberften Landesgerichte zu erledigen gewejen wären, dem Reichs⸗ 
gerihte zuzumeilen ). Es geſchieht dies auf Antrag des 
Bundesftaates durch eine mit Zuflimmung des Bundesraths er: 
Laffene Verordnung ?). Bon diefer Befugniß haben Gebraud ge: 
macht Preußen, Baden, Divdenburg, Anhalt, Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
haufen, Waldeck, Hamburg, Bremen, Lübel?). Behufs Erledig: 
ung biejer Prozefje fönnen mit Zuftimmung des Bundesraths 
buch Kailerliche Verordn. bei dem Reichsgerichte vorübergehend 
Hilfsfenate eingerichtet werden, deren Zufammenfegung und Ge: 
Thäftsvertbeilung der Reichskanzler beftimmt ‘). 

d) Auch in denjenigen bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten, für 
weldhe befondere Gerichte zugelaffen find, kann die Gerichts: 
barkeit Ießter Anftanz auf Antrag des betreffenden Bundes- 
ftaates mit Zuftimmung des Bundesrathes durch Kaif. Verordnung 
dem Reichsgerichte übertragen werden °). 

Die Vorausfeßungen, unter denen ein folder Antrag beim 
Reich geftellt werden kann, beftimmen fich nach dem inneren Staats: 
recht des betreffenden Bundesgliedes, insbejondere auch die Be: 
antwortung der Frage, ob die Regierung ohne Zuflimmung des 


1) Auch die bei dem Meich8-Oberhandels-Gericht anhängig geweſenen 
Sadıen find auf das Neichögericht übergegangen. Einf.Gef. z. Gerichtsverf. Geſ. 
8. 14; beögleichen die beim Appellat.Ger. zu Stettin anhängig gewejenen Kon- 
ſulargerichtsSachen. Konſular⸗Gerichtsbarkeits-Geſ. $. 50. 

2) Einf.Gef. zum Gerichtsverf. Geſ. 8. 15. 

8) Kaiſerl. Verordnungen v. 26. Sept. 1879 R.G. Bl. ©. 287 ff. 

4) Einf. Geſ. zum Gerichtsverf. Geſ. 8. 16. Auf Grund deſſelben find die 
Raiferl. Verordn. v. 27. Sept. 1879 (R.G.BL. ©. 299) und der Erlaß des 
Reichskanzlers v. 28. Septemb. 1879 ergangen. gl. auch Geſchäfts⸗Ordnung 
des Neichsgericht3 vom 8. April 1880 (Centralbl. S. 190 fi.) 88. 30—832. 

5) Einf. Geſ. zum Gerichtsverf. Geſ. 3. 3 Abi. 2. Inſoweit dies geichehen 
ift, gehören diefe Sachen in Tester Inſtanz gemäß bem oben 8.97 entwidelten 
Begriff zur ordentlichen Gerichtäbarleit. 
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Landtages zur Stellung de3 Antrages befugt if. Aus der Aus: 
brudsmweife des Reichögefehes, welches einen Antrag des „Bundes: 
ftaates” verlangt, Tann nicht gefolgert werden, daß die Bundes: 
regierungen bierzu nicht befugt feien; denn der Antrag wird 
in allen Fällen von der Landesregierung im Namen des Staales 
beim Bundesrath geftelt.e Dem Bundesrath ift es zivar unbe: 
nommen, die Legitimation ber betreffenden Regierungen zu prüfen, 
er ift hierzu aber nicht verpflichtet, fondern er Tann die Berant- 
wortung für den Antrag der Regierung überlaffen. Iſt aber ein: 
mal die Kaiferl. Verordnung gemäß 8. 3 Ab. 2 cit. formell ord⸗ 
nungdgemäß ergangen, fo ift die Rechtsgültigkeit derſelben unab- 
bängig von der Enticheidung der Frage, ob die betreffende Landes: 
regierung ben Antrag bei der Reichsregierung befugter oder unbe: 
fugter Weife geftellt bat ?). 

Bon der Befugniß zur Stellung eines foldhen Antrags haben 
Gebrauch gemacht binfichtlih der in erfter Inſtanz zur Zuſtändig⸗ 
teit der Generallommiffionen oder der dieſen entſprechenden Be- 
börden gehörenden Nechtöftreitigfeiten über Gemeinbeitstbeilungen, 
Zujammenlegungen von Grundftüden, Ablöfungen u. ſ. w. Preußen, 
Anhalt, Weimar, Meiningen, beide Shwarzburg, 
Walded und Shaumburg:Lippe*); ferner binfichtlich der 
bürgerlihen Rechtsftreitigkeiten der Landesherren und der Mit: 
glieder des Iandeöherrlihen Haufes Preußen, Heffen und 
Walded?®), 

2. In Strafſachen. 

Das Reichsgericht iſt zuſtändig: 

a) in erſter und letzter Inſtanz für die Unterſuchung und 
Entſcheidung in den Fällen des Hochverraths und des Landesver⸗ 
rathes, inſofern dieſe Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Reich 
gerichtet find‘). Hierdurch iſt Art. 75 der Reichsverf. aufgehoben 


1) Bgl. 8b. I. S. 119 fi. Bo. IL ©. 86 ff. Auch die Prot. der Reichd- 
tagstomm. ©. 433. (Hahn 645.) 

2) Kaijerl. Berordn. v. 26. Septemb. 1879 8. 1 (R.G. Bl. S. 287) und 
Berordnnungen vom gleihen Tage ©. 291 ff. 

8) Kaiferl. Verordn. v. 26. Septemb. 1879 8. 2 (R.G.BL. ©. 288); Ber- 
ordn. von bemfelben Tage für Heſſiſche Sachen (S. 289); für Walded’iche 
Saden $. 2 (6. 295.) 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 136 Ziff. 1. Der erfte Senat des Reichsgerichts 
hat bei diejen Yällen die Funktionen ber Straflammer zu verjehen, während 
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worden, durch welchen prinzipiell bereit3 bie Gerichtsbarkeit des 
Reichs für Strafſachen der bezeichneten Art anerkannt war!). Zus 
gleich ift angeorbnet worden, daß in Sachen, in denen das Reichs⸗ 
gericht in eriter Inftanz erkannt bat, da8 Begnadigungsredt 
dem Kaiſer zufteht und die Vollftredung von Todesftrafen erft 
dann zuläffig ift, wenn die Entichließung des Kaiſers ergangen ift, 
von dem Begnadigungsrecht keinen Gebrauch machen zu mwollen ?). 

b) in zweiter und legter Inſtanz zur Verhandlung und 
Entſcheidung über die Rechtsmittel der Berufung und Befchwerde 
gegen die Urtheile und Enticheidungen der Konſularge— 
richte?).. Auch in diefen Sachen ſteht das Begnadigungsrecht 
dem Kaiſer zu‘). 

ec) in zweiter und letter Inſtanz für die Verhandlung und 
Entfcheidung über das Rechtsmittel der Revifion gegen Urtheile 
der Shmwurgerichte?°) Das Rechtsmittel kann nur darauf 
geftüßt werden, daß das Urtheil auf einer Verlegung des Geſetzes 
berube ®). 

d) in zweiter und legter Inſtanz für die Verhandlung und 
Entſcheidung über das Rechtsmittel der Revifion gegen erftinftanz- 
Tide Urtbeile ver Straflammern der Landgerichte, ſofern das 
Rechtsmittel nicht ausſchließlich auf Verlegung einer in den Lan 
desgeſetzen enthaltenen Rechtsnorm geftügt wird ”). In dieſer 
Beſchränkung kömmt derjelbe ftaatsrechtliche Geſichtspunkt zur Gel- 
tung wie bei der Beftimmung der Zuftändigfeit des Reichsgerichts in 


das Hauptverfahren vor dem vereinigten zweiten und dritten Strafjenate ftatt- 
findet. 8. 1388 a. a. O. 

1) gl. Hiezu die Motive des Gerichtsverf. Geſ. S. 149 ff. (Hahn S. 137.) 

2) Strafproz.D. 484. 485. 

8) Gef. über die Konſulargerichtsbark. 8, 36. 

4) ebenda. $. 42. 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 136 Ziff. 2. 

6) Strafproz.Drdn. 8. 376. 

7) Gerichtsverf. Geſ. 8. 136 Ziff. 2. Hierbei ift zu beachten, daß die Bu- 
ftändigfeit des NeichIgericht3 nicht nur dann begründet ift, wenn das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion auf Verlegung eines Reichs ft ra fgefeges oder der Straf- 
prozeß⸗Ordnung geitütt wird, fondern auch dann, wenn behauptet wird, daß 
das Urtheil der Straflammer auf Verlegung einer vom Reich janctionirten 
ftaat3 rechtlichen oder privatrecdtlichen Nechtönorm beruht, was auch bei 
StrafurtHeilen nicht unmöglich ift. Bgl. auh Löwe Note 8 zu 8. 128 a. a. O. 
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bürgerlichen Rechtsftreitigleiten. Das vom Reich einheitlich geregelte 
Strafreht und Strafprozeßredht muß gleihmäßig gehandhabt und 
ausgelegt werden und der Regulator dafür Tann nur das vom 
Reiche ſelbſt eingefette Gericht fein. Inſoweit dagegen auf dem 
Gebiete des Strafrechts die Autonomie der Einzelftaaten fih er: 
ftredt, Tann ihnen auch die Wahrung gleihmäßiger Handhabung 
der landesgeſetzlichen Vorſchriften überlaffen werden. Demgemäß 
entfcheiden die Oberlandesgerichte über das Rechtsmittel der Revifion, 
wenn nur die Auslegung landesgefegliher Rechtsnormen in Frage 
ftehbt ). Im Strafſachen konnte ſich aber die Reichsgeſetzgebung 
mit der Unterfcheidung zwiſchen Reichsgeſetzen und Landesgefehen 
begnügen; eine Berädfichtigung von partifulären Rechtsnormen, 
welche über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus Geltung 
haben, fiel von felbft fort, da durch das Reichsſtrafgeſetzbuch und 
die dazu ergangenen Ergänzungen auf dem Gebiet des Strafrechts 
ein Rechtszuſtand bergeftellt worden ift, der für das Civilrecht erft 
durch die Einführung des bürgerlichen Geſetzbuchs des Reichs ein: 
treten wird. Um aber in Staaten mit mehreren Oberlandesgerichten 
eine wiberftreitende Auslegung des Landesftrafreht zu verbüten, 
ift diefen Staaten die Befugniß eingeräumt worden, die Verband: 
fung und Entſcheidung der zur Zuftändigfeit der Oberlandesgerichte 
gehörenden Nevifionen und Beichwerden in Strafiachen ausfchließ- 
lich einem oder mehreren Oberlandesgerichten zuzumeijen?). 

e) In dritter Inſtanz ift das Reichsgericht in Strafſachen 
regelmäßig nicht zuitändig. In denjenigen Fällen, in welchen die 
Straffammern der Landgerichte in der Berufungsinftang urtheilen ?), 
gebt die Revifion gegen ihre Urtheile an die Oberlandesgerichte t). 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 123 Ziff. 3. Dies trifft aber auch dann zu, wenn 
bie Revifion darauf geitüßt wird, daß die Straflanımer die Landesgeſetze eines 
anderen Bundesftaates verlegt habe; 8.128 cit. erfordert nur die behauptete 
Berlegung einer „in den Landesdgefegen” enthaltenen Rechtsnorm. 

2) Einf Gef. zum Gerichtsverf. Geſ. 3.9. Hiervon haben die beiden, allein 
in Betracht kommenden Staaten Preußen und Bayern Gebrauch gemadt. 
Preuß. Ausführungsgef. zum Gerichtöverf.Gef. v. 24. Upril 1878 (Breuß. Geſ. 
Samnıl. S.230) 8. 50. Bayeriſches Ausf. Geſ. z. Gerichtsverf. Geſ. v. 28. Febr. 
1879 (Bayr. Geſ. u. Verordn. Bl. S. 273.) Art. 41. 

3) Es find diejenigen Fälle, melde in erſter Inſtanz von den Schöffen- 
gerichten abgeurtheilt werden. Strafproz.O. 354. Gerichtsverf. Geſ. 8. 76. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 123 Biff. 2. 
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Jedoch Tann an Stelle derfelben die Zuſtändigkeit des Reichsge⸗ 
richts begründet werden in Straffahen wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher, in die 
Reichskaſſe fließender Abgaben und Gefälle, fofern die Staats: 
anwaltichaft bei der Einfendung der Alten an das Revifionsgericht 
den Antrag ftellt, daß der Fall zur Entſcheidung des Reichsgerichts 
gebracht werde !). Bei den Reichsftenergejegen tft eine gleichmäßige 
Anwendung der zur Sicherung ihrer Durchführung gegebenen Bor: 
fhriften für den Reichsfiskus von hervorragendem Intereſſe und 
aus diefem Grunde die mwenigitens fakultative Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts erforderlih. Es handelt fi hier um eine Mopifi- 
fation eines prozeßrechtlihen Grundſatzes aus einem flaatsredt- 
lihen Motive. 


IL Die befondere ftreitige Gerichtsbarkeit. 


Da der Begriff der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit 
dur) zwei Momente beftimmt wird, fo bat er auf dem Gebiete 
der ftreitigen Gerichtsbarkeit felbft einen doppelten Gegenſatz: die 
Gerichtsbarkeit in bürgerlihen Rechtsftreitigkeiten und Straffachen, 
welche durh befondere Gerichte ausgeübt wird, und die Ge: 
richtsbarkeit der ordentlichen Gerichte in andern Rechtsſtreitig⸗ 
keiten als in bürgerlihen Prozeſſen und Strafſachen. In beiden 
Beziehungen fteht dem Reich eine Gerichtsbarkeit zu. 

1. Die befonderen Reichsgerichte zur Entſchei— 
bung von bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten und 
Strafiaden. 

a) Die Konfulargerihte?). Die Konfulargerichtsbarkeit 
des Reiches ift räumlich beſchränkt auf diejenigen Länder, in 
welchen ihre Ausübung durch Herkommen oder durch Staatsvertrag 
geftattet iſt?). Diefe Länder find zur Zeit China‘), Siam), 


1) Gerichtsverf. Geſ. $. 186 Abſ. 2. 

2) Der 8b. I. ©. 366 ff. dargeftellte Rechtszuftand ift Durch das Reich 3- 
gejeg Über die Konſulargerichtsbarkeit v. 10. Juli 1879 
(R.G. Bl. S. 197) modifizirt worden. 

3) Ronjular-Gerichtsb.@ef. 8. 1 Abf. 1. Rgl. Brauer, die Deutjchen 
Juſtizgeſetze und die Konfulargerichtsbarkeit. Berlin 1879 ©. 122 ff. 

4) (Preuß.) Staatsvertrag v. 2. Sept. 1861 (Preuß. Gej.S. 1863 ©. 265) 
Art. 37. 38. 

5) (Preuß.) Staatsvertr. v. 7. Sept, 1862 (Pr. Geſ.S. 1864 ©. 717) Art. I ff. 
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Sapan!), Berfien?), jowie die Türkei mit den ihrer Ober: 
hoheit unterworfenen Ländern’), unter denen auch Tunis inbe- 
griffen if. Die Veränderungen in dem Territorialbeftande der 
Türkei, welche dur den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 
(R.G. Bl. ©. 307) feitgefegt worden find, haben zunächſt eine Ber- 
änderung ber beftebenden Konfular:Gerihtsbarkeit nicht hervorge— 
rufen; die Fortdauer derjelben im bisherigen Umfange ift viel- 
mebr ausdrücklich anerfannt worden für Bulgarien‘), Ser- 
bien®), Rumänien), fowie für die türkifche Provinz O ſt⸗ 
Rumelien’)., Auch in Bosnien und der Herzegowina, 
welche Länder unter Defterreihhiide Verwaltung genommen worden 
find, ift die Konſulargerichtsbarkeit durch den Berliner Vertrag nicht 
in Fortfall gelommen; das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1880 (R. G. Bl. 
©. 146) hat jedoch die Ermächtigung ertheilt, daß die dem Konjul 
des Deutihen Reiches in Serajewo für Bosnien und die Herzego- 
wina zuftehbende Gericht3barkeit mit Zuftimmung des Bundesrathes 
duch Kaiſerl. Verordnung eingefchränft oder außer Hebung geſetzt 
werden kann. Auf Grund diefer Ermächtigung ift dur Verordn. 
vom 23. Dezember 1880 (R.G. Bl. S. 191) die Konfulargericht3- 
barkeit in Bosnien und der Herzegowina vom 1. Januar 1881 
ab mit der Maßgabe außer Uebung gefegt worden, daß die deutſchen 
Reihsangebörigen und Schußgenoffen in dieſen Ländern der Oeſter⸗ 
reichiſchen Gerichtsbarkeit unterworfen find. 

Sn Egypten ift die Gerichtöbarkeit der Deutſchen Konſuln 
durch die auf Grund des Gejebes vom 30. März 1874 (R. G. Bl. 
©. 23) erlaflene Kaiſerl. Verordn. v. 23. Dezemb. 1875 (R. G. Bl. 
©. 381) eingejhränft worden ®). Die in dem Geſetz v. 1874 ent- 

1) (Bollvereins) Staatsvertr. v. 20. Febr. 1869 (B.G. Bl. 1870 ©. 1.) 
Art. 5 u. 6. 

2) Staatsvertr. v. 11. Juni 1873 (. G. Bi. 1873 ©. 351) Urt. 13. 

3) Auf rund des Herfommens, das zum Theil einen Stützpunkt in dem 
alten preußiſch⸗türkiſchen Vertrage v. 1761 Hat. 

4) Berliner Vertrag Art. 8 Abi. 4. 

5) ebendaj. Art. 37 Abſ. 3. 

6) ebendaf. Art. 49. 

7) ebendaf. Urt. 20. 

8) Zur Zuftändigkeit der Deutſchen Konfuln gehören nur noch bürgerliche 
Klagen um Mobilien und Geldſchulden, bei welchen beide Parteien deutſche 
Reichdangehörige oder Schußgenoffen find, ferner Statusfragen, und Strafſachen 
mit Ausſchluß der im 8. 3 der cit. Verordnung aufgeführten Fälle. 
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baltene Zeitbeſchränkung auf die Dauer von 5 Jahren ift aufge- 
hoben worden durh das Reichsgeſetz v. 5. Juni 1880 (R. G. Bl. 
S. 145) und die auf Grund defjelben erlaflene Kaijerl. Verordn. 
v. 23. Dezemb. 1880 (R.G. Bl. ©. 192). 

Hinfihtlih der der Gerichtsbarkeit unterworfenen Berjonen 
it die Konfulargerichtöbarkeit beichränft auf die in den Konjular: 
gerichtsbezirken wohnenden oder ſich aufhaltenden Reichsangehörigen 
und Schubgenoflen '). 

In ſachlicher Beziehung erftredt fich die Gerichtsbarkeit der 
Konfulargerihte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf alle Bro: 
zeſſe, welche nach dem Gerichtsverf.Gefe und der Konkursordnung 
den Amtsgerihten und Landgerichten zugewielen find, in Straf: 
faden auf alle Fälle, welche zur Kompetenz der Schöffengerichte 
und Straffammern gehören?) Iſt die ftrafbare Handlung ein zur 
Zuftändigleit des Reichsgerichts oder der Schwurgerichte geböriges 
Berbreden, jo bat der Konſul die zur Strafverfolgung erforder: 
lihen SicherheitSmaßregeln zu treffen, ſowie die Unterfuchungs: 
bandlungen, in Anſehung deren Gefahr im Verzug obmaltet, vor- 
zunehmen °). 

b) Die Marine-Strafgerihte. Bergl. darüber oben 
Bd. I ©. 369 und Bd. III. 1. ©. 134. 253 ff. 

2. Die Gerichtsbarkeit des Reichsgerichts in an- 
dern Ungelegenbeiten als in bürgerliden Rechts— 
ftreitigfeiten und Straffaden. 

a) Das Reichsgericht enticheidet über die Berufung gegen Er: 
fenntnifle des Patentamtes im Berfahren wegen Erklärung der 
Nichtigkeit oder wegen Zurüdnahme eines Patents?). 

b) Die disciplinarifhen Befugniffe des Reichs-Ober— 
bandelögerichts find auf das Reichsgericht übergegangen). 

c) Das Reichsgericht ift zuftändig zur Enticheidung der ihm 


1) Konfufargericht3bart.Gef. 8. 1 Abſ. 2. Ueber den Vegrif der Schutz⸗ 
genoſſen vgl. Bd. Il. ©. 272 ff. 

2) Ronfulargerichtöbart.@ef. 8. 12 Abi. 1. 

3) ebendaj. $. 31. 

4) Batentgel. 8. 32. (Qgl. Bd. II. S. 487.) Reichsgeſ. v. 16. Juni 1879 
8. 1. (R. G. Bl. S. 157.) 

5) Reichsgeſ. v. 16. Juni 1879 8. 1. (R.G. Bl. S.157.) Vgl. auch Rechts⸗ 
anwalts⸗Ordn. 8. 90. (Ehrengerichtshof. Siehe unten 8. 103.) 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 2, 5 
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durch Art. 71 Ziff. 1 und Art. 76 der Hamburger Berfalfung 
v. 13. DE. 1879 zugemwiejenen Streitfragen zwiſchen dem Ham: 
burger Senat und der Bürgerfchaft '). 

3. Ueber die Gerichtsbarkeit des Reiches zur Entjcheidung von 
Streitigfeiten nicht privatrechtlicher Natur zwiichen verjchiedenen 
Bundesftaaten nah Art. 76 der R.B. vgl. Bd. I ©. 268 fi. 


8. 100. Die Berpflihtung zur Rechtshülfe. 


Der Grundfag, daß die Gerichte des Bundesgebietes fi in 
bürgerlihen Rechtsjtreitigleiten und in Strafſachen gegenjeitig 
Rechtshülfe zu Leiften haben, obne daß es einen Unterfchied macht, 
ob das erjudhende und das erſuchte Gericht demfelben Bundes- 
ftaate, oder ob fie verſchiedenen Bundesftaaten angehören, ift be: 
reit3 in dem Geſetz des Norbdeutihen Bundes v. 21. Juni 1869 
anerkannt worden, deſſen Geltung zunächſt durch Staatsvertrag auf 
Baden ?) und Süöheflen °), ſodann bet der Reichsgründung ver: 
fafjungsmäßig auf das ganze Reichsgebiet ausgedehnt worden ift*). 
Die Beftimmungen diejed Geſetzes find aber mit der Einführung 
einer gleihmäßigen Gerichtsverfafjung und einer gemeinrechtlichen 
Prozeßordnung zum Theil überflüffig zum Theil unanmendbar 
geworden, und joweit fie noch praktiſche Bedeutung behalten haben, 
find fie in die Reichsjuſtizgeſetze, insbeſondere in das Gerichtsver⸗ 
faflungsgefeg übergegangen. Das Geje vom 21. uni 1869 
regelt aber die gegenfeitige Rechtshülfe in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten und in Strafſachen ohne Unterſcheidung und Eins 
Ihränfung, während das Gerichtsverfaflungsgejeß und die Prozeß: 
ordnungen nur für die ordentliche ftreitige Gerichtöbarkeit 
Geltung baben 6). Demgemäß find binfichtlic der Rechtshülfe— 
Reiftung drei Kategorien von gerichtlichen Angelegenheiten zu unter: 
ſcheiden: 


1) Reichsgeſ. v. 14. März 1881. (R. G. Bl. ©. 37.) 

2) Vertrag dv. 14. Januar 1870. (B. G. Bl. ©. 67.) 

3) Vertrag v. 18. März 1870 nebſt Brotof. v. 15. Nov. 1870. (B. G. Bl. 
©. 607. 617.) 

4) Berfaffung des Deutichen Bundes Art. 80. I. Nr. 19. (B. G. Bl. 1870 
©. 648.) Für Bayern: Reichsgeſ. v. 22. April 1871 8. 6. (R.G.BL. ©. 89), 
für Elſaß⸗Lothr.: Reichsgeſ. v. 11. Dezemb. 1871. (R.EBL. ©. 445.) 

5) Vgl. Motive zum Gerichtsverf. Geſ. S. 189. (Hahn ©. 167.) 
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1. In Betreff der zur ordentlichen ftreitigen Gericht3barkeit ge: 
börenden Rechtsſachen fommen die Vorihriften des Gerichts: 
verfafjungsgejeges und der Prozeßordnungen zur Anmendung. 

2. In Betreff derjenigen bürgerlihen Nechtsftreitigleiten und 
Straffachen, welche zur Zuftändigfeit der befonderen Gerichte 
gehören, find die Vorjchriften des Rechtshülfe-Geſetzes v. 
21. uni 1869 in Geltung geblieben. 

3. Für alle übrigen Rechtsſachen, insbeſondere für die Gerichts: 
barkeit der Vermwaltungsgerichte, der Disciplinargerichte, für 
die gefammte freiwillige Gerichtsbarkeit und für die den Ge- 
richten aufgetragenen Geſchäfte der Juſtizverwaltung fehlt 
es an reichögefeglichen Normen und es befteht überhaupt 
feine reichsgeſetzlich ſanctionirte Pflicht zur Gewährung ge: 
genfeitiger Rechtshülfe; es Tommen vielmehr die Vartikular: 
rechte und die unter den einzelnen Staaten abgejchloflenen 
Verträge zur Anwendung. 


I. Rechtshülfe auf Dem Gebiet derordentliden ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit. 


1. Die Gerichtsbarkeit oder Gerichtsgewalt jedes Deutſchen or: 
dentlichen Gerichtes eritredt ih, wie S. 47 ff. ausgeführt wurde, 
auf das ganze Neichögebiet und auf alle in demjelben fih auf: 
baltenden Perjonen; dagegen bat jedes Gericht einen räumlich ab: 
gegränzten Amtsbezirk mit der Bedeutung, daß es Amtshand⸗ 
Lungen außerhalb feines Bezirks regelmäßig nicht vornehmen 
darf ). Aus diefen beiden Süßen ergiebt fi der Umfang, in 
welhem das Berlangen und die Gewährung von Recdtshülfe er: 
forderlih if. Alle Erkenntniſſe, Enticheidungen und Berfügungen 
eines Gerichtes find für das ganze Reichsgebiet ebenfo rechtswirf- 
jam mie für den jpeziellen Amtsbezirt des Gerichts; es bedarf 
daher feiner Vermittlung oder Beihülfe eines andern Gerichts, um 
den gerichtlihen Befehlen oder Urtbeilen die Rechtswirkſamkeit 
beizulegen.. Demnach find nicht blos alle rechtskräftigen Urtbeile 
im ganzen Reichögebiete vollftredbar, ſondern jedes Gericht kann 
auch an Berfonen, die ſich außerhalb feines Gebietes befinden, 
recht3verbindlihe Befehle erlaſſen, insbeſondere Zuftellungen und 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 167. 
5* 
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Ladungen, indem e3 ſich zum Zweck der Behändigung feiner Ver: 
fügungen an den Adreflaten der Poſt oder eines im Bezirk des 
Zuftellungsortes beftellten Gerichtsvollziehers bedient; die Hülfe 
eines andern Gerichts iſt biezu micht erforderlich . Dies ift 
der Sinn des 8. 161 des Gerichtsverf.Geſ. „Die Herbeifüh- 
ruug der zum Zmede von Bollfiredungen, Ladungen und Bu- 
ftelungen erforderlihen Handlungen erfolgt nach Vorſchrift der 
Prozekordnungen ohne Rüdficht darauf, ob die Handlungen in dem 
Bundesftaate, welhem das Prozeßgericht angehört, oder in einem 
andern Bundesftaate vorzunehmen find.” 

Dagegen kann ein Gericht außerhalb feines Amtsbezirks nicht 
thätig werden, insbejondere Teinen Augenjchein einnehmen, Teine 
Durchſuchungen vornehmen, Teine ‚Zeugen oder Sachverftändigen 
abbören, feine Termine abhalten u. |. w. Wenn daher in cinem 
Verfahren in Folge der Vorjchriften der Prozeßgeſetze eine rich: 
terlihde Handlung erforderlich wird, welche in einem andern 
Gerichtsbezirt als in dem des Prozeßgericht3 vorzunehmen ift, fo 
muß das Gericht diefes andern Bezirk! um Vornahme der Hand- 
lung erſucht werden ?). 

Bon diefem Prinzip giebt es jedoch eine zwiefache Ausnahme ; 
wenn nämlich das Amtögericht des Ortes feine Zuftimmung zur 


1) Bgl. Motive zum Gerichtöverf.Gef. S. 189 ff. 194. (Hahn 168. 171.) 
Die Verwendung eines Gerichtsvollziehers ift dadurch erleichtert, daß Gerichte, 
Staatsanwaltſchaften und Gerichtöfchreiber wegen Ertheilung eines Auftrages 
an einen Gericht3pollzieher die Mitwirkung des Gerichtsfchreiberg des Amts⸗ 
gericht? in Anſpruch nehmen dürfen, in beffen Bezirk der Auftrag ausgeführt 
werden fol. Es Handelt fich Hierbei um feine Rechtshülfe; die Vermittlung 
des Gerichtöjchreiberd joll nur dem Uebelftande abhelfen, daß das Gericht die 
Kamen der Gerichtövollzieher in anderen Gerichtäbezirten Häufig nicht Tennt. 
Der vom Gerichtäfchreiber beauftragte Gerichtövollzieher gilt al unmittel- 
bar von der requirirenden Behörde beauftragt. Gerichtsverf. Geſ. 3. 162. 
Endemann Civilproz.O. I. ©. 155. 

2) Der Ausdrud „Rechtshülfe” wird auch von dem Yalle angewenbet, 
daß ein im Inſtanzenzug vorgeſetzees Gericht (3. B. ein Landgericht oder 
Oberlandesgericht) ein Amtsgericht feines eigenen Bezirks um Bornahme einer 
richterlichen Handlung erfuht und die Vorſchriften des GerichtSperfaflungs- 
gejeges umfaſſen auch diejen Fall; vgl. Löwe Note 6 zu Titel 13 des G. V. G.'s 
für dag Reichsſtaatsrecht ift aber die gegenfeitige Verpflichtung der 
Staaten einander durch ihre Gerichtsbehörden Rechtshülfe zu leiften, vor⸗ 
wiegend von Intereſſe. 
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Bornahme der Amtsbandlung Seitens des erjuchenden Gericht! 
ertheilt und wenn Gefahr im Verzuge ift; in dem legteren Falle 
ift nur dem Amtsgericht des Ortes Anzeige zu machen !). Ob das 
Amtsgericht des Orts, welches um Ertheilung der Zuftimmung 
erſucht worden ift, diefelbe ertheilen oder verfagen will, iſt ganz 
und gar in fein amtliches Ermefjen geftellt; eine Beſchwerde we⸗ 
gen verweigerter Zuftimmung findet nicht ftatt ?): andererjeit3 bat 
das Prozeßgericht allein darüber zu befinden, ob Gefahr im Ver⸗ 
zuge ift, ohne fi in Verhandlungen darüber mit dem Amtsgericht 
des Ortes einlaffen zu müſſen. 

Auf der Berüdlichtigung der Gefahr im Verzuge beruht fer: 
ner die im Anihluß an die Beftimmung des Rechtshülfegeſetzes 
8. 30 getroffene Anordnung des 8. 168 des G. V. G.'s, daß die 
Sicherheitsbeamten eines Bundesſtaates ermächtigt find, die 
Verfolgung eines Flüchtigen auf das Gebiet eines anderen Bundes⸗ 
ftaates fortzufegen und den Flüchtigen dafelbft zu ergreifen. Der 
Ergriffene ift aber unverzüglid an das nächſte Gericht oder die 
nächte Polizeibebörde des Bundesftaates, in welchem er ergriffen 
wurde, abzuführen. 

2. Das Erjuhen um Rechtshülfe ift immer an dag Amts: 
gericht zu richten, in deflen Bezirke die Amtshandlung vorgenommen 
werden foll, ohne Unterſchied, welcher Ordnung das erfuchende 
Gericht ift?). Nur wenn in einem andern Gerichtäbezirke eine 
Freibeitsftrafe vollftredt oder ein Verurtbeilter zum Zweck der 
Strafverbüßung ergriffen und abgeliefert werden fol, ift das Er- 
fuchen an die Staat3anmaltichaft bei dem Landgerichte des 
Bezirks zu richten *). 

3. Das erfuchte Amtsgeriht darf das Erſuchen nicht ab- 
lehnen, außer wenn ihm felbft die örtlihe Zuftändigkeit mangelt, 
das Erſuchen alſo an ein unrichtiges Amtsgericht gerichtet tft °), 
oder wenn die vorzunehmende Handlung nah dem Rechte des er: 


1) Gerichtsverf.Geſ. 8. 167. 
2) Kellher a. a. D. ©. 208. 
3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 158. 
4) ebendaf. 8. 164. 
5) In diefem Yale kann die Ablehnung auch in der Weile erfolgen, daß 
das irrtümlich vequirirte Gericht das Erſuchen an das ortözuftändige Amts- 
gericht abgiebt. 
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ſuchten Gerichts verboten iſt ). Geht das Erſuchen von einem 
Gericht aus, welches dem erſuchten Gericht im Suflanzenzuge vor: 
gejegt ift, jo ift eine Ablehnung des Erfuhens unbedingt un- 
ftattbaft, und zwar auch dann, wenn das höhere Gericht einem 
andern Staate angehört?). Entiteht über die Zuläffigkeit des 
Erſuchens ein Streit, jo enticheidet auf Antrag der Betheiligten 
oder des erjuchenden Gerichts das Dberlandesgericht, zu beflen 
Bezirk das erjuchte Gericht gehört. Die Entſcheidung deſſelben ift 
nur dann anfehtbar, wenn fie die Rechtshülfe für unzuläffig er- 
Härt und das erfuhende und das erſuchte Gericht den Bezirken 
verichiedener DOberlandesgerihhte angehören; tiber die Beſchwerde 
entfcheidet das Reichsgericht °). 

Betrifft das Erſuchen die Ablieferung eine Berurtheilten 
oder die Vollitredung einer Freibeitsftrafe, ift daſſelbe alſo nad 
8. 164 an die Staatsanwaltſchaft bei dem Landgeridhte zu 
richten, fo gebt die Beſchwerde gegen den Staatsanwalt, der das 
Erſuchen ablehnt, nit an ein Geridt, da die Staatsanwalt: 
ſchaft in ihren Amtsverrichtungen von den Gerichten unabhängig 
it, fondern an den Staatsanwalt des Dberlandesgericht3 und 
die weitere Beichwerde an die Landesjuftizverwaltung (Miniſte⸗ 
rium) *). 

4. Aus dem Grundfag, daß die Strafurtheile eines Deutichen 
Gerichts im ganzen Reichsgebiet vollitredbar find, folgt noch nicht, 
daß ein Deutſcher Staat verpflichtet ift, die Laften auf ſich zu 
nehmen, welche mit der Vollftredung der von den Gerichten an- 
berer Staaten verhängten Sreiheitsftrafen verbunden find; es kann 
vielmehr ſtreng genommen nur verlangt werden, daß der Verur—⸗ 


1) ebendaf. 8. 159. Der Iegtere Fall kann — wie die Motive ©. 191 
(Hahn ©. 169) hervorheben — bei der Verſchiedenheit des materiellen Rechts 
und bei der Möglidjkeit, daß vor die ordentlichen Gerichte bürgerliche Rechts⸗ 
ftreitigfeiten und Strafjachen gewieſen werben, für welde die Prozeßordnungen 
nicht maßgebend find, auch gegenwärtig noch praftifh werden. Daß aud ab- 
gejehen hiervon Fälle diejer Art vorfommen können, zeigen bie treffenden 
Erörterungen von Herzog in Buſch's Zeitſchrift f. Deutich. Civilproz. II. 
©. 862 ff. 

2) Bgl. die oben ©. 45 ff. angeführten Gerichtskonventionen. 

3) Gerichtöverf.Gef. 8. 160. Weber die prozefjualiiche Behandlung der Be- 
ſchwerde, die Hier nicht intereffirt, vgl. Motive ©. 192 ff. (Hahn S. 170.) 

4) Motive S. 195 a. E. (Hahn ©. 172.) ‚ 
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theilte zum med der Bollfiredung an den Staat, deflen Gerichte 
die Strafe verhängt haben, abgeliefert werde. Diefer Grundfag 
ift jedoch modifizirt worden '), indem die Vollſtreckung einer Frei: 
beitftrafe, weldhe die Dauer von 6 Wochen ?) nicht überſteigt, 
demjenigen Bundesftaate auferlegt worden ift, in welchem der Ber: 
urteilte fich befindet °). Die ſtaat srech tliche Bedeutung diejer 
Rechtsvorſchrift ift folgende: 

a) Der 8. 163 jtellt feine allgemeine Regel über den Ort 
der Vollſtreckung von Freiheitsftrafen auf, fondern er regelt nur 
das Verhältniß der einzelnen Bundesftaaten zu einander. 
Er beftimmt insbeſondere nicht, daß eine Freibeitsftrafe unter 6 Wo- 
hen in demjenigen Gerichtsbezirk zu vollitreden ift, in welchem 
der Berurtheilte fich befindet; es ift vielmehr die Beftimmung bier: 
über den Einzelitaaten völlig überlafien. Geht das Erſuchen um 
Rechtshülfe demnach an eine Staatsanwaltſchaft, die demſelben 
Staate angehört wie das Gericht, welches das Urtheil gefällt hat, 
fo kann das Erſuchen ebenjomwohl auf Vollftredung wie auf Ab: 
lieferung gerichtet werden und es beftimmt fich ausſchließlich nach 
dem Partikularrecht und den Anordnungen der Juſtizverwaltungen, 
wann das Eine oder das Andere geihheben folle. 

Nur für das Verhältniß von Staat zu Staat wirkt die PVor- 
ichrift des 8. 163 als ein Verbot, die Ablieferung des BVerur- 
theilten über die Landesgränze zu verlangen, beziebentl. einem 
ſolchen Verlangen, falls e3 geftellt wird, zu willfahren *). 

b) Die im $. 163 enthaltene Vorſchrift betrifft nur die Frei- 
beitsftrafen, welche die Dauer von ſechs Wochen nicht überfteigen, 
dagegen ftellt daS Geſetz Feinerlei Regel auf über die Vollftredung 
von SFreibeitsftrafen von längerer Dauer. Mit dem argumentum 
a contrario ift aus dem $. 163 nicht zu ſchließen, daß Strafen 


1) Im Anſchluß an 8. 33 des Rechtshülfe⸗Geſetzes. 

2) Ueber die Berehnung der Dauer ber Freiheitäftrafe vgl. Löwe Note 7 
zu 8. 163 des G. V. G. 

3) Ger. Verf. Geſ. $. 163. 

4) Die Behörden des Aufenthaltsortes des Verurtheilten find aljo nicht 
blos berechtigt, die Wuslieferung abzulehnen, wie Endemannl. ©. 156 
annimmt, fondern fie find dazu verpflichtet. Keller Anm. 3 zu S. 163 
Löwe Note4 zu diefem 8. Der lebtere bemerkt zutreffend, daß die Bundes⸗ 
jtaaten auch nicht befugt find, durd Staatsverträge die Buläffigfeit der 
Ublieferung zu erweitern. 
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von längerer Dauer in demjenigen Staate vollitredt werden 
müffen, deſſen Gerichte fie verhängt haben, fondern nur daß der 
Staat, in deſſen Gebiet der Verurtheilte fih aufhält, nicht ver: 
pflichtet ift, fi der Strafvollftredung zu unterziehen. Es ift 
dieſem Staate demnach reichögejeglich unverwehrt, freiwillig dies 
auf fih zu nehmen, und folglich können die Einzelitaaten aud) 
unter einander Staatsverträge ſchließen, durch welche fie binficht- 
lih der Strafvollftredung weitergehende Verpflichtungen als die 
im 8. 163 cit. ihnen reichsgefeglich auferlegten gegen einander 
übernehmen ?). 

5. Das Gerichtsverfaffungsgefeh hat noch nad einer andern 
Richtung die gleihmäßige Handhabung der Rechtspflege gefichert, 
indem e3 dem von der Rechtshülfe handelnden (13ten) Titel die 
Beitimmung binzugefügt bat: „Die in einem Bundesitaate be: 
ftehenden Vorſchriften über die Mittheilung von Alten einer öffent- 
lihen Behörde an ein Gericht dieſes Bundesftaates Tommen auch 
dann zur Anwendung, wenn das erfuhende Gericht einem anderen 
Bundesftaate angehört” 2). Es bezieht ſich dieſe Vorſchrift nicht 
eigentlih auf die Rechtshülfe, da fie nicht die Verpflichtung der 
Gerichte zur Bornahme einer richterliden Handlung begründet, 
fondern die Pflicht „Öffentlicher Behörden“ zur Borlegung ihrer 
Akten bei Gericht betrifft. Sie normirt auch keineswegs die Vor: 
ausfegungen und den Umfang diefer Pflicht; fie überläßt es viel- 
mebr volllommen den Regierungen der Staaten Anordnungen über 
die Mittheilung von Alten an die Gerichte zu treffen; fie ftellt 
lediglich die Regel auf, daß diefe Anordnungen dieſelben für die 
Gerichte der anderen Bundesftaaten wie für die eigenen Gerichte 
fein müflen ®). Jedoch ift ein Bundesſtaat niemals verpflichtet, 
die Akten feiner Behörden unmittelbar dem Gericht eines andern 
Bundesftaates vorzulegen, fondern ftet3 nur durch Vermittlung 
eines inländilchen Amtsgerichts, an welches das Erfuhen um Mit: 
theilung zu richten ift. 


1) gl. Brotof, der Reihstags-Rommiffion I. Leſung. S.9 (Hahn ©. 323). 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 169. 

3) 8.169 Berupt auf dem im Art 3 Abf. 1 der R.V. fanctionirten Grund» 
princip. Vgl. Bd. I. ©. 176 ff. Die Vorſchrift ift von der Reichſtagskom⸗ 
milfion in das Gejeg aufgenommen worden, Bgl. Protok. I. Lefung S. 17 ff. 
(Hahn ©. 327.) 
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6. Die Bundesftaaten find verpflichtet, die gerichtliche Rechts: 
hülfe einander unentgeldlih zu leiten. Nur die baaren 
Auslagen, weldhe durch eine Ablieferung oder Strafvollitredung 
entfteben,, find der erfuchten Behörde von der erfuchenden zu er: 
ftatten, wenn dieſe Behörden verichiedenen Staaten angehören; in 
allen anderen Fällen können weder Gebühren noch baare Auslagen 
liquidirt werden. Auch bei der Strafvollitredung darf für die 
allgemeinen Koften der Gefängnißvermaltung u. dgl. Aufwendungen 
Nichts in Anrechnung gebracht werden, meil diefe Koften nicht 
baare Auslagen find, melde durch die Strafvoliftredung in dem 
einzelnen concreten Falle entitehen ). Diefer Grundjat gilt aber 
nur für das Berhäliniß der Staaten zu einander, nicht für die 
Berpflihtung der Barteien zur Tragung der Koften des Ber: 
fahrens. Wenn eine zahlungspflichtige Bartei vorhanden ift, mas 
bei bürgerlihen Rechtöftreitigkeiten regelmäßig, bei Strafjadhen 
dann der Fall ift, wenn der Angeklagte rechtskräftig verurtbeilt 
worden ift, jo find von derjelben die Koften der Rechtshülfe zu 
erjeten und die erſuchende Behörde ift verpflichtet, die Koften ein- 
zuziehen und dem eingezogenen Betrag der erfuhten Behörde zu 
überjenden ?). 


Il. Rechtshülfe in Sachen der ftreitigen Geridt3- 
barkeit, weldhe zur Zuftändigfeit der beſonderen 
Gerichte gehören). 


1. Die Pflicht der Gerichte des Bundesgebietes, ſich gegen— 
ſeitig Rechtshülfe zu leiſten, iſt auch hinſichtlich derjenigen bürger⸗ 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 165 Abſ. 1 u. 2. Es iſt noch beſonders in Rüd- 
ſicht auf die Länder mit franzöſ. Einregiſtrirungs-Syſtem hervorgehoben, daß 
„Stempel⸗Einregiſtrirungsgebühren oder andere öffentliche Abgaben, welchen 
die von der erſuchenden Behörde überſendeten Schriftſtücke nach dem Rechte 
der erſuchten Behörde unterliegen, außer Anſatz bleiben.” eod. Abſ. 4. 

2) Gerichtsverf. Geſ. $. 165 Abſ. 3. Soweit die Einziehung der Koften 
nicht gelingt, trägt die erjuchte Behörde den Ausfall; ebenfo find die Koften 
der Rechtshülfe in Straffadden für fie verloren, wenn der Angejchuldigte wäh- 
rend des Verfahrens ftirbt, wenn das Verfahren eingeftellt wird oder wenn 
e3 zur Freifprehung führt u. ſ. w., meil es in allen diejen Fällen an einer 
erfagpflichtigen Partei fehlt. . 

*) Bel. Endenann, Die Rehtspülfe im Norddeutichen Bunde. In 
ber Zeitichrift f. Geſetzgebung u. Rechtspflege in Preußen Bb. 3 ©. 398 ff. 
(Auch beſonders erichienen.) 
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lihen Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen, welche nicht zur ordent- 
lichen ftreitigen Gerichtsbarkeit gehören, reichsgeſetzlich anerkannt 
und zwar darf die Rechtshülfe von dem erfuchten Gericht auch 
bann nicht verweigert werden, wenn e3 die Yuftändigfeit des er: 
ſuchenden Gerichts nicht für begründet hält !). 

Es iſt aber reichsgefetlich Feine Sicherheit dafür gegeben, daß 
die bejonderen Gerichte der einzelnen Staaten nad) übereinftim: 
menden Grundfägen organifirt find und daß fie nach gleihmäßigen 
Prozeßordnungen verfahren; es befteht binfichtlich derjelben alſo 
im Weſentlichen noch derjelbe Zuftand, wie er vor Einführung des 
Gerichtöverfaffungsgeleges für die Gerichte überhaupt beftanden 
bat. Deshalb find die im Rechtshülfegejeß gegebenen Vorſchriften 
über die Vorausfegungen und die Art der Rechtshülfeleiftung für 
die zur ordentlichen Gerichtöbarkeit nicht gehörigen Rechtsfachen in 
Geltung verblieben. 

Für die Konfulargerichtsbarkeit des Neiches find jedoch die 
Vorſchriften des Gerichtsverfallungsgefebes über die Rechtshülfe 
(it. 13) für anwendbar erklärt worden ?). 

2. Ueber die Zuläffigfeit der zu leiftenden Rechtshülfe und 
über die Rechtmäßigkeit der Verweigerung wird ausschließlich von 
den Gerichten des Staates, welchem das erſuchte Gericht ange: 
hört, im geordneten Spnftanzenzuge entihieden ). Die Regeln der 
88. 159 und 160 des Gerichtöverf.Gefetes finden Feine analoge 
Anwendung; insbejondere ift die Kompetenz des Reichsgerichts 
zur Entiheidung über Beichwerden wegen vermweigerter Rechtshülfe 
nicht begründet, wenn fie demjelben nicht nad Maßgabe der Bor: 
ſchrift in F. 3 Abſ. 2 des Einführungs-Gefeßes zum Gerichtöverf. 
Geſetze befonders übertragen worden ift ‘). 

3. Ein weſentlicher Unterichied befteht zwiſchen den Anord⸗ 
nungen des Gerichtsverfaſſungs-Geſetzes und denjenigen des Rechts— 
hülfe-Geſetzes hinfichtlich der Strafvollitredung. Während die von 
den ordentlichen Gerichten erkannten Freibeitsftrafen von nicht län- 
gerer als jehsmöchentliher Dauer unbedingt von demjenigen Bun: 
desftaat zu vollfireden find, in deſſen Gebiet der Verurtheilte fich 


1) Rechtshülfe-Gef. v. 21. uni 1869 8. 1. 
2) Konſulargerichtsbarkeitsgeſ. 8.°13. 

3) Rechtshülfe⸗Geſ. 8. 38. 

4) Siehe oben 8. 99 ©. 59 ff. 


8. 100. Die Verpflichtung zur Rechtshülfe. 15 


befindet (Ger. V. Geſ. 8. 163), gilt für die von dem befonderen 
Gerichten verbängten Strafen noch die weitere Einſchränkung, daß 
die ftrafbare Handlung, wegen welder die Strafe erkannt ift, im 
Gebiete des Bundesftaates, in welchem fih das erfu: 
chende Gericht befindet, verübt ift !). Diefelbe Einſchränkung 
gilt hinfichtlich der Auslieferung ?); auch darf im Falle der Aus- 
Lieferung die Unterfuhung oder Strafvollfiredung auf andere 
Handlungen oder Strafen, als diejenigen, wegen melder die Aus: 
lieferung erfolgt war, nicht erftredt werden ?). Diele Vorſchriften 
find deshalb von erheblicher praftifdher Bedeutung, weil die Mi: 
litairgerichte „befondere” Gerichte find und demnach auf die Re: 
quifitionen derjelben nicht die Vorſchriften des Gerichtsverf. Geſetzes, 
jondern diejenigen des Rechtshülfe-Geſetzes Anwendung finden *). 


III. Rechtshülfe Seitens der Gerichte in Sachen, welde 
nicht zur ftreitigen Gerichtsbarkeit gehören. 

Den Staaten ift die gegenfeitige Pflicht zur Xeiftung der 
Nechtshülfe in andern als den vom Gejek v. 21. Juni 1869 be- 
troffenen Sachen reichsgeſetzlich nicht auferlegt ; dagegen beſteht eine 
ſolche Verpflichtung in folgenden Fällen: 

1. Die Gerichte find verpflichtet, vem Bate ntamte Rechts⸗ 
hülfe zu leiften °). 

2. Die Gerichte find verpflichtet, den Anträgen der See: 
ämter in Betreff der Unterfuhung von Seeunfällen zu ent: 
ſprechen °). 

3. Endlich ift noch zu erwähnen, daß die Deutſchen und die 
Oeſterreich-Ungariſchen Gerichte und Behörden zu gegenſeitiger 
Rechtshülfe bei Verfolgung und Beſtrafung von Uebertretungen 
der. Zollgeſetze verpflichtet find ?). 

1) Rechtshülfe⸗Geſ. 8. 33 Abſ. 1. 

2) Rechtshülfe⸗Geſ. 8. 21 ff. 

3) Rechtshülfe⸗Geſ. 8. 34. 

4) Das Gleiche gilt von den im Falle eines Belagerungszuftandes einge- 
festen Kriegsgerichten und Standrechten. 

5) Batentgefeg $. 31. (R.G. Bl. 1877 ©. 508.) 

6) Gef. v. 27. Zuli 1877 8. 20. (R.&.BL. ©. 558.) 
7) Handelövertrag zwiſchen Deutjchland u. Defterr.-Ungarn vom 23. Mai 
1881 Art. 10. (R.G. Bl. S.125). Die näheren Anordnungen über die Leiftung 


der Nechtöhülfe find enthalten in dem Zolltarteı 85. 17—24 (R. G. Bl. 
1881 ©. 137 ff.) 
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8. 101. Die Berichte. 


Da jede Brozeßordnung eine beftimmte Gerichtsverfaffung zur 
Borausfegung bat und ſich auf diefe bezieht, jo bat die Geſetzgebung 
des Reiches bei Erlaß gemeinrechtlicher Prozeßordnungen auch die 
Grundzüge der GerichtSorganifation für das ganze Bundesgebiet 
einheitlich regeln müffen. Um die Struktur und den Aufbau der 
Gerichtsverfaſſung und den Platz, welchen die einzelnen Gerichte 
dabei einnehmen, richtig würdigen und den Zufammenhang des 
Ganzen Elar überjehen zu können, ift es aber nothmwendig, daß man 
die GerichtSordnung von zwei ganz verichiedenen Gefichtspunften 
aus betrachtet, die man als deu prozeſſualiſchen und den 
organifatorifhen oder verwaltungsrehtlihen be: 
zeichnen kann. Bon dem prozeflualifchen Geſichtspunkte aus er- 
Icheinen die Gerihte als befhließende und erfennende 
Behörden und ihr gegenfeitiges Verhältniß ergiebt fih aus ihrer 
Zuftändigkeit und ihrer Unter: und Ueberordnung im Snftanzenzuge. 
Bom organifatoriihen Gefihtspunfte aus betradtet find die Ge- 
richte ad miniftrative Bildungen, Beftandtheile des ftaatlichen 
Behördenſyſtems, die zwar zu Zmweden der Rechtspflege geichaffen 
und dieſer Beftimmung gemäß eingerichtet find, die aber als folche 
gar feine oder wenigſtens regelmäßig Feine prozefiualen Functionen 
ausüben. E83 ergeben fih hiernach zwei Syiteme von Gerichten, 
je nachdem die letzteren nach prozeſſualen oder nach organifatorifchen 
Rückſichten gruppirt werden; beide Ordnungen ſtehen mit einander 
in einem engen Zufammenbang und beeinfluffen ſich gegenfeitig, 
find aber doch von einander verjchieden. Für den Civil: und 
Strafprozeß bat jene, für das Staatsrecht diefe Seite der Ge- 
rihtsverfaffung das überwiegende Intereſſe; in dem vom Reich 
erlaffenen Gericht3verfaflungsgefeß find beide Seiten in Tunftooller, 
aber wenig überfichtlicher Weiſe mit einander verjchlungen. 


I. Die Ordnung der Gerichte in Bezug auf dag 
Streitverfahren*). 


Die moderne Gerichtöverfaffung iſt dadurch in ſehr eigen: 
thümlicher Weiſe ausgezeichnet, daß die zur Rechtſprechung confti- 


*) Es handelt fi im Folgenden nicht um eine vollftändige Darftellung 
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tuirten Organe des Staates nicht gleichmäßig und nad) demſelben 
Grundprinzip gebildet find, fondern daß die Zufammenfegung der 
rechtiprechenden Gerichte eine andere ift in bürgerlichen Prozeſſen 
als in Straffahen, eine andere in großen und wichtigen Rechts—⸗ 
fahen als bei Prozeſſen um geringere Streitgegenftände, eine 
andere endlich in den verſchiedenen Inſtanzen. Die Gegenfäte, 
um welche es fich hierbei handelt, beftehen hauptſächlich darin, daß 
zur Entſcheidung und Urtbeilsfällung entweder Einzelrichter oder 
GCollegien berufen werden, daß die leßteren entweder aus lauter 
im Staatsdienft angeftellten, juriftifch gebildeten berufsmäßigen 
Beamten oder aus richterlihen Beamten und Laien zufammenge: 
jept werden, daß endlich die Zahl der Mitglieder der Sprud: 
collegien verfhieden if. Daß diefe Verfchiedenheiten der Structur 
der Gerichte zugleich tief eingreifende Verfchiedenheiten des gericht: 
lihen Verfahrens zur Folge haben, bedarf bier feiner näheren 
Darlegung. Bon diefen Gefichtspuntten aus find auf dem Gebiete 
der ordentlichen flreitigen Gerichtsbarkeit folgende Kategorien von 
Rechtöftreitigleiten und ihnen entſprechend folgende Arten refpective 
Reiben von Gerichten zu unterjcheiden. 

1. Bürgerlihe Rechtsſtreitigkeiten. 

Diefelben zerfallen in zwei Klaſſen, die man in Kürze als 
Heine und große Rechtsfachen bezeichnen Tann. 

a) Die Fleinen Rechtsſachen find vermögensrecht— 
lihe Anjprühe, deren Gegenftand au Geld oder 
Geldesmerth die Summe von 300 Mark nicht über: 
fteigt'!), mit Ausnahme der in 8. 70 Abſ. 2 des Gerichtöver- 
faflungsgejeges aufgeführten Anſprüche; ferner ohne Rüdfiht auf 
den Werth des Streitgegenftandes die in 8. 23 Ziff. 2 des Ge: 
rihtsverfaffungs-Gejebes aufgeführten Streitigkeiten; endlich die 
Konkurfe ?). 

Für diefe Rechtsſachen find zuftändig in erfter Inſtanz die 
Amtsrichter, das find zum Nichteramt befähigte, berufsmäßig 


diefer Lehre, melche ihren Pla nur in Werken über das Prozeßrecht finden 
fann ; fondern nur um die Hervorhebung derjenigen Grundprinzipien, ohne 
deren Kenntniß auch die organifatorifche Seite der Gerichtsordnung nicht ver: 
ſtändlich ift. 

1) Gerichtsverf. Geſ. $. 23 Ziff. 1. 

2) Konturd-Ordn. SS. 64. 202. 208 Abſ. 3, 
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angeftellte Einzelrihter‘). In zweiter Inſtanz enticheiden 
als Berufungss» und Beichwerdegerihte die Givillammern der 
Landgerichte); es find dies Collegien, welche aus drei zum Richter: 
amt befähigten, berufsmäßigen Richtern beftehen?). Ein Rechts: 
mittel gegen Endurtheile der Civillammern und eine Entſcheidung 
in dritter Inſtanz findet nicht ftatt. 

b) Die zweite Kategorie umfaßt alle bürgerlihen Rechts— 
ftreitigfeiten, welche nicht den Amtsgerichten (Einzelrichtern) zuge: 
wiefen find *), alfo alle vorftehend nicht aufgeführten eivilrechtlichen 
Anſprüche. 

Dieſelben werden in erſter Inſtanz abgeurtheilt von den 
Civilkammern der Landgerichte in der Beſetzung von drei be— 
rufsmäßigen Richtern oder, wenn durch die Klage ein Anſpruch 
geltend gemacht wird, der aus einem ber in $. 101 des Gerichts⸗ 
Berf.Gef. aufgeführten Rechtsverhältnifie herrührt, von den Kam: 
mern für Handelsſachen, wo folde von der Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung gebildet worden find ). Die Kammern für Handels 
Sachen als entfcheidende Gollegien beftehen aus einem berufgmäßigen 
Richter als BVorfigenden und zwei dem Kaufmannsftande angehö- 
renden Handelsrichtern; ſämmtliche Mitglieder baben gleiches 
Stimmrecht. In Streitigkeiten, welche ſich auf das Rechtsverhält- 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 22 Abi. 2. 

2) Gerichtöverf.Gef. 8. 71. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 77. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 70. 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 100. — Die Berhandlung des NRechtäftreites erfolgt 
aber nur dann vor der Kammer für Handelsſachen, wenn der Kläger dies 
in der Klagejchrift beantragt bat, oder wenn bei einer vor die Kammer 
für Handelsjachen gehörigen, aber vor die Civilkammer gebrachten Klage der 
Beflagte die Verweiſung des Nechtsftreit3 an die Kammer für Handelsſachen 
beantragt Hat; aud ift der Prozeß auf Antrag vor die Eivilfammer zu 
vermeijen, wenn die Klage durch Antrag auf Feititellung eines Rechtsverhält⸗ 
nifje8 erweitert oder cine Widerflage cıhoben wird und die erweiterte Klage 
oder die Widerflage ald Klage nicht vor die Kammer für Handelsſachen ge- 
hört. Gerichtsverf. Geſ. 8. 102. 104. 105. Das Nähere über die Zuftändig- 
feitöverhältniffe der Civillammern und der Kammern f. Handelsſachen gehört 
in die Darjtellung des Civilprozeſſes; Hier ift nur der Grundſatz hervorzuheben, 
daß die Civilkammern die vegelmäßigen Gerichte find, denen eine all- 
gemeine Kompetenz zufteht, während die Kammern für Handelsſachen ala 
Spezial-Kommiffionen für bejondere Arten von Rechtsſtreitigkeiten an- 
zuſehen find. 





$. 101. Die Gerichte. 9 


niß zwiſchen Rheder oder Schiffer und Schiffsmannfchaft beziehen, 
Tann die Entſcheidung durch den Borfitenden allein erfolgen '). 

Sn zweiter Inſtanz entſcheiden über die Rechtsmittel der 
Berufung und Beichwerde die Civilſenate der Oberlandesge: 
richte in der Belegung von fünf rechtögelehrten Mitgliedern mit 
Einſchluß des Vorſitzenden ?). 

Su dritter Inſtanz erfennt auf das Rechtsmittel der Revi— 
fion?), beziebentl. der Bejchwerde, ein Civilſenat des Reichs— 
gerichts 9 in der Belebung. von fieben rvechtögelehrten Mitglie- 
bern mit Einihluß des Borfigenden °). 

2. Strafjaden. 

Die Straffälle find in Beziehung auf die Gerichtszuftändigteit 
in drei Klaſſen zu tbeilen, zu denen noch als eine bejondere Aus: 
nahmsklaſſe die zur ausfchließlichen Zuftändigfeit des Reichsgerichts 
gehörenden Fälle des Hochverraths und des Landesverrath3 gegen 
Raifer und Reich binzutreten ®). Die Eintheilung in dieje drei 
Klafien beruht in ver Hauptſache auf der dem materiellen Straf: 
recht zu Grunde liegenden Eintheilung der ftrafbaren Handlungen 
in Mebertretungen, Vergeben und Verbrechen ?); fie fällt aber mit 
dieſer Eintheilung keineswegs volllommen zufammen, vielmehr ift 
die Zuftändigfeit der Gerichte mittlerer und unterfter Ordnung er: 
beblih erweitert®). Ihr entſprechen als Spruchbehörden eriter 
Inſtanz die Schöffengeridhte, die Straffammern und die Schwur: 
gerichte. 

1. Die Shöffengeridhte find Collegien, welche aus 
einem gelehrten Richter (Amtsrichter) und zwei Schöffen be— 


1) Gerichtsverf. Geſ. F. 109. Motive ©. 139 a. E. (Hahn ©. 129.) 

2) Gerichtöverf.Gej. F. 123 Ziff. 1. u. 4. 8. 124. 

3) Ueber die Borausfegungen dejjelben fiehe oben ©. 55. 

4) In Bayern des oberften Landesgerichtähofes nad) den oben ©. 51 
enttwidelten Rompetenzbeftimmungen. 

5) Gerichtsverf. Geſ. $. 135. 140. 

6) Gerichtsverf. Geſ. F. 136 Ziff. 1. Siehe oben ©. 60. 

7) Reih8-Strafgefegb. 8. 1. 

8) Vgl. die ausführlichen Erörterungen hierüber in den Motiven z. Ge- 
richtsverf.Geſ. S. 65 ff. (Hahn ©. 72) und über das pofitive Recht des Reichs 
Löwe zug. I der Strafprozeß- Ordnung; Schwarze in v. Holgendorff’3 Hand- 
buch des Strafprozeßrechts Il. S. 555 ff. und die Ueberfiht in Binding’s 
Grunbriß 8. 26. 
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ftehen '). Die letteren üben im Allgemeinen, d. 5. injomweit das 
Gejeg niht Ausnahmen beftimmt ?), während der Hauptverband: 
lung das Richteramt im vollen Umfange und mit gleihem Stimm- 
rechte wie der Amtsrichter aus). Bei Forit: und Feldrügeſachen 
fann die Mitwirkung der Schöffen duch Anordnung der Landes: 
gejege ausgeſchloſſen werden ), jo daß alsdann der Amtsrichter 
als Einzelrichter entſcheidet; auch Tann der Amtsrichter im Falle 
der Vorführung des Bejchuldigten mit Zuflimmung der Staats: 
anwaltſchaft ohne Zuziehung von Schöffen zur Hauptverhandlung 
Ichreiten, wenn der Beichuldigte nur wegen Webertretung verfolgt 
wird und die ihm zur Laſt gelegte That eingeftebt °). 

Die Zuftändigfeit der Schöffengerichte erftredt fih auf alle 
Uebertretungen, auf die im $. 27 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
aufgeführten Vergehen, ſowie auf diejenigen Strafſachen, deren 
Verhandlung und Enticheidung ihnen von den Straffammern der 
Landgerichte gemäß $. 29 und 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
übermwiejen werden. 

In zweiter Inſtanz enticheiden über Beſchwerden und Be— 
rufungen gegen Entſcheidungen und Urtheile der Schöffengerichte 
die Straflammern‘) und zwar in der Hauptverhandlung 
in der Bejegung mit 5 Mitgliedern, wenn es fih um ein Ber: 
gehen handelt, in der Beſetzung mit 3 Mitgliedern bei Weber: 
tretungen und in den Fällen der Privatanflage”). Laienridter 
nehmen an der Entieheidung in feinem Falle Theil. 

In dritter Inſtanz enticheiden die Strafjenate der 
Dberlandesgerihte über das Nechtsmittel der Revilion 
gegen Urtheile der Straffammern in der Berufungsinftanz ®), gleidy- 
viel ob die Reviſion auf eine Verlegung des Reichsrechts oder des 


1) Gerichtsverf.Gej. 8. 26. 

2) Diejelben betreffen Tediglich die Entigeidungen über die Zufammen- 
ſetzung des Schöffengericht3 felbft. Gerichtsverf. Geſetz 88. 52. 53. 54. 56. Bgl. 
auch Strafproc.DOrdn. 8. 31. Da diefe Lehre nur ein ftrafprozefiualifches, fein 
ftaatSrechtliche8 Intereſſe darbietet, fo ift hier nicht näher darauf einzugeben. 

3) ebenda. 8. 30 und dazu die Motive S. 75. (Hahn ©. 80.) 

4) Einf. Geſ. zur Strafproc.Drdn. 8. 3 Abſ. 3. 

5) Strafproc.Ordn. 8. 211 Abi. 2. 

6) Gerichtsverf. Geſ. $. 72 Abi. 1. 8. 76. 

7) Gerichtsverf. Geſ. 8. 77. 

8) ebendaſ. 8. 128 Ziff. 2. 
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Landesrechts geftügt wird). Die Revifion kann jedoch nicht be- 
gründet werden mit der Behauptung, daß eine Rechtsnorm über 
das Verfahren verlegt worden fei, mit alleiniger Ausnahme 
ber Vorſchrift des 8. 398 der Strafproz.Drdnung ?). Die Straf: 
fenate entſcheiden in der Beſetzung von fünf rechtsgelehrten Richtern 
mit Einihluß des Vorſitzenden ®). 

2. Die Straflammern find in erfter Inſtanz zuftändig 
binfihtlih aller Vergeben, melche nicht zur Zuftändigfeit der 
Schöffengerichte gehören *), und derjenigen Verbrechen, melde 
im $. 73 des Gerichtsverfaffungsgefeßes aufgeführt find; fie find 
ferner ausfchließlih zuftändig — gleichviel ob die That als Ueber— 
tretung, Vergeben oder Verbrechen zu erachten ift — bei Zuwider⸗ 
bandlungen gegen die im 8. 74a. a. D. aufgeführten Gefeße. Die 
Straflammern befteben nur aus berufsmäßigen Richtern und ent: 
Icheiden in der Hauptverbandlung in der Befehung mit fünf Mit: 
gliedern, fonft in der Beſetzung mit drei Mitgliedern einjchließlich 
des Vorſitzenden. 

Gegen Endurtheile der Strafkammern in erſter Inſtanz iſt 
nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig; über daſſelbe entſchei⸗ 
ben die Strafjenate der Oberlandesgerichte, fofern die 
Reviſion ausschließlich auf die Verlegung einer in den Landesge— 
jegen enthaltenen Rechtsnorm geftügt wird, die Straffenate 
des Reichsgerichts, wert die Verlegung von Reichsrecht be- 
bauptet wird). Die Straffenate des Dberlandesgericht3 entichei- 
ben in der Beſetzung von fünf Mitgliedern, die Strafjenate des 
Reichsgerichts in der Belegung von fieben Mitgliedern °). 


1) Nur in dem alle des 8. 136 Abſ. 2 des Gerichtöverf.Gefehes (Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Vorfchriften über die Erhebung öffentlicher in die 
Reichskaſſe fließender Abgaben und Gefälle) kann die Entſcheidung in 
dritter Inftanz an das Reichsgericht gebracht werden. Vgl. oben ©. 63. 

2) Strafproz.Orbn. 8. 380. Der in Bezug genommene $. 398 betrifft 
ben Fall, daß ein Urtheil in der Reviſionsinſtanz aufgehoben und die Sade an 
ein Gericht zur anderweiten Berhandlung und Enticheidung vertiefen worden ift. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 124. 

4) Jedoch kann in den im 8. 75 a. a. O. aufgezählten Fällen bei Eröff- 
nung des Hauptverfahrens durch Beichluß der Straflammer die Verhandlung 
und Entſcheidung dem Schöffengericht übertwiefen werden. 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 123 Hiff. 3. 8. 136 Ziff. 2. 

6) ebendaf. 8. 124. 8. 140, 

Laband, Reichsſtaatsrecht. LIT. 2. 6 
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Eine dritte Inftanz ift in denjenigen Sachen, melde in erfter 
Inſtanz vor die Straffammern gehören, nit gewährt. 

Ueber Beichwerden gegen Enticheidungen der Strafflammern 
enticheiden ftet3 die Straffenate der Oberlandesgerichte,, gleichviel 
ob die Beſchwerde auf Verlegung von landesrechtlihen oder von 
reichsrechtlichen Vorfchriften gegründet ift ). 

3. Die Shwurgeridhte find Gerichte erfter Inſtanz zur 
Aburtbeilung derjenigen Verbrechen, melde nicht zur Zuftändig- 
feit der Straflammern oder des Reichsgerichts gehören?). Sie 
find ferner zuftändig für die durch die Preſſe begangenen ftraf: 
baren Handlungen, jo weit diefe Zuftändigleit nach den Landes: 
gefeßen bei Einführung des Gerichtsverfaflungsgejeßes bereitß ge: 
gründet war ?). Es ift dies der Fall in Baiern und Württemberg 
und theilmeife in Baden und Oldenburg *). Die Schwurgerichte find 
aus zwei Eollegien zujammengejegt, einem Kollegium von drei 
berufsmäßigen Richtern und einem Collegium von zwölf Geſchwo⸗ 
renen’®). Das letztere ift nur zur Entſcheidung der Schuldftage °) 
berufen, das erftere zu allen Enticheidungen, melde von den er: 
fennenden Gerichten zu erlaffen find; werden ſolche Enticheidungen 
außerhalb der Dauer der Situngsperiode erforderlich, jo erfolgen 
fie durch die Etraffammern der Landgerichte 7). 

Ueber das Nechtsmittel der Revifion gegen Urtbeile der 
Schwurgerichte entjcheiden die Strafjenate des Reichsgerichts?). 


1) ebendaf. 8. 123 Biff 5. 

2) ebendaj. $. 80. 

3) Einf.Gef. zum Gerichtsverf. Geſ. 8. 6. 

4) Val. Motive z. Gerichtsverf. Geſ. S. 102 ff. (Hahn S. 101); ferner 
Keller ©. 246. Löwe Note 5 zu 8. 6 cit. 

5) Ueber die „Bildung der Geſchworenenbank“ vgl. Strafpr. O. 88. 278 ff. 

6) Ueber den Begriff der Schuldfrage vgl. Strafproc.D. 8. 262; über Die 
rechtliche Bedeutung des Spruchs der Geſchworenen für das Urtheil des Ge- 
richt8 Strafproc.DOrdn. 8. 314 ff. 

7) Gerichtsverf. Geſ. 8. 81. 82. Die Motive S.105 (Hahn S.103) jagen: 
„Diefer Beftimmung liegt der Gedante zu Grunde, daß das Schwurgericht für 
die ganze Sigungsperiode einen bejonberen Gerichtskörper bil- 
det, welcher für dieſe Zeit die Thätigleit der Straflammer in ben bei den 
Schwurgerichten anhängigen Sachen abjorbirt.“ 

8) Gerichtsverf. Geſ. S. 136 Hilf. . 
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II. Die Organisation der Geridte. 


Das Gerihtsverfaffungs-Gefeh 8. 12 zählt vier Arten von 
ordentlichen Gerichten auf: Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandes- 
gerichte und das Reichsſsgericht. Diele Gerichte als ſolche find aber 
feine bejhhließenden und erfennenden Drgane der ordentlichen Rechts: 
pflege '), fie iind feine Gerichte im eigentlichen und engen Sinne 
des Prozeßrechts, ſondern fie find ftaatlihe Behörden, bei wel: 
hen die Prozeßgerichte gebildet werden oder aus deren Mitte 
die Prozeßgerihte hervorgehen. Man könnte fie gleihfam die 
Kadres nennen, innerhalb deren die erfennenden Gerichte zur Ent: 
ftehung fommen. Damit joll aber keineswegs gejagt werden, daß 
dieſe Behörden nur für die Juſtizverwaltung Bedeutung haben. 
Dieje Organijationen find vielmehr auch für das Prozeßrecht von 
der größten Wichtigkeit. Durch diefelben wird bewirkt, daß die 
einzelnen von den Prozeßordnungen erforderten Gerichte nicht 
iolirt neben einander ſtehen, fondern zu größeren einheitlichen 
Behörden zujammengefaßt werden, fo daß die Zuftändigfeit der 
Einzelrihter und Spruchcollegien im Verbältniß zu der fie um: 
fallenden Gerichtsbehörde lediglihb als eine Vertheilung der 
Geſchäfte, als eine innere Angelegenheit der legteren erjcheint. 
Die Prozebordnungen und andern Gejeße können demgemäß die 
rihterliden Geſchäfte den Gerichtsbehörden als ſolchen auftragen 
und die leßteren nah Außen als einheitliche Anftalten des Staates 
behandeln. Dadurh wird die Gerichtöverfafiung weſentlich ver: 
einfacht; die vielen, nach den verfchiedenen Arten von Streitfachen 
fo verſchieden conftituirten Prozeßgerichte verjchwinden unter der 
gemeinfamen Firma und einheitlihen Organifation der erwähnten 
Gerihtsanftalten; fie find gleichſam nur „Eriheinungsformen“, 
in denen die lebteren thätig werden. Eine Hauptwirkung diejer 
Einrihtung beſteht darin, daß die Urtliche Zuftändigfeit der 
Gerichte ohne Rüdficht auf die Bildung der verfehiedenen Sprud: 


1) Außerhalb des Gebietes der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit 
fönnen den Gerichten Gefchäfte zugemwiejen werden, welche durch Verhandlungen 
und Beichlußfaffungen in pleno zu erledigen find. Plenarbeichlüffe des Reich 3- 
gericht find erforderlich in den Fällen der 88. 128. 129. 131 des Gericht3- 
verf.Gefeße?, jowie zur Erledigung der im 8. 141 ebendaj. geitellten Wufgabe. 
(Ausarbeitung der Geſchäftsordnung.) 

6* 
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behörden einheitlich geregelt werden kann; die Gericht Sbezirke 
entipreden den im $. 12 cit. aufgeführten „Gerichten“. Man 
kann daber 3. B. nicht von einem Gerichtsbezirt der Civilkammer, 
fondern nur von einem Gerichtsbezirk des Landgerichts ſprechen, 
während andererfeit3 die ſachliche Zuftändigkeit genau genommen 
nicht für das Landgericht, jondern für feine verjchiedenen Kammern 
normirt iſt. 

So erihetmen die Gerichte, wie fie 8. 12 cit. aufführt, als 
diejenigen Behörden, melde die ftaatliche Gerichtägewalt hand- 
baben, und in diefem Sinne jagt das erwähnte Geſetz mit Redt: 
„Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit wird durch Amtögerichte 
u. ſ. w. ausgeübt." Hierdurch werden zugleich ſehr zahlreiche 
Zweifel und Streitigkeiten binfihtlid der Kompetenz vermieden. 

Sodann hat dieje abminiftrative Zufammenfaflung der Gerichte 
den Nuten, daß fie eine erhebliche Eriparniß binfichtlih der Ans 
zahl der erforderlichen Richter und Beamten ermöglicht, da die: 
jelben Richter und Beamten an mehreren Spruckollegien Theil 
nehmen und fich gegenjeitig vertreten, fowie die anderweitigen gee 
rihtlihen Geſchäfte zweckmäßig unter ſich vertheilen Tönnen. 

Man darf daher wol behaupten, daß das gejeggebungs- 
politiihe und abminiftrative Problem bei der Drdnung der Ge: 
richtsverfaffung gerade darin befteht, die durch prozefiualiihe Rück⸗ 
fihten und Bedürfniffe gebotene Vielgeftaltigfeit der in den 
einzelnen Prozeſſen zur Beihlußfaffung und Urtbeilsfällung erfor: 
derlichen Organe mit einer einfachen Gliederung der Gerichte 
als Behörden zu verbinden. Ye mehr nun aber die Gerichtäver: 
faflung als Behördenſyſtem ſich unterjcheidet von der Gerichtsver- 
faffung als Prozeßinftitution, je verjchiedener das Gericht als 
Staatsanitalt von dem Gericht im Prozeßverfahren ift, defto größere 
politiihe und juriftiihe Bedeutung erlangt die Art und Weife, 
wie bie für den einzelnen Fa oder für die einzelnen Kategorien von 
Fällen zuftändigen Prozeßgerichte gebildet werden, auf welchem 
Wege fie aus dem Gerichte ala Behörde hervorgeben. 

Diefer Punkt ift für das heutige Deutſche Staatsrecht von 
großer Wichtigkeit. Das Reich bat einerfeitd den Einzelftaaten 
eine jehr ausgedehnte Freiheit und Selbftftändigkeit hinſichtlich der 
Einrihtung, Dotirung und Drganifation der Gerichtsbehörden über- 
lafjen und — abgefehen natürlih von dem Reichsgericht — nur 
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die äußerften Grundlinien des Juſtizbehördenſyſtems gezogen; es 
bat andererjeit3 aber fehr genaue und zwingende Vorschriften da: 
rüber gegeben, wie die für die verfhiedenen Gattungen von Streit: 
fachen erforderlichen, bejchließenden und urtbeilenden Spruchcolle— 
gien conftituirt find und mie fie aus dieſen Behörden gebildet 
werden. Dies ift eine der wichtigften Schranken, welche auf dem 
Gebiet der Gerichtsbarkeit der Hoheit der Einzelftaaten durch die 
fouveräne Staat3gewalt des Reiches gezogen worden ift !). 

Im Einzelnen gelten für die bier Klaſſen von ordentlichen 
Gerichten folgende Regeln: 

1. Die Amtsgerichte“)). Sie bilden den Rahmen für die 
Einzelrihter (Amtsrichter) und die Schöffengerichte. 

a) Die Organifation der Amtsgerichte ift den Einzelftaa- 
ten völlig freigegeben; fie haben insbefondere die Befugniß, die 
Zahl der Richteritellen an jedem Amtsgericht zu beftimmen. Sf 
das Amtögeriht mit mehreren Amtsrichtern beſetzt, fo erledigt 
jeder derjelben die ihm obliegenden Gejhäfte als Einzelrichter. 
Die Landesjuftizvermaltung bat die allgemeinen Anordnungen über 
die Geſchäftsvertheilung zu treffen. Hierbei kann fie nach Gegen: 
ftänden oder nach räumlich begränzten Bezirken oder nach beiden 
Rückſichten zugleich die Vertbeilung der Gefchäfte vornehmen. Wo: 
fern den einzelnen Amtsrichtern bejtimmte räumlich abgegränzte 
Bezirke zugewieſen werden, entflehen innerhalb des Amtsgerichts: 
bezirkes mehrere Jurisdictionsbezirke der Einzelrichter. Der Be: 
zirt des Amtsgerichts iſt alfo nicht identisch mit den Gerichts: 
bezirfen der die Rechtsftreitigfeiten entjcheidenden Amtsrichter. 
Allein die Abgränzung diefer Amtsrichter- Bezirke erfcheint lediglich 
als ein Akt der Geſchäftsvertheilung, alfo der Gerichtövermaltung; 
die Kompetenz des Amtsgericht? erſtreckt fich als eine einheitliche 
über ſämmtliche dazu gehörende Amtsrichterbezirke und es kann 
jeder Zeit gemäß den von der Juſtizverwaltung getroffenen Be: 
flimmungen unter den bei demſelben Amtögericht angeftellten Richtern 
nicht nur eine gegenfeitige Vertretung, fondern auch ein Austausch 


1) In dem Entwurf der Regierungen fanden ſich Beitimmungen darüber 
nit; die Aufnahme derjelben in das Gerichtöverfafjungs-Gejeh ift vorzugs⸗ 
weile dem Abg. Dr. Laster zu danken. Pol. Protok. der Reichsſstagskommiſſ. 
I. Leſ. ©. 335 ff. (Hahn ©. 569). II. Leſung ©. 628 ff. (Hahn ©. 794 ff.) 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 22, 
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der Geſchäftskreiſe ftattfinden ). Die Vorſchrift: „Niemand darf 
feinem geſetzlichen Richter entzogen werden“ bedeutet demnad in 
Betreff der Amtsgerichte, welche mit mehreren Richtern bejegt find, 
nicht einen völligen Ausfchluß der Einwirkung der Juſtizverwaltung 
auf die Beitimmung des Richters für den concreten Fall, jondern 
nur eine Beichränfung der freien Auswahl auf die bei dem ein: 
zelnen Amtsgericht angeftellten Richter. Wegen der verhältnikmäßig 
geringen Wichtigkeit der zur Kompetenz der Amtsgerichte gehören: 
den Sachen bat das Reich Feine gejetlichen Borfchriften darüber 
erlaffen, auf welche Weiſe aus den Mitgliedern des Amtsgerichts 
die in den einzelnen Fälen beichließenden und erfennenden Richter 
beftimmt werden. 

b) Aus demjelben Grunde ift die Beftellung von Hülfgrichtern 
an den Amtsgerihten vom Reihe an Feinerlei erichmerende Be: 
dingung geknüpft; der Sab des 8. 10 des Gerichtsverf.Geſetzes: 
„Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen über die Befähigung zur 
zeitweiligen Wahrnehmung richterlicder Gejchäfte bleiben unberührt“, 
gilt für die Amtsgerichte ohne Einſchränkung. Demnach fteht e3 
den Staaten frei zu geitatten, daß die durch Einzelrichter auszu: 
übende Gerichtsbarkeit ftatt einem auf Lebenszeit angeftellten Richter, 
einem auf bejtimmte oder unbeftimmte Zeit beauftragten Kommiſ— 
fariug übertragen, und zu einem ſolchen Kommiflariug Jemand 
beftellt werde, der den reichsgeſetzlichen Borjchriften über die 
Fähigkeit zum Richteramte nicht genügt hat. Die AYuftizverwal- 
tungen der Einzeljtaaten find in diefer Hinficht lediglich durch die 
Landesgeſetze beſchränkt. 

c) Die Schöffengerichte werden „bei den Amtsgerichten“ 
gebildet ?), d. h. fie find Feine befonderen, für fih organifirten 
Behörden, fondern nur Spruchfollegien, melde im Syſtem der 
Suftizbehörden unter den Amtsgerichten mit inbegriffen find; eine 
prozefjuale Form der Amtögerihte?). Dem Amtsrichter treten 
für die Verhandlung und Entſcheidung von Straflachen zwei Schöf- 
fen zur ©eite*). Wenn das Amtsgericht mit mehreren Richtern 
bejegt ift, jo fteht e8 der Landesjuftizverwaltung frei, unter den: 


1) Bel. Motive ©. 58. (Hahn ©. 67.) 

2) Ger. Verf. Geſ. 8. 25. 

3) Vgl. Motive z. Gerichtsverf. Geſ. S. 81. (Hahn ©. 47.) 
4) a. a. O. 8. 26, 
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felben denjenigen zu beftimmen, welcher den Vorſitz des Schöffen: 
gerichtö führt, oder anzuordnen, daß der Vorſitz von ihnen ab: 
wechſelnd geführt werden fol; auch Tann in diefen Anordnungen 
nad Belieben eine Aenderung getroffen werden !,. Dagegen ift 
eine Einwirkung der Verwaltung auf die Auswahl der bei dem 
einzelnen Fall mitwirkenden Schöffen ausgefchloffen, indem die 
Reihenfolge, in welcher die zur Leiltung des Schöffendienftes be- 
ftimmten Perjonen an den Situngen Theil nehmen, vorher be⸗ 
ftimmt wird ?). 

d) Jedem Amtsgericht, gleichviel ob e3 mit einem oder meh: 
teren Richtern befegt tft, fteht ein Einzelrichter vor, welcher die: 
jenigen geichäftlihen Angelegenheiten zu erledigen bat, die dem 
Amtsgericht als Geſammtbehörde obliegen, in3befondere die Ber: 
waltungsgeſchäfte?), ſowie die allgemeine Dienftauffiht über die 
Subalternbeamten des Gerihts — und falls daffelbe mit mehreren 
Richtern bejegt ift, auch über dieje, ſoweit es ſich um die Ver: 
theilung und Erledigung der Gefchäfte handelt‘). 

2. Die Landgerichte. Diejelben umfaflen die Civilfam- 
mern und Straflammern, die Schwurgerihte und die Kammern 
für Handelsfahen. Ueber die Einrihtung der Landgerichte als 
Geſammtbehörden und die Art der Bildung der Prozeßgerichte 
gelten folgende reich 3 gejegliche Anordnungen. 

a) Die regelmäßigen und mefentlihen Spruchbehörden ber 
Landgerichte find die Civil: und Straflammern; diejelben 
müflen bei allen Landgerichten gebildet werden). Die Zahl der 
zu bildenden Kammern bängt ebenjo wie die Größe des Landge- 
richtsbezirks von der Anorbnung der Einzelftaaten ab. Welche 
Geſchäfte den Eivilfammern und welche den Straffammern oblie- 
gen, ift in den Prozeßorbnungen bejtimmt. An der Spitze des 


1) Wenn einem Amtsrichter der Borfig im Schöffengericht genommen und 
die Erledigung anderer Geichäfte bei vemfelben Amtsgerichte übertragen 
wird, fo findet 8. 8 des Ger.Berf.Gef. hierauf Teine Anwendung, d. h. der 
Richter Hat dagegen fein Widerſpruchsrecht. 

2) Das Nähere fiehe unten 8. 104. I. 

3) Dabin gehört 3. B. die Aufficht und Fürſorge für die zum Gebrauch 
des Amtsgerichts dienenden Lolalitäten, Inventarſtücke u. |. w. 

4) Gerichtsverf. Geſ. $. 22. Bgl. über den Sinn des Wortes „Dienſt⸗ 
aufficht” die Protof. der Reichſtagskommiſſion I. Leſung S. 152 (Hahn S. 430). 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 59. 
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Landgerichts ſteht der Präſident, der zugleich den Vorſitz in einer 
Kammer übernimmt; den Borfit in den übrigen Kammern führen 
Directoren. Bei der Bildung der einzelnen Kammern fümmt nun 
Dreierlei in Betracht: die Beitimmung des Vorfigenden, die Be: 
ftimmung der Mitglieder und, fall mebrere Kammern derjelben 
Art gebildet werden, die Bertheilung der Gefchäfte unter diefelben. 

%) Der Borfig in den einzelnen Kammern wird für das ganze 
Geſchäftsjahr im Voraus bejtimmt; der Präfident ift befugt, 
die Kammer zu wählen, welcher er vorfigen will; die Vertheilung 
des BVorfites in den übrigen Kammern erfolgt durch den Präji- 
denten und die Directoren nah Stimmenmehrbeit, indem die Stimme 
des Präfidenten im Falle der Stimmengleichheit den Ausichlag 
giebt). Iſt der ordentliche Vorfigende einer Kammer verhindert, 
den Borfi zu führen, jo vertritt ihn dasjenige Mitglied der 
Kammer, weldes dem Dienitalter nach und bei gleihem Dienft- 
alter der Geburt nah das ältefte ift?). Daber ift es ausge— 
ſchloſſen, daß der Präfident oder Director im Laufe des Gejchäfts: 
jahres in einer andern Kammer als der ihm zugetbeilten den Vor: 
fit in einzelnen Sachen übernimmt oder mit einem andern Vor: 
figenden die Kammer wechjelt °). 

B) Vor Beginn des Geſchäftsjahres werden auf die Dauer 
deilelben die ftändigen Mitglieder der einzelnen Kammern, fo: 
wie für den Fal ihrer Verhinderung die regelmäßigen Ber: 
treter beftimmt. Jeder Richter kann zum Mitgliede mehrerer 
Kammern beftimmt werden‘). Da jede Willführ in der Zufammen- 
ſetzung der Beſchluß- und Sprucheollegien für den einzelnen Fall 
ausgeſchloſſen jein fol, jo find diefe Anordnungen fo zu verfteben, 
daß für jedes einzelne ftändige Mitglied ein beftimmter Vertreter 
1) Gerichtöverf.Gef. 8. 61. Wenn die Directoren, nachdem der Präſident 
feine Wahl getroffen, über die Zutheilung der übrigen Kammern fich unter 
einander verftändigen, kann demnach der Präfident nicht widerjprechen. 

2) a. a. ©. 8. 65 Übf. 1. Bom Borfig ausgeſchloſſen iſt daher ein zur 
Vertretung des ftändigen Vorfigenden ber Kanımer zugewiejener Ergänzung 
rihter, auch wenn derfelbe dem älteften ordentlihen Mitgliede der Kammer 
im Dienftalter vorgeht. Urth. des Reichsgerichts v. 2. März 1880. 
Entf. in Strafſachen I. ©. 288. 

3) Auch ift e8 für ausgefchloffen zu erachten, daß Jemand den Borfiß in 
mehreren Kammern führt. Bgl. Haud, Gerichtsv. Geſ. S. 99 ff. 

4) a. a. 8. 8. 62 Abi. 1. 
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beftelt wird und daß auch die Reihenfolge feitgejett wird, in 
weldyer die verfchiedenen Mitglieder der Kammern und ihre regel: 
mäßigen Vertreter für die einzelnen Sigungen einzutreten haben '). 
Eine Aenderung in der Zufammenjegung der Kammern kann im 
Laufe des Geihäftsjahres nur angeordnet werden, wenn dies in 
Folge Wechiel3 oder dauernder Verhinderung einzelner Mitglieder 
des Gerichts erforderlih wird 2). Die Beflimmung der ftändigen 
Mitglieder der Kammern und ihrer regelmäßigen Bertreter er: 
folgt durch „das Präſidium“; daſſelbe befteht aus dem Präfidenten 
als Borfigenden, den Directoren und dem nah dem Dienftalter 
älteften Mitglievde des Gerichts; die Beihlußfaffung erfolgt nad 
Stimmenmehrheit mit Stichentſcheid des Präſidenten?). Dagegen 
bat der Präſident felbfiftändig im Falle der Verhinderung des 
regelmäßigen Vertreters eines Mitgliedes einen zeitweiligen Ber- 
treter defjelben zu beftimmen *). 

7) Diejelben Vorſchriften finden finngemäße Anwendung auf 
die Vertheilung der Geſchäfte unter die Kammern derjelben Art). 
Innerhalb der Kammer vertheilt der Vorfigende die Geſchäfte auf 
die Mitglieder ©). 

b) Außer den ermähnten Kammern find bei den Landgerichten ”) 
Unterſuchungsrichter zu beftellen. Die Zahl derjelben be- 
ftimmt fih nah dem Bedürfniß; die Beftellung erfolgt ebenfalls 
auf die Dauer eines Geſchäftsjahres, aber nicht durch das Präfi- 
dium des Landgerichts, fondern durch die Landesjuftizverwaltung ®). 
Es ift nicht ausgefchloffen, daß ein Unterfuchungsrichter zugleich 
Mitglied einer Civil: oder Straffammer ift?). 

c) Eine anomale Bildung bei den Landgerichten entiteht durch 
die Erridtung einer detahirten Straflammer an dem 
Sie eines zum Landgerichtöbezirte gehörenden Amtsgerichts 19). 


1) Bgl. Keller Note 4 u. 5 zu $. 62. 

2) Gerichtöverf.Gef. 8. 62 Abi. 2. 

3)8. 63 a. a. O. 

4) 8. 66 a. a. D. 

5) 8. 62. 63 a. a. O. 

6) 8. 68 ebendaſ. 

7) d. h. am Sitze derſelben und aus den Mitgliedern derſelben. 

8) 8. 60 a. a. O. 

9) Motive ©. 93. 

10) Das Geſetz 8. 78 fpricht zwar von der Bildung der Straflammer „bei 
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Diefelbe Tann nur erfolgen durch fpezielle Anordnung der Landes 
juftigveriwaltung und nur aus einem einzigen Grunde, nämlich 
wegen großer Entfernung des Landgerichtsfiges ; einer folchen 
Kammer kann für den Bezirk eines oder mehrerer, zum Landge- 
richtsbezirk gehörender Amtsgerichte entweder die gefammte Thätig- 
teit der Straffammer des Landgerichts oder ein Theil dieſer Thä- 
tigfeit zugemwiejen werden. Somohl die Begränzung des Bezirks 
als die Zumweifung und Abgränzung der Thätigleit erfolgt durch 
Anordnung der Landesjuftizverwaltung . Man darf aber eine 
derartige Straffammer fih nicht als eine gemöhnliche Landgerichts⸗ 
Straffammer denfen, welche nur entfernt von dem Sige des Lanbd- 
gericht3 und mit Beichränkung ihrer Zuftändigkeit für einen abge- 
gränzten Theil des LandgerichtSbezirtes errichtet wird. Ihre Bil- 
dung unterliegt vielmehr ſehr abweichenden Regeln 2). Diefelbe 
kann nicht nur mit Mitgliedern des Landgerichts, jondern au mit 
Amtsrichtern desjenigen Bezirks, für welchen die Kammer gebildet 
wird, befeht werden. Sie erhält einen ftändigen Borjigenden, 
den die Landesjuftizverwaltung ernennt. Derſelbe braucht nicht 
Landgericht3-Director zu fein; er Tann aus ben Mitgliedern des 
Landgerichts oder den Amtsrichtern des Bezirks genommen werden. 
Er gehört nit zum Präſidium des Landgerichts und das legtere 
bat feinen Einfluß auf die Zuweiſung des Vorſitzes in einer aus⸗ 
wärtigen Straffammer. Er wird ftändig ernannt d. h. nicht 
blos auf die Dauer eines Geſchäftsjahres und auch nicht auf belie- 
bigen Widerruf ; ift der Borfiß aber als Nebenamt mit einem Haupt» 
amt verbunden, fo erfolgt die Ernennung nur für die Dauer des 
Hauptamtes. Es kann feinem Mitgliede des Langericht3 wider feinen 
Willen der Vorſitz in einer auswärtigen Straflammer als Amtsob- 
liegenbeit übertragen werden. Ferner werden die Amtsrichter, 
welche den Straffammern angehören follen, durch die Landesjuftizver- 


einem Amtsgericht“ ; dies bezieht fi aber nur auf den drtliden Sig der 
Kammer, nicht auf die Stellung derjelben in dem Organismus der Gerichtd- 
behörden. Die detadhirte Straflammer gehört nicht zum Amtsgericht, fondern 
zum Landgericht. Der von ihr Handelnde $. 78 cit. hat demgemäß in dem 
von den Landgerichten handelnden fünften Zitel des Gerichtsverf. Geſetzes Platz 
gefunden. 

1) 8. 78 Abſ. 1 cit. 

2) Bel. 8. 78 Abſ. 2a. a. O. 
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waltung berufen; aber nur auf die Dauer des Geichäftsjahres. 
Dagegen finden binfichtlich der Mitglieder des Landgerichts, welche 
der auswärtigen Straffammer zugemwiejen werden follen, die Bor: 
Ichriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes Anwendung; fie werden 
alfo durch das „Präfidium” des Landgerichts bezeichnet. 

d) Eine andere anomale Bildung bei den Landgerichten find 
die Kammern für Handelsfahen. Diefelben können bei 
ben Landgerichten errichtet werden, foweit die Landesjuſtizverwal⸗ 
tung ein Bedürfniß als vorhanden annimmt; ihre Zuftändigfeit 
Tann für den ganzen Bezirk des Landgerichts oder für örtlich ab- 
gegrenzte Theile defjelben normirt werden; fie können am Sitz 
des Landgericht? oder an andern Orten des Landgerichtsbezirks 
ihren Siß erhalten ). Ahnen gebört nur ein berufsmäßiger 
Richter an, der zugleih den Vorſitz führt. Weber die Art und 
Meile, wie derjelbe beftelt wird, bat das Reichsgeſetz Nichts be- 
ſtimmt; e3 bat nur die negative Beftimmung getroffen, daß die 
für die Bildung der Civilkammern und die Beſtellung ihrer Bor: 
figenden in den 88. 61-66 gegebenen Vorſchriften auf die Kam: 
mern für Handelsfadhen Feine Anwendung finden ?) und e8 hat zu: 
gelaffen, daß für eine außerhalb des Landgerichtsfiges errichtete 
Kammer auch ein Amtsrichter zum Vorfigenden ernannt werde °). 
Auch Über die Ernennung der Handelsrichter bat das Geſetz 
feine andere Beftimmung, als daß diejelbe auf gutachtlichen Vor: 
ſchlag des zur Vertretung des Handelöftandes berufenen Organes 
für die Dauer von drei Jahren erfolgt *); weder die Zahl, noch 
die Reihenfolge der Dienftleiftung, noch die Stellvertretung ift vom 
Reiche geregelt. Den Einzelftaaten ift demnach eine faft unbejchränfte 
Autonomie binfihtlich der Einrichtung der Kammern für Handels: 
ſachen gewährt. . 

e) Endlih gehören auh die Shwurgerihte nah dem 
Syitem der Gerichtsbehörden zu den Landgerichten; ihre organi- 
Ihe Berbindung mit den letzteren ift aber freilich eine ſehr Lofe. 
Sie unterfheiden fih von den bisher erörterten Spruchgerichten 

ſchon dadurch, daß fie nicht ftändig eriftiren, jondern nur perio— 


1) Gerichtäverf.&ei. 8. 100. 
2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 67. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 110. 
4) ebendaſ. 8. 112. 
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bifch „bei den Landgerichten” zufammentreten. Die Anberaumung 
der Sigungsperioden ſteht der Landezjufligverwaltung zu, falls 
niht Landes gejeglich hierüber andere Vorſchriften befteben. Der 
Borfitende des Schwurgerihtd wird für jede Situngsperiode von 
dem Präfidenten des Oberlandes gerichts ernannt, welcher bier: 
bei die Auswahl unter jämmtlichen Mitgliedern des DOberlandes- 
gerichtes und aller zu dem Bezirke des Oberlandes gerichts 
gehörigen Landgerichte hat !). Der Stellvertreter des Vorfigenden 
und die beiden andern richterlihen Mitglieder des Gerichts ?), jo: 
wie die etwa beizuziebenden Ergänzungsrichter °) werden Dagegen 
vom Bräfidenten des Landgerichts aus der Zahl der Mitglieder 
bed Landgerichts beftimmt *). 

Die Berbindung des SchwurgerichtE mit demjenigen Land: 
gericht, an deſſen Drte es zufammentritt, zeigt fi) auch darin, daß, 
jo lange die Ernennung des Vorfigenden nicht erfolgt if, der Bor: 
figende der Straflammer des Landgerichts die in der Strafprogeß: 
ordnung dem Borfigenden des Gerichts zugewielenen Geſchäfte er: 
ledigt ®). Auch Tann die Straffammer des Landgerichts beftimmen, 
daß einzelne Situngen bes Schwurgerihts nit am Sitze 
des Landgerichts, fondern an einem anderen Drte innerhalb des 
Schwurgerichtsbezirks abzuhalten ſeien ®). 

Obgleih nah dieſen Anordnungen der Regel nah zu jedem 
Landgericht ein Schmurgericht gehört, fo ift doch eine Abweichung 
von diefer Regel, d. 5. die Zufammenlegung mehrerer Landge: 
richtsbezirke zu einem Schwurgerichtsbezirke geftattet, damit — wie 
die Motive S. 110 jagen — „die Landesjuftizwerwaltung die 
Abgrenzung der Landgerichtsbezirfe mit Rückſicht auf die fonftige 
Thätigleit der Landgerichte in der geeignetiten Weife treffen Tann, 
ohne bierbei dur die bejondere Nüdfiht auf die Bildung der 
Schwurgerichte bei jedem Landgerichte beengt zu werden.” Wenn 


1) ebendaf. 8. 83 Abi. 1. 

2) Siehe 8. 81 daſ. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 194 Abi. 2. 

4) ebenda $. 83 Abi. 2. 

5) 8. 83 cit. Abf. 3, 

6) 8. 98 a. a. O. Ueber die „geichäftlichen Rüdfichten“, welche zu einem 
folden Beſchluß Anlaß geben können, vgl. die Motive ©. 110, (zu 8. 79 
des Entwurfs.) 
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die Zandesjuftizverwaltung von biefer Befugniß Gebrauch macht, 
jo hat das Landgericht !), bei welchem die Sigungen des Schwur⸗ 
gerichts abgehalten werden, und der Bräfident deffelben die ihnen 
in den 88. 82—98 des Gerichtsverf. Geſ. zugewieſenen Gefchäfte 
für den ganzen Schwurgerichtsbezirk wahrzunehmen , und die 
Mitglieder des Schwurgerichtd (mit Einfluß des Stellvertreterg 
bed DVorfigenden) können aus der Zahl der Mitglieder aller im 
Schmwurgerichtsbezirt belegenen Landgerichte genommen werben ?). 

Die Berufung der Geſchworenen erfolgt nach den im Gericht: 
verf. Geſ. $. 85 fi. und in der Strafproz.Drdn. 8. 278 ff. gege: 
benen Vorſchriften ®). 

f) Eine für alle bei den Landgerichten zu erledigenden richter- 
lichen Geſchäfte, und für alle bei ihnen zu bildenden Spruchbe⸗ 
hörden gleihmäßig zu entfcheidende Frage betrifft die Zuläſſigkeit 
der Zuziehung von Hülfsrihtern Im Allgemeinen gilt auch 
für die Landgerichte die im $. 10 des Gerichtsverf. Geſ. auf: 
geftellte Regel, daß „die landesgeſetzlichen Beitimmungen über 
die Befähigung zur zeitweiligen Wahrnehmung richterlicher 
Geihäfte unberührt bleiben.“ Insbeſondere gilt dies auch für 
diejenigen landesgeſetzlichen Beftimmungen, nach welchen richterliche 
Geſchäfte nur von ftändig — d. h. nad $. 6 des Gerichtöverf. 
Gef. lebenslänglih — angeftellten Richtern wahrgenommen 
werden können *). 

Aber auch diejenigen landesgeſetzlichen Vorjchriften, melche die 
zeitweilige Wahrnehmung einer Richterſtelle oder die zeitmweilige 
Vertretung eines Richters durch eine zum Nichteramt nicht be- 
fäbigte Perſon zulaflen, find „unberührt“ geblieben, da eine im 
Entwurf der Juſtizkommiſſion enthaltene, dies ausdrüdlich verbie- 
tende Beſtimmung aus dem 8. 69 des Gerichtsverf. Geſetzes ge: 
rien worden ift, ſonach alfo eine Ausnahme von der Regel 
des 8. 10 für die Landgerichte nicht gemacht worden ift °). 

Die Ernennung von Hülfsrichtern darf aber Seitens der 
Yuftizverwaltung nur auf den Antrag des Präſidiums (nicht des 


1) d. h. die Straflammer defjelben. 

2) a. a. O. 8. 99. 

3) Bgl. unten $. 104. 

4) 8. 69 Abf. 3. 

5) Anderer Anfiht Keller zu $. 69 Anmerk. 3. 
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Präfidenten) erfolgen )). Wird zum Hülfsrichter ein bereits flän- 
dig angeftellter Richter verwendet, jo kommen binfichtlich der Ber: 
tretung die landesgeſetzlichen VBorjchriften zur Anwendung ?); wenn 
dagegen ein nicht ftändig angeftellter Richter einem Landgerichte 
als Hülfsrichter beigeordnet wird, jo find die Landesjuftizverwal: 
tungen an die Beobachtung von zwei reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
gebunden, welche die Unabhängigleit des Hülfsrichters von der 
Juſtizverwaltung fichern ſollen; nämlich erſtens, daß die Beiord- 
nung, menn fie auf beftimmte Zeit erfolgte, vor Ablauf diejer 
Beit, und wenn fie auf unbeflimmte Zeit erfolgte, jo lange das 
Bedürfniß , durch welches fie veranlagt wurde, fortdauert, nicht 
widerrufen werden darf?) ; und zweitens, daß wenn mit der Ver- 
tretung eine Entihädigung verbunden ift, diefe für die ganze Dauer 
im Boraus feitzuftellen it‘). 

3. Die Dberlandesgerichte. Die Drganifation der- 
Selben ift deshalb ſehr einfach, weil bei ihnen nur die regel: 
mäßigen Spruchcollegien, die „Civil- und Straffenate”, gebil: 
bet werben ®). An der Spike des Gerichtshofes ſteht ein Präfi- 
dent; den Borfig in den Senaten führen Senatspräfidenten °); 
das „Präſidium“ mird gebildet aus dem Präfidenten, den 
Senatspräfidenten und den beiden älteften Mitgliedern (Näthen) 
des Gerichts. 

Nach dem Wortlaute des Geſetzes, welches „Civil⸗ und Straf: 
ſenate“ und neben dem Präſidenten eine Anzahl von Senatspräſidenten 
erfordert, kann es nicht zweifelhaft ſein, daß an jedem Oberlandes⸗ 


1) 8. 69 Abſ. 1a. a. O. In dem Antrage iſt, wie ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, das Bedürfniß nachzuweiſen, und zwar muß daſſelbe ſo geartet ſein, daß 
ihm einerſeits nicht durch die ſtändig ernannten Mitglieder des Landgerichts 
gemäß 8. 62 u. 8. 66 a. a. O. abgeholfen werden kann, und daß es andrer- 
ſeits nicht als ein dauerndes anzujehen ift, welches eine Erhöhung der Anzahl 
der ftändigen Mitglieder des Gerichts nothwendig madıt. 

2) S. 69 cit. Abi. 8. 

3) In der Suftizlommilfion des Reichstags iſt wiederholt konſtatirt wor- 
ben, daß „unwiderruflich“ bedeuten ſolle „niht ohne Zuftimmung des 
Mitgliedes widerruflich.“ 

4) 8. 69 cit. Abſ. 2; vorbehaltlich einer etatsmäßigen Erhöhung der Be- 
züge. Protok. ©. 651. (Hahn ©. 811.) 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 120, 

6) 8. 119 cit. 
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gerihte mehrere Senate gebildet werden müſſen und daß 
regelmäßig bejondere Senate für Civilſachen und befondere für 
Strafſachen zu errichten find; indeß Tann e3 nicht für geradezu 
ausgefchloffen erachtet werden, daß einem Senate die Erledigung 
von Civil: und Strafſachen übertragen wird '). 

Weber die Bertheilung des Vorfites und über die Zumeifung 
der Räthe zu den einzelnen Senaten, binfihtlih der Geſchäfts— 
vertheilung, und binfichtlic der Ordmung der Vertretung im Falle 
der Verhinderung gelten die für die Landgerichte gegebenen Vor⸗ 
Schriften auch für die Oberlandesgerihtee Zu Hülfs richtern 
dürfen jedoh nur ſtändig angeftellte Richter berufen wer: 
den 2). Den Einzelftaaten iſt im Hebrigen eine Beſchränkung nicht 
auferlegt; die im $. 69 cit. enthaltenen Vorfchriften über die Hülfg- 
tihter bei den Landgerihten find auf die Oberlandesgerichte nicht 
für anwendbar erklärt; den Einzelftaaten ift es jedoch freigeftellt, 
die Vorausſetzungen und Bedingungen der Verwendung von ftändig 
angeftellten Hülfsrihtern bei den VOberlandesgerichten zu regeln 
und auch diejelbe gänzlich auszujchließen. 

4. Das Reichsgericht?). Die Organilation des Reichs— 
gerichts ift derjenigen der Oberlandesgerichte conform; es wird 
mit einem Prälidenten und der erforderlichen Anzahl von Senats: 
präfidenten und Räthen bejeßt; es werden Civil- und Straffenate 
gebildet, deren Anzahl der Reichskanzler beftimm. Zu dem 
„Bräfidium” find die vier älteften Mitglieder (Räthe) des Ge- 
richts zuzuziehen; im Uebrigen finden die in den 88. 61—68 ge- 
gebenen Vorjchriften über den Vorfit in den Senaten, die Bildung 
ber Tegteren, die Vertheilung der Geſchäfte, die Vertretung im 
Falle der Verhinderung Anmendung. Dagegen ift die Zuziehung 
von Hülfsrihtern für unzuläffig erflärt ®). 

Eigenthümlich ift dem Reichsgericht eine Einrichtung, melde 


1) So beftinmt beifpieläweije die eljaß-lothring. Verordn. vom 29. April 
1880 (Geſetzbl. S. 121), daß bei dem Oberlandeögerichte in Colmar zur Er- 
fedigung der Civilſachen drei Senate beftehen und daß der dritte Senat z u- 
gleich Straffenat ift. 

2) 8. 121 u. 122 a.a. O. 

3) Vgl. den Artikel „Reichögeriht” von Kohn im von Holgendorff’ichen 
Rechtslexicon. 3. Aufl. Bd. 3 ©. 386 ff. 

4) 8. 132—134 a. a. O. 
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dazudienen fol, im Intereſſe einer einheitlichen und fihern Recht⸗ 
ſprechung Widerfprüde zwiſchen den Urtheilen der Senate zu ver: 
hüten; nämlich die Verhandlung und Entſcheidung von Rechtsſachen 
vor vereinigten Senaten — und zwar in Civilſachen vor den 
vereinigten Givilfenaten und in Strafſachen vor den vereinigten 
Straffenaten. Die Vermeifung vor die vereinigten Civil: oder 
Straffenate findet ftatt, wenn in einer Rehtsfrage ein Givil- 
fenat von einer früheren Entiheidung eines anderen Civilſenats 
oder der vereinigten Givilfenate oder ein Straffenat von einer 
früheren Entſcheidung eines andern Strafſenats ober der vereinigten 
Straffenate abweichen will !). Die Zahl der Richter, welche bei 
Entſcheidungen der vereinigten Senate mitwirken follen, ift nicht 
beftimmt; nur ift die Theilnahme von mindeftens zwei Drittbeilen 
aller Mitglieder mit Einfluß des Borfitenden erforderlih und 
die Zahl der Mitglieder, welche eine entjcheidende Stimme führen, 
muß eine ungerade fein ?). 

Der Geſchäftsgang bei dem Reichsgericht wird durch eine, vom 
Plenum deſſelben auszuarbeitende und vom Bundesrath zu be= 
ftätigende Geſchäftsordnung geregelt ?). Diefelbe ift am 8. April 
1880 vom Reichskanzler befannt gemacht und im Gentralbl. des 
Deutfhen Reichs 1880 ©. 190-196 abgedrudt worden. 

Die über die Drganifation des Reichsgerichts gegebenen Vor: 
Schriften finden auch auf die nach 8. 8 bes Einf.Gef. zum Gerichts- 
verfaſſungs-Geſ. errichteten oberften Yandesgerichte, das heißt alſo 
auf den Kgl. Bayeriichen Oberften Landes-Gerichtshof in München, 
entiprehende Anwendung *). 


8. 102. Die Staatsanwaltſchaft *). 


I. Die Prozeßordnungen erfordern bei allen Strafſachen und 
gei gewiſſen bürgerliden Rechtsſtreitigkeiten (Eheſachen, Entmün- 


1) 8. 137 a. a O. Eine Bermeifung findet aljo nicht ftatt, wenn in 
der Enticheidung einer Nechtöfrage ein Eivilfenat von der früheren Entjchei- 
dung eines Strafjenat3 oder vice versa abweichen will. Motive S. 152. 
(Hahn S. 139.) 

2) 8. 139 a. a. ©. 

3) 8. 141 a. a. O. 

4) 8. 10 des Einf.Gejepes zum Gerichtsverf. Geſ. 

*) Bl. Schwarze in v. Holgendorff’8 Handbuch des Strafprozeßrechts 
Bd. I. ©. 582 ff. 
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digungsfachen) die Thätigkeit einer von den Gerichten verjchiedenen 
Behörde, welche die Bezeichnung Staatsanmaltichaft führt. Hier: 
durch ift die Einrichtung einer ſolchen bei dem Reich 3 gericht er- 
forderih gemadt und den Einzelftaaten die Ber 
pflidtung auferlegt worden, für das Beſtehen von 
Behörden Sorge zu tragen, welche bei den Landesgerichten die 
der Staatsanwaltſchaft reichsgeſetzlich zugewieſenen Geſchäfte wahr: 
nehmen. Die prozeſſualiſchen Obliegenheiten und Befug: 
niſſe der Staatsanwaltſchaft ſind in den Prozeßordnungen normirt; 
ſie bieten kein ſpezifiſch ſtaatsrechtliches Intereſſe dar. Für das 
Reichsſtaatsrecht von Belang ſind nur die vom Reiche er— 
laſſenen Anordnungen, welche die freie Willensbeſtimmung der 
Einzelſtaaten hinſichtlich der Organiſation dieſer Behörden be— 
ſchränken, ſowie die Vorſchriften über das gegenſeitige Verhältniß 
der ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörden verſchiedener Einzelſtaaten 
und des Reichs zu einander, welche im Intereſſe einheitlicher und 
gleichmäßiger Handhabung der Rechtspflege im Bundesgebiet er: 
laſſen worden find. 

Durch die Identität der: ftaatlihen Aufgabe, an deren Er: 
füllung ſowohl die Gerichte als auch die Staatsanwaltſchaften 
mitzuwirken berufen find, ift eine Webereinitimmung in der Glie- 
derung beider Gattungen von Behörden, fowie eine gewiſſe Ana- 
logie der für dieſelben erlafienen reichsgejeglichen Vorſchriften ge- 
boten. Es gelten demnach zuvörderft auch bier die beiden ober: 
ſten Grundſätze, melde die deutiche Gerichtsverfaſſung überhaupt 
beberrihen, nämlid: 

1. Me zum Zwecke der Rechtspflege dienenden Behörden, 
mithin au die Staatsanwaltihaften, find Landesbehörden und 
ihre Mitglieder Zandesbeamte. Ausgenommen ift allein, mie 
das Reichsgericht jelbit, jo die beim ReichSgericht beftehende Staat3- 
anwaltihaft. Den Einzelitaaten ſteht daher die Einrichtung und 
Beſetzung dieſer Behörden, die finanzielle Dotirung derjelben, die 
Ernennung, Entlaffung und PBenfionirung der dazu gehörenden 
Beamten, die Dienftaufficht über diefelben, die Regelung der Dis- 
ciplinar- und anderen Dienftverhältniffe u. |. m. zu. 

2. Bei Ausübung diefer in der Staatögewalt der Einzel: 
ftaaten enthaltenen Hoheitsrechte befteht aber ein erheblicher Unter: 
Ihied zwilchen dem Gebiete der ordentlichen ftreitigen Gerichtz- 

Vaband, Reichsſtaatsrecht. ILL. 3. 7 
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barkeit und den anderen Gebieten der Rechtspflege. Die Thätig- 
feit der Staatsanwaltihaft ift nur auf erfterem reichsgejeglich 
geregelt und deshalb auch nur bier die Organifation und @lie- 
derung der Staatsanwaltihaft in ihren Grundzügen vom Gerichts⸗ 
verfaflungsgefeg vorgezeichnet worden; auf den übrigen Gebieten 
der Gerichtsbarkeit Tönnen die Einzelftaaten ſowohl die materiellen 
Amtsverrihtungen und Obliegenbeiten der Staatsanwälte als auch 
die Einrihtung der Staatsanwaltihaft nach Belieben normiren. 
Die Autonomie der Einzelftaaten ift auf diefen Gebieten eine 
völlig freie und demgemäß find die kraft diefer Autonomie getrof- 
fenen Anordnungen und Einrihtungen Fein Gegenftand des Reichs— 
ftaatsrechts; auf dem Gebiete der ordentlichen jtreitigen Gericht3- 
barkeit dagegen find die Einzelftaaten auch hinfidhtlih der Staats 
anmaltichaften ziemlich beengenden Borichriften unterworfen. 

II. Die Uebereinftimmung in der Gliederuug der Gerichte und 
ber Staatsanwaltſchaften und das in den Prozeßordnungen geregelte 
Zuſammenwirken beider Behörden ift reichsgeſetzlich gemährleiftet 
durch das im $. 142 des Gerichtsverf. Geſ. ausgeſprochene Brincip : 
„Bei jedem Gerichte foll eine Staatsanwalt— 
haft beſtehen.“ Es iſt nun im vorhergehenden Baragraphen 
dargelegt worden, daß das Wort Gericht einen doppelten Sinn 
bat, einen prozeßrechtlichen und einen ſtaatsrechtlichen (verwaltungs⸗ 
redhtlichen). . Diefe Unterjcheidung kehrt auch bei der Staatsan- 
waltihaft wieder. Die behördliche Organifation der Staats⸗ 
anmwaltichaft folgt der Gliederung der Gerihtsbehörden; dag 
ftaatsanmaltfhaftlide Amt dagegen wird ausgeübt bei den be— 
ichließenden und erfennenden Spruch gerihten. In legterer Hin- 
fit bemerken die Motive ©. 163 (Hahn ©. 147): „Die ſach⸗ 
lihe Zuftändigfeit der verjchiedenen Organe der Staatsanwaltſchaft 
beftimmt ſich nad der BZuftändigfeit desjenigen Gerichts, welchem 
das Organ der StaatSanmwaltichaft zugetheilt if. Maßgebend find 
Diejenigen Normen, welche die Zuftändigfeit der erfennenden 
Gerichte regeln.” Dagegen entfpricht der vierfachen Abjtufung der 
Gerichte in Amtsgericht, Landgericht, Oberlandesgericht und Reichs⸗ 
gericht eine vierfache Gliederung der Staatsanmaltichaft ') und die 


1) Gerichtöverf.Gef. 8. 143. Indem das Gejeh Hier neben den Amtsge⸗ 
richten die Schöffengerichte und neben den Landgerichten die Schwurgerichte 
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örtliche Yuftändigkeit der einzelnen ftaatsanwaltfchaftlihen Be: 
börden wird durd die örtliche Zuftändigfeit des Gerichts beftimmt, 
für welches fie beftellt find‘). In dieſem Sinne fpridt das 
Reichögefeg von der „Staatsanmaltihaft eines Gerichts”, trotzdem 
e3 ausdrüdli den Grundſatz anerfennt, daß die Staatsanwalt: 
ſchaft inihren Amtsverrichtungen von den Gerichten unabhängig ift?). 

III. Das Gerichtsverfaffungzgefeh überläßt zwar den Einzel- 
ftaaten die Einrichtung der Staatsanwaltihaft, es enthält aber 
einige Vorſchriften, durch welche für diefe Organiſation ein be- 
ſtimmtes Grundprinzip aufgeitellt wird. Daflelbe ift dem für die Or⸗ 
ganifation der Gerichtsbehörden maßgebenden gerade entgegengejet. 
Die Staatsanwaltichaft fol nämlid eine einheitliche Behörde 
fein, bei welcher die ihr angebörenden Beamten den dienftlihen Wei- 
fungen ihrer Vorgeſetzten binfichtlich ihrer Amtsverrichtungen Folge 
zu leiften verpflichtet find. Der Ausdrud „Staatsanmaltichaft” um⸗ 
faßt daher die Geſammtheit der bei den verjchiedenen Gerichten 
zur Wahrnehmung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionen beftellten 
Staatsanmälte; die „Staatsanwaltichaft eines Gerichts” ift nur 
eine ftaatsanmwaltichaftlide Station; alle dieje Stationen find in 
einer einheitlihen Behördenorganifation verbunden, für deren Ge: 
ſammtheit e8 feine andere Bezeichnung giebt ala „Staatsanmwaltichaft“, 
allenfall3 unter Hinzufügung des Einzelftaates, dem fie angehört ?). 

Bon diefem Grundprinzip aus ergeben fih drei Folgeſätze, 
duch beren gefeglihe Sanctionirung das Reich die Durchführung 
diefes Prinzips in den Einzelftaaten gefichert bat, nämlich: 

1. Die Beamten der Staatsanwaltihaft haben den dienftlichen 


aufführt, verwiſcht es den Gegenſaß zwiſchen den Gerichtöbehörden und den 
erfennenden Gerichten. 

1) ebendaf. $. 144 Ab]. 1. 

2) ebendaf. 8. 151. 

3) Kür das Berftändniß des Gerichtöverfaffungs-Gejebes ift cine eigen- 
tHümliche Terminologie deffelben beachtenswerth. Bei den Amtsgerichten und 
den Schöffengerichten wird das Amt der Staatdanmwaltichaft ausgeübt durch 
einen oder mehrere „Amtsanmälte” (8. 143 Ziff. 3); diefelben gehören 
zu den „Beamten ber Staatsanmwaltichaft“ (8. 144. 147.148), fie verjehen „das 
Amt der Staatsanwaltichaft“ (8. 146); allein fie werden unter der Bezeich⸗ 
nung „Staatsanwälte“ nicht mitbegriffen. Dieſe Terminologie ift auch für Die 
Auslegung der Strafprogeßordnung fowie der landesgefegl. Ausführungsbe⸗ 
ftimmungen und der Gerichtskonventionen zu beachten. 

7* 
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Anmeilungen ihres Vorgeſetzten nachzulommen ?); und zwar, ie 
die Motive zum Gerichtöverf.Gejeh S. 165 (Hahn ©. 149) er- 
läuternd bemerken, nit nur den allgemeinen Anordnungen, fondern 
auch den in einer ſpeziellen Straflache ergebenden Anmweifungen. 
Sie haben nicht das Recht einer felbitftändigen und unabhängigen, 
durch die eigene Rechtsüberzeugung allein beftimmten Entiheidung 
binfichtlih ihrer Dienftverrichtungen; fie find nicht nur der Auf: 
fiht, jondern auch der Leitung eines Chefs unterworfen ?). Die 
Leitung ſteht dem Reichskanzler binfihtlih der am Reichsgericht 
beftellten Reichsanwaltſchaft (Ober-Reihsanmalt und Reichsanwälte), 
der Landesjuſtizverwaltung binfichtlich aller ftaatsanmaltlichen Be- 
amten des betreffenden Bundesftaates zu®), aljo in allen Fällen 
einem Berwaltungscef. Demgemäß bat die Reichsgeſetzgebung 
die bienftlihe Stellung der Beamten der Staatsanwaltihaft nicht 
mit denjenigen ſchützenden Garantien ausgeitattet, welche die Un— 
abhängigkeit der Richter gewährleiften follen, ſondern e8 den Einzel- 
ftaaten überlaflen, darüber Anordnungen zu treffen. Den Ober: 
Reihsanwalt und die Reichsanwälte aber hat das Gejeß aus: 
drüdlih für nicht richterliche Beamte erflärt *) und fie denjenigen 
Beamten zugezäblt, welche durch Kailerliche Verfügung jederzeit 
mit Gewährung des gejehlihen Wartegeldes einftweilig in dem 
Ruheſtand verjebt werden können’). Im Zuſammenhange mit 
diefer abhängigen und menig geficherten dienftlichen Stellung der 
Staatsanmälte fteht das reichögejeglihe Verbot, denjelben die 
Wahrnehmung richterlicher Gejhäfte und eine Dienftaufficht 
über die Richter zu übertragen ®). 

2. Aus der einheitlichen centraliftiihen Organiſation der 
Staatsanmaltichaft folgt aber nicht nur die Oberleitung des AYuftiz- 
minifterium3 über die gefammte Staatsanwaltihaft des Einzel- 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 147 Ubi. 1. 

2) gl. hierüber auch die Verhandlungen der Reichstags-Kommilfion. 
Brotol. I. Lei. ©. 415 ff. (Hahn ©. 632 ff.), jowie des Plenums des Reichs⸗ 
tages. Stenogr. Berichte 1876 ©. 310 ff. (Hahn S. 1341 ff.) 

83) Gerichtsverf. Geſ. 8. 148 Abſ. 1 u. 2. 

4) ebendaf. 8. 149 Abſ. 1. Diejelbe Beftimmung findet fi Hinfichtlich 
der Oberjtaatdanmwälte und Staatdanwälte in zahlreichen Ausführungsgeſetzen 
der Einzelitanten. 

: #5) Gerichtöverf.Gef. 8. 150 Abſ. 2. 

6) ebendaf. 8. 152. 
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ſtaates, beziehentl. des Reichskanzlers über die Reichsanwalt—⸗ 
Ihaft, fondern auch die einheitliche Direction der einzelnen Staats: 
anwaltſchaften (jtaatsanwaltichaftlihden Stationen), welde an den 
Gerichten beftelt find. Diefelben können weder eine collegialifche 
Berfafiung haben noch aus mehreren gleichberedhtigten, von ein- 
ander unabhängigen Mitgliedern befteben, jondern fie müflen einer 
einheitlichen Spiße unterftellt fein. Wenngleich der an einem Ges 
richte beitellten Staatsanmwaltichaft mehrere Beamte zugewieſen 
werden, jo ift doch nur Einer Staatsanwalt im eigentlihen Rechts- 
finne; die Andern find nur feine Gehülfen oder Vertreter. Das 
Reichsgeſetz vermeidet, zwar, ihnen die Bezeichnung Staatsanwalts⸗ 
gehülfen beizulegen, es ftellt fie aber in ſcharfen juriftifchen Gegen- 
fat zu dem „erften" Beamten der Staatsanmwaltichaft eines Ge- 
richts. Die dem lebteren „beigeordneten” Perſonen gelten als 
defien Vertreter, fie werden ala von ibm beauftragt ange: 
leben, auch ohne daß fie für die einzelnen Amtsverrichtungen den 
Nachweis eines befonderen Auftrages zu erbringen brauden '); 
fie führen daher ihre amtlichen Geſchäfte unter der Verantwort⸗ 
lichkeit des „erften Staatsanwalt3”, der al3 ihr unmittelbarer 
Vorgeſetzter anzufehen ift und deſſen Anmeifungen fie Folge zu 
leiften verpflichtet find °). 

3. Der Grundfag, daß Niemand feinem geſetzlichen Richter 
entzogen werben fol, findet auf die Staatsanmwaltichaft Feine ana= 
loge Anwendung und die Regeln des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
über die Geſchäftsvertheilung bei den Gerichtsbehörden, durch melde 
jede Willführ in Betreff der Auswahl oder ber Zufammenjegung 
ber erfennenden Spruchcollegien für den einzelnen Fall ausgeſchloſſen 
werden joll, bilden einen fcharfen Gegenfaß zu den für die Staats— 
anwaltichaft geltenden Vorſchriften. Abgeſehen von den in der 
Örtlihen Begränzung der Zuftändigfeit liegenden Schranfen bat 
die Verwaltung das Recht und die Pflicht, für die Wahrnehmung 
der ftaatsanwaltichaftl. Verrihtungen die dafür geeignetite Ber: 
fönlichleit auszuwählen. Nur die an den Gerichten beftellten 
Staatsanwaltſchaften (Staatsanwaltichafts:Stationen) haben eine 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 145. 

2) Ob diefer Grundſatz auch auf dag Berhältnig mehrerer bei demfelben 
Amtsgerichte beftellter Amtsanmwälte Anwendung findet, ift der Unordnung 
der Einzelftaaten anheimgegeben. Motive ©. 162 a. €. 164. (Hahn ©. 147. 148.) 
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rechtlich begränzte Zuſtändigkeit, aber nicht die einzelnen Beamten 
innerhalb derjelben. Die Zuſtändigkeit der lebteren wird vielmehr 
umſchloſſen und gleichſam abjorbirt von ber des Vorgefegten. Dem: 
gemäß find die „erſten“ Beamten der Staatsanwaltichaft bei den 
Dberlandesgerihten und den Landgerichten befugt, bei allen 
Gerichten ihres Bezirks die Amtöverridhtungen der Staatdanwalt: 
Schaft felbft zu übernehmen oder mit Wahrnehmung derjelben 
einen anderen als den zunächſt zuftändigen Beamten zu beauf: 
tragen). Hierdurch ift nicht nur die Möglichleit geboten, für 
wichtige Sachen, an deren Durchführung in einer gewiſſen Richtung 
der Staatsbehörde gelegen ift, erprobte oder beſonders bervor- 
ragende Kräfte heranzuziehen, fondern auch den Grundſatz, daß Die 
Beamten der Staatsanmwaltichaft den dienftlihen Anmeifungen ihres 
Vorgeſetzten nachzukommen haben, im einzelnen Falle in Einklang 
zu feßen mit der wünſchenswerthen Berüdfichtigung der etwa ab- 
weichenden perſönlichen Auffafjung , welche der zunächſt zuftändige 
Beamte von der Rechtsfrage oder dem Thatbeitand gemonnen bat. 

IV. Die Einheit der Staatsanwaltſchaft ift zunächſt durch⸗ 
geführt und verwirklicht innerhalb der einzelnen Bundesftaaten; 
jeder Staat hat feine Staatsanwaltſchaft, die nur von ihm ab- 
bängig ift. 

Das Reich Hat Feine Oberleitung über die Staatsanmaltichaften 
der Einzelftaaten; es beftebt Feine Gentralbebörde um die Thätig- 
feit dieſer verichiedenen Staatsanmaltihaften im Bundesgebiete im 
Einklang und UWebereinftimmung zu erhalten. Die Reichsanwalt⸗ 
ſchaft bildet eine den Staatsanwaltſchaften der Einzelftaaten neben- 
georönetes Verwaltungsrefjort, nicht eine ihnen übergeordnete Auf- 
ſichts- und Beſchwerde-Inſtanz. Die Yuftizminifterien der Einzel- 
ftaaten find die legten Quellen, aus denen die Beamten der Staats⸗ 
anmwaltichaft ihre dienjtlichen Anmeifungen empfangen und Beichwer- 


1) Ger. V. Geſ. $. 146 Abi. 1. Der erfte Beamte der Staatdanwaltichaft 
bei dem Oberlandesgericht (Oberſtaatsanwalt) hat daher unter dem Perſonal ber 
Staatdanwaltihaft bei jämmtliden zum Oberlandesgericht3-Bezirt gehörigen 
Gerichten die freie Auswahl Hinfichtlih der Zuweiſung einzelner Sachen oder 
Geſchäfte. Er kann jedoch nur eine ſolche Berfon wählen, welche die geſetzlich 
erforderte Dualifitation zur Berrichtung des betreffenden Amtsgejchäftes hat; 
indbejondere dürfen Amtsanwälte nur bei ben AUmtögerichten (Schöffengerichten) 
das Amt der Staatdanwaltihaft verjehen. ebendaf. Ab. 2. 
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den über Handlungen oder Unterlaffungen der Staatsanmälte 
finden bier ihre definitive Erledigung '). 

Sedo die Ueberwachung der Ausführung der Neich3ge- 
fege, welche nach Art. 17 der R.V. dem Kaifer zufteht, erftredt 
fih auch auf diejenigen Reichsgeſetze, durch melde die Drganifation 
und Thätigleit der Staatdanwaltichaften normirt wird; dem Kaiſer 
liegt daher allerdings die Fürforge ob, daß auch diefe Geſetze 
von dem Einzelitaate wirklich ausgeführt und richtig gehandhabt 
werden. Diefe Ueberwachung erfolgt aber nicht in einem unmittel- 
baren Eingreifen in die Behandlung der einzelnen Sache und nicht 
in der Form eines direkten Verkehrs mit den Staat3anwaltichaften 
der einzelnen Staaten, fondern Tediglih durch Verhandlung mit 
der Regierung de3 betreffenden Bundesftaates nad) Maßgabe der 
Bd. I. ©. 235 ff. dargeftellten Regeln. Won diefer controlliren: 
den Verwaltung des Reiches binfichtli der Staatsanwaltichaften 
der Bundesitaaten ift wol zu unterjcheiden die unmittelbare Ber: 
waltung der Neihsanwaltichaft, welche unter den Bd. II. ©. 238 
entmwidelten Grundfäßen ftebt. Beide Verwaltungsaufgaben wer: 
den unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers von dem Reichs⸗ 
juftizamt durchgeführt. 

Aus der Einheitlichkeit der Staatsanwaltihaft in jedem Ein- 
zelftaat und aus der Verpflichtung der Beamten der Staatsan⸗ 
waltichaft den dienftlihen Anmeifungen ihres Vorgeſetzten nachzu⸗ 
kommen, ergiebt fi, daß die Grundſätze des Gerichtsverfaflungs- 
gejeges über die Rechtshülfe auf den Verkehr der Staatsan- 
waltihaften nicht anwendbar find. 

Während die Requifitionen der Gerichte, abgejeben von den 


1) Diefer Grundfag ift auch in allen Gerichtäfonventionen anerkannt, in- 
dem den Regierungen der Einzelftaaten die Auffiht und Leitung der Staatd- 
anmwaltichaft in allen aus den betreffenden Staatägebieten er 
wachſenen Rechtdangelegenheiten eingeräumt worden ift, gleichviel in welcher 
Weife die Ernennung und die Dienftverhältniffe der Beamten der Staatdan- 
waltihaft im Uebrigen geregelt find. Vgl. die Verträge von Preußen-Olden- 
burg (Birkenfeld) Art. 6 Abj.2 und Schlußprot. Biff. IV. PBreußen-Schwarzb.- 
Sonderöhaujen Art. 6 Abſ. 2 u. Schlußprot. IV. PBreußen-Anhalt Urt. 5. 
Preußen⸗Lippe Art. 4. Ferner den Thüringifchen Vertrag Art. 20. Preußen- 
Meiningen-Koburg (Meiningen) Art.19 Abj.2. PBreußen-Meiningen-Rubolftadt 
(Rudolftadt) Art. 18. Weimar⸗Reuß j.2. (Gera) Art. 14. Hanfeftädte Art. 27. 
Oldenburg-Lübel Art. 28. Dfdenburg-Schaumburg-Lippe Art. 16. 
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im 8. 159 Abſ. 2 des Gerichtsverf.Gefehes aufgeführten Aus⸗ 
nahmen, von dem erfuchten Gerichte nicht abgelehnt werden dürfen, 
gilt von den Nequifitionen der Staatsanwaltſchaften der gleiche 
Grundſatz nicht, und zwar auch nicht von dem Verkehr der ftaat3- 
anmwaltihaftlihen Behörden unter einander, denn diefer Grundſatz 
würde die erſuchte Behörde dem Willen einer einem andern 
Bundesftaate angehörenden und von dem Auftizminifterium des 
legteren geleiteten Behörde unterwerfen und damit die Einheit- 
lichkeit der Staatsanwaltſchaft auflöfen und den erfuchten Beamten 
in einen unlöslichen Conflict verfegen zwiſchen der Pflicht, den 
dienftlihen Anmeifungen des Vorgeſetzten geborjam zu fein, und 
der Pflicht, dem Erfuchen der requirirenden Behörde nachzulommen, 
wofern zwiſchen den letzteren und den dienftlihen Anweiſungen des 
Borgefegten ein Widerſpruch beſteht. Wenn die Staatsanwalt: 
Ihaft die Mitwirkung einer andern Behörde beanſprucht, Tommen 
vielmehr folgende Regeln zur Anwendung, gleichviel ob die requi- 
rirte Behörde demfelben Staate angehört oder einem andern Bun- 
desſtaate: 

1. Wenn die Staatsanwaltſchaft einen Amtsrichter um 
die Vornahme einer richterlichen Unterſuchungshandlung erſucht, ſo 
hat der Amtsrichter zu prüfen, ob die beantragte Handlung nach 
den Umſtänden des Falles geſetzlich zuläſſig iſt ); es beſteht alſo 
gerade der entgegengeſetzte Grundſatz wie ihn 8. 159 Abſ. 1 des 
Gerichtöverf.Gefeßes für das Erfuhen der Gerichte aufitellt. 

2. Wenn das Erfuchen an eine, dem requirirenden Staats: 
anmalt nicht dienftlih untergebene, ſtaatsanwaltſchaftliche 
Behörde gerichtet wird, jo bat die letztere nach freiem Ermeſſen 
zu prüfen, ob fie nach Maßgabe der ihr ertheilten dienftlichen 
Anweiſungen dem Erfuchen Statt zu geben babe oder nicht. Lehnt 
fie die Erledigung ab, fo ift dagegen nur der Weg ber Beſchwerde 
an die vorgeſetzte Behörde zuläſſig; die definitive Entſcheidung 
einer Meinungsverjchiedenheit darüber, ob dem Erſuchen Folge zu 
leiten fei oder nicht, ruht alfo bei dem Zuftizminifterium, welchem 
der requirirte Staatdanwalt untergeordnet ift. Falls ſich hieraus 
eine Differenz unter den Regierungen verjchiedener Bundesftaaten 
ergiebt, jo würde diefelbe nah Art. 17 der R. V. duch den Kaiſer 


— —— — — — 


1) Strafproz.Ordn. 8. 160 Abſ. 2. 
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(Reichsfanzler) beziehentl. nah Art. 7 Ziff. 3 der R.V. dur Be⸗ 
Ihluß des Bundesrathes ihre Ausgleihung finden müflen ’). Vgl. 
jedoch unten sub V. Ziff. 3. 

3. Die Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienſtes find 
Hülfsbeamte der Staatsanwalliaft und in dieſer Eigenſchaft ver- 
pflihtet, den Anorönungen der Staatsanwälte bei den Landge- 
richten ihres Bezirks und der diefen vorgejegten Beamten Folge 
zu leiften ?); ihnen gegenüber bedarf es daher Feines Erfuchens, 
fondern fie werden mit der Vornahme der fragliben Handlung 
beauftragt. Die Staatsanwaltichaft ift aber auch befugt, dur 
die Behörden und Beamten des Polizei: und Sicherheitsdienſtes 
eines anderen Bezirks Ermittelungen jeder Art, mit Ausſchluß eid- 
licher Bernehmungen, vornehmen zu laflen und das Erſuchen un: 
mittelbar an diefe Behörden und Beamten zu richten, weldem die 
Leßteren zu genügen verpflichtet find). Allein diefe Pflicht können 
fie in dem Falle nicht erfüllen, wenn fie dadurch in Widerjprud) 
treten würden mit den von ihrer vorgelebten Behörde ihnen er- 
theilten dienftliden Anmweifungen oder Aufträgen und ebenjo kann 
ein Zwang zur Erledigung der Requifition gegen fie nur won der 
vorgefegten Behörde d. h. dem Staatsanwalt am Landgericht des 
Bezirts ausgeübt werden. 

Falls daher die requirirte PVolizeibehörde fich weigert, dem 
Erſuchen Folge zu geben, jo muß ber ihr vorgejegte Staatsanwalt 
am Landgericht erfucht werden, daß er fie mit der Vornahme der 
verlangten Handlung beauftrage, und es reduzirt fich alsdann der 
Fall auf den ſoeben unter Ziff. 2 erörterten. 

V. Der Grundjfag von der Einheit und Unabhängigkeit der 
Staatsanwaltichaft jedes einzelnen Bundesftaates hat einige wich: 
tige Ausnahmen erfahren, welche mit der Gerichtsverfaflung in 
engem Zujammenbang ftehen. 

1. Der Ober-Reihsanwalt ift zwar nicht Vorgefekter der 
Staatsanwälte und Tann ihnen daher im Allgemeinen feine Befehle 
ertbeilen, in denjenigen Sachen aber, für welche das Reichsgericht 
in eriter und letter Inſtanz zuftändig ift *), baben alle Beamte 


1) Vgl. Bb. I. ©. 260 u. Bd. I. ©. 285. 

2) Gerichtöverf.Gef. 8. 153 Ubi. 1. 

8) Strafproz. Ordn. 8. 159. 

4) Vgl. Gerichtsverf. Geſ. 8. 136 Hiff. 1 (oben ©. 60). 
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der Staatsanmaltihaft aller Bundesftaaten feinen Anweiſungen 
Folge zu leiften U). 

2. Den eriten Beamten der Staatsanwaltichaft bei den Ober: 
landesgerihten und den Landgerichten fteht das Recht der Aufſicht 
und Leitung binfihtlid aller Beamten der Staatsanwaltichaft 
ihres Bezirks zu?) Inſoweit nun der Bezirk eines Land: 
gericht3 oder Oberlandesgerichts aus Gebieten mehrerer Bundes- 
ftaaten beſteht, eritredt ſich dieſe Zuftändigfeit und die mit ihr 
verbundene Befugniß, dienftlihe Anweiſungen und Befehle zu er- 
tbeilen, über die Behörden und Beamten diefer verjchiedenen 
Staatögebiete, und es tritt daher binfihtlich der Einheit und Ge- 
Ichlofjenheit der Staatsanwaltſchaft mit Einfhluß der Amtsanwälte 
und der Beamten des Bolizei- und Sicherbeitsdienftes an die Stelle 
des Staates der Gerichtsbezirk. Die dur das Gerichts: 
verfaflungsgejeg erforderten und vertragsmäßig begründeten Ge- 
richtsgemeinſchaften modifiziven nit nur die Ausübung des den 
einzelnen Bundesftaaten zuitehenden Rechts der Gerichtsverwal⸗ 
tung, fondern zugleih auch die Ausübung derjenigen Hoheitsrechte, 
welche durch die Thätigkeit der Staatsanwaltihaft verwirklicht 
werden, und es zeigt ſich auch auf biefem Gebiete, auf welddem 
die Einzelftaatögewalt fo wenig als möglich eingefehränft worden 
ift, die Wirkung des bundesftaatlichen Verhältnifies , welches die 
Deutſchen Staaten zu einer höheren Einheit verbindet ®). 

3. Dafjelbe gilt von einem andern ähnlihen Yale. Da die 
örtliche Zuftändigfeit der Beamten der Staatsanwaltihaft durch 
die Örtliche Zuftändigfeit des Gerichts beftimmt wird, für welches 
fie beftellt find, fo fteht die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung 
nur der Staatsanwaltichaft desjenigen Gerichts zu, bei weldem 
nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung der Gerichtsftand 
begründet iftt). Können fi nun die Beamten der Staatsanwalt: 
ſchaft verſchiedener Bundesftaaten nicht darüber einigen, wer 
von ihnen die Verfolgung zu übernehmen bat, fo enticheivet der 


1) Ger.Verf. Geſ. 8. 147 Abſ. 2. 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 148 Ziff. 3. 

3) Vgl. jedoch Hinfichtlich der Leitung der Staatsanwaltſchaften durch Die 
Zandesjuftizverwaltungen in den Gerichtögemeinjchafts-Bezirfen oben S. 103. 
Note 1. 

4) Motive ©. 163 a. E. (Hahn S. 148.) 
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ihnen gemeinfam vorgejehte Beamte der Staatsanwaltſchaft '); in 
Ermangelung eines jolden der Oberreihsanmalt?). 

VI Rab dem Gerichtsverfafjungs- Gefeh 8. 151 ift die 
Staatsanwaltihaft in ihren Amtsverrihtungen von den Gerichten 
unabhängig und eine in fich geichlofiene und einheitlich geleitete 
Behörde; durch die Strafprozeß-Ordnung ift jedoch dieſes Prinzip 
durchbrochen worden. 

Es gilt für die Betreibung der Strafverfolgung Seitens ber 
Staatsanwaltihaft das fogenannte Legalitätsprinzip; d. 5. 
die Frage, ob eine Strafverfolgung eintreten ſoll oder nicht, ift 
nicht nah Zweckmäßigkeitsrückſichten, politiichen Ermägungen u. dal. 
zu enticheiden, fondern die Staatsanwaltichaft ift verpflichtet, 
foweit nicht gefeglich ein Anderes beftimmt ift, wegen aller ge 
rihtlich ftrafbaren und verfolgbaren Handlungen „einzufchreiten”, 
fofern zureihende thatſächliche Anhaltspunkte vorliegen 3). In 
dieſer Geſetzesvorſchrift ift ein ftaatsrechtliches Prinzip eriten Ran- 
ges enthalten; es fichert dem Einzelnen den Schub der Strafge: 
feße, indem es die Gewährung deſſelben dem arbiträren Ermeſſen 
d. h. der Willlühr der Staatsanwaltihaft entzieht. Allein immer: 
bin bat die Staatsanwaltihaft im einzelnen Falle zu prüfen, ob 
nad dem ihr vorgelegten Material die zur Anzeige gebrachte Hand- 
Yung als ftrafbar und als gerichtlich verfolgbar zu eradten tt 
und ob zureihende thatſächliche Anhaltspunkte zum Beweiſe der 
ftrafbaren Handlung vorhanden find. Wenn die Prüfung diefer 
Fragen einzig und allein der Staatsanmaltichaft überlaffen bleibt, 
fo ift die Möglichkeit nicht ausgefchloffen, daß fich hierbei andere 
Geſichtspunkte geltend machen als die durch die Gerechtigkeit ge= 
gebenen; denn der zuftändige Beamte der Staatsanwaltihaft bat 
ja nicht nach eigener und unabhängiger Heberzeugung, jondern nad) 
den ihm ertheilten Befehlen der ihm vorgejegten Behörde zu han⸗ 
bein; es könnte daher die Verſagung oder Gewährung des ftraf: 
gerihtlihen Schuges von PBarteirüdfichten oder von NRüdfichten 
auf die amtliche oder fociale Stellung des Beichuldigten oder von 
irgend welchen anderen tendenzidfen Erwägungen abhängig gemacht 


1) Ein ſolcher egiftirt nur für die Gebiete, für welche Gerichtsgemeinſchaften 
beſtehen 

2) Gerichtsverf. Geſ. F. 144 Abſ. 8. 

3) Strafproz.Ordn. 8. 152 Abſ. 2. 
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werden '). Aus diefem Grunde bat der Gefeggeber einen Weg 
eröffnet, um die Frage, ob im concreten Falle die gefegliche Pflicht 
der Staatsanmaltihaft zum Einjchreiten begründet ift oder nicht, 
von einer unabhängigen d. b. richterlichen Behörde ent- 
ſcheiden zu laſſen ?). Wenn die fachlich zunächſt zuftändige Staats: 
anwaltichaft einem bei ihr angebrachten Antrage auf Erhebung der 
Öffentlichen Klage Feine Folge giebt oder nach dem Abfchluffe der 
Ermittelungen die Einftellung des Verfahrens verfügt, fo bat fie 
ben Antragfteler unter Angabe der Gründe biervon zu benad)- 
richtigen). Gegen diefen Beicheid ſteht dem Antragiteller, wofern 
er zugleich der Verletzte ift *), nit nur die Beſchwerde an den 
borgejegten Beamten der Staatsanwaltichaft zu, fondern auch gegen 
den ablebnenden Beſcheid des legteren binnen einem Monat nad 
der Belanntmahung der Antrag auf geridtlidhe Ent- 
Theidung?). Zuſtändig zur Entſcheidung ift in den vor das 
Reichsgericht gehörigen Sachen das Neichsgericht, in anderen Sa- 
hen das Oberlandesgericht %). Erachtet das Gericht den Antrag 
für begründet, jo beſchließt es die Erhebung der öffentlichen Klage 
und die Staatsanwaltihaft ift alsdann zur Durchführung diejes 
Beichluffes verpflichtet ”). Hierdurch wird freilich ebenfowohl die 


1) Der Beamte der Staatsanwaltichaft ift nach Gerichtsverf. Geſ. 8. 147. 
148 verpflichtet, auch einem Befehl feines Borgejegten reſp. der Juſtizwerwal⸗ 
tung, eine begründete Klage nicht zu erheben, Folge zu leilten. Bgl. Löwe 
Anm. 8 zu 8. 152 der Str, Pr.O. (S. 394. 2. Aufl.) 

2) Bgl. Huch 3 in Holgendorff’8 Handbuch I. S. 4B0 ff. Voitus Kom- 
mentar 3. Strafproz.O. S.211 ff. Löwe zu $. 152 Abſ. 2 u. bei. zu 8. 170. 
Schwarze Kommentar ©. 313 ff. 

8) Strafproz.D. 8. 169. 

4) Der Begriff bes „Verletzten“ ift in der Strafproz.Ordn. nicht definirt 
und in der Literatur ſtreitig, Löwe a. a. O. ©. 418 führt aus, daß als 
Berlegter Jeder anzufehen ift, in deſſen Nechtsiphäre Die ftrafbare Handlung 
unmittelbar oder mittelbar irgendwie eingegriffen hat oder im alle der 
Vollendung eingegriffen haben würde. Ebenſo Schwarze a. a. D. ©. 316. 
Dagegen faflen den Begriff meientlih enger Voitus ©. 212 nd Fuchs 
©. 458, 

5) Strafproz.O. 8. 170 Abi. 1. Um frivole oder unbegründete Anträge 
möglichft zu verhüten, ift vorgefchrieben worben , daß ber Antrag von einem 
Rechtsanwalt unterzeichnet fein muß. 

6) a. a. ©. 8. 170 Abſ. 8. 

7) a. a. O. 8. 178. 
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Unabhängigkeit der Staatsanwaltihaft von den Gerichten als die 
einheitliche Zeitung der Staatsanwaltichaft durch ihren Chef durch⸗ 
broden; der Beſchluß des Strafjenats des Oberlandesgerichtö ent= 
bält einen für den Staatsanwalt maßgebenden Befehl. Allein 
es ift nicht zu verkennen, daß die bloße Zuläffigfeit des Antrages 
auf gerichtliche Entſcheidung an fih ſchon als eine Schubmwehr 
gegen einen tendenziöſen Mißbrauch des fogen. Anklage-Monopol3 
der Staatsanwaltihaft mwirkt ') und daß hierin die wichtigite 
Bedeutung und der eigentlihe Werth der Einrichtung zu feben if, 
nicht in der materiellen Entſcheidung der einzelnen Fälle, in denen 
der Berlegte von diefem Recht Gebrauch mad. 


8. 103. Die Rechtsanwaltſchaft *). 


Die rehtlihe Ordnung der Rechtsanwaltſchaft im Deutichen 
Reiche ift bisher vom Standpunkt des Staatsrechts aus noch 
nicht betrachtet worden und doc iſt fie Durch die buudesftaatliche 
Ordnung des Gerichtsweſens, ja man kann fait jagen durch die 
ganze bundesftaatlihe Ordnung des Reiches beherriht und aus 
diefem Grunde nicht ohne ftaatsrechtliches Intereſſe. Es Sollen 


— — — — 


1) Freilich nur in denjenigen Fällen, in denen ein „Verletzter“ vorhanden 
iſt; wo durch eine ſtrafbare Handlung lediglich die Öffentliche Ordnung ver— 
letzt iſt, fehlt die rechtliche Garantie gegen eine parteiſche Handhabung des 
Anklagerechts aus politiſchen oder perſönlichen Motiven. Vgl. Geyer Lehrb. 
des Strafprozeßrechts (1880) S. 407 ff. 

*), Rechtsanwaltsordnung vd. 1. Juli 1878. R.G. Bl. ©. 177. 
(Entwurf mit Motiven in den Druckſachen des Reichſtages v. 1878 Nr. 5. 
Kommifjionsbericht ebendaj. Nr. 173Berhandlungen bes Reichs⸗ 
tage v. 1878 Stenograph. Berihte Bd. I. S. 12 ff. Bd. II. ©. 1237 ff. 
©. 1461 ff. Yu vergleiden find auch die Verhandlungen ber Zuftiz-Rommilfion 
des Neichätages über das Gerichtsverf. Geſ. S. 257 ff. 404 fi. 495 fi. 721 ff. 
Gebühren-DOrdbnung für Rechtsanwälte v. 7. Zuli 1879. R.G.Bl. 
©. 176. (Entwurf in den Druckſachen des Neichdtags v. 1879 Nr. 6. Ver⸗ 
bandlungen des Neichätages v. 1879 Stenogr. Berichte Bd. I. S.17 ff. Bd. II. 
©. 894 ff. 1573. 1679.) 

Kommentare zur RAD. von Völk Nördlingen 1878, von Fr. Meyer 
Berlin 1879 (in „Die Zuftizgefebgebung des Deutichen Reichs von Sarwey 
und Thilo I. Abth. 1. Bd.) und von Sy do mw Berlin 1879. VBgl. auch En- 
demann Eivilprozgeß Bd. III. ©. 553 ff. Kommentar zur Gebührenordnung 
von Zr. Meyer 1879 (a. a. ©. II. Abth. 8. 8b.) 


110 8. 108. Die Rehtsanwaltichaft. 


bier nur diejenigen Punkte hervorgehoben und erörtert merden, 
welche das Öffentliche Recht betreffen; eine wolljtändige Dar- 
ftellung der Rechtsanwalts-Ordnung gehört nicht in den Rahmen 
des Reichs ſtaat s rechts; ebenjomenig das Verhältniß zwiſchen 
Rechtsanwalt und Partei. 

Das ſtaatsrechtliche Intereſſe beruht auf dem engen Zuſam⸗ 
menhange der Anwaltſchaftsordnung mit der Gerichtsverfaſſung 
und in Folge deſſen mit den ſtaatlichen Hoheitsrechten. In dieſer 
Beziehung hat nun aber die Organiſation der Rechtsanwaltſchaft 
einen höchſt eigenthümlichen Charakter, der ſich aus einer eigen— 
artigen Doppelſtellung des Rechtsanwalts herleitet. In dem 
Berufe des Rechtsanwalts ſind zwei Stellungen verbunden, die 
ſonſt ganz getrennt ſind, ja meiſtens unvereinbar ſcheinen, nämlich 
die Wahrnehmung eines öffentlichen Amtes und der Betrieb eines 
Privatgewerbes; freilich decken ſich beide nicht vollkommen; das 
Geſchäft des Rechtsanwalts umfaßt auch Vieles Andere als die 
Ausübung öffentlich rechtlicher Functionen, aber immerhin bildet 
dieſe den wichtigſten Theil ſeines Gewerbes. 

Wenn geſagt wird, der Rechtsanwalt bekleide ein öffentliches 
Amt, jo muß daran erinnert werden, was oben Bd. J. ©. 383 ff. 
bereit3 ausgeführt worden ift, daß der Begriff des Amtes und der- 
jenige de8 Beamten keineswegs zufammenfallen. Der Rechtsan- 
walt bat ein Öffentliches Amt und er ift doch Fein Beamter); er 
verfieht fein Amt nicht Eraft einer Dienftpfliht, fondern er 
macht aus der Uebernahme ded Amtes ein Gewerbe Auch 
find die den Inhalt feiner Amtsthätigfeit bildenden Geſchäfte nicht 
Staatsgeſchäfte im ftricten Sinne; fie gehören nit zur Verwal: 
tung der ftaatlihen Herrihaftsrechte, zur unmittelbaren Berwirk: 
lihung der ftaatlihen Aufgaben; der Rechtsanwalt bat überhaupt 
nicht Geſchäfte bes Staates als eines individuellen Rehtsfubjects 
wahrzunehmen, wol aber Geichäfte, die in der objectiven Rechts: 
ordnung des Staat? als nothwendig zur Durchführung der ftaat- 
lihen Aufgaben vorausgejegt und begründet find. Die Prozeß: 
ordnungen des Reiches ſetzen nämlich die Theilnahme von Redtz- 
anmwälten an der Führung der Prozeffe voraus. Die Civilprozeß- 


1) Beides wird ausdrüdtich beftätigt im Strafgeſetzbuch 8. 31. Abſ. 2. u 
8. 359. Siehe oben Bd. I. ©. 384. 
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Drdn. hat im $. 74 die unbedingte und ausdrückliche Vorjchrift 
aufgeftellt, dab die Parteien vor den Landgerichten und vor allen 
Gerichten höherer Inſtanz ſich dur einen bei dem Prozeßgerichte 
zugelafjenen Rechtsanwalt als Benollmächtigten vertreten Taflen 
müſſen; und die Strafproz.Drdn. bat die Form de3 contradictori: 
Then Anklage-Verfahrens durchgeführt, fie geftattet ausnahmslos 
dem Beichuldigten, fi in jeder Lage des Verfahrens eines Ber: 
theidigers zu bedienen, fie erklärt für gewiſſe Sachen die Beſtellung 
eines Bertheidigers für nothwendig und fie geht von der Annahme 
aus, daß in der Regel Rechtsanwälte zu Vertheidigern gewählt 
oder beftelt werden ). Daß bei den Gerichten Rechtsanwälte 
„zugelaflen“ find, daß überhaupt Berfonen vorhanden find, melche 
als rechtsverſtändige Prozepbevollmächtigte, Anmälte und Verthei⸗ 
diger fi mit der Vertretung der Parteien und der Wahrnehmung 
ihrer rechtlichen Intereſſen befaflen, wird in den Prozeßordnungen 
als jelbftverftändlih vorausgefegt. Nur unter diefer Annahme 
find die Vorfchriften der Prozeßordnungen durchführbar, die ſtaat— 
lie Aufgabe der Handhabung des Rechtsichuges fol und kann 
nah Maßgabe des beftehbenden Rechts nur unter Mitwirkung von 
Rechtsanwälten realiirt werden. Die berufsmäßige Thätigfeit 
der Rechtsanwälte ift demnach für den Staat nothwendig; fie ift 
ein durch die ftaatliche Rechtsordnung felbft erforderter Faktor der 
Rechtspflege und man Tann daber die Rechtsanmwaltichaft in der⸗ 
felben Weile wie die Staatsanwaltfchaft als eine Inſtitution an 
eben, welche einen Beftandtbeil der Gerihtäverfaflung im weiteren 
Sinne bildet. Zwar läßt fih von faſt allen Berufsarten und Ge⸗ 
werben jagen, daß fie für die gedeihliche Entwidlung und das 
Beitehen des Staates nothwendig oder nützlich find, aber während 
die übrigen Gewerbe wirthſchaftlichen oder gefelichaftlihen Bedürf- 
nifjen dienen, bat der Rechtsanwalt fein Arbeitsfeld auf einem 
Gebiet, das ganz eigentlich zur Entfaltung der wejentlichiten Staats⸗ 
thätigfeit dient; er ift ein Mitarbeiter an der Rechtspflege. In 
diefem Sinne find die Berufsgeihäfte des Rechtsanwalts als 
ein öffentliches Amt zu bezeichnen. Hieraus ergeben ſich aber 
zahlreiche Conſequenzen. Der Staat, welcher die Function des 
Rechtsanwalts dem Syſtem feines Gerichtsmefens einverleibt, muß 


1) Strafprog.Orbn. $. 138. 144. 
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auch die Garantien dafür haben, daß dieſe Thätigfeit den von 
ihm geftellten Anforderungen entſpreche. Er muß daher die Be- 
dingungen normiren, unter welchen er Jemanden zur Rechtsanwalt 
Ihaft zuläßt, er muß über die Amtsführung der Rechtsanwälte 
eine gewiſſe Auffiht führen, eine Disciplinargemwalt organijiren, 
unter gewiſſen Borausfegungen aud) die Entfernung aus dem Amte 
ermöglihen; er kann ferner den Rechtsauwälten gewiſſe fpezielle 
Amtspflichten auferlegen. Ya es kann dieſer Gefichtspuntt fo mweit 
feftgehalten werden, daß die Rechtsanwälte geradezu wie Staats— 
beamte behandelt, von der Regierung für beitimmte Stellen er— 
nannt, verjegt, entlaffen werden u. ſ. m. und daß fie von anderen 
Staat3beamten fi hauptſächlich nur dadurch unterjcheiden, daß 
fie nicht einen feiten Gehalt beziehen, fondern auf die für ihre 
Amtsverrichtungen zu erhebenden Gebühren angewiefen find. Das 
war im Wejentlihen der Standpunkt des früheren Preußiſchen 
Rechts. 

Andererjeit3 kann man davon ausgehen, daß wenngleidh die 
Thätigleit der Rechtsanwaltſchaft im Ganzen einen integrirenden 
Beſtandtheil der öffentlichen Rechtspflege bildet, doch im einzelnen 
Falle die Arbeit des Rechtsanwalts im Intereſſe der Privatper- 
fonen gegen Entgeld in Anſpruch genommen wird und daß fie 
nicht Staatsgeſchäfte im eigentlichen Sinn verſehen, fondern für 
eigene Rechnung ihren Kunden Dienfte leiften. Won biefem Ge- 
ſichtspunkte aus erjcheint die Praxis des Rechtsanwalts als eine 
gewerbliche Thätigkeit, bei welcher der Staat nicht direct intereffirt 
ift, jondern für welche er nur die Bedingungen des Betriebes 
normirt. Bon diefer Grundlage aus gelangt man zu dem foge- 
nannten Syſtem der freien Advolatur und die Rechtsanwalts-Ord— 
nung iſt alsdann lediglich ein bejonderer Theil der Gemwerbe- 
Ordnung. 

Würde nun die Neichägefeggebung eines dieſer beiden Sy— 
fteme angenommen und confequent durchgeführt haben, fo würden 
feinerlei ſtaatsrechtliche Schwierigkeiten entftanden fein und die 
Rechtsanwalts-⸗Ordnung feinen Anlaß zu ſtaatsrechtlichen Erörte- 
rungen barbieten. Fall man die Rechtsanmälte als Beamte vel 
quasi behandelt hätte, fo würde jeder Landesherr für feine Ge- 
rihte und der Kaifer für das Reichsgericht die erforderlihe An- 
zahl von Rechtsanwälten zu ernennen haben; die amtliche Thätigkeit 
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derfelben wäre auf die Gränzen des betreffenden Staatsgebietes 
reſp. auf die Zuftändigfeit des betreffenden Gericht befchränft ; 
man hätte e3 den Einzelitaaten überlafien können, die Gelchäfts- 
und Dienftverhältniffe ihrer Rechtsanwälte zu regeln. Bon diefer 
Anſchauung gingen die Buyndesregierungen bei dem eriten Entwurf 
des Gerichtöverf.Gefehed aus, welcher gar feine Beſtimmungen 
über die Rechtsanwaltſchaft enthielt ?). 

Mürde man andererfeit3 das Syſtem der freien Advokatur 
eingeführt haben, fo hätte in nothwendiger Conſequenz des Art. 3 
der Reichsverf. und der allgemeinen Prinzipien der Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung das Reich nur die Bedingungen für die Zulaffung zu diefem 
Gewerbebetriebe zn regeln gehabt, im Uebrigen wäre die Aus: 
übung dejlelben im ganzen Bundesgebiete frei und jeder Befchränf: 
ung durch die Einzelftaaten entzogen geweſen, etwa mie ber Ge: 
werbebetrieb der Aerzte oder der Seeſchiffer. 

Die Reichsgeſetzgebung hat aber einen Mittelweg eingefchlagen ; 
fie hat die Rechtsanwaltihaft in einer Weile geordnet, die äußerft 
complizirt ift, weil fie zum Theil den Amts charakter der Rechts⸗ 
anmwaltihaft und die demjelben entjprechenden Hobeitsrechte der 
Einzelitaaten, zum Theil die Freiheit des Gemerbebetriebes zur 
Grundlage genommen bat. Die Ausübung der Rechtsanwaltſchaft ift 
freigegeben, aber doch zugleich an die ſtaatliche Zulaffung geknüpft; 
fie erftredt fi auf das ganze Reich und ift doch zugleich Lofali- 
firt; der Rechtsanwalt hat amtliche Obliegenbeiten, die er unter 
gewiffen Umftänden auch wider feinen Willen erfüllen muß, er ift 
einer Disciplinargemwalt unterworfen, aber er hai andererfeits feinen 
ftaatlihen Vorgeſetzten und feine Beamtendienftpflichten ; die Rechtsan⸗ 
waltsordnung ift ebenfowohl eine Ergänzung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
gejetes als der Gewerbeordnung. Für das Reichsſtaatsrecht aber 
ift es namentlich von Wichtigkeit die Gränzlinie feftzuftellen, inner: 
balb deren den Einzelftaaten noch die Bethätigung von Hobeits- 
rechten und die Durchführung eines eigenen ftaatlihen Willens 
verblieben ift; von einer „Souveränetät” der Einzelftaaten ift auch 


1) Die jetzt geltende Rechtsanwalts⸗Ordnung Hat ihren erften Urjprung 
in Anträgen, welche in der Reichſstags⸗Kommiſſion bei Berathung des Gerichts⸗ 
verfafjungsgejeßes gejtellt worden find. Vgl. Protot. I. Lei. ©. 257 bis 317. 
(Hahn ©. 509 ff.) 

Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 3, 8 
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bier fo wenig wie auf anderen Gebieten des ftaatlichen Lebens 
etwas wahrzunehmen. 


I. Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft. 


1. Der oberfte Grundſatz ift der, daß Niemand Rechtsanwalt 
werden Tann, ohne daß er von der Landes juftizverwaltung (be- 
ziehentl. beim Reichsgericht vom Präſidium defelben) zugelaffen 
worden ift !), daß die Zulaſſung aber nicht vom freien Belieben 
der Landesjuftizverwaltung abhängig ift, fondern daß die Ent- 
fheidung über die Zulaſſung nach den vom Reich erlafenen Vor: 
Schriften getroffen werden muß. In diefem Satze findet ein im ge= 
genmwärtigen Deutichen Reichsrecht häufig mwiederfehrendes Prinzip 
eine neue Anmendung: die formale Ausübung der Hoheitsrechte 
gebt im einzelnen Falle von der Einzelftaatsgewalt aus, die ma- 
terielle Regelung aber, wie das Hoheitsrecht zu handhaben ilt, 
wird vom Reich gegeben; der Einzelitaat bringt dem Unterthanen 
gegenüber feinen Willen zur Geltung, er empfängt aber vom 
Reich den Befehl, was er wollen muß und wie er den Willen 
zu erflären bat. So wie den Einzelftaaten die fogenannte Juſtiz⸗ 
bobeit verblieben ift, aber Gerichtöverfaffung und Prozeßordnungen, 
alfo der Inbegriff der Rechtsnormen über die Ausübung der Ju— 
ftizboheit, vom Neich ihnen vorgefchrieben find, fo kömmt ihre Ju- 
ftizhobeit (Staatsgewalt) auch zur Anerkennung, indem fie den 
Rechtsanwälten die Zulaffung ertheilen oder verjagen, aber ihr 
Wille ift hierbei Tein freier, jondern ein vom Reich gebundener. 

2. Befähigt zur Rechtsanwaltſchaft ift nur derjenige, wel⸗ 
her die Fähigkeit zum Richteramt erlangt bat ?); in Er: 
mangelung biefer Vorausfegung darf die Yulaffung nicht ertheilt 
werden. Die Bedingungen für die Befähigung zum Richteramt 
find nun aber vom Reich nicht ausreichend geregelt, indem e8 an 
Vorſchriften und Kontrolen hinſichtlich der beiden juriftiichen Prü- 
fungen fehlt; in Folge deſſen ift Feine Landesjuftizverwaltung ge⸗ 
halten, die in einem anderen Staate beftandenen Prüfungen an 
zuerfennen ?), fie fol aber auch andererſeits hieran nicht Durch 


1) RAD. 8. 3. 9. 
2) RAD. 8. 1. Mebergangsbeftimmungen ebendaf. $. 108. 
3) Gerichtsverf. Geſ. $. 2. Siehe unten 8. 104. II. 
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Landesgeſetz gehindert werden. Hieraus ergiebt fih für die Zu- 
laffung zur Rechtsanwaltſchaft ganz daſſelbe Refultat, wie für die 
Anftellung in einem Richteramt; die Juſtizverwaltung jedes Staates 
fann den in einem anderen Bundesftaate beitandenen jurift. Prü- 
fungen Wirkſamkeit zuerfennen oder verjagen. 

3. Berehtigt die Zulaflung zur Rechtsanwaltſchaft zu ver: 
langen ift Jeder in demjenigen Staate, in welchem er die zum 
Kichteramte befähigende Prüfung beftanden bat, und fein Antrag 
darf nur aus den in der Rechtsanwaltsordnung bezeichneten Grün: 
den abgelehnt werden ’). Diefe Gründe zerfallen in zwei Kate- 
gorien; die einen find folde, wegen deren die Zulafjung abge- 
lehnt werden muß ?), die anderen foldhe, wegen deren fie verjagt 
werden kann?); die erfteren, denen praftiich die größere Be- 
deutung zukömmt, betreffen den Mangel ber Ehrenbaftigfeit und 
Unbeicholtenheit, den Betrieb einer mit dem Beruf oder der 
Würde eines Rechtsanwalts nicht vereinbaren Beichäftigung, Tör- 
perlihe Gebrechen oder Schwäche der geiftigen und Förperlichen 
Kräfte u. dgl. *). Soweit bei der Beurtheilung dieſer Abmwei- 
fungsgründe ein diskretionäres Ermeflen Pla finden Tann, ift 
überdies der Landesjuftizvermaltung die jelbftitändige Entichei- 
dung entzogen; fie ift an das Gutachten des Vorſtandes der An- 
waltsfammer gebunden 5) und fie bat in allen Fällen vor der 
Enticheidung diejes Gutachten einzuholen e). Dur dieſe Beſtim⸗ 
mungen ift allerdings die Rechtsanwaltihaft de facto für Alle, 
welche die juriftiihen Prüfungen beftanden haben und vollfommen 
an Recht, Ehre und Gejundheit find, innerhalb des Staates, in 
welchem die Prüfung abgelegt worden ift, freigegeben; die 


1) RAD. 8.4. Bei einem mehreren Bundesftaaten gemeinfamen Gerichte 
muß Jeder zugelaffen werden, der in einem diejer Staaten die Fähigkeit zum 
Richteramte erlangt hat. 

2) ebenda]. $. >. 

3) ebendaj. 8. 6. 

4) Ueber die einzelnen Beftimmungen, deren nähere Erörterung fein 
ſtaatsrechtliches Sntereffe hat, vgl. die Kommentare zur RAD. von Bölk 
©. 26 ff. und von Meyer ©. 17 ff. 

5) RAD. 8.5 Ziff. 4 5.6. Wird die Zulaffung  verjagt, fo ift auf 
Berlangen des Untragfteller3 über den Grund der Berfagung im ehrengericht- 
lichen Berfahren zu entſcheiden. Vgl. 8. 16 ebendaſ. 

6) ebendaj. 8. 3. Abi. 2. 

8 * 
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Zulaſſung ift nicht3 weiter als eine formale Anerkennung, daß Tein 
Ausichließungsgrund vorliegt). 

4. Die Zulaffung ift Lofalifirt d.h. fie erfolgt bei einem 
beftimmten Gerichte 2). In gewiflen gefeglih beftimmten Fällen 
ift der bei einem Gerichte zugelaffene Anwalt auch bei einem an- 
dern, an dem Drte feines Wohnſitzes befindlichen Kollegialgericht 
oder bei dem Oberlandesgericht oder auch felbit bei einem benach- 
barten Landgericht zuzulaſſen; die Entiheidung darüber ift nicht 
der Landesjuftizuermaltung anheimgegeben, fondern von dem Gut- 
achten des Oberlandesgerichts abhängig gemacht ®). Hierbei ift 
nicht das Intereſſe des Antragitellerd, fondern dasjenige der Rechts⸗ 
pflege Ausfchlag gebend und daher das Gutachten darauf zu rich: 
ten, ob die Bulaffung dem Intereſſe der Rechtspflege förderlich 
fei. Der freien Entichließung der Landesjuftizverwaltung ift es 
jedoch anheimgegeben, Rechtsanwälte, welche an einem Landgericht 
zugelafien find, deffen Bezirk einem gemeinſchaftlichen Ober: 
landesgericht unterftellt ift, bei dem letzteren zuzulaſſen, auch wenn 
baffelbe an einem andern Orte feinen Sig hat‘). Wer in einem 
Staate zur Zulaffung berechtigt ift, hat unter ſämmtlichen Gerichten 
dieſes Staates die freie Auswahl; nur menu an einem Gerichte 
ein Richter angeftellt ift, welcher mit dem Antragiteller verwandt 
oder verſchwägert ift, Tann die Yulaffung an diefem Gerichte ver- 
fagt werden ). Dagegen ift die Landesjuftizvermaltung nicht be- 
fugt, die Zahl der Rechtsanwaltsftellen bei den einzelnen Gerichten 


1) Unter den 3 falultativen Verfagungsgründen bed 8. 6 mobdifizirt nur 
ber erfte diefed Prinzip. Er geftattet den LZandesjuftizuerwaltungen, die Zu⸗ 
lafjung zu verfagen, „wenn ber Antragfteller, nachdem er bie Fähigkeit zur 
Rechtsanwaltſchaft erlangt Hatte, während eines Zeitraums von drei Jahren 
weder als Rechtsanwalt zugelafien ift, noch ein Reiche», Staats⸗ oder Gemeinde⸗ 
amt befleidet hat, noch im Juſtizdienſt oder als Lehrer des Rechts an einer 
Deutſchen Univerfität thätig gewejen ift.” Hierdurch ift denjenigen Berfonen, 
welche zwar die jurijt. Prüfungen beftanden haben, fpäter aber längere Zeit 
Bindurh von einer mit der Berufsthätigleit des Rechtsanwalts in innerem 
Bufammenhange ftehenden Beichäftigung fich ferngehalten hahen, zwar nicht die 
Fähigkeit, wol aber der Rechts⸗Anſpruch auf Bulafjung verjagt worden. 

2) RAD. 8. 8: 

3) RAD. 8. 9. 10. 12. 

4) RAD. F. 11. Bgl. über einen ähnlichen Fall (in Hefjen) 8. 114 dal. 

5) RAD. 8. 14. 
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bes Landes zu firiren oder den Antrag auf Zulaffung wegen man: 
gelnden Bedürfnifies zurüdzumeifen!). Demgemäß kann ein Rechts: 
anwalt auch nad freiem Belieben das Gericht, bei dem er zuge: 
laſſen ift, mit einem andern Gericht defjelben Staates vertaufchen 
und dort die Zulafjung begehren, welche ihm nur verfagt werben 
Tann, wenn gegen ihn eine Klage im ehrengerichtlihen Verfahren 
erhoben ift oder gegen ihn innerhalb ver letzten zwei Jahre im 
ehrengerichtlihen Verfahren auf Verweis oder auf Geldftrafe von 
mebr als 150 Mark erkannt worden ift ?). Unter diefen Bes 
ſchränkungen ift daber die Freizügigkeit der Rechtsanwälte 
anerkannt. 

Die Zulaſſung bei dem Reihsgericht erfolgt durch dag 
„Präſidium des Reichsgerichts“ ?), meldhes nach freiem Ermeſſen 
enticheidet *). Die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichs⸗ 
gericht ift mit der Zulaſſung bei einem andern Gericht unver: 
einbar °). 

5. Nach der erften Zulaffung wird der Rechtsanwalt in öffent: 
licher Sitzung des Gerichts auf die gewiſſenhafte Erfüllung feiner 
Pflichten vereidigt ®). Bei jedem Gericht ift eine Lifte der bei 
demjelben zugelafjenen und vereidigten Rechtsanwälte zu führen ; 
erfi mit der Eintragung beginnt die Befugniß zur Aus⸗ 
übung der Rechtsanmwaltihaft 7). Stirbt der Rechtsanwalt oder 
giebt er die Zulafiung auf oder wird diefelbe zurüdgenommen 
(fiehe unten) oder verliert er durch Urtheil die Fähigkeit zur Aus: 
übung der Rechtsanwaltſchaft, fo ift die Eintragung in der Lifte 
zu löfchen °),. Eintragungen und Löfchungen find von dem Gericht 
durch den Reichsanzeiger befannt zu machen. 


I) RAD. 8. 13. 

2) RAD. 8. 15. 

8) Siehe oben S. 95. 

4) RAD. 8. 99. Nur kann es Niemanden zulaffen, dem bie Befähigung 
zum Nichteramt mangelt oder ein gefegliher Ausjchließungdgrund ($. 5) ent- 
gegenftebt. 

5) RAD. 8. 100 Abi. 1. 

6) RAD. 8. 17. 

7) R.A.O. 8. 20. 

8) RAD. 8. 24. 
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I. Rechte und Pflihten der Rechtsanwälte. 


1. Befugniß zum Gewerbebetrieb. Es find in 
diefer Beziehung Drei Kategorien von Rechtsſachen zu unter: 
ſcheiden: 

a) Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten iſt, (Ci— 
vilproz. Ordn. 8. 74; im ſogen. Anwaltsprozeß), kann nur 
ein bei dem Prozeßgerichte zugelaſſener Rechtsanwalt die 
Vertretung al3 Prozeßbevollmächtigter übernehmen; 
jedoch ift jeder Rechtsanwalt befugt in der mündlichen Verhand⸗ 
lung die Ausführung der Parteirechte und falls ihm der bei dem 
Prozeßgeriht zum Prozepbevollmächtigten beftellte Rechtsanwalt 
die Vertretung überträgt, auch dieje zu übernehmen !). 

b) In denjenigen Sachen, auf welche die Strafprozeßorbnung, 
die Civilproz. Ordnung und die Konkursordnung Anwendung finden, 
ift jeder Rechtsanwalt auf Grund der Zulafjung bei einem Gericht 
befugt, vor jedem Gericht innerhalb des Reichs Per: 
theidigungen zu führen, als Beiftand aufzutreten und foweit eine 
Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift (vor den Amtögerichten), 
die Vertretung zu übernehmen ?). Durch dieje Beitimmung find 
demnach die territorialen Gränzen der Juſtizhoheit bejeitigt; ſoweit 
im ganzen Reich ein einheitliches Verfahren, eine einheitliche Ge- 
richtsverfaſſung, und eine gemeinverbindliche Rechtskraft der gericht: 
lihen Urtheile beſteht, ſoweit wirkt auch die von einem Staate 
ertheilte Zulaffung als Rechtsanwalt auf das ganze Bundesgebiet. 
Die fogen. Lolalifirung der Rechtsanwälte jchließt nicht den Ge: 
werbebetrieb derjelben im ganzen Bundesgebiet aus; fie wirft nur 
binfichtlih der Vertretung im Anwaltsprozeß °). 

c) In denjenigen Sachen, in welchen die drei Reichsprozep- 
gejege nicht zur Anmendung kommen, gleichviel ob fie vor den 


1) RAD. 8. 27. Nur die bei dem Reichsgericht zugelafienen Rechtsan⸗ 
wälte dürfen bei feinem anderen Gerichte auftreten und von einem bei dem 
Neichsgericht nicht zugelaffenen Rechtsanwalt nicht vertreten werben. RAD. 
8. 100 Abf. 2. 8. 101. 

2) RAD. 8. 26. Ausgenommen die Nechtsanwälte am Reichsgericht. 

3) Nur hat die Bartei keinen Anſpruch auf Erfah der Mehrkoſten, 
welche durch die Zuziehung eines nicht am Sitz bes Prozeßgerichts wohnhaften 
Unwaltes entftehen. RAD. 8.18 Abſ. 5. Vgl. Civilproz.Ordn. 8.87 Abſ. 2. 
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ordentlichen Gerichten oder vor befonderen Gerichten verhandelt 
werden, beitimmt fi die Befugniß zur Ausübung der Rechts: 
anwaltſchaft ausſchließlich nach den Vorſchriften der Landesgeſetze. 
Die Autonomie, welche den Einzelſtaaten hinfichtlich der nicht zur 
ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit gehörenden Sachen verblieben 
iſt, erſtreckt ſich conſequenter Weiſe auch auf die Rechtsanwaltſchaft. 

2. Pflicht zur Uebernahme von Aufträgen. Sm 
Allgemeinen beftebt für den Rechtsanwalt feine Verpflichtung, Auf- 
träge , durch welche feine Berufsthätigfeit in Anfpruh genommen 
wird, anzunehmen; fein eigenes Erwerbs-Intereſſe erfcheint als 
eine genügende Garantie, um jeine Dienftleiftungen dem Publikum, 
melches diefelben wünſcht, zu fihern. Es ift im Gegentheil dem 
Rechtsanwalt zur Pflicht gemacht, feine Berufsthätigkeit zu ver: 
jagen, wenn fie für eine pflichtwidrige Handlung in Anſpruch ge: 
nommen mwird, wenn er in derjelben Sache bereits einer andern 
Partei im entgegengejegten Intereffe gedient bat und wenn er in 
derfelben Angelegenheit bereit3 als Richter thätig geweſen tft ?). 
Dem Rechtsanwalt ift nur die Pflicht auferlegt, denjenigen, der 
feine Dienite beanfprudt, nicht darüber im Ungewiſſen zu laſſen, 
daß er fie ihm nicht gewähren wolle; er muß ihm die Ablehnung 
des Antrages ohne Verzug anzeigen, widrigenfalls er den durch 
die Verzögerung erwachſenen Schaden erſetzen muß ?). 

Allein da die Thätigkeit eines Rechtsanwalts im Prozeß theils 
durch Geſetz erfordert wird theils durch die Beichaffenheit unferes 
materiellen und Prozep-Rechts factiſch vielfach unentbehrlich ift, To 
muß eine Abhülfe gegen die Gefahr gegeben fein, daß eine Partei 
außer Stande ift, die Dienfte eines Rechtsanwalts zu finden. In 
diefem Sinne liegt dem Rechtsanwalt im Gegenja zu dem ge⸗ 
wöhnlihen BPrivatgemwerbetreibenden eine Öffentliche Dienft- 
pflicht ob, zu deren Erfüllung er Seitend des Staates angehalten 
werden Tann. 

Es gefchieht dies in der Art, daß das Prozeßgericht einer 
Bartei auf Antrag einen Rechtsanwalt zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte beiord net; die Auswahl defjelben erfolgt durch den Bor: 
fitenden des Gerichts aus der Zahl der bei diefem zugelafjenen 


RAD. 8. 31. 
2) RAD. 8. 30. 
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Rechtsanmälte )). Eine Beiordnung erfolgt im Civilprozeß in 
denjenigen Sachen, in welchen eine Bertretung durch Anmälte ge- 
boten ift, wenn der Partei das Armenrecht bewilligt worden ift ?) 
oder wenn fie einen zu ihrer Bertretung geneigten Anwalt nicht 
findet und die Nechtöverfolgung oder Rechtövertheidigung nicht 
muthwillig oder ausſichtslos erfcheint ®), und in Entmündigungs- 
fahen*. Im Strafprozgeß Tann das Geriht auf Antrag oder 
von Amtswegen einen Rechtsanwalt zum Vertheidiger beftellen °). 

Außerdem haben die Rechtsanwälte die gejetliche Verpflich- 
tung, den im Borbereitungsdienfte bei ihnen beichäftigten Referen- 
daren Anleitung und Gelegenheit zu praftiihen Arbeiten zu 
geben ®). 

3. Refidenzpflidt. Der Rechtsanwalt muß an dem 
Drte des Gerichts, bei welchem er zugelaflen ift, feinen Wohnſitz 
nehmen ?), und fall er audy bei einem andern Gericht zugelaflen 
ift, muß er einen an dem Ort defjelben wohnbaften ftändigen Zu: 
ſtellungsbevollmächtigten beftellen‘). Wenn der Rechtsanwalt feinen 
MWohnfig binnen drei Monaten ſeit Mittheilung des die Zulaffung 
ausfprechenden Belcheides nicht genommen hat oder feinen Wohn: 
fig aufgiebt, muß die Zulafjung defjelben zurüdgenommen werben; 
ift der Rechtsanwalt bei einem Geriht, an deflen Ort er nicht 
wohnhaft ift, zugelaffen worden, fo ift die Zulaſſung bei die ſem 
Gericht zurüdzunehmen, wenn er einen Monat lang verfäumt bat, 
einen dort wohnhaften Zuſtellungsbevollmächtigten zu ernennen °). 
Wenn der Rechtsanwalt fih über eine Woche hinaus von feinem 


1) RAD. 8. 36. Gegen die Verfügung fteht der Partei und dem Rechtö- 
anwalt die Beſchwerde nah Maßgabe der Civilproz.Ordn. 8. 530 ff. zu. 

2) Civilproz.Ordn. $. 106 ff. Auch in ſolchen Fällen, in denen eine Ber- 
tretung durch Anmälte nicht geboten ift, RAD. 8. 34. 

83) RAD. 8. 33; jedoch kann der Rechtsanwalt einen Gebühren⸗Vorſchuß 
verlangen. $. 38. 

4) Eivilproz.Ordn. 88. 609. 620 Abi. 3. 626 Abi. 2. 

5) Strafproz.Ordn. 8. 141. 144. RAD. 8. 39. 

6) RAD. 8. 40. 

RAD. 8. 18. Daſelbſt find auch für die Fülle, in denen ein Rechts- 
anwalt bei mehreren Gerichten zugelafien ift, VBorfchriften über den Wohnſitz 
gegeben. 

85 RAD. 8. 19 Abi. 1. 

9) RaA.O. 8. 21. 
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Wohnfige entfernen will, muß er für feine Stellvertretung forgen ?) 
und dem Borjigenden des Gerichts, bei welchem er zugelaſſen ift, 
fowie dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk er feinen Wohnfit bat, 
Anzeige machen und den Stellvertreter benennen ?). 

4. Der Rechtsanwalt tft endlih in derfelben Art wie der 
Staatsbeamte zu einem abtung3mwürdigen Verhalten in 
Ausübung feines Berufes fowie außerhalb deflelben verpflichtet ?). 


IH. Anwaltsfammern. 


Die innerhalb des Bezirks eines Oberlandesgerichts zuge: 
laflenen Rechtsanwälte, ſowie die bei dem Reichsgerichte zugelaffenen 
Rechtsanwälte find zu gemwerbliden Jnnungen vereinigt, 
welde die Bezeihnung Anwaltsfammern führen‘). Die Zuge: 
börtgfeit zur Anwaltskammer tritt für alle Rechtsanwälte des Be— 
zirks von Nechtswegen ein. Die Kammer ift vermögensfäbig °), 
bat einen Borftand, deflen Mitglieder durh Wahl beftimmt mer: 
den ®), fie hält Verfammlungen ab ”); fie kann die Geſchäftsord⸗ 
nung für fih und den Borftand feititellen ®) und den Mitgliedern 
Beiträge zur Beltreitung des für die gemeinfchaftlichen Angelegen: 
beiten erforderlichen Aufwandes auferlegen )., Die Kammer hat 
ihren Sit am Drte des Dberlandesgericht3 1%) und der Präfident 
bes legteren hat die Auffiht über den Gejchäftäbetrieb des Bor: 
ftandes zu führen und über Beichwerden, welche denfelben betreffen, 
zu enticheiden 1!). 


1) Ueber die Beftellung des Stellvertreters fiehe RAD. 8. 25. 

2) RAD. 8. 29. 

8) RAD. 8. 28. 

4) RAD. 8. 41 Abſ. 1. 8. 102 Ubi. 1. Die bei dem Oberſten Landes- 
gericht in München zugelafjenen Rechtsanwälte gehören zur Kammer bed Ober- 
landesgerichts⸗Bezirks. 8. 105. 

5) RAD. 8. 49 Biff. 5. 

6) ebenda 8. 42 ff. 

7) ebenda 8. 52 ff. 

8) 8. 48 Hiff. 1. 

9) 8. 48 Hiff. 2. 

10) $. 41 Abi. 2. 

11) 8. 59. Das Oberlandesgeriht (nicht der Präfident) Tann gejeßwidrige 
Beichläffe oder Wahlen der Kammer oder des Vorftandes aufheben. — Für 
die Rechtsänwälte am Neichögericht tritt das letztere an die Stelle bed Ober- 
landesgerichts. $. 98. 
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Der Borftand bat die Disciplinar-Strafgewalt über die Mit- 
glieder zu handhaben, auf Antrag Streitigkeiten unter den Mit- 
“ gliedern der Kammer oder zwilchen einem Mitglieve und deſſen 
Auftraggeber zu vermitteln, Gutachten auf Erfordern der Landes- 
juftizuerwaltung oder der Gerichte zu erftatten und das Vermögen 
der Kammer zu verwalten ). Somohl der Vorſtand ald au die 
Kammer find berechtigt, Vorftelungen und Anträge, melde das 
Intereſſe der Rechtspflege oder der Rechtsanwaltſchaft betreffen, 
an die Landesjuftizverwaltung zu richten ?). Der Anwaltskammer 
bei dem Reichsgericht ſteht diefelbe Befugniß gegenüber dem Reichs⸗ 
kanzler zu®). Die Geſchäfte des Vorftandes werden unentgeldlich 
geführt %); die Wahl zum Mitgliede darf nur derjenige ablehnen, 
ber das 65. Lebensjahr vollendet bat, und wer bie lekten vier 
Jahre Mitglied des BVorftandes geweſen ift, für die nächften vier 
Sabre). Der Borfitende bat jährlich der Landesjuftizverwaltung 
und dem Überlandesgericht einen fchriftlihen Bericht über die 
Thätigfeit der Kammer und des Vorſtandes zu erftatten ®). 


IV. Disciplinar:-Strafgemwalt. 


Die Rechtsanwälte find in Hinfiht auf die Verlegung der 
ihnen obliegenden Berufspflidhten einer Disciplinargewalt unter: 
worfen, welche ſich in ihrem Begriff und Wefen von der Digcipli- 
nargemalt über Beamte in Nichts unterſcheidet). Die Hand: 
babung derjelben ift den Vorſtänden der Anwaltskammern über: 
tragen, wie ja auch bei andern Gemwerbetreibenden die Innungs⸗ 
vorftände eine, bisweilen weitreichende Disciplinargemwalt haben ; 
nur iſt freilich bei der Ausübung der Disciplinargewalt über Rechts⸗ 
anmwälte der Staat in höherem Grade intereffirt als bei anderen 
Gemerben. Durch das Reichsgeſetz ift daher nicht nur die Hand: 
babung der Disciplinargewalt über Rechtsanwälte bis in das Ein- 
zelne geregelt, fondern es ift auch eine Mitwirkung der Staats⸗ 


1) a. a. O. 8. 49. 

2) a. a. O. $. 50. 

$) ebenda $. 98. 

4) ebenda 8. 51. 

5) ebenda $. 45. 

6) ebend. $. 61. Hinfichtlich des Reichsgerichts vgl. 8. 98. 
7) gl. Bd. L ©. 447 ff. 
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bebörden (Gerichte und Staatsanmwaltichaft) gewährt und den Ur- 
theilen der Disciplinar-Spruchbehörden formelle Rechtskraft (Boll: 
ftredbarkeit) beigelegt worden. Im Einzelnen gelten folgende 
Rechtsſätze: 

1. Die Disciplinarſtrafen ſind die gewöhnlichen, nämlich 
Warnung, Verweis, Geldſtrafe (bis zu 3000 Mark) und — an Stelle 
der Entfernung aus dem Staatsdienſt — Ausſchließung von der 
Rechtsanwaltſchaft ). Jede Handlung oder Unterlaffung, melde 
eine Bflichtverlegung daritelt, Tann da3 disciplinariiche Ein- 
fchreiten begründen, ohne Rückſicht darauf ob auch ein öffentliches 
Strafverfahren wegen deflelben Thatbeftandes eintritt oder nicht; 
jedoch ift während der Dauer des öffentlichen Strafverfahrens das 
Disciplinarverfahren unftatthaft ?). Eine Verlegung der dem Rechts: 
anmwalt obliegenden Pflichten Tann aber erit verübt werden, nad: 
dem dieje Pflichten begründet find, d. h. nah der Zulafjung; 
deshalb ift im Allgemeinen ein disciplinariiches Vorgehen wegen 
Handlungen, welche ein Rechtsanwalt vor feiner Zulafiung be- 
gangen bat, unftatthaft; ausgenommen find nur ſolche Handlungen, 
welde die Ausſchließung von der Rechtsanmaltichaft begründen ?). 

2. Als Disciplinarbebörde erfter Inſtanz fungirt 
ber Vorſtand derjenigen Kammer, welcher der Angejchuldigte zur 
Zeit der Erhebung der Klage angehört. Der Borftand übt dieſe 
Funktion aus unter der Bezeihnung als Ehrengericht und in 
der Beſetzung von fünf Mitgliedern ). Für das Berfahren Tom: 
men die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über das Verfahren 
in den zur Zuftändigkeit der Landgerichte gehörigen Strafladhen 
zur Anmendung; diejelben find jedoch durch eine große Zahl von 
bejonderen Vorſchriften ergänzt und abgeändert 6). Die Verrich— 
tungen der Staatsanwaltfchaft werden von der Staatsanwaltichaft 
bei dem Oberlandesgerichte wahrgenommen ®); mit der Führung 


INRUD.S. 68. Bol. Bd. TI. ©. 458. 

2) RUD. 8. 65. Hier werden dieſelben Grundſätze wiederholt, welche 
das Reichsbeamtengeſetz $. 77. 78 aufgeftellt Hat. Vgl. Bd. I. ©. 455 ff. 

3) RAD. 8. 64. 

4) a. a. D. $. 67; nämli dem Vorfigenden, feinem Stellvertreter und 
drei vom Borftande gewählten Mitgliedern, für welche zugleich Stellvertreter 
in beitimmter Reihenfolge bezeichnet werden. 

5) a. a. ©. 8. 66 ff. 

6) a. a. D. 8. 92. 
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Der Borftand bat die Disciplinar-Strafgewalt über die Mit- 
glieder zu handhaben, auf Antrag Streitigfeiten unter den Mit: 
* gliedern der Kammer oder zwiſchen einem Mitglieve und deſſen 
Auftraggeber zu vermitteln, Gutachten auf Erfordern der Landes: 
juftizverwaltung oder der Gerichte zu eritatten und das Vermögen 
ber Kammer zu verwalten ). Somwohl der Vorſtand ald auch Die 
Kammer find berechtigt, Vorftelungen und Anträge, welche das 
Intereſſe der Rechtöpflege oder der Rechtsanwaltſchaft betreffen, 
an die Landesjuftizvuerwaltung zu richten ?). Der Anwaltsfamnter 
bei dem Reichögericht fteht diefelbe Befugniß gegenüber dem Reichs: 
kanzler zu?) Die Geſchäfte des Vorftandes werden unentgeldlich 
geführt *); die Wahl zum Mitgliede darf nur derjenige ablehnen, 
ber das 65. Lebensjahr vollendet bat, und wer die lebten vier 
Jahre Mitglied des Borftandes geweſen ift, für die nächſten vier 
Sabre ®). Der Borfitende hat jährlich der Landesjuftizverwaltung 
und dem LOberlandesgeriht einen ſchriftlichen Bericht über die 
Thätigleit der Kammer und des Vorſtandes zu eritatten ®). 


IV. Disciplinar-Strafgemalt. 


Die Rechtsanwälte find in Hinfiht auf die Verlebung der 
ihnen obliegenden Berufspflichten einer Disciplinargewalt unter: 
worfen, melde fich in ihrem Begriff und Weſen von der Discipli- 
nargewalt über Beamte in Nichts unterjcheidet . Die Hand: 
babung verjelben ift den Vorſtänden der Anwaltsfammern über: 
tragen, wie ja auch bei andern Gewerbetreibenden die Innungs⸗ 
vorftände eine, bisweilen weitreihende Disciplinargewalt haben ; 
nur ift freilich bei der Ausübung der Disciplinargewalt über Rechts⸗ 
anmwälte der Staat in höherem Grade interejfirt als bei anderen 
Gewerben. Durch das Reichsgeſetz ift daher nicht nur die Hand- 
babung der Disciplinargemwalt über Rechtsanwälte bis in das Ein- 
zelne geregelt, fondern es ift auch eine Mitwirkung der Staats: 


I) a. a. O. 8. 4. 

2) a. a. ©. $. 50. 

3) ebenda $. 98. 

4) ebenda 8. 5l. 

5) ebenda $. 45, 

6) ebend. $. 61. Hinfichtlich des Reichsgerichts vgl. 8. 98. 
7) Bgl. Bd. L ©. 447 ff. 
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bebörden (Gerichte und Staatsanmwaltichaft) gewährt und den Ur: 
theilen der Disciplinar-Spruchbehörden formelle Rechtskraft (Bol: 
ftredbarfeit) beigelegt worden. Im Einzelnen gelten folgende 
Rechtsſätze: 

1. Die Disciplinarſtrafen ſind die gewöhnlichen, nämlich 
Warnung, Verweis, Geldſtrafe (bis zu 3000 Mark) und — an Stelle 
der Entfernung aus dem Staatsdienſt — Ausſchließung von der 
Rechtsanwaltſchaft ). Jede Handlung oder Unterlaſſung, welche 
eine Pflicht verletzung darſtellt, Tann das disciplinariſche Ein- 
ſchreiten begründen, ohne Rückſicht darauf ob auch ein öffentliches 
Strafverfahren wegen deſſelben Thatbeſtandes eintritt oder nicht; 
jedoch iſt während der Dauer des öffentlichen Strafverfahrens das 
Disciplinarverfahren unftatthaft ?). Eine Verlegung der dem Rechts⸗ 
anmwalt obliegenden Pflichten kann aber erft verübt werden, nad 
dem dieſe Pflichten begründet find, d. h. nad der Zulaſſung; 
deshalb ift im Allgemeinen ein disciplinariiches Vorgehen wegen 
Handlungen, welche ein Rechtsanwalt vor feiner Zulafjung be⸗ 
gangen bat, unftattbaft; ausgenommen find nur ſolche Handlungen, 
welche die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft begründen ?). 

2. Als Disciplinarbehörde erfter Inftanz fungiert 
ber Borftand derjenigen Kammer, welcher der Angefchuldigte zur 
Zeit der Erhebung der Klage angehört. Der Vorſtand übt dieſe 
Funktion aus unter der Bezeichnung als Ehrengeriht und in 
der Beſetzung von fünf Mitgliedern *). Für das Berfahren fom: 
men die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über das Verfahren 
in den zur Zuftändigfeit der Landgerichte gehörigen Strafſachen 
zur Anmendung; bdiejelben find jedoch durch eine große Zahl von 
befonderen Borjchriften ergänzt und abgeändert 6). Die Berrid: 
tungen der Staatsanwaltichaft werden von der Staatsanmwaltichaft 
bei dem Oberlandesgerihte wahrgenommen °); mit der Führung 


1) RAD. 8. 68. Bol. Bb. I. ©. 458. 

2) RAD. S. 65. Hier werden biejelben Grundjäge wiederholt, welche 
das Reichsbeamtengeſetz $. 77. 78 aufgeftellt Hat. gl. Bd. I. ©. 455 ff. 

3) RAD. 8. 64. 

4) a. a. D. 8. 67; nämlih dem Borfigenden, feinem Stellvertreter und 
drei vom Borftande gewählten Mitgliedern, für welche zugleich Stellvertreter 
in bejtimmter Reihenfolge bezeichnet werden. 

5) a. a. O. 8. 66 ff. 

6) a. a. O. 8. 92. 
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der Borunterfuhung wird ein Richter durch den Präſidenten des 
Oberlandesgerichts beauftragt ?); als Gerichtäfchreiber ift ein dem 
Borftande nicht angehörender, am Site der Kammer wohnbafter 
Rechtsanwalt zuzuzieben ?). 

Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel 
der Beſchwerde ift das Dberlandesgeriht zuftändig ®), für das 
Verfahren gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung *). 

3. Gegen die Urtbeile des Ehrengerichts ift das Rechtsmittel 
der Berufung zuläffig ®). Ueber dafjelbe entjcheidet der Ehrenge: 
richtshof, welder aus dem Bräfidenten des Reichsgerichts als 
Borfigenden, drei Mitgliedern des Reichsgerichts und drei Mit- 
gliedern der Anwaltskammer bei dem Reichsgerichte °) beftebt. Auf 
das Verfahren finden im Allgemeinen die Regeln der Strafproz.- 
Drbn. Anwendung 7”); die Verrichtungen der Staatsanwaltichaft 
werden von der Reihsanwaltichaft wahrgenommen. 

4. Die Vollftredung einer auf Geldftrafe lautenden Entfchei- 
dung erfolgt nach den Vorſchriften über die Vollftredung der Ur: 
theile in bürgerlichen Rechtftreitigkeiten ; fie wird von dem Schrift: 
führer des Vorftandes betrieben. Die Geldftrafen fließen zur Kafle 
der Kammer ?). Lautet das Urtheil auf Ausſchließung von der 
Rechtsanwaltſchaft, fo tritt diefe mit der Rechtskraft des Urtheils 
ein. Der Schriftführer des Vorſtandes bat den Gerichten, bei 
welchen der Rechtsanwalt zugelaffen war und der Landesjuftizver- 
waltung biervon Anzeige zu machen unter Mittheilung einer mit 
der Beicheinigung der Vollftredbarkeit verſehenen beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift der Urtbeilsformel °). 

V. Die Gebühren und Auslagen, welde die Rechts⸗ 


I) a. a. O. 8. 7. 

2) ebend. 8. 81. 

8) ebenda $. 89; beziehentl. das Reichsgericht 8. 98. 

4) ebenda 8. 91. 

5) a. a. ©. 8. 90 Abf. 1. 

6) Sie werben gemäß 88. 62. 63. 133 des Gerichtsverf. Gefetzes beftinmt, 
beziehentlih von der Kammer vor Beginn bes Gejchäftsiahres auf die Dauer 
beflelben gewählt. R.AD. 8.90 Abſ. 2 u. 3. Die Mitglieder des Ehrengerichts- 
hofes können nicht zugleich dem Ehrengericht angehören. R.A.D. 8.102 Abf. 2. 
Ueber die Beitimmung ber Stellvertreter fiehe F. 90 Abf. 4 u. 5. 

7) So wie bie in $. 91 citirten Paragraphen der RAD. 

8) a. a. ©. 8. 97. 

9) a. a. 0.8. 96. 
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anwälte für ihre Berufsthätigkeit erheben dürfen, find vom Neid 
in der Gebühren-Ordnung v. 7. Zuli 1879 (R. G. Bl. ©. 176) ge: 
vegelt. Dieſes Gefet findet ebenfalls nur Anwendung auf die zur 
ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit gehörenden Rechtsangelegen: 
heiten; die Gebühren für andere Berufsverrihtungen unterliegen 
der Autonomie der Einzelftaaten. 

VI. In den Konfulatsgerihtsbezirfen findet bie 
RAD. Teine Anwendung; weder ift die Befähigung zur Recht3- 
anwaltihaft an beftimmte gefeglihe Borausfegungen gebunden, 
noch ift ein Recht auf Zulaffung anerkannt und ebenjo wenig be= 
ftebt eine Disciplinarordnung. Vielmehr bat der Konjul nad 
eigenem Ermefien die Berfonen zu beitimmen, melde zur Aus: 
übung der Rechtsanwaltſchaft zuzulafien find, und er Tann die Zu- 
lafjung mwiderrufen. Gegen die Verfügung des Konſuls, durd) 
welche der Antrag auf Zulafjung abgelehnt oder die ertheilte Zu- 
lafjung zurüdgenommen wird, ift die Beſchwerde an den Reichs: 
kanzler ftatthaft )). Das Verzeichniß der zur Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft zugelaflenen Berfonen ift in ortsüblicher Weife be- 
fannt zu maden und dem Reichskanzler anzuzeigen. Die Gebüh— 
renorduung für Rechtsanwälte v. 7. Juli 1879 findet auch in den 
ftreitigen Rechtsſachen, welche bei den Konjulatsgerichten anhängig 
find, Anwendung, jevoh nur jubfidiär d. b. jomeit nicht die 
Gebühren der Rechtsanwälte duch Ortsgebrauch geregelt find ?). 
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Diefelben Rechtsformen, in denen überhaupt der Staat die 
für die Erledigung feiner Aufgaben erforderlichen Arbeitsfräfte 
und Dienfte ſich verjhafft, finden auch auf dem Gebiete der Rechts: 
pflege Anwendung. Bon diefen Formen?) bietet die Dienftmiethe, 
d. h. der privatrehtlidhe Vertrag des Fisfus mit Privat: 
perjonen über Arbeitsleiftungen, der für die Juſtizverwaltung nicht 
minder wichtig und unentbehrlich ift wie für die andern Berwal- 
tungszmeige, Tein ftaatSrechtliches Intereſſe dar. Die öffentlid 
rechtliche Pflicht zur UMebernahme und Führung gerichtlicher 


1) Konſulargerichtsbarkeits⸗Geſ. 8.11 und Hierzu die Inſtrukt. v. 10. Sep- 
tember 1879. (Gentralbl. f. d. Deutfche Reich ©. 575 ff.) 

2) Konſulargerichtsbarkeits⸗Geſ. F. 44. 

3) Bgl. Bd. L ©. 385 ff. 
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Geihäfte Tann aber ebenſo wie die militäriiche Dienftpfligt auf 
zwei verſchiedenen Recht3gründen beruhen, entweder auf einem ftaat- 
lihen Zwang, d. b. auf einer gefeglichen Anordnung, weldye der 
Untertban befolgen muß, ohne daß es auf feine Einwilligung 
hierzu ankömmt, oder auf einem öffentlich rechtlichen zweileitigen 
Rechtsgeſchäft, durch meldes der Unterthan freiwillig zur 
Führung gerichtliher Amtsgeſchäfte ſich verpflichtet. Aber auch 
die freiwillige Uebernahme von Gerichtsgeſchäften kann wieder im 
doppelter Weije erfolgen; entweder nämlich dur Eintritt in den 
berufsmäßigen Staatsdienft, wodurch fi der Beamte dem 
Landesherrn zur Leiftung ftaatliher Arbeit verpflichtet und ſich 
ihm behufs Uebernahme eines Amtes zur Verfügung ftelt, oder 
ohne Begründung eined® Staatsdienft-Verhältniffes durch unent- 
geldlihe Webernahme einer richterlihen Stellung in der Geftalt 
des Ehrenamtes Hiernach find in ftaatsredhtliher Hinſicht 
drei Arten von Gerichtsdienften zu unterfcheiden, der gejeßliche 
Gerichtsdienſt der Schöffen und Geſchworenen, der berufsmäßige 
Dienft der Juſtizbeamten und der Ehrendienft der Handelsrichter 
und Beiſitzer der Konfulargerihte. Daß unter diefen Arten von 
Dieniten derjenige der berufsmäßigen Staat3beamten von über: 
wiegender Bedeutung und Wichtigkeit ift, beruht nicht auf dem 
Weſen der Gerichtsbarkeit, fondern auf dem eigenthümlichen Cha: 
rakter unjeres Rechts, insbefondere des Privatrecht3, und der da= 
durch bedingten Berfaflung der Gerichte. 


I. Der gefeglidhe Gerichtsdienſt *). 


Die Pfliht zum Dienft als Schöffe und Geſchworener ent- 
ſpricht, trotz aller Verſchiedenheit in Betreff ihres Inhaltes und 
ihrer thatſächlichen Verwirklichung, jomohl ihrem Rechtsgrunde als 
ihrer juriſtiſchen Geftaltung nach der allgemeinen Wehrpflicht; und 
ebenjo wie die letztere gehört die allgemeine Gerichtäpflicht zu den⸗ 
jenigen Unterthbanenpflichten, weldye die urfprünglichften und tiefiten 
Grundlagen des Staates bilden, auf denen die älteften Verfaſſungen 
mejentlich berubten. Der moderne Staat macht freilich von diefer 








*) Bol. Hermann Seuffert, Erörterungen über die Beſetzung ber 
Schöffengerichte und Schwurgerichte. Breslau 1879. Schwarze in v. Holten- 
dorff's Handbuch des Strafprogeßrecht? Bd. II. (1879) S. 567 ff. und Bin⸗ 
ding Grundriß ©. 63 ff. 
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Unterthanenpflicht einen fehr beſchränkten Gebrauch und dem ent- 
Iprechend ift die thatfächliche Bedeutung der allgemeinen Gericht3- 
pfliht und die durch fie bewirkte Belaftung der Unterthanen un⸗ 
endlich geringer als dies bei der allgemeinen Wehrpflicht der Fall 
ift, fo daß die ſtaatsrechtliche Gleichartigfeit beider nicht nur dem 
Volke, fondern auch den Suriften faum zum Bewußtſein kömmt. 
1. Die allgemeine Gerihtspflidht ift die flaats- 
bürgerliche Verpflichtung zur Dienftleiftung in den Gerichten des 
Staates. Der Dienft befteht in der Theilnahme an der Urtheils: 
findung und Beſchlußfaſſung und an den hiezu erforder: 
lichen, in den Prozeßordnungen näher geregelten gerichtlichen Ber: 
bandlungen und Geſchäften. Ein folder Dienft wird vom Staat 
gegenwärtig aber nur in Anſpruch genommen bei der Strafrechts- 
pflege und auch bier nur bei den Schöffengerichten und bei den 
Schwurgerichten, fo daß die allgemeine Gerichtspflicht Feine andere 
Verwendung findet als in der Wahrnehmung der Funktionen eines 
Schöffen oder eines Gefchiworenen ', An und für ſich erzeugt die 
Gerichtspflicht ſo wenig wie die Wehrpflicht eine ſubjektive Ver: 
pflichtung zu einer beftimmten Dienftleiftung ; hierzu ift in jedem 
einzelnen concreten Falle der binzufommende Befehl des Staates, 
die Einberufung ala Schöffe oder Gejchmworener, erforderlich ?). 
2’ Die Gerichtspflicht ift eine ftaatsbürgerliche oder 
Unterthanen- Pflicht; der Ausländer ift ihr nicht unterworfen; nur 
Staat3angehörige find zur Mitwirkung an der ftaatlichen Gericht3- 
barkeit berufen und verpflichtet. So mie nun aber im Deutſchen 
Reich die Strafgerichtsbarkeit der Einzelftaaten fih auf das ganze 
Reichsgebiet erſtreckt und in letzter Inſtanz in der Gerichtsbarkeit 
des Reichs zujammengefaßt ift, fo kömmt auch bei Leiftung der 
Gerichtspflicht nicht die Staatsangehörigkeit, ſondern die Reich s⸗ 
angebörigfeit in Betracht. Jeder Deutſche iſt verpflichtet, der 
Einberufung zum Schöffen: oder Gefchworenendienft bei dem Ge⸗ 
richt, in deſſen Bezirk er feinen Wohnſitz bat, Folge zu leiften, 
gleichviel ob er dem betreffenden Bundesftaate angehört oder nit ?). 


1) Hierzu kömmt noch als ein Anhängfel die Dienftleiftung der Bertrauend- 
männer in dem Ausſchuß, welcher die Jahresliften aufftellt. Siehe unten Biff. 4. 

2) gl. oben Bd. IIL 1. ©. 189. 

3) Die pafiende Analogie hiezu bildet wol nicht das Reichstagswahlrecht, 
auf welches Seuffert ©. 16 Hinweift, fondern ber Grundjag, daß die 
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Ausländer find aber nicht nur vom Gerichtsdienft frei, fondern 
fie find auch geieglih zur Wahrnehmung der Funktionen eines 
Schöffen oder Gejchworenen für unfähig erklärt ’). 

Die Rechtsregeln über die VBorausfegungen, die Geltend- 
machung, den Umfang und die Erfüllung der geſetzlichen Gerichts- 
dienitpflicht find vom Reich feitgeftellt; der Autonomie der Einzel: 
ftaaten iſt in diefer Hinfiht ein jehr enger Spielraum geftattet. 
Dies beruht theils auf dem Einfluß, welchen diefe Regeln auf die 
Bufammenfegung und den Charakter der erfennenden Strafgerichte 
ausüben, theild auf dem foeben dargelegten Grundſatz, daß Diele 
Dienfte von allen Reichsangehörigen im ganzen Bundesgebiete 
in Anſpruch genommen werden können. E5 zeigt fich hierin ein 
bemerfenswerther Gegenſatz zwilchen der gejeßlichen und der frei- 
willig übernommenen Gerihtsdienftpflicht, welche nur gegenüber 
dem Gerichtsherrn (Dienftherrn) beftehbt und deren Regelung faft 
ganz der Landesgejeggebung überlafjen ift. 

3. Die Gerihtspfliht ift eine allgemeine Unterthanen— 
pflicht, won welcher es feine anderen Befreiungsgründe giebt als 
die im Gejeb anerkannten. Mit Rüdfiht auf die Natur der zu 
Leiftenden Dienfte ift aber der Kreis der Perſonen, von denen die— 
felben wirklich verlangt werden, durch Rechtsſätze erheblich be— 
ſchränkt ?). 

Diele Beichräntungen beruhen zum Theil darauf, daß die 
Dienfte der Schöffen und Geſchworenen in der Führung eines 
öffentlichen Amtes beftehen und daher diejenigen Perſonen dazu 
nicht berufen werden follen, welche zur Bekleidung eines öffentlichen 
Amtes dieler Art unfähig oder untauglich find oder welche ſich in 
einem öffentlichen Dienftverhältniß bereits befinden, mit welchem 
das Schöffen: und Gefchworenen:Amt unvereinbar jcheint. Zum 
andern Xheil beruhen die Beichränkungen der Dienftpfliht auf 
billiger Berüdfihtigung folder perſönlicher Berhältniffe, melde 


Wehrpflicht am Ort des dauernden Aufenthalts zu erfüllen ift. Siehe Bd. II. 
1. ©. 148. 

1) Gerichtsverf. Geſ. 8. 31. 84. 

2) Es wird hier ganz abgejehen von den thatſächlichen Verhältnifien, 
welche viele Perjonen als ungeeignet zur Leiftung von Gerichtsdienften erjchei- 
nen lafjen, insbejondere Mangel an Kenntniffen, untergeordnete ſociale Stellung 
u. drgl. 
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die Erfüllung für den Berpflichteten befonders drüdend machen. 
Der Staat kann ſolche Verhältniffe bei der Gerichtäpflicht in einem 
viel größeren Maaße wie bei der Wehrpflicht berüdjichtigen wegen 
des geringen Umfanges, in welchem die gejetlichen Gerichtsdienfte 
zur Verwendung fommen. Hieraus ergeben fidh folgende vier Ka: 
tegorien:: 

a) Ausgeſchloſſen von dem Schöffen und Geſchworenen⸗ 
dienft al3 unfähig zur Bekleidung des Amtes find diejenigen 
Perſonen, melde in Folge ftrafgerichtliher Verurtheilung die Be: 
fähigung dazu verloren haben, oder gegen weldhe das Hauptver: 
fahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens eröffnet ift, das 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit 
zur Bekleidung Öffentliher Aemter zur Folge haben Tann, fomwie 
Perjonen, welche in Folge gerichtliher Anordnung in ber Ber: 
fügung über ihr Vermögen beſchränkt find). Außerdem find — 
wie oben ©. 128 bereit3 bemerkt wurde, Ausländer unfähig das 
Amt eines Schöffen oder Gefchworenen zu befleiden. Die Mit: 
wirkung einer folhen, von der Ausübung des Nichteramtes Fraft 
des Geſetzes ausgefchlofienen Perfon an dem Urtheil ift eine 
Verlegung des Geſetzes, auf melde die Revifion geſtützt werden 
fann ?). _ 

b) Untauglih zum Amte eines Schöffen und Gefchwore- 
nen, jo daß fie zu demfelben nicht berufen werden ſollen, find 
Perſonen mit geiftigen oder Förperlichen Gebredhen ?); Berjonen, 
welche das 30te Lebensjahr noch nicht vollendet haben; PVerjonen, 
welche den Wohnfit in der Gemeinde noch nicht zwei volle Sabre 
haben; Perſonen, melde für fich oder ihre Familie Armenunter- 
ftüßung *) aus öffentlichen Mitteln empfangen oder in den drei letz⸗ 


1) Gerichtsverf. Geſ. $ 32. 85 Abi. 2. 

2) Strafprozeß-Ordn. 8. 377 Biff. 2. Der Amtsrichter Hat daher von Amts⸗ 
wegen darauf zu fehen, daß kein Unfähiger auf die Dienftliften (Jahresliſten, 
Vorſchlagsliſten) geſetzt werde. 

3) Der Grund, weshalb man ſolche Perſonen nicht geſetzlich für unfähig 
zur Ausübung des Schöffen und Geihworenen- Amts erklärt hat, war ber, 
dab man frivole Nichtigkeitöbefchwerden wegen angeblicher Törperlicher oder 
geiftiger Gebrechen eines Schöffen oder Geſchworenen verhüten wollte. Bgl. 
Protok. der Reichſtagskomm. I. Leſung ©. 219 fi. (Hahn ©. 480.) 

4) Qgl. über diefen Begriff Seuffert a. a. ©. ©. 19 fi. 

Laband, Reidäfinatäregt. ILL 2, 9 
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ten Jahren empfangen haben !), ſowie Dienftboten ?). Das Verbot, 
folhe Berfonen zum Gerichtsdienft heranzuziehen‘, ift Fein prozeß⸗ 
vechtlihes, jondern ein verwaltungsredtlihes; d. h. es ift 
ein an die Behörden gerichtete Verbot, eine foldhe Perjon einzu- 
berufen (auf die Lifte zu feßen); wenn fie aber troß des Berbotes 
an einem Urtheil als Schöffe oder Geſchworener mitgewirkt bat, 
jo begründet dies Feine Nichtigkeit deſſelben. Andrerfeits ift das 
Berbot von Amtswegen zu berüdfichtigen und die Geltendmahung 
beffelben an feine Frift gebunden. 

ec) Ungeeignet zur Ausübung des Schöffen oder Geſchwor⸗ 
nenamtes wegen eines andern Öffentliden Dienftverhält- 
niffes (fogen. Incompatibilität) find Minifter und Mit: 
glieder der Senate der freien Hanfeftädte; fowie diejenigen Reichs⸗ 
beamten und Landesbeamten, weldhe auf Grund der Geſetze jeder- 
zeit einftweilig in den Ruheſtand verjegt werden fönnen *); ferner 
richterlihe Beamte 5), Beamte der Staatsanwaltſchaft und gericht⸗ 
liche und polizeiliche Volftredungsbeamte; ſodann Religionsdiener 
und Volfsfchullehrer, und endlich die dem aktiven Heere oder ber 
aktiven Marine angebörenden Militärperjonen ®). 

Den Einzelftaaten ift es überdies freigeftelt, im Wege der 
Landesgeſetzgebung noch andere „höhere Verwaltungsbeamte” zu 
bezeichnen, welche zu dem Amte eines Schöffen oder Geſchworenen 


1) Gerichtsverf. Geſ. 8.38. Hiff. 3 8. 85 Abſ. 2. Maßgebend für die Feſtſtellung 
bes Lebensalter, Dauer des Wohnfiges und den Empfang einer Urmenunter- 
ftügung ift die Zeit der Aufitellung der Urliſte. (Siche unten.) 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 33 Hiff. 5. 8. 85 Abi. 2. 

3) Nach der canoniſtiſch⸗ſcholaſtiſchen Redeweiſe wirde man das Verbot 
al3 ein impedimentum impediens tantum bezeidynen Tönnen. 

4) Unter diefem Ausdrud laſſen fih m. E. die auf Widerruf oder Kün« 
digung angeftellten Beamten nicht fubjumiren. Anderer Anſicht Seuffert 
©. 61. 

5) Hierunter find richterlihe Ku ftizbeamte zu verjtehen, nicht Verwal⸗ 
tungöbeamte, welche ein vichterliches Nebenamt verjehen oder eine Verwaltungs 
jurisdietion ausüben. Vgl. Seuffert ©. 25 ff. Keinen Unterfchied macht 
c3 aber, ob die richterlichen Beanıten an einem ordentlidden Gericht oder an 
einem Sondergericht angeftellt find. Vgl. Löwe ©. 49 Note 38. 

6) Gerichtöverf.Gef. 8. 34. 85 Abf. 2. Ueber den Begriff dieſer zulegt 
erwähnten Meilitairperfonen vgl. 8. 38 des Milit.Gef. und dazu die Erdrte- 
rungen oben Bd. III. 1. ©. 244 u. ©. 263 Note 3. 
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nicht berufen werden follen ). Bon pdiefer Ermächtigung haben 
die meiften Staaten Gebrauch gemadt ?). 

Die rechtlihe Bedeutung dieſes Verbotes iſt diejelbe mie fie 
unter b) dargethan worden it. 

d) In Berüdfichtigung perlönliher Verhältniffe find befugt, 
die Berufung zum Amte eines Schöffen oder Geſchworenen ab: 
zulehnen: Mitglieder einer deutichen geſetzgebenden Berfamm: 
lung; Aerzte; Apotheker, welche keine Gehülfen haben; Perſonen, 
welde das 6bte Lebensjahr vollendet haben; Perfonen, welche 
glaubbaft machen, daß fie den mit der Ausübung bes Amts ver: 
bundenen Aufwand zu tragen nit vermögen; fowie Perjonen, 
welche im lebten Geſchäftsjahre die Verpflichtung eines Geſchwo⸗ 
tenen oder an wenigftend 5 Sitzungstagen die Verpflichtung eines 
Schöffen erfüllt haben’). Die Einzelftaaten find nicht befugt, an- 
deren als den bier aufgeführten Klafien von Perſonen die gleiche 
Berechtigung einzuräumen *). 

Hinfichtlich diefer Perfonen befteht weder ein prozeßrechtliches 
Verbot ihrer Mitwirkung an der Urtheilsfindung, noch ein ver: 
waltungsrechtliches Verbot ihrer Einberufung; fie genießen eine 
Befreiung von der Gerichtspflicht, die lediglih auf einer 
Berüdfichtigung ihrer perſönlichen Verbältniffe beruht, deren Gel: 
tendmadhung daher auch von ihrem Belieben abhängt. 


1) Gerichtöverf.Gef. 8 34 Ubi. 2. 

2) Bgl. von den Ausführungsgejegen zum Gerichtsverf. Geſetz Preußen 
8.33. Bayern $. 23. 34. Sachſen 8.24 Württemberg Art. 19. 
Baben 8.4 Hefjen At. 15. Medlenburg-Shwerin (und 
Streliß) 8. 7.27. Großh. Sachſen 8.16.24. Didenburg Art. 1. 
(FZürftenth. Lübed Art. 13. Fürftenth. Birkenfeld Art. 16.) Sadhjen-Mei- 
ningen 8 18. 27. Sadfjen-Ultenburg 8 20. 32. Coburg: 
Gotha 8. 17. 8. Anhalt 8 21. 32. GSondershaufen $. 18. 
27. Rudolſtadt 8. 15. 23. Walded Urt 4 Reuß ä. L. 8. 16. 24 
Neuß j. 8% 8. 16. 24. Bremen $. 74. 81. — Ueber die Bedenken, zu wel- 
chen einige dieſer Ausführungsgefebe, namentlich das Heſſiſche, hinſichtlich 
ihres Berhältniffes zu 8. 34 des Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetzes Anlaß geben, 
vgl Seuffert S. 44 ff., mojelbft eine überfichtliche Darftellung der Ent- 
ftehungsgejchichte des 8. 34 fich findet. 

8) Gerichtsverf. Geſ. 8. 35. 85 Abf. 2. 

4) Daher können fie 3. B. auch den Häuptern und Ungehörigen der ehe- 
mals reichsftändiichen oder reichsritterfchaftl. Familien Befreiung von der Pflicht 
zum Schöffen- oder Geſchworenendienſt nicht gewähren. 
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4. Entſcheidung über die Dienftpflidt. 

a) Die Urlifte. Der Vorfteher einer jeden Gemeinde (oder 
Gemeindeverbandes) hat alljährlich ein Verzeichniß aller in ber 
Gemeinde wohnhaften Perfonen anzufertigen, welche zu dem Amte 
eines Schöffen oder Gefchmorenen berufen werden Fünnen. In 
diefer der Rekrutirungs-Stammrolle vergleichbaren Urlifte find 
demnach alle Gemeinde-Mitglieder aufzuführen, welche nicht gejeß- 
lich als unfähig ($. 32), untaugli (8. 33) oder unverwendbar 
(8. 34) zum Schöffen: und Geihmornen-Dienft bezeichnet find. Die 
Urlifte ift in der Gemeinde eine Woche lang zu Jedermanns Ein- 
fiht auszulegen, nachdem der Zeitpunft der Auslegung vorber 
Öffentlih bekannt gemacht morden ift!). Innerhalb diefer Frift 
fann von Sedem ?) gegen die Richtigkeit oder Vollftändigleit der 
Lifte Schriftlich oder zu Protokoll Einfprache erhoben werden; das 
Begehren kann auf Streihung oder auf Hinzufügung von Per: 
onen oder auf Berichtigung in der Bezeichnung der eingetragenen 
Perfonen gerichtet fein. Der Gemeindevorfteher jendet die Urlifte 
nebft den erhobenen Einſprachen und den ihm erforderlich erichei- 
nenden Bemerkungen an den Amtsrichter des Bezirks und benad- 
rihtigt denfelben von den nad Abfendung der Urliite etwa er: 
forderlih werdenden Berichtigungen. Der Amtsrichter ftellt die 
Urliften des Bezirk zufammen; er prüft, ob die Öffentliche Be- 
kanntmachung und Offenlegung ftattgefunden hat und veranlaßt 
die Abftelung etwaiger Mängel). 

b) Die Dienftliften. Zur Entſcheidung über die gegen 
die Urlifte erhobenen Einfpradhen und zur Auswahl der Berfonen, 
welche als Schöffen und Gefchworene einzuberufen find, tritt bei 
dem Amtsgericht alljährlich ein Ausſchuß zufammen, der aus dem 
Amtsrichter ald Vorſitzenden, einem Staatsverwaltungsbeamten 
und fieben aus den Einwohnern des Amtsgericht3bezirfs gemählten 
Bertrauensgmännern beſteht ). Er bietet eine gewiſſe Analogie 


1) Die näheren Unordnungen über die Art der Auslegung und Belannt- 
machung find den Einzelftaaten überlaffen. Löwe Note 3 zu 8.36 bed G. V. G. 

2) Auch von demjenigen, ber nicht gerichtödienftpflichtig ift. Vgl. Motive S.82. 
Seuffert S. 2. Keller © 65. Löwe Note 1 zu $. 37 des G. B. G. 

3) Gerichtsverf. Geſ. F. 36—39. 8. 85 Abſ. 1. 

4) Der Berwaltungsbeamte wird von ber Landes-Megierung ernannt; die 
Wahl der Vertrauensnänner erfolgt nad Unordnung ber Landesgejege durch 
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mit den Erfatbehörden dar (Bd. III. 1. S. 155ff.) Zur Beihlußfäbig- 
feit des Ausſchuſſes genügt die Anmwefenbeit des Vorfigenden, des 
Bermaltungsbeamten und dreier VBertrauensmänner; die Beſchluß— 
fafjung erfolgt nah Majorität mit Stichentſcheid des Vorſitzenden. 
Gegen die Entiheidungen des Ausſchuſſes über die gegen die Ur- 
Lifte erhobenen Einfpraden findet Beichwerde nicht ſtatt ). Im 
Vebrigen ift das Verfahren behufs Auswahl der Schöffen von dem 
Verfahren behufs Auswahl der Gefchworenen verjchieden. 

a) Die Schöffenlifte. Die Landesjuftizverwaltung be- 
ftimmt die Zahl der Schöffen, melde für jedes Amtsgericht erfor- 
derlih find, in der Art, daß vorausfichtlich Jeder höchſtens zu 
fünf ordentlichen Situngstagen im Jahre herangezogen wird (Haupt: 
Ihöffen), ſowie die Zahl derjenigen Perſonen, welde an die Stelle 
wegfallender Schöffen treten (Hülfsſchöffen). Der Ausfhuß 
wählt aus der berichtigten Urlifte für das nächſte Geſchäftsjahr 
die erforderlide Zahl von Hauptſchöffen und er wählt ferner 
unter den im Site des Amtsgerichts oder in deſſen nächſter Um⸗ 
gebung wohnenden Perjonen die Hülfsſchöffen. Die Namen der 
erwählten Hauptſchöffen und Hülfsichöffen werben bei jedem Amts: 
gericht in gejonderte Verzeichniſſe (Fahresliſten) aufgenommen. 
Die Reihenfolge, in welcher die Hauptihöffen an den einzelnen 
ordentlichen Sigungen des Jahres Theil nehmen, wird durch Au 8: 
Loofung in öffentliber Situng des Amtsgerichts beftimmt ?); 
die Reihenfolge, in welcher die Hülfsihöffen zum Erſatz herange— 
zogen werden, ijt vom Ausschuß feitzuftellen. Die Tage der ordent- 
lichen Sigungen des SchöffengerichtS werden für das ganze Jahr 
im Voraus beftimmt °). 

B) Die Gejhmworenenliite. Die Bildung der Gejchmore- 
nenlifte unterfcheidet fih im Wejentlichen dadurch von der Bildung 


die Vertretungen der Communalverbände, event. durch den Umtsrichter. Sämmt⸗ 
liche Ausführungsgeſ. der Einzeljtaaten enthalten die erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen. 

1) Gerichtöverf.Gef. 8. 40. 87. Nur für den Fall, daB der Ausſchuß Je⸗ 
manden trog erhobener Einſprache auf die Geſchworenen⸗Vorſchlagsliſte 
jegt, ift feine Entſcheidung nicht endgültig. Siehe unten. 

2) Der Umtsrichter zieht das Loos, der Gerichtsfchreiber nimmt über Die 
Auslooſung ein Protokoll auf. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 4245. Wird eine außerordentliche Sitzung er- 
orberlich, jo findet dafür eine befondere Auslooſung ftatt. ebenda 8. 48. 
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der Schöffenlifte, daß der oben ermähnte Ausſchuß nicht ein Wahl- 
recht, fondern nur ein Vorſchlagsrecht hat. Die Landesjuftizver: 
waltung beftimmt die Zahl der von jedem Amtsgericht3bezirte zu 
ftelenden Geſchworenen und der Ausfhuß ermählt aus der Ur- 
liſte die dreifache Anzahl von Perſonen, welde er für das 
nächſte Gefhäftsjahr zu Gejchworenen präfentirt. Das Berzeidh- 
niß derjelben beißt Vorſchlagsliſte. Diefe wird nebft den 
Einſprachen, welche fih auf die in diefelbe aufgenommenen Ber: 
Ionen beziehen, an den Präfidenten des Landgerichts überjendet. 
Das Landgericht entjcheidet in einer Sikung, an welder 5 Mit- 
glieder mit Einfluß des Präftdenten und der Direktoren Theil 
nehmen, endgültig über die Einſprachen und wählt fodann aus der 
Vorſchlagsliſte die beſtimmte Zahl von Hauptgefchworenen und 
Hülfsgefhworenen; die leßteren unter den am Sitzungsorte des 
Schwurgerichts oder in deſſen nächfter Umgebung mwohnenden Ber: 
onen. Die Berzeichniffe der Haupt: und Hülfs-Geſchworenen 
beißen Jahresliften. Aus den in die Jahreslifte eingetragenen 
Hauptgeſchworenen werden von dem Präftidenten des Landgerichts 
für jede Schwurgeridhts-Beriode 30 Hauptgefchworene ausge: 
Looft ); das Verzeichniß derjelben beißt die Sprudlifte; es 
ift vom Landgericht dem ernannten Vorſitzenden des Schwurge⸗ 
richts zu überjenden ?). 

Die in der Sprudlifte aufgeführten Geſchworenen find ver: 
pflichtet bei den Situngen des Schwurgerichts zu ericheinen; an 
der Urtheilsfprehung nehmen aber nur 12 Geſchworene Theil ?), 
welche man mit dem Namen „Geſchworenenbank“ bezeichnet. 
Die Bildung der Geſchwornenbank erfolgt bei Beginn der Haupt: 
verbandlung gemäß dem in der Strafprozeß-Drbnung 88. 278 ff. 
normirten Berfahren. 

5. Die Einberufung zum Gerichtsdienſt. 

a) Die Schöffen werden zur Leiſtung des Gerichtsdienftes 
einberufen, indem der Amtsrichter fie von ihrer Ausloofung und 


1) Die Wusloofung erfolgt fpäteftend 2 Wochen vor Beginn der Schwur- 
gericht3-Sigungen in öffentlicher Sigung des Landgericht?, an welder ber 
Präfident und zwei Mitglieder Theil nehmen in Gegenwart des Staatsanwalts. 
Der Gerichtöjchreiber nimmt darüber ein Protofol auf. 

2) Gerichtsverf. Geſ. 88. 85—92. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 81. 
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von den Situngstagen, an welden fie in Thätigfeit zu treten 
haben, unter Hinweis auf die gefeglichen Folgen des Ausbleibeng 
in Kenntniß ſetzt ). Dieſe Benachrichtigung bat zugleich die Be- 
deutung der Geftellungsordre für die angegebenen Situngstage. 
Eine Aenderung in der beftimmten Reihenfolge Tann auf überein: 
ftimmenden Antrag der betheiligten Schöffen von dem Amtsrichter 
bewilligt werden, jedoch nur, mofern die in den betreffenden Sitzun⸗ 
gen zu verhandelnden Sachen noch nicht beftimmi find ?). Wird 
die Zuziehung von Hülfsſchöffen erforderlih, jo werden fie durch 
den Amtsrichter berufen und zwar in der Regel nach der Reihen: 
folge der Sahreslifte?). Die in der Sprudlifte verzeichneten © e: 
ſchworenen werden von dem für das Schwurgeridht ernannten 
Borfitenden zur Eröffnungsfisung des Schwurgerichts unter Hin: 
wei3 auf die gejeglichen Folgen de3 Ausbleibens geladen; zwiſchen 
der Zuftellung der Ladung und der Eröffnungsfigung fol thunlichit 
die Frift von einer Woche, jedoch mindeftend von drei Tagen 
liegen *). 

b) Gegen die Einberufung zum Schöffendienft fann von 
dem Einberufenen reclamirt werden; die Befreiungsgründe °) find 
innerhalb einer Woche, nachdem der betbeiligte Schöffe von feiner 
Einberufung in Kenntniß geſetzt worden ift, oder falls ihre Ent- 
ſtehung oder Belanntwerdung in eine ſpätere Zeit fällt, binnen 
einer Woche von dieſem Zeitpunkt an, geltend zu machen. Ueber 


1) Gerichtsverf. Geſ. $. 46. 

2) ebendaj. 8. 47. 

3) Vgl. 8. 49 a. a. O. und Hierzu die Erläuterungen von Löwe. 

4) 8. 93 ebenba. 

5) Das Gerichtöverfaffungsgefeg nennt die Ercufationsgründe „Ablehnungs- 
gründe” ; den Ausdrud „Ablehnung“ verwendet aber gleichzeitig die Straf- 
proz.Ordn. (und ebenfo die Civilprozeß Ordnung 8. 42 ff.) für den Fall, daß 
ein Richter, Schöffe oder Geichworener von einer Bartei ald unfähig 
oder ungeeignet erflärt wird, in dem concreten Falle eine richterliche Thätig- 
feit auszuüben. Die „Ablehnung“ im letzteren Sinn betrifft die Conftituwirung 
des Gericht? und die Gründe, auf welche fie geftügt werben kann, find pro- 
zeßrechtliche r Natur; die „Ablehnungsgründe” des Gerichtsverfaffungs: 
gejeges dagegen betreffen die Dienftpflicht und find verwaltungsredt- 
Sicher Natur. Dieje Unterfcheidung ift praftiih von Belang bei der Beur- 
theilung der Reviſion, Strafproz.O. 8. 377 Ziff. 1-3; denn die Prozeß-Par- 
teien haben ein rechtliches Intereſſe an der gejegmäßigen Eonftituirung des 
Gerichts, aber nicht an der richtigen Geltendmachung ber Gerichtädienftpflicht. 
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das Geſuch enticheidet der Amtsrichter nach Anhörung der Staats⸗ 
anwaltſchaft, gegen feine Entiheidung ift die Beſchwerde unftatt- 
haft. Wenn nicht die Dienftpflicht überhaupt in, Abrede geftellt 
wird, fondern nur Entbindung von der Dienftleiftung an beftimm- 
ten Situngstagen wegen eingetretener Hinderungsgründe bean: 
tragt wird, jo bat der Amt3richter über das Geſuch zu befinden; 
er kann auch die Gewährung davon abhängig machen, daß für den 
Antragfteller ein anderer für das Dienftjahr beftimmter Schöffe 
eintritt '). 

Wenn die zum Gefhmworenendienft einberufenen Perjonen 
Befreiungs- oder Hinderungsgründe geltend machen, jo erfolgt die 
Entiheidung nah Anhörung der Staatsanmaltihaft durch die 
rihterlihen Mitglieder, und jo lange das Schwurgericht nicht zu: 
fammengetreten ift, durch den ernannten Vorfigenden des Schwur- 
gericht. Beſchwerde findet nicht ftatt ?). 

c) &3 kann vorkommen, daß Berfonen, welche zum Schöffen: 
oder Gejchmorenendienft bereit3 einberufen worden find, nachträg⸗ 
lich von der wirklichen Zeiftung des Dienftes ausgefchloffen oder 
befreit werden müflen und zwar auch dann, wenn fie felbft Teinen 
Antrag darauf ftellen oder einem geftellten Antrage widerjpreden. 
Die Gründe hierzu können theils die Dienftpflicht, theils das Rich⸗ 
teramt betreffen, oder mit andern Worten entweder verwaltungs- 
rechtlicher oder prozeßrechtlider Art fein. Das erſte ift der Fall, 
wenn nachträglich Umſtände eintreten oder befannt werden, aus 
denen fi ergiebt, daß ein auf die Jahresliſte oder Sprudhlifte 
geiegte Perfon zur Ausübung des Schöffen oder Geſchworenen⸗ 
Amtes unfähig ift ?) oder nicht berufen werben fol *); das letztere 
ift der Fall, wenn Gründe vorhanden ift, Fraft denen eine zum 
Schöffen oder Gejchworenendienft einberufene Perſon in der con- 
creten Prozeßſache von der Ausübung des Richteramtes kraft Ge- 
fees ausgeſchloſſen ift®), oder von einer Partei abgelehnt werden 
darf ©). Das Berfahren, um diefe Perfonen von der Mitwirkung 


1) 8. 53. 54 a. a. O. 

2) 8. 94 Abi. 1. a. a. O. 

8) Gerichtäverf. 8. 31. 32. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 33. 34. 

5) Strafproz. Ordn. 8. 22. 31. 32. 
6) Strafproz.DOrdn. 8. 24. 
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an der Verhandlung und Entfcheidung fern zu balten, ift aber 
verschieden, je nachdem es fih um einen Schöffen oder um einen 
Geſchworenen handelt. 

a) Schöffen. Ergiebt fih nachträglich, daß eine Perſon, 
die auf der Jahresliſte ftebt, zum Schöffenamt unfähig ift, jo wird 
fie von der Lifte geftrihen; wenn Umftände eintreten oder be: 
fannt werben, bei deren VBorhandenfein eine Berufung diefer Berfon 
zum Schöffenamte nicht erfolgen ſoll, fo unterbleibt fernerhin, ohne 
daß eine Streichung ftattfindet, die Heranziehung derfelben zur 
Dienftleiftung )y. Die Entiheidung über das Vorhandenfein der 
Unfähigkeit oder der Gründe, melde die Berufung ausfchließen, 
erfolgt dur den Amtsrichter allein nach Anhörung der Staats: 
anmwaltichaft und des betheiligten Schöffen, ohne daß eine Beichwerde 
gegen die Entſcheidung ftatthaft ift 2). Weber die Ausichließung 
oder die Ablehnung von Schöffen aus prozeßrechtlich en Grün: 
den entjcheidet der Amtsrichter nach den in der Strafprozeß-Ord⸗ 
nung $. 24 fi. gegebenen Vorſchriften?); gegen den Beſchluß, 
duch melden ein Ablehnungsgefuh für begründet erflärt wird, 
findet überhaupt Fein Rechtsmittel ftatt und der Beihluß, dur 
welchen: das Geſuch zurückgewieſen wird, kann nicht für fi allein, 
fondern nur mit dem Urtheil, an deſſen Findung der Schöffe Theil 
genommen bat, angefochten werden *). 

PB) Geſchworene. Das Verfahren behufs Bildung der 
Geſchworenenbank giebt Gelegenheit die Unfähigkeits-, Ausſchlie⸗ 
Bungs- und Ablehnungsgründe zugleich zur Erledigung zu drin: 
gen). Bon den in der Sprudlifte aufgeführten Perfonen find 
von der Auslooſung diejenigen auszufheiden, melde zum Ge: 
Ihwornen- Amt unfähig oder von der Ausübung des Amts in der 
zu verhandelnden Sache Traft Geſetzes ausgefchloflen find. Die 


1) Fällt im Laufe des Geſchäftsjahres dad Berufungshinderniß fort, To 
kann ein folder Schöffe, da er auf der Lifte ftehen geblieben ift, wieder zum 
Dienft einberufen werden. Vgl. Keller Note 5 u. 6 zu $. 52 des Gerichtö- 
verf. Geſ. 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 52. 

8) Strafproz. Ordn. 8. 31 Abſ. 2. 

4) Strafproz. Ordn. 8. 28. 

5) Dies ift wol ber Grund, warum 8. 52 des Gerichtsverf. Geſ. in dem 
von den Schwurgerichten handelnden Titel weder in Bezug genommen noch 
mutatis matandis wiederholt worden ift. Anderer Anfiht Seuffert ©. 4. 
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Ausſcheidung eine Geſchworenen erfolgt nah Anhörung deflelben 
durch Beihluß der richterlihen Mitglieder des Schwurgerichts; 
Beichwerde ift unftatthaft )). Ein für unfähig Erflärter ift in 
der Spruchlifte zu ftreihen. Weber die „Ablehnung“ von Geſchwo⸗ 
renen findet ein richterlider Spruch überhaupt nit ftatt; die 
Staatsanwaltihaft und der Angellagte haben das Recht, von den 
ausgelooften Gejchiworenen fo viele abzulehnen, als Namen über 
zwölf in der Urne fi) befinden; die eine Hälfte der Ablehnungen 
fteht der Staatsanmwaltfchaft die andere dem Angellagten zu. Die 
Angabe von Gründen ift unzuläffig ?). 

6. Der aftive Gerihtsdienft. 

a) Der Dienft der Schöffen und Geſchworenen befteht in der 
Wahrnehmung eines richterlihen Amtes?) Schöffen und Ge: 
Ihmorene find zwar Feine „Beamte“ und haben weder die An: 
ſprüche noch die Verpflichtungen, welche aus einem durch An: 
ftellung begründeten Dienftverhältniß hervorgehen, wol aber haben 
fie alle Rechte und Pflichten, welche mit der Führung eines öffent: 
lihen Amtes verbunden find 9; fie genießen einerfeit3 den ftaat: 
lichen Schuß bei Ausübung des Amtes, und fie unterliegen andrer- 
jeit3 bei jchuldbarem Mißbrauch der ihnen übertragenen Amtöge- 
walt den Beftimmungen bee Strafgeſetzbuchs über Verbrechen und 
Vergehen im Amte®). Der Inhalt der mit dem Schöffen: und 
Geihmorenen:Amt verbundenen Obliegenheiten beftimmt ſich durch 
die Borfhriften der Strafprozeßordnung; äußerlich betrachtet beftebt 


1) Strafprozeß-Drdn. 8. 279. Dagegen Tann durch Revifion das Urtbeil 
angefochten und diefelbe darauf geftüßt werden, daß ein Unfähiger oder Traft 
Geſetzes von der Ausübung des Amtes Ausgefchloffener als Geſchworener mit- 
gewirkt Hat. Strafproz.Ordn. 8. 877. Biff. 1. 

2) Strafproz. Ordn. 8. 282 ff. Die Bildung der Geſchwornenbank mird 
in der Reichsgeſetzgebung nicht unter dem Geſichtspunkt der Gerichtspflicht, 
fondern unter dem bes Strafverfahren betradtet und ift deshalb nicht 
im Gerichtöverfaffungsgef., fondern in ber Strafprozegordnung geregelt worben. 
Val. Motive z. Gerichtsverf. Geſ. S. 108 a. E. 109. (Hahn ©. 106.) 

3) Gerichtöverf.Gef. 8. 31. 84. Strafgefebb. F. 31. Abf. 2. 

4) Bgl. 8b. I. ©. 383. 384. 

5) Siehe Bd. I. ©. 483 ff. Für Gefchworene und Schöffen kömmt in 
diefer Beziehung aber lediglich Strafgeſetzb. 8. 334 (Beſtechung) in Betracht, 
da die Motive ihrer Abftimmung bei der Urtheilsiprechung jeder Eontrole 
entrüdt find. 
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er in der Theilnahme an den Situngen des Gerichts und in der 
Abftimmung über die nah Maßgabe der Prozekoronung vorge: 
legten Fragen '). Kein Schöffe oder Gejchworener darf fi wäh— 
rend der Verhandlung entfernen, ohne daß der Vorfibende des Ge: 
richts es geftattet und eine Unterbrechung der Verhandlung an: 
ordnet ?), und Fein Schöffe oder Geſchworener darf die Abgabe 
jeiner Stimme verweigern, auch nicht aus dem Grunde, weil er 
bei der Abflimmung über eine vorhergegangene Frage in der 
Minderheit geblieben ift?). In prozeſſualiſcher Hinficht find die 
Funktionen der Schöffen und die der Geſchworenen allerdings jehr 
erheblich verjchieden; die Schöffen üben mährend der Hauptver: 
handlung das Richteramt in vollem Umfange und mit gleichem 
Stimmrechte wie die Amtsrichter aus *), die Geſchworenen dagegen 
haben als ein von den richterlichen Mitgliedern des Schwurge: 
richt3 gejondertes Collegium zu beratben und nur die ihnen vor: 
gelegten, die Schuld des Angeklagten betreffenden Fragen mit Ja 
oder Nein zu beantworten), Zu den gemeinfamen Pflichten der 
Schöffen und Gejchworenen gehört die Amtsverſchwiegenheit über 
den Hergang bei der Beratbung und Abjtimmung °). 

Schöffen und Geſchworene werden vereidigt”); die Schöffen 
bei ihrer erften Dienftleiftung in öffentlicher Sigung, ihre Beeidi— 
gung gilt für die Dauer des Geſchäftsjahres ®); die Geſchworenen 
nah Bildung der Geſchworenenbank in Gegenwart derjenigen An- 
gellagten, über welche fie richten follen °). 

b) Derlimfang der Dienftpflicht. Hinfichtlich des Schöffen: 


1) Bei den in der Sprudliste aufgeführten Geſchworenen beiteht der 
active Dienft zu nächſt nur darin, fi) rechtzeitig in der Sitzung einzufinden; 
die Pflicht zur Theilnahme an der Verhandlung und Urtbeilsfindung ift nur 
eine eventuelle und wird nur bei denjenigen Geſchworenen verwirklicht, mit 
welchen die Geſchworenenbank bejeßt wird. 

2) Strafproz.Ordn. 8. $. 225. 227. 

3) Gerichtsverf. Geſ. 8. 197. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 30. 

5) Strafprozeß⸗Ordn. 8. 290 ff. 

6) Gerichtsverf. Geſ. 8. 200. 

7) Landes geſe tze können den Mitgliedern gewiſſer Religionsgefellichaften 
den Gebrauch beſtimmter Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtatten. 

8) Gerichtsverf. Geſ. 3. 51, woſelbſt die Eidesformel feſtgeſtellt iſt. 

9) Strafproz. Ordn. 8. 288. Daſelbſt auch die Eidesformel. 
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dienſtes gilt die Regel, daß der einzelne Hauptfhöffe an höchſtens 
fünf Sigungstagen im Jahre den Dienft zu leiften bat !); wenn 
die Geſchäfte jedody die Anberaumung außerordentliher Sigungen 
erforderlih machen, jo kann eine Mebrbelaftung der Schöffen noth⸗ 
wendig werden, welche diejelben fich gefallen laſſen müſſen °). Auch 
müllen fie bis zur Beendigung der Sitzung ausharren, wenn die 
Dauer derfelben fih über die dafür anberaumte Zeit (Sigungstag) 
hinaus erjtredt ®). Die Dienftpfliht der Geſchworenen be: 
Ihränft fih auf eine Sigungsperiode des Schwurgerichts; 
diejenigen Gejchmorenen, welche bereit3 in einer Situngsperiode 
ihre Verpflichtung erfüllt haben, werden daher in demjelben Ge- 
Ihäftsjahr bei einer jpäteren Feftitellung der Spruchliſte der Aus: 
looſung nur dann wieder unterworfen, wenn dieg von ihnen felbit 
beantragt wird) Wenn fih die Sigungsperiode über den End: 
termin des Gejchäftsjahres hinaus erftredt, jo bleiben die zu der: 
jelben einberufenen Geſchworenen bis zum Schluffe der Situngen 
zur Mitwirkung verpflichtet °). 

Die Dienftpflicht der Hülfsſchöffen und Hülfsgeſchworenen ift 
nur eine eventuelle Dienftpflicht, deren Umfang fi durch das 
Bedürfniß nah Maßgabe der thatfächliden Umftände beftimmt. 
Sn einem und demfelben Gejhäftsjahre fol Niemand zugleich zum 
Geſchworenen und zum Schöffen beitimmt werden °) und wer in 
einem Geſchäftsjahre den Dienft ala Geſchworener oder an wenig: 
fteng 5 Sigungstagen den Dienft als Schöffe geleiftet hat, kann in 
bem folgenden Jahre die Einberufung ablehnen 7). 

c) Die Gegenleiftung des Staated. Die Erfüllung 
der Gerichtspdienftpflicht ift eine unentgeldliche Leiftung ®); die 


1) Gerichtäverf.&ef. 8. 43 Abſ. 2. 

2) Gerichtsverf.Geſ. $. 48 Ab]. 1. 

3) ebendaf. $. 50. 

4) ebendaf. 8. 91 Abi. 2. 

5) ebenda 8. 95. 

6) ebenda 8. 97. Es handelt fich hier nicht um die „Unvereinbarleit bes 
Schöffen: und Geſchworenen-Amtes“, wie Seuffert ©. 65 meint, fondern 
um eine Begränzung bes Umfangs der Dienftpfliht. Niemand foll doppelt 
belaftet werden. 

7) ebenda 8. 35 Ziff. 2. $. 85 Abi. 2. 

8) Das Gerichtsverfaſſungs⸗Geſ. drüdt Died in der Art aus, daB es die 
Aemter der Schöffen und Geichworenen für „Ehrenämter” erklärt. 8. 31. 84. 
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Gegenleiftung des Staates für diefelbe ift die Gewährung des 
Rechtsſchutzes, die Aufrehtbaltung der Rechtsordnung ). Nur für 
die Reijetoften erhalten Geſchworene und Schöffen, fowie die Ver: 
trauensmänner des Ausſchuſſes, eine Vergütung, deren Höhe von 
den Einzelftaaten beftimmt wird ?). 

7. Die Verletzung der Dienftpflidt. 

a) Die fhuldbare Nichterfüllung der Dienftpflicht wird 
an Geſchworenen und Schöffen fowie an den Bertrauensmännern 
des Ausfchuffes mit einer Ordnungsftrafe von 5 big zu 1000 
Markt und dem Erjag der verurſachten Koften beftraft ?). Der 
Thatbeſtand Tann darin bejtehen, daß der zum Dienft Einberufene 
fi) ohne genügende Eutſchuldigung nicht rechtzeitig einfindet oder 
darin, daß er fich jeinen Obliegenheiten entzieht z. B. durch Verwei⸗ 
gerung des Eides oder der Abftimmung, oder auch durch fein Ver: 
halten mwährend der Verhandlung Das Verfahren ift nicht das 
ftrafprozeffualifche, jondern ein außerordentliches. Die Verurthei: 
lung wird, ohne daß es vorheriger Ladung und rechtlichen Ge- 
hörs des Säumigen bedarf, nah Anhörung der Staatdanmwalt- 
Ihaft vom Amtsrichter binfichtlih der Schöffen und Vertrauens: 
männer, von den richterlichen Mitgliedern des Schiwurgerichts hin- 
fihtlih der Geſchworenen ausgeſprochen. Dieſem Verfahren ohne 
Gehör entfpricht es, daß die Verurtheilung einen nur provijorischen 
Charakter bat; fie kann ganz oder theilmeije zurüdgenommen wer: 


1) Auch in diefer Hinficht gelten von der Gerichtöpflicht dieſelben Grund- 
fäße wie von der Wehrpflicht. Vgl. Bd. III. 1. ©. 171. 
2) Gerichtöverf.Gef. 8. 55. $. 96, Abſ. 1. 

3) In den 88. 46 u.98 ebenda ift angeordnet, daß die Einberufung der Schöffen 
und Geſchworenen „unter Hinweis auf die geſetzlichen Folgen des Ausbleibens“ 
erfolgen fol. Darauf Hat man die Meinung geftüßt, daß wenn die Androhung 
der Beftrafung in der Ladung unterblieben ift, eine VBerurtheilung wegen Nicht- 
erſcheinens unftattHaft ji. Seuffert ©.82 Löwe Note 2 zu $.56 (in der 
zweiten Auflage hat jedoch Löwe feine Anficht geändert), Wllein die 88. 46 
u. 93 enthalten nur Vorſchriften für die Amtsrichter und Schwurgericht3por- 
figenden über Gejchäfte der Gerichtöverwaltung; im 8.56, der den Thatbefitand 
des Delict3 beftimmt, ift die Beftrafung von einer „Androhung“ derjelben oder 
von einer „orbnungsmäßigen” Ladung nicht abhängig gemacht und die Nicht» 
beachtung der Borjchrift des 8. 46 oder 93 Geitend bes Richters giebt dem 
Schöffen oder Gefchworenen kein Necht, fich feinerfeit3 der Erfüllung der Ge- 
richtspflicht zu entziehen. Webereinftimmend Keller S. 70. 
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den, wenn nachträglich genügende Entſchuldigung fattfindet ?). Dem 
Berurtheilten ſteht das Rechtsmittel der Beſchwerde nad) den Bor: 
Ihriften der Strafprozeß-Ordnung zu ?). 

b) Die VBorfpiegelung unwahrer Thatſachen als Ent: 
Ihuldigung um fih dem Dienit als Geſchworener oder Schöffe zu 
entziehen, bildet den Thatbeftand eines Vergehens und ift mit 
Gefängniß bis zu zwei Monaten bedroht 2). Die Zuftändigfeit 
des Gerichts und das Verfahren beftimmen ſich nad den Bor: 
Ihriften der Strafprogeß-Drdnung. 


Il. Der berufsmäßige Juftizdienft. 


Die Regeln, welche im Allgemeinen für das Staatsbeamten⸗ 
Berhältniß gelten, finden auch auf die Zuftizbeamten Anwendung ; 
die im Reichsdienſt angeltellten Juſtizbeamten ftehen daher unter 
den Borfchriften des Geſetzes v. 31. März 1873 , die Landesjuftiz- 
beamten unter den partilulären Geſetzen über bie Recdhtsverhält- 
niffe der Staatsdiener. Das Reich bat in diefer Beziehung die 
Autonomie der Einzelftaaten nicht beichränft und die fortvauernde 
Bielgeftaltigfeit der Dienftverbältniffe der Juſtizbeamten im Reich 
zugelaſſen. Es iſt dies ein ſtaatsrechtlich ſehr bedeutſamer Unter: 
ſchied zwiſchen der Regelung des Gerichtsweſens und derjenigen 
des Militärweſens. Während die den Einzelſtaaten gelaſſene Kon: 
tingentsherrlichkeit nicht als ein Hinderniß angeſehen worden iſt, 
die Dienſtverhältniſſe der Offiziere und Militärbeamten materiell 
ganz gleichmäßig für ſämmtliche Staaten und Kontingente zu re⸗ 
geln, murde es als ein in der GerichtSherrlichleit oder Juſtizhoheit 
der einzelnen Staaten begründetes Recht derjelben erachtet, daß 
ihnen die rechtliche Normirung der Dienjtverhältniffe der Juſtiz- 
beamten überlafien bleibe *). Nur die Form, in mwelder fid 


— — 


1) Die Zurücknahme erfolgt von denſelben Richtern; iſt die Sitzungsperiode 
des Schwurgerichts geſchloſſen, durch Die Strajfanmer des Landgerichts. Ge— 
richtsverf.Geſ. 8. 82. 

2) Gerichtsverf. Geſ. $. 56. 96 Abſ. 2. 

8) Strafgefebb. 8. 138. 

4) Bgl. die Verhandlungen de3 Neichdtages v. 18. Nov. 1876. Stenogr. 
Berichte S. 179 ff. (Hahn ©. 1121 ff.) Pie realen Gründe des Unterjchiedes 
beitehen theils darin, daß eine volle Gleichmäßigkeit der militärifchen Ein- 
richtungen durchgeführt werden follte, die für die gerichtlichen Einrichtungen 
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diefe Autonomie zu bethätigen babe, ift für einige Punkte vom 
Reich feitgeitellt worden, indem die Landesjuftizpverwaltungen 
die Ermädtigung erhalten haben, die Gefchäftseinrichtung der Ge— 
rihtsfchreiberei bei den Landesgerichten, ſowie die Dienft: und 
Geſchäftsverhältniſſe der mit den Zuftellungen, Ladungen und Boll: 
ftredungen zu betrauenden Beamten (Gerichtövollzieher) zu be= 
ftimmen '). 

Das gewöhnliche Dienftverhältnig der Juſtizbeamten wird 
aber in eingreifender Weiſe modifizirt, wenn dem Beamten ein 
Rihteramt Übertragen wird. Für diefen Fall treten befondere 
Vorſchriften in Kraft, um die Unabhängigkeit der Richter zu ver: 
ftärfen und zu fihern ?). Demgemäß hebt fih aus der Gejfammt: 
mafje der Beamten und insbeſondere aus derjenigen der Juſtiz⸗ 
beamten als eine rechtlich ausgezeichnete Kategorie die der rich: 
terlihben Beamten bervor. Nur für die verhältnigmäßig 
feine Zahl von richterlihen Beamten des Reichs hat die Reichs: 
geſetzgebung die dienstlichen Rechtsverhältniſſe volftändig geregelt; 
binfihtlih der richterliden Beamten der Einzelitaaten bat die 
Reichsgeſetzgebung ſich darauf befhränft, der Autonomie der Tleb- 
teren duch Aufitelungen von Normativbeftimmungen Schranfen 
zu zieben. 

1. NRormativbeftimmungen für die ridhterliden 
Zandesbeamten. 

a) Damit eine einigermaßen gleiche Vorbildung der richter: 
lichen Beamten im ganzen Bundesgebiete gefichert werde, ift die 
Fähigkeit zum Nichteramt von Reichswegen an gewiſſe Voraus: 


nicht beabfichtigt wurde, theil3 und vorzüglich darin, daß die Koften des 
Heerweiend vom Reich, diejenigen de3 Gerichtäweiend von den Einzeljtaaten 
beftritten werben. | 

1) Gerichtöverf.Gef. F. 154. 155. Für das Neichögericht find die entipre- 
chenden Beftimmungen vom Reichskanzler zu erlaflen. 

2) Nicht die „Unftellung im Juſtizdienſt“, ſondern die Uebertragung des 
Nichteramtes ift enticheidend; wenn ein Richter in die Juſtizverwaltung oder 
in die Staatdanwaltfchaft Übertritt, verlieren daher die für richterliche Beamte 
geltenden befonderen Vorjchriften ipso jure ihre Anwendbarkeit auf ihn; 
andrerfeit3 Tann auch gewiffen in anderen Reſſorts angejftellten Beamten mit 
Rückſicht auf das von ihnen verwaltete Amt die rechtliche Sonderftellung der 
rihterlihen Beamten gewährt werden, 3. B. den Auditenren, Mitgliedern von 
Verwaltungsgerichten u. |. w. 
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jegungen gebunden, von denen Fein Einzelftaat abgehen darf. Um 
die Qualififation zu erwerben, ift Die Ablegung „zweier Prüfungen“ 
erfordert. Der erften Prüfung muß ein mindeftens breijähriges 
Studium der Rechtswiſſenſchaft auf einer Univerfität vorangehen 
und von diefem Zeitraum find wenigſtens drei Halbjahre auf einer 
Deutihen d. b. im Bundesgebiete gelegenen Univerfität zu ver: 
bringen. Zwiſchen der eriten und zweiten Prüfung muß ein Zeit: 
raum von mindeftens drei Jahren Tiegen, der im Dienfte bei den 
Gerichten und bei den Rechtsanwälten zu verivenden ift, auch zum 
Theil bei der Staatsanmwaltfchaft verwendet werden Tann '). Auf 
diefe wenigen Beſtimmungen, die nur eine ganz äußerliche Ord⸗ 
nung der Ausbildung für das Richteramt enthalten, bat fi bie 
Reichsgeſetzgebung beſchränkt. Es fehlt nicht nur eine materiell 
Regelung des Univerfitätsftudbiums ?) und der Art und Weile des 
Vorbereitungsdienftes, jondern insbefondere auch eine allgemeine 
Prüfungsordnung 3). Den Einzelftaaten ift daher der Erlaß von 
Vorſchriften über die Zufammenfegung der Prüfungskommiſſionen, 
über die Gegenftände der Prüfungen, über die Art und Weile, in 
welcher biefelben vorzunehmen find, über bie an die Kandidaten 
zu ftellenden Anforderungen u. |. w., überlaffen. Ebenfo it es 
den Einzelftaaten freigeftellt, die Beſchäftigung der Neferendarien 
bei den Gerichten, Rechtsanwälten und Staatsanmwaltichaften zu 
regeln und die Bertbeilung der Vorbereitungszeit zu beſtimmen; 
ja fie dürfen fogar anordnen, daß ein Theil der letteren, jedod 
höchſtens ein Jahr, im Dieufte bei Vermaltungsbehörden verwende 
werden muß oder verwendet werden darf *). Die reichägefeglid 

1) Ger. Verf. Geſ. 8. 2 Abſ. 1-3. Die Rechtsanwälte find verpflichtet, 
den Meferendaren Anleitung und Beſchäftigung zu geben. RAD. $- 10. | 
Siehe oben ©. 120. Die Beſchäftigung bei den Rechtsanwälten ift obligate 
riſch; die Landesjuftizverwaltung kann nicht davon dispenfiren. Bgl. Stenogt. 
Ber. des Reichst. 1876 ©. 175 ff. 

2) Anch die Ahlegung des Ubiturienten-Eramens auf einem Gymmafium 
ift reichsgeſetzlich nicht erfordert. 

3) Der Grund für diefe Zurückhaltung war die Nüdficht auf die ſogen. 
Juſtizhoheit der Einzelftaaten; der Regierungs-Entwurf des Gerichtäverf.&ei 
enthielt gar feine Beftimmungen über die Befähigung zum Richteramt; me? 
das Geſetz darüber jagt, ift erft von der Reichstagskommiſſion Hinzugefügt 
worden. gl. die intereffanten Verhandlungen derjelben in den Protokollen 
1. Leſung ©. 73 ff. (Hahn ©. 371 ff.) 

4) Gerichtsverf.Gef. 8. 2 Ubi. 4. 
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vorgefähriebenen Zeiträume von je 3 Jahren für das Univerfitäts- 
ftudium und für den Vorbereitungsdienft find übrigens nur Mi- 
nimalanforderungen, über welche die Einzeljtaaten binausgeben 
dürfen !) und über die fie zum Theil hinausgegangen find. Hie⸗ 
nach fehlt es an allen reellen und praftiih wirkſamen Garantien 
dafür, daß die Vorbildung der richterlihen Beamten in den ver: 
ſchiedenen Bundesftaaten eine übereinftimmende und das von ihnen 
erforderte Maaß von Kenntniffen das gleiche iſt und demgemäß 
konnte das Reich auch keinen Zwang dahin ausüben, daß die in 
einem Bundesftaate beftandene Prüfung oder verwendete Vorbe- 
reitungszeit von allen anderen Bundesitaaten anerkannt werde. 
Nur fafultativ ift den Bundesftanten die Befugniß gemährt, den: 
jenigen, der in einem andern Bundesſtaate die erfte Prüfung be⸗ 
ftanden bat, zur Vorbereitung für den Juſtizdienſt und zur zwei⸗ 
ten Prüfung zuzulafjen, ferner die in einem andern Bundesſtaate 
auf die Vorbereitung verwendete Zeit anzurechnen ?), und endlich 
ſolchen Perſonen richterlihe Nemter zu übertragen, welche in einem 
andern Bundesftaate die Fähigkeit zum Richteramt erlangt haben °). 

Außerdem find die ordentlichen Öffentlichen Lehrer des Rechts 
an den Deutſchen Univerfitäten reichsgeſetzlich als zum Richteramte 
befähigt erklärt worden *). 

Die vom Reich vorgefchriebenen Erforbernifle um die Fäbig- 
feit zum Nichteramt zu erlangen, find aber für die Einzelitaaten 
nur dann obligatorisch, wenn es fih um die dauernde Verleihung 
eines wirklichen Richteramtes handelt, nicht um die zeit weilige 
Wahrnehmung richterliher Geichäfte. 

In dieſem Bunfte hat das Gerichtsverf. Geſ. die landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen „unberührt“ gelaſſen °); der Autonomie 
der Einzelſtaaten iſt es daher anheim gegeben zu beſtimmen, daß 


1) Gerichtsverf. Geſ. a. a. D. 

2) ebendaf. 8. 8. 

3) ebendaj. 8.5. Diefe Beftimmung erftredt ſich auch auf diejenigen Per⸗ 
fonen, welche in einem Bundesftaate vor dem Inkrafttreten des Gerichtsverf. 
Geſetzes die Fähigkeit zum Richteramte erworben Haben, jelbjt wenn die Er- 
forderniffe der früheren Gejebe unter dem vom Gerichtöverf.Gef. aufgeftellten 
Minimum zurüdgeblieben waren. 

4) ebendaj. 8. 4. 

5) ebenda $. 10. 

Laband, Reichtſtaatbrecht. TN. 2, 10 
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Perſonen, denen die reichsgeſetzlich erforderte Fähigkeit zur Bes 
kleidung eines Richteramtes fehlt, dennoch fähig find, die mit einem 
Richteramte verbundenen Geſchäfte „zeitweilig” wahrzunehmen. In⸗ 
deß ift bier eine Unteriheidung zu mahen. Die zeitweilige Wahr: 
nehmung richterlicher Geſchäfte kann entweder einzelne richterliche 
Handlungen, z. B. Vernehmung von Zeugen, Aufnahme von Er⸗ 
klärungen, Vereidigungen u. ſ. w, oder den geſammten zu 
einem richterlichen Amte gehörenden Geſchäftskreis betreffen ?). 
Hinſichtlich des Erlaſſes von Vorſchriften über die Uebertragung 
einzelner richterlicher Geſchäfte an Perſonen, denen die Fähigkeit 
zum Richteramt mangelt, find die Einzelſtaaten gänzlich ungehindert?); 
binfihtlih der zeitweiligen Uebertragung eines Richteramte 3 
an eine zur Bekleidung befjelben unfähige Perſon find fle dagegen 
durch die Vorſchriften des 8. 122 des Gerichtsverfaffungsgejeges 
über die Berufung von Hülfsrichtern in die Civil- und Straffenate 
der Oberlandesgerichte beihränft?). Auch dürfen Staats: 
anwälte richterliche Gejchäfte nicht wahrnehmen *). 

b) Die Ernennung der Kichter erfolgt auf Lebenszeit ®); 
daſſelbe gilt zwar auch von der überwiegenden Mehrzahl der anderen 
Beamten, insbefondere der berufsmäßig vorgebilveten, binfichtlich 
der Richter tft aber den Einzelftaaten jede Abweichung von dieſer 
Regel verboten. 

ec) In derjelben Weile ift in Betreff der vermögen?: 
rechtlichen Anſprüche der Richter aus ihrem Dienftverhält- 
nifje dasjenige vom Reichögefeh zum zwingenden Recht erflärt, was 
bei andern Beamten regelmäßig ftattfindet, nämlich daß die Richter 


1) Qgl. aud) Protok. der Reichstagstommifl. II. Lefung ©. 648 ff. (Hahn 
©. 809.) 

2) Die Ausführungsgefege der meiften Einzelftanten geftatten, daß Refe- 
rendare mit der Wahrnehmung einzelner richterlicher Geſchäfte betraut werden, 
erflären fie aber für unfähig zur Urtheilsfällung, zur Aufnahme legtwilliger 
Berfügungen, zur Enticheidung über Durchſuchungen, Beſchlagnahmen und Ber- 
baftungen, fowie zu den Gefchäften des Amtsrichterd bei Bildung der Schöffen- 
gerichte und Schwurgerihte. So Breußen 8.2, fämmtlidethürim 
giſche Staaten, beideLippe, Eljfah-Lothringen, Oldenburgn.a. 
Aehnlich Sach ſen 8. 21. Baden 8. 11. Auch die 8 freien Städte. 

3) In Betreff der Hülfgrichter bei Landgerichten vgl. oben ©. 98. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 152. 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 6. 
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ein feites Gehalt mit Ausſchluß von Gebühren beziehen ') und 
daß ihnen zur Geltendmahung der vermögensrechtlichen Anfprüche 
aus ihrem Dienftverhältnifie, insbeſondere auf Gehalt, Wartegelb 
oder Ruhegehalt der Rechtsweg freiftebt ?). 

d) Die wichtigſte Modifikation der allgemeinen Regeln über 
das Beamtenverbältnig zu Gunften der richterlihen Beamten be- 
trifft die Verfegung, Stellung zur Dispofition, Sufpenfion und 
Dienftentlaffung °). 

Abgejeben von den Fällen, in melden die Sufpenfion vom 
Amte Traft Geſetzes eintritt, kann ein Richter wider feinen 
Willen nur auf Grund einer richterlichen Entſcheidung dauernd oder 
zeitweie feines Amtes enthboben oder an eine andere Stelle oder 
in Rubeftand verfegt werden ). Das Verfahren zur Herbeiführung 
einer folchen richterlichen Entſcheidung fowie die Gründe, auf welche 
fie geftüßt werben kann, müllen im Wege des Geſetzes beftimmt 
werden °). 

Hierdurch ift ausgeſchloſſen, daß ein Richter wider jeinen 
Willen „im Intereſſe des Dienftes“, d. h. nach Belieben der Ver: 
mwaltungsbehörden oder aus Zweckmäßigkeitsrückſichten verjett oder 
aus dem Dienfte entlaffen werde; e3 ift zu jeder Veränderung 
feiner dienftlichen Stellung im Wege der Verwaltungsverfügung 
feine Einwilligung erforderlid. Eine Ausnahme hiervon ift nur 
für den Fall einer Veränderung in der Organijation der Gerichte 


1) Ger. Verf. Geſ. 8. 7. Der Anſpruch auf Erjah der Auslagen und Ber 
wendungen (fiehe oben 8b. I. S. 462 ff.) wirb hiervon nicht berührt. 

2) Gerichtsverf. Geſ. 8. 9. Bgl. Bd. I. 8. 48. 

8) Bol. Bd. I. S. 44. 45. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 8. Abi. 1. 

5) ebendaf. So lange in einem Bundesftaat ein ſolches Geſetz nicht er- 
Yaffen ift, bleibt die Geltung des 8. 8 jufpendirt. Einf. Geſ. zum Gerichtsverf. 
Gef. 8. 13. Diefe Beitimmung ift nach ihrer praftifchen Bedeutung eine 
clausula bajuvarica. Nach dem bayerifchen Recht Hat die Landesregierung 
die Befugniß, im Intereſſe des Dienftes einen Richter an eine andere Richter⸗ 
ftelle gleicher Klaſſe oder zeitweilig oder dauernd in den Ruheſtand zu verjegen ; 
dafür ift dem Richter verfaffungsmäßig die Unentziehbarkeit des Titeld, Ranges 
und vollen Gehaltes auch im Ruheſtand gemährleiftet. Dieſe Rechtsfäge 
find für Bayern aufrecht erhalten worden, biß im Wege der Landesgejeßgebung 
eine Regelung nad) dem im Gerichtverf.Gef. 8.8 aufgeftellten Prinzip erfolgt. 
Bgl. die Verhandlungen der Reichdtagstommifl. Protof. IL Leſ. ©. 569 ff. 
(Hahn S. 748 ff.) u. ©. 758 (Hahn ©. 892). 

. 10* 
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oder ihrer Bezirke anerkannt; bei einer Gericht3:Reorganifation 
find die Landesjuſtizverwaltungen befugt, unfreiwillige Verfegungen 
an ein anderes Gericht, auch niedberer Ordnung, oder Entfernungen 
vom Amte, jedoch immer nur unter Belafjung des vollen Gehalts 
zu verfügen ?). 

Es ift ferner durch die angeführten Beftimmungen des 8. 8 
den Einzelftaaten eine gewiſſe Schranfe gezogen hinſichtlich ber 
Regelung der Disciplinarverhältniffe; die Richter find vor Will- 
führlichfeiten der Juſtizverwaltung gefhügt und haben im Falle 
einer Disciplinar-Berfolgung einen Anſpruch auf rechtliches Gehör 
und auf richterlihe Entſcheidung ?). Dagegen fehlt e8 an einer 
materiell gleichmäßigen Regelung des Disciplinarrechtes für Die 
richterlihen Beamten; das Reichsgeſetz bat nicht einmal die allge: 
meinften Grundprincipien darüber aufgeitelt, weder über Die 
Gründe, aus denen Suſpenſion, Verfegung oder Entlaffung zuläflig 
tft, noch über das Disciplinarverfahren, noch endlich über bie 
Bildung und Zufammenfeßung der richterlihen Disciplinarbebörben. 
In allen diefen Beziehungen ift die Autonomie der Einzelftaaten 
eine jahlih ganz unbejchränfte und nur am die formale Schranfe 
gebunden, daß der Weg der Gefeßgebung innegebalten mwerbe. 

Endlich ift hervorzuheben, daß die Tragweite des 8. 8 nicht 
fo weit reicht, als fein Wortlaut zu jagen jcheint; er bezieht ſich 
nur auf ein disciplinariſches Einfchreiten und läßt die ander: 
mweitigen Borjchriften über die unfreiwillige Verſetzung oder Ent: 
lafjung der Richter aus ihrem Amte unberührt ; jo namentlich die 
Anordnung, daß gewiſſe Berwandte oder Verſchwägerte nit Mit- 
glieder defielben Gerichtes fein Tönnen ®) und daß aljo, wenn 


1) ebenda 8. 8 Abf. 3. Außerdem find die Landesjuftizverwaltungen er- 
mädtigt worden, innerhalb zweier Jahre nach dem Inkrafttreten des Gerichts- 
verfafjungs-Gejeges bei nothwendiger Einziehung von Richterftellen die unfrei- 
willige Berfegung eines Richters an ein andered Geriht von gleiher Dr 
nung unter Belaffung des vollen Gehaltd und Erftattung der Umzugskoſten 
zu verfügen. Einf.Gej. zum Gerichtöverf.Gej. 8. 21. 

2) Jedoch nur, fofern es fih um Verſetzung oder Entlafjung aus dem 
Umte Handelt; über die Verhängung anderer Disciplinarftrafen (Berweife, 
Gelditrafen) hat das Neichögefeb gar Feine Beltimmung getroffen, Durch welde 
den Einzelitaaten eine Norm vorgejchrieben worden märe. 

3) gl. 3. B. Bayer. Ausf. Geſ. v. 28. Febr. 1879 Urt.5. Hejfiiches Gel. 
v. 31. Mai 1879 Art. 2. Medlenburg-Schwerin 8. 73. Medlenburg-EStrelig 
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Mitglieder eines Gerichtes fich verſchwägern, eines von ihnen fein 
Amt niederlegen oder eine Verſetzung ſich gefallen laſſen muß, 
ſowie die Beitimmungen über die Emeritirung von Richtern bei 
Erreihung eines gemiffen Lebensalters !). 

2. Das Dienftverbältniß der richterlichen Neid: 
beamten. 

. Richterliche Reichsbeamte find nur der Präfident, die Senats: 
präjidenten und die Räthe des Reich 3 gericht3 ?); dagegen find 
die mit Gerichtsbarkeit ausgeftatteten Reichskonſuln nicht richter- 
lihe Beamte), Für die richterlihen Reichsbeamten gelten bie 
Vorſchriften des Reichsbeamten-Geſetzes v. 31. März 1873, welche 
jedoch durch folgende, dem Geſetz v. 12. Juni 1869 über die Er- 
richtung des Reichsoberhandelsgerichts nachgebildete, Beftimmungen 
modifizirt find: 

a) Befähigt zum Mitglieve des Reichsgerichts ernannt zu 
werden, ift jeder, welcher in einem Bundesftaate die Fähigkeit zum 
Richteramte erlangt und das fünfunddreißigfte Lebens: 
jahr vollendet bat‘) Die Ernennung erfolgt vom Kaijer 
aufVorſchlag des Bundesrathes?); Präfentationsrechte ein- 
zelner Staaten für gewiſſe Stellen oder nach einem beſtimmten 
Turnus ſind geſetzlich nicht anerkannt. 

b) Die Anſtellung geſchieht auf Lebenszeit und gegen ein 
feſtes Gebalt ®). 

c) Die vorläufige Enthebung (Sujpenfion) vom Amte tritt 


8. 67. Lühed 8. 5. Hinfichtl. Elſaß⸗Lothr. fiehe Keller Note 4 zu 8. 8 des 
Gerichtsverf. Geſetzes. Auch die Berträge über die Errichtung gemeinfamer Ge⸗ 
richte enthalten 3. TH. Beitimmungen diejer Art. 

1) Protok. I. Lei. ©. 575 (Hahn ©. 758 vgl. auch ©. 919). 

2) Bu den „richterlichen Reichsbeamten” gehören allerdings auch die Marine- 
Auditeure, vgl. Bd. I. ©. 369, auf diejelben finden aber nicht die Borjchriften 
bes Gerichtsverf. Geſetzes, jondern die Regeln des Militärreht3 Anwendung. 
Siehe oben Bd. IL 1. ©. 119 ff. ©. 134. 

3) Died wird im 8. 13 des Konſulargerichtsbarkeits⸗Geſetzes durch das 
argumentum e contrario beftätigt, indem nur Zitel 13—16, nicht aud) 
Titel 1 und I des G. V. G. auf die Konfulargerichte für anwendbar erklärt werden. 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 127 Ubi. 2. 

5) 8. 127 Abſ. 1 ebenda. Dieſe Mitwirkung des Bundesrathes ift Gegen- 
ftand lebhafter Verhandlungen gewejen. Vgl. Brotof. I. Lei. ©.391 ff. (Hahn 
S. 612 ff.) 

6) Ger. Berf.Gei. 8. 6 u. 7. 
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von Rechtswegen ein, wenn gegen ein Mitglied des Reichsgerichts 
die Unterfuhungshaft verhängt wird, und zwar für die Dauer 
berjelben; es Tann außerdem dur Plenarbeihluß des Reichs⸗ 
gerihts nach Anhörung des Ober-Reichsanwalts die vorläufige 
Enthebung eines Mitgliedes von feinem Amte ausgejproden mer: 
den, wenn gegen dafjelbe das Hauptverfahren wegens eines Ber: 
brechens oder Vergehens eröffnet worden ift ”). 

d) Die Entfernung eines Mitgliedes des Reichsgerichts aus 
dem Amte unter Berluft des Gehaltes Tann durch Plenarbeſchluß 
des Neichägerichts nach Anhörung des Mitgliedes und des Ober: 
Reichsanwalts ausgeſprochen werden, wenn das Mitglied zu einer 
Strafe wegen einer entehrenden Handlung oder zu einer Freiheit3- 
ftrafe von längerer als einjähriger Dauer rechtskräftig verurtheilt 
worden iſt ?). 

e) Wenn ein Mitglied durch ein körperliches Gebrechen oder 
durch Schwäche jeiner körperlichen oder geiftigen Kräfte zur Er: 
füllung feiner Amtspflihten dauernd unfähig wird, troßdem aber 
die Verfegung in den Ruheſtand nicht beantragt und auch der 
Aufforderung binnen einer beftimmten Frift diefen Antrag zu ftellen, 
nicht Folge leiftet, jo kann nach Anhörung des Mitgliedes und 
des Ober-Reihsanwalts durch Plenarbeſchluß des Reichsgerichts 
die Berjekung in den Rubeftand ausgefprodhen werden ?). 


II. Der Gerihtsdienft im Ehrenamt. 


1. Die Handelörichter werden ernannt und zwar auf gut- 
achtlichen Vorſchlag des zur Vertretung des Handelsftandes be- 
rufenen Organs ). Das Reichögefeb ſagt zmar nicht ausdrück⸗ 
lich, von wem die Ernennung erfolgt; da alle Staatsämter aber 
im Zweifel vom Staat3oberhaupt verliehen werden, jo tft dies bei 


1) Ger.Berf.Gef. 8. 129. 

2) Ger.Berf.Gei. 8. 128. Daneben finden felbftverftändlich auch die Be⸗ 
ftimmungen des Reichsftrafgefeßbuchd 8. 31 u. 8. 33. 8.35 Abj.2 Anwendung. 
Vgl. Bd. I. S. 490. 

3) Ger.Berf.Gef. 8. 181. Das Ruhegehalt berechnet ſich — abweichend 
von den Borichriften des Reichsbeamtengeſetzes gemäß den im $. 25 Abſ. 2 
u. 3 des Geſetzes v. 12. Juni 1869 bereit3 janctionirten Regeln. Gerichtöverf.- 
Geſ. 8. 130. Vgl. Bd. J. ©. 472. 473. 

4) Gerichtsverf. Geſ. $. 112. Den Einzelftanten ift-die nähere Bezeichnung 
diejes Organes überlaffen. 
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dem Mangel einer entgegenftebenden Beftimmung auch von dem 
Amt der Handelsrichter anzunehmen, und Jämmtliche Ausführungs⸗ 
gejebe der Einzelftaaten, welche ſich überhaupt mit dem Inſtitut 
ber Handelsrichter beichäftigen, beftätigen dies ausdrücklich Y. Sn 
diefer landesherrlichen Ernennung der Handelsrichter liegt der 
prinzipielle Gegenfat zwiſchen dem Rechtsgrund ihrer Dienftpflicht 
und demjenigen der Dienftpfliht der Schöffen und Geſchworenen; 
e3 findet nicht eine durch Geſetz geregelte Heranziehung zur Aus: 
übung einer allgemeinen Unterthanenpflicht ftatt, fondern die 
Berufung einzelner, als befonders geeignet erachteter Ber: 
fonen durch den freien, durch einen gutachtlichen Vorſchlag gelentten 
Entihluß des Landesherrn. 

Dem entiprebend bat das Reichsgeſetz auch Feine Verpflich- 
tung zur Mebernahme des Amtes eines Handelsrichters fanctionirt 
und die Weigerung mit Teiner Strafe bedroht. - Es fehlt zwar 
andererjeit3 an einer ausdrüdlihen Beitimmung, daß das Amt 
abgelehnt werden Tann, und es find daher die Einzelftaaten aller- 
dings formell nicht gehindert, im Wege der Landesgeſetzgebung 
die Annahme der Ernennung für obligatorisch zu erklären ?); aber 
die ganze rechtliche Geftaltung, welche dieſe Inftitution im Gerichts = 
verfaflungsgejeg erhalten bat, deutet darauf hin, daß das Amt 
eines Handelsrichters Niemandem wider feinen Willen aufgedrungen 
werben joll®). Es ergiebt fich dies jchon daraus, daß das Reichs⸗ 
gejeb zwar die Fähigkeit zur Belleivung des Amtes geregelt, 
aber nicht die Exkuſations gründe fefigeftellt bat, daß ferner 
der Dienit der Handelärichter nicht auf die Theilnahme. an einigen 
Sigungen beſchränkt ift, fondern fi auf einen Zeitraum von län⸗ 
gerer Dauer erftredt, und daß endlich die Sandelgrichter in Bezug 


1) Bgl. die Ausführungsgefege zum Gerichtöverf.Gejeg für Preußen 
8. 7. Bayern Ar.l. Württemberg $.21. Baden $.8 Braun 
ihweig$S.6. Elſaß-Lothringen 8. 1. In den freien Städten übt 
der Senat das Ernennungsreht aus. Lübeck 8. 4 29. Bremen $. 85. 
Hamburg. 76. 

2) Es wird bies au in den Motiven zum Gerichtsverf. Geſ. S. 134 
(Hahn ©. 125) hervorgehoben. Gebraud davon haben nur Bremen (Auzf. 
Geſ. 8. 87) und Hamburg (Uusf.Gef. 8. 77) gemacht. 

8) Dies gilt tHatfächlich aud in Bremen und Hamburg ; wer nid 
Handelörichter werden will, wird auch nicht dazu ernannt. 


152 8. 104. Der Gerichtöbienft. 


auf ihre Rechte und Pflichten den richterlihen Beamten gleichge: 
ftelt werden '). 

Die Regelung der Dienfiverhältniffe der Handelsrichter if 
im Allgemeinen den Einzelftaaten überlaffen,; das Reichsgeſetz bat 
fih darauf beichräntt, einige Normativbeftimmungen aufzuftellen, 
an welche die Einzelitaaten gebunden find. Auch hierin zeigt fi 
die ftaatsrechtliche Gleichartigfeit des Dienftverhältniffes der Han: 
belsrichter und der berufsmäßigen richterlihen Beamten und ber 
Gegenjaß zu der geſetzlich en Dienitpflicht der Schöffen und Ge- 
ſchworenen. 

2. Aus dieſen Erörterungen ergiebt ſich, daß die Handels— 
richter Beamte ſind; ihre Dienſtpflicht beruht auf einer von ihnen 
acceptirten Anſtellung, einem öffentlichrechtlichen Dienſtvertrage. 
Der oben Bd. I. 8. 37 entwickelte Begriff des „Beamten“ paßt 
vollfommen auf den Handelsrihter. Dem entipricht es, daß das 
Reichsgeſetz ihnen ausdrüdlih „während der Dauer ihres Amtes 
in Beziehung auf dafjelbe alle Rechte und Pflichten richterlicher 
Beamten" zufchreibt ?). Sie haben daher die Berpflihtung zur 
Wahrnehmung der Amtsgeihäfte, fie bedürfen eines Urlaubs, 
um davon dispenfirt zu werden, fie find zur Bewahrung des Amts: 
gebeimnifjes verbunden °); fie müſſen in demjelben Umfange wie 
andere Richter den Befehlen der vorgejegten Behörden Folge lei: 
ften; fie haben insbefondere au die Pflicht eines achtungswür⸗ 
digen Verhaltens in und außer dem Amt; die für Richter be: 
ftebenden Beſchränkungen binfichtlicd der Annahme von Titel, Dr: 
den und Ehrenzeichen, von Geſchenken oder Belohnungen u. f. w. 
finden auch auf fie Anwendung. Die Handelsrichter find daher 


1) Diefe Auffaffung findet auch eine Betätigung in den Motiven ©. 129 
(Hahn ©. 121), woſelbſt es Heißt: „Auch ein Erſatz der dem Handelsrichter 
für die etwaigen Reifen zum Gerichtsort erwachſenden Koften kann ihm nicht 
zugefichert werden. Der außerhalb des Gericht3ort3 wohnhafte Kaufmann, 
der eine Ernennung als Handel3ridhterannimmt, läßt 

ſich dadurd gefallen, daß der Staat während feiner Amtsperiode auf 
feine Dienfte am Gerichtsort rechnen Tann.” 

2) Gerichtöverf.&ef. 8. 116. 

3) Deshalb find im 8. 200 des angef. Geſ., welcher den Schöffen und 
Gefchworenen die Amtsverſchwiegenheit auferlegt, die Handelsrichter mit Necht 
übergangen, da fi für fie diefe Plicht von felbft aus ihrer Beamtenftellung 
ergiebt, 
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auch der Beamten disciplinargemalt unterworfen und zwar 
nach den für vichterlide Beamte geltenden Regeln, ſoweit nicht 
Landesgeſetze für fie fpezielle Vorſchriften enthalten I). Ebenfo 
find die Handelgrihter im Sinne des Strafgeſetzbuchs als 
Beamte anzujeben; fie fallen unter die im 8. 359 deſſelben ge- 
gebene Begriffsbeftimmung, während Schöffen und Geſchworene 
nicht darunter fallen ?). Auch die Vorſchrift des Gerichtsverf.Gel. 
8. 34 Ziff. 5 findet auf fie Anwendung °). 

3. Dagegen ift der Staatsdienft der Handelsrichter fein be: 
rufsmäßiger; fie führen das Amt als Ehrenamt, das heißt 
unentgeldlich *); es finden daher auch die Regeln über Be- 
förderung, Verſetzung an eine andere Stelle oder in den Ruhe— 
ftand auf fie feine Anwendung; namentlih gilt für fie nicht das 
landesgefetlihe Verbot des Gemwerbebetriebes oder bes Eintritts 
in den Vorſtand oder Aufſichtsrath eines Aktienvereins oder einer 
Erwerbsgeſellſchaft. 

4. Die Regeln über die Befähigung zum Richteramt gelten 
für Handelsrichter nicht °); dagegen iſt die Befähigung zu dieſem 
Amt an folgende 4 Borausfegungen geknüpft e): 

a) Reichsangehörigkeit, 

b) Vollendung des dreißigften Lebensjahres, 

c) Wohnſitz in dem Bezirfe der Kammer für Handelsjachen, 

d) zum Handelsrichter Tann nur ernannt werden, wer als 
Kaufmann oder als Vorſtand einer Altiengefelihaft in das 
Handelsregifter eingetragen oder eingetragen gemefen iſt; an 
Seeplägen können Handelsrichter auch aus dem Kreije der 
Schifffahrtsfundigen ernannt werden 7). 

Ausgeſchloſſen find außer den Berfonen, denen aus ftrafrechtlichen 
Gründen bie Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter fehlt, 


1) Daher unterliegt au ihr außeramtliches Verhalten der Digcipli«- 
nargewalt. Bol. Motive ©. 137 (Hahn ©. 127.) 

2) Bgl. Oppen hof Strafgejegb. 5. Ausgabe. Note 16 u. 18 zu 8. 359. 

3) Motive ©. 80 (Hahn ©. 84). 

4) Gerichtsverf. Geſ. 8. 111. 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 11. 

6) Gerichtsverf.Geſ. 8 113 Abſ. 1. 

7) ebenda 8. 114. 
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diejenigen, welde in Folge gerichtlicher Anorönung in der Ber: 
fügung über ihr Vermögen beihränft find ?). 

5. Der Grundſatz, daß die Ernennung ber Richter auf Lebens: 
zeit erfolgt, findet auf Handelsrichter Feine Anwendung; fie werden 
für die Dauer von drei Jahren ernannt, können aber nach Ablauf 
biefer Zeit iwieder ernannt werden ?). Wenn ein Handelsrichter 
während diefer Zeit eine derjenigen Eigenfchaften verliert, von 
denen die Befähigung zum Handelsrichteramt abhängig iſt, jo er: 
folgt feine Entbebung vom Amte, falls er diefelbe nicht felbft bei 
dem Landesherrn (oder Senat) beantragt, durch Richterſpruch. Die 
Entſcheidung erfolgt nad Anhörung des Betheiligten durch Den 
erſten Civilfenat des Oberlandesgerichts ?). 

6. Die Beifiger der Konſulargerichte find den Han: 
delsrichtern in Beziehung auf die ftaatsrecdhtliche Natur ihrer Amts⸗ 
führung an die Seite zu ftellen; auch fie werden für einen ge⸗ 
willen Zeitraum ernannt, es beftebt feine Verpflichtung 
das Amt zu übernehmen, und dafjelbe wird als Ehrenamt d. h. 
unentgeldlich geführt. Die Ernennung erfolgt dur Den 
Konſul, eine kaiſerliche Beftallung wird nicht ertbeilt, die Amts- 
periode dauert ein Jahr, nah deilen Ablauf eine Wieder-Er: 
nennung derjelben Perſonen geftattet iſt. Fähig zu DBeifigern er- 
nannt zu werden find alle „achtbaren Gerichtseingefeflenen“ und 
in deren Ermangelung alle fonitigen achtbaren Einwohner des 
Konſularbezirks; es ift alfo nicht einmal die Reichsangehörigkeit 
ein abjolutes Erforderniß ‘). 


8. 105. Die Zengenpflidt *). 


J. Die Verpflihtung, einer Behörde auf Erfordern eine Aus⸗ 
fage über das Willen oder Nichtwiffen von Thatſachen zu machen, 


1) ebendaf. 8. 113 Abſ. 2. 

2) ebenda 8. 112. 

3) ebenda 8. 117. 

4) Gej. über die Konjulargericht3barkeit v. 10. Juli 1879. 8. 7. 

*) Wahlberg in Grünhut's Zeiticgrift Bd. I. (1874) ©. 171 ff. Do- 
How, der Zeugnißzwang. Jena 1877. Fr. Oetker in Goltbammer’s 
Archiv Bd. 26 ©. 113 ff. v. Schrutka⸗Rechtenſtamm, Zeugnißpflict 
und Beugnißzwang im öfterr. Civilproz. Wien 1879. Geyer in v. Holgen- 
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fann auf einem zwiefachen Rechtsgrunde beruhen: auf Vertrag 
oder auf Geſetz. Das ältere germanifche Recht kannte nur die 
freiwillig übernommene, vertraggmäßige Zeugenpflicht (testes ro- 
gati, tracti !)); erft allmälig wurde die gefetliche Verpflichtung zur 
BZeugnißablegung für gewifle Fälle anerfannt und nad und nad 
in weiterem Umfang durchgeführt ?). 

Die vertragsmäßige Zeugenpfliht ift im Weſentlichen eine 
Pflicht gegen die Bartei, wenngleich der Staat zur Erzwingung 
ihrer Erfüllung behülflich ift; die geſetzliche Zeugenpflicht ift ihrer 
Natur nah eine Pfliht gegen den Staat, und zwar aud dann, 
wenn fie nur auf den Antrag einer Partei und im Vermögens: 
Intereſſe derfelben in Anſpruch genommen wird. Die freiwillig 
übernommene und die geſetzliche Zeugenpflicht find ihrer Natur 
und ihrem Uriprung nach grundverfchiedene Rechtsbildungen, welche 
verſchiedenen Zuftänden des Staates und des Rechtsſchutzes ent- 
Ipreden. Im heutigen Recht find nur noch Reſte der vertrag$: 
mäßigen Zeugenpfliht in dem Inſtitut der Solennität3- und Urs: 
fundszeugen vorhanden; die Zeugenpflicht ift gegenwärtig eine auf 
Geſetz beruhende dffentlichrechtliche Verpflichtung, welche der Staat 
auferlegt und deren Erfüllung er im öffentlichen Intereſſe und mit 
den Mitteln der Staatsgewalt erzwingt. 

Die gefeglihe Zeugenpfliht ift begrifflich nicht befchränft 
auf die Verpflichtung, den Gerichten Ausfagen zu maden und 
noch viel weniger objectiv auf Thatfachen, welche in einem Straf: 
prozeß oder Civilprozeß von Erheblichleit find; fie kann allen Be: 
hörden gegenüber befteben und für alle denkbaren flaatlichen Zwecke 
in Anſpruch genommen werden. Ihrer biftoriichen Ausbildung 
gemäß ift aber die Zeugenpflicht eine Gericht pflicht; fie wurde 
vom Staate nur für die Zwecke der Rechtspflege in Anſpruch ge: 
nommen, nachdem die auf zufälliger Kenntniß beruhende Ausſage 


dorff's Handbuch des Strafproz. I. ©. 268 ff. fowie deſſen Lehrb. des Straf⸗ 
prozeßrechts ©. 510 ff. v. Lilienthal in v. Holtzendorff's Rechtslexi⸗ 
con (3. Aufl.) 8b. II. ©. 1420 ff. Daſelbſt S. 1432 ein Verzeihniß der Li⸗ 
teratur. 

1) Ebenfo das Römifche Recht vor Zuftinian für den Eivilprozeß; vgl. 
Wetzzell Civilprozeß 8.23 Note 38 (©. 214) v. Schrutla a. a. O. ©. 33 ff. 

2) Eine nähere Darſtellung dieſer für die geſammte Rechtsgeſchichte wich- 
tigen Entwidlung kann Hier nicht gegeben werden. 
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fannt und binfihtlih ihres Umfanges und der Art und Weile 
ihrer Geltendmachung geregelt worden. Die Einzelitaaten können 
in diefer Beziehung das Maß der Zeugenpfliht weder einfchränfen 
noch au&dehnen, da die eine Abänderung reichSgefeßlicher Anord: 
nungen jein würde, wozu die Einzelitaaten außer Stande find. 
Dagegen ift für alle anderen Angelegenheiten, mögen fie zum Ge: 
biet der Gerichtöbarkeit gehören oder zu dem der Bermaltung, 
mögen fie der Kompetenz der ordentlichen Gerichte zugewiefen oder 
anderen Behörden übertragen fein, die Zeugenpflicht der autonomen 
Regelung der Einzelitaaten überlaſſen. Someit aber nicht durd 
Landesgeſetze in dieſen Sachen eine Zeugeupfliht begründet iſt, 
befteht eine ſolche nicht; die Vorſchriften der Strafprozeß: und 
Eivilprozeß-DOrdnung finden außerhalb des Gebietes der ordent: 
lien ftreitigen Gerichtsbarkeit an und für fi ) Feine Anwen: 
dung. Sn allen von den erwähnten Reichsgeſetzen nicht berührten 
Fällen ift daher lediglich nach dem Partifularreht der Einzelftaaten 
zu beurtheilen, wer zeugenpflichtig tft, in welchen Angelegenheiten 
und gegen welche Behörden die Pflicht zur Ablegung des Beug: 
nifjes erfüllt werden muß und welche Rechtsfolgen die Nichter: 
füllung bat ?). 

Da uns bier nur eine Darftellung des Reichs ſtaatsrechts 
obliegt, fo fällt dieſer ganze Theil der Lehre won der Zeugen: 
pflicht, für den es an reichsgeſetzlichen Vorſchriften gänzlich man- 
gelt, außerhalb unferer Aufgabe; wir beſchränken uns im Folgen: 
den ausſchließlich auf die Darftellung der reichsgeſetzlich geordneten 
Zeugenpflicht. 

II. Das Recht auf Erfüllung der Zeugenpflicht. 
Es handelt ſich hier um die Frage, welche Behörden können die 
Ablegung eines Zeugniſſes verlangen und in welchen Angelegen— 
heiten? Auch hier iſt die ſcharfe Trennung der prozeſſualiſchen 
und der ſtaatsrechtlichen Seite an die Spitze zu ſtellen. Der Satz, 
daß ein Beamter zur Vernehmung von Zeugen befugt iſt, kann 
einen doppelten Sinn haben; einen prozeſſualiſchen d. h. 


1) d. 5. wenn fie nicht duch befondere landesgejeglide Anorbd- 
nung auch auf andere Ungelegenheiten für anwendbar erflärt worden find. 

2) Uebereinftimmend Löwe Note 6 zu $. 51 und Note 1 zu 8. 69 der 
Strafproz. Ordn. u. v. Lilienthala. a.D. ©. 1428, 
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von Privatperfonen als ein im Prozeß zuläffiges Beweismittel 
Anerkennung gefunden hatte. Man darf aber diefe beiden Dinge, 
die prozeſſualiſche Zuläſſigkeit des Zeugenbeweiſes 
und die ſtaatsrechtliche Zeugenpflicht nicht verwechſeln 13). 
Für das Staatsrecht kömmt nur die letztere in Betracht; für die 
wiſſenſchaftliche Erkenntniß ihrer Vorausſetzungen, ihres Umfanges 
und ihres Inhaltes iſt es aber von größter Wichtigkeit, die Grund⸗ 
ſätze des Prozeßrechts über den Zeugenbeweis und die Grundſätze 
des Staatsrechts über die Zeugenpflicht ſcharf auseinanderzuhalten; 
es kann einerſeits im Prozeß ein Zeugenbeweis ohne correſpon⸗ 
dirende Zeugenpflicht geſtattet ſein und es kann andererſeits eine 
Zeugenpflicht auch außerhalb des Prozeſſes durchgeführt werden. 
Regelmäßig iſt aber im heutigen Recht die eidliche Vernehmung von 
Zeugen nur den Gerichten übertragen und ebenſo kann der Zwang 
zur Erfüllung der Zeugenpflicht regelmäßig nur von den Gerichten 
geübt werden. Aus dieſen Gründen erſcheint die Zeugenpflicht 
im Großen und Ganzen als eine zu Zwecken der Rechtspflege be⸗ 
ſtehende Laſt und ihre Geltendmachung als eine Bethätigung der 
Gerichtsbarkeit. Soweit die letztere vom Reich geordnet iſt, 
erſtreckt ſich dieſe Regelung auch auf die Zeugenpflicht, nicht blos 
auf den Zeugenbeweis. 

Es ergiebt ſich hieraus ein ſehr wichtiger und in ſeinen prak⸗ 
tiſchen Conſequenzen weitreichender Satz, nämlich daß eine einheit- 
liche, umfaſſende und gleichmäßige Normirung der Zeugenpflicht 
in Deutſchland fehlt. Nur für die zur ordentlichen ſtrei—⸗ 
tigen Gerichtöbarkeit gehörenden Angelegenheiten ift in ben brei 
Reichsprozeßordnungen und außerdem für einzelne fpezielle Fälle 
in bejonderen Reichsgeſetzen die Beugenpflicht reichsgeſetzlich aner: 


1) Wenn ein Prozeßverfahren wie das altgermanijche einen Beugenbeweis 
überhaupt nicht oder nur in ganz engen Gränzen Tennt, fo giebt e8 allerdings 
auch Feine gefeliche Zeugenpflicht; es Tann aber der Zeugen beweis ohne 
gejeglihe Beugenpflicht eingeführt werden und zwar nicht bloß der Veweis 
mit Urkundszeugen , die unter Einwilligung beider Parteien gleich beim Ab⸗ 
ſchluß des Mechtögeichäfts als Zeugen defignirt worden find, und fich gegen 
Entgeld (Wifjenspfennige, Urkundsgeld) oder unentgeldlich zur Ablegung bes 
Zeugniſſes für den Fall, daß daſſelbe erforberlich wird, verpflichtet haben, fon: 
dern auch der Beweis mit Zeugen aus zufälliger Kenntniß, deren Ausfindig- 
mahung und Production den Parteien überlaflen if. Die Geſchichte Des 
mittelalterlihen Prozeßrechts bietet in diefer Beziehung einen reichen Stoff. 
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fannt und binfichtlich ihres Umfanges und der Art und Weife 
ihrer Geltendmahung geregelt worden. Die Einzeljtaaten können 
in diefer Beziehung das Maß der Zeugenpflicht weder einſchränken 
noch augdehnen, da dies eine Abänderung reichSgefehlicher Anord- 
nungen fein würde, wozu die Einzelftaaten außer Stande find. 
Dagegen ift für alle anderen Angelegenheiten, mögen fie zum Ge: 
biet der Gerichtsbarkeit gehören oder zu dem der Verwaltung, 
mögen fie der Kompetenz der ordentlichen Gerichte zugewiefen oder 
anderen Behörden übertragen fein, die Zeugenpflicht der autonomen 
Regelung der Einzelitaaten überlaffen. Soweit aber nit dur 
Landesgeſetze in dieſen Sachen eine Zeugeupflicht begründet ift, 
befteht eine ſolche nicht; die Vorjchriften der Strafprozeß- und 
Givilprozeß-Ordnung finden außerhalb des Gebietes der ordent- 
lichen ftreitigen Gerichtsbarkeit an und für fi ') Leine Anwen: 
dung. In allen von den erwähnten Reichögefegen nicht berübrten 
Fällen ift daber lediglich nach dem Partikularrecht der Einzeljtaaten 
zu beurtbeilen, wer zeugenpflihtig ift, in welchen Angelegenheiten 
und gegen welche Behörden die Pflicht zur Ablegung des Zeug: 
nifjes erfüllt werden muß und weldhe Rechtsfolgen die Nichter: 
füllung bat ?). 

Da und bier nur eine Darftelung des Reich 3 ſtaatsrechts 
obliegt, jo fällt diefer ganze Theil der Lehre von der Zeugen: 
pfliht, für den es an reichögefeglichen Vorſchriften gänzlih man: 
gelt, außerhalb unferer Aufgabe; wir befehränfen ung im Folgen: 
den ausſchließlich auf die Darjtellung der reichsgeſetzlich geordneten 
Beugenpflicht. 

II. Das Recht auf Erfüllung der JZeugenpflidt. 
E3 Handelt fih hier um die Frage, welche Behörden können die 
Ahlegung eines Zeugniffes verlangen und in welchen Angelegen- 
beiten? Auch bier ift die fcharfe Trennung der prozeſſualiſchen 
und der ftaatsrechtlichen Seite an die Spige zu ftelen. Der Satz, 
daß ein Beamter zur Vernehmung von Zeugen befugt ift, Tann 
einen doppelten Sinn baben; einen prozeſſualiſchen d. h. 


1) d. 5. wenn fie nicht durch befondere landesgeſetzliche Anord— 
nung auch auf andere Angelegenheiten für anwendbar erflärt worden find. 

2) Mebereinftimmend Löwe Note 6 zu 8. 51 und Note 1 zu 8. 69 ber 
Strafproz.DOrdn. u. v. Lilienthal a. a. O. ©. 1428, 
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daß die von ihm vorgenommene Befragung und Bereidigung 
des Zeugen und die von ihm verfaßte PBrotofollirung feiner Aus: 
age eine ordnungsmäßige, den Formvorichriften über das Ber: 
fahren entſprechende ift; oder einen ſtaatsrechtlichen, d. h. 
daß fein Befehl, der Zeugenpflicht zu genügen, ein verbindlicher 
und zwingender if. So ift 3. B. die einem Reichskonſul vom 
Reichskanzler auf Grund des 8. 20 des Konſulatsgeſetzes ertheilte 
Befugniß zur eidlichen Vernehmung von Zeugen von ledigli pro: 
zeſſualiſcher Bedeutung; fie begründet für Niemanden eine ſtaats⸗ 
rechtliche Verpflichtung, fich zeugeneidlih vernehmen zu laſſen ?). 

Befugt die Erfüllung der Beugenpflicht zu gebieten, find: 

1. Die ordentlihen Gerichte in den zu ihrer Kom- 
petenz gehörenden Strafſachen ), bürgerlihen Rechts— 
ftreitigfeiten °), und Konfurjen‘). Der Staatsanwaltichaft ftebt 
in Strafladhen die Befugniß nicht zu, die Ablegung eines Zeug⸗ 
niſſes zu verlangen ®), und noch viel weniger haben die Polizei: 
behörden ein ſolches Recht; ift zum Zweck der Vorbereitung ber 
Öffentlihen Klage eine Zeugenvernehmung erforderlich, fo muß die 
Staatsanwaltihaft den Amtsrichter um Vornahme diefer Handlung 
erſuchen °). Ebenfowenig fteht in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten 
einem Schiedsrichter dieje Befugniß zu; zwar können Schieds⸗ 
richter — wie die Civilproz. Ordn. 8. 861 jagt — Zeugen vernehmen, 
weldhe freiwillig vor ihnen erſcheinen, ohne daß fie diefelben 
vereidigen dürfen; dieſe Befugniß aber hat jeder Menſch von ſelbſt, 


1) Sie fteht in diefer Beziehung auf einer Linie mit den Beftimmungen 
der Wusführungsgelege zum Gerichtsverf. Geſetz darüber, ob Referendare be- 
fugt find, Zeugen eidlich zu vernehmen oder nid. 

2) Strafproz.Ordn. $. 48 fi. 

3) Civilproz.Ordn. 8. 338 ff. 

4) Eoncurd-Drdn. 8. 67. 

5) Die Staatsanwaltſchaft ift zwar nach 8. 159 der Strafproz.D. befugt, 
„Ermittlungen jeder Art, mit Ausſchluß eidficher Vernehmungen, entweder felbft 
vorzunehmen oder durch die Behörden und Beamten bed Polizei» und Sicher— 
heit3dienfte8 vornehmen zu lafjen“, aber nur fomweit das Publikum frei 
wiltig fich bereit finden läßt, den Beamten der Staatsanwaltfchaft oder 
Bolizei Auskunft zu geben; eine Berpflichtung Hierzu ift in feinem Falle 
begründet und kann auch landesgeſetzlich Hinfichtlich der zur ordentlichen ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit gehörenden Angelegenheiten nicht eingeführt werden. 

6) Strafproz.D. 8. 160. 
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ohne daß er einer gejeglihen Ermächtigung dazu bedarf. Ergiebt 
ih in einem ſchieds richterlihen Verfahren die Nothwendigkeit, je: 
manden zur Ablegung eines Zeugnifles anzubalten oder ihm einen 
Zeugeneid abzunehmen, jo muß aud bier ein Antrag an das or: 
dentliche Gericht gemacht werden ?). 

2. Die Konſulargerichte haben in demjelben Umfange 
und nad) denfelben Regeln wie die ordentlichen Gerichte dic Be- 
fugniß zur Erzwingung der Zeugenpfliht, da auf das Verfahren 
diefer Gerichte in bürgerlichen Rechtsitreitigkeiten und Konkurs: 
ſachen die Civilprozeß-Ordnung und die Konkurs-Ordnung ?) und 
auf das Verfahren in Strafſachen die Strafprozeß-Orbnung ®) für 
anwendbar erklärt find *). 

3. Die durch 8. 26 des Geſetzes gegen die Socialdemofratie 
v. 21. Oktob. 1878 eingefegte Kommiffion zur Entſcheidung 
über Beſchwerden hat das Recht zur Beugenvernebmung und zur 
Geltendmahung des BZeugenzwanged® nah Maßgabe der Cinil- 
prozeßordnung °). 

4. In einer Reihe von Fällen, die nicht zur ordentlichen firei- 
tigen Gerichtsbarkeit gehören, ift reichsgeſetzlich die Zeugenpflicht 
anerkannt; jedoch binfichtlih der Geltendmachung berjelben eine 
bemerkenswerthe Unterjheidung gemacht. Die Behörden, zu deren 
Reſſort diefe Angelegenheiten gehören, find befugt in dem von 
ihnen einzufhlagenden Verfahren Zeugen zu vernehmen, ohne 
daß fie der Mithülfe der Gerichte bedürfen, fall3 der Zeuge ihren 
Anorönungen Folge leiſtet; in Beziehung auf die Erzwingung 
der Zeugnißablegung dagegen, alſo in ſtaatsrechtlicher Hin- 
ſicht, müſſen diefe Behörden fih an die ordentlichen Gerichte wen⸗ 
den, denen es zur Pflicht gemacht iſt, einem darauf gerichteten 
Erſuchen zu entipreden. Es beftebt alfo die Zeugenpflidht zwar 
dieſen Behörden gegenüber, ihre Erfüllung aber kann nur mittel: 
bar von denjeben erzwungen werden. Dieſe Fälle find folgende: 

a) Die Poſtbehörden find im Strafverfahren bei Poſt— 


1) Civilproʒ.Ordn. 8. 862. 

2) Geſ. über die Konfjulargerichtöbarkeit v. 10. Zuli 1879 8. 14. 15. 

8) ebendaf. 8. 21 ff. 

4) Eine fpezielle Beftätigung ber Befugniß des Konſuls zur eidlichen Ver⸗ 
nehmung von Zeugen findet fi ebendaſ. $. 39. 

5) Geſ. v. 21. Ott. 1878 8. 27 Abi. 1. R.G. Bl. ©. 357. 
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und Bortodefraudationen befugt, Zeugen vorzuladen und 
zu vernehmen. Weigert fih ein Zeuge der Vorladung Folge zu 
leiten, fo wird er dazu auf Requifition der Poſtbehörden durch 
das Gericht „in gleicher Art, wie bei gerichtlichen Vorladungen” 
angebalten !). 

b) Das Batentamt kann im Verfahren wegen Erklärung 
der Nichtigkeit oder wegen Zurüduahme eines Patentes die Ber: 
nehbmung von Zeugen anordnen. Auf die Zeugen finden die Bor: 
fohriften der Civilprozeß-Drdnung auch binfihtlih der Erfüllung 
der Beugenpfliht Anmendung ?). Jedoch erfolgt die Feftiegung 
einer Strafe gegen Zeugen, welche nicht erjcheinen, oder ihre Aus: 
fage oder deren Beeidigung verweigern, jowie die Vorführung 
eines nicht erichienenen Zeugen auf Erfuchen durch die Gerichte?). 

c) Die Seeämter und das Dber-Seeamt find bei der 
Unterfuhung von Seeunfälen zur Vernehmung von Zeugen be: 
fugt. Ueber die Zeugenpflicht finden die Vorſchriften der Straf: 
proz. Ordn. entiprechende Anwendung. Die Feſtſetzung und Boll: 
ftredung von Strafen gegen Zeugen, jowie die Vorführung eines 
nicht erfchienenen Zeugen erfolgt aber auf Erſuchen durch das 
zuftändige Gericht‘). 

d) Die Ehrengerichte der Rechtsanwalts-Kammern 
haben die Befugniß zur Vernehmung von Zeugen und es beſteht 
ihnen gegenüber die Zeugenpflicht in dem durch die Strafprozeß- 
Ordnung normirten Umfang); die Berhbängung von Zwangsmaß— 
regeln und die Feitfegung von Strafen zur Durchführung der 
Beugenpfliht erfolgt aber auf Erſuchen durh dag Amtsgericht, 
in deſſen Bezirk der Zeuge feinen Wohnfig oder Aufenthalt bat 8). 

4. Es ift mehrfah die Behauptung aufgeftellt worden, daß 
durch 8. 40 des Rechtshülfe-Geſetzes eine allgemeine, durch 
die Gerichte geltend zu machende Beugenpflicht begründet jei. 
Das erwähnte Geſetz lautet: „Jeder [Nord]Deutiche ift verpflichtet, 


— — — — — 


1) Geſetz über das Poſtweſen v. 28. Oft. 1871 8. 38 (R.G. Bl. ©. 355). 
2) Patentgeſetz v. 25. Mai 1877 8. 29 (R. G. Bl. ©. 507). 
3) Patentgeſ. $. 31. 
4) Gef. betreffend die Unterfuhung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877 
8. 19. 30 (R.G.BL. ©. 559. 555). 
5) Rechtsanwalt8-Ordn. 8. 66. 86. 
6) Rechtanwalts⸗Ordn. 8. 87. 
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auf Anordnung des Civil» oder Strafgericht3 vor demjelben zum 
Zwecke feiner Vernehmung als Zeuge zu ericheinen, auch wenn er 
einem andern Bundesftaate angehört.” Würde diefe Beftimmung 
in der That die Bedeutung haben, daß man verpflichtet ift, jeder 
Anordnung eined Gerichts, fi als Zeuge vernehmen zu laſſen, 
nachzukommen, fo wäre die Zeugenpflicht ihrem Umfange nach eine 
unbeſchränkte und nur an die formelle Vorausfegung gebunden, 
daß ihre Erfüllung durh ein Gericht geltend gemacht merbe. 
Mit andern Worten: jede Behörde irgend welcher Art könnte in 
allen Angelegenheiten, gleichviel was fie betreffen, jeden Deut: 
ſchen zur Zeugenausfage zwingen, indem fie fih zu diefem Behufe 
an das zuftändige Gericht wendet und dafjelbe um die Verneh— 
mung des Zeugen erſucht. Die vorjtebend unter Ziff. 4 aufge: 
führten Fälle wären nur einzelne Anwendungen eines ganz allge- 
meinen Prinzips des Öffentlichen Rechts. In diefer Beziehung ift 
nun aber — bevor auf den wirklichen Sinn des citirten Gefebes 
eingegangen wird — ein Punkt hervorzuheben, der in der Pra⸗ 
ri3 felbft von den angefebeniten Gerichtshöfen öfters überjeben 
worden if. Man muß nämlich unterjcheiden zwiſchen der Pflicht 
der Gerichte, einem Erjuden anderer Behörden zu genügen, und 
der Pflicht des Unterthanen zur Ablegung des Zeugniffes. Es ift 
im Allgemeinen davon auszugeben, daß ſich alle Behörden eines 
Staates gegenfeitig zu belfen und zu unterftügen haben und daß 
fie nicht befugt find, amtliche Erfuchen zurüdzumeifen, wofern die⸗ 
felben nicht die Vornahme einer in den Geſetzen verbotenen oder 
ihre Zuftändigfeit überjchreitenden Handlung ihnen zumutben. Dies 
gilt von den Gerichten nicht minder mie von anderen Behörden. 
Wenn daher irgend eine Behörde in irgend einer Angelegenheit 
die eidliche Vernehmung eines Zeugen für erforderlich erachtet, jo 
fteht Nichts im Wege, das zuftändige Gericht um diefe Verneb: 
mung zu erfuchen und das lebtere wird dieſes Erfuchen der Regel 
nach nicht ablehnen dürfen, vorausgefeht, daß der bezeichnete Zeuge 
bereit ift, eine eidliche Ausfage zu machen. Auch wer nicht ver: 
pflichtet ift, fich vernehmen zu laſſen, wird ja in fehr vielen Fällen 
dennoch fein Zeugniß nicht verweigern und die Funktion des er: 
fuchten Gerichts befteht darin, dieſes Zeugniß in eine authentiſche 
und bemweisfähige Form zu bringen. Ganz verfhieden davon tft 
aber die Frage, ob Jemand wider feinen Willen gezwungen mer: 
Laband, Reihöflantsrecht. II. 8, 11 
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den Tann, ein Zeugniß abzulegen. Die Pflicht eines Gerichts, einer 
Requifition zu genügen, ſchließt nicht die Pflicht des Einzelnen in 
fih, zur Erledigung dieſer Requifition mitzuwirken, und verleiht 
dem Gericht nicht die Befugniß einen Zwang auszuüben, der in 
den Gejeten nicht begründet if. Im Falle der bereihtigten Zeug: 
nißverweigerung würde daher das requirirte Gericht dem Erjuchen 
dadurch genügen, daß es die Zeugnißverweigerung conitatirt. 

Was nun die erwähnte Beitimmung des Rechtshülfe⸗-Geſetzes 
anlangt, fo bezieht ſich diefelbe gar nicht auf den objeftiven 
Umfang der Zeugenpflicht, fondern auf den fubjeftiven, d. h. 
auf den Kreis der verpflichteten Berfonen. Der Schwerpunft der 
Rechtsvorſchrift Liegt in den Worten: „auch wenn er einem andern 
Bundesftaate angehört.” Das Geſetz verfügt, daß jeder Deutfche 
nicht blos den. Gerichten des Staates, welchem er angehört, fondern 
allen Gerichten im ganzen Bundesgebiet gegenüber zeugenpflichtig 
ift; aber es fagt nit, daß jeder Deutfche in unbebingter und 
unbeſchränkter Weile zeugenpflitig if. Das Rechtshülfe-Geſetz 
ließ vielmehr in diefer Beziehung die Landesgefege unberührt und 
bat dies in ungmeifelhafter Weife ausgefprochen, indem es der er: 
wähnten Beſtimmung den Satz beifügte: „Dieſe Vorſchrift findet 
feine Anmendung auf Perſonen, melhe nah dem am Wohnſitze 
derjelben geltenden Rechte nicht verbunden find, perſönlich vor 
Geriht zu erfheinen oder inderbetreffendenSade Zeug: 
niß abzulegen.” Soweit demnach objektiv eine Zeugenpflicht 
nach den Partikularrechten nicht beftanden bat, ift eine ſolche aud) 
dur das Nechtshülfegefeb nicht eingeführt worden. Außerdem 
ift nicht zu überſehen, daß fich dieſes Gejeg überhaupt nur auf 
bürgerliche Rechtsftreitigfeiten und Strafſachen bezieht und neben 
den Anordnungen des Gerichtsverfaffungsgejeheg und der drei 
Reichsprozeßordnungen nur noch für diejenigen bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten und Strafſachen, welche nicht zur „ordentlichen“ ftrei- 
tigen Gerichtöbarfeit gehören, in Geltung ſteht, aber nicht auf 
Berwaltungsfachen anwendbar ift. 

6. Nach diejen Erörterungen tft nun auch die ziemlich fchwie: 
rige Frage zu entjcheiden, ob im Disciplinar: Verfahren gegen 
Beamte eine erzwingbare Zeugnißpflicht beftebt und in welchem 
Umfange. Hier ift zunächſt der Gedanke abzumeifen, daß die Vor: 
fchriften der Eivilprozeß: Ordnung analoge Anwendung finden 
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fönnten, wie Dohow a a. O. S. 58 vorihlägt. Denn wenn 
e3 aud ganz richtig iſt, daß die Handhabung der Disciplinarge- 
walt an Stelle der Contraftöflage auf Leiftung fteht und den 
Zwed bat, die Erfüllung der Dienitpflicht de3 Beamten zu er: 
zwingen !), jo iſt doch eben die Disciplinaranklage Feine bürger: 
liche Contraktsklage, fondern ein ftatt derfelben gegebenes Mittel 
und das Disciplinarverfahren ift keinenfalls „eine bürgerliche 
Rechtsjtreitigkeit, welche vor die ordentlichen Gerichte gehört.” 

Ebenfowenig ift aber die Strafprozeß-Orduung an und 
für fih bier maßgebend. Das Disciplinar-Verfahren ift zwar 
dem Strafverfahren nachgebilvdet und eine große Zahl der in der 
Strafprozeß-Ordnung enthaltenen Regeln fann auf das Disci- 
plinarverfahren entiprechende Anwendung erhalten, aber diefe Aus— 
dehnung ſetzt eine Anoronung des Gejeßgebers voraus. Denn Die 
Strafprozeß- Ordnung v..1. Febr. 1877 ift nicht, wie vielfad 
behauptet wird ?), eine allgemeine Strafprozeß-Orbnung, melde 
für jedes auf Verhängung einer Strafe !gerichtete Verfahren jub- 
ſidiär in Anwendung gebracht werden kann, fondern fie ift reich 8: 
gejeglih nur eingeführt für diejenigen Strafſachen, welde 
vor die ordentlihen Gerihte gehören. Selbit wenn 
man daher — was unrichtig wäre — die Disciplinarfadhen als 
eine Unterart der Strafſachen anſehen wollte, jo fehlt es bei ihnen 
dod immer noch an der Borausfegung, daß fie vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte gehören. Auch ift wol zu beachten, dab wenn man 
auch in prozeſſualer Hinfiht die Adoptirung des in der Straf: 
prozeßordnung den ordentlichen Gerichten vworgejchriebenen Ber: 
fabrens Seitens anderer Behörden für unbedenklich erachten 
fönnte, dies doch nicht in gleicher Weile von den ſtaatsrecht— 
rechtlichen Verpflihtungen der Unterthbanen Geltung bat. Auf 
Grund der Strafprozeßordnung kann daher ein Zeugnißzwang im 
Disciplinar:Berfahren nicht geltend gemacht werden. Hieraus folgt 
aber freilich nicht, daß ein folder Zwang überhaupt nicht zuläffig 
fei; er fann vielmehr durch andere Geſetze begründet fein °). 
In diefer Hinficht find folgende Rechtsſätze feitzubalten. 


1) Bl. Bd. I. ©. 447 ff. 
2) gl. die Erörterung in der Deutfchen Verfehrszeitung 1877 ©. 134 ff. 
8) Vgl. Löwe Note 1 zu 8. 69 der St.Proz.O. 

11 * 


164 8. 105. Die Zeugenpflicht. 


a) Die Einzeljtaaten find hinfichtlich des Disciplinarrechts 
völlig autonom und von Reichswegen ungehindert, die Zeugen: 
pfliht für Zwecke der Disciplin einzuführen. Soweit durch ältere 
Geſetze eine Zeugenpfliht und ein Zeugenzivang im Discplinar: 
verfahren begründet war, ift durch Einführung der Strafprozeß- 
Ordnung Nichts daran geändert morden!). Auch fteht es den 
Einzelftaaten völlig frei, die Beftimmungen der Strafproz.:Ordnnung 
über die Zeugenpflicht auf das Disciplinarverfahren mit oder ohne 
Veränderungen für anwendbar zu erklären. Ein näheres Eingehen 
auf den Rechtszuſtand, der in dieſer Hinficht zur Zeit in den ein- 
zelnen Bundesstaaten beſteht, Tiegt nicht in unferer Aufgabe; e3 
genügt die Darlegung des Prinzips ?). 

b) Für das Reichsſtaatsrecht kömmt ausfchließli das 
Reichsbeamten-Geſetz v. 31. März 1873 in Betradt. Daffelbe 
enthält zwar feine Vorſchrift, melde ausdrücklich und zweifellos 
die Beugenpflicht im Disciplinarverfahren fanctionirt, aus dem 
Zufammenbange feiner Beitimmungen ergibt fih dies aber als 
der Wille des Geſetzgebers. Zunächſt ift ein contradiktorifches 
Berfahren mit Beweiserbebungen gerade in Disciplinarjachen ohne 
den Zeugenzmang nur ſchwer durchführbar, da es einem wegen 
Verlegung der Dienftpflicht zur Verantwortung gezogenen Beamten 
verhältnigmäßig Leicht gelingen wird, die Belaftungszeugen zur 
Verweigerung der Ausſage zu beftimmen, wenn died von ihrem 
freien Belieben abhängig iſt. Der Gejebgeber Tann baber ver: 
nünftiger Weiſe nicht ein beftimmt geartetes Disciplinarverfahren 
anordnen, zugleich aber die zur Durchführung defjelben unentbehr- 
lichen Machtmittel verfagen mollen. Das Reichsbeamten-Geſetz 
enthält ferner mehrfache Beſtimmungen, melde das Recht zum 
BZeugenzwang ftillfhweigend vorausfegen. Nach 8. 94 werden die 
Zeugen in der Borunterfuhung vernommen und nah Befinden 
vereidigt; nad 8. 96 Tann die Staatsanwaltichaft eine Ergänzung 
der Borunterfuhung, aljo auch die VBernehmung weiterer Zeugen 
beantragen; nad 8. 1056 muß die Vernehmung der Zeugen auf 
Antrag der Staat3anwaltichaft oder des Angefchuldigten in der 


1) wol aber möglicher Weife durch die landesgeſetzlich ausgeſprochene 
gänzliche Aufhebung der älteren Geſetze. 

2) Bgl. für Preußen: v. Lilient hal a. a. ©. ©. 1429, deflen Erörte- 
rung auf dem richtigen Prinzip beruht. 
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mündlihen Verhandlung erfolgen, fofern die Thatſachen erheblich 
find, über melde die Vernehmung ftattfinden fol; nad 8. 107 
ift die Vernehmung eines Zeugen durch einen beauftragten Be- 
amten geftattet, wenn dem Ericheinen defjelben vor der Disciplinar- 
kammer Krankheit, große Entfernung oder andere unabwendbare 
Hindernifie entgegenfteben; hierdurch iſt e contrario die Geftellungs- 
pfliht des Zeugen anerlannt, wenn dergleihen Entihuldigungs- 
gründe nicht vorliegen; ed märe aber finnlos, die Pflicht der 
Zeugen vor der Disciplinarlammer zu erſcheinen, aber nicht die 
Pflicht ihr eine Ausfage zu machen, gejeglich anzuerlennen. Hier: 
nach ergiebt fih ald der Sinn des Geſetzes, daß die Zeugenpflicht 
im Disciplinarverfahren gegenüber den Disciplinarfammern und 
dem Digciplinarhofe ($. 116 Abf. 4 des Gef.) beſteht '). 

Su dem Neichögefeß fehlen aber Vorſchriften über die Gel- 
tendmachung des Zeugenzwanges und über die zuläffigen Zwangs- 
mittel. Diefe Unvollftändigfeit blieb bei dem Erlaſſe des Geſetzes 
nicht unbemerkt; man war fi bewußt, daß die Vorfchriften des 
Beamtengejebes über das Disciplinarverfahren einer Ergänzung 
bedürfen und diefe Ergänzungen follten die Strafprozeß-Orbnungen 
der Einzelftaaten bieten ?., An die Stelle der leßteren ift jeßt die 
Reichs⸗Strafprozeß-⸗Ordnung getreten und fo ergiebt fich denn als 
Refultat, daß die Vorſchriften derfelben über die Zeugenpfliht und 
den Beugenzwang im Disciplinar-VBerfahren gegen diejenigen Be— 
amten, auf welche das Reichsbeamtengeſetz v. 31. März 1873 An- 
wendung findet, Geltung haben. 

III. Die zgeugenpflihtigen Berjonen Die Zeugen: 
pflicht ift feine Untertbanenpflicht ?) wie die Wehrpflicht oder mie 
die Gerichtöpflicht der Schöffen und Geſchworenen, fondern fie ift 


1) gl. aud) den ©. 163 N. 2 citirten Auffag in der Deutſchen Verkehrs⸗ 
zeitung. Anderer Anfiht ift v. Lilienthal a. a. O. 

2) In den Motiven zum Neichöbeamtengefeb (vgl. Drudjachen des 
Neichdtages 1872 Nr. 9) ©. 43 ff. ift dies wiederholt hervorgehoben ; nament- 
lich heißt es daſelbſt S. 44: „Weber die Beweisaufnahme, namentlich die Ber- 
nehbmung von Zeugen, deren Borladung, Zwang zum Erſcheinen und 
Beeidigung, werden bie Regeln des gewöhnlidhen Strafver— 
fahrens gelten müffen.“ 

3) Die Anficht, daß die Zeugenpflicht eine ftantSbürgerliche Pflicht fei, ift 
jehr verbreitet. Auch Doch ow a. a. O. ©.28 ff. Hält noch an ihr feit; ebenfo 
Glaſer in v. Holgenborfl’3 Nechtölegicon III. S. 1403 (3. Aufl. 1881). 
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lediglih der Refler eines Zmanges, den die Staatögewalt zum 
Zwed der Handhabung des Rechtsſchutzes ausübt, fie ift ein An⸗ 
wendungsfall des Gehorfams gegen die Gerichtägewalt. Nicht die 
perſönliche Staats- oder Reichsangehörigkeit ift eine Voraus: 
fegung der Zeugenpflicht, ſondern diejelbe trifft jeden, der that- 
ſächlich d. h. räumlich der Staatögemwalt unterworfen if. Es 
ergeben fich hieraus folgende Confequenzen: 

1. Berjonen, welde fih im Inlande aufbalten, 
find zeugenpflihtig, gleihviel ob fie reichsange— 
börig oder fremd find. Hiervon find nur diejenigen Per: 
fonen ausgenommen, welche von der Gerichtsgewalt erimirt find; 
das find die Zandesberren und die Mitglieder der landesherrlichen 
Familien, denen die fürftlihe Familie Hohenzollern gleichgejtellt 
ift, und die Chef3 und Mitglieder der beim Deutihen Reich be: 
glaubigten Miffionen nad näherer Anoronung der 88. 18—21 
des Gerichtöverfaflungsgefeges '). Durch diefe auf der ſtaats— 
rechtlichen oder völferrechtlichen Stellung der erwähnten Berfonen 
beruhenden Eremtion wird aber jelbftverftändlich nicht ausgeſchloſſen, 
daß fie als Zeugen vernommen werden fünnen, wenn fie 
dazu fich bereit finden laffen ?). Abgeſehen von diefen Perſonen 
giebt es Feine Befreiungen von der Zeugenpflicht in ab- 
stracto, d. h. Feine perjönliche Eremtion von der allgemeinen Ber: 
pflihtung, dem Befehle der Gerichte zur Ablegung eines Zeugniſſes 
zu gehorchen; die Fälle, in welchen eine Verweigerung des Zeug: 
niſſes geftattet ift, treffen nicht die Zeugenpflicht, ſondern fegen 
befondere Umstände der concreten Prozeßſache voraus. 

Sp wenig es Befreiungen von der Zeugenpflicht giebt, eben: 


1) Vgl. oben S.39 ff. Vgl. Motive zum Gerichtsverj.Gej. ©. 56. (Hahn 
©. 65 a. €.) 

2) Für die Bernehmung der Landesherren und der Mitglieder der landes⸗ 
herrlichen Familien ift in der Strafproz.Drdn. 8. 71 und in der Civilproz.O. 
8. 340 ein bejonderes Verfahren angeordnet oder gejtattet Durch dieſe Vor⸗ 
ſchriften wird feine ftaatörechtliche Zeugenpflicht diejer Perfonen d. h. Die 
Zuläffigleit eines ftaatlichen Zwanges gegen diefelden anerkannt, jondern nur 
eine Abweichung von dem gewöhnlichen Berfahren für den Hal eingeführt, 
daß eine der erwähnten Berfonen geneigt ift, eine Zeugenausfage zu maden. 
In der Literatur Über die Reichsprozeß⸗Ordnungen wird dies durchweg über: 
ſehen, aber wol nur, weil hier die ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkte gegenüber 
den prozeßrecdhtliden überhaupt zu kurz kommen. 
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ſowenig giebt es eine rechtliche Unfähigkeit zur Erfüllung 
berjelben ). Es Tann zwar prozeſſualiſche Gründe geben, 
wonach gewiſſe Perfonen überhaupt oder für befondere Fälle als 
untauglid zur Erbringung eines Zeugenbeweijes erachtet werden 
und folange das Prozeßrecht der jogen. formellen Bemeistheorie 
folgte, gab es befanntlich ſolche Gründe in erheblicher Zahl; der: 
artige Vorſchriften des Prozeßrechts über den Zeugenbemweis find 
aber wol zu unterjcheiden von den Regeln des Staatsrechts über 
die Beugenpflicht. 

2. Berfonen, welde jih im Auslande befinden, 
find niht zeugenpflidhtig, obne Unterſchied ob fie 
reihbsangebörig jind oder einem fremden Staat an 
gehören; denn die inländifche Gerichtsbarkeit erſtreckt fich nicht 
über die Gränzen des Bundeögebietes hinaus. Nur in denjenigen 
Fällen, in denen ausnahmsweiſe im Auslande eine Gerichtsbarkeit 
des Reiches oder der Bundesftaaten ausgeübt wird, befteht inner: 
halb des Umfanges derjelben auch eine Zeugenpflicht; diefe Aus⸗ 
nahmen find die Konſulargerichtsbarkeit ?) und die Gerichtäbarkeit 
der Marine: und Militärgerichte, wenn Marinetheile oder Truppen⸗ 
förper fi im Auslande befinden. 

Allerdings können auch Perjonen, die fi) im Auslande auf: 
balten, in den vor inländifhen Gerichten ſchwebenden Rechtsſachen 
als Zeugen vernommen und zu dieſem Zwecke entweder vor das 
inländische Gericht (eventuell vor einen zur eidlihen Vernehmung 
von Zeugen befugten Reichskonſul) geladen oder auf Grund einer 
Requiſition vor dem Gericht ihres Aufenthalt3ortes verhört wer: 
den. Allein im erften Falle ift e8 von dem freien Willen des 
Beugen abhängig, ob er fih zum Zwecke feiner Bernehmung an 
das inländifche Gericht begeben will; einen Zwang kann das lep- 
tere gegen ihn weder thatſächlich ausüben, noch ift es rechtlich dazu 


1) Auch der wegen Meineid8 Berurtheilte ift im Falle des 8. 161 des 
Strafgejegb. nicht unfähig zur Ablegung einer Beugenausfage, fondern nur 
zur Ableiftung eines Beugeneides. Vgl. Strafproc.D. $. 56 Ziff. 2 Civil⸗ 
proc.Drdn. 8. 358 Hiff. 2. Dagegen kennt das Strafgeſetzb. Urt. 34 Biff. 5 
die Strafe der Unfähigkeit „Zeuge bei Aufnahme von Urkunden zu fein“; dies 
ift aber kein Fall der geſetzlichen Zeugenpflicht, jondern ber freiwilligen 
Uebernahme einer Notariatöfunction (Cvertragsmäßigen BZeugenpflicht). 

2) Konſulargerichtsbark. Geſ. 8. 14. 21. 
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befugt und demgemäß ift eine Zeugenpflicht im ftaatsrechtlichen 
Sinne bier nicht vorhanden. Im Falle der Requifition eines aus 
ländiſchen Gerichts aber ift die Erfüllung der Zeugenpflicht Gehor- 
ſam gegen die Staatögewalt (Gerichtsbarkeit) des Staates, in 
deſſen Gebiet fich der Zeuge aufhält, nit Gehorfam gegen das 
requirirende Geriht. Der erjuchte Staat ftelt eine Gewalt dem 
erfudenden Staate zu Dienjten, ohne Unterjchied ob das Erfuchen 
durch Vermittelung des auswärtigen Amtes und der diplomatifchen 
Vertretung oder direct von Gericht zu Geriht ergeht. Dies gilt 
auch dann, wenn der auswärtige Staat fih durch Staatsvertrag 
dem Deutſchen Reih verpflichtet hat, Requifitionen um Zeugen- 
vernehmungen zu genügen !). Hiernach ift auch die öfters erörterte 
Controverſe, ob binfichtlih der Vernehmung eines im Auslande 
wohnenden Zeugen das Recht des Prozeßgerichts oder das Recht 
des requirirten Geriht3 zur Anwendung komme, leicht zu ent: 
Iheiden; man muß nur auch bier die prozefjualifhen Sätze von 
dem Zeugenbeweis und die ftaatsrechtlichen Sätze von der Zeugen: 
pflicht auseinander balten. In wiefern 'eine Perfon ein bemeis: 
fähiges Zeugniß ablegen kann, melche Beweiskraft ihre Ausfage 
bat, welche Formen bei ihrer VBernehmung zu beobachten find, um 
ihrer Ausſage Beweiskraft zu fihern u. . w., iſt von dem Pro— 
zeßgericht nach feinem Prozeßrecht zu beurtbeilen, da dies einen 
integrirenden Beftandtheil der dem Prozeßgericht obliegenden Er: 
ledigung des Rechtsftreites bildet; dagegen ob Jemand zeugen: 
pflichtig ift oder da8 Zeugniß verweigern darf und welche Rechts: 
folgen eine unbegründete Weigerung nach fich zieht, iſt von dem 
erſuchten Geriht und zwar nah dem Recht, welches im Gebiet 
defielben gilt, zu beurtheilen, da es fich bier lediglih um Aus 


1) Dies ift gefchehen für Beugenvernehmungen in niht politiſchen 
Strafſachen in den jog. Auslieferungsverträgen mit Italien v. 31. 
Dltob. 1871 8. 12 (R.G.BL ©. 454), mit der Schweiz v. 24. Yan. 1874 
Art. 12 (R.G. Bl. ©. 118), mit Belgien v. 24. Dezember 1874 Wrt. 13 
(R.G. Bl. 1875 ©. 84), mit Luremburg v. 9. März 1876 Urt. 13 (R.G.Bl. 
©. 229), mit Brafilien dv. 17. Septemb. 1877 Art. 14. (R.G. Bl. 1878 
©. 303), mitt Shmweden und Normwegen dv. 19. Januar 1878 Art.12. 
13. (R.G.Bl. ©. 121), mit Spanien v. 2. Mai 1873 Art. 13 (R. G. Bl. 
©. 223). 
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übung der Gerichtsgewalt desjenigen Staates handelt, in deſſen 
Gebiet und unter deſſen Schuß der Zeuge fich befindet ?). 

IV. Aus der dargelegten juriftiihen Natur der Zeugenpfliht 
als eines bloßen Reflexes der ftaatlihen Gerichtsgewalt ergiebt 
ih noch ein anderer Unterjchied gegen die Gerichtspflicht. Die 
letztere tft räumlich beſchränkt auf den Gerichtöbezirf, in welchem 
ber Berpflichtete feinen Wohnſitz bat; die Zeugenpfliht dagegen 
erftredt fi über das ganze Bundesgebiet, entiprechend der Ge: 
riht3barkeit der ordentlichen Gerichte. Es kann daher ein Gericht 
zwar der Regel nad nur innerhalb feines Bezirks einen Zeugen 
vernehmen und vereidigen, e3 kann aber den Befehl fich vor ihm 
zur Erfüllung der Zeugenpfliht einzufinden, an jede im Bundes» 
gebiet befindliche Perfon mit verbindlicher Kraft erlaflen. Das 
Gericht hat daher binfichtlich der außerhalb feines Bezirks wohn: 
haften Zeugen die Wahl zwifchen zwei Wegen zur Geltendmachung 
der Zeugenpflicht, entweder die Ladung behufs unmittelbarer 
Bernehmung, die durch die Mündlichleit des Verfahrens und das 
Prinzip der freien Bemweiswürdigung al3 die Regel geboten und 
in vielen Fällen unentbebrlih ift, oder die Requiſition des 
zuftändigen Amtsgerihts um Vernehmung des Zeugen zu Proto⸗ 
fol 2). Ein Recht auf die legtere Art der Vernehmung haben die 
zeugenpflihtigen Perſonen nit; ausgenommen find biervon nur 
folgende Kategorien: 

1. Der Reichskanzler, die Minifter eines Bundesftaates, die 
Mitglieder der Senate der freien Hanfeltädte, die Vorſtände der 
oberften Reih3behörden und die Vorſtände der Minifterien find 
an ihrem Amtsfige oder, wenn fie fich außerhalb deſſelben auf: 
balten, an ihrem Aufentbaltsorte zu vernehmen. Zu einer Ab- 
weichung biervon bedarf es in Betreff des Reichskanzlers der Ge: 
nehmigung des Kaijerd, in Betreff der Minifter der Genehmigung 
des Landesherrn, in Betreff der Mitglieder der Senate der Hanfe: 
ftädte der Genehmigung des Senats, in Betreff der übrigen vor: 


1) Bgl. v. Bar Internation. Privat⸗ u. Strafredht S. 458 ff. 578. Bülow 
im civil. Arch. Bd. 64 ©. 51 ff. Shrutfan. a. O. ©. 245 ff. 

2) Die VBorausfegungen, unter welchen die Vernehmung des Zeugen durch 
einen beauftragten oder erfuchten Richter (ausnahmsweiſe) angeordnet werden 
kann, find normirt in der Strafprozeßd. 8. 222 u. in der Civilproz.D. 8.340. 
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befugt und demgemäß ift eine Zeugenpflicht im ftaatsrechtlichen 
Sinne hier nicht vorhanden. Im Falle der Requifition eines aus: 
ländiſchen Gericht? aber ift die Erfüllung der Zeugenpflicht Gebor: 
jam gegen die Staatögewalt (Gerichtöbarkeit) des Staates, in 
deilen Gebiet fich der Zeuge aufhält, nicht Gehorſam gegen das 
vequirirende Gericht. Der erjuchte Staat ftellt feine Gewalt dem 
erfuchenden Staate zu Dienften, ohne Unterfchied ob das Erfuchen 
durch Vermittelung des auswärtigen Amtes und der diplomatifchen 
Vertretung oder direct von Geriht zu Gericht ergebt. Diez gilt 
auch dann, wenn der auswärtige Staat fi) durch Staatsvertrag 
dem Deutichen Rei verpflichtet hat, Requifitionen um Zeugen: 
vernehmungen zu genügen '). Hiernach ift auch die öfters erörterte 
Gontroverfe, ob binfichtlich der Vernehmung eines im Auslande 
wohnenden Zeugen das Recht des Prozeßgerichts oder dad Recht 
des requirirten Gerichts zur Anwendung fomme, leicht zu ent: 
ſcheiden; man muß nur auch bier die prozefjualiihen Säge von 
dem Beugenbeweis und die ftaatsrechtlichen Sätze von der Zeugen- 
pfliht auseinander halten. Sn wiefern 'eine Perſon ein bemweis- 
fähiges Zeugniß ablegen kann, welche Beweiskraft ihre Ausfage 
hat, weldhe Formen bei ihrer VBernehmung zu beobachten find, um 
ihrer Ausfage Beweiskraft zu fihern u. |. w., iſt von dem Pro— 
zeßgericht nach feinem Prozeßrecht zu beurtbeilen, da dies einen 
integrirenden Beftandtheil der dem Prozeßgericht obliegenden Er: 
ledigung des Nechtzftreites bildet; dagegen ob Jemand zeugen- 
pflichtig ift oder das Zeugniß verweigern darf und welche Rechts⸗ 
folgen eine unbegründete Weigerung nach fich zieht, iſt von dem 
erſuchten Geriht und zwar nach dem Recht, welches im Gebiet 
deflelben gilt, zu beurtbeilen, da es ſich bier lediglich um Aus: 


1) Dies ift gefhehen für Zeugenvernehmungen in niht politiſchen 
Strafjadhen in den fog. Auslieferungdverträgen mit $talien v. 31. 
Dftob. 1871 8. 12 (R.G.BL ©. 454), mit der Schweiz v. 24. Yan. 1874 
Urt. 12 (R.G. Bl. ©. 118), mit Belgien v. 24. Dezember 1874 Art. 13 
(R.G.Bl. 1875 ©. 84), mit LQuremburg v. 9. März 1876 Urt. 13 (R. G. Bl. 
©. 229), mit Brafilien v. 17. Septemb. 1877 Art. 14. (R.G. Bl. 1878 
©. 303), mit Shweden und Norwegen v. 19. Januar 1873 Urt.12. 
13. (R.G.81. ©. 121), mit Spanien v. 2. Mai 1878 Art. 13 (R.G.Bl. 
©. 223). 
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übung der Gerichtögemwalt desjenigen Staates handelt, in deſſen 
Gebiet und unter defien Schuß der Zeuge fich befindet ?). 

IV. Aus der dargelegten juriftiihen Natur der Zeugenpflicht 
als eines bloßen Reflexes der ftaatlihen Gerichtsgewalt ergiebt 
fih noch ein anderer Unterfehied gegen die Gerichtspflicht. Die 
legtere ift räumlich beſchränkt auf den Gerichtsbezirk, in welchem 
der DVerpflichtete feinen Wohnfig hat; die Zeugenpfliht dagegen 
erftredt fih über das ganze Bundesgebiet, entfpredhend der Ge- 
riht3barfeit der ordentlihen Gerihte. Es kann daher ein Gericht 
zwar der Regel nach nur innerhalb feines Bezirks einen Zeugen 
vernehmen und vereidigen, es Tann aber den Befehl fich vor ihm 
zur Erfüllung der Zeugenpflicht einzufinden, an jede im Bundes⸗ 
gebiet befindliche Perſon mit verbindlicher Kraft erlafien. Das 
Gericht bat daher Hinfichtlih der außerhalb feines Bezirks wohn: 
baften Zeugen die Wahl zwiſchen zwei Wegen zur Geltendmachung 
der Zeugenpfliht, entweder die Ladung behufs unmittelbarer 
Bernehmung, die durch die Mündlichkeit des Verfahrens und das 
Prinzip der freien Beweiswürdigung als die Regel geboten und 
in vielen Fällen unentbehrlih ift, oder die Requiſition bes 
zuftändigen Amtsgeriht3 um Vernehmung des Zeugen zu Proto: 
ol?) Ein Recht auf die letztere Art der Vernehmung haben Die 
zeugenpflichtigen Perfonen nicht; ausgenommen find hiervon nur 
folgende Kategorien: 

1. Der Reichskanzler, die Minifter eines Bundesſtaates, Die 
Mitglieder der Senate der freien Hanfeftädte, die Borftände der 
oberiten Reichsbehörden und die Vorftände der Minifterien find 
an ihrem Amtsfige oder, wenn fie fi) außerhalb vefjelben auf: 
balten, an ihrem Aufenthaltsorte zu vernehmen. Zu einer Ab- 
mweichung hiervon bedarf es in Betreff des Reichskanzlers der Ge⸗ 
nehmigung de3 Kaijers, in Betreff der Minifter der Genehmigung 
de3 Landesheren, in Betreff der Mitglieder der Senate der Hanje- 
ftädte der Genehmigung des Senats, in Betreff der übrigen vor: 


1) 2gl. v. Bar Internation. Privat» u. Strafrecht S. 458 ff. 578. Bülo w 
im civil. Arch. Bd. 4 S. 51 ff. Shrutfa a. a. D. ©. 245 ff. 

2) Die Borausfegungen, unter welchen die Vernehmung des Zeugen durch 
einen beauftragten oder erſuchten Richter (ausnahmsweiſe) angeordnet werden 
kann, find normirt in der Strafprogeßd. 8. 222 u. in der Bivilproz.D. 8.340. 
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bezeichneten Beamten der Genehmigung ihres unmittelbaren Bor: 
geſetzten ). 

2. Die Mitglieder des Bundesrathes find während ihres Auf: 
enthalte am Site des Bundesrathes an diefem Sige, und bie 
Mitglieder einer Deutfchen gejeßgebenden Berfammlung mährend 
der Situngsperiode und ?) ihres Aufenthalt3 am Orte der Ver: 
fammlung an diefem Drte zu vernehmen. Zur Abweichung bier: 
von bedarf es in Betreff der Mitglieder des Bundesraths der 
Genehmigung des Landesheren, in Betreff der Mitglieder einer 
geſetzgebenden Verfammlung der Genehmigung der lepteren ?). 

V. Der Inhalt der Zeugenpflidt. Die Zeugen: 
pflicht hat einen dreifachen Inhalt und Löft fih demnach in drei 
Beitandtheile auf, die in mancher Hinficht verjchiedenen Regeln 
unterliegen, nämlich die Pfliht vor Gericht zu erjcheinen (Ge: 
jtelungspflicht), die Pflicht die wahrbeitgemäße Ausfage zu ma- 
hen (Zeugnißpfliht) und die Pflicht, den Zeugeneid zu leiften. 

1. Die Geftellungspflidt. Wer von einem Gericht 
als Zeuge geladen ift, muß diefem Befehle gemäß fi vor dem 
Gericht ftellen; dies gilt auh von den eben erwähnten hoben 
Beamten u. ſ. w., welche im $. 49 der Strafproc.Dd. u. im $. 347 
ber Civilpr.Dron. aufgeführt find; ihr Privilegium befteht allein 
darin, daß die Geitelungspfliht für fie auf die Gerichte eines 
gewiflen Ortes befchräuft iſt. Die Geftellungspfliht ift derjenige 
Beitandtheil der Zeugenpflicht, der den weiteſten Umfang und eine 
unbedingte Erzwingbarkeit bat; auch diejenigen Perjonen, welche 
im gegebenen Falle zur Verweigerung der Ausfage gefeplich be- 
vechtigt find, müflen der Ladung Folge leiften. Eine orduungs- 
mäßige Ladung muß den Hinweis auf die geleglihen Folgen des 
Ausbleibens enthalten, in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten überdies 
die Bezeichnung der Barteien und die Thatfachen, über welche Die 
Bernehmung erfolgen fol *%. Die Berlegung der Geftellungs: 


1) Strafproz.Drdn. 8.49 Abi. 1. u. 8. Eivilproc.D. $.347 Abſ. 1 u. 3. 

2) d. 5. wenn beide Borausfegungen zufammentreffen. Löwe Note 8 
zu 8. 49 cit. 

3) Strafproc.Orbn. 8. 49 Abſ. 2 u. 3. Civilproz.O. $. 347 Abſ. 2 u. 3. 

4) Strafproz.D. 8.48 Abſ. 1. Eivilproc.D. 8.342. Die Ladung erfolgt 
auf Anordnung des Gerichts. Im Strafprozeß werben jedoch die zur Ha u pt- 
verhandlung erforderliden Ladungen von der Stantsanwaltihaft bewirkt und 
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pfliht von Seiten eines ordnungsmäßig geladenen Zeugen 
bat folgende Wirkungen: 

a) der außgebliebene Zeuge ift in die durch das Ausbleiben 
verurſachten Koften, ſowie zu einer Gelditrafe bis zu 300 Mark 
und für den Fall, daß dieje nicht beigetrieben werden kann, zur 
Strafe der Haft bis zu 6 Wochen zu verurtbeilen. Im Falle 
wiederholten Ausbleibens Tann die Strafe noch einmal erfannt 
werden !). Eines Antrages auf Verhängung der Strafe bedarf 
es auch in Civilprozeſſen nicht. Iſt das Ausbleiben des Zeugen 
genügend entſchuldigt, jo unterbleibt die Verurtheilung in Strafe 
und Koften; erfolgt nachträglich genügende Entihuldigung, jo wer: 
den die gegen den. Zeugen getroffenenen Anordnungen wieder auf: 
gehoben 2). 

Diefe Strafen haben den Charakter ver Drdnungsftrafen 


zwar entweder auf Anordnung des Vorfibenden des Gerichted oder aus eigener 
Entſchließung. Strafproc.D. 88. 213. 220. 221 Abſ. 2; und dem Angeflagten 
ſteht das Recht zu, Perjonen auch unmittelbar laden zu laflen, indem er den 
Gericht3vollzieher mit ber Ladung beauftragt. ebendaſ. 88.219. 38. Im Eivil- 
proceß wird die Ladung der Zeugen von dem Gerichtäfchreiber unter Bezug- 
nahme auf den Beweisbefchluß ausgefertigt und von Amtswegen zugejtellt. 
Civilproz.DOrbn. 8.342. Die Ladung einer dem aktiven Heere oder der aktiven 
Marine angehörenden Perſon des Soldatenftandes erfolgt durch Erſuchen der 
Militärbehörde. Strafproc.D. 8.48 Abſ. 2. Eivilproc.D. 8. 843. VBgl. hierzu 
die „Feſtſtellung des Begriffs Militärbehörde” im Centralbl. des D.R.1880 S. 480. 

1) Dagegen ift eine öftere als zweimalige Beitrafung des Zeugen in dem⸗ 
felben Prozeß oder wegen dejjelben Gegenstandes ber Befragung ausgeſchloſſen. 
Sn den Kommentaren zur Strafproz.D. wird öfters der „wiederholten” Ladung 
die „neue Ladung” gegenübergeitellt, jo daß z. ®. ein Zeuge erft zur Bor- 
unterfuhung , dann zur Hauptverhbandlung u. |. w. immer von Neuem und 
jedesmal wiederholt geladen und für fein Ausbleiben beftraft werden könnte. 
Dadurch würde die Abſicht des Gejeges, die Ungehorfamsfolgen auf ein Ma- 
zimum zu begrängen, vereitelt werden. Der prozeilualiiche Begriff der Ladung 
und die Syibenftecherei, ob eine Ladung eine „neue” oder eine „wicderholte” 
jei, fann nicht allein entſcheiden; es Tommt auch auf den Geftchtöpunft an, 
daß die Zeugenpflicht eine öffentlihe Laft ift, deren Schwere fi) durch 
die Folgen ihrer Nichterfüllung weſentlich mit bemißt, jo daß biefe Folgen 
nicht in das Unbegränzte ausgedehnt werben dürfen. Vgl. Boitus Kontro- 
verjen II. S. 19 ff.. wofelbft die Aeußerungen der Kommentatoren mitgetheilt 
find. Die richtige Unficht wird vertreten befonderö von Geyer in Holken- 
dorff's Handbuch I. S. 271 und von Binding Grundriß ©. 115, indeß hat 
der erftere jeine Meinung geändert. (Lehrbuch des Strafprozeßrechts ©. 513.) 

2) Strafprog.DOrdn. 8. 50 Abſ. 1 u. 2. Civilpr.O. 88. 345. 346. 


172 8. 105. Die Beugenpflicht. 


wegen Verlegung der Gehorjamspflicht, grade jo wie dies won der 
Berlegung der Melde⸗- oder Geftellungspfliht der Wehrpflichtigen 
oder von der Verlegung der Gerihtspflicht der Schöffen und Ge- 
ſchworenen gilt. Das unentfehuldigte Ausbleiben eines ordnungs- 
mäßig geladenen Zeugen bildet nicht den Thatbeitand eines De- 
lict3 im Sinne des öffentlichen Strafreht3, jondern einen Unge: 
borfamsfall gegen einen ftaatlihen Spezialbefehl und die Strafe 
bat demgemäß nicht den Charakter einer Öffentlihen Strafe, fon: 
dern eines Mittel$ um die gehörige Erfüllung der Gehorſams⸗ 
pflicht zu ſichern y. Die Verurtheilung in Strafe und Koften er: 
folgt daher ohne Einleitung eines befonderen Strafverfahreng durd) 
dasjenige Gericht, vor welches der Zeuge geladen war (Brozeb: 
geriht, auch die Eivilfammern, Unterfuhungsrichter, vequirixter 
Richter), al3 Incidentpunkt des Prozefjes, in welchem die Ladung 
erfolgt ift ?). Nur gegen eine dem aktiven Heere oder der aktiven 
Marine angehörende Militärperjon erfolgt die Feitfegung und 
Bollitredung der Strafe auf Erfuchen durch das Militärgericht *). 

b) Der ausgebliebene Zeuge kann zwangsweiſe vorge: 
führt werden; in bürgerlichen NRechtsftreitigfeiten jevoh nur im 
Falle wiederholten Ausbleiben. Die Vorführung einer dem al- 
tiven Heere oder der aktiven Marine angehörenden Militärperjon 
erfolgt durch Erſuchen der Militärbehörde %). Die zwangsweiſe 
Vorführung wird dur die Verurtbeilung des Zeugen in Koften 
und Ordnungsftrafe nicht ausgeſchloſſen. 

ec) Wer, als Beuge berufen, fein Ausbleiben durch Borfpiege: 
lung einer unwahren Thatfache entſchuldigt, wird mit Gefängniß 
bis zu zwei Monaten beftraft °). Dies ift ein öffentliches Delict, 
auf welches die Vorichriften des Strafgejegbuhes und der Straf: 
proceß-Orbnung uneingefehränft Anwendung finden; es handelt 
fich hierbei nicht um Sicherung oder Erzwingung des Gehorſams, 


1) Geyer a. a. D. 

2) Vgl. z. B. Civilproz.O. 8. 365. 

3) Dem Militärgericht ſteht nicht blos die Ausmeſſung und Vollſtreckung 
der Strafe, ſondern auch die Entſcheidung über die Strafbarkeit zu. Siehe 
Voitus Kontroverſen J. S. 20 ff. 

4) Strafproz. O. 8.50. Civilproʒ. O. 8.345 Abſ. 2. Centralbl. 1880 ©. 481. 

5) Strafgeſetzb. Art. 138 Abſ. 1. Vgl. über die entſprechende Vorſchrift 
bei der Gerichtspflicht oben ©. 142, bei der Wehrpflicht II. 1 ©. 146. 154. 
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fondern um Beftrafung eines Vergehens ; daher werden auch durch 
diefe Beitrafung die auf das Nichterſcheinen gejebten Ordnungs⸗ 
ftrafen nit ausgeſchloſſen ?). 

2) Die Pfliht zur Ausjage (Zeugnißpfliht). Der 
Zeuge ift verpflichtet über feine perfönlichen Verhältniſſe (Alter, Re⸗ 
ligion, Stand u. ſ. m.) und über diejenigen Umftände, welche feine 
Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Frage betreffen, Auskunft zu 
ertbeilen und im Zuſammenhange anzugeben, was ihm über den 
Gegenjtand feiner Vernehmung bekannt ift?). Die Erfüllung diefer 
Pflicht Tann jedoh von dem Zeugen unter gewiſſen Umftänden 
abgelehnt werden, wenn er durch Abgabe des Zeugniſſes in eine 
Collifion mit feinem eigenen Intereſſe oder mit andern Pflichten, 
auf die der Staat Rüdfiht nimmt, gerathen würde. Diefe Aus: 
nahmen von der Beugenpfliht find von jehr verjchiedener recht: 
liher Natur; denn die legtere beftimmt fih nicht nach dem Weſen 
der Zeugenpflicht, fondern nach dem Weſen derjenigen Intereſſen 
oder Pflichten, auf deren Berüdfichtigung die Ausnahmen beruhen. 
Es befteht namentlih darin eine Verfchiedenbeit, daß der Grund 
der Verweigerung entweder im eigenen Intereſſe des Zeugen oder 
feiner Angehörigen oder in einem ihm fremden Intereſſe liegen 
fann, da fich hiernach beftimmt, ob die Verweigerung des Zeug: 
nifles von dem eigenen Belieben des Zeugen oder von dem Willen 
eines Dritten abhängig iſt. Die Ausnahmen von der Pflicht zur 
Beugenaugjage find demgemäß auf zwei Kategorien zurüdzu: 
führen: 

a) Im eigenen Intereſſe des Zeugen Die 
Angebörigen des Beihuldigten (im Strafprozeß) oder einer 
Partei (im Civilprozeß) find zur Verweigerung des Zeugnifles 
berechtigt und vor ihrer Vernehmung bierüber zu  belebren. 
Als Angehörige gelten in diefer Hinfiht der Verlobte, ver 
Ehegatte, auch wenn die Ehe nicht mehr befteht, und diejenigen 
Perſonen, welche in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder 
durch Adoption verbunden oder in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verfehmägert find, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet ift, 


1) Strafgefegb. Art. 138 Abſ. 3. 
2) Strafproc.D. 88. 67. 68. Civilproc. O. 88. 360. 361. 
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nicht mebr beftebt ). In Civilprozeſſen darf jedoch auch der An⸗ 
gehörige einer Partei dag Zeugniß nicht verweigern über die Er- 
rihtung und den Inhalt eines Rechtsgeſchäfts, bei deſſen Erridh- 
tung er al8 Zeuge zugezogen war ?), ferner über Geburten, Ber: 
beiratbungen oder Sterbefälle von Yamilienglievern, ſowie über 
Thatſachen, melde die durch das Familienverhältniß bedingten 
Bermögensangelegenbeiten betreffen, endlich über diejenigen auf 
das ftreitige Nechtsverhältniß ſich beziehenden Handlungen, welche 
von ihm ſelbſt als Rechtsvorgänger oder Vertreter einer Partei 
vorgenommen fein jollen ?). 

In bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten kann andererjeits bie Aus: 
Zunft verweigert werden auf ragen, welche der Zeuge nicht würde 
beantworten können, ohne ein Kunft: oder Gewerbegeheimniß zu 
offenbaren ; oder deren Beantwortung ihm ober einem feiner An- 
gehörigen zur Unehre gereichen oder die Gefahr ftrafgerichtlicher 
Berfolgungen zuzieben würde; endlich deren Beantwortung ihm 
oder einem feiner Angehörigen einen unmittelbaren Vermögens: 
ſchaden verurſachen würde, jedoch auch bier mit Ausfchluß der im 
8. 350 der Civilpr.D. aufgeführten Fälle “). Es ift diefe Beſchrän⸗ 
tung der Beugenpflicht ſchon durch die praktiſche Erwägung ge: 
boten, daß fonft ein Prozeß zu dem Zwede angeftelt werden 
fönnte, um von Jemandem eine Zeugenausſage zu feinem eigenen 
Nachtheil zu erzwingen; fie ift aber auch abgefehen hiervon be- 
vehtigt, da der Staat feinen Untertbanen und Schuggenoflen keine 
Pflicht auferlegen fol, welche dieſelben nöthigen könnte, fich ſelbſt 
oder ihre Angehörigen zu verrathen,, zu beichädigen oder zu ent: 
ehren. Deſſenungeachtet ift im Strafprozeß dieſes Prinzip 
nur in fehr unvolllommener Weife und in fehr engen Gränzen 
anerkannt worden, indem der Geſetzgeber von der Annahme aus- 
gebt, daß im ftrafprogefiualiihen Verfahren ein Mißbrauch de3 
Beugnißzwanges zu andern Zweden als den durch bie Strafredpts: 
pflege gebotenen nicht zu befürdten fei und daß das ftaatliche 


1) Strofprog.Ordn. 8. 51. Civilproʒ.O. 8. 348 8. 1-8. 

2) In der Buziehung eines Urkundszeugen und der Uebernahme der 
Funktion eines ſolchen Tiegt der Abichluß eines Zeugenvertrages, welcher 
eine weitergehende Beugnißpflicht als die auf Geſetz beruhende begründet. 

3) Civilproʒ.O. 8. 350 Ziff. I—A. 

4) Civilproʒ.O. 8. 849. 
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Intereſſe an der Strafrechtöpflege dem Privatintereſſe vorgehe. 
Demnach ift ein Zeuge nur berechtigt, die Auskunft auf folche 
Fragen zu verweigern, deren Beantwortung ihm ſelbſt oder einem 
feiner Angehörigen die Gefahr trafgerihtliher Verfolgung 
zuzieben würde !). 

b) Im fremden Intereſſe. Zur Verweigerung bes 
Zeugniſſes find berechtigt Geiftlihe im Anfehung desjenigen, 
was ihnen bei der Ausübung der Seelforge anvertraut ift, und 
alle anderen Berjonen, welchen kraft ihres Amtes, Standes oder 
Gewerbes Thatſachen anvertraut find, deren Geheimhaltung durch 
die Natur derjelben oder durch gefegliche Vorſchrift geboten ift, 
in Betreff der Thatfachen, auf welche die Verpflichtung zur Ber: 
ſchwiegenheit ſich bezieht 2). Hierher gehört auch die Pflicht zur 
Bewahrung des Dienftgeheimnifles Seitens der Beamten; die Wir- 
fung diejer Pflicht reicht aber weiter, indem die Beamten zur Ber: 
weigerung des Zeugnifjes nicht blos berechtigt, ſondern dienftlich 
verpflichtet find. Der Richter ſoll in den angegebenen Fällen die 
Verpflichtung zur Verſchwiegenheit auch dann berüdfichtigen, wenn 
das Zeugniß nicht verweigert wird, indem er die Vernehmung der 
Zeugen auf ſolche Thatſachen nicht zu richten hat, in Anfehung 
welcher erhellt, daß ohne Verlegung der Berpflichtung zur Ver⸗ 
ſchwiegenheit ein Zeugniß nicht abgelegt werden fann?). Da diefer 
Meigerungdgrund aber nicht im eigenen Intereſſe des Zeugen 
wurzelt, fondern im Intereſſe desjenigen, deſſen Geheimniß er 
fennt, jo fällt das Recht zur Verweigerung des Zeugnifjes fort, 
wenn der Zeuge von der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit ent⸗ 
bunden iſt ®). 

Auch diefes Prinzip ift aber im Strafprozeß jehr erheblich 
eingeſchränkt; der Staat berüdfichtigt die Pflicht zur Verſchwiegen⸗ 
heit in großem Umfange, mo es fih um einen Streit über ver- 
mögensrechtliche Intereſſen handelt, dagegen in viel geringerem 
Maaße bei der Strafverfolgung. Hier find zur Verweigerung der 
Aussage nur berechtigt: Geiftliche in Anfehung desjenigen, was 


1) Strafpro3.D. 8. 54. Bol. Hierzu die Bemerkungen von Löwe. 

2) Eivilproz.D. $. 848 Ubi. 1 Biff. 4. 5. 

8) Civilproʒ.O. 8. 348 Abſ. 8. 

4) Eivilproz.D. 8. 350 Abi. 2. Hinfichtlich der Reichsbeamten fiehe Reichs⸗ 
beamtengejeg 8. 12 (Bd. L ©. 422). 
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ihnen bei Ausübung der Seelforge anvertraut it; Verthei— 
diger des Beihuldigten in Anfehung desjenigen, mas ihnen in 
diejer ihrer Eigenfchaft anvertraut ift, falls fie nicht von der Ber: 
pflibtung zur Verſchwiegenheit entbunden find; und unter ber 
gleihen Einſchränkung Rehtsanmwälte und Aerzte in An 
ſehung desjenigen, was ihnen bei Ausübung ihres Berufes anver: 
traut ift !). Deffentlihe Beamte find nicht nur befugt, fondern 
auch verpflichtet, über Umftände, auf welche fi ihre Pflicht zur 
Amtsverjchwiegenbeit bezieht, die Zeugenausfage auch im Straf: 
prozeß zu verweigern, und es ift den Gerichten verboten, fie über 
folde Umftände zu vernehmen. Auch diefe Beſchränkung der Zeug: 
nißpflicht Fällt aber fort, wenn die vorgefette Dienftbehörde des 
Beamten (oder bei Beamten außer Dienft die ihnen zulegt vor: 
geſetzt geweſene Dienitbehörde) die Vernehmung deſſelben geneb- 
migt ?), und dieſe Genehmigung Darf nur verſagt werden, wenn 
die Ablegung des Zeugnilles dem Wohle des Reiches oder eines 
Bundesftaates Nachtbeil bereiten würde ®). 

Wird die Ablegung des Zeugniffes ohne Grund oder nad 
Verwerfung des vorgeihütten Grundes verweigert *), jo bat dies 
vollfommen analoge Wirkungen wie die Verlegung der Geftellung3: 
pflicht des Zeugen, nämlich: 

a) Der Beuge ift in die durch die Zeugnißverweigerung ver- 
urſachten Koften, fowie zu einer Geldftrafe bis zu 300 M. 
und für den Fall, daß dieje nicht beigetrieben werden kann, zur 
Strafe der Haft bis zu ſechs Wochen zu verurtbeilen®). Die 
Strafe bat den Charakter der Drbnungsftrafe und es gilt von ihr 
in allen Beziehungen was oben ©. 172 von der Ordnungsftrafe 
wegen unentjchuldigten Ausbleibens gejagt ift. 

b) Es fann auf den Zeugen ein Zwang zur Ablegung 
bes Zeugnifies ausgeübt werden, indem das Prozeßgericht (der 


1) Strafproz.O. 8. 52. 

2) Für den Reichskanzler bedarf es der Genehmigung des Kaiſers, für 
die Minifter der Genehmigung des Landesherrn, für die Mitglieder der Se⸗ 
note der freien Hanfeftäbte der Genehmigung des Senat2. 

3) Strafproz.D. 8. 53. 

4) Ueber das Verfahren behufs Entfcheidung über die Zeugnißpflicht vgl. 
Civilproʒ.O. 8. 351-8354 und Strafproz.O. $. 95. 

5) Strafproz.D. 8. 69 Abſ. 1. Civilproz.D. 8. 355 Abſ. 1. 
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Unterfuhungsrichter zc. 2c.) ihn in Haft nehmen läßt. Die Haft 
darf nicht über die Zeit der Beendigung des Verfahrens in ber 
Inſtanz ausgedehnt werden, da mit diefem Zeitpunft die mwefent: 
lihe Borausfegung für Erfüllung der Zeugenpflicht fortfält. Das 
Marimum der Zwangshaft beträgt im Strafprozeß die Zeit von 
6 Monaten und bei Webertretungen die Zeit von 6 Wochen !). In 
bürgerliden Rechtsſtreitigkeiten fann die Zwangshaft nur im Falle 
wiederholter Weigerung des Zeugen und nur auf Antrag der Bro- 
zeßpartei angeordnet werden und es finden auf diefelbe die Bor: 
Ihriften über die Haft im Zmangsvollitredungsverfahren entfpre: 
hende Anwendung ?). Hiernach hat die Partei, welche den An⸗ 
trag ftellt, die Koſten, welche durch die Haft entftehen, einjchließ- 
ih der Berpflegungsfoften von Monat zu Monat vorauszuzahlen 
und die Haft darf die Dauer von 6 Monaten nicht überfteigen ®). 

Gegen eine dem aktiven Heere oder der aktiven Marine an: 
gehörende Militärperfon erfolgt die Feſtſetzung und Vollſtreckung 
der Strafe und ber Bwangshaft auf Erſuchen durch das Militär: 
gericht °). 

3. Die Pfliht zur Eidesletftung. 

Der Zeuge muß vor feiner VBernehmung den Eid leiten, daß 
er nach beitem Wiſſen die reine Wahrheit jagen, nichts verſchwei⸗ 
gen und nichts hinzuſetzen werde); die Bereidigung kann jedoch 
aus befonderen Gründen bis nach Abſchluß der Vernehmung aus: 
gefegt werden, in diefem Falle lautet die Eidesformel aſſertoriſch, 
daß der Zeuge nad beitem Willen die reine Wahrheit gejagt, 
nichts verichwiegen und nichts hinzugeſetzt habe ). Der Schwur 
erfolgt unter Anrufung Gottes, „des Allmäctigen und All⸗ 


1) Strafproz.O. 8. 69 Ubf.2 u. 4. In bem Verfahren zur Unterjuchung 
ber Seeunfälle findet die Unordnung der Haft zur Erzwingung eines Zeug⸗ 
niſſes nicht ftatt. Neichägef. v. 27. Juli 1877 8. 19 Abi. 2. 

2) Givilproz.D. 8.355 Abſ. 2. In Entmündigungsfadhen Tann die Anord- 
nung der Haft von Amtswegen erfolgen. Civilpr.D. 8. 597 Ubf. 4. 

3) Eivilproz.D. 88. 792. 794. 

4) Strafproz.D. 8. 69 Abi. 5. Eivilproz.D. 8. 355 Abſ. 4. 

5) Da die „Vernehmung“ des Zeugen auch die Perfonal- und General⸗ 
fragen mitumfaßt, jo muß die Beeidigung ded Zeugen vor der Beantwortung 
berjelben erfolgen. Urth. des Neichsgericht3 v. 30.Nov. 1881. (Entjcheidungen 
in Strafſachen Bd. 3 ©. 80.) 

6) Strafproz.D. 88. 60. 61. Civilproʒ. O. 88. 356. 357. 

Zab and, Reichtſiaatbrecht. TN. 9. 12 
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wiflenden” und jchließt mit den Worten „So wahr mir Gott 
helfe” %); der Eidegleiftung wird gleichgeachtet, wenn ein Mit- 
glied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Geſetz den Gebrauch 
gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, eine 
Erklärung unter der Betheuerungsformel dieſer Religions-Geſell⸗ 
ſchaft abgiebt )). 

Aus dem Inhalt des Eides folgt, daß alle Gründe, welche 
einen Zeugen zur Verweigerung der Ausſage berechtigen, ihn auch 
von der Eidesleiſtung befreien; dagegen kann der Zeuge zur eib- 
lichen Verſicherung der Thatſache, auf welche er die Weigerung des 
Beugnifles ftüßt, angehalten werden, wenn er diejelbe nicht in an- 
derer Art glaubhaft zu maden vermag °). 

Allein die Pflicht zur Eidesleiftung tritt nicht in allen Fällen 
ein, in denen ber Zeuge eine Ausfage gemacht bat oder fie zu 
machen bereit ift; vielmehr befteben folgende Ausnahmen: 

a) Der Eid darf nicht abgenommen werden foldden Berfonen, 
bie zur Zeit der Vernehmung das 16. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet oder wegen mangelnder Berftandesreife oder wegen Ber- 
ſtandesſchwäche von dem Weſen und der Bedeutung des Eides 
keine genügende Vorſtellung haben; ſowie denjenigen Perſonen, 
welche rechtlich unfähig find, den Zeugeneid zu leiſten *). 

b) Unbeeidigt zu vernehmen find im Civilprozeß Perfonen, 
welche bei dem Ausgange des Nechtsfireits unmittelbar betbeiligt 
find ®); im Strafprozeß diejenigen Perfonen, welche hinſichtlich 
ber den Gegenftand der Unterfuhung bildenden That als Theil 
nehmer, Begünftiger oder Hehler verdächtig oder bereit$ verur: 
theilt find ®). 


1) Strafpro;.D. 8. 62. Eivilproz.D. 8. 443. 

2) Strafproz.D. 8. 64. Civilpr.O. 8. 446. 

3) Strafproz.D. 8. 55. Civilpr.O. 8. 351 Abi. 2. 

4) Strafproz.D. 8. 56 Biff. 1 u. 2 . Civilpr.O. 8.358 Ziff. 1 u.2. Bol 
Strafgeſetzb. Art. 161. 

5) Eivilproz.D. 8.358 Biff. 4; jedoch Tann das Prozeßgericht die nach⸗ 
trägliche Beeidigung anordnen. 

6) Strafproz. O. 8.56 Hiff. 3. — Die ftreitige Yrage, ob im Strafverfahren 
auch außer den Fällen ber 88. 56. 57 die NBeeidigung eine? vernommenen 
Beugen unterbleiben darf, ift rein prozefjualiiher Natur, denn fie betrifft 
nicht die Zeugenpflicht, jondern da3 Zeugenbeweis-Berfahren. Eine Erörterung 
berjelben giebt Boitns Kontroverien Vd. I. S. 176 ff. 295 ff. 
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c) Wer zur Bermeigerung des Zeugniſſes berechtigt ift, weil 
er zum Beichuldigten in einem Verhältniß der Angehörigkeit ftebt, 
deſſenungeachtet aber eine Ausſage macht, Tann bie Beeidigung des 
Zeugniſſes verweigern und ift über dieſes Recht zu belehren. 
Wenn er zur Reillung des Eides bereit ift, hängt es von dem 
richterlichen Ermeſſen ab, ob er unbeeidigt zu vernehmen oder zu 
beeidigen ift ). Ebenſo find in Civilprozefjen Zeugen, welche zur 
Verweigerung des Zeugnifjes berechtigt find, weil fie Angehörige 
einer Partei find, oder welche die Auskunft über Fragen ablehnen 
dürfen, deren Beantwortung ihnen oder einem ihrer Angebörigen 
einen unmittelbaren Vermögens-Schaden verurfahen, oder zur 
Unehre gereihen oder die Gefahr ftrafgerihtliher Verfolgung zu—⸗ 
ziehen würde, welche defienungeadtet aber eine Beugenausfage 
machen, von der Eidesleiftung frei; das Prozeßgeriht Tann je- 
doch ihre nachträgliche Beeidigung anorbnen ?). 

d) In Civilprozefien können die Parteien auf die Beeidigung 
von Zeugen verzichten ?). 

Die unberechtigte Weigerung der Leiltung des Zeugeneides 
bat ganz diefelben Rechtsfolgen wie die unberechtigte Verweigerung 
der Ausfage, nämlich Verurtbeilung zu den durch die Eidesver- 
weigerung verurſachten Koften, Geldftrafe bis zu 300 M., an deren 
Stelle im Unvermögensfall Haft bis zu ſechs Wochen tritt, und 
nah Ermeffen des Gerichts Haft zur Erzwingung der Eides- 
leiftung *). 

VI. Die Gegenleiftung des Staates. Die Zeugen: 
pflicht ift nicht unentgeltlich zu erfüllen. Jeder Zeuge ohne 
Unterſchied des Berufes, Alters oder Geſchlechts erhält auf jei- 
nen Antrag eine Entſchädigung für Zeitverfäumniß, wofern mit 
der letzteren nach der Lebensftellung des Zeugen eine Beeinträd): 
tigung feines Erwerbes verbunden it). Wenn das Erſcheinen 
des Zeugen eine Reife erforderlih macht, fo bat er außerdem An- 
fpru auf Erftattung der Koften, welche durch die Reife und den 


1) Strafproz.D. $. 57. 
2) Eivilproz.D. 8. 358 Biff. 3. 
3) Civilproz.D. 8. 356 Abi. 2. 
4) Civilpr.O. 8. 355. Strafproʒ. O. 8. 69. 
5) Gebührenordnung v. 30. Juni 1873 8. 2. 5. 
12* 
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wiffenden” und fchließt mit den Worten „So wahr mir Gott 
helfe“ ?); der Eidezleiftung wird gleichgeachtet, wenn ein Mit- 
glied einer Religionsgejelihaft, welcher das Geſetz den Gebrauch 
gewifler Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geftattet, eine 
Erflärung unter der Betheuerungsformel dieſer Religions-Gefell- 
ſchaft abgiebt *). 

Aus dem Inhalt des Eides folgt, daß alle Gründe, melde 
einen Zeugen zur Verweigerung der Ausfage berechtigen, ihn aud 
von der Eidesleiftung befreien; dagegen kann der Zeuge zur eid— 
lichen Verſicherung der Thatſache, auf weldhe er die Weigerung des 
Zeugniſſes ftübt, angehalten werden, wenn er diejelbe nicht in an- 
derer Art glaubhaft zu machen vermag ?). 

Allein die Pflicht zur Eibesleiftung tritt nicht in allen Fällen 
ein, in denen der Zeuge eine Ausfage gemacht bat oder fie zu 
machen bereit ift; vielmehr beftehen folgende Ausnahmen : 

a) Der Eid darf nicht abgenommen werben folden Berjonen, 
bie zur Zeit der Vernehmung das 16. Lebensjahr noch nicht voll: 
endet oder wegen mangelnder Berflandesreife oder wegen Ber: 
ftandesihwädhe von dem Wefen und ber Bedeutung des Eides 
feine genügende Vorftellung haben; ſowie denjenigen PBerjonen, 
welche rechtlich unfähig find, den Zeugeneid zu leiſten *). 

b) Unbeeidigt zu vernehmen find im Civilprozeß Perjonen, 
welche bei dem Ausgange des Nechtöftreit3 unmittelbar betheiligt 
find 9); im Strafprozeß diejenigen Perſonen, welche binfichtlid 
der den Gegenftand der Unterfuchung bildenden That als Theil- 
nehmer, Begünftiger oder Hehler verbächtig oder bereits verur: 
theilt find ®). 


1) Strafpro;.D. 8. 62. Civilproʒ.O. 8. 443. 

2) Strafproz.D. 8. 64. Civilpr.O. 8. 446. 

3) Strafprn;.D. 8. 55. Eivilpr.Dd. 8. 351 Abſ. 2. 

4) Strafprog.D. 8. 56 Biff. 1 u. 2 . Eivilpr.D. 8.358 Ziff. 1 u.2. Bgl. 
Strafgeſetzb. Art. 161. 

5) Eivilproz.D. 8. 358 Ziff. 4; jedoch Tann das Prozeßgericht die nach⸗ 
träglicde Beeidigung anordnen. 

6) Strafproz.D. 8.56 Hilf. 3. — Die ftreitige Frage, ob im Strafverfahren 
anch außer den Yällen der 88. 56. 57 die Beeidigung eine vernommenen 
Beugen unterbleiben darf, ift rein prozeflualiiher Natur, denn fie betrifft 
nicht die Beugenpflicht, fondern das Beugenbeweis-Berfahren. Eine Erörterung 
berjelben giebt Boitus Kontroverjen Bd. I. ©. 176 ff. 295 ff. 
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c) Wer zur Verweigerung des Zeugniſſes berechtigt ift, weil 
er zum Beichuldigten in einem Verhältniß der Angehörigkeit ftebt, 
defienungeachtet aber eine Ausjage macht, kann die Beeidigung des 
Zeugnifle8 verweigern und ift über dieſes Recht zu belehren. 
Wenn er zur Leillung des Eides bereit ift, hängt es von dem 
richterlihen Ermeflen ab, ob er unbeeidigt zu vernehmen oder zu 
beeidigen ift ‘). Ebenfo find in Civilprozeſſen Zeugen, welche zur 
Verweigerung des Zeugnifjes berechtigt find, weil fie Angehörige 
einer Bartei find, oder welche die Auskunft über Fragen ablehnen 
dürfen, deren Beantwortung ihnen oder einem ihrer Angehörigen 
einen unmittelbaren Vermögens-Schaden verurfadhen, oder zur 
Unehre gereihen oder die Gefahr ftrafgerichtliher Verfolgung zu- 
ziehen würde, welche deflenungeachtet aber eine Beugenausjage 
machen, von der Eidesleiftung frei; das Prozeßgeriht Tann je: 
doch ihre nachträgliche Beeidigung anordnen ?). 

d) In Civilprozeſſen können die Parteien auf die Beetdigung 
von Zeugen verzichten °). 

Die unberechtigte Weigerung der Leitung des Zeugeneides 
bat ganz diefelben Rechtsfolgen wie die unberechtigte Verweigerung 
der Ausfage, nämlich Verurtbeilung zu den durch die Eideöver: 
weigerung verurjahten Koften, Geldftrafe bis zu 300 M., an deren 
Stelle im Unvermögenzfall Haft bis zu ſechs Wochen tritt, und 
nah Ermeſſen des Gerichts Haft zur Erzmwingung der Eides- 
leiſtung *). 

VI. Die Segenleiftung des Staated. Die Zeugen: 
pflicht ift nicht unentgeltlih zu erfüllen. Jeder Zeuge ohne 
Unterſchied des Berufes, Alters oder Geſchlechts erhält auf ſei— 
nen Antrag eine Entfhädigung für Zeitverfäumniß, mofern mit 
der leßteren nach der Lebenzftellung des Zeugen eine Beeinträd): 
tigung feines Erwerbes verbunden iſt )). Wenn das Erjcheinen 
des Zeugen eine Reife erforderlih macht, fo hat er außerdem An- 
ſpruch auf Erftattung der Koften, welche durch die Reife und den 


1) Strafproz.O. 8. 57. 
2) Eivilproz.D. 8. 358 Ziff. 3. 
3) Civilproz.D. 8. 356 Abſ. 2. 
4) Civilpr.D. 8. 355. Strafproʒ.O. 8. 69. 
5) Gebührenordnung v. 30. Juni 1878 8. 2. 5. 
12* 
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Aufenthalt am Drte der Vernehmung verurfacht werden !). Diefer 
Anſpruch richtet fich gegen die Staatsfaffe, wenn die Ladung des 
Zeugen von dem Richter oder der Staatsanwaltſchaft erfolgt if. 
In Givilprozefien kann das Gericht die Ladung davon abhängig 
maden, daß ber Beweisführer einen Vorſchuß zur Dedung der 
Staatskaſſe wegen der durch die VBernehmung des Zeugen erwach⸗ 
enden Auslagen hinterlegt ?). In Strafprozefien kann der Ange: 
Hagte Perſonen, deren Ladung der Richter ablehnt, unmittelbar 
laden; einer ſolchen Ladung braucht der Zeuge aber nur Folge 
zu leiften, wenn ihm die geſetzliche Entſchädigung für Reiſekoſten 
und Verfäumniß baar dargeboten oder deren Hinterlegung bei dem 
Gerichtsfchreiber nachgemwiefen wird; auf Antrag des Angeflagten 
fann jedoch das Gericht die Uebernahme auf die Staatskaſſe be⸗ 
ſchließen ®). 

Die Höhe der zu zahlenden Gebühren und Entſchädigungen 
ift in der Gebühren-Drdnung vom 30. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 173) 
beftimmt. Sie gilt für alle ordentlihen Gerichte im ganzen Bundes: 
gebiet und für die Konſulargerichte *). 

Wenn der Zeuge außerhalb des Bezirks des Gerichtes, vor 
welches er geladen ift, feinen Aufenthaltsort hat und die Gebühren 
nah) dem Rechte des Aufentbaltsortes höher find, jo können die 
höheren Beträge gefordert werden ®). 


1) Eivilpr.D. 8. 366. Strafproz.D. $. 70. Verordn. über die Errichtung 
des Patentamts v. 18. Juni 1877 8. 12 (K. G. Bl. S. 536). Gebühren-Drdn. 
8. 6 ff. 

2) Civilpr.O. 8. 344. 

3) Strafproz.D. 8. 219. 

4) Gef. über die Konjular-Gerichtsbarleit 8. 44. 

5) Gerichtsverf. Geſ. 8. 166 Abſ. 2. Nach der Entftehungsgefchichte dieſer 
Vorſchrift ift es zweifelhaft, ob fie auch auf die im Ausland wohnenden Beugen 
und die höheren Gebührenfäge de ausländifhen Rechts bezogen 
werden darf. Gie ift von ber Reichstagskommiſſion (Protof. I. Lefung S. 10 ff. 
Hahn ©. 323 ff.) befchloffen worden mit Nüdficht auf die Verfchiebenheit der 
Gebührenſätze, melde damals innerhalb des Bundesgebietes be 
ftanden Haben und zwar bei Erörterung der Vorſchriften des Gerichtöver- 
faffungögefeges über die Recht Shülfe, welche ja nur unter ben Gerichten 
des Bundesgebietes Geltung haben (abgefehen von ben Konfulargerichten). Da- 
her erflärt fi, ba die Beftimmung in dem Titel von der Rechtshülfe ihren 
Plag gefunden hat, wohin fieihrem Inhaltenad nidt gehört. 
Durch den Erlaß einer Beugen-Gebühren- Ordnung für das ganze Reich ift je 
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VI. Die Pflicht zur Erftattung fahverftändiger 
Gutachten ift der Zeugenpfliht analog. Nicht mur prozeßrecht: 
lich flebt der Beweis durch Sachverſtändige binfichtlid des Ver⸗ 
fahrens zum großen Theil unter denſelben Regeln wie der Zeugen: 
beweis, fondern auch ſtaatsrechtlich find beide Pflichten gleich— 
artig '). Nur infofern macht ſich ein erheblicher Unterſchied bemerf- 
bar, als die freiwillige Uebernahme diefer Pflicht in weitem Um⸗ 
fang zur Anwendung kommt, fo daß die geſetzl iche Verpflich- 
tung nur [ubfidiär geltend gemacht wird. Es find gutachten- 
pflichtig ?): 

1) Perfonen, melde zur Erftattung von Gutachten der erfor: 
derten Art öffentlich beftellt find, alfo fi zur Erftattung 
berjelben freiwillig verbindlich gemacht haben. 

2) Berfonen, welche fi zur Erftattung des Gutachtens in der 
eoncreten Rechtsſache vor Gericht bereit erflärt haben. 

3) Perjonen, melde die Wiffenichaft, die Kunft oder das Ge- 
werbe, deren Kenntniß VBorausfegung der Begutachtung ift, öffent: 
ih zum Erwerbe ausüben oder zur Nusübung derfelben 
öffentlich beftellt oder ermächtigt find. 


doch die Vorausſetzung, von weldher $. 166 ausgeht, in Wegfall gekommen und 
Abi. 2 kann Feine Anwendung finden, wenn der Zeuge innerhalb des Bundes- 
gebietes fich aufhält. Da nun aber die erwähnte Gebühren-Ordnung und das 
Gerichtskofſtengeſetz gleichzeitig in Kraft getreten find und nicht anzunehmen 
ift, daß der Gefeßgeber eine Anordnung erläßt, und gleichzeitig Die Voraus⸗ 
jeyungen ihrer Anwendbarkeit befeitigt, jo muß dieſe Anordnung fo audgelegt 
werben, daß fie eine rechtliche Wirkſamkeit behält, und dies ift nur der Yall, 
wenn man fie auch auf diejenigen vor ein inlänbifches Gericht geladenen Zeu⸗ 
gen, welche im Auslande ihren Aufenthaltsort haben, bezieht. Auch praktifche 
Erwägungen ſprechen Hierfür; da der Staat Feine geſetzlichen Bmangsmittel 
gegen folcde Beugen Hat, fondern darauf angewieſen ift, daß die letteren frei« 
willig der Ladung Folge leiften, jo würde er feinem eigenen Intereſſe durch 
ungenügende Entſchädigung des Zeugen entgegenhanbeln. 

1) Auf die Berfchiedenheit zwiſchen der Stellung der Beugen und ber 
Stellung der Sachverftändigen im Prozeß ift Hier nicht näher einzugehen. 
Bol. hierüber Seuffert CivilprozeßOrdnung ©.433 ff. Schwarze GStraf- 
proz.Ordn. S. 207 und die dafelbft Eitirten. Ferner Wach Vorträge ©. 57 ff. 
und Binding Grundriß ©. 109 ff. und insbejondere die eingehende Hiftori- 
iche und dogmatiſche Erörterung von Obermeyer Die Lehre von den Sach⸗ 
verftändigen im Civilprozeß. München 1880. 

2) Civilproʒ.O. $. 372. Strafpro,.D. $. 75. 
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Wenn Berfonen zur Erftattung von Gutachten gewiſſer Art 
öffentlich beftellt find, jo follen andere Perjonen nur dann als 
Sachverſtändige berufen werden, wenn befondere Umftäude e3 er: 
fordern *); hierin liegt die Anerkennung der Subfidiarität der ge: 
ſetzlich en Begutahtungspflidt. 

Dieſelben Gründe, welche einen Zeugen berechtigen, das Zeug: 
niß zu verweigern, berechtigen einen Sachverſtändigen zur Ber: 
weigerung des Gutahhtens ?); die Unterjchiede, melde in dieſer 
Beziehung zwilchen dem Strafverfahren und dem Civilprozeß bin- 
fichtlih der Zeugenpflicht befteben, gelten daher auch für die Pflicht 
als Sacdverftändiger zu fungiren. Allein praktiich ift dies von 
geringer Bedeutung; denn das Gericht ift befugt, „auch aus an- 
deren Gründen” d. b. nah freiem Ermeflen einen Sacverftän- 
digen von der Verpflichtung zur Erftattung des Gutachtens zu ent: 
binden, und da nad) der Natur der Sache die Fähigkeit zur Be: 
gutachtung nicht wie die zur Zeugenausfage auf eine oder einige in: 
dividuell beitimmte, unvertretbare Perſonen beſchränkt ift, ſondern 
den Behörden und Parteien fat immer die Auswahl unter einer 
größeren Zahl von Sachverftändigen frei fteht, jo fann man troß 
der formellen Anerkennung der gejeßlichen Begutahtungspflicht 
annehmen, daß in der Regel Niemand gegen feinen begründeten 
Widerſpruch zur Abgabe gerichtliher Gutachten angehalten wird. 
Dem entipriht e3, daß ein Zwang zur Abgabe des Gutachtens 
dur Vorführung oder durch Haft nicht ausgeübt werben darf. 
Iſt eim zur Erftattung des Gutachtens (freiwillig oder gejeklich) 
verpflichteter Sachverjtändiger gegen den Befehl des Gericht3 ur- 
gehorſam, indem er auf Vorladung nicht erfcheint oder indem er 
fih weigert, das Gutachten zu ertbeilen oder den erforderlichen 
Eid zu leiften, jo iſt er zum Erjat der dadurch verurſachten Koften 
und in eine Orbnungsitrafe bis zu 300 Mark zu verurtbeilen, 
bie im Falle wiederholten Ungehorfams noch einmal und zwar 
bi8 zu 600 Mark verhängt werden Fann ?). Die Subftituirung 


1) Eivilproz.D. $. 369 Abſ. 2. Strafproz.O. 8. 73. 

2) Strafproz.D. 8. 76 Abſ. 1. Eivilproz.D.$. 373. Desgleihen gilt das 
Verbot, einen öffentlichen Beamten als Sacdjverftändigen zu vernehmen, wenn 
die vorgefehte Behörde des Beamten erflärt, daß die Vernehmung den Dienft- 
lichen Intereſſen Nachtheile bereiten würde. 

3) Strafproz.O. $. 77. Eivilproz.D. 8. 374. Gegen Militärperjonen im 
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einer Freiheitäftrafe im Unvermögensfall tft unzuläffig.. Der Sad: 
verftändige hat nit nur auf Entſchädigung für Zeitverfäumniß 
und auf Erftattung der ihm verurfachten Koften, jondern außerdem 
auf angemefjene Vergütung für feine Mübewaltung Anſpruch ?). 
Die näheren Vorfchriften hierüber find in dem Geſetz v. 30. Juni 
1878 (R. G. Bl. S. 173) enthalten. 


F. 106. Die Koften und Gebühren”). 


Zwiſchen der ftaatsrechtlichen Geftaltung des Heerweſens und 
derjenigen des Gerichtsweſens im Deutſchen Reiche befteht eine der 
weſentlichſten VBerjehiedenheiten darin, daß die Koften des geſamm⸗ 
ten Heerweſens gemeinjchaftliche find, dagegen die Koften des Ge: 
rihtöwejens von demjenigen getragen werden, dem die Gericht3- 
barkeit zufteht, alfo in der Hauptſache von den Einzelftaaten und 
nur binfichtlich der Durch Reichsbehörden ausgeübten Gerichtsbar: 
feit von dem Reihe. Da die Gerichtsbarkeit aber zugleich eine 
Quelle fehr erheblicher Einnahmen ift, fo gilt der gleihe Grund: 
fat felbitverftändlih auch von den Gerichtögefällen ; fie bilden ein 
Sorrelat der mit Ausübung der Gerichtsbarkeit verfnüpften Finanz: 
laften. Man kann Beides in dem Grundſatz zujammenfaflen: 
Das Reih und die Einzelftaaten üben die ihnen zuftehende Ge⸗ 
rihtsbarkeit für eigene Rechnung aus. Hierin liegt ber 
Grund für die erheblich größere Freiheit der Selbftverwaltung 
der Einzelftaaten auf dem Gebiet der Rechtspflege wie auf dem⸗ 
jenigen des Heerwejend. Allein von einer fouveränen Selbitbe- 
ftimmung der Einzelitaaten ift auch in dieſer Hinfiht feine Rede; 
fie find vielmehr in den wichtigften Beziehungen durch die vom 
Reiche aufgeltellten Normen gebunden und auf die Anwendung 
berfelben in den einzelnen Fällen beſchränkt. Es gilt dies nament- 
lich von denjenigen Einnahmen, welche einen unmittelbaren Zus 
fammenhang mit der Gewährung des Rechtsſchutzes in den ein- 
zelnen Rechtsſachen haben und die deshalb mit der Einheitlichkeit 


activen Dienft erfolgt die Feitfegung und die Bollftredung der Strafe auf 
Erſuchen durd die Militärgerichte. 

1) Strafprozeß-Ordn. 8. 84. Civilproʒ.O. 8. 378. Verordn. über die Ein- 
richtung des Patentamtd v. 18. Juni 1877 8. 12 (R. G BL. ©. 536). 

*) Pfafferoth, Das Deutſche Gerichtöfoftenwefen 2. Aufl. 1880, (In 
Sarmwey und Thilo's Juſtizgeſetzgebung II. Abth. 2. Bd.). 
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Wenn Berjonen zur Erftattung von Gutachten gewiſſer Arı 
Öffentlich beftellt find, fo follen andere Perſonen nur dann als 
Sachverſtändige berufen werden, wenn bejondere Umftände es er- 
fordern ?); hierin liegt die Anerkennung der Gubfidiarität der ge: 
ſetzlich en Begutachtungspflicht. 

Dieſelben Gründe, welche einen Zeugen berechtigen, das Zeug: 
niß zu verweigern, berechtigen einen Sachverſtändigen zur Ber: 
weigerung des Gutadhtens ?); die Unterfhiede, welche in diefer 
Beziehung zwilchen dem Strafverfahren und dem Eivilprozeß bin- 
fihtli) der Zeugenpflicht befteben, gelten daher auch für die Pflicht 
als Sadyverftändiger zu fungiren. Allein praktiſch ift dies von 
geringer Bedeutung; denn das Gericht ift befugt, „auch aus an- 
deren Gründen” d. h. nah freiem Ermeflen einen Sadverftän- 
digen von der Berpflihtung zur Erftattung des Gutachtens zu ent: 
binden, und da nad der Natur der Sade die Fähigkeit zur Be: 
gutachtung nicht wie die zur Zeugenausfage auf eine oder einige in- 
dividuell beftimmte, unvertretbare Perſonen beihränft ift, ſondern 
den Behörden und Parteien faft immer die Auswahl unter einer 
größeren Zahl von Sachverftändigen frei fteht, jo Tann man trof 
der formellen Anerkennung der geſetzlichen Begutahtungspflicht 
annehmen, daß in der Regel Niemand gegen feinen begründeten 
Widerſpruch zur Abgabe gerichtlider Gutachten angehalten wird. 
Dem entipriht es, daß ein Zwang zur Abgabe des Gutachtens 
durch Vorführung oder durch Haft nit ausgeübt werden darf. 
Iſt ein zur Erftattung des Gutachtens (freiwillig oder gefeklich) 
verpflichteter Sachverftändiger gegen den Befehl des Gerichts un: 
gehorſam, indem er auf Borladung nicht erfcheint oder indem er 
fih weigert, das Gutachten zu ertheilen oder den erforderlichen 
Eid zu leiften, jo ift er zum Erſatz der dadurch verurfadhten Koften 
und in eine Drdnungsftrafe bis zu 300 Mark zu verurtbeilen, 
die im Falle wiederholten Ungehorſams nod einmal und zwar 
bis zu 600 Mark verhängt werden Tann ?). Die Subftituirung 


1) Eivilproz.D. 8. 369 Abſ. 2. Strafproz. O. 8. 73. 

2) Strafproz.D. 8. 76 Abf.1. Eivilproz.D.$8. 373. Desgleichen gilt das 
Berbot, einen öffentlichen Beamten al3 Sadjverftändigen zu vernehmen, wenn 
die vorgefehte Behörde des Beamten erflärt, daß die Vernehmung ben dienſt⸗ 
lichen Intereſſen Nachtheile bereiten würde. 

3) Strafproz.O. $. 77. Civilproz.D. $. 374. Gegen Militärperfonen im 
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einer Freiheitsftrafe im Unvermögensfall tft unzuläffig. Der Sad: 
verftändige bat nicht nur auf Entihädigung für Zeitverfäumniß 
und auf Erftattung der ihm verurſachten Koften, jondern außerdem 
auf angemeljene Vergütung für feine Mühewaltung Anfprud ?). 
Die näheren Vorſchriften hierüber find in dem Geſetz v. 30. Juni 
1878 (R. G. Bl. ©. 173) enthalten. 


8. 106. Die Koften und Gebühren”). 


Zwiſchen der ftaatsrechtlichen Geftaltung des Heerweſens und 
derjenigen des Gerichtsweſens im Deutichen Reiche beftebt eine der 
wefentlichiten Verjchiedenheiten darin, daß die Koften des gefamm- 
ten Heerweſens gemeinſchaftliche find, dagegen die Koften des Ge- 
richtsweſens von demjenigen getragen werden, dem die Gericht3- 
barkeit zuftebt, aljo in der Hauptſache von den Einzelitaaten und 
nur binfichtlich der durch Reichsbehörden ausgeübten Gerichtäbar: 
feit von dem Reiche. Da die Gerichtsbarkeit aber zugleich eine 
Duelle ſehr erheblicher Einnahmen ift, jo gilt der gleihe Grund: 
ſatz felbftverftändlih auch von den Gerichtägefällen; fie bilden ein 
Gorrelat der mit Ausübung der Gerichtsbarkeit verknüpften Finanz: 
loften. Man Tann Beides in dem Grundfag zujammenfaflen: 
Das Reih und die Einzelftaaten üben die ihnen zuftehende Ge- 
rihtsbarkeit für eigene Rechnung aus. Hierin liegt der 
Grund für die erheblich größere Freiheit der Selbitverwaltung 
der Einzelftaaten auf dem Gebiet der Rechtspflege wie auf dem- 
jenigen des Heerweſens. Allein von einer jouveränen Selbitbe- 
ftimmung der Einzeljtaaten ift auch in dieſer Hinficht Teine Rede; 
fie find vielmehr in den wichtigften Beziehungen durch die vom 
Reihe aufgeftelten Normen gebunden und auf die Anwendung 
berfelben in den einzelnen Fällen beſchränkt. Es gilt dies nament- 
lich von denjenigen Einnahmen, welche einen unmittelbaren Zu⸗ 
fammenbang mit der Gewährung des Rechtsſchutzes in den ein- 
zelnen Rechtsſachen haben und die deshalb mit der Einbeitlichkeit 


activen Dienft erfolgt die Feſtſetzung und die Bollfiredung der Strafe auf 
Erjuden durch die Militärgerichte. 

1) Strafprogeß-Ordn. 8. 84. Eivilproz.D. 8. 378. Verordn. über die Ein- 
richtung des Patentamts v. 18. uni 1877 8. 12 (R.G Bl. ©. 536). 

*) Pfafferoth, Das Deutiche Gerichtskoſtenweſen 2. Aufl. 1880, (In 
Sarmwey und Thilo's Juſtizgeſetzgebung II. Abth. 2. Bd.). 
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der Gerichtsorganifation und des gerichtlichen Verfahrens gleich- 
mäßig geregelt werden mußten, von den Prozeßkoſten. Um das 
Berbältniß der Autonomie der Einzelftaaten zu der Gejeßgebung 
des Reiches zu beftimmen, ift daher im Wefentlichen folgende 
Unterfheidung zu maden: 

Die Autonomie der Einzelftaaten beſteht binfichtlich aller der⸗ 
ienigen Koften, welche als Staatöverwaltungstoften von den 
Staatskaſſen zu tragen find, da in dieſer Hinſicht für das 
Reich Feine Beranlaffung zur Bevormundung der Einzelftaaten 
gegeben war; dagegen greift die Reichsgeſetzgebung Platz hinſicht⸗ 
lich aller derjenigen Koften, welhe von. den Parteien zu tragen 
find, und zwar auch dann, wenn die Beträge zunächſt von der 
Staatskaſſe zu zahlen und von den Parteien nur eventuell ihr zu 
erjegen find, mie 3. B. Gebühren für Zeugen und Sacverftändige. 

Aus diefem Prinzip ergiebt fih, daß fih die Autonomie 
der Einzelftaaten erftredt: auf alle ſächlichen Ausgaben der 
Gerichtsverwaltung,, auf die Höhe der Reiſekoſten, melde den 
Schöffen, Geſchworenen und Mitgliedern des Ausſchuſſes zur Auf: 
ftellung der Dienftliften zu gewähren find, und insbefondere auf 
die Normirung der Gehalte und anderen Dienfteinfünfte ſowie 
der Benfionsverhältnifie aller im Juſtizdienſte berufsmäßig ange- 
jtellten Beamten mit Einfluß der richterlichen. Für die Juſtiz— 
beamten giebt es feine vom Reiche aufgeitellten Normalbefoldungs: 
Jäge wie für die Offiziere und Militärbeamten. 

Dagegen erjtredt fi die Reichsgeſetzgebung unter Ausſchluß 
der einzelftaatlichen Autonomie für den Bereich der ordentlichen 
ftreitigen Gerichtsbarkeit auf folgende Punkte: 

1. Die Verpflibtungsgründe zur Zahlung oder 
zur Erftattung von Prozeßkoſten. Diejelben find in den Prozeß⸗ 
Ordnungen beftimmt '). Die Frage, wer zur Tragung der Prozeß: 
foften verpflichtet ift, bildet einen Nebenbeftandtheil jeder rechts⸗ 
bängigen Sache und ift in jedem einzelnen Falle ex officio durch 
richterliche Entſcheidung feftzuftellen 2). Eine nähere Erörterung 
dieſer Verpflichtungsgründe ift ohne ſtaatsrechtliches Intereſſe; fie 


1) Strafproz.D. 88. 497—505. Eivilproz.D. 8. 87 ff. u. a. O. Gerichts⸗ 
koſtengeſetz 3. 86 ff. 
2) Strafproz.D. $. 496. Eivilproz.D. 8. 279 Abi. 2. 
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beruben auf dem dur die Natur der Sache gebotenen Prinzip, 
daß derjenigen Partei die Koften des Verfahrens oder einzelner 
Theile deffelben aufzuerlegen find, welde dieſe Koften veranlaßt 
bat '). Hervorzuheben ift in dieſer Hinfiht nur, daß die noth- 
wendigen Auslagen, melde einem freigefprochenen oder außer 
Verfolgung geſetzten Angeſchuldigten erwachſen find, der Staats: 
Taffe auferlegt werden Tönnen?). 

2. Die Berpflidtungsgründe zur Sicherheits— 
leiftung Am Strafprozeß fann vor der gerichtlichen Ent: 
ſcheidung über einen Antrag auf Strafverfolgung dem Antrag: 
fteller die Leiftung einer Sicherheit für die buch das Verfahren 
über den Antrag und durch die Unterfuhung der Staatsfafle und 
dem Beichuldigten vorausfichtlid erwachſenden Koften durch Be- 
ſchluß des Gerichts auferlegt werden ®). 

Sn bürgerlihen Rectsftreitigfeiten und bei Strafſachen 
in dem Berfahren auf erhobene Privatklage befteht eine zweifache 
Verpflichtung zur Sicherbeitsleiftung, fowohl dem Gegner al3 dem 
Fisfus gegenüber. 

a) Der Gegenpartei ift auf deren Verlangen Sicherheit 
wegen der Prozeßkoſten zu leilten von einem Ausländer, wel: 
her als Kläger auftritt, ſoweit nicht eine der im 8. 102 
Ziff. 1—5 der Civilpr.D. aufgeführten Ausnahmen begründet ift ). 

b) Dem Fiskus iſt Sicherheit für die Koften unter dem 
Namen „Sebührenvorfhuß” zu leiften. Der Gebührenvor: 
ſchuß tft von dem Antragfteller für jede Inſtanz zu entrichten, auch 
von dem MWiderkläger und im Falle wechjelfeitig eingelegter Recht3- 
mittel von jeder Partei ®); ferner im Kontursverfahren von dem 


1) Hierüber finden fi Erläuterungen in fämmtliden Kommentaren 
zu den 3 Prozeßordnungen. Ferner für den Strafprozeß: Meves in 
v. Holtzendorff's Handbuch Bd. II. ©. 497, Wieding in v. Holtzendorff's 
Rechtslexikon Bd. II. ©. 567 und Binding Grundriß ©. 147 ff. — Für 
den Civilprozeß: Endemann Civilproz. Bd. II. ©. 577 fi. Hin 
ſchius im citirten Rechtslexikon Bd. II. ©. 569 und befonderd Fitting 
Neichscivilprogeß 8. 94 ff. — Bol. au Menger in Grünhut’3 Zeitichrift 
3b. VII ©. 656 ff. 

2) Strafproz.D. 8. 499 Abſ. 2. 8. 505 Abf. 1. 

3) Strafproz. Ordn. 8. 174. 

4) Eivilproz.DOrdn. $. 102. 1038. Strafproz.D. 8. 419. 

5) Gerichtäkoftengef.' 8. 81. 
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Antragfteller bei dem Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahreng, 
bei der Anmeldung einer Konfursforderung nad) dem Ablaufe der 
Anmeldefrift, und bei dem Antrag auf Anordnung einer Sicher: 
beitömaßregel (Konf.d. 8. 183 Abſ. 2) !); endlich in Straffachen 
bon dem Privatkläger oder demjenigen, welcher als Privatkläger 
eine Berufung oder Reviſion einlegt oder Wiederaufnahme des 
Verfahrens beantragt, ſowie von dem Nebenfläger, welcher eine 
Berufung oder Reviſion einlegt ?). In Straffachen beträgt der 
Gebührenvorfhuß 10 Mark für jede Inftanz, in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten foviel, wie die höchfte Gebühr, welche für einen Alt 
der Inſtanz zum Anfage fommen kann; für Ausländer, melde 
ald Kläger auftreten, wird der Betrag verdreifacht, wofern nicht 
eine der im $. 85 Ziff. 1—6 des Gerichtöfoftengefehes aufge: 
führten Ausnahmen begründet it ?). Außerdem ift in bürgerlichen 
Rechtzitreitigleiten und im Strafverfahren auf erhobene Privat- 
tage bei jedem Antrag auf Vornahme einer Handlung, mit wel⸗ 
her baare Auslagen verbunden find, ein zur Dedung derfelben 
binreichender Vorſchuß an den Antragfteller zu zahlen *). 

3. Befreiungsgründe von der Pflicht zur Zahlung der 
Gebühren oder des Gebührenvorfchuffes fünnen im Wege der Au: 
tonomie von jedem Staate für das Verfahren vor feinen Gerichten 
anerkannt werden; demgemäß find die landeögefehlichen Vorſchriften, 
welche für gewiſſe Rechtsſachen oder für gewifle Perſonen in dem 
Verfahren vor den Landesgerichten Gebührenfreiheit gewähren, 
Durch die Reichsgeſetzgebung unberührt geblieben )). Für das 
Verfahren vor dem Neichögerichte Tann die Befreiung von Gebühren 
durch Kaiferl. Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths ge: 
währt werden ®). 

Jedoch find reichsgeſetzlich Folgende Befreiungen von Gebühren 
und Gebührenvorfhuß anerkannt: 

a) Bolle Gebührenfreibeit ſteht zu dem Reich in dem 





1) Gerichtskoſtengeſ. 8. 82. 
2) Gerichtskoſtengeſ. 8. 88. 
3) Gerichtöfoftengef. 8. 81. 83. 85. 
4) Gerichtskoſtengeſ. 8. 84. 
5) Gerichtäkoftengef. 8. 98 Abf. 2. 
6) Gerichtskoſtengeſ. 3. 98 Ab]. 3. 
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Berfahren vor den Landesgerichten und den Bundesflaaten in dem 
Verfahren vor dem Reichsgerichte ?). 

b) Befreiung von der Sicherbeitsleiftung für die Prozeßkoſten 
und einftweilige Befreiung von der Berichtigung der rüdftän- 
Digen und Fünftig erwachſenden Gerichtskoſten, einjchließli der 
Gebühren der Beamten, der den Zeugen und den Sachverftändigen 
zu gewährenden Vergütung und der fonjtigen baaren Auslagen, 
ſowie der Stempeliteuer erlangt eine Partei in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigleiten durch Bewilligung des Armenrehbt3?) Auf Be: 
willigung des Armenrechts bat nur Anſpruch, wer außer Stande 
ift, ohne Beeinträchtigung des für ihn und feine Familie nothwen⸗ 
digen Unterhalts die Kojten des Prozeſſes zu beitreiten ®); es ift 
zu verfagen, wenn die beabfichtigte Rechtsverfolgung oder Rechts: 
vertbeidigung muthwillig oder ausſichtslos erfcheint *). 

Ausländer haben auf das Armenrecht nur inſoweit Anſpruch, 
als die Gegenfeitigfeit verbürgt ift ®), was in der Regel nur durd) 
Abſchluß eines Staatsvertrages gefcheben Tann ®). Weber das Ge- 
juh um Bewilligung des Armenrechts enticheidet das Prozeßge: 
richt und zwar erfolgt die Bewilligung für jede Inſtanz befonders 7). 
Das Armenrecht kann zu jeder Zeit entzogen werden, wenn fich 
ergiebt, daß eine Vorausſetzung der Bewilligung nicht vorhanden 
war oder nicht mehr vorhanden ift, und es erlifcht mit dein Tode 
ber Perſon, welcher es bemilligt it )). Sobald die Partei, der 


1) Gerichtskoſtengeſ. 8. 98 Abf. 1. Die Gebührenfreiheit involoirt aber 
nicht die Befreiung von der Pflicht, die erwachjenden Auslagen zu erjehen. 
In dem Gerichtstoftengejeg werben durchweg Gebühren und Auslagen ſcharf 
von einander unterſchieden. 

2) Civilproz.D. $. 107 Ziff. 1 und 2. Die Vorfchriften ber Eivilproz.D. 
über das Armenrecht finden auch auf Konkursfachen Anwendung. Konk. O. 8. 65. 

3) Der Nachweis ift zu führen durch eine „von der obrigkeitlichen Be: 
börde” der Partei ausgeſtelltes Zeugniß. Civilproz.O. 8. 109 Ubi. 2. 

4) Civilproʒ.O. 8. 106 Abi. 1. 

5) ebendaf. Abi. 2. 

6) Bl. 3. B. die Vereinbarung mit Belgien v. 18. Oktober 1878, mit 
Zuremburg v. 12. $uni 1879, mit Italien v. 1. Oftob. 1879 (R.G.Bl. 
1879 ©. 316. 318. 312.) 

7) Eivilproz.D. 88.109. 110. 117.118. Daher kann nad) Erledigung 
einer Inſtanz für dieſelbe das Armenrecht nicht mehr bewilligt werden. Beichl. 
des Reichsgerichts v. 27. Juli 1880. Enticheidungen in Eivilfachen Bd. II. ©. 378. 

8) Civilproʒ.O. 88. 112. 118. 
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das Armenrecht gewährt ift, ohne Beeinträchtigung des für fie 
und ihre Familie nothwendigen Unterhalt3 dazu im Stande if, 
beftebt für fie die Verpflidtung zur Nadzablung der Beträge, von 
deren Berichtigung fie einftweilen befreit war). 

c) Den Gerichten ift die Befugniß ertheilt, Gebühren, welche 
durch eine unrichtige Behandlung der Sade ohne Schuld der 
Betheiligten entftanden find, niederzufhlagen und für ab: 
weiſende Beicheide, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Un⸗ 
fenntniß der Verhältnifie oder auf Unwiſſenheit beruht, Gebüb: 
renfreiheit zu gewähren ?). 

4. Reichsgeſetzlich feftgeftelt ift die Höhe der Gebühren 
für das gerichtliche Verfahren ®) fowie dag Verzeichniß derjenigen 
baaren Auslagen, welde außer den Gebühren erhoben werden 
dürfen ). Dafjelbe gilt von den Gebühren und Auslagen, welche 
Gerichtsvollzieher für die ihnen obliegenden Geſchäfte in ben vor 
die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen erheben dürfen, 
jedoch nur infoweit eine der 3 Prozeßordnungen Anwendung findet °). 
In diefer Hinfiht ift indefien der Autonomie der Einzelftaaten ein, 
freilich jehr beichränfter, Spielraum gewährt °). Endlich find aud 
die den Zeugen und Sachverſtändigen in den zur ordentlichen ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit gehörenden Rechtöfachen zu gewährenden Ber- 
gütungen in dem Reichsgeſ. v. 30. Juli 1878 (R.G. Bl. ©. 173) 
feftgejebt. 

5. Zum Zweck der Einziehung von Gebühren und Auslagen 
find die Behörden im ganzen Bundesgebiet einander Beiftand zu 
leiften verpflichtet. Die näheren Anorönungen bierüber find vom 
Bundesrath zu erlaflen”)., Auf Grund diefer Ermächtigung bat 
der Bundesrath in der Sitzung vom 23. April 1880 eine „An- 
weiſung“ beſchloſſen ®). 


1) Civilproʒ.O. 8. 116. 

2) Gerichtskoſtengeſetz 8. 6. 

3) Gerichtskoftengeſetz 5. 18—78. Geſetz v. 29. Juni 1881 (R. G. Bl. 
©. 178 ff.) Urt. 1. 

4) Gerichtskoftengef. 8. 79. Gel. v. 29. Zuni 1881 Art. 2. 

5) Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher v. 24. Juni 1878 (R.G. Bl. 
©. 166 ff). Gel. v. 29. Juni 1881 Urt. 3. 

6) 88. 24 u. 25 der citirten Gebühren Ordnung. 

7) Gericätsloftengeje 3. 99. 

8) Diefelbe ift abgedrudt im Centralbl. f. d. D. Reich 1880 ©. 278. 
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Ueber die Einziehung und Verrechnung der für die Geſchäfte 
des Reichsgerichts in Anſatz kommenden Koften ift vom Bun⸗ 
desratb am 21. Juni 1879 eine „Dienftweilung” bejchlofien wor: 
den '). Weber die Koften und Gebühren der Konfularge- 
richte vgl. $. 44 des Gefehes über die Konfulargericht3barkeit 
und die hierzu ergangene Inftruction des Reichskanzlers v. 10. Sep- 
tember 1879 2). 


1) ÜUbgedrudt im Centralbl. f. d. D. Reich 1879 ©. 473 ff. 
2) Sentralbl. f. das D. R. 1879 ©. 578. 


Bwölftes Kapitel. 
Das Finanzweſen des Reiches. 
Erfter Abſchnitt. Das Reichsvermögen. 


| 8. 107. Der Reichsſiskus *). 


I. Die Frage, ob das Deutſche Reich in vermögensrechtlicher 
Beziehung nad Art einer Societät oder nach Art einer Korporation 
conjtituirt ift und ob es nicht blos eine Reichskaſſe als Vereins: 
kaſſe, fondern einen wirklichen Reichsfiskus als jelbftftändiges 
Bermögenzjubject giebt, ift in der Verfaſſungs-Urkunde ſelbſt nicht 
unmittelbar und ausdrüdlich beantwortet. Der Ausprud „Bundes: 
fisfus“ oder „Reichsfiskus“ Tommt darin nit vor; ebenfomenig 
ift ein felbftjtändiges Vermögen des Reiches erwähnt. Es giebt nur 
„gemeinichaftliche” Einnahmen und Ausgaben der „Reichsfafle“, 
deren Differenz durch „Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten“ ge: 
dedt werden fol; auch Tann in Fällen eines außerordentlichen Be- 
dürfnifies die Aufnahme einer Anleibe „zu Laften des Reiches“ 
erfolgen !). Die Annahme einer privatrechtlichen Perjönlichkeit ift 
durch dieſe Beitimmungen nicht nothwendig geboten; fie laſſen die 
Conjtruction eines unter den Bunbesmitgliedern beftehenden Ge: 


*) Bol. außer meinen Erdrterungen in Hirth's Annalen 1873 
©. 408 ff. Seydel „Das D. Reich als BPrivatrechtsfubject" in Behrend 
und Dahn's Zeitichrift f. die Deutſche Gejeßgebung Bd. VII. ©. 226 fi. (1874); 
Böhlau Mecklenburgiſches Landrecht Bd. III. 1. Abth. ©. 4 ff. (1880); 
Reincke „Betrachtungen über Entftehung und Nechtsftellung des Deutichen 
Reichsfiskus“ in (Gruchot’3) Beiträgen zur Erläuterung des Deutſchen Rechts 
von Raffow und Küntzel. Bd. 23 ©. 481 ff. (1879). 

1) Rgl. RB. Art. 70. 73; ferner Art. 38. 39. 49. 53. 
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ſellſchafts-Verhältniſſes zu '); und e8 bat wol auch thatfächlich bei 
der Errichtung des Norddeutſchen Bundes darüber Feine Klarheit 
beftanden, ob fih der Begriff des Fisfus dem neu gefchaffenen 
politiihen Organismus werde einfllgen laſſen oder ob das die Ver: 
faffung des Zollvereins beherrſchende Societätsprincip aud) in das 
neue Bundesperhältniß werde herübergenommen werden können und 
fich als ausreichend ermweilen würde. Für die Finanzwirth- 
ſchaft des Bundes war das zuletzt erwähnte Princip nicht nur 
Anfangs maßgebend, fondern noch gegenwärtig beberricht e8 das 
Finanzweſen des Reiches. 

Allein die Eriftenz eines Reichsfiskus im juriftiihden Sinne 
des Wortes d. b. als eines von ber privatrechtlihen Perfönlichkeit 
ber Bundesglieder verſchiedenen und ihnen gegenüber unabhängigen 
Privatrechtsſubjekts ergiebt ſich aus der ſtaatsrechtlichen Natur des 
Reiches als eines Bundesſtaats. Denn da e8 ein unbezweifelter 
Sab des gemeinen Rechts ift, daß jeder Staat ipso jure eine felbit- 
ftändige, unabhängige privatrechtlihe Perjönlichkeit Hat, ohne daß 
fie ihm durch ausdrüdliche Gejetesbeftimmung beigelegt zu werden 
braucht, fo nimmt auch der Bundesftaat, der ja ein wahrer und 
wirklicher Staat ift, an diefer allgemeinen Eigenfchaft aller Staaten 
Theil ?). Seitdem der Deutiche Bundezftaat feine politiiche Thätig- 
keit entfaltet und fortgebildet hat, ift auch in der Gejeßgebung der 
Reichsfiskus pofitiv anerkannt worden und die rechtliche Eriftenz 
defielben unterliegt zur Zeit Teinem Zweifel mehr ?). 

II. Der Reichsfiskus ift identisch mit dem Neid; er bezeichnet 
das Reich als Vermögensſubjekt. Daraus folgt, daß es nur 


1) Unnalen a. a. O. ©.408 Die Anficht, daß im Nordd. Bunde ein 
Bundesfiskus juriftifch nicht exiftirte, wurbe von v. Martit Betrachtungen zc. 
©. 35 vertreten, dem Seydel a. a. O. ©. 227 zuftimmt. 

2) Annalen ©. 409. 410. Uebereinftimmend Böhlau ©. 5. Zorn 
in v. Holzendorff's Rechtslexicon Bd. III. S. 376. 

3) Die Geſetze aus der Zeit des Nordd. Bundes vermeiden Anfangs noch 
ben Ausdruck „Bundesfiskus“ und umſchreiben ihn mit Worten wie Bundes— 
mittel, Bundeskoften, Bundeskaſſe oder durch Ungabe der zu feiner Vertretung 
befugten Behörde. Siehe die näheren Nachweiſungen Annalen ©. 410 a. €. 
Die Bezeihnung „Bundesfisſskus“ findet ſich zuerft in dem Geſetz v. 1. Juni 
1870 über die Flößerei-Abgaben. Seit Gründung des Deutfchen Reiches da- 
gegen wird der Ausdruck „Reichsfiskus“ in der Reichögejeßgebung durchweg 
angewendet. 
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Einen Reichsfiskus giebt. Sowie dag Reich in ſtaatsrechtlicher 
Hinfiht eine Perſon, d. h. ein einheitliches Subjekt von Hoheits⸗ 
rechten ift, troß der großen Verfchiedenheit der Formen und Regeln, 
welche für die Ausübung der einzelnen Hoheitsrechte gelten, fo iſt 
auch das Reich in privatrechtliher Hinfiht eine Perjon db. h. ein 
einheitliches Subjelt von Vermögensrechten, unbeſchadet der Maunig- 
faltigfeit von Vorſchriften, nah denen die Verwaltung der ver: 
Schiedenen Vermögensmaſſen ſich richte. Da die einzelnen Ber: 
mögensmaflen (Fonds) aber theild rechnungsmäßig von einander 
gefondert werden müſſen, um fie ihrem beftimmungsmäßigen Zweck 
zu erhalten, theils die Verwaltung derjelben im engften Zufammen- 
bange mit der DOrganifation der einzelnen Reſſorts geordnet ift, 
fo liegt e8 nahe, den Reichsfiskus dieſer Gliederung entiprechend 
zu jpecialifiren und 3. B. einen „Poſtfiskus“ oder „Marinefisfus“ 
aus dem allgemeinen Reichsfiskus herauszuheben. Dieſer Sprad: 
gebraudy findet fih auch in der Reichsgeſetzgebung ); er darf aber 
nicht dazu verleiten, mehrere von einander jelbftftändige d. h. ala 
Perfonen des Privatrehts conftituirte Specialfisci des Reiches an- 
zunehmen. Es find nur Bezeihnungen des einheitlichen Reichs: 
fisfus mit Bezug auf einzelne Fonds oder einzelne Verwaltungs: 
zweige. 

Hieraus ergiebt ſich eine für das Finanzrecht ſehr wichtige Con⸗ 
ſequenz. Durch die Einheit des Reichsfiskus iſt es nämlich abſolut 
ausgeſchloſſen, daß unter den Spezial⸗ oder Reſſort⸗Fisci Rechts⸗ 
verhältniſſe irgend welcher Art beſtehen; nur formell d. h. redh- 
nungsmäßig können und müſſen die einzelnen Stationen des Fiskus 
mit einander wie ſelbſtſtändige Rechtsſubjekte verkehren?), um die 
Drdnung und Weberfichtlichfeit der Staatswirthſchaft aufrecht zu 
erhalten, fowie auch in einer umfangreichen Privatwirthſchaft die 


1) 3. B. Militärpenfionsgefeb v. 27. Juni 1871. 8. 116. 

2) So können fie 3.8. von einander Gebühren und Koften, ja ſogar Ab⸗ 
gaben erheben, einander Vorſchüſſe machen , Bermögendobjelte ſich übertragen, 
Vereinbarungen unter einander treffen. PBrozeffe unter verichiedenen Sta- 
tionen deſſelben Fiskus find dagegen als unzuläflig zu erachten; den, 
wenn es auch denkbar ift, daß in der Form des Civilprozeſſes ein gerichtfiches 
Urtheil darüber herbeigeführt wird, ob ein gewifler Anfpruch oder eine gewiſſe 
Berbindlichfeit zu dieſem ober jenem fiskaliſchen Vermögenscomplex gehört, fo 
gebricht es doch an der für jeden wirklihen Prozeß unentbehrlichen Berichieden- 
heit der Parteien. 
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einzelnen Kaflen oder Fonds rechnungsmäßig wie verfchiedene Per: 
fonen behandelt zu werben pflegen. 

Dagegen ift e3 unmöglich, daß der Verwaltung eines Reſſorts 
actuell wirkſame, reell eriftirende Anſprüche gegen ben Reichsfiskus 
oder ein anderes Reſſort defielben zuſtehen; da eine Perſon nicht 
vermögensrechtliche Verpflichtungen gegen ſich felbft haben Kann. 
Diefer Sat gilt auch von ſolchen Fonds, welche durch Geſetz einem 
beftimmten Zwed in der Art zugemwiejen worden find, daß der 
Megierung jede anderweitige Verwendung unterfagt ift, 3. B. vom 
Reihökriegsihag oder dem Invalidenfonds; fie find zwar verwal- 
tungsrechtlich von dem übrigen Vermögen des Reichs ausgefchieden, 
aber nicht der Subftanz nad) ?). 

Andererfeits find vom Fiskus des Reiches wohl zu unter: 
ſcheiden ſolche Vermögensmaſſen, melde der Verwaltung einer 
Reichsbehörde unterjtelt find oder welche mittelbar den Intereſſen 
des Reiches dienen, deren Eigenthbum aber nicht dem Reiche zuftebt. 
Dies gilt insbejondere von der Reichsbank?) und von den vom 
Reiche verwalteten Stiftungen °). 

Böllig verichieden vom Reichsfiskus ift auch der Fisfus von 
Eljaß-Lothringen; denn wenngleich die Landeshoheit über das 
Reichsland dem Reich zufteht, jo ift doch die Finanzwirthſchaft des 
Landes von der des Reiches ganz ebenjo getrennt, wie die Finanz: 
wirthſchaft der Bundesftaaten *). 

III. Das Nebeneinanderbeftehben des Reichsfiskus und der 
Fisci der Einzeljtaaten ift durch das bundesftaatlide Verhältniß 
jelbft gegeben; es entjpricht der Doppelftaatsgewalt des Reiches 
und der Bundesgliever. Die Unterſcheidung der beiden Fisci ift 
aber nicht in allen Fällen eine einfache und zweifelsfrei. Im 
Allgemeinen gilt der in der Natur der Sache begründete Rechts: 


1) Treffend äußert fich hierüber Böhlau ©. 10. 

2) gl. Bd. II. 8. 73, 

3) Kaifer-Wildelm-Stiftung f. die Ungehörigen der Deutichen Reichs⸗Poſt⸗ 
verwaltung. (Gef. v. 20. Juni 1872 R.G. Bl. S. 210.) Generalftabsftiftung. 
(Gef. v. 31. Mai 1877 9.0.81. ©. 523.) Garantiefonds der mitteljt Kgl. 
Drdre v. 26. Dezemb. 1871 zu Berlin begründeten „Lebensverfiherungsanftalt 
für die Armee und Marine”. (Geſetz vom 29. April 1878 Art. J. ( R.G. Bl. 
1878 ©. 85.) 

4) Siehe Bd. I. 8. 55. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. IL 2. 13 
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fat, daß die vermögensrechtlichen Befugniffe und Verpflichtungen 
des Reichs, beziehungsmeile der Einzelftaaten, den Verwaltungs: 
befugnifien entiprechen, daß demnach in allen Refforts, auf welche 
fih die Selbftverwaltung der Einzelftaaten erftredt, die bei Aus- 
übung der Tegteren entſtehenden vermögensrechtlichen Verhältniſſe 
den betreffenden Staat s fiskus angehen, während für den Reichs⸗ 
fisfus Rechte und Berbindlichleiten nur aus denjenigen Hecht3- 
geichäften entiteben, melde entweder Durch Neihsbehörden oder 
von Landesbehörden im Namen des Reiches abgeichlofien wer: 
den. Diefer Rechtsſatz darf aber nicht verwechjelt werden mit der 
verbreiteten Annahme, daß der Reichsfiskus diejenigen Reſſorts 
umfalle, welde für Rechnung des Reiches verwaltet werben. 
Wenngleich die Reichsverwaltung meiftens für Rechnung des Hei: 
es, die Selbftverwaltung der Einzelitaaten für Rechnung der letz⸗ 
teren geführt wird, fo trifft dies doch feineswegs immer zu. Jus⸗ 
befondere wird die Verwaltung der Militär-Angelegenheiten von 
den Einzelftaaten für Rechnung des Reiches und nach den im Reichs: 
‚etat gegebenen Anjägen geführt; der „Militärfiskus“ ift aber nicht 
Reichsfiskus, ſondern er ift identifch mit dem Fiskus derjenigen 
Staaten, melde eine jelbitftändtge Militärverwaltung baben "). 
Ebenjo wird die Erhebung der Zölle und Verbrauchsabgaben vou 
den Einzelftaaten für Rechnung des Reiches bejorgt; aber auch 
bier ift der „Zoll- und Steuerfisfus” unbeftritten Landesfiskus ?). 
Andererſeits war der „Poſtfiskus“, abgejeben von Bayern und 
Mürttemberg, Thon zu der Zeit Reichsfiskus, als noch gemäß 
Art. 51 der R.B. die Poſtüberſchüſſe den Einzelftaaten zu Gute 
gerechnet wurden ®), und injomweit gegenwärtig die von Reichs⸗ 
bebörden erhobenen Abgaben theilmeife den Einzelftanten zuge: 
wiejen werden, treffen doch bie vermögensrechtlihen Anſprüche und 
Berpflichtungen, melde aus dieſen Verwaltungsgeichäften rejul- 
tiren, den Reichsfiskus allein. In allen Fällen, in denen die Ein- 
zelftaaten Verwaltungsgeihäfte für Rechnung des Reiches oder 


1) 3gl. 3b. III. 1. ©.8.57 ff. 310 u. 311. Eine Ausnahme befteht Hinficht- 
lich der Vergütungen für Erfüllung der Militärlaften und für die Rayonbe- 
ſchränkungen; fiehe Bd. TIL. 1. ©. 316 ff. 

2) gl. das Urth. des Neichäger. v. 1. Zuli 1881. Entſch. in Civilſachen 
Bd. V. S. 41 ff. 

3) Vgl. darüber Unnalen a. a. ©. ©. 513 ff. 
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die Neihsbehörden Vermaltungsgeihäfte für Rechnung der Einzel: 
ftaaten verſehen, entfteben zweierlei vermögensrechtliche Be: 
ziehungen; Dritten gegenüber wird formell der Fisfus des⸗ 
jenigen Gemeinmwejens verpflichtet und berechtigt, zu deſſen Ver: 
waltungsfompetenz das betreffende Geſchäft gehört; materiellaber 
wird das pekuniäre Reſultat auf denjenigen Fiskus übertragen, 
für deſſen Rechnung die Verwaltung geführt wird. 

IV. Die Vertretung des Reichsfiskus beftimmt fi 
duch die Organifation der Reichsbehörden und durch die Kompe⸗ 
tenz, welche den einzelnen Behörden und Beamten nad den Vor: 
hriften der Gefege und Verordnungen zufteht. In diefer Be- 
ziebung ift auf die Darftellung der einzelnen Verwaltungen zu ver⸗ 
weiſen, bei welcher auch auf die Vertretung des Fiskus Nüdficht 
genommen worden it!) Als allgemeiner Grundfag ift feftzubalten, 
daß ſubſidiär, d. h. foweit nicht buch befondere Anordnung 
einer andern Behörde die Vertretungsbefugniß ertheilt tft, die Ver⸗ 
tretung bed Neihsfistus dem Reichs kanzler zufteht. 

Die verwaltungsrechtlichen Vorſchriften regeln aud die Ver⸗ 
tretung des Fiskus in Prozefen und zwar find es meiftens die 
oberen Behörden, melde zur Prozeßführung berufen find ?). Mit- 
telbar beftimmt ſich bierduch auch der Gerichtsſtand des 
Reich sfiskus, indem 8. 20 der Eivälproz.Drdnung den Grund: 
fat janctionirt bat: 

„Der allgemeine Gerihtsftand des Fiskus wird durch den 
Sit der Behörde beftimmt, welche berufen if, den Fiskus 
in dem Rechtsſtreite zu vertreten.“ 


1) Bergleide auch Böhlau a. a. O. S. 11 ff. 

2) Vorſchriften diefer Urt finden fich in den Reichsgeſetzen in großer Zahl. 
Beifpiele Hierfür find folgende: Gef. über die Portofreiheiten v. 5. Juni 
1869 (88.8. ©. 141) 8.7. Poſtgeſetz v. 28. Oftob. 1871 (0.8.81. ©. 347) 
8. 13. Flößerei⸗Abgaben⸗Geſetz v. 1. Juni 1870 8. 2 (8.8.81. ©. 813). 
Milttärpenfions-Gejeb v. 27. Zuni 1871 8. 116. Kriegsleiſtungsgeſetz vom 
13. Zuni 1873 8. 34. Feftungsrapon-Gejeg v. 21. Dez. 1871 $. 42. Reichs⸗- 
beamtengefeg 8. 151—158. Inſtruction f. den Rechnungshof v. 5. März 1875 
8. 18 Gd. J. &. 357). — Spezielle Vorſchriften beftehen Hinfichtlich derjenigen 
Behörden, welche bei der Pfändung bed Dienfteintommend der Offiziere und 
Beamten den Militär-Fistus als Drittfchuldner im Sinne der 88. 730 ff. der 
Sivilprng.Ochn. zu vertreten haben. Verzeichniſſe derjelben find bekannt ge- 
macht im Gentralbl. des D. R. 1881 ©. 385 (Preußen); ©. 446 (Sachſen); 
©. 472 (Württemberg); 1882 ©. 92 (Bayern). 13 * 
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Der Reichsfiskus hat demnach, obgleih er eine einheitliche 
Rechtsperſönlichkeit iſt, Teinen einheitlichen allgemeinen Gerichts⸗ 
ftand ; der letztere beftimmt fi vielmehr nach den Geſchäftskreiſen 
der zur Prozeßvertretung berufenen Behörden. Deflenungeachtet 
ift diefer Gerichtsſtand des Fiskus Teine Singularität; er 'ent- 
priht dem Gerichtäftande der Niederlaffung nah $. 22 der 
Civilproʒ. Ordn. Jede fiskaliſche Station ift einer Niederlaffung 
im Sinne dieſes Baragrapben gleichzuachten und als, Zweignieder⸗ 
laffung” des (einheitlichen) Reichsfiskus zu bezeichnen. 

V. Für den Reichsfiskus gelten in jedem Rechtsgebiete die: 
jenigen Rechtsregeln, welche die dort geltende Gefehgebung bin: 
ſichtlich des einheimiſchen Staatsfisfus aufitellt; er nimmt daher 
auch Theil an den Tandesgefeglih anerkannten fisfaliichen Privi⸗ 
legien. Es folgt diefe Regel aus der Natur des Bundesftaates. 
Eine Anzahl von Aufgaben des Staates find an das Reich über: 
gegangen, deren Durchführung nicht blos vermittelft der Ausübung 
von Hoheitsrechten (Staatsgewalt), jondern auch vermittelft des 
Abſchluſſes vermögensrechtlider Geſchäfte erfolgt oder welche ver: 
mögensrechtliche Verhältniſſe bervorbringen. Diefelben Gründe, 
auf denen die Nothwendigkeit beruht, daß jeder Staat zugleich 
Subjekt von Herrſchaftsrechten und von Privatrechten it, führen 
auch zu der Confequenz, daß, ſoweit die Reichsgewalt an die Stelle 
der Einzelſtaatsgewalt getreten tft, auch der Reichsfiskus die Stelle 
des Landesfisfus eingenommen bat und daß demnach die Rechts: 
grundfäge, welche vor der Gründung des Bundes für den ein- 
beitlihen Fiskus des Staates gegolten haben, nunmehr ſowohl für 
ben Reichsfiskus als auch für den Landesfiskus in Geltung fteben ?). 


1) Vgl. Annalen a. a.D. ©. 411. Uebereinftimmend: Seybela.a.dD. 
©. 236 ff. Dernburg Preuß. Privatr. I. 8. 57 (3. Aufl. 6.122) Meyer 
Staatsrecht 8.208. Mandry der civilrechtl. Inhalt ber Reichsgeſetze ©. 114. 
Born im Redtslericon a. a. D. ©. 376. Böhlau ©. 17. Schulze, 
Deutjches Stantsreht I ©. 578 und bejonderd Reinde a. a. O. ©. 486 ff. 
Auch das Preuß. Obert ribunal hat diefe Anficht gebilligt, Entjcheidungen 
8. 70 ©. 217 ff.; freilich mit fehr bedenklicher Motivirung. Eine Anwen⸗ 
bung hat diefelhe auch gefunden im Reihsgejet v. 25. Mai 1873 8.1 Abſ. 2 
Vgl. auch Reichsſtempel⸗Geſetz v. 1. Yuli 1881 8. 29. Die entgegengefegte Mei- 
nung wird nur von Förfter Theorie und Praxis des preuß. Privatrechts 
IV. ©. 395 ff. vertheidigt; feine Deduction beruht aber auf der unrichtigen 
Unterftellung, daß der Reichsfiskus in den Gebieten der Bundesftaaten, insbe⸗ 
jondere in Preußen, als ein fremder Fiskus anzuſehen fei. 
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Der Reichsfiskus hat dvemnad Fein einheitlihes Recht; 
injoweit die Verſchiedenheit der Partilularrechte im Bundesgebiet 
noch fortbefteht, trifft diefelbe auch den Reichsfiskus, und infoweit 
das Partikularrecht der Fortbildung und Veränderung durch bie 
Autonomie der Einzelftaaten unterliegt, können die Rechtsvor⸗ 
ſchriften über die privilegia fisci nicht nur binfihtlich des Landes: 
fisfus, fondern auch binfihtlih des Reichsfiskus im Wege ber 
Landesgeſetzgebung abgeändert werden ?). 

Es Tann fih num aber im einzelnen Rechtsfalle die Frage er⸗ 
beben, welches der verſchiedenen Partikularrechte auf den Reichs⸗ 
fisfus in Anwendung zu bringen if. Da ein Sonderrecht für den 
Fiskus in diefer Hinficht nicht befteht, jo müſſen die allgemeinen, 
freilich controverfen Regeln über die örtliche Geltung der Rechts: 
fäbe Pla greifen. Für die dinglichen Rechte, namentlich für die 
Rechtöverhältniffe an Grundftüden geitaltet fi die Beantiwortung 
der Frage einfach; fie find nach den statuta rei sitae zu beur- 
theilen. Ebenjo einfach und zweifellos ift der Sat, daß in Betreff 
der Form der Geſchäfte das Recht des Ortes, an welchem ber 
Vertrag abgeſchloſſen worden ift, entichetdet. Für die materielle 
Beurtbeilung der Schulbverhältnifie kömmt in der Regel das Necht 
des Erfüllungsortes zur Anwendung; ald Erfüllungsort ift aber 
in der Mehrzahl der Fälle der Wohnort des Schuldners anzujeben. 
Demnach muß in vielen Fällen die Frage, nach weldem Rechte 
die Verpflichtungen und Vorrechte bes Reichsfiskus zu beurtbeilen 
find, praktiſch zufammenfallen mit der Frage: Wo bat der 
Keihsfistus feinen Wohnfig? Dieje Frage ift ganz ebenjo 
zu beantworten, wie es oben hinſichtlich des allgemeinen Gerichts- 
ftandes geſchehen iſt. Jede zur Vertretung des Reichsfisfus be- 
fugte Behörde (fiskaliſche Station) ift als eine Zweignieder: 
laſſung des Reichsfiskus anzufehen, deren amtlicher Sit 
für den zu ihrer Zuftändigfeit gehörenden Kreis von Geſchäften 
ein (Spezial) Wohnfit des Reichsfiskus if. Berlin iſt daher 
zwar ber generelle Wohnfig des Reichsfiskus, weil der Reichs: 
Kanzler dort feinen Amtsfig bat, dem, wie bereitß erwähnt worden 


1) Siehe Annalen a. a. D. ©. 412. Reinde ©. 49. Dies ift aud) 
anerlannt und als „ein bedenklicher Zuftand“ bezeichnet worden von dem 
Bundestommiflar v. Möller in der Situng des Reichätages v. 26. April 
1873 (Stenogr. Berichte I. ©. 356). 
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ift, eine generelle, fublidiäre Befugniß zur Vertretung des Reichs⸗ 
fiskus zuftebt; daneben giebt es aber fo viele Spezial-Wohnfige 
des Reichsfiskus als es mit Bertretungsbefugnig ausgeflattete 
Reichsbehörden giebt. Als das Refultat diefer Erörterung tft da- 
ber der Sag zu formuliren, daß die Rechtsverhältniſſe des Fiskus 
nad) dem Rechte des Ortes zu beurtheilen find, an welchem die 
im concreten Falle zur Vertretung bes Fiskus zuftändige Behörde 
ihren Amtsſitz bat”). 

Unter den privilegia fisei laffen ih drei Gruppen unter: 
ſcheiden: 

1. Prozeſſualiſche Vorrechte. Dieſelben find durch 
die Reichsjuſtizgeſetze auf folgende beſchränkt: 

a) Das Reich ift in dem Verfahren vor den Landeögerichten 
von Zahlung der Gebühren befreit ?). 

b) In Konfurfen fteht die Reichslaſſe in Anſehung der zu- 
rüdgebaltenen over in Beichlag genommenen zoll⸗ und fteuerpflich- 
tigen Sachen dem Fauftpfandgläubiger glei °), und fie hat einen 
Anipruh auf vorzugsmeile Befriedigung hinſichtlich ihrer Forde⸗ 
rungen wegen Öffentlicher Abgaben, welche im lebten Jahre vor 
ber Eröffnung des Verfahrens fällig geworben find *). 

c) Aufrechterhalten find die landes geſetzlichen Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen den 
Fiskus, inſoweit nicht dingliche Rechte verfolgt werben >). 

2. Brivatrehtlihe Privilegien Eine Aufzählung 


1) Bgl. die treffenden Ausführungen von Reinde ©. 495 ff. Dagegen 
behauptet Dernburg a. a. O. daß das Reich in Berlin fein Quaſidomizil habe 
und daher der Reichsfiskus der Hegel nach den Rechtsgrundſätzen bes in Berlin 
geltenden preußiſchen Landrechts reſp., injomweit daffelbe in Betracht kommen 
könnte, des märkiſchen Provinzialrechts unterſtehe (S. 121 Note 10), und er 
erflärt e8 (S. 122 Note 12) für felbitveritändlih, daß auch nichtpreußiſche 
Stationen des Reichsfiskus die gleichen fiskalifchen Borrechte wie die in Preußen 
ſelbſt belegenen haben , da ber Reichsfiskus eine einheitliche Perſönlichleit ift. 
Aber diefer Grund beweift Nichts; denn auch phufifche Perfonen, die doch ge 
wiß einheitlich find," können mehrere Wohnfige haben und nach verichiebenen 
Rechten beurtheilt werben. 

2) Gerichtößoftengef. $. 98. 

3) Konkurs Ordu. 8. 41 Ziff. 1. 

4) Konkurs⸗Ordn. 8. 54 Biff. 2. 

5) Einf. Geſ. zur Civilproz.DOrdn. 8. 15 Biff. 4. 
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der Beſtimmungen ber einzelnen Bartilularrechte ift ohne ſtaats⸗ 
rechtliche Intereſſe, zumal diefelben den modernen Rechtsanſchau⸗ 
ungen und der gegenwärtigen Staatsauffafjung größtentbeils jo 
wenig entipredhen, daß das zu erwartende Reichscivilgeſetzbuch vor⸗ 
ausfichtlich fie erheblich einſchränken oder ganz befeitigen wird ?). 
3. Steuerbefreiungen. Die Steuerfreibeit ift das praf: 
tiſch wichtigfte Vorrecht des Fiskus. Im Einzelftaate verfteht fi 
bie Freiheit des Fisfus von allen für bie Staatskaſſe zu 
erhebenden direkten Steuern, Stempelabgaben und Gebühren von 
jelbft wegen der Identität des Fiskus und der Staatskaſſe. Für 
den Reichsfiskus folgt aus diefem Argument aber nur die Freiheit 
defielben von denjenigen Abgaben, welche in die Reichskaſſe fließen; 
Dagegen beftebt fein in der Sache felbit liegendes Hinderniß, daß 
der Reichsfiskus Steuern und Gebühren den Einzelftaaten zn ent: 
rihten habe, fowie andererſeits auch die Fisci der Einzelftaaten 
der Beſteuerung durch die Bundesgewalt unterworfen find und 
Gebühren an die Reichskaſſe zahlen. Indeß ift für den Fiskus 
des Neiches die Freiheit von Staatsſteuern auerkannt, theils 
weil der Reichsfiskus in jedem einzelnen Bundesitaate als ein- 
heimiſcher Fiskus zu erachten ift und die VBerwaltungstbätigfeit 
des Reichs im Intereſſe der Geſammtheit ausgeübt wird, theils 
weil die Koften des Reiches von den Bundesgliedern gemeinfchaft- 
lich zu tragen find. In letzterer Beziehung tft zu beachten, daß 
die Koften des Reiches, foweit fie nicht durch die eigenen Einnah⸗ 
men des letzteren gededt werden, durch Matrifularbeiträge der 
Einzelftanten aufgebradt werden und daher den leteren nicht die 
Befugniß zugeitanden werden kann, durch eine in ihr Belieben 
geftellte Steuergefeßgebung ſich Gegenforderungen gegen den Reichs: 
fisfus zu verihaffen, die fie gegen die Matrilularbeiträge auf- 


1) gl. über das Römische Recht, defien Beitimmungen zum großen 
Theil antiquirt find Weiske in feinem Rechtslexicon Bd. IV. ©. 303 fi. 
Für Breußen: Förſter IV. ©. 394 und Dernburgl. 8. 57; für 
Bayern Roth Bayer. Civilrecht I. 8. 34; für Württemberg Ney- 
her Privatrecht III. 8. 777; für Kgr. Sahjen: 8. G. Schmidt Bor 
lejungen I. 8. 22 ©. 71; für ba8 Franzöſ. Recht: Dalloz Jurisprudence 
generale Tome XXXVIL Art. Privilöges et hypothöques nro. 5383 ff., 
Aubry et Rau Cours de droit civil frangais (4. edit.) 8. 263 bis. (IIl. 
S. 177 ff) v. Möller ide Sammlung der in Elſ.Lothr. geltenden Geſetze 
8b. I. B. Rote 671. 673. 689. 
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ift, eime generelle, fubfiviäre Befugniß zur Bertretung des Reichs⸗ 
fisfus zuſteht; daneben giebt es aber fo viele Spezial-Wohnufige 
des Reichsfiskus als es mit Bertretungsbefugniß ausgeflattete 
Reichsbehörden giebt. ALS das Refultat diefer Erörterung iſt da⸗ 
ber der Sab zu formuliren, daß die Rechtöverhältnifte des Fiskus 
nad dem Rechte des Ortes zu beurtheilen find, an weldem die 
im concreten Falle zur Bertretung des Fiskus zufländige Behörde 
ihren Amtsſitz bat"). 

Unter den privilegia fisei laffen fi drei Gruppen unter: 
ſcheiden: 

1. Brozeffualifde Vorrechte. Dieſelben find durch 
die Reichsjuſtizgeſetze auf folgende beſchränkt: 

a) Das Reich ift in dem Berfahren vor den Landesgerichten 
von Zahlung der Gebühren befreit ?). 

b) In Konkurfen flieht die Reichskaſſe in Anfehung der zu- 
rüdgehaltenen oder in Beichlag genommenen zoll⸗ und fteuerpflich- 
tigen Sachen dem Fauftpfandgläubiger glei °), und fie hat einen 
Aniprud auf vorzugsteife Befriedigung binfichtlich ihrer Forde⸗ 
rungen wegen Öffentlicher Abgaben, welche im legten Jahre vor 
ber Eröffuung des Verfahrens fällig geworden find *). 

e) Aufrechterhalten find die landes geſetzlichen Vorjchriften 
über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen Den 
Fiskus, infoweit nicht dingliche Rechte verfolgt werden °). 

2. Privatrechtliche Privilegien Eine Aufzählung 


1) Bgl. die treffenden Ausführungen von Reinde ©. 4% Ti. Dagegen 
behauptet Dernburg a.u.D., daß das Reich in Berlin fein Duafibomizil Habe 
unb daher der Reichöfistus der Regel nad den Rechtsgrundſätzen des in Berlin 
geltenden preußiſchen Landrechts reſp., injomweit dafjelbe in Betracht kommen 
Könnte, des märkifchen Provinzialrecht3 unterftehe (S. 121 Note 10), und er 
erflärt es (S. 122 Note 12) für felbftverftändlih, daß auch nichtpreußiſche 
Stationen des Reichsfiskus die gleichen fiskaliſchen Borvechte wie die in Preußen 
jelbft belegenen haben , da der Reichsfiskus eine einheitliche Perſönlichkeit if. 
Aber diefer Grund beweift Richt; denn auch phyſiſche Perfonen, die doch ge 
wiß einheitlich find,“ können mehrere Wohnfite haben und nach verſchiedenen 
Hechten beurtheilt werben. 

2) Gerichtößoftengei. 8. 98. 

3) Konkurs Ordu. 8. 41 Ziff. 1. 

4) Konkurs Ordu. 8. 54 Biff. 2. 

5) Einf.Gef. zur Civilproz.Orbn. 8. 15 Biff. 4. 
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ber Beitimmungen der einzelnen Bartitularrechte ift ohne ſtaats⸗ 
rechtliches Sintereile, zumal diefelben den modernen Rechtsanſchau⸗ 
ungen und der gegenwärtigen Staatzauffaffung größtentheils jo 
wenig entiprechen, daß das zu erwartende Reichscivilgeſetzbuch vor- 
ausfichtlich fie erheblich einichränfen oder ganz befeitigen wird). 
3. Steuerbefreiungen. Die Steuerfreibeit ift das praf: 
tiſch mwichtigite Vorrecht des Fiskus. Im Einzelftaate verfteht fich 
die Freiheit des Fisfus von allen für die Staatskaſſe zu 
erbebenden direkten Steuern, Stempelabgaben und Gebühren von 
jelbft wegen der Identität des Fiskus und der Staatskaſſe. Für 
den Reichsfiskus folgt aus diefem Argument aber nur die Freiheit 
defjelben von denjenigen Abgaben, welche in die Reichskaſſe fließen; 
dagegen bejteht fein in der Sache felbft Liegendes Hinderniß, daß 
ber Reichsfiskus Steuern und Gebühren den Einzelftaaten zn ent- 
richten habe, ſowie andererjeit3 auch die Fisci der Einzelftaaten 
ber Beiteuerung durch die Bundesgewalt unterworfen find und 
Gebühren an die Reichskaſſe zahlen. Indeß ift für den Fisfus 
des Reiches die Freiheit von Staatsfteuern anerkannt, theils 
weil der Reichsfiskus in jedem einzelnen Bundesſtaate als ein- 
heimiſcher Fiskus zu erachten ift und die VBerwaltungsthätigfeit 
des Reichs im Intereſſe der Geſammtheit ausgeübt wird, theils 
weil die Koften des Reiches von den Bundesgliederu gemeinjchaft- 
lich zu tragen find. In lehterer Beziehung tft zu beachten, daß 
die Koften des Reiches, joweit fie nicht durch die eigenen Einnab: 
men des letzteren gedect werden, durch Matrilularbeiträge der 
Einzelftaaten aufgebracht werden und daber den legteren nicht die 
Befugniß zugeftanden werden kann, buch eine in ihr Belieben 
geftellte Steuergefeßgebung ſich Gegenforderungen gegen den Reicha- 
fiskus zu verihaffen, die fie gegen die Matrikularbeiträge auf: 


1) gl. über dag Röſmiſche Recht, deſſen Beitimmungen zum großen 
Theil antiquirt find Weiste in feinem Necdtslericon Bd. IV. ©. 303 ff. 
Für Preußen: Förfter IV. ©. 394 und Dernburgl. 8. 57; für 
Bayern Roth Bayer. Eivilceht I. 8. 34; für Württemberg Rey 
cher Privatrecht III. 8. 777; für Kgr. Sachſen: 8. © Schmidt Bor- 
leſungen I. 8. 22 ©. 71; für dad Franzöſ. Recht: Dalloz Jurisprudence 
gönerale Tome XXXVI. Art. Privilöges et hypothöques nro. 533 ff, 
Aubry et Rau Cours de droit civil frangais (4. 6dit.) $. 263 bis. (III. 
©. 177 ff.) v. Möller’jhe Sammlung ber in Elſ.Lothr. geltenden Geſetze 
8b. I. B. Note 671. 673. 689. 
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iſt, eine generelle, ſubſidiäre Befugniß zur Vertretung des Reichs: 
fiskus zuſteht; daneben giebt es aber fo viele Spezial-Wohnfige 
Des Reichsfiskus als es mit PVertretungsbefugnig ausgeflattete 
Reichsbehörden giebt. ALS das Refultat diejer Erörterung iſt da- 
ber der Sag zu formuliren, daß die Rechtsverhältniſſe des Fiskus 
nah dem Rechte des Drtes zu beurtbeilen find, an welchem bie 
im concreten Falle Zur Vertretung des Fiskus zuftändige Behörde 
ihren Amtsſitz bat’). 

Unter den privilegia fisci laſſen fih drei Gruppen unter: 
ſcheiden: 

1. Prozeſſualiſche Vorrechte. Dieſelben find durch 
die Reichsjuſtizgeſetze auf folgende befchränft: 

a) Das Reich Ift in dem Verfahren vor den Landesgerichten 
von Sahlung der Gebühren befreit ?). 

b) In Konkurſen ftebt die Reichslafle in Anſehung der zu⸗ 
rüdgehaltenen oder in Beichlag genommenen zoll⸗ und fleuerpflich: 
tigen Sachen dem Fauftpfandgläubiger gleich °), und fie hat einen 
Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung bimfichtlich ihrer Forde⸗ 
rungen wegen Öffentlicher Abgaben, welche im lebten Sabre vor 
der Eröffnung des Verfahrens fällig geworben find *). 

c) Aufrechterhalten find die Landes geſetzlichen Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen den 
Fiskus, infoweit nicht dingliche Rechte verfolgt werben >). 

2. Privatrechtliche Privilegien Eine Aufzählung 


1) Bol. die treffenden Ausführungen von Reinde ©. 495 ff. Dagegen 
behauptet Dernburg a.u.D., daß das Reich in Berlin fein Quaſibomizil habe 
unb daher der Reichöfiätus ber Regel nad) den Rechtsgrundſätzen des in Berlin 
geltenden preußiſchen Landrechts veip., inſoweit dafjelbe in Betracht kommen 
könnte, des märkiſchen Provinzialrecht3 unteritehe (S. 121 Note 10), und er 
erflärt e8 (S. 122 Note 12) für ſelbſtverſtändlich, daß auch nichtpreubifche 
Stationen des Reichsfiskus die gleichen fiskaliſchen Borrechte wie die in Preußen 
jelbft belegenen haben, da der Reichsfiskus eine einheitliche Perſönlichkeit ift. 
Aber diefer Grund beweift Richtd; denn auch phyſiſche Perfonen, die doch ge 
wiß einheitlich find," können mehrere Wohnfige Haben und nad) verjchiedenen 
Nechten beurtheilt werben. 

2) Gerichtößeftengef. $. 98. 

3) Kontur Ordn. 8. 41 Biff. 1. 

4) Konkurs⸗Ordu. 8. 54 Hiff. 2. 

5) Einf.Gef. zur Civilproz.DOrdn. 8. 15 Biff. 4. 
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ber Beitimmungen der einzelnen Partilularrechte ift ohne ſtaats⸗ 
rechtliches Intereſſe, zumal diefelben den modernen Rechtsanſchau⸗ 
ungen und der gegenwärtigen Staatsauffaffung größtentheils fo 
wenig entſprechen, daß das zu erwartende Reichscivilgeſetzbuch vor: 
ausfichtlich fie erheblich einſchränken oder ganz befeitigen wird ?). 
3. Steuerbefreiungen. Die Steuerfreibeit ift das praf: 
tiſch wichtigſte VBorrecht des Fiskus. Im Einzelftaate verſteht fich 
bie Freiheit des Fiskus von allen für die Staatskaſſe zu 
erhebenden direkten Steuern, Stempelabgaben und Gebühren von 
jelbft wegen der Identität des Fiskus und der Staatskaſſe. Für 
den Reichsfiskus folgt aus diefem Argument aber nur die Freiheit 
defielben von denjenigen Abgaben, welche in die Reichskaſſe fließen; 
dagegen beftebt fein in der Sache jelbft Tiegendes Hinderniß, daß 
der Reichsfiskus Steuern und Gebühren ben Einzelftaaten zn ent: 
rihten habe, fowie andererſeits auch die Fisci der Einzelftaaten 
ber Beitenerung durch die Bundesgewalt unterworfen find und 
Gebühren an die Reichskaſſe zahlen. Indeß ift für den Fiskus 
des Reiches die Freiheit von Staatsftenern anerkannt, theils 
weil der Reichsfiskus in jedem einzelnen Bundesftaate als ein- 
heimiſcher Fiskus zu erachten ift und die Verwaltungsthätigfeit 
des Reichs im Intereſſe der Gejammtbeit ausgeübt wird, theils 
weil die Koften des Reiches von den Bundesgliedern gemeinschaft: 
lich zu tragen find. In lebterer Beziehung ift zu beachten, daß 
die Koften des Reiches, ſoweit fie nicht durch die eigenen Einnab- 
men des letzteren gededt werden, durch Matrifularbeiträge der 
Einzelitaaten aufgebracht werden und daher den Iehteren nicht die 
Befugniß zugeftanden werden kann, durch eine in ihr Belieben 
geftellte Steuergefeßgebung fi) Gegenforderungen gegen den Reichs: 
fisfus zu verichaffen, die fie gegen die Matrilularbeiträge auf: 


1) Bgl. über das Römische Recht, deſſen Beitimmungen zum großen 
Theil antiquirt find Weiske in feinem Rechtslexicon Bd. IV. ©. 303 ff. 
Für Breußen: Förſter IV. ©. 394 und Dernburgl. 8. 57; für 
Bayern Roth Bayer. Eivilvecht I. $. 34; für Württemberg Ney- 
ſcher Privatrecht III. 8. 777; für Kgr. Sach ſen: 8. G. Schmidt Bor- 
Tefungen I. 8. 22 ©. 71; für das Franzöſ. Redt: Dalloz Jurisprudence 
generale Tome XXXVII. Art. Privilöges et hypothöques nro. 533 fl, 
Aubry ot Rau Cours de droit civil frangais (4. edit.) $. 263 bis. (III. 
©. 177 ff) v. Möller' ſche Sammlung der in Elſ.Lothr. geltenden Geſetze 
8b. I. B. Note 671. 673. 689. 
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rechnen könnten. Eine ausdrüdlide Anerkennung bat der Rechts⸗ 
grundfaß, daß der Reichsfiskus in jedem Gliedftaate des Bundes 
dem Landesfisfus gleichgeitellt ift, in dem Gejek vom 25. Mai 
1873 8. 1. Abſ. 2 gefunden: 
„Hinſichtlich der Befreiung von Steuern und jonftigen ding⸗ 
Tichen Laften find die im Eigenthum des Reiches befindlichen 
Gegenftände den im Eigenthume des einzelnen Staates be- 
findlihen gleihartigen Gegenſtänden gleichgeftellt.* 

Auch die Reichsbank und ihre Bmeiganftalten find im ge- 
fammten Neichägebiete frei von ftaatlihen Einfommen- und Ge: 
werbefteuern ?). . 

Dagegen befteht durchaus Fein Grund, aus welchem der Reichs: 
fisfug in irgend einem Theile des Bundesgebietes eine befjere 
Stellung als der Landesfistus beanſpruchen könnte. 

Bon diefem Prinzip aus ift die beftrittene Frage zu ent- 
ſcheiden, ob der Reichafisfus der Kommunal: Befteuerung unter: 
liegt. Inſoweit der Landesfisfus von der Entrihtung der Kom: 
munalfteuer befreit it, wird auch dem Reichsfiskus das gleiche 
Recht zuzuſprechen fein, da diefelben Gründe, auf denen die Kom- 
munalfteuerfreibeit des Landesfisfus beruht, au für den Reid: 
fisfus Geltung haben, weil auch diefer einheimiſcher Fiskus 
if. Wenn dagegen in einem Bundesſtaate die Finanzwirtbichaft 
der Kommunen auf Grund der Landesgejehe in der Weife geregelt 
ift, daß fisfaliiches Eigenthbum oder ein fisfaliiher Gewerbebetrieb 
zu den Koften bes Gemeindehaushalts beitragspflictig ift, jo muß 
dies den Reichsfiskus in demfelben Umfange wie den Landesfiskus 
treffen, da ja auch den Etabliffements des Reiches die fommunalen 
Einrihtungen und Anlagen in vollem Maaße zu Gute fommen. 
Hinfihtlih der von den Kommunen erhobenen Grundfteuer: 
und Gebäudefteuer: Beträge ift dies dur das citirte Reichs: 
gefeg ausprüdlid anerkannt; für die indirecten Abgaben 
(ſtädtiſches Octroi, Gasfteuer u. dgl.) verfteht fih die Steuerpflicht 
von felbft; auch der Entrichtung einer Kommunal-Gemwerbefteuer 
kann ſich der Reichsfiskus nicht entziehen, falls er ein ſteuerpflich⸗ 
tige8 Gewerbe betreibt 2). Dagegen ift es in hohem Grade zwei: 


1) Bankgeſetz v. 14. März 1875 8. 21 (R. G.Bl. ©. 183). 
2) Die Poſt und Telegrappie ift ald induftrielled Unternehmen 
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felhaft, ob der Reichsfistus von den Kommunen einer Einfom- 
menfteuwer unterworfen werden Tann. In der Praxis wird dies 
von den Reich&behörden verneint und die Reichsregierung hat in 
der Seffion des Neichstages von 1874/75 den Entwurf eines Ges 
fete8 vorgelegt, welches ausdrücklich ausſprechen follte, daß das 
Reich von allen „auf das Einkommen“ gelegten Steuern frei fein 
follte; der Entwurf bat jedody nicht die Zuſtimmung des Reichs⸗ 
tages erhalten ?). 


8. 108, Das active Reichsvermögen. 


Das fisfaliiche Vermögen zerfällt in zwei Arten, die ſowohl 
in finanzwiſſenſchaftlicher als in ftaatsrechtlicher Hinficht vielfach 
verſchiedenen Regeln unterftellt find, nämlich in Finanzvermögen 
und in Berwaltungsvermögen?). 

Unter Verwaltungsvermögen find alle diejenigen Werthobjecte 
zu verftehen, welche den für die Erfüllung der ftaatlichen Zwecke 
und Aufgaben erforderlihen Apparat bilden, alſo zum Dienite der 
Behörden und zum Betriebe der Staatsanftalten gehören: Das 


nicht anzufehen; dagegen würde, wenn das Tabaldmonopol eingeführt werben 
follte, der Betrieb einer Tabal3manufactur zweifellos als induftrieller 
Gewerbebetrieb zu erachten fein. Auch den Reihsban?-Niederlaffungen 
ift Befreiung von der Kommunalftener nicht gewährt; es folgt dies mittelſt 
argum. e contrario aus $. 21 des Bankgeſetzes und ift pofitiv bei den Ver⸗ 
handl. des Reichſstages ausgefprochen worden. Stenogr. Berichte 1874/75 
Bd. II ©. 1342 ff. Vgl. auch die Hiermit übereinſtimmende Entſcheidung 
des bayer. Berwaltungs-Gerichtähofes v. 17. Dez. 1880 (bei U. Neger Ent- 
fheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden. Bd. I. ©. 427 ff.) 

1) Druckſachen des Reichsſtages II. Seil. 1874/75 Nr. 22. Der Entwurf 
gelangte überhaupt nicht über die erfte Lefung hinaus, bei welcher fich eine 
große Meinungsverjchiedenheit ergab. Vgl. Stenogr. Ber. I S. 143 ff. 266 ff. 
Die formalen Gründe für die Befreiung bes Reichsfiskus, welche aus ber Sou- 
veränetät des Reiches hergenommen mworben find, beweiſen allerdings zu viel, 
da fie gegen jede Belaftung des Reichsfiskus, auch mit der Grundfteuer, 
fprechen würden; dagegen find die fachlichen Bedenken gegen bie Lokale Be» 
fteuerung des Reichseinkommens in der That ſchwerwiegend. Für die Steuer- 
pflicht des Reichsfiskus erflärt ſich Walder in Hartmann’ Zeitichr. F. 
Geſetzgebung u. Praxis des öffentl. Rechts IL. ©. 121 ff. (1876.) 

2) Bgl. meine Abhandlung über das Reichsfinanzrecht in Hirth’3 Unnalen 
1873 ©. 412 ff. Eine ziemlich vollftändige und großentheils wortgetreue Re⸗ 
produktion meiner Ausführungen findet fich bei v. Rönne Staatär. des D. 
R. II. 1. ©. 70 ff. (2. Aufl. 1877). 
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Inventar des Staates. Die charakteriftiiche Eigenichaft diefer 
Vermögensobjekte bejtebt darin, daß fie nicht freies, disponibles 
Kapital, fondern binfichtlich ihrer Verwendung durch ihre Zwec—⸗ 
beftimmung gebunden find‘). Das Finanznermögen dagegen 
dient nicht direct den Staatszweden, jondern feßt die Regierung 
durch feinen Kapitaldwerth oder deſſen Erträge in die Lage, einen 
Theil der für die Durchführung der Staatdzwede erforderlichen 
Kosten beftreiten zu können; e8 ift werbendes oder wirth: 
ſchaftliches Vermögen des Staates. Da Erwerb, Befi und 
Verwaltung diefes Vermögens nicht felbft einen Zweck des Staates 
bilden, fondern bemfelben nur indirect die Erfüllung feiner Auf: 
gaben erleichtern jollen, jo ift die Anlage und Verwaltung biejer 
Kapitalien eine Freie, d. h. lediglich durch politiide und finanz⸗ 
wiſſenſchaftliche Rüdfichten beftimmte. Das Verwaltungsvermögen 
it weſentliches, durch den Staatszwed erforderte Vermögen 
des Fiskus; das Finanzvermögen ift zufälliges, durch die bi- 
ftoriihe Entwidlung der Finanzwirthſchaft dem Fiskus überliefertes 
Bermögen. Als Subject des Finanzvermögens erjcheint der Staat 
als Kapitalift, der fein Vermögen zu feinem peluniären Vortheil 
ausbeutet; als Subject des Verwaltungsvermögens ftellt der Fis⸗ 
fu3 fein Vermögen dem öffentlichen Dienft zu Gebot. Daraus 
ergiebt fih, daß das Finanzvermögen im Wefentlichen unter den 
allgemeinen Regeln des Privatrechts ftebt, während diejelben bin- 
fihtlih des DVerwaltungsvermögend dur vermwaltungsrechtliche 
Sätze nicht unmefentlich modifizirt find. 


A. Das Finanzvermögen. 


Meder der norbbeutiche Bund noch das Deutjche Reich haben 
bei ihrer Entjtehung freies, werbendes Vermögen beſeſſen, da den 
Bundesgliedern die Abtretung eines ſolchen an das Reich wicht 
auferlegt wurde. Durch den glüdlichen Ausgang des Franzöſtſchen 
Krieges aber ift das Deutiche Reich früher, als es nad) der natür: 
lichen Entwidlung feiner Finanzwirtbihaft zu erwarten geweſen 
ift, in den Befit von Finanzvermögen gelommen, indem ein Theil 


1) Dies fchließt aber weber ven Kapitalswerth noch den finanziellen Ruben 
dieſes Vermögens aus, da die Benutzung und Verwendung defielben Seitens 
der Vermwaltungsbehörden den Baaraufwand (z. B. die Zahlung von WMiethi- 
preifen für Amtslokale) erübrigt oder vermindert. 
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der Kriegskoſten⸗Entſchädigung zur Bildung eines ſolchen verwendet 
wurde. Hierher gehören: 

I. Die Reichs-Eiſenbahnen in Elſaß-Lothringen. 
Durch den Zufag-Artifel 1 zum Frankfurter Frieden vom 10, Mai 
1871 bat die Deutfche Regierung die in den abgetretenen Gebiet3- 
tbeilen gelegenen, früher der Franzöfiihen Oſtbahn⸗-Geſellſchaft ge: 
börig geweſenen Eifenbabhnen für den Preis von 325 Millionen 
Francs (260 Mil. Mark), die auf die Franzöfifche Kriegsentichä- 
digung in Abzug gebracht worden find, erworben. Diejes Belik- 
thum if feitbem theils durch Beſchaffung von Betriebsmitteln und 
Ausrüftungsgegenftänden verbeflert, theils durch den Erwerb oder 
die Herftellung neuer Streden ſehr erheblih vermehrt worden. 
Die Geldmittel hierzu find zum größten Theile vom Reich bewilligt 
worden, insbeſondere durch die Reichsgejege vom 22. Nov. 1871 
(R.G. Bl. ©. 396); vom 15. Juni 1872 (R.G. Bl. ©. 209), vom 
18. Juni 1873 (R.G. Bl. ©. 143); vom 21. Mai 1877 (R. G. Bl. 
S. 513); vom 8. Mai 1878 (R.G.Bl. ©. 93), vom 9. Juli 1879 
(R.G. Bl. S. 195) und vom 24. Mai 1881 (R.G. Bl. ©. 3). Hier: 
zu treten jedoch noch Bewilligungen der Bezirke und Gemeinden 
und andere Subventionen. Die Länge der durch den Frankfurter 
Frieden erworbenen Streden betrug 763,19 Kilometer; binzuge: 
fommen find bis Ende 1881 528,48 Kilometer (ungefähr 69%), 
fo daß zu diefem Zeitpunfte der Gefammtbefit des Reiches an im 
Betriebe befindlichen Eifenbahnftreden 1291,67 Kilom. betrug. Die 
gefammten Herftellungs: und Ausrüftungstoften des Bahnnetzes 
ergeben eine Summe von rund 433 Millionen Mark; indeß iſt 
bierbei in Betradht zu ziehen, daß der gemäß dem Frankfurter 
Frieden an die Dfjtbahn gezahlte Kaufpreis die wirklichen Her- 
ftellungsfoften der damals vorhandenen Streden um rund 91 Y2 Mil. 
Markt überfteigt, jo daß fich der gegenmwärtige Kapitalmerth des 
Reichseiſenbahn⸗Netzes auf ungefähr 342 Millionen Mark berechnet. 
Sm Zufammenhange mit der Verwaltung der Reichs-Eiſenbahnen 
in Elfaß-Lothringen hat die Reichsregierung auch den Betrieb der 
Wilhelm-Luremburg: Bahnen in dem Großherzogthum Luremburg 
bis zum 31. Dezember 1912 übernommen '). Für die Ausrüftung, 


1) Frankfurter Friedensvertrag. Zuſatz-⸗Art. 1 8. 2 Ziff. 6 (R. G. Bl. 
1871 ©. 236) Bertrag zwifchen Deutichland und Luxemburg dv. 11. Juni 1872. 
Reichsgeſ. v. 15. Inli 1872 (.G. Bl. ©. 329). 
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Inventar des Staates. Die harakteriftiihe Eigenſchaft dieſer 
Vermögensobjekte beſteht darin, daß fie nicht freies, disponibles 
Kapital, fondern binfichtlih ihrer Verwendung dur ihre Zwed—⸗ 
beftimmung gebunden find!) Das Finanznermögen dagegen 
dient nicht direct den Staatszweden, jondern fett die Negierung 
durch feinen Kapitaldwerth oder dejlen Erträge in die Lage, einen 
Theil der für die Durchführung der Staatszwede erforderlichen 
Koften beftreiten zu können; es ift werbendes oder wirth: 
ſchaftliches Vermögen des Staates. Da Erwerb, Befit und 
Verwaltung dieſes Vermögens nicht ſelbſt einen Zweck des Staates 
bilden, fondern demfelben nur indirect die Erfüllung feiner Auf: 
gaben erleichtern jollen, fo ift die Anlage und Verwaltung biejer 
Kapitalien eine freie, d. b. lediglich durch politiide und finanz 
wiſſenſchaftliche Rücfichten beftimmte. Das Verwaltungspermögen 
it weſentliches, duch den Staatszwed erforderte Bermögen 
des Fiskus; das Finanzvermögen ift zufällige, durch die bi- 
jtoriihe Entwidlung der Finanzwirtbihaft dem Fiskus überliefertes 
Bermögen. Als Subject des Finanzvermögens erjcheint der Staat 
als Kapitalift, der fein Vermögen zu feinem peluniären Bortbeil 
ausbeutet; al8 Subject des Berwaltungspermögens ftelt der Fis- 
fu3 ſein Vermögen dem öffentlichen Dienft zu Gebot. Daraus 
ergiebt fih, daß das Finanzvermögen im Wefentlihen unter den 
allgemeinen Regeln des Privatrechts ftebt, während dieſelben hin⸗ 
fihtlih des Verwaltungsvermögens dur verwaltungsrechtliche 
Sätze nicht unweſentlich modifizirt find. 


A. Das Finanzvermögen. 


Weder der norddeutſche Bund noch das Deutſche Reich haben 
bei ihrer Entſtehung freies, werbendes Vermögen beſeſſen, da den 
Bundesgliedern die Abtretung eines ſolchen an das Reich nicht 
auferlegt wurde. Durch den glücklichen Ausgang des Franzöſiſchen 
Krieges aber ift das Deutſche Reich früher, als es nach der natür⸗ 
lichen Entwidlung einer Finanzwirtbichaft zu erwarten geweſen 
ift, in den Befit von Finanzvermögen gelommen, indem ein Xheil 


1) Dies ſchließt aber weder den Kapitaldmwerth noch den finanziellen Ruben 
biefes Bermögend aus, da die Benubung und Verwendung befielben Seitens 
der Verwaltungsbehörden den Baaraufwand (z. B. die Zahlung von Mieth- 
preilen für Amtslokale) erübrigt oder vermindert. 
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der Kriegskoſten⸗Entſchädigung zur Bildung eines ſolchen veriwendet 
wurde. Hierher gebören: 

J. Die Reih3-Eifenbahnen in Elſaß-Lothringen. 
Dusch den Zufap-Artifel 1 zum Frankfurter Frieden vom 10, Mat 
1871 bat die Deutſche Regierung die in den abgetretenen Gebietg- 
tbeilen gelegenen, früher der Franzöſiſchen Oftbahn-Gefellichaft ge: 
börig geweſenen Eifenbabnen für den Preis von 325 Millionen 
Francs (260 Mil. Mark), die auf die Franzöſiſche Kriegsentichä- 
digung in Abzug gebracht worden find, erworben. Diejes Befit- 
thum iſt ſeitdem theils durch Beſchaffung von Betriebsmitteln und 
Ausrüſtungsgegenſtänden verbeſſert, theils durch den Erwerb oder 
die Herſtellung neuer Strecken ſehr erheblich vermehrt worden. 
Die Geldmittel hierzu ſind zum größten Theile vom Reich bewilligt 
worden, insbeſondere durch die Reichsgeſetze vom 22. Nov. 1871 
(R.G. Bl. S. 396); vom 15. Juni 1872 (R.G. Bl. ©. 209), vom 
18. Suni 1873 (R. G. Bl. ©. 143); vom 21. Mai 1877 (R. G. Bl. 
©. 513); vom 8. Mai 1878 (R. G. Bl. S. 93), vom 9. Juli 1879 
(R.G.Bl. ©. 195) und vom 24. Mai 1831 (R. G. Bl. S. 9). Hier: 
zu treten jedoch noch Bewilligungen der Bezirke und Gemeinden 
und andere Subventionen. Die Länge der durch den Frankfurter 
Frieden erworbenen Streden betrug 763,19 Kilometer; binzuge: 
fommen find bis Ende 1881 528,48 Kilometer (ungefähr 69°%/o), 
fo daß zu diefem Zeitpunfte der Gefammtbefit des Reiches an im 
Betriebe befindlichen Eifenbabnftreden 1291,67 Kilom. betrug. Die 
gejammten Heritellungd: und Augrüftungstoften des Bahnnebes 
ergeben eine Summe von rund 433 Millionen Mark; indeß ift 
bierbei in Betradht zu zieben, daß der gemäß dem Frankfurter 
Frieden an bie Dftbahn gezahlte Kaufpreis die wirklichen Her: 
jtelungsfoften der damals vorhandenen Streden um rund 917. Mil. 
Markt überfteigt, jo daß ich der gegenwärtige Kapitalmerth des 
Reichseiſenbahn⸗Netzes auf ungefähr 342 Millionen Mark berechnet. 
Sm Zufammenhange mit der Verwaltung der Reich3:Eifenbahnen 
in Elfaß-Lothringen hat die Reichgregierung auch den Betrieb der 
Wilhelm-Luremburg: Bahnen in dem Großberzogtbum Luxemburg 
bi8 zum 31. Dezember 1912 übernommen !). Für die Ausrüftung, 

1) Frankfurter Friedensvertrag. Zuſatz-⸗Art. 1 8. 2 Ziff. 6 (R.G.BI. 


1871 ©. 236) Vertrag zwiſchen Deutichland und Luxemburg v. 11. Juni 1872. 
Reichſsgeſ. v. 15. Inli 1872 (RG.BL. ©. 329). 
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Erneuerung und Vervollitändigung derjelben find bis zum Schlufle 
des Etatsjahres 1880/81 ebenfalls rund 5Y/a Millionen Mark ver: 
wendet worden. Obwohl diefe Eifenbahn mit den im Eigenthum 
des Reiches ftehenden wie ein einheitliches Unternehmen verwaltet 
wird, jo ift doch die Rechnungsführung eine gejonderte !). Bon 
der Netto-Einnahme find vorweg zu beftreiten die an die Wilhelm: 
Zuremburg:Gefellihaft zu zahlende Jahrespacht von 2 Mil. Marl 
und ein Betrag zum Zwecke der Amortifirung des von der deut: 
Ihen Verwaltung zur VBerbeflerung der Bahn innerhalb des abge: 
laufenen Betriebsjahres aufgewendeten Kapitals, defien Höhe ber: 
art zu bemefien ift, daß bei jährliher Fortzahlung des gleicher 
Betrages die völlige Tilgung bis zum Schluffe der Pachtzeit er: 
möglicht wird. Der verbleibende Reſt wird zum vollen Betrage 
behufs allmäliger Erftattung der von der Großberzogl. Regierung 
der Wilbelm:Luremburg:Gefelichaft gewährten Staatsjubventicn 
von 8 Millionen Franks an die luxemburgiſche Regierung gezahlı 
Sp lange die Subvention nicht völlig erftattet ift, verzichtet die 
Deutſche Regierung auf jede Theilnahme an dem aus dem Unter: 
nehmen fich ergebenden Reingewinn. Nach vollftändiger Rüd: 
zahlung der Subvention wird der bisponible Reſt des Nettoertrages 
zu gleichen Theilen zwiſchen Luremburg und dem Deutichen Reiche 
getheilt ?). 

Die obere Leitung der Reihseifenbahnen:Berwaltung ift einem 
Reichsamt übertragen, welches durch Erlaß v. 27. Mai 1878 von 
dem Reichskanzleramt abgezweigt und als eine bejondere, dem 
Reichskanzler unmittelbar unterftelte Centralbehörde conftituirt 
worden ift ®). 

I. Der Kriegsihag*. 1. Aus der von Frankreich ent: 


1) Die Grundſätze, nach welchen die Betriebsrechnung aufzuftellen ift, find 
in dem erwähnten Vertrage 8. 11 vereinbart. (R.G. Bl. 1872 ©. 334.) Her- 
vorzuheben ift hier, daß von dem von der Deutichen Verwaltung auf die Ber- 
befferung der Bahn verwendeten Kapital, und zwar vom Tage der Beraus- 
gabung ab, 5 Prozent Zinfen den Betriebdausgaben hinzuzurechnen find. 

2) 8. 12 des citirten Vertrages. Nach den bißherigen finanziellen Ergeb 
niffen des Betriebes der Luxemburgiſchen Eifenbahnen ift die Wahrfcheinlid: 
feit fehr gering, daß das Unternehmen dem Reichsfiskus einen Gewinn ab- 
werfen wird. 

3) Reichsgeſetzbl. 1879 ©. 193. 

4) Reichsgeſetz v. 11. Rov. 1871 (R.GDL. ©. 409). Motive zum 
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richteten Kriegsentihädigung wurde der Betrag von 4O Millionen 
Thalern (120 Mil. Mark) zur Bildung eines in gemünztem Gelbe 
verwahrlich niederzulegenden Kriegsſchatzes verwendet, über welchen 
nur zu Ausgaben für Zwecke der Mobilmachung verfügt werden 
darf"). Die Verwendung des Schatzes jet daher nicht nothwen⸗ 
dig voraus, daß ein Krieg des Reiches bereits ausgebrochen fei 
oder bevorftebe, fondern jede Mobilifirung des Heeres oder eines 
Theiles defielben, gleichviel aus welchen Gründen diefelbe ange- 
orbnet wird, ift genügend um die Snanipruchnahme bes Kriegs: 
ſchatzes zu rechtfertigen. Erftredt fih die Mobilmahung auf das 
Bayeriſche Kontingent, jo ift ein eutfprechender Theil des Schaßes 
Dem König von Bayern zur Beitreitung der Mobilmachungskoſten 
zur Verfügung zu ftellen, weil das Prinzip der gleichen Vertbei- 
lung der Laften und Ausgaben für die bewaffnete Macht auch auf 
Bayern Anwendung findet, jedoch jo, daß diefem Staate die felbit- 
ftändige Verwaltung und Verausgabung zuftebt ?). Die Verwen⸗ 
Dung des Schaßes darf nur erfolgen auf Grund einer Kaiſerlichen 
Anordnung, fo wie ja eine jolde aud ſtets zur Mobilmachung 
des Heeres ober eines Thetles deſſelben erforderlih ift )). Die 
kaiſerliche Unordnung bedarf der vorgängig oder nachträglich ein- 
zubolenden Zuftimmung des Bundesrathes und des Neichstages *) ; 
zweifellos Tann dieſer Vorichrift auch in der Art genügt werden, 
daß die Zuftimmung des Bundesrathes vorgängig, diejenige des 
Reichstages nachträglich eingeholt wird. 


NRegierungs-Entiwurf in den Druckſachen des Reichdtages v. 1871. 2. Seſſ. 
Neo. 5; Kommiſſionsbericht ebendaf. Nr. 30; Verhandlungen 
Stenogr. Beridte I. S. 24 ff. 117 ff. 148 fi. Bel. Ad. Wagnerinv. 
Holtzendorff's Jahrbuch III (1874) ©. 152 ff. Ernft Meier in v. 
Holgendorff’3 Rechtslexicon Bd. III. S. 397 ff. 

1) Die Bildung des Reichskriegsſchatzes wurde in dem Geſetz v. 11. Nov. 
1871 8. 1 an die Bedingung geknüpft, daß ber Preußiſche Staatsſchatz, welcher 
für den Norddeutichen Bund als Kriegsſchatz gedient Hatte, aufgehoben werde. 
Diefe Bedingung ift durd) das Preuß. Gef. v. 18. Dezemb. 1871 (Geſetz⸗Samml. 
©. 593) erfüllt worden. 

2) Vgl. Stenogr. Ber. a. a. D. ©. 30 u. oben Bd. III. 1. ©. 57. 

3) Hinfihtlich des bayerifchen Kontingents fiehe oben Bd. III. 1. ©. 40. 

4) Gef. v. 11. Nov. 1871 8. 1 Abi. 2. Mit Recht hebt Meier in v. 
©. 401 hervor, daß nicht zu erfehen tft, welche rechtliche Folgen eintreten, 
wenn nach thatſächlich erfolgter Verwendung des Reichskriegsſchatzes die Ge- 
nehmigung verjagt wird. 


® 
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2. Die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes iſt dem Reichs⸗ 
tanzler übertragen. Die Regeln, nach welchen biefelbe zu führen 
ift, find dur eine unter Zuftimmung des Bundesrathes zu er: 
laſſende Taiferlihe Verordnung feitzuftellen ). Diefe Verordnung 
ift unter dem 22. Januar 1874 ergangen ?). Sie verfügt die 
Niederlegung des Schatzes in dem Juliusthurm der Citadelle von 
Spandau und die Einſetzung einer Rendantur und eine vom 
NReichskanzler zu beitellenden Curators bebufs Rechnungsführung 
und Beauflihtigung. Sie regelt die Rechnungsführung, Bud: 
führung und Reviſion der Beftände und trifft Anordnungen, um 
jede Gefährdung oder mißbräuchliche Verwendung des Schabes zu 
verbüten. 

3. Die Verwaltung ift unter die Kontrole der Reichsſchulden⸗ 
Kommilfion geftellt; diefelbe erhält von dem Reichskanzler alljähr: 
lich eine Nachweiſung über den Beſtand des Reichskriegsſchatzes 
und außerdem in kürzeſter Friſt Mittheilung von allen in An— 
fehung defjelben ergebenden Anordnungen und vorlommenden Ber: 
änderungen. Sie hat die Befugniß, fih von dem Vorhandenſein 
und der fiheren Aufbewahrung der Beftände des Reichskriegs— 
ſchatzes Ueberzeugung zu verjchaffen °). Yu diefem Zwecke bat ber 
Gurator die Reichsſchulden⸗Commiſſion zu den jährlich vorzuneh⸗ 
menden Reviſionen einzuladen und er ift verpflichtet, jo oft die 
Kommiüfion e3 außerdem für nöthig findet, fi von dem Bor: 
bandenjein und der ficheren Aufbewahrung des Schatzes Weber: 
zeugung zu verfchaffen, das hierzu Erforderliche zu veranlaflen *). 
Die Reihsihulden- Kommiffion bat dem Bundesrathe und dem 
Reichstage bei deren regelmäßigem jährlichen Bufammentritt Be: 
richt zu erftatten >). 

4. Der Reichskriegsſchatz hat Feine laufenden Einnahmen, da 
er in gemünztem Gelde deponirt ift®); er Tann daher in Teinem 


1) Gef. v. 11. Nov. 1871 8. 3 Abſ. 1. 

2) Reichsgeſetzbl. 1874 ©. 9 fi. 

3) Gel. v. 11. Nov. 1871 8. 3 Abi. 2. 

4) Berordn. dv. 22. Januar 1874 8. 15. 

5) Gef. v. 11. Nov. 1871 8. 3 Abi. 3. 

6) Unter „Geld“ find nur die reichSgeſetzlich anerkannten Zahlungs⸗ 
mittel zu verftehen. Vgl. Bd. II. 8. 74. Ausgefchlofien find daher nicht blos 
Metallbarren und Reichskaſſenſcheine, fondern auch auslänbijche Gold» und 
Silbermünzen. 
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Falle über den geſetzlich firirten Betrag von 120 Mil. Mark bin- 
aus anwachſen. Aber auch im Falle einer eingetretenen Bermin- 
derung ift die Wiederherftellung defjelben durch geſetzlich feftftehende 
Einnahmen nicht geſichert. Nur folde Einnahmen ded Reiches 
find zu feines Wiederheritelung zu verwenden, welche aus andern 
als ben im Netihshaushalts: Etat aufgeführten Bezugsquellen 
fließen ). Hierher gehören die jogenannten „außerordentlichen“ 
Einnahmen der einzelnen Reichsverwaltungen nicht, denn fie find 
im Etat vorgefeben. Da nun der Fall, dab der Reichsfiskus durch 
Schenkungen, Erbſchaften, Vermächtniſſe u. ſ. w. baare Kapitalien 
erwirbt, praktiſch nicht leicht vorlömmt, jo iſt wol nur daran zu 
denen, daß nach einem glüdlich beendigten Kriege der Reichsſchatz 
aus einer eiwa vom DBefiegten entrichteten Kriegskoſten⸗Entſchä⸗ 
Digung wieder aufgefüllt werden kann, ohne daß bierzu die 
Genehmigung des Reichstages erforderlich ift?). Ab— 
gefeben hiervon Tann der Reichskriegsſchatz nur nad) den im Reichs: 
haushalts⸗Etat zu treffenden Beſtimmungen ergänzt werden ꝰ). 
III. Der Invalidenfonds. 1. Unter diefem Namen wurde 
ein Kapital von 187 Millionen Thalern (561 Mil. Mark) aus 
der franzöfiihen Kriegstoften-Entfhädigung entnommen, um bie 
Beitreitung derjenigen Ausgaben ficher zu ftellen, welche dem Reiche 
auf Grund des Militärpenfiondgefeges vom 27. Juni 1871 *) zur 
Laſt fallen). Zu den letzteren treten hinzu die auf Grund der 
Novelle zum Penfionsgefeg vom 4. April 1874 von der Reichs⸗ 
falle zu leiftenden Zahlungen ®). Da fich jedoch herausftellte, daß 
die Erträge und Beſtände des Fonds duch die Beftreitung diefer 
Husgaben nicht aufgebraucht werden, jo wurden noch andere Zah: 
ungen auf den Invalidenfonds übernommen, welche mit dem ur: 


1) Gef. v. 11. Nov. 1871 8. 2 Ziff. 1. 

2) Vgl. Meiera. a. O. ©. 400. 

3) Gel. v. 11. Nov. 1871 8. 2 Ziff. 2. 

4) Bol. oben 8b. II. 1. ©. 277 ff. 

5) R.G. v. 23. Mai 1873 8. 1 (R. G. Bl. ©. 117). 

6) R.G. v. 4. April 1874 8.24 (R. G. Bl. S. 29). Auch die Koften, welche 
durch die Bearbeitung der Invalidenſachen in Folge des Krieges bon 
1870/71 erwachien, werben aus dem Invalidenfonds beftritten, indem bie be- 
treffenden Beträge als Zufchäffe zu den Militärkoften den 4 Staaten mit eigner 
Militãrverwaltung gezahlt werden. R.G. v. 23. Mai 1873 8. 7. 
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ſprünglichen Zmed des letzteren in fachlicher Beziehung fteben. 
Diefe Leiftungen find bis jebt folgende: 

a) Bom 1. April 1877 ab die Ausgaben des Reihe an Pen: 
fionen und Unterftügungen für Angehörige der vormals ſchleswig— 
bolfteinifchen Armee und deren Wittwen und Waijen ?). 

b) Bom gleichen Zeitpunkt ab die dem Reichshaushalt zur 
Laft fallenden?) Penfionen und Benfionserhöhungen für Militär: 
perfonen und Militärbeamte der Landarmee und der Marine, welde 
vor 1870/71 invalide und zur Fortfegung des aktiven Militär: 
dienftes unfähig geworden find, fowie Benfionen und Unterftügungen 
für Hinterbliebene der in den Kriegen vor 1870/71 gefallenen Mi: 
litärperfonen der Landarmee und ber Marine ®). 

c) Dom 1. April 1878 ab auch die bisher aus preußifchen 
und oldenburgiſchen Landesfonds gezahlten Penfionen und Unter: 
füßungen an frühere Angehörige der vormals fchlesmig-bolftein: 
Ihen und der dänischen Armee, fowie an Wittmen und Waijen 
ſolcher Angehöriger und die bisher aus ſächſiſchen Landesfonds 
gezahlten Zuſchüſſe zu Militärpenfionen und Unterftüßungen *). 

d) Vom gleihen Tage ab die Ehrenzulagen an die Inhaber 
bes Eijernen Kreuzes von 1870/71 °). 

e) Bom 1. April 1879 ab die auf Grund der Zuſatzkonven⸗ 
tion zum Frankfurter Frieden v. 11. Dezemb. 1871 Art. 2 zu 
zahlenden Benfionen für ehemalige franzöſiſche Militärperfonen und 
deren Angehörige ®). 

f) Bom gleichen Zeitpunkte ab die bisher aus dem Etat für 
die Verwaltung des Reichsheeres gedecten Koften der Invaliden- 
inftitute 7). 

g) Bon demjelben Tage an find auch die aus dem Dispo: 
ſitionsfonds des Kaifers zu Gnadenbewilligungen aller Art bisher 
beiilligten und fernerhin zu bemwilligenden Unterftügungen und Er: 
ziehungsbeihülfen für Wittwen und Kinder der in Folge des 


1) R.G. v. 11. Mai 1877 8. 1 Biff. a. (R.G.Bl. ©. 495). 

2) Siehe oben Bd. III. 1. S. 275. 276. 

3) RG. v. 11. Mai 1877 8. 1 Ziff. b. u. c. (R.G.Bl. ©. 495). 

4) R.G. v. 17. Juni 1878 Biff. 1 u. 2 (R.G.Bl. ©. 127). 

5) R.G. v. 2. Juni 1878 8.4 (R.G.BL. S. 100). Vgl. Bo. II.1.6.292 Fi. 
6) R.G. v. 30. März 1879 8. 2 Ziff. 1. (R. G. Bl. ©. 119.) 

7) RG. v. 30. März 1879 8.2 Ziff. 2. Siehe Bd. III. 1. S. 289 Rote 2 
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Krieges von 1870/71 für invalide erklärten und demnädft ver: 
ftorbenen Militärperfonen big zur Höhe von 350 000 Mark jähr: 
lich aus den Mitteln des Invalidenfonds zu beftreiten ?). 

Endlih it zu erwähnen, daß die Koften, welche durch die 
Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds jelbft entitehen, aus den 
Erträgen defjelben bejtritten werden ?). 

Unter den vorftehend aufgeführten Beträgen find die Zahlun- 
gen der Juvalidenpenſionen u. |. w. in Folge der Kriege vor 1870, 
ferner die Zahlungen an ehemalige franzöſ. Militärperjonen und 
endlich die Koften der Invalideninſtitute folche, an denen Bayern 
megen der ihm zuftehenden eigenen Militärvermwaltung feinen An- 
theil zu tragen hat?); demgemäß wird ihm zur Beftreitung gleich: 
artiger Ausgaben alljährlid aus den Mitteln des Invalidenfonds 
eine Summe überwiefen, welche nah dem Berhältniß der Kopf: 
ftärfe des bayeriſchen Kontingents zu jenen der übrigen Theile 
des Reichsheeres bemefjen wird *). 

2. Bei Beſtimmung der Höhe des Invalidenfonds iſt die Ges 
feßgebung davon ausgegangen, dab durd die aus ihm zu beftrei- 
tenden Ausgaben nicht nur der Sinfenertrag, fondern nad und 
nah auch der Kapitalbeitand des Fonds aufgebraucht werden 
fol. Bon diefem Gefihtspunft aus ergeben fi die Grundſätze, 
melde für die Verwaltung des Fonds maßgebend find und welche 
fih dabin zufammenfaffen laffen, daß die dem Fonds überwieſenen 
Gelder in der Art zinsbar anzulegen find, daß fowohl der Zins: 
ertrag als das Kapital fichergeftellt und die allmählige Verwen— 


1) R.®. v. 30. März 1879 8. 3. 

2) RG. v. 23. Mai 1873 8. 7. Nur die Ausgaben an Wittwen- und 
Waijengeldern für Hinterbliebene von Beamten der Verwaltung des Reichs⸗ 
invalidenfonds fallen gejeglich nicht diefem zur Laſt, fondern find aus allge- 
meinen Reich&mitteln zu beftreiten. 

3) Die Penfionen 2c. 2c. auf Grund der Reichspenſionsgeſetze von 1871 
und 1874 werben aud für das bayerifche Kontingent unmittelbar für Rech- 
nung bes Neichsinvalidenfonds bezahlt. Ebenſo find die Benfionen u. j. w. 
für die Angehörigen der ehemals jchleswig-Holft. Armee gemeinſchaftlich 
zu tragen auf Grund des Vertrages dv. Berfailled v. 23. Nov. 1870 Art. 79 
Ziff. 9 u. Ziff. 27. 

4) R.Geſ. v. 11. Mai 1877 8. 1 Abi. 2 (R.G. Bl. ©. 49). R.G. vom 
17. Zuni 1878 letzter Abſ. (R.G.Bl. ©. 128). R.G. v. 30. März 1879 8. 2 
Abſ. 2 (R.G. Bl. ©. 119). 

Zaband, Reichsſtaatsrecht. ILL. 3, 14 


210 8. 108. Das active Reichsvermögen. 


dung des letzteren ermöglicht wird. Um jede gewagte Speku—⸗ 
lation auszuſchließen, beſtimmt. das Geſetz ſelbſt die Kategorien 
von Werthpapieren, in denen die Anlage des Fonds erfolgen darf, 
ebenſo die Art und Weile ihrer Verwahrung und Verwerthung ). 

Dbgleih nun der Invalidenfonds durch die gejegliche Zweck⸗ 
beftimmung und abgejonderte Verwaltung als ein bejonderer Ber: 
mögenscompler aus dem allgemeinen Reihsvermögen ausgefchieden 
ift, To beitebt doch zwischen ihm und dem allgemeinen Staat3haus- 
halt des Reiches ein enger Zuſammenhang, da die aus dem JIn—⸗ 
validenfonds zu beftreitenden Ausgaben notbwendige find, zu 
deren Leitung dag Nei auch ohne die Eriftenz jenes Fonds ver- 
pflichtet wäre und die es daher in dem Falle, daß der Siuvaliden- 
fonds aufgebraudt fein würde, fortleiften müßte. Aus dieſem 
Grunde find für jedes Jahr die Zinseinnahmen des Reichs-Ju— 
validenfonds und die zur Ergänzung derjelben flüffig zu machenden 
Kapitalbeftände im Reichshaushalts-Etat feftzufegen. Zinjen 
überſchüſſe wachſen dem Reichs-Invalidenfonds unter Teinen 
Umftänden zu, jondern find in die Reichskaſſe abzuführen und in 
bie Einnahmen des Reichshaushalts-Etats einzuftelen?), Wem 
dagegen durch eine Mehreinnahme an Zinjen und durch eine Minder- 
ausgabe an Penfionen u. ſ. w. der Kapitalzuſchuß in der im 
Reichshaushalts-Etat worgefehenen Höhe nicht erforberlich wird, fo 
fällt der hierdurch erfparte Betrag nicht als Einnahme der Reichs: 
kaſſe zu, fondern er verbleibt dem Kapitalbeftande des Invaliden⸗ 
fonds, ſowie im umgekehrten Falle ein Mehrbedarf durch einen 
höheren Kapitalzufchuß des Invalidenfonds zu deden wäre. Wenn 
durch das Erlöſchen der auf den Invalidenfonds angemwiefenen 
Penfionen, und anderen Zahlungsverpflihtungen Activbeflände des 
Snvalidenfonds entbehrlich werden, fo ift über die Verwendung 
derjelben durch Reichsgeſetz Beſtimmung zu treffen ®) d. h. die 
dDisponibel gewordenen Beträge find nicht von Rechtswegen als 
Einnahmen im Etat in Anfag zu bringen, fondern fie bleiben fo 
lange ein freies, feinem beftimmten Zweck gewidmetes Altivver⸗ 


1) Geſ. v. 23. Mai 1873 88.25. Gef. v. 23. Febr 1876 8. 1 (R.GBL. 
©. 24). Geſ. v. 30. März 1879 8. 1 (R.G.BL. ©. 119). 

2) Gel. v. 23. Mat 1873 8. 7. 

3) Geſ. v. 23. Mai 1873 8. 15. 
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mögen bes Reiches, bis über die Verwendung defjelben die Weber: 
einftimmung des Bundesrathes und des Reichstages erzielt wird ?). 

3. Für die Bermaltung des Fonds ift eine befondere Behörde 
mit dem Amäsfitz in Berlin errichtet worden, deren flaatsrechtliche 
Stellung, Zufammenjegung und Geihäftsthätigfeit bereit3 oben 
Bd. L ©. 351 ff. erörtert worden ift *). Sie ift unter die fort: 
laufende Auffiht der Reichsſchulden-Kommiſſion geftellt, welche 
befugt ift, ſich jederzeit Weberzeugung davon zu verfehaffen, in 
welcher Weile die Kapitalmittel des Fonds zinsbar belegt find, 
Nevifionen vorzunehmen und Bemerkungen und Anfichten über Die 
Geſchäftslage und Geſchäftsführung der Verwaltung zugeben zu 
laflen, welche dieje zum Gegenjtande einer Beſchlußnahme machen 
muß). Weber ihre Thätigfeit und über die Ergebniffe der Ber: 
waltung des Reichs-Invalidenfonds erftattet die Reichsſchulden⸗ 
Kommilfion dem Reichstage bei feinem jährlichen regelmäßigen Zus 
fammentritt Beriht und legt ihm mindeften3 in jedem dritten 
Sabre (jeit 1879) eine Bilanz vor, in welcher außer den Aktiv: 
beftänden der zeitige Sapitalmertb der dem Fonds obliegenden 
Verbindlichleiten jpeziell angegeben fein muß t). 

Zur Wahrnehmung diefer Geſchäfte ift die Reichsſchulden⸗ 
Kommilfion durch 5 Mitglieder verftärkt worden, von denen zwei 
vom Bundesrath und drei vom Reichstage gewählt werben; an 
ben übrigen Geichäften der Kommiffion nehmen diefe Mitglieder 
nicht Theil °). 

IV. Dur die Franzöſiſche Kriegskoſten-Entſchädigung ift das 
Reich in die Lage verjeßt worden, für die Herftellung von noth— 
wendigen oder nüßlichen Bauten Fonds zu referviren. Obgleich 
diefe Fonds von Anfang an dazu bejtimmt find, aufgebraudt zu 
werden, vertheilt fih doch die thatfächliche Verwendung derfelben 


1) Die Zinſen bdiejes Fonds würden dagegen etatdmäßige Einnahmen 
bilden d. h. dem Fonds nicht zumachen. Gef. v. 23. Mai 1873 8. 7. 

2) Hinzuzufügen ift, daß der von dem BVorfigenden und den Mitgliedern 
zu leiftende Eid nunmehr in Öffentlicher Sigung des Reichsgerichts (ftatt Reichs⸗ 
Oberhandelsgerichts) zu ſchwören ift. Reichsgeſ. v. 16. Juni 1879 8. 1(R. G. Bl. 
&. 157). 

3) Gef. v. 28. Mai 1873 8. 13. Bgl. auch $. 4 ebenda. 

4) Gel. v. 23. Mai 1873 8. 14. 

5) Gel. v. 28. Februar 1876 8. 13 (R. G. Bl. S. 24). 

14* 
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auf einen längeren Zeitraum und während deflelben tragen die 
nicht verbraudten Beitände Zinſen, welche der Reichskaſſe zus 
fließen und als Einnahme in dem Etat aufzuführen find. Für 
diefe Zeit find die in Rede ftebenden Fonds daher mwerbendes 
(Finanz:)Bermögen des Reiches. 

Hierhin gehören zur Zeit ?) noch folgende Kapitalbeftände : 

1. Der Reichs-⸗Feſtungsbaufonds. Das Geſetz vom 
30. Mai 1873 ?) bat den Betrag von 216 Millionen Mark zur 
zeitgemäßen Umgeftaltung und Ausrüftung der Deutichen Feſtun⸗ 
gen (ausgenommen die in Elfaß-Lothringen befindlichen) reſervirt 
und davon 57 ML. M. dem Neichsfanzler für 1873 und 1874 
zur Verfügung geftellt, aus dem Reftbetrag einen bejondern Fonds 
gebildet, welcher nah Maßgabe des Gejeges über den Reiche: 
Invalidenfonds v. 23. Mai 1873 zinsbar angelegt ®) und von der 
Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds unter der oberen Leitung 
des Reichskanzlers und unter der Kontrole der Reichs-Schulden⸗ 
fommiffion verwaltet wird. Die Zinjeneinnahmen des Fonds 
wachen dem legteren nicht zu, fondern find im Etat als Einnahme 
anzufegen und zur Beftreitung der gemeinfchaftlihen Ausgaben zu 
verwenden‘); die aus dem Fonds zu leiftenden Ausgaben find 
daher ausſchließlich durch Flüſſigmachung von Kapitalbeftänden zu 
beftreiten ®) und die Höhe diejer Beträge ift durch die Reichs— 
haushalts-Etat3 der betreffenden Jahre feftzuftellen‘). Aus dieſem 
Fonds find vorſchußweiſe auch andere Ausgaben als die im Art. L 
des Geſetzes v. 30. Mai 1873 vorgefehenen beftritten und bie 
Rüderftattung der varauslegten Beträge aus anderen Einnahmen 
des Reiches vorgejehen worden ?). 


1) Ein großer Theil diefer Beträge ift beftimmungsgemäß verwendet und 
bereit aufgebraucht ; die Aufzählung derjelben ift ohne ſtaatsrechtliches Intere ſſe. 

2) R.G. Bl. 1873 ©. 123. 

3) Mobifitationen der Borfchriften über die Unlage des Fonds find im 
Art. III Abſ. 1 des citirten Gejeges enthalten. Die Geihäftsanweifung vom 
11. $uni 1874 (R.G. Bl. ©. 104) findet mit Ausnahme des 8.9 aud auf den 
Feſtungsbaufonds Anwendung (8. 16 der citirten Gejchäftt-Anmeifung). 

4) Gel. v. 30 Mai 1873 Urt. III Abſ. 3. 

5) Art. III Abſ. 2 eod. 

6) Art. II u. VII eod. 

7) Sämmtliche Etatögefehe des beutichen Reiches feit dem Gel. v. 
25 Dez. 1875 (R.G. Bl. S. 325) enthalten im $. 7 darüber Anorhnungen. 








8. 108. Das active Reichsvermögen. 213 


Ein bejonderer Fonds zur Wiederberftellung, Vervollftändigung 
und Ausrüftung der in Eljaß-Lothringen gelegenen Feftungen, ſowie 
zur Erbauung und Einrichtung von Kajernen, Lazareth- und Maga: 
zinanftalten in den offenen Garniſonſtädten von Eljaß-Lothringen ift 
duch Geſetz v. 8. Juli 1872 Art. I. der franzöf. Kriegskoſten⸗ 
Entfhädigung entnommen worden '). Er ift durch Gef. v. 9. Febr. 
1875 8.1 auf 128942 850 M. erhöht worden ?) und überdies find 
für die Koften der Erweiterung der Umwallung von Straßburg 
noch diejenigen 17 Millionen Mark beftimmt worden, welche von 
der Stadt Straßburg für die dur dieſe Hinausſchiebung der 
Umwallung entbehrlich werdenden Grundftüde zu entrichten find ®). 
Es beruht diefe Summe darauf, daß die Heritellung der neuen 
Umwallung von Straßburg 20 Millionen M. erforderte, während 
das Gef. v. 8. Juli 1872 für diefen Zwed nur 3 Mil. M. zur 
Berfügung geftellt hatte %). Eine abgejonderte Verwaltung ift für 
den elſaß-lothringiſchen Feſtungsfonds nicht eingerichtet worden ; 
ebenfo wenig ift eine Beſtimmung über die während der Bauzeit 
aufgelaufenen Binfenerträge ergangen; für dieſelben gelten daber 
diejenigen Grundſätze, welche von den Binfenerträgen der franzöſ. 
Kriegskoften-Entihädigung überhaupt gelten d. h. fie find als ein 
Acceſſorium der letzteren zu behandeln. 

2. Der Reih3:Eifenbahbnbaufonds. Inſoweit die: 
jenigen Beträge, welche 8. 1 des Gel. v. 18. Juni 1873 für Her: 
ftelung und Verbeſſerung der Reichseiſenbahnen aus der franzöſ. 
Kriegskoften-Entfehädigung angewieſen bat, erit im Jahre 1874 
und fpäter zur Verwendung fommen, find diejelben vom Reichs⸗ 
kanzler nach Maßgabe der Beitimmungen in 88. 2 u. 3 des Ge: 


1) 8.8.81. 1872 ©. 289. 

2) R.6.81. 1875 ©. 59. 

3) Gef. v. 14 Febr. 1875 8. 1 (R. G. Bl. ©. 62). 

4) Der Vertrag zwiſchen dem Reichsfiskus und der Stadt Straßburg ift 
am 2. Dezember 1875 geichloffen worden (Druckſ. des Neichdtagd v. 1875 
ro. 186). Bon dem Betrage von 17 Mill. ift in Wbzug zu bringen der Brei 
für das vom Reich zurüderworbene Terrain für die Univerfitätsbauten; ber 
Neft (15 965 373 M.) ift vom Jahre 1879 ab in Jahresraten von einer Million 
abzutragen und ift unvderzinslich. Da die Koften der Herftellung der 
neuen Ummwallung aber fogleich bei der Vornahme der Arbeit gededt werden 
mußten, jo ift gerade hierfür der Neichsfeftungsbanfonds in Anſpruch genom- 
men worden, gl, S. 212 Rote 7. 
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fees über den Invalidenfonds vom 23. Mat 1873 zinsbar an- 
zulegen !). Die auflommenden Zinſen wachen dem Fonds nicht 
zu, find daber alljährlih in den Reichshaushalts-Etat aufzu- 
nehmen. 

3. Der Reihstagsgebäudefonds Das Geſ. vom 
8. Juli 1873 8. 1 Ziff. 3?) reſervirte aus der Franzöf. Krieg: 
foften-Entihädigung den Betrag von 24 Mil. Marf für Errichtung 
des Neichstagsgebäudes und beftimmte, daß diefer Fonds bis zur 
gefeglihen Verfügung darüber nah den Beitimmungen im Art. II. 
des Gejeges über den Feitungsbaufonds zinsbar anzulegen und 
zu verwalten iſt. Die Zinfen wachen nach der Anordnung dieſes 
Gefehes dem Fonds zu. Da fich aber die Entfcheidung über die 
Ausführung des Bau's, namentlich über den Bauplak, in uner: 
warteter Weife verzögerte und in Folge deflen der Fonds in einem 
das Bedürfniß überfteigenden Maße anwachſen mußte, jo ordnete 
das Geſetz vom 11. Mai 1877 8.2 °) an, daß die Zinſen dieſes 
Fonds demfelben fortan nur injoweit zuwachſen, als über bie: 
ſelben nicht durch den Reichshaushalts-Etat zur Beſtreitung anderer 
Ausgaben Beitimmung getroffen wird d. h. daß fie als Einnahme 
in Anja zu bringen find *). 

V. Die gewerblichen Betriebe des Reiches find abgejeben von 
den Reichseifenbahnen, der Poſt- und Telegrapbenanitalt und dem 
Antheil des Reiches an dem Reingewinn der Reichsbank folgende: 

1. Das Reich giebt in Gemeinfhaft mit Preußen unter dem 
Titel „Deutſcher Reih3- und Preußiſcher Staats: 
Anzeiger" eine täglich in Berlin ericheinende Zeitung heraus, 
welche namentlich zur Inſertion amtlicher Kundmachungen dient. 


1) Geſ. v. 18. Zuni 1873 8 2 (R.G Bl. ©. 144). Mobifizirt durch das 
Gef. v. 23. Febr. 1876 8. 2. 

2) R.G.Bl. 1873 ©. 217. 

3) R.G. Bl. 1877 ©. 496. 

4) Der Bollftändigleit wegen mag bier erwähnt werden, daß auch die 
aus ber Reichskaſſe für den Bau eines allgemeinen Kollegienhaufes in Straß- 
burg auf Grund der Etatögefege überwieſenen Mittel zeitweilig zinsbar ange- 
legt worden find und daß der hiervon bis zum Schluß des Etatsjahres 1880/81 
aufgefommene Binjenertrag in Folge eines Monitums des Rechnungshofes ala 
Einnahme des Reiches verrechnet worden ift. (Meberficht 2c. für 1880/81 ©. 372.) 
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An dem NReinertrage dieſes Preßunternehmens ift der Preußiſche 
Fisfus mit ?/s, der Reichsfiskus mit Ys betbeiligt '). 

2. Die Reihsdruderei. Durch das Reichsgeſ. v. 23. Mai 
1877 2) wurde der Reichskanzler ermächtigt, das von Decker'ſche 
Grundſtück in Berlin nebit der darauf befindlichen Druderei (für 
ben Betrag von 6 780000 Mark) käuflich zu erwerben. Die de: 
finitive Dispofition Über das Grundſtück wurde bis dahin vorbe- 
balten, daß über die Bauftelle für das zu errichtende Reichstags: 
gebäude die Entſcheidung getroffen ift; der Betrieb der Druderei 
wurde inzwifchen fortgeführt, jedoch mit der Beſchränkung auf die 
unmittelbaren Zwede des Reiches und des Preußiſchen Staates. 
Das Reichsgeſ. v.15. Mai 1879 2) ermädtigte den Reichskanzler, 
auch die Preuß. Staatsdruckerei Fäuflich für das Reich zu erwerben 
(für 3 573 000 Mark) und viefelbe wit der ehemaligen v. Deder: 
[hen Druderei zu verfchmelzen. Die hierdurch hergeftellte „Reichs⸗ 
druderei” fol vorwiegend für die Bedürfniſſe des Reiches und des 
Preußiihen Staates verwendet werden; ausnahmsweiſe ift e3 
diefer Anftalt aber auch geftattet, von Privatperjonen Werte zum 
Drud anzunehmen, durch deren Beröffentlihung wiſſenſchaftliche 
oder Kunſtintereſſen wefentlich zu fördern find ). Im Allgemeinen 
gilt die reichsgeſetzliche Vorfchrift, daß die Beftimmungen über 
ben Umfang des Betriebes der Reichsdruckerei alljährlich durch 
den Reichshaushalts⸗-Etat getroffen werden ®). 

Die Verwaltung der Reichsdruckerei erfolgt durch eine dem 
General:Poftmeifter unterjiellte Behörde, welche die Be: 
zeihnung „Direktion der Reichsdruckerei“ führt ®). 

VI. Die Betriebsfonds Da diefe Fonds durch die Be: 
bürfnifje der Verwaltung nicht abforbirt werden, jondern nad 
vollftändiger etatSmäßiger Leifuung aller Einnahmen und Aus: 


1) Im Etat für 1882/83 ift die Einnahme bes Meiches aus diefem Be⸗ 
teiebe auf 37 940 M. beziffert. 

2) R.G.Bl. 1877 ©. 500. 

3) R.G.Bl. 1879 ©. 139. Motive zum Gejeßentwurf in den Drudjadhen 
des Neichstages von 1879 Nro. 152. 

4) Bgl. Drudjachen des Reichötages v. 1879 Nr. 272 S. 1622. 

5) R.G. v. 15. Mai 1879 8. 3 (R. G.Bl. ©. 139). Im Etat für 1882/83 
ift der Ueberſchuß der Reichsdruckerei auf 1051240 M. veranjchlagt. 

6) Belanntmachung v. 29. Juli 1879 (Centralbl. des d. R. 1879 ©. 493). 
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gaben als Kaffenüberfhuß erfcheinen und — falls fie aus irgend 
einem Grunde entbehrlich werden jollten — zur freien Verfügung 
des Reiches ftehen, jo find fie dem Finanzvermögen deſſelben zu— 
zuzählen ’). Ihr wirtbichaftlicher Nuten beſteht darin, daß die 
mit der Benugung des Verwaltungscredit3 verbundenen Koften 
und Aufwendungen eripart werden. Die erite Anlage folder Fonds 
erfolgte durch das Etatögefeb für 1872, indem auch für diefes 
Bedürfniß die Mittel der Befriedigung aus der franzdf. Kriegs⸗ 
koſten-Entſchädigung genommen worden find ?). Die damals für 
diefe Bmede beftimmten Summen wurden aber im Laufe der Sabre 
mit dem wachjenden Umfang der Finanzwirthichaft des Reiches 
ungenügend und mußten erhöht werden. Insbeſondere hat das 
Etatsgeſetz für 1882/83 diefem Bedürfniß Abhülfe verfchafft °). 
Der Betriebsfonds zerfällt aber wieder in 4 verſchiedene Fonds: 

a) Der Betriebsfonds der Reichs-⸗Hauptkaſſe ift durd 
den Etat von 1872 in Höhe von 6 Millionen Mark dotirt worden. 
Er dient generell allen auf Rechnung des Reiches zu führenden 
Verwaltungen, für welche nicht einer der nachfolgend bezeichneten 
Spezialfonds beftimmt iſt ). Zur vorübergehenden Berftärfung 
diefes Fonds ift der Reichskanzler duch die Etatsgeſetze der ein- 
zelnen Sabre zur Ausgabe von Schakanmweilungen ermächtigt wor: 
den °). 

b) Der Betriebsfonds der Reichsdruckerei. Derfelbe if 
durch das Etatsgeſetz für 1882/83 mit 400 000 Mark auögeftattet 
worden. 

c) Der Betriebsfonds der Reichs-Poſt- und Telegra— 
phenverwaltung; durch das Etatsgeſetz für 1872 wurde der: 


1) Hier ift aber nur von den ftändigen Betriebsfonds bie Rede, nidt 
bon vorübergehenden Verſtärkungen der Betrieb3mittel der Reichskafſſen dur 
Begebung von Schabfcheinen. Vgl. unten 8. 109. I. 

2) al. Annalen 1873 ©. 415 fg. und bie dafelbjt in Bezug genom- 
mene Denkichrift in den Drudjachen des Reichſtags II. Seſſ. 1871 Nro. 111. 

8) Vgl. den betaillirten Nachweis dieſes Bedürfniffes in der Denkichrift 
zum Etatögefeg-Entwurf S. 49 ff. (Drudi. des Reichdtages 1881/82 Nr. 5). 

4) Insbeſondere find Die Legationskaſſe, ſowie die Geſandtſchaften 
und Konfulate aus diefem Fonds mit Betriebsmitteln in Höhe von 750 000 M. 
ausgejtattet worden. 

5) Durch das Etats⸗Geſetz v. 15 Febr. 1882 8. 3 (R.G. Bl. ©. 11) if 
der Marimalbetrag derjelben auf 70 Millionen Mart erhöht worden. 
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felbe auf 5250000 M. feftgefeht, durch das Etatsgeſetz für 1882/83 
um 8750000 M. erhöht, jo daß derjelbe 14 Mill. M. beträgt. 
An diefem Betriebsfonds haben Bayern und Württemberg keinen 
Antbeil, da fie die Poſt- und Zelegraphenverwaltung jelbftändig 
und für eigene Rechnung führen; demgemäß haben fie auch zur 
Bildung dieſes Fonds nicht beigetragen. 

d) Ausftattung der Truppenkaſſen. Für diefen med 
bat der Etat für 1872 die Summe von 18810000 M. ausge: 
worfen. Da das Reich eine eigene Militärverwaltung nicht bat, 
fo ift diefe Summe antheilgmäßig den vier Staaten mit eigener 
Kontingentöverwaltung als „eiferner Vorſchuß“ d. h. als unkünd⸗ 
bares und unverzindliches Darlehen vom Reiche überwielen worden. 


B. Das Berwaltunggvermögen. 


Bei Errichtung des Nordveutichen Bundes wurden der Bun- 
deögewalt einzelne Verwaltungszweige ganz oder theilmeife über: 
tragen, ohne daß eine Beitimmung darüber getroffen wurde, welche 
Rechte dem Bunde an den, diefen Verwaltungszweigen dienenden 
Vermögensobjekten zufommen. Eine völlige Neuausftattung ift 
für diefe Verwaltungen nicht erfolgt; die Bundesbehörden, welche 
an Stelle der bisherigen Landesbehörden traten, übernahmen zu: 
gleich mit ihren Amtsgejchäften auch den dienftlichen Gebrauch des 
Berwaltungsinventars. Hierzu Tamen dann aber ſehr bald Neu: 
anfhaffungen, Reparatur: und Erweiterungsbauten und andere 
Erwerbungen aus Bundesmitteln. An diefem Yuftande ift durch 
die Gründung des Neihes Nichts geändert worden; die Reichs⸗ 
verfaſſung enthält ebenfowenig wie die Verf. des Nordd. Bundes 
eine Regelung diefer Materie. Thatſächlich wurden durch Die 
Reichsgründung die Berhältniffe aber noch complizirter, da außer 
dem Eigenthum des Reiches und der Einzelftaaten nun auch noch 
das Eigenthbum des Nordd. Bundes in Betracht fam und weil den 
füddeutihen Staaten Sonderrechte binfichtlih des Militärweſens 
und der Poſt- und Xelegraphenverwaltung eingeräumt wurden, 
welche auch für die Rechte an den Vermögensftüden dieſer Ber: 
waltungen von Belang waren. 

Das gefammte Verwaltungs-AInventar des Reichs zerfiel nun 
nah privatrechtlichen Geſichtspunkten in zwei große Maflen, die 
ih als Eigentbum des Reichsfiskus und als Eigenthum der Landes⸗ 


218 8. 108. Das active Reichsvermögen. 


fisci gegenüberftanden. Die eritere wurde gebildet durch alle ſeit 
Gründung des Reiches (resp. Nordd. Bundes) aus NReichsmitteln 
angeſchafften Vermögensſtücke; die legtere aus den von den Einzel- 
ftaaten eingebrachten Vermögensobjekten, welche zur Ausftattung 
der auf das Reich Übergegangenen Verwaltungen gehörten. Daß 
die vom Reiche felbft angefchafften Gegenftände Eigenthum bes 
Reiches find, ift jelbitverftändlich und unbeftritten; dagegen konnte 
es fraglich ericheinen, ob nicht das Neich mit Uebernahme der 
Verwaltungsthätigkeit auch in das Eigenthumsrecht an den Aus: 
rüftungsgegenftänden diejer Verwaltungen fuccedirt ſei. Vom 
Standpunkt des Civilrechts aus war dies aber zu verneinen. Denn 
für eine Enteignung jo großer Vermögensmaſſen der Einzelftaaten 
zu Gunften des Reichsfiskus war weder in dem Wortlaut der 
Reichsverfaſſung noch in der Natur der Smftitutionen des Reiches 
ein Grund vorhanden. In Uebereinftimmung biermit bat ber 
Präfident des Bundeskanzleramts wiederholt erflärt, daß Seitens 
ber Bundesregierungen davon ausgegangen wird, „daß das um: 
bewegliche Eigenthum, wie es bei dem Uebergange diefer Ber: 
waltungen auf den Bund vorhanden war, im Eigenthum derjenigen 
Staaten verblieben ift, welchen diefes Eigenthbum zur Zeit des 
Weberganges auf den Bund zuſtand“ y. Diefe vom civilredht- 
lihen Standpunkte aus fich ergebende Unterſcheidung widerſprach 
aber dem praftiihen Bedürfniß. In den einzelnen Verwaltungs: 
reſſorts waren Gegenftände, die aus der Zeit der Landesperwal- 
tung ftammten, mit Gegenftänden, die auf Bundeskoſten angeſchafft 
waren, zu einem einheitlichen Complex vereinigt und ihre privat: 
rechtliche Herkunft konnte nicht berüdfichtigt, ja im Laufe der Zeit 
pielleicht nicht einmal feitgeftellt werden. Auch war das Eigen- 
thumsrecht an diefen Gegenftänden nicht von Belang, da das Ber: 


1) 2gl. Stenogr. Berichte 1867 ©. 244 ff, 1868 ©. 309. 314. 341. 512, 
1870 ©. 282 und 1873 ©. 22 ff. Hinfihtlich des beweglichen Eigentums 
war die entgegengefehte Auffaffung jchon feit 1868 feitgehalten worden. Dies 
war theoretiich zwar ficherlich falfch, praltifch aber nicht abzuweijen, da das 
bewegliche Berwaltungseigenthum zum überwiegend größten Theil aus ver- 
brauchbaren @egenftänden befteht, bie durch bie Berwaltungsthätigkeit ſelbſt 
confumirt werden. Bgl. Annalen 1873 ©. 426 und die Erflärung dei 
Staatsminifterd Delbrüd in ber Sikung des Reichſstags v. 18. März 1873. 
Gtenogr. Berichte S. 28. Ferner Seydel in Behrend's Zeitichrift Bd. VII 
©. 230 fg. 
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waltungsvermögen, wenngleich daſſelbe dem Fiscus privatrechtlich 
gehört, doch nicht von ihm im Vermögensintereſſe ausgebeutet 
wird. Die Führung der Verwaltungsgeſchäfte ift undenkbar ohne 
die Verfügung über den hierzu erforderlihen Apparat und dem⸗ 
gemäß wäre die Abtretung von Verwaltungen an das Reid ohne 
gleichzeitige Hebertragung des Gebrauchs- und Verfügungsrechts 
über die zur Ausftattung diefer Verwaltungen beftimmten Gegen: 
ftände widerfinnig geweſen. Someit in Folge der Reichsorgani⸗ 
fation Geſchäfte und Aufgaben der Verwaltung von den Einzel- 
flaaten auf das Reich übergegangen find, ebenfoweit hat das Reich 
auch die Befugniß überlommen, das fiskaliſche Vermögen der 
Einzelitaaten zum Zweck der Erledigung dieſer Geſchäfte und Aufs 
gaben in demfelben Umfange zu benugen, wie dies den entſpre⸗ 
enden Verwaltungsbehörden der Einzelftaaten zugeitanden haben 
würde. Durch diefes Recht des Reiches zum Gebrauh war bie 
civilrehtliche Unterjcheibung zwiſchen den Vermögensftüden 
des Reichs und denjenigen der Einzelftaaten praktiſch wieder auf: 
gehoben und das Sinventar der einzelnen Reihsverwaltungen ver: 
mwaltungsrechtlich zu einer Einheit verbunden worden. Theo⸗ 
retiſch war das Verhältniß nicht anders zu conftruiren, ald daß 
das Reich an den von den Einzelitaaten eingebrachten Gegen- 
ftänden das Eigentbum des Landesfiskus behufs Er- 
füllung der Verwaltungsaufgaben auszuüben befugt fei ’). 
Diefe „Ausübung“ des fremden (landesfiskaliſchen) Eigen: 
thums ift aber von der Ausübung des eigenen (reichsfiskaliſchen) 
in einer, nicht unmichtigen Beziehung verjchieden und zwar in 
Folge der eigenartigen Natur des Bermaltungseigentbumd. Da 
diefe nämlich auf der Zweckbeſtimmung der einzelnen Vermögens: 
ftüde beruht, To verlieren die leßteren den Charakter des Ber: 
waltungsinventars und werden freies (Finanz) Bermögen des 
Fiskus, ſobald fie für die Zwecke der Verwaltung entbehrlid oder 
unbraudhbar werden. Die dem Reich gehörenden Gegenitände 
werden hiernach, wenn fie für die Verwaltung entbehrlich werden, 
Finanzvermögen des Reichsfiskus; die den Einzelftaaten ge: 
börigen, Finanzvermögen des betreffenden Landesfiskus. Die blos 
verwaltungsrechtlide Einheit löst fih mit dem Wegfall des fie 


1)a®gl. Annalen a. a. O. ©. 425. 
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begründenden Bandes, des verwaltungsmäßigen Gebraudes, und 
die privatrechtliche Verſchiedenheit der Eigenthumsrechte tritt wieder 
bervor. Hierbei it aber zu beachten, daß die Frage, unter wel- 
hen Umftänden die Vermwaltungseinbeit aufhört und in welchem 
Umfange das privatrechtlihe Eigentbum des Landesfiskus wirl- 
fam wird, zu mancherlei Zmeifeln Veranlaffung giebt, insbeſondere 
wenn ein Grundftüd veräußert und aus dem Erlös ein anderes 
angeihafft worden ift, wenn es für ein anderes Verwaltungs 
reflort Verwendung gefunden bat, wenn es aus Reichsmitteln ver- 
größert, veparirt, umgebaut worden ift u. |. w. In diefen und 
anderen Fällen Tann jede Abweichung in der theoretiſchen Auffa!- 
fung leicht zu fehr verichiedenen praktiſchen Nejultaten führen. 

Um dieſe Unficherheit zu befeitigen und die in der Keichs- 
verfaflung vorhandene Lüde auszufüllen, wurde dag Geſetz über 
die Rechts verhältniſſe der zum dienfliden Ge 
braude einer Reichsverwaltung beftimmten Gegen 
ftände vom 25. Mai 1873 erlaffen 9. 

Nah dem von den Regierungen vorgelegten Entwurf follte 
das Geſetz nur das von den Einzelitaaten auf dag Reid über- 
gegangene Verwaltungsvermögen betreffen und demgemäß nur 
das aus diefem Webergange fich ergebende Rechtsverhältniß des 
Reichs zu den Einzelitaaten regeln; durch die Commilfion des 
Neichstages wurden aber eine Anzahl von Beitimmungen binzu- 
gefügt, die auf alles Reichsvermögen, au das vom Norddeut: 
Ihen Bunde und vom Reiche ſelbſt angefchaffte fich beziehen. Zu 
Folge defien enthält das erwähnte Geſetz zwei Reiben von Rechts: 
regeln, die nur äußerlich mit einander verbunden find, logiſch aber 
mit einander in feinem Bufammenbange ftehen. An diefer Stelle 
fommen nur diejenigen Beftimmungen in Betracht, welche ben 
von den Einzelftaaten auf das Reich Übergegangenen Berwaltungs- 
apparat betreffen ?). 


1) 8.8.81. 1873 ©. 113. Geſetz⸗Entw. mit Motiven in den Drud- 
fadhen des Neichdtages IV. Seſſ. 1873 Nro.6. Kommiffiong-Beridt 
ebendai. Nro. 51. Berhandlungen des Reichstages in den Stenogr. Be- 
zichten I. ©. 22 ff. 355 ff. 

2) Die andere Reihe von Anordnungen wird gebildet durch 8. 1 Abſ. 2 
(u. Abſ. 3), welche bereit? oben ©. 200 erörtert worden find, und Durch 88. 10 
bi3;12, welche dag Budgetrecht betreffen und unten 8. 123 ff. zur Darftellung 
kommen werben. 
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Das Geſetz hat die Schwierigkeiten, welche fih aus der 
oben entwidelten, aus der Natur der Sache bergeleiteten Con: 
firuction ergeben können, dadurch zu befeitigen unternommen, daß 
e3 dem Reich an den von den Einzelitaaten übernommenen Ber: 
waltungsapparaten das Eigenthum zugemielen, den Einzel: 
ftaaten jedoch an den entbehrlich werdenden Gegenftänden das 
Rückfallsrecht vorbehalten bat. Thatſächlich wurde dadurd 
an dem Rechtszuſtand, wie er bereit3 vor Erlaß des Geſetzes aus 
theoretiſchen Gründen berzuleiten war, feine wejentlihe Aenderung 
hervorgerufen; es wurde aber dag formale Fortbeftehen des 
Landes⸗Eigenthums an zahlreichen Inventarſtücken der Reichsver⸗ 
waltungen vermieden. Yu einer wirklich einheitlichen Vermögens: 
maſſe wurde freilich auch hierdurch das Reichsverwaltungs-Inven⸗ 
tar nit gemacht; es zerfällt nach wie vor in zwei Mafjen, nur 
daß dieſe fich nicht mehr als Eigentbum des Reichsfiskus und 
Eigenthbum der Landesfisci, jondern al® dominium perpetuum 
und dominium revocabile (temporale) des Reichsfiskus charalte: 
rifiren. 

Diefes Prinzip ift im Einzelnen in folgender Weife durchge: 
führt worden: 

1. Das Gejeh greift viel weiter als feine Ueberſchrift jagt. 
Es betrifft nit nur das Inventar der Reihsverwaltungen, 
jondern alle dem dienitlihen Gebraude einer verfaffung 3: 
mäßig aus Reih3mitteln zu unterbaltenden Ber: 
waltung gemwidmeten Gegenſtände). Da da3 Reich für die 
Gentralbehörden und deren dienftlihe Bedürfniffe aus eigenen 
Mitteln Dienitgebäude u. |. w. angeſchafft hat, die den Einzel: 
ftaaten verbliebenen Verwaltungen aber der Regel nach auf Koften 
derfelben geführt werden, fo fommen überhaupt nur vier Ber: 
waltungen in Betradt: die Marine, die ausmärtigen Angelegen- 
beiten, die Poft und Xelegraphie und das Heerweſen. 

a) Die Marine-VBermwaltung. Diefelbe iſt nach Art. 53 
der R.V. zweifellos eine Reichöverwaltung. Sie ift an die Stelle 
ber ehemaligen Preuß iſchen Marine-Verwaltung getreten, ba 
fein anderer Staat außer Preußen bei Errichtung des Nordd. 
Bundes, beziebentlih des Deutichen Reiches, eine Kriegsmarine 


1) Gefeg 8. 1 Abf. 1. 
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hatte. Durch das Geſ. v. 25. Mai 1873 8. 1 ift daher audge- 
ſprochen, daß alle Vermögensobjekte, welche dem Preußiſchen Ma: 
rinefiskus vor Errichtung des Norddeutichen Bundes gehört haben, 
Fahrzeuge aller Art und ihre Ausrüftung, Magazine, Werften, 
Hafenanlagen, Dods u. f. w., in das Eigentbum des Reiches 
übergegangen find. 

b) Die Verwaltung der auswärtigen Angelegen- 
beiten. Hinfichtlih des Konjulatmwefens tft es ebenfalls 
zweifellos, daß die Verwaltung befjelben eine unmittelbare, auf 
Koften des Reiches geführte und ausschließliche Reichsverwaltung 
if, und daß ſonach alle Vermögensobjekte der Einzelftaaten, welche 
por Eintritt derfelden in den Bund zum Dienfte der Konſulats⸗ 
verwaltung beftimmt waren, Reichseigenthum geworden find. Auf 
die ſüddeutſchen Staaten findet dies jedoch thatſächlich Teine An- 
wendung, da bei dem Eintritt derfelben in den Bund die Organi: 
fatton der Norddeutichen Bundesfonfulate bereit durchgeführt war 
und nad der Reichsgründung biefelben einfach in Reichskonſulate 
umgewandelt wurden. Unter den Staaten des Nordd. Bundes 
aber kam wieder nur Preußen in Betracht, da die etwa vorhan- 
denen Ausrüftungsgegenftände der Landestonfulate der übrigen 
Staaten nicht in Anſpruch genommen wurden. 

Zweifelhafter ift die Anwendung des Geſetzes auf die Diplo: 
matiſche Vertretung. Denn da den Einzelftaaten das active 
Geſandtſchaftsrecht durch die Reichsverfaſſung nicht entzogen wor- 
den, vielmehr das Nebeneinanderbefteben von Reichs: und Landes: 
geſandtſchaften geftattet ift, To Fann man, fireng genommen, nicht 
jagen, daß die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten von 
ben Einzelftaaten auf das Reih übergegangen ilt; es ift viel: 
mehr die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten des Rei: 
he3 als ein neues Berwaltungsreffort des Reiches neben die 
(de jure fortbeftehenden) Verwaltungen der auswärtigen Ange- 
legeuheilen der einzelnen Bundesftaaten getreten. In der That 
haben ja auch einzelne Staaten, insbejondere Bayern, ihr actives 
Gejandtihaftsreht und demgemäß ihre Verwaltung der auswär: 
tigen Angelegenheiten in beſchränktem Umfange fortgeführt. Bon 
der Anwendung des Gefehes vom 25. Mai 1873 auf das Inven- 
far der auswärtigen Aemter und Gejandtichaften diefer Staaten 
it au niemals die Rede geweſen. Dafjelde muß mun aud für 
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Preußen gelten und von diefem Geſichtspunkt aus könnte man 
das Eigenthbum des Reichsfiskus an dem Preußiſchen Minifterial: 
gebäude des ausmärtigen Amtes und an den Preußifchen Ge: 
ſandtſchaftshotels beftreiten. Allein da die Identität des Kaifers 
und des Königs von Preußen zur Folge bat, daß die Gefandten 
des Reiches zugleich Preußiſche Gefandte find und das Ausmär: 
tige Amt des Neiches zugleich ald Preuß. Minifterium der aus: 
wärtigen Angelegenheiten fungirt, jo bat thatſächlich bier ein 
Uebergang der Preuß. Verwaltung in eine Reihsverwaltung ftatt- 
gefunden und demgemäß bat fih das Preußiſche Verwaltungs: 
eigenthbum dieſes Reſſorts in Reichseigenthum umgewandelt. 

c) Die Boft: und Telegrapben:-Berwaltung if 
nad der complizirten Kompetenz Abgränzung in Art. 50 der R. V. 
verfaffungsmäßig nur theilmeile Reichdverwaltung, zum andern 
Theil Landesverwaltung; dagegen find nach Art. 49 der R.B. vie 
Koften des Boft: und Telegraphenweſens aus Reichsmitteln zu 
beftreiten. Hier wird alfo die Faſſung des 8. 1 Abſ. 1 des Bei. 
v. 25. Mai 1873 von Erbeblichteit; fie überträgt dem Reich das 
Eigentbum an dem gejammten Poſt- und Telegraphen-Inventar 
aller Bundesftaaten, ohne Rückſicht auf die denfelben verbliebenen 
Berwaltungsbefugniffe. Ausgenommen find jedoh Bayern und 
Württemberg, da dieje beiden Staaten nicht nur die Selbft- 
verwaltung des Poft: und Telegraphenweſens behalten haben, 
fondern diefelbe auh für eigene Rechnung führen. 

d) Die Heeresverwaltung. Ubgleih es eine Reichs: 
Milttärverwaltung nicht giebt, fondern die einzelnen Staaten ihre 
Kontingente jelbft verwalten, fo wird doch diefe Verwaltung auf 
Koften und für Rechnung des Reiches geführt; das Gejeh vom 
25. Mai 1873 findet daher auf das geſammte Inventar der Mili- 
tärverwaltungen der einzelnen Bundesstaaten Anwendung !). Hierin 
liegt gerade die große praftiihe Tragweite der in dem Geſetz ge- 
wählten Wortfaffung, da weitaus der größte Theil des Verwal: 
tungsvermögens dem dienftlichen Gebrauch des Militärs gewidmet 


1) &3 iſt felbftverftändlih, daß die Anordnungen des Gefehed auch an 
Stelle der Vereinbarungen in ber Heffiichen Militärconvention Art. 20 und 
in der Badiſchen Militärconvention Urt. 11 getreten find. Vgl. darüber An⸗ 
nalen ©. 430. Eine materielle Veränderung der Rechte ift übrigens da« 
Durch kaum herbeigeführt worben. 
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it. Daß die Ausdehnung des Geſetzes auf dag Militärinventar 
duch die Gemeinfamkeit der Militärlaften und des Etatö der 
Heeresverwaltung mit Nothwendigfeit geboten war, unterliegt 
feinem Zweifel; juriftifh aber entiteht hieraus die fonderbare 
Conſequenz, daß die mit eigener Militärverwaltung ausgeftatteten 
Einzelftaaten zwar alle Rechtsgeſchäfte der Heeresverwaltung führen 
und durch diejelben obligatorisch berechtigt und verpflichtet werden, 
daß überhaupt der Milttärfisfus im Allgemeinen als Landesfiskus 
anzufeben tft ), daß aber das Eigenthum an fämmtlihen zum 
Dienfte der Heeresverwaltung beftimmten Gegenftänden dem Reich 
zuftebt ). Auch binfichtlih der Feftungen gilt derfelbe Grund: 
fat. Nur auf die Bayeriſche Heeresverwaltung und auf das 
liegende und bewegliche Inventar der bayerifchen Feftungen findet 
das Geſetz v. 25. Mai 1873 feine Anwendung ?); denn Bayern 
führt die Heeresverwaltung, mwenngleih nah Maßgabe der An- 
fäße des Reichsetats für die übrigen Kontingente, auf eigene 
Koften; die Berwaltung des bayeriichen Kontingents ift demnach 
nicht eine „verfaflungsmäßig aus Reichsmitteln zu unterhaltende 
Berwaltung“ *). 

2. Als der Zeitpunkt, in welchem fi der Webergang des 
Eigentbums oder der anderen dinglihen Rechte von dem Bundes: 
ftaat auf das Reich vollzieht, ift nad dem Wortlaut des 8.1 cit. 
„der Zeitpunkt des Webergangs der Gegenftände in eine ſolche 
(d. 5. verfaffungsmäßig aus Reichsmitteln zu unterhaltende) Ber: 
waltung anzufeben”. Diefe, von der Reichstagstommilfion ber- 
rührende Faſſung ift juriſtiſch nicht gerade als gelungen zu be- 
zeichnen; denn wann und wie geht ein Wertbobjeft „in eine Ber: 
waltung über”? Der wahre Sinn tft der, daß das Inventar der 
einzelnen Verwaltungen in dem Zeitpunkt Reichgeigenthbum ge: 
worden ift, in welchem das Reich die Koften der betreffenden Ber: 
maltung übernommen bat. Die unklare Formulirung berubt 


1) gl. oben ©. 194. 

2) Daß hierdurch bie ohnehin verwidelten Rechtsverhältniſſe des foge- 
nannten Militärfisfus noch mehr complizirt werben, ift einleuchtend. 

3) Auf die Württembergifche Militärverwaltung findet das Geſet 
Unwendung, was nad feinem Wortlaut und nach den Verhandlungen über 
den Entwurf zweifellos if. Bgl. Seydel a. a. D. ©. 285. 

4) gl. 8b. III. 1. ©. 57 ff. 76 fe. 
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darauf, daß man die Form der Deklaration vermeiden wollte und 
doch ein Geſetz mit rüdmwirfender Kraft erlaffen mußte. Das Ge- 
jet erklärt in Wirklichkeit nicht3 Anderes, als daß diejenigen Dis- 
poſitions⸗ und Nußungsrechte, melde das Reich an dem Sinventar 
der auf Reichskoſten übernommenen Verwaltungen erlangt bat, 
als „Eigenthbum” zu bezeichnen feien !). Dies gilt au von den- 
jenigen, unter die Beftimmungen des Gejebes fallenden Grund: 
ftüden, an welchen nad) der lex rei sitae nur durch Umfchreibung 
im Grundbuh Eigenthbum übergeben Tann, gleichviel ob dieſe Um: 
Ichreibung wirklich erfolgt ift oder nit. Denn einerfeit3 bat die 
Beſtimmung des Reichsgeſetzes den Vorrang vor allen Landes: 
gefegen, andererjeit3 betrifft das Neichägeje vom 25. Mai 1873 
nicht die Rechtswirkungen privatrechtlicher Rechtsgeſchäfte, ſondern 
diejenigen eines ftaatSrechtlihen Vorgangs. Aber wenngleich der 
Eigentbumsübergang auf Grund des Reichsgeſetzes von der er: 
folgten Umſchreibung im Grundbuch nicht abhängig ift, fo giebt 
doch dieſes Geſetz dem Reichsfiskus einen Rechtstitel, um die Um: 
ſchreibung der einzelnen Grundftüde bei den Grundbuchsämtern 
zu beantragen. 

3. Das Geſetz v. 25. Mai 1873 fpricht nicht blos von den: 
jenigen Verwaltungen, welche thatſächlich zur Zeit feines Er- 
laſſes aus Reichsmitteln unterhalten worden find, jondern es ſpricht 
einen allgemeinen Rechtsgrundſatz aus, welcher in allen Fällen 
Geltung bat, in denen die Koſten einer Verwaltung auf die Reichs⸗ 
falle übernommen werden. Würden 3. B. die Koften der Boll: 
verwaltung, jei es im ganzen Reichsgebiet, ſei es in einzelnen 
Theilen (Elfaß-Lothr.) auf den Reichsetat übernommen, jo würde 
das Ge. v. 25. Mai 1873 auch auf das Inventar diejer Ver: 
waltung in Anwendung kommen. 

4. Der Eigenthums-Uebergang betrifft alle dem dienitlichen 
Gebrauche der erwähnten Verwaltungen gewidmeten Gegenftände, 
ohne Unterſchied ob fie beweglich oder unbemeglid find. Da aber 
binfichtlich der Grundftüce und ihrer Zubehörden mancherlei Zweifel 
möglich find, ob fie unter die Kategorie des Verwaltungsinventars 


1) In Wirklichleit Hat das Geſetz dem Reichsfiskus kein neues Recht 
gewährt, fondern nur die juriftiche Qualität ber dem Reichsfiskus zuftehenden 
Rechte declarirt. Vgl. auch die Erklärung des Berichteritatterd des Reichs⸗ 
tages, Beder (Didenburg), Stenogr. Ber. 1873 ©. 378. 

Laband, Reichtſtaatsrecht. LIT. 9. 15 
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zu ziehen find oder nit, jo bat das Geſetz im Intereſſe der 
Einzelftaaten gewiſſe Orundftüde von dem Uebergang in das 
Eigenthbum des Reiches ausdrücklich ausgeſchloſſen ); nämlich: 

a) Grundftüde, melde nah den in den einzelnen Bundes: 
ftaaten geltenden Beſtimmungen der Benugung des Staatsober: 
bauptes oder der Apanagirung der Mitglieder des regierenden 
Haufes gewidmet find. 

b) Grundftüde, meldye bei dem Uebergange in eine Verwal— 
tung des Neicha ?) diefer nur auf eine beftimmte geit, oder auf 
Widerruf, oder miethweile überlaffen find. 

c) Grundftüde, aus deren Erlös die zur Erwerbung oder 
Bebauung eines im Befige der ſelben Reichöverwaltung ?) be: 
findlihen Grundftüds von einem Bundesftaate gemachten Aus: 
gaben nach den darüber getroffenen Beftimmungen zu erftatten find. 

d) Grundftüde, welche bei dem Uebergange in eine Berwal: 
tung des Reichs dem betreffenden Dienſtzweige nicht unmittelbar 
dienten, vielmehr nur infofern mit ihm in einem Zuſammenhange 
ftanden, als die aus den Grunditüden auffommenden Einkünfte 
bei jenem Dienftzweige mit verrechnet wurden. 

5. Für den Fall, daß ein Grundftüd zu einem Theil von 
einer Reichsverwaltung, zu einem andern Theile von einer Landes: 
verwaltung benutt wird, ift das alleinige Eigenthum der letzteren 
verblieben ; die Reichsverwaltung behält nur das Benugungsrecht im 
bisherigen Umfange ). Hat das Grundftüd neben der Benutzung 
zum Dienftgebrauche oder zu Dienftwohnungen noch fonft finanzielle 
Erträgniffe abgeworfen (3. B. Grasnugungen), jo ift demjenigen 
Staat, von weldhem das betreffende Grundftüd auf das Reich 
übergegangen ift, dafür eine fefte Geldrente zu gewähren ®). Ebenfo 
find alle Zahlungen oder andere Leiſtungen, melde von einer 
Reichsverwaltung für die Einräumung eines Rechts an einem 


1) 8. 2 des angef. Geſ. 

2) Sollte richtiger Heißen: „Grundſtücke, welche bei ber Uebernahme der 
Koften einer Verwaltung auf das Reich” ꝛc. Bei einer Buchftaben-Nuslegung 
würde dieſe Gejegeöbeftimmung auf die Militärverwaltung nicht anwendbar 
fein, was der Abficht des Geſetzgebers widerſpräche. 

3) Auch bier ift unter „Reichsverwaltung“ die Militärvertwaltung mit 
Ausnahme der Bayerifchen mitzuverftehen. 

4) 8. 2 Biff. 5 des Gef. 

5) 8. 3 eod. 
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Grundftüd oder einem Theil deſſelben bisher an einen Bundes» 
ftaat zu entrichten waren, demfelben unvermindert fort zu gewäh- 
ren !). Im MUebrigen find alle Verfügungen, welche in Betreff 
der in das Eigenthbum des Reiches übergegangenen Gegenftände 
vor dem 1. Januar 1873 getroffen find, fowie alle Rechte Dritter, 
insbefondere der Staatsgläubiger, von dem Webergang des Eigen- 
thums unberührt geblieben ?). 

6. Wenn ein Grundftüd für die Verwaltung des Reiches 
entbehrlich oder unbrauchbar wird, ohne daß ein Erſatz für das: 
jelbe nothwendig ift, fo ift dafjelbe in dem Zuſtande, in welchem 
es fich befindet, unentgeltlih und ohne Erjagleiftung für etwaige 
Verbefierungen oder Verſchlechteruugen demjenigen Bundesftaate 
zurücdzugeben, aus deſſen Beſitz es in die Verwaltung des Reichs 
übergegangen war °). Dieſes Heimfallsrecht tritt aber nicht 
ſchon dann ein, wenn das Grundftüd für denjenigen Dienft 
zweig, dem e3 bisher gewidmet war, entbehrlich oder unbraud: 
bar wird, fondern nur in dem Falle, daß es für die Reichsver⸗ 
maltung überhaupt feine Verwendung mehr finden Tann‘), Auch 
ift der Reichsfiskus befugt, ein für die Reichsverwaltung entbehr: 
lih oder unbrauchbar gewordenes Grundftüd zu veräußern; je: 
boh muß in diefem Falle der Erlös aus dem Berfaufe dazu be- 
ftimmt werben, dur die Ermwerbung eines anderen Grundſtücks 
oder die Heritellung einer anderen Baulichleit im Gebiete des— 
felben Bundesftaates einen Erſatz für das entbehrlich oder 
unbrauchbar gewordene Grundftüd zu beſchaffen °). 


.2. 
‚1u. gif. 8. 
.D 


Bi 
i 
a. 
4) 8. 4 a. a. O. Die Verwendung iſt daher auch nicht auf die oben an— 
geführten 4 Verwaltungen beſchränkt, ſondern das Grundſtück kann jeder be- 
liebigen Reichsverwaltung zum dienſtlichen Gebrauch überwieſen werden. Vgl. 
über die Rechtsgrundſätze, welche in dieſer Hinſicht vor Erlaß des Neichäge- 
ſetzes v. 25. Mai 1873 aus allgemeinen Prinzipien herzuleiten waren, meine 
Erdrterungen in Hirth’3 Unnalen 1873 ©. 428 ff. 

5) 8. 5 a. a. O. Daß der Erfag für denſelben Dienſtz weig be- 
ſchafft wird, iſt nicht vorgeſchrieben; nur im Gebiete deſſelben Bundes 
ſtaates muß er effectuirt werden. Durch die Anordnungen dieſer beiden 
Paragraphen (4 u.5) iſt das Heimfallsrecht praktiſch ausgeſchloſſen; denn jedes 
Grundftück wird in allen Fällen entweder in einem andern Dienſtzweige ver- 
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Eine abweichende Regel ift jedoch für diejenigen Grundftüde 
fancttonirt, welche den Zwecken der Militärverwaltung gewidmet 
find. Sie dürfen feinem andern Dienftzweige der Reichsverwal⸗ 
tung (ausgenommen die Marineverwaltung) überwiejen werden; 
fie fallen vielmehr an den Landesfisfus zurüd, wenn fie für die 
Militärvermaltung entbehrli oder unbrauchbar werden, und we: 
dbernad 8 5 ein Erjag für fie zu beſchaffen noch ihre 
Verwendung für Zwecke der Marine erforderlih ift ). Insbe⸗ 
fondere find auch im Falle der Erweiterung der Ummallung einer 
Reichsfeſtung die hierdurch entbehrlich werdenden Militär-Grund- 
ſtücke nicht an den betreffenden Landesfiskus zurüdzugeben, ſondern 
fie find zu verlaufen und der Erlös ift zu den Koften der Er: 
weiterung zu verwenden ?). 

Nur für den Fall der Einziehung einer Befeftigung 
ift das Heimfallgreht von praftiihem Werthe; die Rückgabe der 
in diefem Falle entbehrlih werdenden Grundftüde erfolgt aber 
erft nach Vollendung der im Intereſſe der Landesvertheidigung 
nothivendigen Einebnungsarbeiten und nur gegen Eritattung der 
Koften diefer Arbeiten?). Die Höhe der legteren beftimmt die 
oberfte Behörde ber Feitungsvermwaltung *). 
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I. Die Unterfcheidung zwiſchen Finanzvermögen und Ber: 
waltungsvermögen findet auch Anwendung auf die paffiven Ber: 


wendet werden oder doch mindeftens verkauft werden können, um mit feinem 
Erldje für irgend ein anderes Bedürfniß der Verwaltung ein Grunbftüd zu 
erwerben, zu erweitern, auszubauen u. |. w. Namentli die Militärberwal- 
tung wird ſtets dafür Verwendung haben. Die Entiheidung, ob ein Erſatz 
erforderlich fei, fteht auch nicht etwa dem Bundesrath oder einem Ausſchuß 
defjelben zu, fondern der oberften Behörde derjenigen Neichöverwaltung, in 
beren Beſitz fich da8 Grundſtück befindet. 8.8 a. a. O. 

1) 8. 7 Abi. 1a. a. ©. Auch diefe Erleichterung des Heimfalls ift nicht 
von praltifcher Bedeutung; denn es wird ſchwerlich vorkommen, daß die Mi- 
litärverwaltung ein ihr gehöriges Grundftüd Herausgiebt, ohne Erjag dafür 
zu beanjpruchen. 

2) Reichsgeſ. v. 30. Mai 1873 Art, IV Abf.1. Urt. V (R. G. Bl. ©. 124). 

3) 8.7. 2 a. a. O. 

4) So iſt 8. 8 a. a. O. zu verſtehen. 

*) Meine Abhandlung in Hirth's Annalen 1878 ©. 485 ff. v. Rönne 
Staatsrecht des Deutſchen Reiches Bd. II. 1. ©. 85 ff. 
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mögensbejtandtheile eines Staates und erlangt bier eine befondere 
rechtliche Wichtigkeit. Denn was das Verhältniß des Staates zu 
den Gläubigern anlangt, fo ift daſſelbe bei den Finanzfchulden 
ein rein privatrechtlihes, bei welchem der Gläubiger gleichbe- 
rehhtigt dem Fisfus auf dem Boden des Civilrechts gegenüber: 
ftebt; bei den VBerwaltungsihulden dagegen miſcht fih dem rein 
civilrechtlichen Verhältniß in vielen Fällen ein öffentlichrechtliches 
bei, welches die ciwilrechtliche Seite des Verbältnifies bedingt und 
beeinflußt ). Staatsrechtlich zeigt fih der Unterſchied vorzüglich 
darin, daß die Regierung zur Contrabirung von Finanzfchulden 
an und für fih nicht ermächtigt ift, fondern der befonderen 
Ermädtigung durch ein Geſetz bedarf, weil die Ausnugung des 
Staat3credit3 außerhalb der ordentliden, durch die Berfaflung 
und Gejetgebung geregelten Aufgaben der Staatsverwaltung liegt. 
Dagegen ift die Entftehung von Verwaltungsſchulden theils eine 
unmittelbare Folge der Gefeßgebung felbit, melde dem Fiskus 
laufende Geldverpflichtungen auferlegt, 3. B. die Zahlung von 
Penfionen, Entihädigungen, Subventionen u. dgl., theils eine noth- 
wendige Gonfequenz der Führung der Verwaltung. Die Regierung 
bedarf daher feiner befonderen Autorifation zur Uebernahme 
diefer Schulden; fie ift vielmehr durch den allgemeinen Berwal- 
tung3- Auftrag befugt, mit gültiger Wirkſamkeit für den Fiskus 
alle diejenigen Schulden zu contrahiren und zu bezahlen, melche 
aus der Durchführung dieſes Verwaltungs: Auftrages nah Maß⸗ 
gabe der beftehbenden Geſetze ſich ergeben. 

Das pofitive Hecht des Deutſchen Reiches zieht aber bie 
Greuzlinie zwijchen beiden Arten von Schulden etwas anders. 
Art. 73 der R.V. beitimmt: 

„In Fällen eines außerordentlichen Bedürfniſſes kann im 

Mege der Reichsgeſetzgebung die Aufnahme einer Anleibe, 

jowie die Webernahme einer Garantie zu XLaften des 

Reichs erfolgen.” 

Es ift nicht zu bezweifeln, daß diejer Artikel im Wefentlichen 
die Finanzſchulden treffen will. Im Zufammenbange mit Art. 69 
bis 72, welche die Einnahmen und Ausgaben des Reiches behan— 
deln, bezieht der Art. 73 fih auf den Fall, daß die durch Reichs: 


1) gl. hierüber Bd. IL ©. 212 fi. 
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geſetze der Verwaltung zur Verfügung geſtellten Einnahmen nicht 
ausreichen für die durch außergewöhnliche Aufwendungen geſtei⸗ 
gerten Ausgaben, fo daß der Reichscredit in Anſpruch ge: 
nommen werden muß, um der Reichsverwaltung die erforderlichen 
Mittel zuzuführen. Dagegen ift es fachlich ebenfo unmöglich als 
dem Wortlaut des Artitels widerſprechend, für jede Uebernahme 
einer Schuldverbindlichfeit Seitens des Neiches den Weg der 
Reichsgeſetzgebung für erforderlich zu halten; es verfteht ſich viel: 
mehr von felbft, daß auch die Verwaltung des Reichs fo gut wie 
die Verwaltung jedes andern Gemeinmejens fortwährend Obliga- 
tionen zu Laften des Reiches contrahiren muß und dazu innerhalb 
des ihr im Allgemeinen überwiejenen Geichäftsfreifes bevollmädtigt 
iſt. Der Artikel 73 jedoch unterfcheidet nicht in ſachlich er Weile 
ziwiichen Finanz: und Verwaltungsſchulden, fondern er normirt 
jeine Vorſchrift nah einem formellen Geſichtspunkt, indem er 
diejenigen civilrechtlichen Gefchäfte, welche vorzugsweile zur Con- 
trabirung von Finanzſchulden dienen, nämlich Anlehen und Bürg- 
Ihaftsleiftung, der Regierung nur auf Grund eines Reichsgeſetzes 
geftattet. Er verbietet alfo der Neichsregierung nicht direkt die 
Ausbeutung des Reichscredit3 ohne fpezielle gejetlihe Genehmi- 
gung, fondern er erſchwert ihr nur diefe Ausbeutung, indem er 
die beiden praktiſch wichtigſten Mittel dazu verſchließt. Die Folge 
bavon ift, daß auch Finanzichulden ohne vorherige reichögefekliche 
Ermädtigung contrahirt werden können, wenn nur die beiden 
erwähnten Rechtögefhäfte vermieden werden; daß dagegen ande: 
rerjeit8 Greditoperationen der laufenden Verwaltung, welde durch 
die etatSmäßigen Ausgaben und Einnahmen ihre vollftändige Er: 
ledigung finden, doch der bejonderen Genehmigung dur Gefek 
alsdann bedürfen, wenn fie in der Form der Anleihe oder Bürg-: 
Ihaftsleiftung erfolgen. Der erfte diefer beiden Fälle ift praftifch 
nicht von Belang ?), um jo mehr der zweite. 

Durch die Etatsgeſetze wird nämlich aljährlih der Reichs: 
kanzler ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebs: 
fonds der Reichskaſſe nah Bedarf Shabanmeifungen bis 





1) Daß er aber nicht völlig ausgeſchloſſen ift, beweist der Annalen ©. 446 
Note 1 von mir angeführte Fall, in welchem es ſich um eine Finanzfchuld von 
150 Mil. Mark handelte. Vgl. Druckſachen des Deutjchen Reichdtages 1. Sefl- 
1871 Nro. 42. 
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zu einem beftimmten Marimalbetrage auszugeben. Die Nothwen— 
digkeit diefer vorübergehenden Ereditbenugungen berubt vorzugs⸗ 
weife darauf, daß in den Wintermonaten die Ausgaben für das 
Militärwefen ſehr erheblih den monatlichen Durchichnittsbetrag 
überfteigen, während fie in den Sommermonaten unter demfelben 
zurüdbleiben, daß dagegen die Einnahmen aus den Böllen und 
Verbrauchsſteuern gerade in den erſten Monaten des Jahres hinter 
dem monatlihen Durchſchnitt zurücdhleiben ). Sollen daher nicht 
die Einzelftaaten der Reichsverwaltung Vorſchüſſe leiften, fo muß 
die Reichskaſſe in die Lage verjegt werden, den zeitweiligen Mehr: 
bedarf der Militärverwaltung über die effeltiven Einnahmen durch 
Anleben auf kurze Frift zu deden, indem in den Sommermonaten 
der veichlichere Eingang der Zölle und Verbrauchsſteuern verbun: 
ben mit dem Minderbedarf der Militärverwaltung der Reichskaſſe 
die Rückzahlung diefer Anleihe ermöglicht. 

In ähnlicher Weije ijt für die Durchführung des Münzmwefens, 
für die Vorausanſchaffung der NReichseilenbahn-Berwaltungen, für 
den Poſtanweiſungs-Verkehr, für den Centralkaſſen-Verkehr des 
Reichs vorübergehend das Bedürfniß nad baaren Betriebsmitteln 
in einem höheren Grade als zu anderen Zeiten des Etatsjahres 
vorhanden ?). Es wäre unzweckmäßig, die Reichskaſſe mit einem, 
auch für die Zeit des größten Bedürfniſſes genügenden Betriebs- 
fonds auszuftatten, da derjelbe das ganze Jahr hindurch Zinjen 
foften würde, während der Schakanmeifungscredit nad dem Maße 
des Bedürfniſſes in Anſpruch genommen werden Tann. 

Die Schakanweifungen haben in finanzieller Beziehung vecht 
eigentlich den Charakter der Verwaltungsichuld und find geeignet, 
den Gegenjat der Verwaltungs: und Finanzichulden jowie die 
Tragweite des Art. 73 der R.B. zu veranſchaulichen. Alle Aus: 
gaben, zu deren Beltreitung dieſe Schulden contrahirt werben, 
finden dur die etatSmäßigen Einnahmen Dedung; könnten alle 
Einnahmen und Ausgaben des ganzen Jahres an Einem Tage 
erfolgen, jo märe Teinerlei Creditoperation erforderlih. Der Vor: 
ſchuß, deſſen die Reichskaſſe bedarf, hat nicht den Charakter eines 


1) In den 6 Wintermonaten vom November big April verbraudt die 
Militärberwaltung °/s, in den 6 Sommer-Monaten °/s ihres Etat3. 

2) Vgl. die Denkichrift zu dem Entwurf des Etatsgeſetzes für 1872, ſowie 
die Dentichrift zu dem Entwurf des Etatsgeſetzes für 1882/83 ©. 52 fg. 





232 $. 109. Die Reichsſchulden. 


Deficits, ſondern eines bloßen Kaſſenvorſchuſſes, einer Digkonti- 
rung der im Laufe des Jahres zu erwartenden Einnahmen. Pa 
aber die Beichaffung dieſes Vorfchuffes in der Form der An: 
Leibe erfolgt, jo findet der Art. 73 der R.B. Anwendung und 
it alljährlich die gefekliche Ermächtigung des Reichskanzlers zur 
Ausgabe von Schatzſcheinen ſtaatsrechtlich nothwendig. 

I. Die Reihsanleiben. Da das Deutſche Reich der 
Rechtsnachfolger des Norddeutichen Bundes und vermögensredt: 
lich mit ihm identiſch ift, fo find alle Schulden des Norddeutſchen 
Bundes ipso jure auf da3 Reich übergegangen !). Die Franzd: 
fie Kriegskoften-Entfehädigung bot jedoch die Mittel, ſowohl bie 
vom Norddeutſchen Bunde zur Beltreitung der Ausgaben für bie 
Kriegsmarine und die Küftenvertheidigung aufgenommene Anleihe 
als auch die Kriegsanleiben des Norddeutfhen Bundes vollftändig 
zu tilgen ?). Nachdem aber die Kriegskoſten-Entſchädigung aufge: 
braudt war, hat das Reich im Wege des Credits faft alljährlid 
bedeutende Summen aufgenommen und zwar fomohl in der Form 
der Schatanmeifungen mit feiter Umlaufszeit als in der Form 
ber verzinslichen Schuldverjchreibungen ohne beftimmten Fälligkeits⸗ 
termin ?). 

Was die NRechtsgrundfäge über die Reichsanleihen anlangt, 
jo find dreierlei Kategorien zu unterfcheiden, unter welche die in 
den einzelnen Anleihegejegen des Reiches enthaltenen Beftimmungen 
zu bringen find. Man kann fie einander gegenüberftellen als die 
verfaffungsrechtlichen, die privatrechtliden und die vermaltungs: 
rechtlichen; die eriteren betreffen die rechtlichen Vorausfeßungen, 
unter welchen die Neichöregierung eine Anleihe aufnehmen darf; 
die zweiten beziehen fih auf das Verhältniß des Reichsfiskus zu den 
Darlehnsgläubigern; die dritten haben die Verwaltung der Reichs— 


1) Vgl. die vom Bräjidenten des Neihstanzleramtes in 
der Sigung bes Reichdtages v. 7. Dezember 1870 (Stenogr. Berichte ©. 132) 
abgegebene Erklärung. 

2) Reichägef. v. 8. Juli 1872 Art. VI. (R.G.Bl. ©. 292) und Reichägei. 
v. 28. Oktob. 1871 (K.G.Bl. ©. 343). Vgl. Annalen a. a. ©. ©. 488, 

3) Die legtere Form wird in der Terminologie der Reichsgeſetzgebung 
und im Verkehr fpeziell mit dem Namen „Reichdanleihe“ bezeichnet. Die in 
diefer Form aufgenommene Reichsjchuld berechnet fich, nach den Erläuterungen 
in der Anlage X zum Etatögefeh für 1882/83, am 1. Oftober 1882 auf etwa 
350 Millionen Marl. 
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ſchuld, ihre Kontrole, Rechnungslegung u. ſ. w. zum Gegenftande !). 
1. Die verfaſſungsrechtlichen Grundfäge. Die 
Aufnahme einer Anleihe it der Abſchluß eines privatrechtlichen 
Geſchäfts, alfo ein Berwaltungsaft; fie Tann niemals, nad 
feiner Verfaſſung und unter feinen Umfländen ein Akt der Geſetz⸗ 
gebung fein, weil es fih gar nicht um einen eimfeitigen Willensakt 
des Staates, fondern um einen Bertrag des Fiskus mit Dritten 
handelt. Eine Anleihe „beruht“ daher niemals auf einem Gefeb, 
fie wird niemals „Durch ein Geſetz“ oder „im Wege eines Geſetzes“ 
aufgenommen, jondern ftet? im Wege der Verwaltung und in der 
Form des bürgerlihen Rechtsverkehrs )). Demgemäß drüdt fich 
der Art. 73 der R.B. nicht correct aus, wenn er beftimmt: 
„In Fällen eines außerordentlihen Bedürfniſſes Tann 
im Wege der Reichsgeſetzgebung die Aufnahme 
einer Anleihe .... zu Laften des Reichs erfolgen“. 
Der „Weg der Reichsgeſetzgebung“ führt niemals bis zur Auf: 
nabme einer Anleihe, weil er nicht bis zu den Creditgebern führt, 
Sondern ein Stüd vorher aufhört. Der felbitverftändliche und 
zmweifellofe Sinn des Artikels ift vielmehr, daß die Regierung für 
den Verwaltungsakt der Creditbeſchaffung die im Wege der Gefeh:- 
gebung zu ertbeilende Zuſtimmung des Bundesrathes und Reiche: 
tages bedarf. Ein „Anleihegejeg” (in dieſem Sinne) hat daher 
auch niemals einen materiellen Rechts inhalt, ftelt Feine Rechts: 
regel weder bes Öffentlichen noch des privaten Rechts auf, jondern 
es enthält Lediglid die Ermächtigung der Neichsregierung zum 
Abſchluß eines beftimmten einzelnen Rechtsgeſchäftes; es ift ein for: 
melles Gejeb, deſſen Inhalt eine Berwaltungsmaßregel betrifft °). 


1) Der Ausdrud „Unleihegejeb” kann daher ſehr Berjchiedenes bedeuten, 
je nachdem man an die eine oder andere Kategorie von VBeitimmungen denkt. 
Die bisherige deutſche Literatur ift auch Hier weit entfernt davon, die Necht3- 
begriffe zu firiren und zu unterſcheiden. Dies gilt 3. B. von ben Bemer- 
tungen in dem Aufſatz von dv. Martitz (in der Zeitfchrift f. die geſammte 
Staatswiſſenſch. 36. Bd. 1880 ©. 207 ff.) hinſichtlich der Anleihegejeße (S. 232). 
Vgl. & Meyer in Grünhut’s Zeitſchrift Bd. VIII. ©. 22. 

2) Sie bildet in diefer Hinfiht den Gegenfab zur Sontribution; 
bie jogenannte Zwangsanleihe ift eine Unterart der legteren ; ihre Be- 
zeichnung ala „Zwangsanleihe”, die in fich jelbft einen Widerſpruch enthält, 
ift eine ſcherzhafte oder ſarkaſtiſche. 

3) Bel.ABD.:IT. ©. 59,ff. 209 Fi. 
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Dem entipriht die ftereotype Formel, melde in ſämmtlichen 

Anleihegefeben des Nordd. Bundes und des Deutichen Reiches für 
den Hauptparagrapben derjelben verwendet wird. Sie lautet: 

„Der Reichskanzler wird ermächtigt, die zur Beftreitung 

der .... Ausgaben erforderliden Geldmittel bis zur Höhe 

DON ....... Mark im Wege des Credits flüffig zu machen 

und zu diefem Zmede in dem Nominalbetrage, wie er zur Be: 

\haffung jener Summe erforderlich fein wird, eine verzinsliche 

.... Anleihe aufzunehmen und Schaganmeifungen auszugeben.” 
Mit diefer Beftimmung ift der weſentliche Beftandtbeil eines 
Anleihegejetes abgeſchloſſen; alles Webrige, was fonft noch im den 
Anleihegefegen ſich findet, Fönnte — mie gleich ausgeführt werden 
wird — fehlen. Dem Art. 73 der RB. ift mit diefem erften 
Paragraphen der Anleihegefege vollftändig genügt '). 

Allein die Ermädtigung zum Abſchluß der Anleide kann 
beſchränkt werben, indem dem Reichskanzler gewiſſe Bedingungen 
vorgejchrieben werden, welche er bei dem Creditgeſchäft beobachten 
muß, jo daß er das legtere anders als unter diefen Bedingungen 
nicht contrahiren darf. Dies ift in der That der Fall binfichtlich 
ber Bedingungen der Rüdzahlung der Schuld. Das Geſetz vom 
6. April 1870?) bat beftimmt, daß die in Ausficht genommene 
(damals einzige) Anleihe des Nordd. Bundes in der Art contra: 
birt werden follte, daß den Inhabern der Schuldverjchreibungen 
fein Kündigungsrecht zuftebe, daß dagegen dem Nordd. 
Bunde das Recht vorbehalten bliebe, die im Umlauf befindlichen 
Schuldverjhreibungen zur Einlöfung gegen Baarzablung des Ka: 
pitalbetrages binnen einer gejeglich feftzufeßenden Frift zu Tündi- 
gen ?). Diele Beitimmung ift in allen Anleihegeſetzen des Deutſchen 


1) Dies würde übrigens aud dann der Kal fein, wenn ber Anleihever- 
frag vom Reichskanzler fchon vorher mit den Ereditgebern vereinbart worden 
ift und vom Bundesrath und NReichdtag Hiezu die Genehmigung in der für 
Geſetze vorgejchriebenen Form ertheilt wird. 

2) 8.8.81. 1870 ©. 65. 

3) Uußerdem enthält das Geſetz noch die gänzlich inhaltlofe und felbft- 
verftändliche Beftimmung, daß die Tilgung des Schuldlapitald dur Anlauf 
einer entipredhenden Anzahl von Schuldverfchreibungen erfolgen Tann, wenn 
im Bundeshaushalts-Etat hierfür Mittel beftimmt wer 
den. Es ift dies bloß eine phrafenhafte Umfchreibung des Satzes, daß eine 
Verpflichtung des Bundezfisfus zur Tilgung des Schuldkapitals nicht beftebt. 
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Reiches wiederholt worden, indem $. 2 des Reichsgeſetzes vom 
27. Januar 1875 (R.G. Bl. ©. 18) auf das Geſetz vom 6. April 
1870, und jedes der folgenden Anleihegejege auf den 8. 2 des 
Reichsgeſetzes vom 27. Januar 1875 verweiſt. 

Diefe Beitimmungen enthalten eine Einfchränfung oder vielmehr 
Declaration des Hauptparagraphen; fie erklären, daß unter 
einer „verzinslichen Anleihe” Fein Zinsdarleben, fondern eine 
wiederkäuflide Rente gemeint ift !) und fie beſchränken daher 
die dem Reichskanzler ertheilte Ermächtigung, „Geldmittel im Wege 
des Credits flüffig zu machen”, auf die Emiffion von Rentenfchuld- 
ſcheinen. Auch hinfihtlih der Ausgabe der Schatzſcheine ift die 
dem Reichskanzler ertbeilte Ermächtigung durh die Anorduung 
eingeſchränkt, daß die Dauer ihrer Umlaufszeit den Zeitraum 
eines Jahres nicht überfchreiten darf ?). 

Hiernach ift die in den Anleihegejegen dem Reichskanzler er⸗ 
theilte Vollmacht auf folgende Sätze zu rebuziren: er darf im 
Mege des Credits eine gewiſſe Summe aufnehmen und zwar ent: 
weder ala Rentenſchuld, deren Tilgung dem Reichsfiskus vorbe- 
halten bleibt, oder als verzinsliche Darlebensihuld mit feit be— 
ftimmten, die Frift eines Jahres (von der Emiffion) nicht über- 
Ichreitenden Fälligfeit3-Terminen. Im Uebrigen find die Modali- 
täten des Greditgeichäftes der freien Bereinbarung des Reiche: 
fanzlers mit den Kapitaliften überlafen. 

Obwohl nah dem Wortlaut ſämmtlicher Anleibegejete 
bes Neiches die eben erwähnte VBollmaht dem Reihstanzler 
ertbeilt wird, jo lehrt doch ein Blid in das Reichsgeſetzblatt, daß 
diefe Vollmacht immer zunächft erit eine zweite Vollmacht im Ge: 
folge bat, welche dem Reichskanzler in der Form eines von ihm 
contrafignirten Kaiſerlichen Erlaſſes ertbeilt wird’). Dieſe Er: 


1) Der Ausprud „Anleihe” umfaßt Beides; die Preußiſchen Anleihen 
waren urfprünglich zinsbare Darlehen; durch die jogenannte „Sonjolidation” 
find fie in wieberläufliche Renten verwandelt worden. Das Gef. v. 9. Nov. 
1867 (8.6.31. ©. 157) hatte den Abſchluß eines tilgbaren Darlehens für 
den Nordd. Bund in Ausfiht genommen; nod) ehe e3 aber ausgeführt wurde, 
jegte das Gef. v. 6. April 1870 das Syſtem der Rentenſchuld (confolidirten 
Anleihe) an die Stelle. 

2) Gef. v. 27. Januar 1875 8.3. In ſämmtlichen fpäteren An- 
leihegefegen des Reiches in Bezug genommen. 

3) Bu ſämmtlichen Anleihegejegen gehören folche Erlaſſe. Zu den Gefegen 


236 F. 109. Die Reichsſchulden. 


laffe find alle nach demjelben Formular abgefaßt; fie genehmi- 
gen auf Grund der darin bezeichneten Gefee die Aufnahme der 
Anleihe, beitimmen die Beträge, über welche die auszugebenden 
Schulbverichreibungen lauten follen, ſowie die Höhe und Zahlungs: 
termine der Zinſen; fie wiederholen die in den Anleihegefepen 
enthaltenen Anordnungen über die Tilgung und fie ermädtigen 
den Reichskanzler, bienach die weiteren Anordnungen zu treffen. 
Adgefehen von den Beitimmungen über die auszufertigenden Ap- 
points und über die Zinfen haben daher dieje Kaiferlichen Erlaffe 
vollfommen denfelben Inhalt wie die Anleihegefege. In 
formeller Beziehung tft es unbeftreitbar incorrect und anftößig, 
dab eine und diefelbe Anordnung zweimal erlaflen wird; das 
erite Mal vom Kaiſer unter Zuftimmung von Bundesrath umd 
Reichstag und das zweite Mal wieder vom Kaifer „auf Grund“ 
jener erſten Anordnung; man follte meinen, daß der bereits durch 
Reichsgeſetz ermächtigte Reichskanzler nicht nochmals ermächtigt zu 
werden braucht. Materiell aber liegt in diefer Praxis ein tiefer 
Sinn; die Anleihegefege wollen etwas Anderes beveuten als ihr 
Wortlaut jagt oder fie werden menigftens anders ausgelegt als 
nach ihrem buchitäbliden Sinn. Gemäß diefer Ufual-nterpretation 
gilt nicht der Reichskanzler, jondern der Kaiſer als ermädtigt, 
eine Reichsanleihe aufzunehmen, und demnach ift ein Erlaß des 
Kaiſers an den Reichskanzler, durch den demjelben die Beihhaffung 
der Gelbmittel aufgetragen wird, erforderlih ). Die in den An- 
Veibegefegen gewählte Ausdrudsweife ift incorrect ?). 

vom 27. Januar 1875, 3. Januar 1876, 3. Januar 1877, 10. Mat 1877, 
23. Mai 1877 und 21. Mai 1877 der Erlaß v. 14 Juni 1877 (R. G. Bl. 
©. 531); zu den Gefeten vom 29. April 1878, 8. Mai 1878 und 12. Juni 
1878 der Erl. v. 14. Juni 1878 (R. G. Bl. S. 125); zu den Geſetzen vom 
30. März 1879 und v. 15. Mai 1879 der Erl. v. 13. Juni 1879 (R. G.Bl 
©. 152); zu den Gefeken v. 9. Juli 1879 und v. 26. März 1880 der Erl. v. 
13. Oft. 1880 (K. G.Bl. ©. 187) u. ſ. mw. 

1) Sndirect ift dies auch reichägefehlich anerfannt. Da nämlich Die 
Reichsichulden-Verwaltung die Schuldverjreibungen und Coupons außfertigt 
und zwar gemäß 8. 2 des Gef. v. 9. Nov. 1867 — ber in ben folgenden An- 
teihegejegen ftetd in Bezug genommen ift — „nad befonderer Anor» 
nung des Bunbespräfidiums“, fo kann der Reichskanzler ohne 
einen fpeziellen Raiferl. Erlaß der Reichsſchulden-⸗Verwaltung diefe Andfertigug 
nicht auftragen. Hierauf beruht die gefegliche Nothwendigkeit jener Erlafie- 

2) Die Incorrectheit der Faſſung märe übrigens leicht zu vermeiden. Im 
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Somie die Aufnahme einer Anleihe, fo ift auch die Kündi- 
gung und Tilgung berjelben ein Rechtsgeſchäft des Vermögens: 
verkehrs, alfo ein Verwaltungsgeſchäft, Kein Alt der Gefeg- 
gebung (im materiellen Sinn). Da aber biefes Geſchäft in die 
Finanzwirthſchaft des Reiches nicht minder tief eingreift, wie die 
Aufnahme der Anleihe, jo ift auch hierzu die Genehmigung bes 
Bundezrathes und des Reichstages, „der Weg der Gefehgebung” 
für erforderlich erflärt. Zwar nicht in der Reichsverfaſſung, mol 
aber nah dem typiſchen Inhalt jämmtlicher Anleibegefege und 
auch bier nur in einer verftedten Weife, indem dem Reich das 
Recht vorbehalten ift, die Schuldverihhreibungen der einzelnen 
Renten-Emiffionen „binnen einer gejetlich feitzufehenden Friſt 
zu fündigen” ). Hiernach braucht zwar nur die Beftlimmung der 
Kündigungs frift durch Geſetz zu erfolgen; aber es verfteht fich 
von jelbft, daß der Bundesrath und der Reichstag dieſe Frift nur 
dann feitjegen werden, wenn fie die Tilgung der Schuld überhaupt 
beichließen wollen ). Demgemäß bat auch das Reichsgeſetz vom 
28. Oktob. 1871 (R.G. Bl. ©. 343) fih nicht auf die Feſtſtellung 
der Kündigungs frift beichräntt, fondern „den Reichskanzler er: 
mädtigt, die .... Anleihe des vormal. Nordd. Bundes zur Ein- 
löfung .... mit einer Frift von drei Monaten Fündigen zu laſſen“. 

2. Die privatrehtlihen Regeln. Das Rechtsverhält— 
niß zwiſchen dem Fisfus und den Anleihegläubigern bejtimmt 
ſich nach der Art der Kreditbeihaffung; es tft bei Emiſſion von 


Anſchluß an die in Preußen übliche Formulirung beftimmte das Anleihe- 
geſetz des Nordd. Bundes vom 9. Nov. 1867 8.1: „Zur Beftreitung der außer- 
ordentlichen Bedürfniffe für .... find die erforderlichen Geldmittel .... 
durch eine verzindfiche Anleihe au beichaffen”; fügte dann aber im $. 10 
Hinzu: „Die Ausführung dieſes Gejeged wird dem Bundeskanzler übertragen“ ; 
während e3 treffender gewejen wäre zu lagen: „Die Ausführung dieſes Geſetzes 
erfolgt nad Anorbnung des Bundespräfidiumsd (Kaiſers)“. Wal. 8. 2 diejes 
Geſetzes. Schon das Bundesgeſetz v. 21. Yuli 1870 über die Kriegdanleihe 
(8.9.81. ©. 491) hat die in die Reichsgeſetzgebung übergegangene Formel. 

1) Geſetz v. 6. Upril 1870 8. 4 Abi. 1(B.G.BL. ©. 65). 

2) Daß die R.B. Über die Tilgung der Anleihen keine Beitimmung ent- 
hält, beruht darauf, daß bei Darlehensfchulden, welde amortifirt oder 
an beftimmten Terminen fällig werben, der Tilgungsmodus fchon bei der Con⸗ 
trahirung der Anleihe feftgeftellt wird. Bgl. das Anleihe-Gejeh des Nordd. 
Bundes v. 9. Nov. 1867 8. 8. 


238 8. 109. Die Reichsſchulden. 


Schapicheinen das Darlehn, bei Emilfion von Schuldverſchrei⸗ 
bungen obne Fälligkeit die Rentenſchuld; beide in derjenigen 
juriftifhen Geftaltung, melde durch die Obligationsform der 
„Werthpapiere” (Scripturobligationen) gegeben if. Die in Be: 
trat fommenden Redhtsfäte ergeben fih aus der Natur der Sache 
und den Borfchriften des Civilrechts. Das einzelne Anleihegeſetz 
ift an und für fih nicht der geeignete Pla, um fie zu janctio: 
niren, da e3 nicht die Regelung, fondern die Benutzung des Rechts: 
inftitut3 zum Bmed bat. Indeß bat die Reichsgeſetzgebung ein: 
zelne Punkte, in Ermangelung eines gemeinen Givilgejeges, in 
den Anleihbegejegen normirt. Es find folgende zwei: 

a) Die Berjährung. Nicht erhobene Zinfen (Renten) ver: 
jähren in vier Jahren, von der Verfallzeit an gerechnet !); ebenſo 
die Zinſen auf Schatzanweiſungen; die in Schabanmweilungen ver: 
ſchriebenen Kapitalbeträge verjähren binnen 30 Jahren nad Ein: 
tritt des in jeder Schatzanweiſung angegebenen Fälligkeitstermins ?). 

b) Das Aufgebot und die Amortifation verlorener 
oder vernichteter Schuldurfunden. Daſſelbe ift geregelt in dem 
Gejeg vom 9. Nov. 1867 8. 6 und dem Gef. v. 12. Mai 1873 °), 
deren Anordnungen in den einzelnen Anleihegeſetzen des Reiches 
ausdrüdlih in Bezug genommen find. Dieſe Anordnungen wer: 
ben nunmehr ergänzt durch die Civilprozeß-Ordn. 88. 823 ff., find 
aber, fofern fie abweichende Vorſchriften enthalten, der Civilproz. 
Drdn. gegenüber in Kraft erhalten durch 8. 13 des Einf.Gel. zur 
Givilproz.Ordnung. 

Im Uebrigen beruben die Rechte der Gläubiger auf vertrags⸗ 
mäßiger Abrede (dem Begebungsvertrag), nicht auf Gejeg, und 
wenn auch jcheinbar in den Anleibegejegen und kaiſerlichen Er: 
laſſen gewiſſe Seiten des Rechtsverhältniſſes geregelt werden, fo 
find dieſe Vorfchriften doch zunächſt nur Befehle an den Reichs: 
fanzler, wie er contrahiren folle, und mithin ift ihr Anhalt aller: 
dings identiſch mit den Vertragsabreden *). 


1) Geſ. v. 6. April 1870 8. 5 Abſ. 2. (Zn ſämmtlichen Unleihegejegen 
wiederholt.) 

2) Geſ. v. 9. Nov. 1867 8. 8 Abf. 2 (In fämmtlichen Unleihegefegen 
wiederholt.) 

3) Reichs⸗Geſ.Bl. 1873 ©. 91. 

4) Vgl. über Geſetze diefer Art Bd. II. ©. 214 ff. 
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3. Die Berwaltung der Reichsſchuld. Diefelbe ift 
durch Das Reichsgeſetz vom 19. Juni 1868 (B. G. Bl. ©. 339 ff.) 
geregelt worden; daſſelbe bezieht fih zwar nur auf die Marine- 
Anleihe des Nordd. Bundes, ift aber auf alle fpäteren Anleiben 
des Neiches durch die betreffenden Anleibegejege für anwendbar 
erklärt worden. Die in dieſem Geſetz aufgeitellten Grundſätze find 
folgende: 

a) „Bis zum Erlaß eines definitiven Geſetzes Über die Bundes- 
Ihulden-Berwaltung” ift die Wahrnehmung der mit der Verwal: 
tung der Reichsſchulden verbundenen Geſchäfte der Preußiſchen 
„Hauptverwaltung der Staatsſchulden“ unter der obe- 
ren Leitung de3 Reichskanzlers übertragen ). Die amtliche Thä- 
tigkeit und ſtaatsrechtliche Stellung diefer Behörde ift bereits oben 
Bd. I ©. 349 ff. erörtert worden. 

b) Die Auffiht über die Reihsfchulden- Verwaltung liegt der 
Reichsſchulden-Kommiſſion ob, deren Zufammenfeßung 
und Aufgabe Bd. I. S. 354 fg. dargeftellt worden ift. 

c) Die dem Reichskanzler obliegenden Geſchäfte der Finanz: 
verwaltung werden von dem ihm unteritellten „Reich s ſcha tz— 
amt” wahrgenommen ?). 

d) In allen Anleibegefegen des Reiches ift vorgejchrieben, 
daß über die Ausführung berjelben dem Reichstage bei deſſen 
nächſter Zuſammenkunft Rechenſchaft zu geben ift °). 

e) Endlich enthalten die Anleihegejege übereinftimmend einen 
Sat, der auf den erften Blick felbftverftändlich und inhaltslos er: 
ſcheint, nämlich daß die zur Verzinſung und Tilgung der Anleibe, 
ſowie zur Einlöfung der Schapanmeilungen erforderlichen Beträge 
der Neichafchulden- Verwaltung aus den bereiteften Einfünften des 
Reihe zur Verfallzeit zur Berfügung geftellt werben müſſen *); 
indeß kann diefer Sat unter Umftänden eine praftifche Bedeutung 
erlangen, die aber erit unten bei Darftelung des Budgetrechts 
erörtert werden Tann. 


1) Preußen empfängt dafür vom Reich eine Vergütung von jährlich) 
12500 M. als Beitrag zu den Koften diejer Behörde. 

2) Erl. v. 14. Yuli 1879. R.G. Bl. ©. 196. 

8) Gef. v. 27. Januar 1875 8. 5 (R. G. Bl. ©.19). In den fpäteren An- 
feihegefeben in Bezug genommen. 

4) Geſetz v. 27. Januar 1875 8. 4, 
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II. Reihsbürgihaften Im Art. 73 der NE. ift 
die Mebernahme einer Garantie zu Laften des Reichs der Auf- 
nahme einer Anleihe gleichgeftelt worden und es gelten die im 
Vorſtehenden entwidelten verfaſſungsrechtlichen Grundfäße in völlig 
gleiher Weile von beiden Arten von Rehtsgefhäften. Das Reid 
bat noch feine Veranlafjung gehabt, ein Geſchäft diefer Art abzu: 
ſchließen; dagegen ift es als Rechtsnachfolger des Nordd. Bundes 
in ein ſolches Schuldverhältniß eingetreten. Dur das Geſetz vom 
11. Juni 1868!) ift „das Bundespräfibium ermächtigt worden“, 
in Gemeinſchaft mit Großbritannien, Franfreih und Deſterreich 
die Garantie für ein von der Donauſchifffahrts-Kommiſſion bebufs 
Heritellung der dauernden Fahrbarteit des Sulina-Armes der 
Donaumündungen contrabirtes Anleben zu übernehmen. Bisher 
ift vom Deutichen Reihe eine Zahlung auf Grund diefer Bürg: 
Ihafts-Obligation nicht gefordert worden ?). 

IV. Reichskaſſenſcheine. Bgl. über diefelben Bd. IL 
©. 438; e8 iſt dafelbit bereits hervorgehoben worden, daß diefelben 
nicht den juriſtiſchen Charakter des Papiergelds haben, jondern 
unverzinslide, auf den Inhaber lautende Schuldſcheine des 
Reiches find und daß demgemäß die Funktionen der Reichsſchulden⸗ 
Berwaltung und der Reichsſchulden-Kommiſſion fih auch auf fie 
erftreden. 


Zweiter Abſchnitt. Die Einnahmegnellen des Reiches. 


8. 110. Ueberficht. 


Als „gemeinichaftlihe” Einnahmen des Reiches find im Art. 70 
der R.B. bezeichnet: 
1. Die Erträge der Zölle und der gemeinichaftliden (im 
Art. 35 der RB. aufgezählten) Verbraudbsfteuern. 
2. Die Betriebsüberſchüſſe aus dem Poft: und Telegrapben: 
wefen. 
3. Die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre. 


1) 8.6.81. 1869 ©. 33 fg. 
2) Bgl. hierüber die näheren Angaben in meiner Abhandlung in Hirth’s 
Annalen 1873 6.439, die fih auch bei v. Rönne II, 1. S. 90 wiederfinden. 
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Hierzu fommen: 

4. Die Erträge des Reichsvermögens, nämlich 

a) die Meberfhüffe aus dem Betrieb der Reichseiſen— 
babnen; 

b) der Gewinn aus dem Betriebe der Reihsdruderet; 

c) der Antheil am Reingewinn der Reichſsbank)) nebft 
dem Ertrage der Banknoten-Befteuerung ?); 

d) die Binfen aus belegten Geldern und bie flüffig 
gemachten Beitände der einzelnen Fonds; 

e) die Zuſchüſſe aus Reihsanletben. 

5. Die mit den Verwaltungen des Reichs unmittelbar verbun- 
denen Einnahmen, nämlich 

a) die Gebühren, melde für die Amtsbandlungen der 
Reichsbehörden zu entrichten find; 

b) bie finanziellen Neben-Nutungen des Verwaltungs- 
vermögens (durch Vermiethbung oder Verpachtung u. del.), 
ſowie der Erlös für entbehrlich oder unbrauchbar gewor⸗ 
dene Grundjtüde, Materialien, Mafchinen, Pferde u. dgl. ; 

ec) die Wittmen- und Waifengeld- Beiträge der 
Reichsbeamten der Givilverwaltung nah Maßgabe des 
GSejebes vom 20. April 1881 (N.G.Bl. ©. 85). 

6. Die Reichsſtempel-Abgaben und zwar 

a) für Spielkarten, 

b) für Wechſel, ſowie für Werthpapiere, Schlußnoten, Rech⸗ 
nungen und Zotterieloofe. 

Bon diefen Einnahmequellen find bier nur zwei Kategorien 

im Einzelnen darzuftellen, nämlich die Zölle und Verbrauchsſteuern 
und die Stempelabgaben; binfichtlih der übrigen iſt auf die Dar: 
ftellung der einzelnen Verwaltungszweige und des Reichsvermögens 
zu verweilen ?). Es ift hierbei aber zu bemerfen, daß bier nur 

1) Bantgef. v. 14. März 1875 8. 24 (R. G. Bl. ©. 177). 

2) Siehe Bb. II. ©. 397. 404. 

3) Ausgenommen find nur, abgejehen von ben etwaigen Ueberſchüſſen ber 
Borjahre, die Wittwen- und Waijengeld-Beiträge der Bivil- 
beamten. Dieje Lehre Hat ihren Plab bei der Darftellung der Rechtsverhält⸗ 
niffe der Reichsbeamten und kann nicht wegen des zufälligen Grundes, daß 
biefe Darftelung (Bd. I. ©. 382 ff.) vor Erlaß des Reichsgeſ. dv. 20. April 
1881 abgefchloffen und veröffentlicht worden ift, aus dem Zuſammenhang ge= 
riffen und an diejer Stelle nachgeholt werben. 

Laband, Reichsflaatsreit. IIL 2. 16 
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von der verwaltungsrechtlihen Ordnung diefer Einnahmequellen 
die Rede ift, während ihre Bedeutung und rechtliche Stellung in 
ber Finanzwirthſchaft des Reiches im folgenden Abfchnitt zu 
erörtern fein wird. 


A. Die Bölle und Verbrauchsſteuern *). 
8. 111. Allgemeine Rechtögrundlagen. 


I. Durch übereinftimmende Zollgefete, gleichartige Einrich— 
tungen der Bollverwaltung und Gemeinfchaftlichfeit der Bollein- 
nahmen mar für den größten Theil des jekigen Bundesgebietes 
Ihon lange vor der Gründung des Norddeutſchen Bundes Die 
materielle Einheit des Zollweſens bergeftellt. Der Deutihe Zoll: 
verein war nicht nur ein kräftiges Band, welches die Mehrzahl 
der Deutichen Staaten in der geit, als fie fouverain waren, zus 
fammenbielt; er war nicht nur in wirtbfchaftlicher und politifcher 
Hinfiht eine Vorſtufe, von der aus die ftaatlihe Neugeftaltung 
Deutſchlands angebahnt wurde, fondern die in dem Zollverein aus: 
gebildeten Einrichtungen wurden auch zum großen Theil in die 
Bundesverfaflung berübergenommen und bilden theilweiſe noch jetzt 
einen Beftandtheil des Reichsſtaatsrechts. Die Geichichte des Zoll: 
vereind kann man mit Recht als die Vorgefchichte des Deutfchen 
Reichs bezeichnen '). 

Durch die Gründung des Norddeutihen Bundes wurde der 
Zollverein, wie er zuleßt durch den Vertrag vom 16. Mai 1865 
conftituirt war, allerdings in ſehr erheblicher Weile umgeftaltet 
und zwar ebenfomohl binfichtlih der in den Norddeutichen Bund 
eintretenden Staaten als binfichtlih der Süddeutichen Staaten. 
In Betreff der erfteren wurde das Vereinsverhältniß erjegt durch 
ein ftaatlihes, an die Stelle der Vereinbarung trat die Berfaf: 
fung, an die Stelle der Kündbarkeit und des Abfchluffes auf be: 
ftimmte Zeit die Unkündbarkeit und ewige Dauer, an die Stell: 
des Erforderniffes der Einftimmigfeit zu allen Abänderungen der 


*), 9. Aufſeß in Hirth's Annalen bes Deutichen Reiches Bd. 13 (1880) 
©. 609-831. Rud. Delbrüd Der Artikel 40 ber Reichsverf. Berlin 1881. 

1) Ueber die Geſchichte und die Verfafjung des Zollverein vrgl. nament- 
lich v. Feſten berg-Packiſch Die Geſchichte des Zollvereins. Leipzig 1869 
und Weber Der Deutſche Zollverein. Leipzig 1869. 2. Aufl. 1872. 
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Zollgefege und Einrichtungen der Weg der Geſetzgebung und Ber: 
orbnung; an die Stelle der Vertheilung der Erträge der Zölle 
und Verbrauchsabgaben an die Vereinsmitglieder trat die Ver- 
wendung diefer Einnahmen zur Beftreitung der Bundesausgaben. 
Wenngleich die Grundſätze, nach welchen die Zollverwaltung und 
die Erhebung der Zölle und Abgaben im Zollverein geregelt waren, 
im Allgemeinen auch im Norddeutſchen Bunde beibehalten worden 
find, jo war doch der Verein als folder unter den Mitgliedern 
des Bundes nicht mehr vorhanden, ſondern dur die ftaatlihe 
Einheit des Bundes abforbirt worden. Eine praktiſch beſonders 
wichtige Folge dieſes Prinzips beftand darin, daß die einheitliche 
Regelung des Zollweſens auch auf diejenigen Bundesftaaten und 
Gebietztheile des Norddeutſchen Bundes, welche dem Zollverein 
nicht angehört hatten, Anwendung fand, infomweit nicht die Ver- 
faſſung des Norddeutfhen Bundes ſelbſt Ausnahmen feftiekte "). 
Auch binfichtlid der Süddeutſchen Staaten war der Zollverein, 
wenngleih er thatfächli während des Krieges von 1866 fort: 
dauerte, rechtlich durch den Ausbruch des Krieges und durch den 
ftaatlihen Untergang eines Theiles der PVereinsmitglieder aufge: 
Löft worden. In den einzelnen mit Preußen abgefchloffenen Friedens: 
verträgen (Art. 7 derfelben) wurde dies von jämmtlichen Süd⸗ 
deutſchen Staaten anerkannt, gleichzeitig aber vereinbart, daß die 
Bollvereinsverträge wieder in Kraft treten jollten mit dem Vor⸗ 
bebalt, daß jeder Contrahent befugt fei, fie jederzeit ſechs Monate 
nach geſchehener Aufkündigung zu löſen. Dieſes Kündigungsrecht 
benutzte Preußen als Handhabe, um eine Reform des Zollvereins 
herbeizuführen und es gelang der Preußiſchen Regierung, den 
Zollvereinigungs⸗Vertrag vom 8. Juli 1867 zu Stande zu bringen?). 
Diefer Vertrag mar von 5 Contrabenten, dem Norddeutſchen Bunde 
und den 4 Süddeutſchen Staaten gefchloffen; er begründete ein 
Bereinsverhältniß mit beftimmter Dauer (31. Dezember 1877), 
das aber ſtillſchweigend von 12 zu 12 Jahren verlängert werden 
konnte; er erhielt die Vereinbarungen der älteren Zoll: und Han- 
belsvereinigungs-Verträge in Kraft, fomeit fie nicht durch dieſen 
Vertrag felbft abgeändert worden find; er führte aber die ver- 


1) Nordd. Bundesverf. Art. 40 Abi. 2. 
2) Bgl. Thudich um Verfaſſungsrecht des Nordd. Bundes ©. 39 fi. 
16 * 
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fafjungsmäßigen Formen und Organe der Gejebgebung und Ber: 
waltung des Norddeutſchen Bundes in analoger Weile für vie 
Erledigung der Bereinsgefchäfte ein (Zollvereins-Geſetze, Zollver: 
eind=:Verordnungen, Zollvereins-Präſidium, Zol-Bundesrath, Zoll: 
Parlament) '). 

Dur die Gründung des Deutichen Reiches fand auch die ſer 
Zollverein fein Ende; das Rechtsverhältniß unter feinen Mitglie- 
dern wurde in derjelben Weile umgeitaltet, wie dur die Errid: 
tung des Norddeutihen Bundes das Verhältniß unter den zu 
demfelben vereinigten Staaten. Zwar wurden dur den Art. 40 
der R.V. die Beftimmungen in bem Bollvereinigungs-Vertrage vom 
8. Juli 1867 in Kraft erhalten, foweit fie nicht durch die Vor- 
ſchriften diefer Verfaſſung abgeändert find, aber der Grundfat, 
daß das Neichsgebiet ein einbeitlihes Zol- und Handelsgebiet 
bildet, die ausschließliche Befugniß des Reiches zur Gejeggebung 
über Zölle und über die im Art. 35 aufgeführten Berbraudsab- 
gaben, das VBerordnungsrecht des Bundesrathes, die Ueberwachung 
der Behörden der Einzelftaaten durch den Kaiſer u. |. w. find 
verfafjungsmäßig feftgeftellt und an feinen von dem Willen 
der Einzelftaaten abhängigen Endtermin geknüpft?). Die Bezug: 
nahme auf die Beitimmungen des Bollvereinigungsvertrages im 
Art. 40 der R. V. darf nicht zu der irrthümlichen Anficht verleiten, 
als beftünde neben dem ftaatsrechtlihen Reichsverband unter den 
Deutſchen Staaten no ein befonderer vertragsmäßiger Zollver: 
band. Der Inhalt der Beflimmungen ift hierfür unerheblich ; 
Alles, was Inhalt eines Gefeges fein kann, Tann auch zum Inhalt 
eines Staat3vertrages gemacht werben und umgelehrt; entſcheidend 
ift allein der Rechtsgrund, auf welchem die verbindliche Kraft 
der Beltimmungen beruht, ob auf dem gegenfeitigen Verſprechen 
gleichberechtigter Contrabenten oder auf dem Befehl einer über: 
geordneten ftaatlihen Potenz ®), und diefer Rechtsgrund ift eben 
dadurch geändert worden, daß die Berfaffung die Beftimmungen 
des Bollvereinigungsvertrages „in Kraft erhalten“ bat). 


1) gl. die eingehende PDarftellung bei Thudichum ©. 581 ff. 

2) Bol. Hänel Stuwien I. ©. 1283 ff. 

3) Vgl. Bo. II. ©. 152 ff. | 

4) Dieje Beitimmungen find felbitveritändlih unter der Vorausſetzung 
eines vertragsmäßigen Vereinsverhältniffes abgefaßt und da fie bei der Grün- 
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Die wichtige praktiſche Conſequenz hiervon ift in dem Art. 40 felbft 
gezogen, daß nämlich diefe Beſtimmungen in Kraft bleiben, „jo: 
weit fie nit durch die Vorſchriften diejer Verfaſſung abgeändert 
find und fo lange fie nicht auf dem im Art. 7, beziehungsweiſe 78 
bezeichneten Wege abgeändert werden”. Auch daß die Ausdeh— 
nung diefer Beftimmungen auf Eljaß-Lothringen im Wege der Ge- 
feßgebung erfolgt ift, beftätigt, daß bier Reichsrecht, nicht Ver- 
tragsrecht, in Rede ftebt. Hierdurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, 
daß gewifje in dem Yollvereinigungsvertrage enthaltene Beitimmun- 
gen für einzelne Staaten Sonderrechte begründen, deren Abände— 
rung nur mit Zuftimmung des berechtigten Staates (Art. 78 Abj. 2 
der R.B.) erfolgen darf ?). 

Die Verweifung des Art. 40 der Reichsverfaſſung auf den 
Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 ſchließt aber zugleich 
die Fortgeltung noch anderer Anordnungen in fih. Denn Art. 1 
des erwähnten Vertrages enthält die Beftimmung, daß „die Zoll: 
vereinigungs-Berträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 1833, 
vom 12. Mai und 10. Dezember 1835, vom 2. Januar 1836, 
vom 8. Mai, 19. Oftober und 13. November 1841, vom 4. April 
1853 und vom 16. Mai 1865 nebſt den zu ihnen gehörenden 
Separatartifeln zwiſchen den vertragenden Theilen ferner in Kraft 
bleiben, ſoweit fie bisher noch in Kraft waren und nicht durch die 
folgenden Artikel abgeändert find“ ; und in dem bierzu gehörenden 
Schlußprotofol wird feitgefeßt: „Die Verabredung, welche im 
Art. 1 des Vertrages über die Wirkſamkeit der dajelbit genannten 
Berträge getroffen ift, ſoll auch auf diejenigen näheren Beſtim⸗ 
mungen und Abreden, welche in den zu jedem diejer Verträge ges 
börigen Brotofollen enthalten find, fowie überhaupt auf alle in 
Folge der Zollvereinigungs-Berträge zum Vollzuge derjelben und 
zur weiteren inneren Ausbildung des Vereins getroffenen Berein: 


dung des Meiches nicht umredigirt worden find, fo ftehen fie noch jegt in 
biefer Formulirung in Kraft. Aus diefer rein äußerlihen Faſſungsform 
kann aber natürlich nicht gefchlofjen werden, daß das Vereinsverhältniß 
materiell noch fortbeiteht. 

1) Vgl. Bd. J. ©. 113 ff. Es gereicht mir zur befonderen Befriedigung, 
daß meine, von mehreren Seiten angefochtene Auffaſſung der Sonderrechte, 
die Zuftimmung einer jo gewichtigen Autorität wie Delbrüd a. a. O. 
©. 1 ff. gefunden Hat. 
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barungen Anwendung finden.” Hiernach bat der Art. 40 der R.B. 
die Gefammtbeit aller bei Erlaß der R.B. in Geltung geweſenen 
Beftimmungen, welche unter den Mitgliedern des Bollvereins ver: 
abredet worden waren, in Kraft erhalten, ſoweit fie nicht durch 
die Reichsverfaſſung abgeändert worden find, und hierdurch ift eine 
volle Eontinuität zwiſchen der vertragsmäßigen Ordnung des oll- 
vereind und der reichsverfaſſungsmäßigen Regelung des Zollweſens 
bergeftelt ). In Folge defien kann es bei einzelnen Fragen er: 
forberlih fein, auf die älteren Verträge, Schlußprotofolle und 
Beſchlüſſe der General: Zollvereing-Conferenzen bis zum Jahre 1833 
zurückzugehen. Thatjächlich verringert fih allerdings dieſes an 
und für ſich fehr umfangreihe Material dadurch erheblich, daß 
die fpäteren Verträge meiſtens die in Geltung erhaltenen Säße 
der früheren wiederholen und daß namentlih der Vertrag vom 
16. Mai 1865 eine Codififation der wichtigften Damals geltenden 
Bereinsfeftfegungen enthält. 

II. Obwohl die Anordnung, daß die Zollvereind-Sakungen 
rechtliche Geltung behalten, durch einen Artikel der Reich Sver— 
faffung getroffen worden it, jo haben doch die einzelnen 
Beitimmungen der Zollvereinbarungen dadurch nicht den Charakter 
von Berfaffungsporihriften erhalten. Es ergiebt ſich 
dies aus dem Artifel 40 felbit, welcher die Klaufel beifügt: „Io 
lange fie nicht auf dem im Art. 7, beziehungsweife 78 bezeichneten 
Wege abgeändert werden”. Nur Art. 78 betrifft den Weg der 
Berfaflungsänderung; Art. 7 dagegen, der feinerjeit3 wieder auf 
Art. 5 zurüdweilt, bezieht fich auf den Weg der Gefeßgebung und 
der Verwaltungs-Verordnung ?). Wenn biernah die Abände: 
rung des Zollvereind-Vertrages auf verfhiedenen Wegen, 
auf dem des Verfaſſungsgeſetzes, des einfachen Geſetzes und des 
Bundesrathsbeſchluſſes für zuläifig erklärt wird, jo ergiebt ſich, 
daß auch die ftaatsrechtlihe Bedeutung der einzelnen Vertrags: 
beftimmungen eine verjchiedene it und daß der Art. 40 neben 


1) Delbrüd ©. 4. 

2) In der Verf. des Norbd. Bundes trat das Necht de3 Bundesrathes, 
Unordnungen der BZollvereindverträge durch Beſchlüſſe abzuändern, dadurd 
noch deutlicher hervor, daB das Berordnungdrecht des Bundesrathe3 nur in 
dem Abfchnitt über das Zoll» und Handelsweſen Anerkennung gefunden hatte 
(Art. 37) und Art. 40 auf diefen Artifel Bezug nahm. 
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feiner für alle Hollvereinsfagungen gemeinfamen Anordnung das 
Anerkenntniß dieſer fortdauernden DVerjchiedenheit enthält. Zum 
Verftändniß diefes Satzes dient Folgendes. 

Bei den Zollvereinsverträgen war wie bei allen Staatsver: 
trägen die völferrehtlihe und die taatSrehtlide 
Wirkung zu unterjcheiden. In völferrechtlicher Beziehung hatten 
alle Beftimmungen derjelben eine und diefelbe Wirkung, fie ers 
zeugten gegenfeitige Rechte und Pflichten der vertragichließenden 
Staaten. Ganz unabhängig davon war die ftaatsrechtlihe Be- 
deutung der verabredeten Beitimmungen in ben einzelnen Staaten, 
je nachdem diejelben in den Bereich des eigentlihen Verfaſſungs⸗ 
rechts, der Gejebgebung oder der Verwaltung eingriffen ). Dur 
den Art. 40 ift die völferrechtliche Bedeutung und Kraft erloſchen 
und aus dem übereinftimmenden Recht der verbundenen Staaten 
ift ein einheitliches Recht des Reiches geworden; dies ijt die für 
alle Zollvereinsfagungen gemeinfame Anordung. Aber diefe Er: 
bebung der Geſammtmaſſe der Bollvereinsfagungen zum Reichs-⸗ 
recht ift in derjenigen Dualififation erfolgt, welche den einzelnen 
Beitimmungen nah ihrem inhalt und mit Rüdfiht auf die ver- 
faſſungsrechtlichen Grundfäbe des Reich es zufommt. Hiernach 
zerfallen die in Geltung erhaltenen Regeln der Zollvereinsverträge 
in 3 Klaſſen: in Verfaſſungs vorſchriften, in Geſetzes vor: 
ſchriften und in Verwaltungs vorſchriften. Welche Beſtim⸗ 
mungen in jede dieſer drei Klaſſen gehören, iſt weder bei der Ab— 
faſſung der Norddeutſchen Bundesverfaſſung noch bei der Berathung 
der Reichsverfaſſung feſtgeſtellt worden, und zwar — wie der 
Präſident des Bundeskanzler-Amtes auf eine an ihn gerichtete An: 
frage in der Sigung des Reichstages vom 7. Dezember 1870 er: 
Härte — meil dieſe Klaffififation nit nur ſchwierig und zeit- 
raubend, jondern auc geeignet fein würde, „eine Menge von 
Fragen bisfutabel zu machen, die von der Art find, daß fie eigent: 
ih nur dadurch zu Fragen werden, wenn man darauf geftoßen 
wird, fie als ſolche zu behandeln“ 2). Die Gejeggebung bat die 
Löfung diefer Schwierigkeiten der Praris und der Wiſſenſchaft 
überlaffen und die leßtere bat nicht angeftanden, fich diejer Auf: 

1) gl. 8b. II. ©. 152 fe. Hänel Studien L ©. 124 ff. 


2) Stenograph. Berichte der IL. außerorbentl. Seſſ. des Neichdtages von 
1870 ©. 126 fg. Seydel Kommentar ©. 180 fg. Hänel ©. 126. 
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gabe zu unterziehen. Es find namentlich die vorzüglichen Unter: 
fuhungen von Hänel (Studien I ©. 120 ff.) und von Del: 
brüd (Art. 40 der R.B.) diefem Zweck gewidmet. 

Aus den Beitimmungen der Zollvereins-Verträge jcheibet in 
diefer Beziehung ganz aus, was durch die Reichsverfaſſung oder 
durch Neichsgejebe entweder aufgehoben (resp. abgeändert) oder 
gededt if. Denn binfichtlich diefer Beitimmungen ift der Text 
der Neichöverfaflung und der Reihsgejege an die Stelle ber 
Bollvereinsverträge getreten ?). 

Mas den übrigen Inhalt der Verträge anlangt, jo Tommen 
für die ftaatsrechtlihe Klaffifizirung der Vorfchriften folgende 
Punkte in Betracht: 

1. Die Bollvereing- Verträge enthalten Beftimmungen über 
Gegenftände, auf welde die Kompetenz des Reiches 
zur Gefeggebung ſich nicht erftredt; 3. 8. übe 
die inneren Verbrauchs-Abgaben der Einzelitaaten ?), über bie 
Chaufjeegelder und anderen Wege-Abgaben ?) u.a. Da dieje Be: 
flimmungen im Art. 40 der R.B. aufrecht erhalten worden find, 
ohne daß dem Reich die Befugniß zur Gefeßgebung über dieſe 
Angelegenheiten zugewiefen worden tft, fo ift jede Abänderung 
diefer Beftimmungen eine Abänderung des Art. 40 felbft und kann 
folglid nur unter Beobachtung des Art. 78 Abf. 1 erfolgen; 
dieſe Beitimmungen find daher verfafjungsrehtlide. 

2. Als verfaffungsmäßige Anoronungen find ferner 
diejenigen Beitimmungen anzufehen, welche auf dem Gebiete de3 
Zollweſens die Rechte der Einzelftaaten gegendie 
des Reiches abgränzen; insbefondere die Vorſchriften im 
Art. 18 des Bollvereind-Vertrages über das Begnadigungs- und 
Strafverwandlungsreht, im Art. 19 über die Erhebung und Ber: 
waltung der Abgaben u. f. w. *). Sie find als Ergänzungen des 
Art. 36 der R.B. zu erachten. 


1) Eine Bufammenftellung folder Anordnungen bei Hänel ©. 129 fi 

2) Insbeſondere kömmt hier der Art. 5 des Bollvereind-Bertrages von 
1867 in Betracht, der ſowohl Hinfichtlich der ausländiſchen wie der inländiſchen 
Erzeugnifie das Beſteuerungsrecht der Einzelftaaten beftimmten Normen unter 
wirft. Vgl. Hänel S. 18 ff. Delbrück ©. 25 ff. 

8) Zolv.B. Art. 22: Delbrüd ©. 84 fi. 

4) Hänel ©. 136. Delbrüd ©. 80 fg. 
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3. So weit die Beſtimmungen der Zollvereinsverträge Ange: 
legenbeiten betreffen, melche unter die verfaflungsmäßige Kompe⸗ 
tenz des Reiches zur Gefeggebung fallen, können diefelben auf dem 
Wege der Reichsgeſetzgebung aufgehoben und abgeändert werden, 
da fie ja auch auf biefem Wege neu erlaflen werben Tönnten '); 
fie bilden daher die Gruppe der Beftimmungen mit einfacher Ge⸗ 
jegesfraft. 

4. Die fehwierigfte Aufgabe würde die Abgränzung der Be- 
fimmungen mit Gejegesfraft von den Verwaltungs Anorönungen 
fein, wenn nicht in diefer Beziehung ſchon während des Zollvereing 
felbft ein äußeres Kriterium für diefe Unterſcheidung gejchaffen 
worden wäre. Nach der Erneuerung des Zollverein im Jahre 
1864 wurde in dem Vertrage vom 16. Mai 1865 die Geſammtmaſſe 
der gültigen Beftimmungen in zwei Gruppen nad ftaatsrechtlichem 
Geſichtspunkte vertbeilt; alle Beftimmungen, denen die vertrag$- 
Ihließenden Regierungen formell legislativen Charalter bei- 
legten, wurden in die Vertragsurkunde jelbft aufgenommen; 
alle Beftimmungen von adminiftratiner Natur wurden in 
das Shlußprotofoll geftelt®). Bei der Redaktion des 
Bollvereinsvertrages v. 8. Juli 1867 wurde dieſelbe Form der 
Unterfcheidung beibehalten und die Vertheilung des Stoffes zwi: 
ſchen Hauptvertrag und Schlußprotofoll nicht abgeändert °). 

Hieraus ergiebt ſich, daß alle — noch in Geltung ſtehenden — 
Beftimmungen des Hauptvertrages v. 8. Juli 1867, ſowie derje- 
nigen Berabredungen, welche in demfelben in Bezug genommen und 
als Beitandtheile des Vertrages erklärt worden find *), formelle 


1) Hänel ©. 131. 

2) Auch bei der Borlage an die Landtage der contrahirenden Staaten 
wurde dieſe Bedeutung der Trennung ber beiden Urkunden hervorgehoben. 
Bgl. für Preußen die Denkichrift zum BZollvereinsvertrage in den Anlagen 
zu den Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 1865 IV. ©. 1538 (Hänel 
©. 127 Note 18). 

8) Hänel © 126 ff. Delbrück ©. 5 fg. 

4) Die im Art.3 8.7 des Vertrages erwähnten Sefege, nämlich das Zoll- 
gefetz, die Zollordnung, der Bolltarif und die „Grundſätze, betreffend das Zoll- 
ftrafgejeg” find durch das Zollgefeg von 1869 und die andern fpätern Reichs⸗ 
gejege erjebt worden, alfo nicht mehr von Belang. Ueber die fchwierige Frage, 
inwieweit dag Zolllartel v. 11. Mai 1833 noch Bedeutung Hat, vgl. Delbrüd 
©. 18 ff. 
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Geſetzeskraft haben. Dagegen haben die Abreden des Schluß: 
protokolls, fowie felbftverftändlich alle vom Bundesrath zur 
Ausführung des Zollvereinsvertrages bejchlofienen Regle— 
ments u. |. w. die Kraft von Verwaltungs: Verordnungen. 

5. Der HZollvereinsvertrag v. 16. Mai 1865 und ebenfo der 
Bollvereinsvertrag v. 8. Zuli 1867 enthielten zwar eine vollftändige 
Codififation der die Geſammtheit des Zollverein betreffen: 
den Abreden, aber feine vollftändige Zufammenftellung aller nod 
gültigen Beitimmungen der früheren Verträge. Daneben find 
vielmehr in Geltung geblieben diejenigen Beftimmungen, melde 
fih auf die befonderen Berhältniffe einzelner Staaten beziehen, 
ſei e8, daß diefelben bei dem Anjchluß der legteren feftgeftellt 
wurden, oder jei es, daß fie in Folge der Entwidelung der Zoll⸗ 
vereins-Einrihtungen veranlagt wurden !). Hinfichtlich diefer Be: 
ftimmungen, welche durch den Art. 40 der R.V. ebenfalls in Kraft 
erhalten wurden, jo weit fie bei Erlaß der R.B. noch Geltung 
hatten, fehlt es daher an einem formellen Kriterium dafür, ob fie 
als gejeglihe Anordnungen oder als Verwaltungsvorſchriften an: 
zufeben find und es kann daber diefe Frage nur nach dem Sn: 
balt der Feſtſetzung beurtbeilt werden ?). UWebrigens find dieſe 
Beſtimmungen nit von erhebliher Bedeutung. Hervorzuheben 
ift aber, daß gerade diefe bejonderen Vorrechte einzelner Staaten 
im Berbältniß zur Gejfammtbeit unter dem Schube des Art. 78 
Ab). 2 der R.B. fteben. 

II. Durch die Continuität zwiſchen dem Deutjchen Zollverein 
und dem Zollweſen des Reiches find die prinzipiellen Grundlagen 
des letzteren beftimmt worden; ja es bat diejer biftorifche Zu: 
fammenbang über diejes begränzte Gebiet hinaus auf die gefammte 
Drganifation des Reiches eingewirft. Namentlich beftebt eine un: 
verfennbare und ſtaatsrechtlich wie politiſch hochbedeutſame Eon: 
gruenz zwijchen der Ordnung des Militärweſens, Gerichtsweſens 
und Zollweſens; in allen drei Zweigen der ſtaatlichen Thätigkeit 


1) Delbbrück S. 4 u. ©. 6. 

2) Delbrück ©. 6. 

3) Dahin gehören z. B. die beſonderen Begünſtigungen der Meßplätze 
Braunſchweig, Frankfurt a. M., Leipzig und Frankfurt a.O. Bgl. Delbrück 
©. 61 fg.; die beſonderen Vorrechte einzelner Staaten in Betreff der Chaufſee⸗ 
geld-Tarife (Delbrüd ©. 85 fg.). 
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laſſen fich diefelben verfaffungsmäßigen Grundlinien wiederfinden. 
Für das Zollweien find e3 folgende Grundprinzipien: 

1. Das Reichsgebiet ift ein einheitliches Zoll- und Handel3- 
gebiet, innerhalb deſſen freier mwirtbichaftlicher Verkehr ftattfindet. 
Reichsverf. Art. 33. Es entjpricht dies der Einheit des Reichs: 
heeres und der Erſtreckung der Gerichtsbarkeit über das ganze 
Reichögebiet. 

2. Die Zollgefeßgebung ift eine einheitliche und fteht aus: 
Schließlich dem Reihe zu, R.V. Art. 35, und die Verwaltungs: 
vorſchriften und Einrichtungen, melde zur Ausführung der Zoll: 
gefeßgebung dienen, find gleichartige und übereinftimmende für alle 
Staaten und deshalb vom Bundesrathe zu beichließen. R.V. 
Art. 37 u. Art. 7. Es entſpricht dies der Einbeitlichfeit des 
Militärrechts und des Gerichtsverfaflungs: und Prozeßrechts. 

3. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle nah Maßgabe 
der Reichsgeſetze und Bundesrathsbeſchlüſſe fteht den Einzelitaaten 
zu; RB. Art. 36. Sie haben die Selbftverwaltung auf diejem 
Gebiete, wie fie die eigene Gerichtsbarkeit und Gerihtöverwaltung 
und (verfaffungsmäßig) die Kontingentäherrlichkeit und eigene 
Heeresvermwaltung haben. Dem Reich ftebt nur die Kontrole dar: 
über zu, daß die Einzelftaaten die Selbftverwaltung den Reich3- 
gefegen gemäß führen. 

Diefe drei Grundprinzipien und die praftifchen Geftaltungen 
derfelben werden nun im Einzelnen darzuftellen fein. 


8. 112. Die Einheit des Zollgebietes. 


I. Das Grundprinzip, welches in der R.B. an die Spibe des 
das Zoll- und Handelswejen betreffenden Abfchnittes (VI) geſtellt 
worden ift, lautet: „Deutſchland bildet ein Zoll- und Handels— 
gebiet, umgeben von gemeinjchaftlicher Zollgränze." Verfaſſungs⸗ 
mäßig fällt daher das Hollgebiet mit dem Bundesgebiet zufammen ; 
diefer Grundfaß ift aber nach zwei Richtungen durchbrochen, indem 
einerfeit3 Gebiete, die nicht zum Reich gehören, dem Bollgebiet 
angeichloflen find (Zollannere), und amdererjeit3 einzelne Theile 
des Bundesgebiet von der Zollgränze ausgenommen find (Zoll: 
erclaven). 

1. Art. 2 des Bollvereind-Vertrages vom 8. Juli 1867 be: 
ftimmt: „Sn dem Gejammtverein bleiben diejenigen Staaten oder 
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Gebietstheile einbegriffen, welche dem Zoll- und Handelsfyfteme 
der vertragenden Theile oder eine von ihnen angejchloffen find, 
unter Berüdfichtigung ihrer auf den Anjchlußverträgen beruhenden 
befonderen Verhältniſſe.“ Hierdurch wird nicht nur die Ausdeh— 
nung des Bollgebietes auf außerdeutfche Gebiete anerkannt, ſon⸗ 
dern zugleih auch die Berüdfichtigung der Anjchlußverträge bin: 
fichtlid Ddiejer Gebiete zugeflanden )). Der Artikel unterjcheidet 
zwei Arten von Anneren, je nachdem bdiejelben dem Zoll- und 
Handelsipftem der Geſammtheit oder einem ber betheiligten 
Staaten angeſchloſſen find; beide Kategorien find thatfächlich vor: 
banden, aber freilich nur in je einem Anwendungsfalle. 

a) Das Großherzogtbum Luremburg ift durch Staatsver⸗ 
trag ?) „dem Zolliyitem des Königreihs Preußen und der mit 
diefem zu einem Zollverein verbundenen Staaten” beigetreten und 
bat gleichzeitig auf jede Mitwirkung bei der Verwaltung und Ent: 
widlung der Zollvereinsangelegenbeiten verzichtet, feine Vertretung 
in diefer Hinficht vielmehr Preußen übertragen. Der Lurembur: 
giſche Anfchlußvertrag ift aber von Preußen zugleih im Namen 
der übrigen Bollvereinsftaaten abgejchloffen und von den letzteren 
ratifizirtt worden; er begründete demnah ein Gemeinjchaftsver: 
bältniß zwiſchen Luremburg und ſämmtlichen Bereinsmitglie- 
dern. Nach Einführung der Reichsverf. trat an die Stelle der letz⸗ 
teren dag Reich, d. h. an die Stelle des Vereins der Bundesftaat. 
Anerkfannt wurde die Fortdauer des Rechtsverhältniſſes in dieſer 
Geftalt implicite durch die Uebereinkunft v. 11. Juni 1872 wegen 
Vebernahme der Wilbelm-Luremb. Eiſenbahnen $ 14, indem zu: 
glei die Kündigung deſſelben ausgeſchloſſen wurde, jo Tange die 
erwähnten Eifenbahnen von einer Reichsbehörde verwaltet und 
betrieben werden ?), Durch den Vertrag ift zwiſchen dem Reid 
und Zuremburg der gegenfeitige Anſpruch auf freien Vertehr und 
Gemeinſchaft der Zollerträge begründet. 


1) Ueber die Bedeutung, welche der Artikel in den früheren Zollver⸗ 
einöverträgen hatte, vgl. Delbrüd S. 8 Die Behauptung, daß wegen 
diejer Bollannexe neben dem Neichdverbande unter den Bundesftaaten 
noch ein vertragsmäßiges Bollvereind-Berhältniß fortdauere, ift haltlos und 
von Hänel und Delbrüd bereits in Überzeugender Weile widerlegt worben. 

2) Der erfte Anfchlußvertrag des Großherzogthums ift vom 8. Febr. 1842, 
ber legte vom 20/25. Oftober 1865. 

3) 8.0.81. 1872 ©. 337. 
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b) Die zu Tyrol gehörende Gemeinde Jungholz ift durch 
den zwiſchen Bayern und Defterreich vereinbarten Vertrag vom 
3. Mai 1868 dem „bayerifhen Zoll- und indirekten Steuerſyſtem“ 
angefchloffen worden 1). Dur diefen Vertrag wurden Rechte und 
Pflihten nur zwiſchen Bayern und Defterreih begründet; dem 
Neich gegenüber bat er nur mittelbar eine Wirkung, indem Bayern 
fo angejehen wird, als gehörte die Gemeinde Jungholz zu feinem 
Gebiete ?). 

2. Die Zuläffigkeit von Zollerclaven ift in der Reichs: 
verfaflung jelbft anerkannt worden und zwar find aud bier zwei 
Kategorien zu unterjcheiden. 

a) Art. 33 Ab. 1 der R.B. fügt dem angegebenen Prinzip 
die Ausnahme bei: „Ausgeſchloſſen bleiben die wegen ihrer Lage 
zur Einſchließung in die Zollgränze nicht geeigneten einzelnen Ge- 
bietstheile.” Zur Ergänzung diefer Beltimmung dient Art. 6 des 
Bollvereindvertrages, in welchem die Zollerclaven vollitändig auf: 
gezählt find; gegenwärtig ift dieſes Verzeichniß aber nicht mehr 
dem thatjächlichen Zuftand entfprechend, da ein erheblicher Theil 
diefer Gebiete in die Zollgemeinfchaft eingeichloffen worden ift ?). 
Im Artikel 6 wird der Ausihluß diefer Gebiete als ein vor: 
Läufiger bezeichnet und beftimmt, daß, fobald die Gründe auf: 
gehört haben, welche die volle Anwendung des Zollvertrages auf 
den einen oder andern der zum Nordd. Bunde gehörenden Ge: 
bietstheile zur Zeit ausfchließen, der Bundesrath des Zollvereins 
auf Veranlafjung des Präfidiums des Nordd. Bundes über den 
Beitpunft Beſchluß faßt, in welchem die Beftimmungen der Artikel 


1) gl. Delbrüda.a.0D. ©. 9. 

2) Zwiſchen Dejterreih und dem Deutihen Neich befteht Hinfichtlic) der 
Gemeinde Yungbolz fein Bereinsverbältniß. Socii mei socius meus socius 
non est. Im Bollbundesrath wurde der Baprifch-Defterreichiiche Vertrag, wie 
Delbrück a. a. DO. bezeugt, durch die Bemerkung erledigt, daß bei feinem 
Inhalte nicht zu erinnern jei. 

8) Der Art. 6 cit. führt unter den Zollexclaven noch auf: die Großher⸗ 
zogthümer Medlenburg-Schwerin und DMtedienburg-Strelit, das Herzogthum 
Zauenburg und die Hanjeftadt Lübeck, weil zur Zeit, al3 die Verhandlungen 
über den ZBollvereinsvertrag begannen, der Einſchluß dieler Gebiete in die 
Bollgemeinschaft noch nicht feitftand; dagegen war dies hinſichtlich Schleswig- 
Holfteins und des YürftentH. Lübeck der Fall, die deshalb unerwähnt geblieben 
find. Delbrüd ©. 44. 45. 
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3—5 und 10—20 des Zollvereinsvertrages in diefem Staate oder 
Gebietstbeile in Wirkſamkeit treten. Es ergiebt ſich hieraus, daß 
den in Betracht kommenden Einzelftaaten Fein Widerſpruchs— 
recht gegen die Einbeziehung ihrer Gebiete oder Gebietstbeile zu⸗ 
ſteht *) und daß ebenfomwenig ein Alt der Gefebgebung zur Belei- 
tigung oder Beihräntung einer Bollerclave erforderlih if. Au 
die Stelle des Zollbundesrathes ift feit der Errichtung des Reiches 
der Bundesrath getreten, deſſen Kompetenz überdies durch Art. 7 
Ziff. 2 der R.V. begründet if. Nachdem verfaffungsmäßig neben 
dem Grundprinzip der Identität von Bundesgebiet und Zollgebiet 
auch die Zuläffigfeit des Ausschluffes von Gebietötbeilen „wegen 
ihrer Lage” anerkannt worden ift, handelt e8 fich bei jeder einzel 
nen Erclave nur um eine Anwendung diefer Regeln auf den 
einzelnen Fall, alſo um eine Handhabung oder Ausführung des 
Geſetzes, nicht um eine Abänderung defjelben; und ebenfo, wenn 
in einem Falle, in welchem die Ausnahme bisher zugelaffen mar, 
wegen veränderter Umftände die Grundregel in Anwendung ge 
bracht wird ?). 

b) Art. 34 der RB. lautet: „Die Hanfeftädte Bremen und 
Hamburg mit einem dem Zwed entiprechenden Bezirke ihres oder 
des umliegenden Gebietes bleiben als Freihäfen außerhalb der 
gemeinſchaftlichen Zollgränze, bis fie ihren Einfluß in diefelbe 
beantragen.” Da diefer Artitel Anlaß zu zahlreichen Streitfragen 
gegeben bat, fo jcheint ein näheres Eingehen auf jenen Inhalt 


1) Delbrück a. a. O. ©. 43 ff. macht eine Ausnahme hiervon zu 
Bunften Hannovers (jet Preußens) und Oldenburgd wegen Geeſtemünde und 
Brake. Allein vor Errichtung des Norddeutichen Bundes war in allen 
Fällen zum Einjchluß einer Exelave die allfeitige Zuftimmung der Ber- 
einsſtaaten erforderlich, für ein Sonder recht in diefer Beziehung alſo fein 
Raum. Es war daher rechtlich gleichgültig, ob der vorläufige Ausſchluß 
jener beiden Orte auf finanziellen oder auf handelöpolitiihden Motiven be 
ruhte. Da weder in dem Bollvereinävertrag von 1867 noch in der Nordd. 
Bundesverf. für Geejtemünde und Brake eine Abweichung von dem gemeinen 
Recht feitgefegt wurde, find auch diefe beiden Exclaven dem letzteren unter- 
worfen. 

2) Ein Verzeichniß der gegenwärtig noch vorhandenen Bollerclaven ſiehe 
bei v. Aufjeß und Delbrüd ©. 42. Der Anſchluß ber Stadt Altona 
ift vom Bundesrath am 22. Mai 1880 vorbehaltlich der näheren Modifilationen 
beichloffen worden. 
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geboten 9). Es ift von vornherein Elar, daß er im Gegenjaß ftehen 
muß zu Art. 33 Abſ. 1, da er fonit durd den legteren gedeckt 
und überflüffig fein würde. Es kann auch nicht zweifelhaft fein, 
daß dieſer Gegenjag in den Schlußmworten des Artikels beruht, 
„bis fie ihren Einfluß ... beantragen“ ; d. h.: während binficht- 
lih der übrigen Zollerclaven der Bundesrath nach freiem Ermeſſen 
zu beſchließen bat, ift der Einfluß der Hanfeftädte Hamburg 
und Bremen von ihrem Antrage abhängig gemadt ?). 

Zu Zweifeln bat zunächſt Anlaß gegeben das Verhältniß des 
Art. 34 der R.V. zu Art. 6 des Hollvereinsvertrages; denn in 


1) Abgeſehen von den gelegentliden Ausführungen in den umfafjenderen 
Darftellungen des Reichsſtaatsrechts und namentlih in Hänel's Studien I. 
©. 200 hat der Preuß. Antrag v. 19. April 1880 betreffend den Einfchluß 
der Hamburgiichen Borftadt St. Pauli in das Zollgebiet Beranlaffung zu zahl- 
reihen Erdrterungen ded Urt. 34 gegeben. Soweit diejelben ſich in Zeitungen 
u. dgl. finden, können fie hier unmöglich eitirt und näher berüdfichtigt werden, 
ſchon wegen ihrer zahllofen Menge; ebenjo ſehe ich ab von den vielen volks— 
wirthichaftlihen, handelspolitiſchen, Hiftorifchen und phantaftiihen Abhand- 
[ungen über die Freihafenfrage. Unter den ſtaatsrechtlichen Erörte- 
rungen fteht in erfter Linie und überragt an wiſſenſchaftlicher Bedeutung alle 
übrigen der anonyme Aufjag in den Preußiſchen Jahrbüdern 
Bd. 46 ©. 494 fg. (1880). Vgl. ferner die Ausführung in der Fachzeitichrift 
„DaB Deutfhe Wollengewerbe” Neo. 15. 1879. (Grünberg) — Die Preuß. 
Dentichrift zur Begründung des Antrages v. 19. April 1880. — Art. 84 der 
RB. und der Antrag Preußens v. 19. April 1880. Hamburg, 3. F. Richter. 
— Die Aufſätze in der Deutſchen Rundſchau, 1880 Heft 10. Preuß. Jahr⸗ 
bücher Bd. 45 Heft 6 und Im neuen Reich, Juliheft 1881. Bon befonderer 
Wichtigkeit find die Berhbandlungen des Reichsſstages 1880 ©. 1071 ff. 
u. ©. 1264 ff. 1881 ©. 389 ff. 393 ff. 471 ff. 1881/82 ©. 39 ff. 777 ff. 813 fi. 
Einen trefflichen Ueberblid über den Berlauf der Angelegenheit und bie ge- 
ſammte Literatur giebt die Abhandlung von Guſtav Tuch in Schmollers 
Sahrb. Bd. VI Heft 1 ©. 113—232 (1882). 

2) Daß bei Gründung des Nordd. Bundes die Erwartung bejtand, daß 
die Hanſeſtädte dem Bollgebiet einft beitreten werben, ift vielfach conftatirt 
worben; insbejondere in der Preuß. Denkichrift vom 19. April 1880 und in 
mehreren Reichsſstagsreden des Reichskanzlers. Dagegen tft ihnen eine Recht s— 
pflicht nicht auferlegt worden; die Worte „bis fie ihren Einſchluß beantragen“ 
enthalten eine reine Poteftativbedingung (si voluerint)., Die entgegengejegte 
von vd. Treitſchke Pr. Jahrb. Bd. 45 S. 680 ff. und Stenograph. Berichte 
des Neichdtages 1881 ©. 389 u. a. aufgejtellte Unficht widerfpricht dem Wort- 
Iaut und dem Togifchen Bufammenhange der Art. 33 u. 34. — Bol. Wolff. 
fon Stenogr. Berichte 1880 ©. 1073 und Ridert ebendaf. ©. 1078. 
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dem leßteren werben die Hanfeftäbte Bremen und Hamburg nicht 
den übrigen Bollerclaven gegemübergeftellt wie in der R.B., 
fondern unter ihnen mit aufgezählt, fo daß auch auf fie das 
Wort „vorläufig” in dem Eingang des Art. 6 und die Beitimmung 
in Abf. 2 hinſichtlich der Beichlußfaffung des Bundesrathes über 
ihre Aufnahme in das Zollgebiet Anmwendung finden. In der 
Nordd. Bundesverfaflung dagegen fehlt da3 Wort „vorläufig“ 
und ein Antrag, daflelbe einzufchalten, wurde vom verfaflungbe- 
rathenden Reichstag abgelehnt 1). Diefer ſcheinbare Widerſpruch 
zwiſchen dem Hollvereinsvertrag und der Nordd. Bundesverf., aus 
welcher der Art. 34 der R.V. unter Weglafjung der bereits 1868 
in die Zollgemeinſchaft eingetretenen Hanfeftadt Lübeck herüberge- 
nommen worden ijt, erklärt ſich ſehr leicht. Der Zollvereinsver⸗ 
trag ift vom Nordd. Bunde als einheitlihem Subjefte mit dem 
ſüddeutſchen Staaten abgefchloffen worden; die Nordd. Bundesverf. 
Dagegen betraf das Berhältniß unter den Staaten des Nordd. 
Bundes. Im Verhältniß zu den ſüddeutſchen Staaten wurde da⸗ 
ber der Ausihluß von Hamburg und Bremen ganz ebenjo wie 
der der übrigen Gebietötbeile des Nordd. Bundes normirt; ihnen 
gegenüber wurde der Ausschluß als ein vorläufiger behandelt, für 
fie wurde die Aufnahme der Hanjeftädte nicht von einem Antrage 
der legteren, fondern von einer Mittbeilung des Präſidiums des 
Nordd. Bundes abhängig gemacht; für fie war die Beitimmung 
eine völferrehtlihe Abrede mit dem Nordd. Bund ?). Der Art. 34 
dagegen betraf das ftaatSrechtliche Verhältniß innerhalb des Nordd. 
Bundes; er jollte den ftaatlihen Zwang gegen die Hanjeftädte 
zum widerwilligen Eintritt in das Zollgebiet ausſchließen °). Nadı: 
dem das wölferrechtliche Zollvereins-Verhältniß zwifchen dem Nord: 
deutſchen Bunde und den füddeutihen Staaten in Wegfall gefom- 
men und durch das verfaflungsrechtlihe erjegt worben ift, Kann 
nur noch Art. 34 der R.B. maßgebend fein. Es folgt ja aud 


1) Stenograph. Berichte bed conftit. Reichſtages 1867 ©. 500. 

2) Im Urt. 6 des HBollvereindvertrages werden die Zollerclaven auch im 
2 Gruppen getbeilt, aber nach einem ganz anderen Prinzip als in der Nordd. 
Bundesverfaſſung; Art. 6 zählt unter Ziff. 1 die Gebietötheile des Nordd. 
Bundes, unter Ziff. 2 die Gebietötheile der ſüddeutſchen Staaten (Badens) 
auf, welche ausgefchloffen blieben. 

3) Uebereinftimmend Laster Stenogr. Berichte 1880 ©. 1309. 
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aus der ausdrüdliden Anordnung im Art. 40, daß in allen Fällen, 
in denen zwiſchen den Beitimmungen der R.V. und denjenigen des 
Zollvereinsvertrages ein Widerſpruch beitehbt, die Verfaffungsbe- 
ftimmungen Geltung haben '). 

Es ift ferner in Zweifel gezogen worden, ob die Vorfchrift 
des Art. 78 Abſ. 2 auf das im Art. 34 den beiden Hanfeftäbten 
gewäbrleiftete Recht anwendbar fei. Man hat dies aus dem Grunde 
verneint, weil in der Norddeutſchen Bundesverfafjung eine dem 
Art. 78 Abi. 2 entiprechende Anordnung fehlte und nur den Süd: 
deutſchen Staaten bei ihrem Eintritt in das Reich Reſervatrechte, 
die unter dem Schube des Art. 78 Abi. 2 ftehen, eingeräumt 
worden jeien ). Dieje Deduction ift falſch. Die R.V. Art. 78 
Abi. 2 kennt das Wort „Reſervatrechte, gar nicht, jondern fpricht 
nur von denjenigen Vorſchriften der R.V., „durch welche beftimmte 
Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältniß zur Gejammt- 
beit feitgeftellt find“. Daß diefe Ausdrucksweiſe auch auf die im 
Art. 34 den Hanjeltädten eingeräumten Rechte buchftäblich paßt, 
ift unleugbar; es ift daher völlig unerheblich, ob man die Be- 
zeichnung Refervatrechte in einem engeren oder weiteren Sinne zu 
verwenden pflegt und ob man das im Art. 34 der R.V. erwähnte 
Recht fo nennt oder nidt. Daß aber in der Verfaffung des 
Nordd. Bundes der Art. 78 Abſ. 2 fehlte, ift ganz ohne Belang, 
nachdem die Reichsverfaſſung den Grundſatz ohne Einſchränkung 
aufgenommen bat; überdies folgt der leßtere auch ohne aus: 
drüdliche Anerkennung aus dem Begriff und Wejen der Sonder: 
rechte von felbft °). Der Art. 34 wäre überhaupt beveutungslos, 
wenn er auch ohne Zuftimmung von Hamburg reſp. Bremen auf: 
gehoben merden könnte; denn die Nothwendigkeit diefer Zujtim- 
mung ift eben das einzige unterjcheidende Kriterium zwiſchen den 


1) Ganz unrichtig ift das Verhältniß aufgefaßt worden von Edg. Lö— 
ning in Hirth's Annalen 1875 ©. 366, der die jonderbare Anficht aufjtellt, 
Art. 34 der Nordd. Bundesverf. fei durch Art. 6 des Bollvereindvertrages a b- 
geändert worden und diefe Abänderung fei durch Art. 34 der Reichsver⸗ 
fafjung wieder rädgängig gemadht worden. 

2) Hänel Studien a. a. O. Denkichrift des Sentralvereind der Wollen- 
fabrilanten bei TZuc a. a. DO. ©. 155; ferner v. Kardorff Stenograpp. 
Berichte 1881 ©. 395. 

3) Bgl. Bo. I. ©. 117 ff. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. ILL. 9. 17 
® 
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Exclaven des Art. 34 und denjenigen des Art. 33 Abſ. 1 der 
RB. ?). 

Sodann ift die Frage aufgeworfen worden, ob Art. 78 Ab]. 1 
der R.V. bei einer Veränderung der Freibafenftelung der beiden 
Hanfeftädte Anwendung finde, d. h. ob hierzu der Weg der ver: 
fafjungsändernden Gejeggebung beichritten werden müfle. Auf 
den erflen Anjchein könnte man fi für Bejahung der Frage ent: 
jheiden, da eine Aenderung des Art. 34 doch ganz gewiß eine 
Veränderung der PBerfaffung ei). Allein dies beruht auf einer 
Verkennung des Sinnes diejes Artikels; er will nicht Bremen und 
Hamburg vom Zollgebiet ercludiren und ihre Freihafenftellung an- 
befehlen, fondern er will ihnen den Einfluß in die Zollgränze 
fo Tange erlafjen, bis fie es beantragen. Art. 34 bat mit dem 
zweiten Sat von Art. 33 Abf. 1 das gemein, daß beide Ber: 
fafjungsbeftimungen Ausnahmen von dem im erften Sat des Art. 33 
an die Spite geftellten Prinzip zulaffen; die Befeitigung einer 
diefer Ausnahmen ift ſonach Feine Veränderung, fondern eine voll: 
ftändigere Verwirklichung des oberften verfafjungsmäßigen Grund: 
ſatzes. Art. 34 enthält Feine objektive Rechtsregel, welche den im 
Art. 33 an die Spite geftellten Grundſatz theilweile aufbebt, fon: 
dern fie begründet fubjeftive Rechtsbefugniſſe, welche feine voll: 
tommene Durchführung hindern können. Wenn die beiden Hanſe⸗ 


1) Sowohl in der Literatur al3 bei den parlamentarifchen Erörterungen 
war das auch die überwiegende Anſicht; ftatt aller andern Citate gemügt die 
folgende Heußerung des kompetenteſten Beurtheilerd der Frage, des Fürften 
Bismarck Stenogr. Berichte 8. Mai 1880 ©. 1269: „Mir find Suggeftio- 
nen von anderer Seite und aus Hamburg gemacht, daß dieſes ganze Sreihafen- 
recht Hamburgs fein Singularredit fei, jondern daß der Art. 34 durch Geſetz, 
wenn nicht 14 Stimmen widerjprechen, aus der Melt gejchafft werden könne. 
Ich habe darauf mit großer Beftimmtheit und auch fchriftlih nah Hamburg 
erflärt, daß ich diefer Dedukftion nidht beiftimmen lönne, 
fondern daß das Recht aufden Freihbafen nur mit Ham— 
burgö Bewilligung aufhören tönne, und daß id, jo lange id 
mitzureden hätte, aud) darüber wachen würde, daß es nicht eingejchränft werbe 
auf Meinere Gränzen als diejenigen, welche nothwendig find, damit es feiner 
Bezeichnung in vollfommener und loyaler Weife entfpreche.” Bgl. ferner ©. 
Meyer Staatsredtl. Erörterungen ©. 73. Windthorft Stenogr. Berichte 
©. 1082 und bejonderd Delbrüd Stenogr. Beridhte 1881 S. 396. 

2) So namentlid Löning a. a. O. ©. 366 und Lasker GStensgr. 
Berichte 1880 ©. 1085, deögleihen WindthHorft ebendafelbft S. 1083. 
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ftädte fih in das Zollgebiet aufnehmen laſſen, jo wird hierdurch 
Art. 34 niht verändert, fondern erledigt, indem die Hanſe— 
ftädte von dem ihnen vorbehaltenen Recht, ihren Einſchluß in die 
Zollgränze zu beantragen, Gebrauch machen. Die Beihlußfaflung 
über die Aufnahme und über die Modalitäten derjelben ſteht als- 
dann gerade ebenfo wie hinfichtlich der Erclaven des Art. 33 Abſ. 1 
dem Bundesrath zu. Dem Reichstag gebührt hierbei weder ein 
Net der Zuftimmung noch ein Veto. In diefer Weile ift au 
im Norddeutichen Bunde bei der Aufnahme von Lübed und bei 
der Aufnahme einzelner Gebietstheile von Hamburg und Bremen 
verfahren worden, ohne daß die Verfaſſungsmäßigkeit dieſes Weges 
in Zmeifel gezogen worden tft ’). 

Auch die Bedeutung des Wortes „Hanjeftädte” ift Gegenitand 
einer großen Meinungsverfhiedenheit geworden ?), indem bei Er- 
Örterung des Preuß. Antrages betreffend St. Bauli die Behaup- 
tung aufgeftellt worden ift, daß unter „Hanfeftädte” nicht das 
Staatsgebiet, fondern das Stadtgebiet von Bremen und Ham 
burg zu verfteben fei. Diefe Anficht ift völlig unrichtig. Zu⸗ 
vörderfi wäre die Beftimmung binfihtlid Bremens finnlos, da 
der Freibafen in Bremerhafen, alfo in ziemlich großer Entfernung 
von der Stadt Bremen fich befindet. Sodann ift die erwähnte 
Anfiht mit der grammatifchen Auslegung des Art. 34 unverein- 
bar. Die Worte: „die Hanſeſtädte Bremen und Hamburg” bilden 
das Subjekt des ganzen Satzes, auf welches auch die Worte „bis 
fie ihren Einfluß beantragen“ fich beziehen. Der Antrag kann 
aber nur von den Staaten Bremen und Hamburg geitellt wer: 
den; das Wort „ſie“ kann alfo nur dieſe Staaten bedeuten und 
mithin ift es Iogifch unmöglih, den am Anfang des Satzes ge: 
brauchten Ausdruck „Hanfeftädte" und die Worte „ihren Ein: 
ſchluß“ in einem anderen Sinne zu verftehen. Auch werden ſowohl 


1) Vgl. Hänel Studien I. ©. 200 und Stenogr. Berichte des Neichd- 
tages 1882 I. Seſſ. S. 39 und namentlih Fürſt Bismard Gtenogr. Be- 
richte 8. Mai 1880 ©. 1270. 

2) Bol. Wolfffon imNeichdtag 1880 Stenogr. Ber. S. 1074; Ridert 
ebendaf. ©. 1078. Fürſt Bismard a. a. O. Ferner Preuß. Jahrb. Bd. 45 
©. 637. Die Schrift: Art. 34 der R.V. und der Antrag Preußens u. ſ. w. 
(Hamburg 1880) S. 19 fi. Die Citate bei Tuch a. a. DO. ©. 168 und na- 
mentlih Preuß. Jahrb. Bd. 46 ©. 497 ff. 

17* 
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im Eingang der Berfafjung des Nordd. Bundes als in mehreren 
Reichsgeſetzen und Staatsverträgen die Staaten Lübeck, Bremen 
und Hamburg als „Hanjeitädte“ bezeichnet !.. Allein der 
Art. 34 beftimmt nicht, daß das ganze Staatögebiet von Bremen 
und Hamburg außerhalb der Zolllinie gelaflen werde, jondern nur: 
„mit einem dem Zweck entiprechenden Bezirke ihres oder des um- 
liegenden ?) Gebietes". Der „Zweck“, der bier al® maßgebend 
bingeftellt wird, ift die Erhaltung der Freihäfen. Inſofern daher 
Theile des Hamburgiichen oder Bremiſchen Staatögebietes aus 
irgend einem andern Grunde als aus der Rüdfiht auf den Ber: 
kehr in und mit dem Freibafen außerhalb der Zollgränze geblieben 
find, findet das im Art. 34 der R.B. begründete Sonderreht auf 
fie feine Anwendung Die Verfaſſung kennt aber überhaupt nur 
zwei Motive für die Zulafjung von Erclaven, entweder die zur 
Zolbemahung ungeeignete Lage (Art. 33) oder das Freibafen- 
Intereſſe (Art. 34). Die Abgränzung beider Arten 
von Erclaven ſteht nah Art. 7 Ziff 2 ver RvB. 
dem Bundesrath zu, da au binfihtlih der Freibafen- 
Exclaven es fich hierbei lediglich um eine Maßregel zur Ausfüh— 
rung der Bundesverfaflung handelt. 

Endlich iſt es beftritten, ob der Bundesrath, nachdem er ein: 
mal Gebiete von Bremen und Hamburg, die ihrer Lage nach zum 
Einfluß in die Zollgränze geeignet find, außerhalb der letzteren 
gelaflen und dadurch anerkannt bat, daß ihr Ausſchluß mit Nüd: 
ficht auf die Freibafenftellung erfolgt ift, fpäter ohne die Yuftim- 
mung der Bremer und reſp. Hamburger Landesregierung die ge: 
teoffenen Feſtſetzungen verändern könne ?). Diefe Frage iſt vom 
Standpunft des Staatsrechts aus m. E. zu bejahen. Durch 

1) In dem von der Preuß. Negierung im Jahre 1866 vorgelegten ur- 
ſprünglichen Verfaffungsentwurf ftand das Wort „Städte*; in dem dem ver- 
faffungberathenden Reichſstage vorgelegten Entwurf war es durch dad Wort 
„Hanſeſtädte“ erſetzt. 

2) Dieſe Worte wurden vorzüglich mit Rückſicht auf Altona, das gemein⸗ 
ſchaftlich mit Hamburg außerhalb der Zollgränze gelaſſen werden ſollte, hin⸗ 
zugefügt. 

8) Dieſe Frage bildete den eigentlichen Kernpunkt des Streites über den 
Preuß. Antrag v. 19. April 1880. Bgl. die Excerpte bei Tuch S. 155. 163. 
165; insbeſondere Preuß. Jahrb. Bd. 46 S. 502 und Staatsminiſter 
Hofmann Stenogr. Berichte des Reichſstags 1880 S. 1295. 
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Veränderungen der thatſächlichen Verhältniſſe verjchiedenfter Art, 
deren Aufzählung und Erörterung bier zu weit führen würde, kann 
ein anfänglih ausgeſchloſſenes Gebiet für bie Zwecke bes Frei: 
bafens entbehrlich werden, oder e8 kann in Folge der gemachten 
Erfahrungen oder forgfältigerer Ermittelungen der Bundesrath 
die von ihm zuerſt bejchloffene Abgränzung als unzweckmäßig und 
zu weitreichend erfennen. Es liegt fein Grund vor, marım der 
Bundesrath nicht einen Ausführungsbeihluß zu Art. 34 der R.V. 
ebenfjo wie alle anderen nad) Maßgabe des Art. 7 Ziff. 2 der 
R.V. gefaßten Beichlüffe jolle abändern dürfen. Nur wird dabei 
freilih vorausgefeht, daß der Bundesrath dieſe Befugniß nicht 
zur jtüdmeijen Vernichtung oder Verftümmelung des den Hanſe— 
ftädten im Art. 34 gemährleijteten Rechts mißbraude. 

Alle diefe Fragen haben den größten Theil ihres praftiichen 
Intereſſes eingebüßt durch den zwiſchen dem Reichsfanzler und 
dem Hamburgiihen Senat abgejchloffenen Vertrag vom 25. Mai 
1881 und das in Folge defjelben ergangene Reichsgeſetz v. 16. Fe: 
bruar 1882 '), betreffend die Ausführung des Anſchluſſes der 
freien und Hanfeftadt Hamburg an das Deutihe Zollgebiet ?). 
Auf Grund der mit der Reichsregierung geführten Verhandlungen 
bat der Hamburgiſche Senat den Anſchluß feines Staatsgebietes 
mit Ausnahme eines eigentlichen Freihafend an das Bollgebiet 
beantragt und der Bundesrath bat diefen Antrag genehmigt. 
Nunmehr ift die Begränzung des Freihafen® und „des diejem 
Zweck entſprechenden Bezirks" für Hamburg dur Staatsvertrag 
und durch ein denfelben beftätigendes Reichsgeſetz definitiv feitge- 
ftellt worden, jo daß der Bundesrath einjeitig feine Verände— 
rungen daran vornehmen Tann, und es ift ferner ſowohl im Art.1 
des Vertrages als im 8. 1 des Reichsgeſetzes anerkannt worden, 
daß auf diejes Freibafengebiet Art. 34 der RB. fortdauernd 
Anwendung finde, fo daß die Freihafen-Eigenfchaft jenes Bezirks 
ohne Hamburgs Zuftimmung weder aufgehoben noch eingejchränft 


1) R.G.Bl. 1882 ©. 39 ff. 

2) Bgl. den Entwurf mit Motiven in den Drudjadhen des Reichätages 
von 1881/82 Nro. 4. Berhandlungen darüber: Stenogr. Berichte ebendaj. 
©. 101 fi. 777—841, ©. 867. Bgl. ferner Tuch a. a. 0. ©. 205 ff. und 
Hirth's Annalen 1881 ©. 489 ff. 
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werden kann ). Der Anfhluß der Stadt und des Gebiet3 von 
Hamburg nad diefer Vereinbarung wird nah dem 1. Dftober 
1888 (nach Herftellung der erforderlichen Bauten und Einrichtungen) 
an einem vom Bundesrtath feitzuftellenden Tage erfolgen. 

3. Da zum Bundesgebiete jelbitverftändlid auch die Strom: 
läufe gehören, jo bedärfte es kaum der Hervorhebung, daß aud 
die legteren und zwar auch mit ihren unteren, von Seefhiffen be: 
fahrenen Theilen, von der gemeinſchaftlichen Zollgränze mit ein: 
gefchloffen werden, wenn nicht Hinfichtlic der unteren Elbe (won 
Hamburg bis zur Mündung) bis vor Kurzem eine Ausnahme be: 
ftanden hätte, deren Aufhebung der Gegenftand lebhaften Streites 
und vielfaher Meinungsverihiedenheit gewesen iſt). Wenn man 
zunähft von der EüÜbſchifffahrts-Akte v. 1821 und der 
Behauptung, daß durch diefelbe die fogenannte Zollvereins-⸗Aus— 
lands-Eigenſchaft der unteren Elbe gefeglich begründet ei, ab: 
fieht, To folgt aus den vorhergehenden Erörterungen, daß der 
Bundesrath berechtigt ift, den Einfluß der unteren Elbe ganz 
ebenfo wie den aller andern Bollerclaven zu bejchließen, mag man 
nun den bisherigen Ausihluß des Stromes auf Art. 33 Abf. 1 
oder auf Art. 34 der Reichsverf. zurüdführen. Die Behauptung 
aber, daß dieſes Necht des Bundesrathes dur die Elbſchifffahrts— 
Akte beſchränkt fei, ift unbegründet, auch wenn man ſelbſt zugeben 

1) Aus der „fortdauernden Unmwendung bed Urt. 34 der 
R.V.“ folgt Übrigend, daß mwenn der Senat von Hamburg den Antrag auf 
Aufpebung des Freihafens einmal ftellen jollte, vielleicht unter der bundes- 
freundlihen Einwirkung eines künftigen Reichöfanzlers, der Bundesrath 
allein darüber zu enticheiden haben würde, ohne daß es eines Geſetzes bedürfte. 
Siehe oben S. 258 fg. Die Bemerkungen von Windthorſt, Stenogr. Berichte 
20. Januar 1882 ©. 790, „daß 8. 1 des Geſetzes nicht ein bloßer einfacher 
Sejebesparagraph, fondern ein Verfaſſungsparagraph fei, fo da 
eine Abänderung defjelben nur möglich fein würde, wenn nicht 14 Mitglieder 
des Bundesrathes mwiderjprechen“, beruht auf einer mißverftändlichen Auffaf- 
fung des Urt. 34 der R.B. 

2) Vgl. namentlih die Ubhandlung in den Breuß. Jahrbüchern 
Bd. 46 ©. 503 ff. Die Hamburgifhe Brodhüre: „Die Freiheit der 
Elbſchifffahrt. Geſchichtl. Erläuterungen der ſtaatsrechtl. Sachlage. Hamburg 
1880. — Tuch a. a. O. ©. 175ff. und aus den umfaffenden Verhandlungen 
des Reichſtages von 1880 die Erörterungen von Delbrüäd ©. 1265 fg., 


Fürſt Bismard ©. 1268, befonders Hofmann ©. 1295, fowie die Ver— 
handlungen von 1882 I. Seffion ©. 635 ff. 
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wollte — was indeß unrihtig wäre — daß die in der Elbſchiff⸗ 
fahrts-Akte vereinbarte völlige Freiheit der Schifffahrt die 
Freiheit vom Waarenzoll einfchließt. Denn die Elbſchifffahrts-Akte 
itt ein Staatsvertrag unter den Uferftaaten, bat alfo nur die Kraft 
der Landesgeſetze und iſt mithin, jo weit diefe Uferftaaten Glieder 
des Deutichen Reiches geworden find, durch entgegenftebende An: 
ordnungen der Reichsgeſetze aufgehoben !), Für das Verhältnik 
unter den Deutſchen Staaten find demnach die Anordnungen der 
Reichsverfaſſung Art. 33. 34. 40 und insbeſondere Art. 7 Ziff. 2 
in ihrem Zuſammenhange maßgebend und Defterreich ift der 
einzige Staat, für welchen die völferrechtliche Bedeutung der 
Elbſchifffahrts-⸗Akte ungefchmälert fortbeitebt. Daraus ergiebt fich, 
daß Deiterreich allein gegen die Verlegung der Zollgränze an die 
Mündung der Elbe, gleichviel ob diefelbe im Wege des Bundess 
rathabeichluffes oder im Wege des Reichsgeſetzes verfügt wird, 
die formelle Berechtigung des Einſpruches erheben könnte; daß 
Dagegen in ftaatsrehtlidher Beziehung im Deutſchen Reiche 
die Elbſchifffahrts-Akte der Verfaſſung gegenüber nicht in Betracht 
fommt. Der Bundesrath bat nun durch Beihluß vom 8. Dezemb. 
1881 die Unterelbe einfchließlich der in derjelben befindlichen Elb— 
infeln vom 1. Januar 1882 ab dem Deutſchen Bollgebiet ange: 
Ihloffen ?) und gleichzeitig Vorjhriften über die Befreiung der 
nah und von Hamburg tranfitirenden Schiffe von zollamtlicher 
Behandlung erlaflen. 

4. Das Bundesgebiet umfaßt befanntlih in völkerrechtlicher 
Hinfiht auch den Meeresjaum auf Kanonenſchußweite won ber 
Küfte aus. In einem ſolchen Sinne Tann aber der Grundſatz, 
daß das Bundesgebiet von einer gemeinſchaftlichen Zollgränze um: 
ſchloſſen werde, nicht veritanden werden, da fonit die Waaren zoll: 
pflichtig wären noch ehe fie an das Land gebracht werben fünnen. 
Vielmehr beftimmt in diefer Beziehung $. 16 Abſ. 2 des Zoll: 


1) gl. 8b. II. ©. 195 ff. 

2) Centralbl. des Deutichen Reichs 1881 ©. 464. Auch der Reichstag 
hat ſich fchlieglich Hiermit einverftanden erflärt, indem er die Koften des An— 
fchluffes im Etatsgeſetz für 1882/83 genehmigt und nur durch eine Rejolution 
ausgeiprochen hat, daß er hierdurch fein „Bräjudiz” für die ihm zuitehende 
Mitwirkung habe herbeiführen wollen. Situng v. 14. Januar 1882. Stenogr. 
Beridhte ©. 656. 657. 
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gejeges vom 1. Yuli 1869 !): „Wo das Bereinsgebiet durch das 
Meer begrenzt wird, bildet die jedesmalige den Waſſerſpiegel be: 
grenzende Linie des Landes die Zollinie Das Gleiche gilt, we 
das Vereinsgebiet an andere Gemwäfler gränzt, jofern deren Stand 
von Ebbe und Fluth abhängig iſt“ 2). Die praftiide Bedeutung 
biefer Anordnung betrifft vorzugsweile die Frage, in weldem 
Augenblid die Zollpflichtigfeit eintritt und eventuell der Thatbe: 
ſtand einer Zolldefraudation perfekt wird. 

II. Die ſachliche Bedeutung de3 Grundprinzip, daß 
Deutſchland ein einheitliches Zoll- und Handelsgebiet bildet, ift im 
Art. 33 Ab. 2 ausgeſprochen: „Alle Gegenftände, welche im freien 
Verkehr eines Bundesftaates befindlich find, können in jedem anderen 
Bundesftaat eingeführt und dürfen in letzterem einer Abgabe nur 
inſoweit unterworfen werden, als dafelbft gleichartige inländiſche 
Erzeugnifje einer inneren Steuer unterliegen.” Die Tragweite 
dieſes Grundfages ergiebt ſich aus den Artifeln des Zollvereins: 
vertrages, die zum Theil lediglich den Zweck haben, dieſe Eonje: 
quenzen zu entwideln und ficher zu ftellen. 

1. Den Einzelftaaten ift eg niht unbedingt verboten, 
Abgaben von Verbraucdhsgegenftänden zu erheben; dieſe Befugnih 
ift aber durch eine Reihe von Sätzen überaus befchränft : 

a) Ausgeſchloſſen ift die Erhebung irgend einer weiteren Ab: 
gabe von allen vom Auslande eingeführten Gegenftänden, 
welche vom Reich bei der Einfuhr mit mehr ala 15 Grojchen vom 
Zentner belegt find, mit Ausnahme der auf die meitere Verarbei: 
tung oder bei Getränfen auf deren Umſatz (Cirkulation) allgemein 
gelegten Steuern ?). 





1) Bundes⸗Geſetzbl. 1869 ©. 320. 

2) Die Beſtimmung fteht in dem Abfchnitt bes Zollgefeßes, welcher die 
Veberfchrift trägt: „Einrichtungen zur Beauffichtigung und Erhebung de 
Bolles” und bat mit der Frage wegen Abgränzung der Zollerclaven gar keinen 
Bufammenhang. Unrichtiger Weife ift ein folcher hervorgeſucht worden bei 
den Erörterungen über den Zollanſchluß ber unteren Elbe, namentlich vom 
Fürſten Bismard. Stenogr. Berichte 1880 ©. 1268; die richtige Ver 
deutung des 8.16 cit. ift Hargeftellt worden von Laster ebendaf. S. 130. 

8) Zollvereinsvertrag Art 5. Il. Als Fabrilation 
fteuern find aber Lediglih zugelaſſen die Steuern von de 
Sabrilation des Branntweins, Bier und Eſſigs fowie die Mahl⸗ und Schladt 
fteuer, und Hinfichtlih der Cir kulationsſteuer von Getränfen gilt der 
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b) Hinfihtlih der inländiſchen Produkte und der vom 
Auslande eingeführten Erzeugniffe, welche nicht mehr als 15 Oro: 
Then Zoll zu tragen haben, ift e8 den Einzelftaaten zwar freige- 
ftelt, die auf der Hervorbringung, der Zubereitung oder dem 
Verbrauche von Erzeugniffen ruhenden inneren Steuern beizube- 
halten, neu einzuführen, zu verändern oder aufzuheben; dergleichen 
Abgaben follen aber für je&t?!) nur auf folgende Erzeugniffe 
gelegt werden dürfen: Wein, Moft, Eider und Eifig; ferner Mehl 
und andere Mühlenfabrilate und Badmwaaren; endlih Fleifch, 
Fleiſchwaaren und Fett ?). Außerdem ift Bayern, Württemberg 
und Baden die Befteuerung des inländifchen Branntweins und 
Bieres und Eljaß-Tothringen diejenige des Bieres vorbehalten ge- 
blieben °). Für die Befteuerung des Weines find außerdem Mari- 
malſätze für die Werth: und Gewichtsſteuer firirt worden *). 

c) Das hiernach ſich ergebende Verbot der Befteuerung trifft 
nicht blos die Erhebung einer Abgabe für Rechnung der Einzel- 
ftaaten, jondern auch für Rechnung von Kommunen und Korpo- 
rationen. Nur in Elfaß-Lothringen find die beftehenden Beſtimmun⸗ 
gen über das Dctroi der Gemeinden in Geltung erhalten worden °). 

d) Inſoweit hienach, jei e8 für Rechnung der Einzelftaaten, 
fei es für Rechnung der Kommunen, Steuern erhoben werden 
bürfen, muß eine Gleichmäßigfeit der Behandlung in der Art ftatt- 
finden, daß das Erzeugniß eines andern Bundesftaates unter feinem 
Borwande höher oder in einer läftigeren Weife als das inländifche 
oder al3 das Erzeugniß der übrigen Vereinzftaaten bejteuert wer: 
den darf ®). Daſſelbe gilt auch binfichtlich der vom Auslande ein: 


Sag, daß fie bei ihrer erften Einlage (das ift diejenige, welche dem direkten 
Bezuge aus dem Auslande oder dem Bezuge aus öffentlichen Niederlagen oder 
Privatlagern unmittelbar folgt), von jeder inneren Steuer befreit bleiben. 
Zollv.⸗Vertr. a. a. O. 

1) d. h. bis zur Abänderung im Wege der verfafjungsändernden Gejeh- 
gebung, da es fih um eine Modifilation des Art. 40 der R.B. handeln würde. 
Siehe oben ©. 248. 

2) Bollvereinsvertrag Art. 5. II. 8. 2. 

3) RB. Art. 35 Abſ. 2 RG. f. Elf.Lothr. vom 25. Juni 1873 8. 4 
(R.G. Bl. ©. 161). 

4) Bollvereindvertrag a. a. O. 

5) R.G. v. 25. Yuni 1873 8. 5 (R. G. Bl. ©. 162). 

6) Bgl. Hinfichtlich der Staatsfteuern Zollvereind-Bertrag Art. 5. II. 8.3 
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geführten Erzeugnifle, injofern diejelben mit einer inneren Steuer 
Seitens der Einzelftaaten überhaupt belegt werden dürfen 9. 

2. Durch das unter den vorftehend bezeichneten Schraufen 
fortbeftehbende Recht der Einzelftaaten zur Erhebung von Verbrauchs—⸗ 
abgaben erleidet der Grundfag der Verkehrsfreiheit innerhalb des 
Bundesgebietesg Modifikationen. 

a) Diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Her: 
vorbringung oder Zubereitung eines Konjumtionsgegenftandes ge: 
legt haben, können den gefeglichen Betrag derjelben bei der Ein- 
fuhr des Gegenftandes aus anderen Bereinzftaaten voll erheben 
lafien; jogenannte Webergangsfteuer?). Nur in denjenigen 
Staaten, welche zum Norddeutjchen Bunde gehört haben, darf von 
dem in den übrigen Bereindftaaten erzeugten Wein und Trauben: 
moft eine Webergangsabgabe nicht erhoben werden ?). Entipre- 
hende Beftimmungen gelten binfihtlih dEr Kommunalſteuern *). 

b) Andererjeit8 können diejenigen Staaten, melde eine 
innere Steuer auf einen Konſumtionsgegenſtand gelegt haben, viele 
Steuer bei der Ausfuhr des Gegenftandes nad anderen Vereins: 
ftaaten unerboben laflen oder den geſetzlichen Betrag bderfelben 
ganz oder theilweiſe zurüderftatten; jedoch in feinem Falle mehr 
al3 bei der Ausfuhr des nämlichen Erzeugnifies nad dem Aus⸗ 
lande gewährt wird und als die wirklich bezahlte Steuer beträgt 
und nicht früher, als bis der Eingang der beftenerten Erzeugnifle 
in dem angränzenden Bundesftaate oder in dem Lande des Ber 
ſtimmungsortes nachgewieſen worden ift ®). 


und hinſichtlich der Kommunalſteuern ebendaf. 8. 7, woſelbſt zugleich die Con⸗ 
fequenzen dieſes Prinzips näher detaillirt find. 

1) Bollverein-Bertr. Urt. 5. I. Abſ. 1a. E. 

2) BZollvereind-Bertr. Urt. 5. II. 8.8 Biff.d. Durd die Zuläffigkeit der 
Uebergangsfteuer wird daher das im 8. 8 des Zollgeſetzes vom 1. Zuli 1869 
kategoriſch ausgeſprochene Prinzip: „Binnenzölle, ſowohl des Staats, als der 
Kommunen und Privaten, find unzuläſſig“ — mobifizirt. 

3) Bollvereind-Bertr. ebendaſ. Ziff. e. Die Beitimmung ift durch Art. 40 
der RB. in Geltung erhalten geblieben und begründet, wie Delbrüd Art.40 
©. 32 mit Recht bemerkt, ein Sonderredht ber Süddeutſchen Staaten, 
das unter dem Schuge des Art. 78 der R.V. fteht. 

4) Bollvereind-Bertr. Art. 5. IL. 8. 7. 

5) Zollv. Vertr. Art. 5. IL. 8.4 u. 8. 7. Die Erftattung ber inneren 
Steuer von dem zur Effigbereitung vertvendeten Branntwein war, abgejehen 
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c) Ein Verzeichniß der hiernach zur Erhebung kommenden 
Mebergangsabgaben und der zu erflattenden Ausfuhrvergütungen 
ift von den „betreffenden Einzelftaaten dem Bundesrath einzureichen 
und bei jeder Veränderung der Beträge ift hiermit der Nachweis 
zu verbinden, daß fie den angegebenen Grundſätzen entiprecden }). 
Ueber eine Meinungsverſchiedenheit darüber, ob ein Abgabenſatz 
den Vorſchriften des Zollvereinsvertrages gemäß normirt iſt oder 
nicht, enticheidet der Bundesrath auf Grund des Art. 7 Ziff. 3 
der RB. ?). 

d) Die Erhebung der inneren Steuern von den damit be= 
troffenen inländifchen Gegenftänden fol in der Regel in dem Lande 
bes Beitimmungsortes ftattfinden; jedoch find befondere Verein 
barungen unter den betheiligten Staaten über einen anderen Mo- 
dus zugelaffen ?). Die zur Sicherung der Steuererhebung erfor: 
derliden Anordnungen find vom Bundesrath zu bejchließen und 
in einer den Verkehr möglichſt wenig befchränfenden Weiſe zu 
normiren *). . 

e) Die Erhebung von Durhfuhr-Abgaben ift unbedingt und 
ausnahmslos den Einzelftaaten unterjfagt °); ebenfo die Erhebung 
von Ausgangsabgaben ®). 

3. Die Einzelftaaten find nicht berechtigt, die Einfuhr von 
Waaren in ihr Gebiet zu verbieten oder durch läftige Bedingungen 
irgend welcher Art zu erſchweren, und ebenjomwenig find fie befugt, 
Ausfuhrverbote zu erlaffen, da ein foldhes Verbot ſowohl gegen 
Art. 33 Abi. 1 als gegen Art. 35 der R.B. verftoßen würde 7). 


von dem Falle ber Ausfuhr des Eifigs nad dem Auslande, im Zollv.Bertr. 
a. a. O. Ziff. d unterjagt; dieſe Beſtimmung ift jedoch aufgehoben worben 
durch das R.G. v. 19. Juli 1879 8. 5 (R. G. Bi. S. 260). 

1) Zollv.Bertr. a.a.D. 8.5. Berzeichniffe fiehe im R.G.BL. 1877 ©.9 ff. 
1880 ©. 25. 189. 190. 1881 ©. 116. 232. 

2) Delbrüda. a. D. ©. 36. 37. Vgl. Bd. T. ©. 255 ff. 

3) Bollv.Zertr. a. a. D. 8. 6 Abſ. 1. 

4) Bollv.Bertr. a. a. ©. 8. 6 Abi. 2. Die jeht geltenden Beſtimmungen 
beruhen auf dem proviſoriſch vereinbarten Regulativ v. 8. Mai 1841; fie find 
mit den fpäteren Abänderungen zufammengeftellt als Unlage zu dem Elſ.Lothr. 
Geſetz v. 14. Dezemb. 1872 (Geſetzbl. f. EIj.Lothr. 1872 S. 779 ff.). Vgl. ferner 
Gentralbl. f. d. ©. R. 1874 ©. 127. 

5) Bollv.Bertr. Art.3 8.1. Wet. 5. IL. 8.1. Bollgefeg v. 1. Juli 1869 8. 6. 

6) Zollv.Bertr. Art. 4 Abſ. 1. 

7) Die im Art. 4 Abi. 2 bis 4 des Bollvereindvertrages enthaltenen Be⸗ 
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NReichögefeplich ermächtigt und verpflichtet zur Anordnung geeigneter 
Verkehrsbeſchränkungen find die Verwaltungsbehörden der Einzel- 
ftaaten aber zur Verhütung der Verbreitung oder Einfchleppung 
ber Rinderpeit und anderer übertragbarer Seuchen der Haustbiere!). 
Auch zur Abwehr gefährlicher anftedender Krankheiten für Menfchen 
dürfen die Einzelftaaten die erforderlihen Maßregeln ergreifen, 
jedoh dürfen im Berhältniß von einem Staat zum andern Feine 
hbemmenderen Einrichtungen getroffen werden, al3 unter gleichen 
Umftänden den inneren Verkehr des Staates treffen, welcher fie 
anordnet ?). Daß im Falle von Epidemien außer den Regierungen 
der Einzelftaaten auch der Bundesrath für den ganzen Umfang 
oder einen Theil des Bundesgebiet3 zur Anordnung vun Be 
ihränfungen binfihtlih de8 Waarenverkehrs berechtigt if, 
ergiebt ih aus dem Zollgefeg v. 1. Juli 1869 8. 2 in Verbin: 
dung mit 8. 167 Abf. 2 dal. und Art. 7 Abi. 2 der RB. ®). 


F. 113. Die. Einheit der Zoll- und Stener-Gejehgebung und 
Einrichtungen. 


J. Die Geſetzgebung. 


J. Die Einheit der Geſetzgebung über das geſammte Zoll—⸗ 
weſen, ſowie über die Befteuerung des im Bundesgebiete gewon—⸗ 
nenen Salzes und Tabaks, bereiteten Branntweins und Bieres 
und aus Rüben oder anderen inländiichen Erzeugniflen dargeftellten 
Zuders und Syrups ift dadurch in der vollitändigiten Weife ge- 


ftimmungen find nicht mehr anwendbar, was Seydel Komment. S.166 mit 
Unrecht annimmt. Denn fie regeln nur das Berhältniß zwiihen dem Nord- 
deutichen Bunde und den Süddeutſchen Staaten, dagegen laflen fie dag Ber- 
hältniß des erfteren zu feinen Mitgliedern unberührt. Durch die Gründung 
bes Reichs ift dieſes internationale Berhältniß durch ein ftantörechtliches er- 
feßt worden. Vgl. 8b. 1. ©. 195 und übereinftimmend Delbrüda.a.D. ©. 24. 

1) R.G. v. 7. April 1869 8. 1. 2.9. 10 (8.8.8. ©. 105). RG. o. 
23. Zuni 1880 (R.G. Bl. ©. 153) 8. 6 ff. 

2) Zollv. Vertr. Urt. 4 Abſ. 5. 

3) Hinfichtlih der Beſchränkung des Berfonenverlehrd und anderer 
Sicherheitsmaßregeln ift dagegen der Bundesrath nicht zuftändig, fo lange 
nicht das Reichsgeſetz über die Mebdizinalpolizei erlaffen ift, wozu das Neid) 
nah Art. 4 Biff. 15 der R.V. kompetent ift; denn AUsführungs beſtim⸗ 
mungen können zu einem Geſetze, das noch gar nicht vorhanden tft, nicht be⸗ 
ſchloſſen werden. 
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fihert, daß die Kompetenz zur Gefeggebung über die angeführten 
Angelegenheiten dem Reich ausfchlieglich zuftebt. ZA.B. Art. 35 
Abf. 1. Den Einzelitaaten ift demnach Hinfichtlich dieſer Gegenftände 
die Befugniß zur Sanction von Rechtsregeln aller Art gänzlich 
entzogen; fie dürfen nicht nur — was ſich von felbit verfteht — 
feine Rechtsvorſchrift contra legem imperii erlafjen, ſondern auch 
nicht praeter legem d. h. zur Ergänzung der Reichsgeſetze, und 
endlich auch nicht intra legem d. b. zur Ausführung der Reich: 
gefege, außer auf Grund einer bejonderen reichögefeglichen Er⸗ 
mächtigung. Dadurch, daß die geſetzliche Regelung einer Materie 
der Machtſphäre der Einzelitaaten entzogen ift, verlieren die letz— 
teren zugleich die rechtliche Fähigkeit, über diefe Materie Staats: 
verträge mit fremden Staaten abzujchließen '). 

Diefe Grundfäbe gelten auh von den Hanfeftädten Bremen 
und Hamburg und den übrigen Zollerclaven; denn wenn aud in 
diefen Gebieten die Erhebung der Reichs zölle unterbleibt, fo ift 
e3 doch den Staatsgewalten jener Gebiete nicht freigeftellt, eine 
PartikularZollgeſetzgebung für diefelben zu erlaffen ?). 

IH. Die ausſchließliche Geſetzgebungs-Kompetenz des Reiches 
umfaßt das gefammte Zollmwefen, aljo nicht blos die Ent- 
fheidung darüber, welche Waaren einem Zol unterworfen find 
nebft dem Zolltarif, fondern auch die Vorfehriften über Zoll: 
befreiungen, über die Erhebung des Zolles, über die Einrichtungen 
zur Beauffichtigung der Erhebung, die zollpolizeilihden Beitimmungen 
über die Waaren-Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr, über die Nieder: 
lagen unverzollter Waaren, über Berfehr3:Erleichterungen und 
Befreiungen u. |. w. Ferner die Regeln über die Organijation 
der Zollbehörden und deren amtliche Befugniffe, Strafbeitimmungen 
für Kontrebande und Defraudation, Anoronungen binfichtlich des 
Strafverfahrens, endlich über die Maßregeln, welche in den Boll: 
ausfchlüffen zur Sicherung der gemeinfamen Zullgrenze erforder: 
lich find. 

Die Geſammtheit dieſer Materien ift, abgefehen von den bier 
in Betracht kommenden und no in Geltung ftehenden Beftim: 


1) 2gl. Bd. I. ©. 194 ff. 
2) Bgl. meine Abhandl. in Hirth's Annalen 1873 ©. 449, insbejondere 
auch über den eine Beit lang von Hamburg erhobenen geringen Werthzoll. 
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mungen des Bollvereind-Bertrages vom 8. Juli 1867, gegenwärtig 
geregelt in folgenden Gefegen: 

1. Das Bollgefeg v. 1. Juli 1869). Daffelbe iſt ? eine 
umfaſſende Kodifikation des Zollverwaltungsrechts und des Zoll⸗ 
ſtrafrechts, und iſt an die Stelle der im ehemaligen Zollverein 
im Jahre 1836 vereinbarten Satzungen, nämlich des Zollgeſetzes, 
der Zollordnung und der „Grundſätze, betreffend das Zollſtraf— 
geſetz“, getreten. Das Zollgejeg ift ftreng genommen Fein Reichs: 
gejet. Es ift im Zollverein nach Maßgabe des Vertrages vom 
8. „Juli 1867 vereinbart worden und demgemäß zur Entftehung 
gefommen als ein gleichlautendes Gefeg der fünf zum Zollverein 
verbundenen Staaten d. b. des Norddeutſchen Bundes, Bayerns, 
Württemberg’d, Baden? und Heſſen's; bei der Gründung des 
deutſchen Reiches ift es nit unter den Gefegen des 
Norddeutfhen Bundes, welde zu Reichsgeſetzen 
erflärt worden find, mit aufgeführt worden ?); dem: 
nad ift feine Veränderung binfichtlih des Rechtsgrundes feiner 
Geltung eingetreten. Allein praktiſch ift dies in Betreff der Gefep- 
gebungs-Befugniß unerheblich; denn da den Einzelftaaten die Be: 
fugniß zur Gefeßgebung in Zollſachen gänzlich entzogen iſt, fo 
find fie außer Stande, an dem Vereinszollgefeg irgend eine Ber- 
änderung vorzunehmen, und es ift mithin die gleichmäßige Geltung 
des Zollgeſetzes im Reichsgebiete ebenfo gefichert, ala wäre es 
ausdrücklich zum Reichsgeſetz erklärt worden ®). 


- — _—  —— 
— ———— 


1) Bundes⸗Geſetzbl. 1869 S. 317—369. Denkſchrift zu dem Entw. des 
Geſetzes in den Aktenſtücken des Zollparlaments 1869 Nr. 4. Bgl. Hierzu 
Hirth’3 Annalen 1869 ©. 511 ff. v. Aufſeß ebendaf. 1880 ©. 650. 

2) Bgl. Urt. 80 der mit Baden und Helfen vereinbarten Berfafjung 
(8.8.81. 1870 ©. 647). Bayer. Berfafjungsvertrag III. $. 8 (R.G.Bt. 1871 
S. 21). Reichsgeſ. v. 16. April 1871 8.2 (K. G. Bl. ©. 63). Vermuth— 
li empfand man fein praftifches Bedürfniß, ein Geſetz, welches im ganzen 
Meichögebiet gleichmäßig in Geltung ftand, als Reichsgeſetz einzuführen. 

3) Dagegen kann der angeregte Punkt zu großen Schwierigkeiten bei der 
Snterpretation derjenigen Geſetzesvorſchriften führen, melde ſich auf „Neichs 
gefeße“ beziehen. Es gilt dies beſonders von der Beltimmung des Art. 5 des 
Einführungs-Gejeged zur Strafproz.Drdn.: „Die prozeßrechtlichen Vorſchriften 
ber Neichögejege werden durch die Strafprozekordnung nicht berührt.“ Wan 
wollte damit gerade auch gewiſſe Bejtimmungen der Zoll- und Stenergejege 
aus der Beit des Hollvereins in Geltung erhalten und war fi wol faum be- 
wußt, daß diefe Gejege gar feine „Reichsgeſetze“ find. 
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In Elfaß-Lothringen ift das Gejeg eingeführt worden durch 
das Gef. v. 17. Juli 1871. Geſ.Bl. S. 37; hier bat es gemäß 
den Ausführungen Bd. II S.135 ff. den Charakter des wirklichen 
Reichsgeſetzes. 

2. Das Geſetz des Norddeutſchen Bundes, betreffend 
die Sicherung der Zollvereinsgrenze in den vom Zollgebiete aus: 
geſchloſſenen Hamburgiſchen Gebietätbeilen, vom 1. Juli 1869). 
Das Geſetz ift in den vom Bollgebiete ausgefchloffenen Bremiſchen 
Gebietstheilen eingeführt worden durch das Reichsgeſetz v. 28. Juni 
1879. (R.G. Bl. ©. 159.) 

3. Das Reichsgeſetz, betreffend den Zolltarif des deut- 
ſchen Zollgebietes vom 15. Juli 1879°). Gemäß $ 6 dieſes Geſetzes 
können „Waaren, melde aus Staaten kommen, melde deutjche 
Schiffe oder Waaren deutſcher Herfunft ungünftiger behandeln, als 
diejenigen anderer Staaten, joweit nicht Bertragsbeflimmungen 
entgegenfteben, mit einem Zufchlage bis zu 50 Prozent des 
Betrages der tarifmäßigen Eingangsabgabe belegt werden“. (Sogen. 
Retorſionszoll.) Die Erhebung eines ſolchen Zuſchlages wird nad) 
erfolgter Zuftimmung des Bundesraths durch kaiſer liche Ber: 
ordnung angeordnet; die Verordnung ift aber dem Reichstag 
fofort, oder wenn derſelbe nicht verjammelt ift, bei feinem nächften 
Zufammentritte mitzutbeilen und fie ift außer Kraft zu jeßen, 
wenn der Reichstag die Zuftimmung nicht ertheilt ?). 

4. Hinſichtlich der Zoll: und Steuervergeben kommen neben 
ben bejondern Vorſchriften der Zoll- und Steuergefeße *) die all: 
gemeinen Regeln des Strafgeſetzbuchs und binfichtlie des 

1) Bundesgeſetzbl. 1869 ©. 370. Auch dieſes Geſetz ift im Bollverein zu 
Stande gelommen. 

2) R.G.Bl. 1879 S. 207. Abgeändert durch Neichögef. v. 6. Juni 1880 
(R.G.Bl. S. 120) Hinfichtlich des Flachszolles; ferner durch die Reichsgeſetze 
vom 19. und 21. Juni 1881 (R. G. Bl. S. 119. 121). 

3) Nah dem Wortlaut des Geſetzes verliert die Verordnung durch die 
Berjagung der Genehmigung nicht ipso jure ihre Geltung, fondern fie ift 
„außer Kraft zu ſetzen“, wozu eine Kaiſerl. Verordnung erforderlich ift. Dies 
ift eine Abweichung von dem fonft in der Reichsgeſetzgebung verfolgten Prinzip. 
Bl. Bo. I. S. 514. Bo. IL. ©. 76 fg. u. ©. 149. 

4) Vgl. indbefondere das Zollgeſetz v. 1869 88. 134—165 und Einf.&el. 
zum Strafgeſetzb. $. 2. 
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gerichtlichen Strafverfahrens die Anordnungen der Strafprozeß- 
Ordnung $ 459 ff. zur Anwendung. 

5. Das Zollfartel vom 11. Mai 1833 ift im Zollvereins⸗ 
vertrag Art. 38 7 in Geltung erhalten worden. Durd die Straf: 
prozeß-Ordnung und das Gerichtöverf.-Gejeß bat es zwar diefelbe 
binfichtlih der gerichtlihden Strafverfolgung und der Rechtshülfe 
eingebüßt '); dagegen bat es noch jetzt Wirkſamkeit hinſichtlich 
derjenigen Anordnungen, welche außerhalb des Kreiſes der Juſtiz⸗ 
geſetze Liegen ?). 

III. Die Gejeßgebung über die im Art. 35 der R.V. erwähnten 
Berbrauh3- Abgaben ift zur Zeit folgende: 

1. Die Salzfteuer ift reichsgeſetzlich noch nicht geregelt; 
die Erhebung vderjelben beruht im ganzen Reichigebiet auf der 
unter den Staaten de3 Zollverein geichloflenen Uebereinkunft vom 
8. Mat 1867 und den auf Grund derſelben erlaflenen überein: 
ftimmenden (Partikular-)Geſetzen °).. Bon den lebteren gilt ganz 
dafielbe, was vom Bereinszollgefet oben dargethban worden ift; 
obwohl die Salzfteuer-Gefege Feine Reichsgeſetze find, ift 
dennod den Einzelftaaten die Befugniß entzogen, an dieſen Gejeben 
irgend eine Aenderung vorzunehmen, jo daß fie ihrer Wirkung 
nach den Reichsgeſetzen gleich ſtehen “). Die Abgabe von dem im 
Inlande gewonnenen Salze beträgt 6 Mark für den Lentner 
Nettogewicht) und ift von den Produzenten oder Steinjalz-Berg- 
werksbeſitzern zu entrichten. Befreit von dieſer Abgabe ift das 
Salz, welches zu einem ber in 8 20 des Gef. v. 12. Dft. 1867 
aufgeführten Zwecke verabfolgt wird; abgabenfreie Verabfolgung 


1) Mit alleiniger Ausnahme des Berhältniffes zwiſchen den zum Reid 
gehörenden Staaten und Luxemburg. 

2) Delbrüd ©. 22. Mit Defterreih-Ungarn ift bei Gelegenheit des 
Handelövertraged v. 23. Mai 1881 ein bejonderes Zolllartell vereinbart wor- 
den. R.G. Bl. 1881 ©. 133. 

3) Im Nordd. Bunde das Gejeh vom 12. Oltober 1867 (Bundes⸗ 
Gejegbl. 1867 ©. 41 ff. ©. 49 ff); in Baden Gef. v. 25. Oft. 1867; in 
Heſſen Gel. v. 9. Rov. 1867; in Bayern Gel. dv. 16. Nov. 1867; im 
Württemberg Gef. v. 25. Nov. 1867; in Elſaß-Lothringen Gel. 
v. 17. Juli 1871 Urt. 1. 

4) Vgl. meine Abhandlung in Hirth’3 Annalen 1873 ©. 451. 

5) Für das vom Auslande eingeführte Salz beträgt der Zoll nach dem 
Zarif vom 15. Zuli 1879 Nro. 25 lit. t 6 Mark 40 Pf. für den Zeniner; 
wenn es jeewärt3 eingeführt wird, 6 Mark. 
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ift von der Beobachtung der von der Steuerverwaltung angeord⸗ 
neten SKontrolemaßregeln abhängig und die Einzeljtaaten find 
ermächtigt, zur Beltreitung der dur die Kontrole erwachſenden 
Koften vom abgabenfreien Salz eine Kontrolgebühr bis zu 20 Pf. 
vom Zentner von den Salzempfängern zu erheben. 

2. Die Zuderfteuer!) ift ebenfall3 noch nicht durch ein 
Reichsgeſetz normirt; e3 gilt im ganzen Zollgebiet zur Beit das im 
Zollverein promulgirte Gejeg v. 26. Juni 1869 ?), welches außer 
der Steuer vom inländifhen Rübenzuder auch den Eingangszoll 
vom augländifhen Zuder und Syrup und die Ausfuhr-Vergütung 
für inländifhen Zucker feitfegt. Die Abgabe vom inländifchen 
Buder wird von den zur Yuderbereitung beftimmten rohen Rüben 
erhoben und beträgt 80 Pf. vom Zollzentner. Durch den Zoll: 
vereinsvertrag v. 8. Zuli 1867 Urt. 35 7 ift überdies die Weber: 
eintunft wegen Befteuerung des Ruübenzuckers vom 
16. Mai 1865 in Kraft erhalten worden und diefe erhält wieder 
im Art. 1 drei frühere, die Zuderbefteuerung betreffende Verein- 
barungen aufrecht. In dem bierzu gehörenden Separat:Artifel I. 
it feftgeftellt, daß „das Geſetz, die Beiteuerung des im Inlande 
erzeugten Rübenzuders betreffend, nebſt der zu deflen Ausführung 
erlaffenen Inſtruction für die Steuerbehörden, mit den darauf 
bezüglihen Verabredungen unter den Vereing-Regierungen, auch 
ferner in Kraft bleibt”. Dieſes Gefeg ift auf der Generalkonferenz 
des Jahres 1845 vereinbart worden, normirt die allgemeinen 
Beftimmungen und Vorſchriften über die Erhebung und Kontro- 
lirung der Steuer, fomwie die Strafen wegen Zumiderhandlungen 
und das Verfahren, und ift in den einzelnen, an ber Vereinbarung 
betbeiligten Staaten als Landesgefet eingeführt worden; in Preußen 
als Verordnung vom 7. Auguft 1846. (Preuß. Geſ.S. 1846 
©. 335)°).. Durch das im Zollverein vereinbarte Gejeb vom 
2. Mai 1870 (8.6.81. 1870 ©. 311) ift $ 13 dieſer „Verord⸗ 
nung” aufgehoben und zugleich beftimmt worden, daß in denjenigen 
Theilen des Zollvereinsgebiets, in melden die erwähnte Verord— 
nung noch nicht in Wirkſamkeit ift, diejelbe vom 1. Sept. 1870 
an in Kraft tritt. Mit diefer Modifikation bat demnach dieſe 


1) gl. v. Aufſeß a. a. O. ©. 682 ff. 

2) B. G.Bl. 1869 ©. 282 fg. 

3) Bgl. Delbrüda. a. O. ©. 19. v. Aufſeß ©. 683 fg. 
Zaband, Reichsſtaatbrecht. ILL. 2. 18 
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Berordnung die Kraft des Nordd. Bundesgeſetzes rejp. in den 
ſüddeutſchen Staaten des Landesgejehes erhalten, Tann aber nur 
dur Neichsgefeß abgeändert werden. In Eljaß-Lothringen if 
das Gef. v. 26. Juni 1869 eingeführt worden durch das Reichs- 
geſetz v. 17. Juli 1871. Art. 1 (Gefegbl. f. Elſ.-S. S. 37); da 
gegen ift die im Gef. v. 2. Mai 1870 erwähnte „Verordnung“ 
in Elfaß-Lothriugen nicht eingeführt worden. 

3. Die Tabakſteuer ) ift gegenwärtig geregelt durch das 
Reichsgeſetz v. 16. Juli 1879 (R.G. Bl. ©. 245) ?). Diejelbe if 
für den inländiichen Tabak der Regel nach eine Gewichtsſteuer und 
beträgt vom Jahr 1882 an für 100 Kilogramm nah Maßgabe 
des Gewihts des Tabaks in fermentirtem oder getrodnetem 
fabrifationsreifem Zuftande 45 Marf?); für Tabakpflanzungen 
auf Grundftüden von weniger als 4 Ar Flächeninhalt tritt eine 
Befteuerung nah Maßgabe des Flächenraums ein und die Steuer 
beträgt vom Jahre 1882 ab für ein Quadratmeter der mit Tabak 
bepflanzten Grundfläche jährlich 4,5 Pfennige *). 

4. Die Branntweinfteuer’) Nah der R.B. Art. 35 
Abi. 2 ift in Bayern, Württemberg und Baden die Befteuerung 
des inländiihen Branntweins der Landesgeſetzgebung vor: 
behalten; und es ift nur binfihtlich der Ausübung dieſes Hoheits⸗ 
rechts beftimmt worden: „die Bundesftaaten werden „ihr Beftreben“ 
darauf richten eine Webereinftimmung der Gejeggebung über die 
Beiteuerung auch dieſer Gegenftände herbeizuführen“. Die füd: 
deutſchen Staaten find daher verpflichtet, jede jolde Veränderung 
ihrer Branntweinſteuer-Geſetzgebung zu unterlaffen, dur welche 


— — — — 


1) Bgl. v. Aufſeß a. a. O. ©. 689 ff. 

2) Zur Ausführung dieſes Geſetzes hat der Bundesrath Vorſchriften er- 
faffen, welche unter dem 25. März 1880 in Gentralbl. f. d. D. R. ©. 153 ff. 
befannt gemacht geworden find. gl. ferner „die Dienftvorjchriften betreffend 
die Befteuerung ded Tabaks“ vom 29. Mai 1880 (ebenda S. 327 ff.) 

3) R.G. v. 16. Zuli 1879 8. 2. 

4) a. 0.0. 8.23. Der Eingangszoll beträgt von je 100 Kilogramm vom 
Rohtabak 85 M., von Eigarren und Eigarretten 270 M., von anderen Tabaks— 
fabrifaten 180 M. a. a. O. 8. 1. Ueber die Höhe der Ausfuhr-Bergätung 
vgl. ebendaf. $. 30. 31. Leber die Verwendung von Surrogaten und deren 
Befteuerung vgl. den Bundesraths⸗Beſchluß v. 27. November 1879 (Eentralbl. 
des D. R. ©. 753 ff.). 

5) Bol. Thudichum Verfaflungsrecht des Norbd. Bundes S. 504 fi. 
v. Aufſe ß a. a. O. S. 710 fl. Delbrüda. a. D. ©. 92 fg. 
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die Berjchiedenheit von dem Norddeutſchen Prinzip noch mehr 
vergrößert oder überhaupt die Herftellung der Uebereinftimmung 
erſchwert werden würde. Die Gejeßgebungstompetenz bes Reiches 
erftredt ſich hienach nur auf die Gebiete des ehemal. Norbdeutfchen 
Bundes, Südheſſen und Eljaß-Lothringen. Ein einheitlicher Gefep- 
gebungsakt für dieje Gebiete fehlt; die Beſteuerung der Brannt: 
wein=Bereitung und die Herftellung der SteuersGemeinfchaft beruht 
vielmehr noch jet auf folgenden Geſetzen: 

a) Nachdem durch Staatöverträge vom Jahre 1833 zwischen 
Preußen, Sachſen und dem Thüringiihen ol: und Handels: 
verein eine gleiche Befteuerung der Branntweinfabrifation nach 
den Preußiſchen Geſetzen, Gemeinjchaftlichleit des Steuerertrages 
und freier Verkehr mit Branntwein zwiſchen diefen Gebieten ein- 
geführt und dadurch der Grund zur Branntweinfteuer-Gemeinfchaft 
gelegt worden war, traten jpäter das Herzogthum Braunfchmweig, 
das Fürftentbum Lippe, dag Königreich Hannover und das Groß: 
berzogthbum Oldenburg berfjelben bei. Eine neue Feſtſetzung erfuhr 
dieſes Verhältniß durh den Bertrag zwiſchen Preußen, 
Sachſen, den zum Thüringiſchen Zoll⸗ und Handelsverein 
verbundenen Staaten und Braunſchweig über die gleiche 
Beſteuerung innerer Erzeugniſſe vom 28. Juni 1864. Derſelbe 
beſtimmt im Art. 1: 

„Die in Preußen geſetzlich beſtehende Beſteuerung der 
Branntwein-Fabrikation wird in Sachſen, im Thüringiſchen 
Zoll: und Handelsverein und in Braunſchweig auch ferner 
zur Anwendung fommen. Durch die Beiteuerung der Braunt- 
wein-Fabrifation fol ein Steuerbetrag von 1’Jıs Groſchen 
für das Preußifhe Duart Branntwein von 50 Prozent Al: 
foholftärfe nach . Tralles gefichert bleiben”. 

DIdenburg ift diefem Vertrage durch einen mit Preußen ge: 
ichloffenen unfündbaren Staatövertrag vom 27/30. April 1867 bei- 
getreten !) und in den von Preußen neu erworbenen Provinzen 
(mit Ausnahme der Zollexclaven) ift die in den alten Lande? 
theilen gejehlich beftehende Branntweinbefteuerung dur die Ber: 
ordnung vom 11. Mai 1867 eingeführt worden ?). Außerdem 
waren der Breußifchen Verwaltung binfichtlih diefer Steuer Ge: 

1) Preuß. Gei.-Sammlung 1867 ©. 881. 


2) Preuß. Geſ.S. 1867. ©. 638. 
) Preuß. Gef 18* 
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biete over Gebietstheile einiger kleiner Staaten angeſchloſſen. Wegen 
ihrer geographiſchen Lage blieben das Großherz. ſächſ. Border: 
geriht Oſtheim und das Sachſen-Kob.-Gotha'ſche Amt Königs: 
berg außerhalb der Branntweinfteuer-Gemeinfhaft. 

In diefem, aus den vorjtebenden Angaben erfihtlichen Ge: 
biete befland bereits vor Entitehung des Nordd. Bundes (1. Juli 
1867) auf Grund von Verträgen und Landesgefehen Gleichheit 
und Gemeinfchaftlichleit der Branntweinbefteuerung. Berfafjungs: 
mäßig wurde dieſelbe beftätigt durch Art. 40 der Berf. des 
Nordd. Bundes: 

„Die Beftimmungen ..... in dem Bertrage über die gleiche 
Befteuerung innerer Erzeugnifle vom 28. Juni 1864 ..... 
bleiben zwiſchen den bei diefen Verträgen betheiligten Bundes: 
ftaaten in Kraft, foweit fie nieht durch die Vorjchriften der 
gegenwärtigen Verfaflung abgeändert werden“. 

Hierdurch find die materiell gemeinfamen Landesgejege der erwähnten 
Staaten in ein formell gemeinverbindlide® Bundes geſetz ver: 
wandelt worden !). 

b. Das Geſetz des Norddeutfhen Bundes vom 
8. Juli 1868?) bat die in Preußen und in den am Pertrage 
vom 28. Juni 1864 betheiligten Staaten geltenden Vorſchriften 
über die Befteuerung des Branntweins eingeführt in dem zum 
Norbd. Bunde gehörenden Theil des Großherz. Helen, in dem 
Sroßherzogthümern Medlenburg: Schwerin und Medlenburg:Strelig, 
im Herzogtbum Lauenburg, in der Hanſeſtadt Kübel und deren 
Gebiet und in den in die Zolllinie des Zollvereind gezogenen und 
noch zu ziebenden Preußifchen und Hamburgifchen Gebietstbeilen *). 

c. Durh Bertrag zwilhen dem Nordd. Bunde und Helfen 


1) Eine Ergänzung Hat diefe Gefeßgebung erfahren durch das Bundes 
geſetz v. 8. Juli 1868 betreffend die fubfidiäre Haftung des Brennerei-Unter- 
nehmers für Zumiderhandlungen gegen die Branntmweinfteuergeiege durch Ber- 
walter, Gewerbögehülfen und Hausgenoſſen. B.G. Bl. 1868. ©. 404 ff. 

2) Bundes⸗-Geſetzbl. 1868 ©. 384 ff. Hierzu Verordn. v. 29. Juli 1868. 
(S. 465); V. v. 19. Oft. 1868 (©. 513) V. v. 5. Juni 1869 (©. 241); 8. 
v. 29. Dez. 1871 (S. 483). 

3) Durch das Reichsgeſ. v. 16. Nov. 1874 (R. G. Bl. S. 134) ift dieſer 
Grundfag ausgedehnt worden auf alle Bollerclaven, welche in die gemeinfchaftt. 
Zollgrenze eingefchloffen werben, fofern nicht dafelbft die Branntweinbefteuerung 
verfafjungsmäßig ber Landeögefeggebung vorbehalten ift. (Baben.) 
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vom 9. April 1868") ift diefelbe Branntmweinfteuer-Gefehgebung 
nebſt Gemeinſchaft des Ertrages und Freiheit des Verkehrs auch 
für Südheſſen zur Geltung gebradht worden. Für Südheſſen 
berubt demnach die Beiteuerung des Branntweins auf Landes— 
gejet, das aber in Folge des Art. 35 der R.B. nur im Wege 
der Reichsgeſetzgebung abgeändert werden Tann. 

d. Durch Reich sgeſetz v. 16. Mai 1873 ift „die Wirk: 
ſamkeit des Reichsgeſetzes (! sic) vom 8. Juli 1868 auf Elfab- 
Lothringen ausgedehnt” morben ?). 

e. Für die Hohenzollern'ſchen Lande tft durch Geſetz des 
Norddeutihen Bundes v. 4. Mai 1868 die Branntweinbefteuerung 
in einer, von der im übrigen Gebiet der Branntweinfteners@emein- 
Ihaft geltenden Geſetzgebung ſehr verſchiedenen Weile befonders 
normirt morden °). 

f. Endlich ift durch das Reichsgeſetz v. 19. Zuli 1879 ) 
der Bundesrath ermächtigt worden, für Branntmwein, welcher inner: 
halb des Gebietes der Branntmeinftener-Gemeinihaft zu gemwerb- 
lihen Zwecken, einfchließlih der Elfigbereitung, verwendet wird, 
unter den von ihm vworzufchreibenden Bedingungen und Kontrolen 
die Branntweinfteuer nach demjenigen Saße zu vergüten, welcher 
bei der Ausfuhr von Branntmwein vergütet wird °). 

5. Die Bierfteuer‘). Das Geſetzgebungsrecht des Reiches 
ift verfaffungsmäßig hinfichtlich des Bieres ganz ebenſo beſchränkt 
wie binfichtlich des Branntmweins d. h. in Bayern, Württem: 
berg und Baden ausgeihloffen )., Das Neih bat aber aud 
Elfaß- Lothringen außerhalb der Bierfteuergemeinjchaft ge: 
laflen und die Beftenerung des inländifchen Biere „der inneren 
Geſetzgebung“ bis auf Weiteres vorbehalten ®); es hatendlich das 
Großherzogl. ſächſ. Vordergericht Oſtheim und das Sachen: 


1) Bundes⸗Geſetzbl. 1868 ©. 466 fg. 

2) R.6.81. 1873 ©. 111. Gefepbl. f. Elſ.Lothr. 1873 ©. 67. 

3) 8.0.81. 1868 ©. 151. 

4) R.G. Bl. 1879 ©. 259. 

5) Auf Grund diefer Ermächtigung hat der Bundesrat das Regulativ v. 
23. Dez. 1879 erlafien. Centralbl. 1879 ©. 781 ff. 

6) Vol. v. Aufſeß ©. 704 ff. 

7) RB. Urt. 35 Abi. 2. Bon diefen 3 Staaten gilt auch das, was oben 
©. 274 Hinfihtli der Branntweinſteuer gejagt ift. 

8 R.G. v. 25. Juni 1873 8 4. R. G. Bl. ©. 161. 
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Koburg:Gothaifhe Amt Königsberg mit Rüdfiht auf die 
geographiſche Lage diefer Bezirke von der reichsgeſetzlichen Bier: 
befteuerung erimirt !). Für das hiernach übrig bleibende Gebiet 
des deutfchen Reiches, ſoweit daffelbe innerhalb der Zoll: 
linie liegt, ift die Befteuerung der Bierbereitung geregelt durd 
das Reichsgeſetz vom 31. Mai 1872. R.G.B. ©. 153 fi. 
Die Steuer ifl nah den verjchiedenen zur Bierbereitung zur Ber 
wendung fommenden Stoffen abgeftuft von 2 Mark bis 4 Mark 
für jeden Bentner ?). 

Die im $. 44 Abſ. 2 dieſes Geſetzes den Herzogthümern 
Sahfen- Meiningen und Sachſen-Koburg-Gotha, ſowie dem Fürften: 
tbum Neuß ä. 8. ertheilte und wiederholt prolongirte Befugnik, 
für privative Rechnung einen höheren Steuerbetrag von Malz 
Ihrot zu erheben, ift am 31. März 1878 erlojchen °). 


I. Die Zoll: und Steuer: Berordbnungen. 


1. Eine wirkliche Einheit der Rechtsſätze und Gleichheit der 
Einrihtungen in Betreff der Zölle und Verbrauchsabgaben, wie 
fie unerläßlid ift um die Gemeinfchaft der Erträge und die Frei: 
beit des Verkehrs im Bundesgebiet berzuftellen, bätte fich nicht 
erreichen laſſen, wenn nur die Befugniß, Gefeße im formellen 
Sinn zu erlaffen, den Einzelftaaten entzogen und auf das Neid 
übertragen worden wäre. Der Art. 35 der R.V. würde einen 
Ihiefen und zugleich unzulänglichen Sinn erhalten, wenn man bie 
Worte „das Reich ausfchließlih bat die Gejehgebung über das 
gefammte Zollmefen u. |. w.“ auf die Gefeßgebung im formellen 
Sinne bezöge. Denn entweder müßte dann dad Reich ſämmt— 
lie, das Zoll- und Steuerwefen betreffenden Vorfchriften im 
Wege der Reichsgeſetzgebung erlaffen, auch ſolche, die ihrem Weſen 
und Inhalt nah bierzu thatjächlih nicht geeignet find; oder es 
wäre die Gleihartigkeit der Zoll: und Steuer: Verwaltung gefährdet, 


nn 


I) Diefe Bezirke find nach Maßgabe befonderer Staatdverträge dem 
Bayerifhen Bierfteuer-Syften angefchloffen. Die betreffenden Berträge 
find eitirt bei v. Aufſeß ©. 704 Note 4 und ©. 705 Note 11. 

2) Zugleich wurde der Bundesrath ermädtigt, die von Malzjurrogaten 
zu entrichtende Steuer von 4 Mark, vorbehaltlich der nachträglichen Geneh⸗ 
migung des Reichstages, zu ermäßigen. 

3) Reichsgeſ. v. 23. Dezemb. 1876. R.G. Bl. ©. 237. 
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indem die Staaten innerhalb des von der Neichögejehgebung ge= 
ftedten Rahmens im Wege der Verordnung die Grundfäße über 
Tarifirung, KHlaffifizirung, Veranlagung, Erhebung der Gefälle, 
Kontrolirung u. |. w. in verfchiedener Art und Richtung meiter 
ausbilden könnten. Indem der Art. 35 der R.V. dem Reich aus— 
ſchließlich die „Gejehgebung” über dag geſammte Zollwefen und 
die 5 Verbrauchsſteuern zumeift, will e8 vielmehr die Regelung 
diefer Staats3thätigfeit der Kompetenz der Einzelftaaten entziehen 
und diefelbe der Gentralgewalt übertragen, ohne Unterſchied ob 
dieſe Regelung in der Form der Gejebgebung oder in der Form 
der Verordnung erfolgt ?). 

Bei der Betrachtung des Zoll- und Steuerweſens zeigt ſich 
mit derſelben Deutlichkeit wie bei allen andern Verwaltungszweigen, 
daß die Unterſcheidung der Geſetzgebung und Verordnung im for⸗ 
mellen Sinn ſachlich inhaltslos iſt. Denn einerſeits enthalten die 
Reichsgeſetze über das Zoll- und Steuerweſen eine große Maſſe 
von Vorſchriften, welche nicht die Rechtsſphäre der Individuen 
gegenüber der Staatsgewalt, reſp. der Einzelſtaaten gegen das 
Reich, abgrenzen, ſondern welche lediglich die Organiſation und 
Thätigkeit der Zoll- und Steuerbehörden normiren, welche alſo 
ihrem Inhalte nach Verwaltungsvorſchriften find ?); andererſeits 
begnügen ſich die Reichsgeſetze in ſehr zahlreichen Beziehungen 
damit, allgemeine Rechtsgrundſätze hinzuſtellen oder die Zuläſſig⸗ 
keit gewiſſer Abweichungen von der Rechtsregel anzuerkennen, 
überlaſſen aber die Feſtſtellung der näheren Durchführung der 
Regel oder die Normirung der Vorausſetzungen und Bedingungen 
der zugelaſſenen Modifikationen, des Umfanges der letzteren u. ſ. w., 
alſo Vorſchriften von Rechts inhalt, dem Verordnungswege ?). 
Die Behauptung, daß die Rechtsſätze über das Zoll- und 
Steuerweſen in den Zoll- und Steuergeſetzen, die Verwal— 
tungsregeln über dieſelben Materien in den Zoll- und Steuer⸗ 
Berordnungen enthalten feien, fteht in offenfundigem Wider: 
ſpruch mit dem wirklichen Inhalt diefer Gefege und Verordnungen. 
Wer diefe Gefete und Verordnungen kennt, muß zugeben, daß 


1) Bol. 8b. II ©. 62 68. 
2) Vgl. Bd. II ©. 209 fg. 
8) Vgl. Bd. II ©. 68 und übereinflimmend Hänel Studien II ©. 72. 
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fowohl Rechtsregeln wie Berwaltungsregeln tbeils in der Form 
des Geſetzes, theild in der Form der Verordnung janctionirt 
worden find. Ein durchgreifendes und prinzipielles Merkmal, 
welche Regeln in der einen, und melde in der andern Form zu 
erlaflen find, fehlt; nur im Allgemeinen ergiebt fih aus der Natur 
der Sache, daß Vorichriften von größerer Wichtigkeit, umfafjenderer 
Geltung, dauernderer Bedeutung in den Gefegen, geringfügigere, 
leichter wechlelnde oder fpeziellere Anoronungen in den Berord- 
nungen enthalten find. Es wiederholt fich bei dem Zoll⸗ und 
Steuerweſen diefelbe Erfcheinung, auf welche bereits bei der Dar: 
tellung des Poft: und Telegraphenweſens und des Heer: und 
Marineweſens hingewieſen worden ift. 

2. Auch bei der Errihtung und Fortbildung des ehemaligen 
Zollvereins konnten fih die deutichen Staaten, wenn fie die Zwede 
dieſes Vereins wirklich erreichen wollten, nicht darauf beichränfen, 
Nechtsregeln über die Verpflichtung zur Zoll- und Steuer-Ent- 
rihtung und über die hiermit zuſammenhängenden Materien zu 
vereinbaren, fondern fie mußten auch übereinftimmende Verwaltungs: 
maßregeln treffen und ein gleihmäßiges Verfahren der Behörden 
und eine conforme Handhabung der Normen ficherftelen. Der 
Zollverein jhuf daher von Anfang an für feine Mitglieder ſowohl 
gemeinjchaftliches öffentliches Recht als gemeinſchaftliche Der: 
maltungsregeln. Zu einer formellen Unterfheidung von geieß: 
lihen und verordnungsmäßigen Vorſchriften war aber feine Ber: 
anlaffung gegeben, da der Zollverein gemäß feiner juriftiihen 
Natur als eines völferrechtlichen Verhältniffes überhaupt nur eine 
einzige Rechtsform für feine Feftfegungen hatte, nämlich die des 
Staatsvertrages. Nur in wie weit die Durchführung der unter 
ben Mitgliedern des Vereins getroffenen Vereinbarungen in den 
einzelnen Staaten ber Genehmigung der Volksvertretungen be- 
durfte, bejtimmte fich nach ihrem Inhalte und dem partitulären 
Berfaflungsreht; für das gegenfeitige Verhältniß der Staaten 
zu einander hatten alle Vereinbarungen dieſelbe formelle Rechts: 
kraft ). Dagegen machte fih in anderer Beziehung eine Ber: 
Ihiedenheit der Verabredungen geltend. Die mwichtigeren, grund: 
legenden, auf die Dauer berechneten, für die Errichtung, Fort: 


1) Siehe oben ©. 244 ff. 
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bildung oder Erweiterung des Vereins wefentlihen nahm man in 
die formellen Verträge auf; die Spezial-Vorſchriften oder Abreden 
von untergeordneter oder vorübergehender Wichtigkeit formulirte 
man in Protofollen oder wies fie befonderen Verhandlungen zu. 
Auch bedurfte man einer Einrichtung, um während der in den Ver⸗ 
trägen vereinbarten Berioden, für welche der Verein gefchloffen war, 
Berftändigungen unter den Mitgliedern über die Abftelung von 
Mängeln, die fich heraus geftellt hatten, oder über die Erledigung 
von Detailfragen zu ermöglichen; insbefondere auh um Meinungs: 
Berichiedenheiten unter den Regierungen über die Auslegung und 
Handhabung der Vereinsabreden auszugleihen. Diefem Zwecke 
dienten die regelmäßig abgehaltenen General: Konferenzen 
ber Bollvereinsitaaten, deren Beſchlüſſe rechtlich ebenfalls den 
Charakter vertragsmäßiger Vereinbarungen hatten !). Durch die 
Gründung des Nordd. Bundes und die Eyweiterung de3 leßteren 
zum Reich trat an die Stelle der völkerrechtlichen Conferenz das 
ftaatlihe Organ und man kann daher mit Recht in Bezug auf 
die jachlide Kompetenz den Bundesrath als den Nachfolger der 
BZollvereind- Konferenzen bezeichnen. In der Verfaflung des Nordd. 
Bundes wurden die Befugniffe des Bundesrathes im Art. 37 in 
dem das Zoll: und Handelsweſen betreffenden Abjchnitt und nur 
in Beziehung auf dieſes normirt und es ift ıumbeftritten, daß die 
Tendenz dieſes Artifel3 darauf gerichtet war, dem Bundesrath 
alle Funktionen zu übertragen, welche von der General-Zolleonferenz 
ausgeübt worden waren. An die Stelle der völkerrechtlichen Form 
traten aber die ftaatsrechtlichen Formen und demgemäß unterichied 
der Art. 37 unter Ziff. 1 und 2 die Gefepgebung mit Einfluß 
der Staatsverträge mit ausmärtigen Staaten und die Verord: 
nungen. In der Reichsverfaffung ift diefe Unterfcheivung beibe- 
halten, jedoch auf alle zur Kompetenz des Neiches gehörenden 
Angelegenheiten erweitert und daher in den vom Bundesrath 
bandelnden Abſchnitt ala Art. 7 geftellt worden. 

Allein die Faffung der Norddeutfchen Bundesverfaflung und 
ebenso diejenige der Reichsverfaſſung giebt dem erwähnten Ge: 
danken nicht den vollen Ausorud. Der gemeinfchaftlichen Gefeh- 
gebung werden gegenüber geftellt: „die zur Ausführung der Reichs: 


1) Bgl. Bd. J ©. 357. 
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gejee erforderliden Berwaltungsvoriähriften und Einrid: 
tungen”. Es bleibt demnach eine Lücke; es fehlt die verfaſſungs— 
mäßige Ermächtigung des Bundesrathes zur Beihlußfaffung über 
die zur Ausführung der Neichögejege erforderlihen Rechtsvor— 
Ihriften‘). Die landläufige Verwechslung des formellen Be: 
griffes „Verordnung“ mit dem materiellen Begriff „Verwaltungs: 
vorſchrift“, die dadurch verichuldet ift, daß beide fcheinbar den: 
jelben Gegenfat haben, nämlich „das Geſetz“ — freilih im zwei 
ganz verjchiedenen Bedeutungen dieſes Wortes — ſowie der Doppel: 
finn, welcher in dem Ausdrud „Ausführung eines Geſetzes“ ver: 
borgen ift (fiehe Bd. II ©. 70), haben bei der Abfaflung ver 
Nordd. Bundesverf., jomie der Reichsverfaſſung die erwähnte Lüde 
verdedt. 

Allein fie ift in anderer Weile ausgefüllt worden, fo daß fie 
ih thatſächlich nicht fühlbar macht. Sämmtlihe Zoll- um 
Steuergeſetze des Norddeutihen Bundes und Reiches enthalten 
nämlich zablreihe und umfallende Delegationen für den 
Bundesrathb, dur welche demjelben tbeils im Allgemeinen der 
Erlaß der Ausführungsbeftimmungen theild für bejondere Gegen: 
ftände die Abfafjung von NRegulativen übertragen wird. Auf 
Grund derjelben bat der Bundesrath eine große Malle von Re: 
gulativen bejchloffen, welche ihrem Inhalte nach zum Theil wahre 
Spezialgejeße find ?). 

Sollte fih aber das Bedürfniß berausftelen, Vorſchriften 
von rechtlichem Inhalte (Rechtsſätze) Hinfichtlich einer der im 
Art. 35 aufgeführten Angelegenheit zu erlafien, ohne daß durch 
ein Reichsgeſetz eine Ermächtigung bierzu dem Bundesrath oder 
einem andern Organ des Reiches ertheilt worden ift, jo läßt die 
Neihsverfaflung hierfür feinen andern Weg zu, als den der Reichs: 
gejebgebung. Den Einzelftaaten ift die Befugniß bierzu durch 
Art. 35 der R.V. ausprüdliih entzogen; der verfafjungsmäßige 


1) 2gl. Bd. II ©. 72. 233. 

2) Bgl. meine Abhandlung in Hirth's Annalen S. 478, Hänel Etudien 
I. ©. 85 und die ausführlihen Nachweifungen bei v. Aufjeß a. a. O. 
©. 650 ff. Die ungenügende Urt der Verkündigung gejegvertretender 
Bundesrathsverordnungen wird von Hänel a. a O. ©. 88 ff. nachdrücklich 
gerügt. Vgl. oben Bd. II. ©. 91. 
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Ausſchluß der Landezgefeggebung involvirt auch den Ausschluß 
des Verordnungsweges. 

3. Der Erlaß von Bermaltungsverordnungen iſt dem 
Bundesrath nicht im vollen Umfange übertragen; Art. 7 Ziff. 2 
der R.B. fpriht nur von den „allgemeinen“ Berwaltungs- 
vorſchriften. Die Verwaltung felbft ift den Einzelftaaten über: 
tragen und dieje Selbitverwaltung ſchließt auch ein jus statuendi 
ein. Die Verſchiedenheit der Behörden-Berfaffung, der Gemeinde: 
Ordnungen, der Polizeigefege u. |. w. und ebenfo die Verſchieden⸗ 
beiten der Iofalen Verhältniſſe, Verkehrsbedürfniſſe und Lebeng- 
gewohnheiten müſſen bei der Verwaltung der Zölle und Verbrauchs: 
abgaben in vielen Beziehungen berüdfichtigt werden und daraus 
ergiebt fih für die Verorduungsgewalt der Landesregierungen ein 
gewifler Spielraum. Nur ſoweit finanzielle, handelspolitiſche oder 
andere öffentliche Intereffen eine Gleichmäßigkeit der Ber: 
waltung erfordern, ift eine für. jämmtliche Bundesglieder gemein- 
fame Inſtanz erforderlih nnd jo wie die Vereinbarungen der ebe- 
maligen Generalzolleonferenzen ſich auf Angelegenheiten diefer Art 
beſchränkten, jo hebt auch die Kompetenz des Bundesraths aus 
Art. 7 Ziff. 2 der R.V. keineswegs die Befugniß der Landes- 
regierungen und Landesbehörden auf, Verordnungen für die Ver: 
waltung behufs Ausführung der Reichsgefege und Bundesraths⸗ 
beichlüffe zu erlaffen- Der Rahmen, innerhalb deſſen fich die 
Berwaltungs:Berordnungen der Einzelftaaten halten müſſen, ift 
aber nicht blos durch die Reichsgeſetze und Nechtsverordnungen 
des Reichs Sondern auch durh die Verwaltungsverordnungen 
deilelben gezogen. 


8. 114. Die Berwaltung der Zölle und Berbrauchsfteuern. 


I. „Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchs: 
fteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesftaate, foweit derfelbe fie 
bisher ausgeübt bat, innerhalb feines Gebietes überlaſſen“. R.V. 
Art. 36 Abi. 1. In diefem Satz Spricht die Neichsverfaffung ein 
Grundprinzip aus, das in analoger Art auch bei den meiften 
andern Berwaltungszmweigen wiederkehrt. Dem Reiche ift die Be: 
fugniß zugewiejen, die Verwaltung zu regeln und zu beauf: 
Tihtigen, die Einzelitaaten find berechtigt, fie zu führen. Das 
Reich ift daher verfaflungsmäßig in feinem Theile des Bundes: 
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gebiet3 zur Erhebung der im Art. 35 der R.B. aufgeführten Ab- 
gaben befugt. Auch durch die Worte „joweit derjelbe fie bisher 
ausgeübt hat“ wird Feine Kompetenz für dad Reich reſervirt, 
ſondern die Fortgeltung derjenigen Beichränfungen einzelner Bundes: 
ftaaten und der diefen entſprechenden Machterweiterungen anderer 
Bundesglieder anerkannt, welche durch die Zollvereinsverträge und 
duch die unter den Mitgliedern des Zollvereins abgeſchloſſenen 
Separatverträge begründet find. Die unter den Bundesftaaten 
abgeichlofienen Zoll: und Steuerfonventionen find inner 
halb der von der Verfaſſung aufgeftellten Rechtsſchranken aufredt 
erhalten und zugelaffen, wie die Poſt-, Militair- und Gerichts: 
Konventionen !). Unter den Zoll und Steuerfonventionen find 
ganz ebenjo wie unter den Gerichtöfonventionen zwei Arten zu 
unterfcheiden ; entweder ift durch diefelben unter mehreren Staaten 
eine gemeinſchaftliche Zol- und Steuer-Berwaltung errichtet 
worden, oder e3 ift die Verwaltung eines Gebietes einem andern 
Staate übertragen worden. Das erite ift gefchehben durch den 
Bertrag wegen Errichtung des Thüringifhen Zoll- und Handels: 
Vereins ?), das andere durch eine Anzahl von Verabredungen, 
durch welche einige Eleinere Gebtete der Preußiſchen Zollverwaltung 
angeichloffen worden find °). 

Eine Mopdifitation des Prinzips, daß jedem Staat in feinem 
Gebiete die Verwaltung der Zölle und Steuern zuftebt, ift ferner 
dadurch herbeigeführt worden, daß das Reichsgebiet mit dem Zoll: 
gebiet nicht zufammenfällt, nämlich in den Hanjeftädten. In den: 
felben find auf Grund von Vebereinfünften mit diefen Städten 
durch Bundesrathsbeſchlüſſe Kaiſerliche Hauptzollämter 


1) Siehe Bd. II ©. 289. Bd. II. 1. ©. 26. Bd. III. 2. ©. 45. 

2) Der urfprüngliche Vertrag ift vom 10. Mai 1833; die legte Seftjeguug 
vom 27. Juni 1864. 

3) Die Worte „innerhalb feines Gebiete” im Art. 36 Abi. 1 find be 
beutungslos und ftreng genommen im Widerjpruch mit den vorhergehenden 
Worten „joweit derjelbe fie bisher ausgeübt hat“, da die letzteren gerade deu 
Sal betreffen, daß ein Bundesſtaat außerhalb feines Gebietes Berwaltungs- 
befugniffe ausübt. Die Gebiete, in denen Preußen vertragdmäßig die 
Reichsſteuern erhebt, find einige medlenburgifche Ortichaften, der größere Theil 
des Oldenburg. Fürſtenthums Lübeck, Gebietstheile von Hamburg und Bremen 
und die Fürſtenthümer Lippe, Walde und Byrmont, und Schaumburg-Zippe. 
Bgl. Erläuterungen zum Reichs⸗Etat f. 1882/83. XIV ©. 3. 
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eingerichtet worden, welche den zunächſtgelegenen Zolldirektionen 
dienftlich unterftellt worden find; das Hauptzollamt in Bremen 
der PBrovinzialfteuer-Direktion in Hannover, die in Lübed und 
Hamburg der Provinzialfteuer:Direltion in Altona. Durch den 
mit Hamburg abgeihlofjenen Vertrag v. 25. Mai 1881 über 
den Zollanſchluß ift im Art. 3 ausbedungen, daß die gefammte 
Zoll- und Steuerverwaltung im Hamburgiſchen Staatsgebiet, mit 
Ausnahme der in Holftein belegenen Enflaven und des Zollamts 
in Eurbaven, von Hamburgiichen Behörden und Beamten ausgeübt 
wird, und im Art. 9 ift feitgejegt worden, daß „big zum Eintritt 
Hamburgs in den deutichen Zollverband, die Verwaltung des 
Hauptzollamtes auf Preußen übergeht, falls der Bundesrath 
die Aufhebung des gemeinichaftlihen Hanptzollamtes als jolchen 
beichließen jollte.” In dem Entwurf des Etatögejehes für 1882/83 
ift bemerkt, daß, ſoweit nicht die Kaiferl. Hauptzollämter in den 
Hanfeftädten in Folge des Einſchluſſes der letzteren in die Boll: 
Linie auf die Staaten, in welchen fie bisher ihren Sit baben, 
übergeben, fie den Grundjäßen der Zollverträge entiprechend auf: 
zulöfen feien '). Bisher ift die Auflöfung indeß noch nicht erfolgt. 

II. In Folge des im Art. 36 Abſ. 1 der R.V. janctionirten 
Prinzips ift e3 jedem einzelnen Staate überlaffen, die Behörden 
zu organifiren, durch welche die Erhebung der Zölle und Abgaben, 
fowie die Kontrole derjelben erfolgt. Die Bezeichnung und Zuſam⸗ 
menjeßung diefer Behörden, die Regelung ihrer Competenz und 
de3 Anftanzenzugs, die Anzahl der zu errichtenden Aemter, die 
Ernennung und Entlaffung der Beamten, die Normirung ihres 
Dienfteinfommens und die Handhabung der Disciplinargemalt fteht 
im Princip den Einzelftaaten zu. Aber die Ausübung Diejes 
Rechts ift durch die Reichsgeſetzgebung geregelt und beſchränkt. 
Denn die gemeinfame Gefeßgebung fegt einen beftimmten Ber: 
waltungsapparat behufs ihrer Durchführung voraus und die Ein: 
beit dieſer Gejeßgebung müßte fih zum großen Theile als illuſoriſch 
erweiſen, wenn nicht auch die Gleichartigkeit der Verwaltung durd) 
eine übereinftimmende Einrichtung des dafür erforderlihen Appa- 
rates von Behörden gefichert wäre. Demgemäß ift in dem Boll: 
vereinsvertrage vom 8. Juli 1867 Art. 3 8. 6 bejtimmt 


1) Anlage XIV zum Etatögefeß-Entw. 1882/83 ©. 9. 
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worden, daß die Verwaltung der gemeinfamen Zölle und Abgaben 
und die Drganijation der dazu dienenden Behörden in allen Lür- 
bern bed Gejammtvereind unter Berüdfichtigung der im benfelbe 
beftebenden eigenthümliden Verhältniſſe auf gleihen Fuß gebradt 
werden fol. Insbeſondere ift dann noch im Art. 16 3. 4 de 
felben Bertrages vereinbart worden, daB man auch ferner darauf 
bedacht fein wird, durch Feftitellung allgemeiner Normen die Be 
joldungsverhältniffe der Beamten bei den Zoll-Erhebungs- un 
Auffichtsbehörden, ingleichen bei den Bolldireftionen in möglichſte 
Webereinftimmung zu bringen !). Der Art. 19 ordnet an, dei 
die Beamten und Diener bei den Local: und Bezirköftellen für die 
Erhebung und Auffiht zwar von der Landesregierung ernannt 
werden, daß aber diejfe Behörden „nach der hierüber getroffenen 
befonderen Webereinfunft”?) nach gleihförmigen Beftimmungen 
angeoronet, bejegt und inftruirt werden follen. Es ift ferner durd 
denfelben Artikel die Bildung von drei Inftanzen vorgeschrieben, 
indem in jedem der Vereinsftaaten die Local: und Bezirksbehörden 
einer, oder im Falle des Bedürfniffes mehreren Zolldirectione 
untergeben fein jollen, welche ihrerſeits wieder dem einjchlägigen 
Minifterium des betreffenden Staates untergeordnet find). Bi: 
Amt3befugniffe und dienftlihen Berrichtungen der Zoll-Erhebungs 
und Abfertigungsftellen, aljo der Hauptzollämter und Nebenjol- 
ämter find durch das Bollgefeg vom 1. Juli 1869, namentlid in 
den 88. 128—133 feftgeftellt. Ebenſo ergiebt fih der Wirkung‘: 
freis der Zolldirectionen großen Theil aus den Beftimmunge 
des Hollvereinsvertrages und des Zollgeſetzes; ſoweit dies nit 
der Fall ift, fol der Wirkungskreis der Directivbehörden durd 
eine von dem Bundesrathe feftzuftellende Inſtruction normit 
werden, melde indeß zur Zeit noch nicht erlaffen worden it. | 
Der Art. 40 der Reichöverfaffung bat diefe Beſtimmungen 
de3 Bollvereinsvertrages in Geltung erhalten; ihre Durchführung 
ift daher nicht nur innerlich begründet und gemährleiftet durch die 


1) Die Aufftelung diefer allgemeinen Normen ift bisher noch nicht erfolgt 

2) gl. Delbrüd ©. 81. | 

3) „In dem Thüringifchen Vereindgebiete vertritt der gemeinfchaftlidt 
Generalinjpeltor in den Berührungen mit dem Bundesrathe und mit den 
Hollbehörden der anderen (Bereind-)Staaten die Stelle einer Bolldireltion‘. 
Bollvereins-Bertr. Urt. 19 Abſ. 4. 
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Gleichartigfeit der dienftlihen Verrichtungen, fondern fie ift auch 
äußerlih durch Beſtimmung der Reihsverfaffung zur Rechts: 
pflicht der einzelnen Staaten erklärt. | 

II. Das Reich bat für die Laufende Zoll: und Steuerver: 
waltung feine oberfte Direktivbehörde. Es ift nicht wie bei der 
Poft- und Telegraphen-Bermaltung eine Linie gezogen, welche die 
untere von der oberen Verwaltung trennt und die letztere dem 
Reiche zumeist; es giebt Feine Generalzoll: und Steuerdirection 
des Reiches als höchſte Inſtanz in allen der Reichsgeſetzgebung 
unterliegenden Zoll und Steuerverwaltungsfahen. Das Finanz: 
minifterium oder die demfelben entiprechende Behörde des einzelnen 
Staates ift die oberſte Gentralftelle und die höchſte Inſtanz für 
die gefammte Zoll: und Steuerverwaltung in dem Gebiete dieſes 
Staates. Die Zoll- und Steueränter und die Bezirks- oder 
Provinzialbehörden ftehen daber in feinem directen amtlichen Schrift- 
wechlel und dienitliden Verkehr mit dem Neichsfanzleramt oder 
dem Bundesrath, fondern ausſchließlich mit der oberjten Landes: 
bebörde für Zoll: und Steuerangelegenbeiten. Sie empfangen 
Dienftinftructionen und Aufträge nur von der lebteren und haben 
nur an dieſe ihre amtlichen Berichte zu eritatten. Die Mitglieder 
diefer Behörden ftehen in feinem Dienjtverbältnig zum Neid), fie 
werden nicht aus der Reichskaſſe befoldet, nicht für den Kaifer 
und das Reich vereidigt und die gejeglihen Beltimmungen über 
die Reichsbeamten finden auf fie Feine Anwendung. 

Der Antheil des Reiches bei der Verwaltung der Reichszölle 
und Abgaben ift vielmehr nach einem durchaus andern Prinzip 
wie bei der Boft: und Xelegraphenverwaltung georönet. Der 
Grund hiefür ift ein biftorifcher. Die Zoll: und Steuergemeinchaft 
ftammt aus einer Zeit, als die einzelnen Deutihen Staaten noch 
völlig fouverain waren, wo man aljo feine gemeinfame, nah Art 
eine Miniſteriums organifirte, oberite Bermaltungsbebörde con: 
ftitutren Tonnte, ſondern wo man fi darauf bejchränfen mußte, 
jedem Vereinsmitgliede die Befugniß einzuräumen, die Verwaltung 
in ben verbündeten Staaten durch Delegirte zu Eontroliren ?). 


— — 





1) Die Zollverein 8tontrole war bereits durch die grundlegenden 
Verträge von 1833 im Wefentlihen jo geordnet worden, wie fie bis zur 
Neorganifation des KHollvereind im Jahre 1867 fortdauerte; die jpäteren 
Verträge, insbejondere ber von 16. Mai 1865 Art. 31 und 32 und Schluß- 
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Diefes Brinzip ift die Grundlage geblieben, auch nachdem der 
Zollverein den Charakter eines völferrechtlichen Vertrages abgelegt 
bat und zur ftaatlichen Inſtitution des Reiches geworden ift; nur 
mit der Modification, daß nunmehr nicht jeder einzelne Staat 
diefe Delegirten ernennt und in feinem Auftrage und Intereſſe zu 
den andern Staaten entjendet, jondern daß das Reich im Gefammt: 
interefje diefe Kontrolbeamten den Behörden der einzelnen Staaten 
zumweift. Es giebt demnach neben den ordentlihen, mit den eigent- 
lihen Berwaltungsgefchäften betrauten Beamten, melde Landes: 
beamte find, eine Kategorie von Reichsbeamten, die man al3 
außerordentlidhe Beamte der Zoll: und Steuerverwaltung 
bezeichnen kann. Sie zerfallen in zwei Klaffen, je nachdem fie den 
Zoll: oder Steuerämtern oder den Directivbehörden beigeorönet 
find; die erfteren beißen Kontroleure, die letteren „Reichsbevoll- 
mächtigte für Zölle und Steuern”. Die Stationsbeamten oder 
Kontroleure find den Bevollmächtigten dienftlich untergeordnet und 
empfangen von ihnen amtlide Aufträge. 

Diefe Reihstommiffare haben nit das Recht, Ber: 
fügungen zu erlaflen !); fie bilden feine Inſtanz in der ordent: 
lien Zoll- und Steuerverwaltung, fie haben Feine Stimme bei 
der Beſchlußfaſſung der collegialiih organifirten Behörden; fie 
find überhaupt nicht Mitglieder derjelben. Sie haben vielmehr 
die Stellung von Procuratoren des Reiches; fie find Gefeber: 
wächter und Vertreter der figcaliichen, bandelspolitifchen und volle: 
wiribichaftlichen Antereflen des Reiches gegenüber den Behörden 
der Einzelftaaten. Ihre Funktionen befteben daher nicht in einem 
Antheil an der Erledigung der laufenden Berwaltungsgefchäfte, 
fondern in der vollftändigen Kenntnißnahme von der Art umd 
Weile, mie diejelben erledigt werden, und in der Monirung von 
Fehlern und Mängeln, welche dabei zu Tage treten ?). Zu diefem 


protof. hierzu Ziff. 16, erhalten die älteren Vereinbarungen aufredht. Zu 
diejen Berabredungen war namentlich feftgeftellt, welche Staaten „Zollverein. 
bevollmächtigte” ernennen können und zu welchen BZolldirectionen, und es war 
vereinbart, daB jeder diefer Beamten als Kommiſſar Sämmtliher Verein: 
ftaaten (mit Ausſchluß besjenigen, bei deſſen Behörde er accreditirt if), 
fungiren ſolle. Vgl. die näheren Angaben bei v. Aufſeß a.a. ©. S.7971g. 

1) Bollvereinsvertr. Art. 20 Abi. 8. 

2) Bollvereinsvertr. Art. 20 Abf. 4. 
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Zwecke haben fie das Recht, nah Belieben Einfiht in alle Acten, 
Bücher, Rechnungen und Negifter ſowohl der Directivbehörde, 
welcher fie zugemwiejen find, als aller zum Bezirk derſelben ge⸗ 
börenden Zoll- und Steuererhebungs-Bebörden zu nehmen. Sie 
baben ferner da3 Recht, allen Sikungen der Directivbehörde bei- 
zumobnen, und alle Verfügungen und Anweilungen, melde die 
Directivbehörde oder deren Vorftand in Beziehung auf die Ber: 
waltung der gemeinfchaftlihen Abgaben au die ihr untergeorb: 
neten Behörden ergehen läßt, müflen vor der Ausfertigung dem 
Neihsbevollmächtigten, jofern er am Orte anweſend ift, zur Ein- 
fit im Soncepte vorgelegt und dürfen nicht eher ausgefertigt 
werden, als nachdem er fein Visa beigefeßt hat. Sie find ferner 
befugt, den Grenz: und Revifionsdienft auf der Bolllinie, fowie 
das Berfahren bei der Zoll- und Steuer-Erhebung in dem ihnen 
überwiefenen Gebiete zu viſitiren. Endlih haben fie die Rech: 
nungen über die gemeinſchaftlichen Abgaben zu prüfen ‘). 

Durch diefe Anordnungen ift die vollftändige Kenntnißnahme 
der Bevollmächtigten von dem gejammten Geſchäftsgange der Zoll: 
und Steuerbehörden in dem ihnen überwiejenen Bezirke gefichert 
und die Einzelftaaten führen die ihnen überlafjene felbitftändige 
Zoll: und Steuerverwaltung gemwifiermaßen vor den Augen des 
Reiches. Dagegen ift der Bevollmächtigte des Reiches nicht befugt, 
in die Verwaltung ſelbſt einzugreifen und bemerkten Mißftänden 
und Mängeln ſelbſt abzubelfen. Er darf fein Visa nicht verweigern 
oder verzögern, jelbft wenn ihm die vorgelegte Verfügung den 
beftehbenden Geſetzen nicht entfprechend zu fein fcheint, fondern er 
darf nur feine abweichende Anfiht motivirt auf dem: Goncepte 
vermerten und verlangen, daß die Directivbehörde wenigſtens 
gleichzeitig mit dem Erlafje der fraglichen Verfügung an das ihr 
porgefegte Minifterium Bericht erftatte. Ebenſowenig darf er 
bei jeinen Revifionen der Grenzzoll- und Steuerämter Befehle an 
die Zoll- oder Steuerbeamten ertbeilen oder Nöminiftrativ-Anord: 
nungen erlaflen; er ift vielmehr darauf bejchräuft, bei der be: 
treffenden Directivbehörde die Ichleunige Abftellung der von ihm 
etwa entdedten Mängel in Antrag zu bringen. Findet der Be: 


1) Schlußprotok. v. 8. Juli 1867 Nr. 15 8. 2 (8.8.81. ©. 110). Dal. 
v. Aufſeß ©. 8083 fi. 
Laband, Reichsftanteredht. III. 2. 19 
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vollmächtigte bei der Prüfung der Rechnungen Unrichtigkeiten, fo 
kann er Erinnerungen dagegen maden, ohne jedoch die Führung 
und Abnahme derjelben, ingleichen die Entiheidung der Erinnerungen 
durch die dem Rechnungsführer vorgejegte Dienftbehörde aufzu⸗ 
balten. | 

Wenn der Bevollmädtigte zur Geltendmachung feiner ab: 
weichenden Anficht in irgend einer Beziehung ſich veranlagt ſieht, 
fo bat dies regelmäßig zunächſt nicht die Einmiſchung des Reiches 
zur Folge, jondern eine UWeberprüfung und Entſcheidung der 
ftreitigen Frage Seitens der höchſten Verwaltungsitelle des be 
treffenden Staated. Denn die Organe des Reiches Tönnen nit 
eingreifen, fo lange innerhalb des Einzelftantes der Inſtanzenzug 
nicht erichöpft iſt. Die Intervention des Reichskommiſſars hat 
daber unmittelbar nur die Wirkung, daß die betreffende Angelegen 
beit zur Kenntniß und Entſcheidung der vorgejeßten Behörde ge 
bracht wird. Erſt wenn die Entjheidung ergangen ift und diefelbe 
dem Bevollmächtigten den Geſetzen oder dem Intereſſe des Reichs 
nicht entfprechend erjcheint oder wenn Seitens der oberiten Ber: 
waltungsbehörde Tür die von dem Bevollmächtigten bemerkten 
Mebelftände nicht rechtzeitig Abhülfe getroffen wird, oder wem 
mebrere betbeiligte oberite Behörden ſich untereinander nicht ver: 
ftändigen können, bat der Bevollmädtigte die Angelegenheit bei 
dem Bundesrathe zur Anzeige zu bringen. 

Eine auf diefen Grundjägen beruhende Suftruction ') beftimmt 
das Geſchäftsverhältniß der Bevollmächtigten und der dem Haupt: 
ämtern beigeordneten Kontroleure. 

Die erwähnten Beamten find unmittelbare Reichsbeamte, welche 
der Railer, jedoch nach Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundes: 
rathes für Zoll- und Steuerwejen, ernennt und den Zoll- oder 
Steuerämtern und den Directivbehörden der einzelnen Staaten 
beiordnet ?). Die Gehälter und alle übrigen Koften der Kontroleure 


1) Diefelbe ift noch nicht erlaffen; fie wird aber thatſächlich erſetzt theils 
durch die Feſtſetzungen der Bollvereind-Berträge und die Beichlüffe der General- 
conferenzen theild durch die Beichlüffe des Bundesrathes. Cine überfichtliche 
Bufammenftellung derjelben giebt v. Aufſeß a. a. O. 

2) R.V. Art. 36 Abi. 2. Ein Verzeichniß der Reichsbevollmächtigten und 
Stationgkontroleure mit Angabe der Behörden, benen fie beigegeben find, 
findet fich bei v. Aufſeß ©. 810 fg. 
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und Bevollmächtigten werden aus der Reichskaſſe beftritten. Bis 
jegt werben dieſe Reihsämter jedoch nur kommiſſariſch verwaltet, 
jo daß die Beamten, melde fie befleiven, aus dem dienftlichen 
Berhältniß in denjenigen Staaten, denen fie angehören, nicht voll: 
ftändig ausfcheiden !). 

Die von den Reichsbevollmächtigten über Mängel bei der 
Ausführung der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung gemachten Anzeigen 
find dem Bundesrathe zur Beihlußnahme vorzulegen ?). Ueber 
die rechtliche Natur und Bedeutung diejer Beſchlüſſe und über das 
Verhältniß derjelben zu der dem Kaifer verfaffungsmäßig zuftehen: 
den Weberwadhung der Einzelftaaten vgl. die Erörterungen Bd. I. 
6. 255 fl. 

IV. Da die Beiteuerung des inländischen Branntweins und 
Biered in Bayern, Württemberg und Baden der Landesgefeh: 
gebung vorbehalten ift und der Ertrag diefer Abgaben in die 
Landeskaſſe fließt, jo fällt felbitverftändlich auch die Verwaltungs: 
fompetenz des Reiches binfichtlic der Erhebung der Branntmwein: 
und Braufteuer in diefen drei jübdeutihen Staaten gänzlich fort. 
Hinfihtlid der Braufteuer gilt daſſelbe von Eljaß-Lothringen. 
Es fteht demnach weder den Reichsbevollmächtigten und Reichs— 
kontroleuren in den Süddeutſchen Staaten irgend eine Wirkſamkeit 
in Bezug auf die Verwaltung der Getränkeſteuern zu (in Eljaß- 
Lothringen mit Ausnahme der Branntweinfteuer), noch bat der 
Kaiſer oder der Bundesrath ein Auffichts: oder Verordnungsredht. 
Entſprechend diefer Sonderftellung der drei Süddeutſchen Staaten 
ift denfelben andrerjeit3 durch Art. 7 Abſ. 4 der R.V. das Stimm: 
recht bei allen Bundesratbsbeichlüffen, melde die Branntwein- 
und Bierbefteuerung betreffen, entzogen, da diefe Angelegenheiten 
unzweifelhaft zu denjenigen gehören, melde den Süddeutſchen 
Staaten weder mit dem übrigen Reiche noch untereinander „gemein 
Ihaftlih” find. Es iſt für diefen Zweig der Finanzverwaltung 


1) Daß auch andere ald preußiſche Beamte bei ber Kontrole der 
Zölle und Abgaben verwendet werden, ift im Schlußprotof. zum Bollvereingd«- 
Bertr. v. 8. Zuli 1867 Nro. 15 Ziff. 1 zugefichert worden. Dieje Beftimmung 
ift in Geltung geblieben in der Geftalt, daß der Kaiſer auch nichtpreußiſche 
Beamte zu Reichsbevollmächtigten und Stationskontroleuren unter Berüdfich: 
tigung der Wünjche der betreffenden Regierungen ernennt. 

2) R.B. Urt. 36 Abſ. 3. 

19* 
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durch die Reichsverfaffung derjelbe Zuſtand thatfächlich confervirt 
worden, welcher durch den Bollvereinsvertrag von 1867 geſchaffen 
worden war; innerhalb des vollen Bundesrathes, der dem ehe: 
maligen Zollvereinzbundesrathe ent|pricht, fcheidet fich für Die Ange: 
legenbeiten der Branntmwein- und Bierbefteuerung der ehemalige 
Bundesrath des Norddeutfchen Bundes, verftärft durch den Hinzu: 
tritt von Südheſſen, aus '). Auch in dem Ausſchuß des Bunde: 
rathes für Zoll: und Steuermefen können die Süddeutſchen Staaten 
feine Stimme bei Angelegenheiten führen, welche die Befteuerung 
von inländiihem Branntwein und Bier betreffen. Nach Außen 
bin aber ift die Unterfcheidung zwiſchen Norddeutihem Bundes: 
rath und Bollvereinsbundesrath gänzlich befeitigt; auch wenn die 
von den Süddeutihen Staaten ernannten Mitglieder nicht mit: 
geitimmt haben, ift es immer der Bundesrath des Deutſchen 
Reiches, welcher den Beſchluß gefaßt hat. 

V. Im engften Zufammenbange mit dem Selbitvermaltungs: 
tet der einzelnen Staaten fteht die Jurisdiktion derſelben über 
Boll: und Steuerkontraventionen ?) und demgemäß hat jeder Staat 
„in feinem Gebiete” aud das Begnadigungs: und Strafverwant. 
lungsrecht; die Einzelftaaten find aber verpflichtet, auf Verlangen 
periodiſche Weberfihten der erfolgten Straferlaffe dem Bundesrath 
mitzutbeilen °). 


8. 115. Das Rechtsverhältniß zwiſchen den Einzelftanten und 
| dem Neid). 


I. Der Ertrag der Zölle und der im Art. 35 der R.B. auf 
geführten Verbrauchsſteuern, ſoweit die letzteren der Reichsgeſetz 
gebung unterliegen, fließt nach Art. 38 der R.V. in die Reichs— 





1) Daß Hamburg und Bremen an den Beichlüffen über die Befteuerung 
von inländifchem Branntwein und Bier Antheil haben, ift zweifellos unt 
ergiebt fi) daraus, daß diefe Staaten und die übrigen Zollexclaven ein der 
Abgabe entſprechendes Averſum an die Reichskaſſe zahlen. Vgl. Thudichum 
in v. Holtzendorffs Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege 
des Deutſchen Reichs I. ©. 38. 

2) Ueber die Möglichkeit, Streitfragen hinſichtlich der in die Reichslaſſe 
fließenden Abgaben zur Entjcheidung des Reichegerichts zu bringen, fiche 
oben ©. 63. 

3) Zollv. V. v. 1867 Art. 18. 
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fafje*); die Einzelftaaten führen daher die Verwaltung diefer 
Abgaben für Rechnung des Reiches und ſowie der einzelne Staat 
die von ihm erhobenen Einnahmen an die Reichstaffe abzuliefern 
(beziehentl. zu verrechnen) hat, jo müßten ihm andererjeit3 nad 
allgemeinen Redhtsgrundfägen die auf die Erhebung und Ber: 
waltung verwendeten Koften eritattet werden. Nach dem gegen: 
wärtig geltenden Rechte ift aber nur die Einnahmen-Gemeinſchaft, 
nicht die Koſten-Gemeinſchaft vollftändig durchgeführt; es beftehen 
auch in diefer Hinficht die Einrichtungen des Zollvereins im Wefent: 
Yichen fort. Da der lettere eine Zoll und Steuerjocietät jouverainer 
Staaten war, fo fonnte der Etat für die Boll: und Steuerver- 
waltung nit für das ganze Zollgebiet einheitlich feitgeftellt wer— 
den, fondern feine Aufftelung war ebenjo mie die Organifation 
der Behörden den einzelnen Vereingmitgliedern überlafen. An- 
dererſeits konnte man auch nicht den Grundſatz durchführen, daß 
jeder Staat die von ihm nad eigenem Belieben aufgewendeten 
Koften dem Verein in Rechnung ftellen dürfe, weil die Verſchieden⸗ 
beit der Behördenverfaffung, der Beſoldungs- und Benfionsver: 
bältnifje und der Verwaltungs-Einrichtungen der einzelnen Staaten 
eine zu große Ungleichheit der Liquidationen zur Folge gebabt 
hätte und weil die Gefahr hervorgerufen worden wäre, daß die 
einzelnen Staaten auf Koften der Geſammtheit einen unnötbigen 
Beamten-Lurus trieben. Endlich verbot es fi von felbit, vie 
Koften der Erhebung und Verwaltung einfadh den Einzelitaaten 
aufzubürden, weil die Höhe diejer Koften fi) nach der Länge der 
Auslandsgrenze und nach der Gruppirung der Productions: und 
Handelögebiete beftimmt und daher fich ſehr ungleich vertheilt. 
Es mar vielmehr geboten den Erfat der Erhebungs- und Ber: 
waltungsfoften in der Art zu normiren, daß die Einzelitaaten 
eine Entfehädigung empfangen, die im Berhältniß zu den von ihnen 
für die Geſammtheit gemachten Leiftungen und Aufwendungen 
ftebt, daß fie im Webrigen aber die Zolls und Steuervermaltung 
für eigene Rechnung führen. Hieraus ergiebt fi zugleid eine 
Verſchiedenheit binfichtlich der Behandlung der einzelnen Abgaben, 
welche im Art. 38 der R.B. in folgender Weile fanctionirt worden ift. 


1) Ueber die Bedeutung und über die Mobifilationen dieſes Grundſatzes 
fiehe unten 8. 122. 
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1. Sinfihtlih der Zölle Die Einzelftaaten find be- 
rechtigt von den Zollerträgen diejenigen Koften in Abzug zu bringen, 
„welche an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in 
dem Grenzbezirke für den Schub und die Erhebung der Zölle 
erforderlich find”. Dieſe dem Art. 11 des Zollo.:Bertr. v. 1867 
entnommene Beitimmung findet ihre Ergänzung in dem Art. 16 
Abſ. 1 defielben Vertrages, welcher binfihtlid der Erhebungs— 
und Bermaltungsfoften folgende vier Grundfäge feitgeftellt bat: 

1. „Man wird, fo weit nicht ausnahmsweiſe etwas Anderes 
verabredet ift, feine Gemeinschaft dabei eintreten laffen, viel- 
mebr übernimmt jede Regierung alle in ihrem Gebiete vorkom— 
menden Erhebungs- und Verwaltungskoſten, es mögen diefe durch 
die Einrichtung und Unterhaltung der Haupt: und Neben-Zollämter, 
der inneren Steuerämter, Hallämter und Padhöfe, und der Zoll: 
Direktionen, oder durch den Unterhalt des dabei angeftellten Ber: 
ſonals und durch die dem legteren zu bemilligenden PBenfionen, 
oder endlih au8 irgend einem anderen Bedürfniffe der Zollver: 
waltung entiteben. 

2. Hinfichtlich desjenigen Theils des Bedarf? aber, weldher 
an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des 
dazu gehörigen Grenzbezirts für die Zoll-Erhebungs- und Auf: 
ſichts- oder Kontrol-Behörden und Zollſchutzwachen erforderlich if, 
wird man fih über Baufhfummen vereinigen, welde 
von der jährlid auffommenden und der Gemeinihaft zu berech: 
nenden Brutto-Einnahme an Zollgefällen nah der im Art. 11 
getroffenen Vereinbarung in Abzug gebracht werben. 

3. Bei diefer Ausmittelung des Bedarf fol da, wo bie 
Perzeption privativer Abgaben mit der Zoll-Erhebung verbunden 
it, von den Gehältern und Amtsbebürfniffen der Bollbeamten 
nur derjenige Theil in Anrechnung kommen, melder dem Ber 
hältniffe ihrer Gefchäfte für den Zolldienft zu ihren Amtsgeſchäften 
überhaupt entſpricht. 

4. Man wird auch ferner darauf bedadt fein, durch Felt: 
ftellung allgemeiner Normen die Befoldungsverhältniffe der Beamten 
bei den Zoll-Erhebungs- und Auffichtsbehörden, ingleichen bei den 
Bolldirektionen in möglichite Webereinftimmung zu bringen“. 

Aus Ziff. 2 diefer durch Art. 40 der R.V. in Kraft erhal: 
tenen Vereinbarungen ergiebt fi) zunächſt, daß die dem Einzel: 
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ftaaten zu Gute Tommenden Beträge in „Pauſchſummen“ feitzus 
ftellen find; d. h. daß die Einzelftaaten nicht die wirkliche Vers 
ausgabung der ihnen zur Verfügung ftehenden Summe fpeziell 
nachzumeifen brauchen und daß etwaige Erſparniſſe ihnen ver: 
bleiben. Eine Ausnahme biervon beftebt jedoch für die Gehalte 
und Pferdegelder der Beamten; fie dürfen für Stellen, melde 
thatſächlich nicht beſetzt geweſen find, nicht Liquidirt werden, wofür 
die praktiſche Ermägung in? Gewicht fällt, daß fonft die Einzel: 
ftaaten Stellen offen halten Fünnten, um die dafür ausgemorfenen 
Beträge zu erfparen, unbefümmert darum, daß die Sicherheit der 
Kontrole und der Grenzbewachung darunter leidet !).., Auch die 
Koften der Legitimationgfchein- Ausfertigung dürfen nur nach der 
wirklichen Ausgabe liquidirt werden. 

Es ergiebt fich ferner aus den angeführten Beitimmungen, 
daß die Selbitverwaltung der Einzeljtaaten binfichtlich der Organi- 
fation der Grenzzollämter bejchränft ift. Bei dem gemeinfamen In⸗ 
terefie aller Vereinsſtaaten an der Einrichtung des Zoll-Erhebungs⸗ 
und Grenzzollichugdienite® unterlag diefelbe ſchon im alten Zoll: 
verein der Beſchlußfaſſung der General-Ronferenzen, an deren Stelle 
nunmehr der Bundesrath getreten if. Der lettere hat dem— 
nad die Hauptzollämter‘, Nebenzollämter I. Klafie und Xırfage- 
poften ?), fomie die Anzahl der bei dieſen Aemtern und im Grenz 
Thußdienfte zu verwendenden Beamten feftzuftellen, mobei natür- 
lih auf die örtlichen Verhältniffe, namentlich auf die Bejchaffen- 
beit der Grenze Rüdjiht genommen werden muß °). Aus diejer 


1) Undererjeit3 können Bufchüffe zur Pauſchſumme bewilligt werben, 
wenn in einem Jahre mehr Stellen einer beſtimmten Bollbeamten-Kategorie 
vorhanden gemejen find, als der Pauſchſummen⸗Etat aufführt, injofern da 3 
Bedürfniß derjelben vor oder bei der definitiven Übrechnung vom Buns- 
desrathe anerlannt wird. Vgl. v. Aufſeß ©. 782. Ferner werden beſon⸗ 
ders vergütet die Koften für die Beichaffung und Unterhaltung der zum 
Schutze einzelner Streden der Seegrenze erforderliden Zollwachtſchiffe. Del- 
brüd ©. 69. 

2) Hinſichtlich der Nebenzollämter II. Klaſſe, welche nicht zugleich Unjage- 
poften find, ift dem Ermeflen der Einzelftaaten freier Spielraum gewährt. 
Vg'. v. Aufſeß ©. 780. 

3) Dieje Koften beftimmen fich daher nicht nad) der Länge der Auslands⸗ 
grenze, jondern nach der durch die örtlichen Berhältniffe erforderten Anzahl 
von Beamten. Bgl. Delbrüd a. a. D. Note 2. 
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Feitfegung ergiebt fich, eine wie große Anzahl von Beamten jeder 
einzelnen Kategorie das Bundesglied anzuftellen bat. Es tft ferner 
für jede Beamten:Kategorie der Minimal-Gehaltsſatz, fowie der 
Sat für PferdesUnterbaltungsgelder und Neifediäten feftgeftellt 
und es berechnet fi hieraus die Pauſchſumme, welche den Grenz: 
ftaaten für diefe Zwecke zur Verfügung fteht. Außerdem werben 
nach der Meilenzahl der Grenzlänge die fachlichen Koften für den 
Büreaudienft, die Baufoften und Umzugskoſten, die Koften der 
Nebenzollämter II. Klaſſe u. |. w. veranichlagt. 

Nach diefen Grundfägen ift der fogenannte Baufhfummen: 
Etat vom Bundesrath feſtzuſetzen )). Da jedoch die wirklichen 
Koften, welche den Staaten erwachſen, die Normaljäte des Pauid- 
ſummen⸗Etats erheblich überfteigen, und dieſes Mißverhältniß 
befonders ftarf bei denjenigen Staaten ſich geltend macht, welde 
eine im Verhältniß zum Flächeninhalt und zur Bevölferung bes 
Landes lange Auslandsgrenze zu bewahen haben, fo ift einigen 
Staaten ein Zufhuß zur eigentlihen Pauſchſumme gewährt wor: 
den?) Felt beitimmte Regeln, nach denen die Bewilligung und 
Abgrenzung diefer Zufhüfle zu erfolgen bat, laſſen fich meer 
aus den Zollvereind-Berträgen noch aus der Prarid des Bundes: 
rathes herleiten; es entjcheidet vielmehr in jedem einzelnen Falle 
die billige Rüdfihtnahme auf die Umftände. Art. 16 Abf. 1 des 
Zollv. V. hat die Gemeinfhaft der Erhebungs: und Verwaltungs: 
toften übrigens mit der Klaufel ausgefchlofien: „Tomeit nicht aus: 
nahmsweije etwas Anderes verabredet it“. Sole Ausnahmen 


1) Die Feitftellung erfolgte auf der XI. General-Bollconferenz zu Darm⸗ 
ftabt im Jahre 1854, fie twurde aber wiederholt den Bedürfniſſen entſprechend 
verändert, inSbejondere jo oft durch die Ausdehwung des Bollgebietes fich die 
Grenzlängen veränderten. Bon der eingreifendften Bebeutung war in biejer 
Hinfiht der Zollanſchluß Elſaß⸗Lothringens. Eine neue Weftftellung der 
Normalfäge erfolgte durch Beichluß des Bundesrathes v. 28. Juni 1872. 
Bol. v. Aufſeß ©. 780. 

2) Auch diefe Fälle ftanımen zum Theil aus der Zeit des Bollverein 
her; durch den Zollanſchluß Eljaß-Lothringend wurde auch eine Beränderung 
diefer Feſtſetzungen erforderlich. Eljaß-Lothringen felbft wurde geftattet, bie 
den dortigen Boll- und GSalzfteuer-Beamten gewährten Stationszulagen zu 
zwei Dritteln ihres Betrages, jedoch höchſtens 300,000 M., dem Reiche in 
Rechnung zu ftellen. Vgl. die näheren Ungaben bei Delbrüd a. a. N. 
©. 70—12, 








8. 115. Das Rechtsverhältniß zwiichen den Einzelftaaten c. 297 


waren zum Theil Thon mährend des Zollvereins vereinbart. 
Gegenwärtig werden auf gemeinſchaftliche Koften, d. b. aus Mit: 
teln des Reiches beftritten die Bejoldungen, Zulagen und andern 
Bebürfniffe der Reichsbevollmächtigten und Stationzfontroleure, 
Die Ausgaben für das Zoll: und Steuer⸗Rechnungsbüreau und 
das ftatiftifche Amt und insbejondere die durch den Einjchluß der 
Unterelbe in das Zollgebiet erwachſenen fortvauernden Koften der 
Begleitung und Ueberwachung, welde zwar von Preußen beftritten, 
in der Pauſchſumme Preußens aber mit in Anja gebracht werden ')- 

2. Sinfihtlih der Salzſteuer beflimmt Art. 38 der R.B.?), 
Daß nur diejenigen Koften, melde zur Befoldung der mit Erbe: 
bung und Kontrolirung diefer Steuer auf den Salzwerten 
beauftragten Beamten aufgewendet werden, in Abzug zu bringen 
find ®). Es ift daher bier vollkommen daſſelbe Prinzip, mie bei 
den Zöllen analog zur Anwendung gebracht morden und auf die 
vorftehbenden Ausführungen zu vermeifen. 

3. Hinſichtlich der übrigen Steuern hat Art. 38 der 
RB. ein anderes Prinzip für die Schabloshaltung der Einzel: 
ftaaten adoptirt. Es ift nicht ein Normaletat veranichlagt und 
ber Betrag deſſelben den einzelnen Bundesgliedern als Pauſch⸗ 
fumme bewilligt worden, fondern mit Rüdficht auf die ſchwanken⸗ 
den, von Ernte:Ergebniffen, Handeldconjuncturen und anderen 
nicht vorauszufehenden Einflüflen abhängigen Erträge diefer Steuern, 
welde auf die für ihre Erhebung und Kontrole erforderlichen 
Koften einen unmittelbaren Einfluß ausüben, und mit Rüdficht 
auf die Art und Weile der Erhebung und Kontrole ift den Einzel- 
ftaaten eine Tantiöme des von ihnen erhobenen Steuerquantums 
bemilligt worden. Daſſelbe ift bei ver Branntwein: und Bier- 
fteuer verfaffungsmäßig auf 15 Prozent der Gejammteinnahme 


1) Die Frage, ob der Bundesrath befugt fei, die Baufchjumme um der- 
artige Beträge zu erhöhen, ift fehr ftreitig. Dagegen erflärt ſich Delbrüd 
a. a. O. ©. 73; indeß ift ihm wol kaum der Beweis fefter Grenzen für die 
Befugniß des Bundesrathes gelungen. Bgl. auch die Verhandlungen des 
Reichstages v. 1881/82 Stenogr. Berichte S. 635 ff. 655 ff. 

2) in Vebereinftimmung mit Art. 3 der Uebereintunft vom 8. Mai 1867 
und de Art. 11 Abi. 2 Biff. 3 litt. b des Bollvereind.®. v. 1867. 

3) Die Bergütungsfäge für die Beſoldung ber Salzfteuerbeamten find 
durch Bundesrathsbeſchluß v. 14. Dez. 1872 normirt worden. v. Aufſeß ©. 785. 
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firirt; bei der Zuderfteuerund Tabaksſteuer if die Felt 
ftellung des PVergütungsjages der Beichlußfaflung des Bundes: 
rathes überlaflen. Er ift bei ber Zuderfteuer auf 4 Prozent 
feftgefegt worden '); bei der Tabakſteuer erhalten die Bundes: 
ftaaten einerjeit3 für die Anbaufontrole einen feften Betrag pro 
Ar der mit Tabak bepflanzten Flächen (20 Pf. pro Ar) anderer: 
jeit8 2 Prozent der Brutto-Einnahme ?). 

I. Eine Folge der den Einzelftaaten überlaffenen Selbftver: 
waltung ift die pekuniäre Haftung derfelben für die von ihnen 
abzuliefernden oder zu verrechnenden Steuerbeträge. Yu Diefer 
Beziehung enthält Art. 16 Abſ. 2 des Zollv. V. v. 1867 die nod 
jest in Geltung ftehende Beltimmung, daB die Staaten ſich ver- 
bindlih machen, „für die Dienfttreue der bei der Zollverwaltung 
von ihnen angeftellten Beamten und Diener und für die Sicher: 
beit der Kafjenlofale und Geldtransporte in der Art zu baften, 
daß Ausfälle, welche an den Zolleinnahmen durch Dienftuntreue 
eines Angeftellten erfolgen, oder aus der Entwendung bereit3 ein: 
gezablter Gelder entitehen, von derjenigen Regierung, weldye den 
Beamten angeltellt hat, oder welche die entwendeten Beftände er: 
hoben hatte, ganz allein zu vertreten find und bei der Revenüen: 
theilung dem betreffenden Staate zur Laft fallen.” 

III. Die Einzelftaaten find verpflichtet, den reichögeleh: 
lich normirten Steuerbetrag zu erheben. Da dieſe Verpflichtung 
nicht blos auf dem finanziellen Intereſſe des Reiches, ſondern eben: 
ſoſehr auf dem volkswirthſchaftlichen und handelspolitiichen berubt, 
jo kann es den einzelnen Staaten nicht freigeftellt fein, durch Weber: 
nahme des Ausfalles auf die Staatskaſſe Zoll: oder Gteuer: 
befreiungen oder Begünftigungen zu gewähren . Mit der im 
Art. 35 der R.B. vorgejchriebenen Einheit des Handels gebietes 
wäre ein ſolches Verfahren unvereinbar. Hieraus ergibt fi: 


1) Bundesraths⸗Beſchl. v. 17. April 1871. (Prokot. $ 140.) Siehe v. 
Aufſeß a. a. O. 

2) Bundesraths⸗Beſchl. v. 9. April 1880. Vgl. Anlage zum Etat für 
1882/83 XIV. ©. 15. 

3) Entfhädigungen, welche in einem oder dem andern Staate den vor- 
mals unmittelbaren NReichdftänden oder an Kommunen oder einzelne Brivat- 
berechtigte für eingezogene Zollrechte oder für aufgehobene Befreiungen gezahlt 
werden müffen, find von dem Landesfisfus zu tragen. Bollvereins-Bertr. v. 
22. März 1833 Art. 25; Zollv. V. v. 1867 Urt. 15 Abſ. 2. 
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1. Die Einzelftaaten dürfen Feine Begünftigungen der Einfuhr 
von Fabrikſtoffen dur Freipäfle oder Begünftigungen der 
Ausfuhr von Fabrikaten durh Rückzölle und Prämien einfeitig 
zugefteben !). Dagegen ift e8 den Staaten geitattet, einzelne 
Gegenitände auf Freipäffe ohne Abgabenentrihtung eingehen 
zu laſſen; dies gilt insbejondere von Gegenftänden, welche für die 
Hofhaltung der Landesherren und ihrer Negentenhäujer oder für 
die bei ihren Höfen akkreditirten diplomatifchen Vertreter eingehen. 
„Dergleichen Gegenftände werben jedoch zollgefetlich behandelt und 
in Freiregiftern, mit denen es wie mit den übrigen Bollregiftern 
zu balten ifl, notirt und die Abgaben, welche davon zu erheben 
gewefen wären, fommen bei der demnächſtigen Reveniienausgleich: 
ung demjenigen Staate, von welchem die Freipäfle ausgegangen 
find, in Abrechnung ?). 

2. Die Einzelftaaten dürfen ebenfowenig nach eigenem Belieben 
Zoll: und Steuer:&redite gewähren. E3 ift einleuchtend, daß 
jede Creditgewährung eine Erleichterung und Herabjegung des 
Boll- und Steuerbetraged in fich ſchließt, daß es daher nicht in 
das freie Belieben des einzelnen Staates geftellt fein Tann, Die 
Grebitfrift in unbeſchränkter Weiſe auszudehnen und dadurch zu 
Gunsten feiner Angehörigen eine bedeutende Ungleichheit der Be— 
fteuerung einzuführen ®). Die vom Reichstage wiederholt ange: 
regte geſetzliche Feftitelung allgemeiner Bedingungen für die 
Gemährung von Zolle und Steuercrediten ift noch nicht erfolgt; 
dagegen find durch Beichlüffe des Bundesrathes für die Eingangs: 
abgaben und Berbraudsfteuern die Ereditfriften, die Minimal: 
und Marimalbeträge, die Art und Weile der Sicherftellung u. |. w. 


1) Bollv.8. v. 1867 Art. 13 und dazu Protofoll v. 3. April 1833. Ueber 
die den Erbauern von Geejdiffen zu gemährenden Bergünftigungen für die 
nicht jpeciel nachweisbaren Eifen-Bejtandtheile find die jetzt geltenden Bor- 
ihriften in der vom Bundesrath feftgejeßten „Nachweiſung“ vom 5. Dezemb. 
1879 enthalten. (&entralbl. 1880 ©. 5.) Vgl. Delbrüd ©. 60. 

2) Bollv.. v. 1867 Art. 15. Für die beim Deutfchen Reich beglaubigten 
Gefandten wird ber Betrag der Zölle auf Rechnung des Reiches vergütet. 
Bundesraths⸗Beſchl. v. 29. April 1872. 

3) Bei Gründung des Bollvereind im Jahre 1833 (Protok. v. 29. Nov. 
zu Art. 10a) wurde zunächſt noch die Bewilligung der Boll- und Steuer⸗ 
eredite dem Ermeſſen jeder Vereins⸗Regierung überlaffen. 
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feftgefegt worden .“ In den Zollvereing-Verträgen war der Grund: 
faß feitgehalten worden, daß die Zollcredite der Geſammtheit ge: 
genüber als Baarbeftände zu behandeln feien ?2); durch das R.G. 
v. 4. Dezember 1871 8. 3°) wurde dagegen feſtgeſetzt, daß die 
Bundesregierungen die Zölle und Abgaben erft dann an die Reichz- 
faffe abzuliefern haben, fobald die Beträge nach den beftebenden 
Gefegen und den über die Friften der Zoll- und Steuercredite 
getroffenen Verabredungen für ihre Kaſſen fällig geworden find t). 

3. Seder Staat mit eigener Boll: und Steuerverwaltung hat 
über die von ihm verwalteten Gefchäfte Rechnung zu legen. Die 
erforderlichen Vorſchriften darüber enthält der Art. 39 der R.V. im 
Anſchluß an Art. 17 des Zollvereins-Vertr. v. 8. Juli 1867. Zur 
Ausführung und Ergänzung derfjelben bat der Reichsfanzler im 
Einverftändniß mit dem Ausihuß des Bundesrathes für Red): 
nungsweſen am 13. Januar 1872 nähere Beftimmungen erlaflen ®). 
Nachdem aber durch das R.G. v. 29. Februar 1876 (RG.Bl. 
©. 121) der Anfang des Etatzjahrs für den Reichshaushalt auf 
den 1. April 1877 verlegt worden tft, wurden diefe Beitimmungen 
duch den Bundesraths-Beſchluß v. 18. März 1878 erheblich ver: 
ändert ®). Die Rechnungen zerfallen in Monats:, Duartal- und 
Sabresrechnungen, von denen bie leßteren Haupt: oder Finalrech⸗ 
nungen, die beiden andern nur proviforiihe Nachweiſungen find. 
Die Unterbebörden legen die Rechnungen nicht direct dem Keiche, 
fondern ihren vorgejegten Behörden ab; die von den Directiv: 
bebörden der Bundesitaaten geprüften und nach Hauptüberſichten, 
in welchen jede Abgabe gejondert nachzuweiſen ift, zujammenge: 
ftelten Duartalgrechnungen werden an den Ausſchuß des Bundes: 
rathes für das Rechnungsweſen eingejandt, welcher auf Grund 
derjelben von 3 zu 3 Monaten den von der Kaſſe jedes Bundes: 
ftaates der Reichskaſſe ſchuldigen Betrag vorläufig feftitellt. 


1) Die näheren Nachweifungen bei v. Aufſeß ©. 755 ff., Die aber 
nicht mehr vollftändig dem gegenwärtigen Stande der Vorſchriften entiprechen. 
2) Protok. v. 29. Nov. 1833 zu Art. 10 a des Vertrages von 1838. 

3) R.G. Bl. 1871 ©. 413. 

4) Bol. Hirth’3 Annalen 1873 ©. 504 ff. 

.5) Abgedrudt in Hirth’3 Annalen 1872 ©. 1489 ff. 
6) Abgedrudt bei v. Aufſeß ©. 774 ff. 
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Die definitive Beſtellung erfolgt auf Grund der Finalabfchlüffe 
durch Beſchluß des Bundesrathes ?). 


8. 116. Die Statiftil des Wanrenverfehrs und die 
ſtatiſtiſche Gebühr ?). 


Aus der Einheit des Zoll: und Handelögebiets, der gemein: 
famen Handels: und Tarifpolitifi und der Gemeinfchaft der Hol: 
und Verbrauchsabgaben folgt die Nothwendigfeit einer gemeinfamen 
Statiftit des Waarenverkehres, der Productionsverhältniffe, der 
Zoll: und Steuer-Einnahmen und der Bevölferungsbemegung. Schon 
während des Hollvereind wurde diefem Bedürfniß durch das bei 
Gründung defjelben in Berlin errichtete „Zentralbureau des Zoll: 
vereind” Rechnung getragen und feit dem Jahre 1872 ift zur Be- 
arbeitung diefer Angelegenheiten das Kaiſerliche Statiſtiſche 
Amt eingefegt worden ?). Um demſelben das erforverlihe Ma- 
terial für eingehende und zuverläffige Infammenftellungen über 
den Eingang, Ausgang und Durchgang von Waaren zu verichaffen 
und um eine fihere Grundlage für die Maßnahmen der Zoll: und 
Handelspolitif zu gewinnen, ift durch das Reichsgeſetz vom 
20. Juli 1879, betreffend die Statiftif des Waarenverkehrs des 
Deutihen Zollgebietes mit dem Auslande *), vom 1. San. 1880 


1) gl. Hirth's Annalen 1878 ©. 507 fg. 

2) al. v. Scheel die deutjche Hanbelsftatijti. In Schmoller’s Jahr⸗ 
buch 1882. Erſtes Heft ©. 23 ff. v. Aufſeß a. a. O. ©. 755 ff. 

3) Bol. über die Entftehungsgejchichte deſſelben Bd. I. S. 317 fg. und 
die dafelbft Note 3 citirten Abhandlungen von Meitzen. Ueber die im Jahre 
1872 getroffenen Anordnungen Hinfichtlih der Statiſtik des Waarenverkehrs 
ift auch zu vergleichen die Darftellung in der vom Statift. Umt herausgegebenen 
„Statiftil des Deutichen Reichs“ Band III. 1873 ©. 1 ff 

4) 8.8.31. 1879 ©. 261. — Die Grundlage des Geſetzes bildet der 
Bericht v. 27. Febr. 1878, den die vom Bundesrath eingejehte Kommilfion 
für Reform der Statiftil de3 auswärtigen Waarenverkehrs erftattet hat. Druck— 
ſachen des Bundesrathes 1877/78 Nr. 40. (Auch abgedrudt in den „Monats- 
heften zur Statiftit” Bd. 43 Heft 1 1880.) Wuf ihm beruhen die Motive des 
Gefegentwurfs. Drudi. des Neichdtages 1878 Nr. 179 und 1879 Nr. 217. 
Kommilfionsbericht ebenda Nr. 330. Verhandlungen des Neichstages Stenogr. 
Berichte 1879 Bd. IL ©. 1639 fi. Bd. III. ©. 2082 ff. 2231. Ausfüh—⸗ 
rungsbeftimmungen zu dem Geſetze, ſowie Dienftvorfhriften zur 
Handhabung defjelben, welche der Bundesrath beichloffen Hat, find im Centralbl. 
des D. R. 1879 ©. 676 ff. und ©. 687 ff. bekannt gemacht. Bgl. ferner bie 
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ab eine allgemeine Pflicht zur Anmeldung der die Zollgrenze über: 
ſchreitenden Waaren und zur gleichzeitigen Entrichtung einer Ab: 
gabe eingeführt worden. 


I, Die Anmeldepflicdt. 


1. Anzumelden find alle Waaren, welche über die Grenzen 
des Deutichen Zollgebietes ein, aus= oder durchgeführt werben, 
einjchließlich der Berjendungen aus dem Zollgebiet durch das Aus: 
land nach dem Zollgebiet, nah Gattung, Menge, Herkunfts: um 
Beitimmungsland. Ausgenommen find lediglich die in 8. 5 de} 
Zolltarif-Geſetzes v. 15. Juli 1879 aufgeführten, vom Eingangs: 
zoll befreiten Gegenflände, ohne Rüdficht auf die Menge, ſowie 
Sendungen anderer zollfreier Waaren im Gewichte von 250 Gramm 
oder weniger '). Die Anmeldung muß die Gattung jeder Waare 
nach deren fpezieller Benennung und Beichaffenheit angeben un 
zwar nach den Pofitionen des ftatiftilchen Waarenverzeichnifies?). 
Das Gewicht verpadter Waaren ift netto anzumelden, und zwar 
in der Regel für jede Gattung bejonders; doch genügt für Koll, 
welche nur eine Waarengattung enthalten, das Bruttogewicht unter 
Angabe der VBerpadungsart °). 

2. Die Anmeldung erfolgt jchriftlih mittelft Uebergabe eine 
Anmeldejcheines ; beim Heinen Grenzverkehr d. b. bei dem nachbar⸗ 
lichen Verkehr der Grenzorte, welche nicht weiter als 15 Kilometer 
von der Grenze entfernt gelegen find, genügt mündliche Anmel: 
dung 4). An Stelle der Anmeldejcheine tritt bei zollpflichtigen 


Beftimmungen betreffend die Nachweifung des Waarenverkehrs zur See übe 





die Haupthäfen des LBollgebiet3 v. 29. Januar 1880 (Centralbl. S. 73f) 
und die Beftimmungen über die Statiftit des Verfehrd auf den benticen 


Waſſerſtraßen v. 30. Juni 1881. (Centralbl. ©. 330 ff.) 
1) R.®. 8. 1. 


2) R.G. 8. 2 Abſ. 1u.d. Das „Statiftiiche Waarenverzeichniß“ ift vom 


Bundesrath am 16. Dezemb. 1879 bejchloffen und im Centralbl. des D. R. 
1879 ©. 855 ff. befannt gemadt worden ; es Haffifizirt die Waaren mia 
605 Nummern. 

3) R.G. 8 2 Abf. 2. Ausnahmsweiſe können die Bolldirectinbehörben kei 


Bufammenpadung verjhiebenartiger Waaren eine allgemeine Bezeichnung dei 
Gejammtinhalts des Kollo und die Angabe des Gefammt-Bruttogemwichts net 
Berpadungsart zulaffen, ebenda. Abſ. 3. Vgl. Hierzu 8.15 der Ausführung 


beftimmungen. 
4) R.G. 8. 3 Abi. 1. Ausführungsbeftimmungen $. 8. 
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Maaren die Zoll- oder Steuerdeclaration; diejelbe ift aber durch 
Angabe der Herkunft und Beitimmung der Waare, ſowie bezüg- 
lih der Gattung und Menge den Vorſchriften dieſes Geſetzes ge- 
mäß zu ergänzen ?). 

3. Anmeldeitellen find die Zollämter im Grenzbezirk; 
ausnahmsweiſe Tönnen auch andere Zoll: oder Steuerämter zu 
Anmelveftellen beftellt werden ?), Außerdem find im Grenzbezirk 
noch andere Anmeldeſtellen nah Bedürfniß zu errichten; ingbefon- 
dere können den Gemeindehörden im Grenzbezirt an ſolchen Drten, 
an denen fi ein Zollamt nicht befindet, die Gejchäfte einer An- 
meldeftelle gegen entiprechende Vergütung aufgetragen erben. 
Die Errichtung folder Anmeldeftelen (außer den Zolämtern) Tiegt 
den Landestegierungen ob *). Jeder Anmeldeitele im Grenz: 
bezirt ift von der Zolldirection eine beftimmte Strede der Boll: 
grenze zuzutbeilen; ausnahmsweiſe, namentlich in Seehandels> 
pläßen, Tann fie auch auf eine beitimmte Verkehrsart beichränft 
werden 6). Die Anmeldeftelen find zur Nevifion der MWaaren 
dur äußere Belihtigung befugt und es Liegt ihnen ob, ohne 
Verzug die Anmeldejcheine zu prüfen und erforderlichen Falles 
deren Angaben mit den Frabtpapieren und dem MWaarenbefund 
zu vergleichen nnd die Berichtigung oder BVervollitändigung zu 
veranlafien ®). 

4. Berpflichtet zur Anmeldung der Waaren ift der Waaren: 
führer. Zur Ausftelung des Anmeldeſcheins dagegen ift ber 
Abjender verpflidtet; für die Richtigkeit und Vollftändigfeit 
der Angaben des Anmeldeſcheins ift der Ausfteller, wenn diejer 
aber außerhalb des deutſchen Zollgebiet3 und der Ausſchlüſſe 
wohnt, der Waarenführer verantwortlich 8). Deffentlihe Transport: 


1) RG. 8. 4. 

2) R.G. 8.3 Abſ. 2. 3. Für die mittelft Boll- oder Steuerdeclaration 
angemeldeten Waaren fungiren die betreffenden Zoll oder Steuerftellen, auch 
wenn fie im Binnenbezirk ihren Sit Haben, ald Anmeldeftellen, ebenda 8. 4 Abſ. 3. 

3) R.G. 8. 3 Abi. 2. 

4) Ausführungsbeftimmungen 8. 3 Abf. 1. 

5) Ebendaf. Abj. 2. 8. 6. 

6) R.G. 8. 8. 
7) RG. 8. 3 Abſ. 1. 
8 R. G. 8. 5. 
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anftalten und Berjonen, melde gewerbsmäßig Güter befördern, 
dürfen nach dem Auslande gerichtete Waaren nur dann befördern, 
wenn ihnen orbuungsmäßige Anmeldeicheine überwiefen worden 
find ‘); bei der Einfuhr von Gütern können fie den Abfender in 
der Ausftelung des Anmeldeſcheins vertreten, fall er weder im 
deutſchen Zollgebiet noch in den Zollausſchlüſſen wohnt ?). 

5. Der Bundesrath Tann beim Poſtverkehr, bei Sendungen 
vom HBollgebiet duch das Ausland nad dem Bollgebiet, beim 
Heinen Grenzverkehr, bei der Durchfuhr auf kurzen Straßenftreden, 
ſowie in Rüdficht auf fonftige befondere Verhältniffe Erleichterungen 
bezüglich der Anmelvepflicht eintreten laſſen ?). 


I. Die ſtatiſtiſche Abgabe. 


1. Bei jeder ſchriftlichen Anmeldung ift eine Abgabe zu 
entrichten ). Site beträgt für die in demfelben Anmeldejchein 
oder berjelben Deklaration aufgeführten Waaren, wenn dieſelben 
verpadt find, für je 500 Kilogr. 5 Pf., wenn diefelben unver: 
padt find, für je 1000 Kilogramm 5 Pf., für die Maffengüter, 
welde im $. 11 Ziff. 3 des Geſetzes bezeichnet find °), 10 Bf. 
für je 10,000 Rilogr. und für die im $. 11 Ziff. 4 aufgeführten 
Thiere für je 5 Stüd 5 Pfennige. Für Bructheile oder Mengen: 
einbeiten fommt die volle Gebühr in Anrechnung. Befreit von 
der Abgabe find ®): 

a) Waaren, melde unter Zollkontrole verjendet, oder auf 
Niederlagen für unverzollte Gegenitände gebradt”), oder nad 


1) R.®. 8. 6. Vgl. Ausführungdbeftimmungen 8. 9. 

2) R.G. 8. 5. Abſ. 1. 

8) R.G. 8. 9. Diefe Erleichterungen find feftgeftellt worden in ben Aus 
führungsbeftimmungen 8.8. 12 ff. 

4) Sie wird im Gefeg als „ſtatiſtiſche Gebühr” bezeichnet; fie wird aber 
nicht entrichtet von dem Verpflichteten für eine in [einem Snterefle erforderte 
Thätigleit der Behörden, fondern e3 wird im Gegentheil im öffentlihen In⸗ 
terefie dem Wanrenführer eine ihn beläftigende Thätigfeit (die Anmeldung) 
und außerdem noch die Bezahlung einer Abgabe auferlegt, für welche daher 
die Bezeihnung „Gebühr“ nicht recht angemeffen erjcheint. In Wahrheit ift 
die Abgabe ein, freilich geringfügiger, Ein- und Ausfubr-Boll. 

5) Das Verzeichniß berjelben, welches der Bundesrath feitgeftellt Hat, ift 
im Eentralbl. f. d. D. R. 1880 ©. 318 ff. veröffentlicht. 

6) R.®. 8. 12. 

7) Jedoch mit Ausnahme der einer Bollabfertigung unteriworfenen z01l- 
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Entrihtung des Eingangszolls in den freien Verkehr geſetzt oder 
endlih zum Zwed der Zurüdvergütung oder des Erlafles von 
Abgaben unter amtliher Kontrole ausgeführt werden. 

b) Waaren, welde auf Grund Direlter Begleitpapiere im 
freien Verkehr durd das deutſche Zollgebiet durchgeführt oder aus 
demjelben durch das Ausland nach dem Zollgebiet befördert werden '). 

c) Die Poſtſendungen. 

2. Haftbar für die Entrihtung der Gebühr iſt derjenige, 
welcher zur Zeit, wo die Anmeldung ftattzufinden hat, Inhaber 
(natürlicher Befiter) der Waare ift ?). Dies ift in der Mehrzahl 
der Fälle der Waarenführer, das ihm nad Art. 409 des H.G. B's. 
am Frachtgut zuftehende Pfandrecht erftredt ſich auch auf bie 
Anſprüche, welche ihm aus der Erfüllung der Anmelde: uud Ge: 
bübrenpflicht erwachſen °). 

3. Die Entrihtung der Gebühr erfolgt durch Verwendung 
von Reichs-Stempelmarken auf den Anmeldefcheinen oder den fie 
vertretenden Papieren (Bolldeclarationen) *). Die für die Kon: 
trolirung der Zölle beftehenden Vorſchriften finden auf die ftatiftifche 
Gebühr Anwendung ®). 

4. Der Ertrag - der fogen. ftatiftiichen Gebühr fließt in die 
Reichskaſſe ); den Bundesftaaten wird jedoch für die ihnen durch 
die Statiftit des auswärtigen Waarenverkehrs erwachjenden Koften 
eine vom Bundesrath feftzuftellende Vergütung gewährt ”). Außer: 
dem erhalten die drei Poftverwaltungen für den Verlauf der 


freien Waaren, welche nach vorheriger Berjendung unter Zollkontrole bei 
einem Amte im Innern in den freien Verkehr geſetzt werden. 

1) Durch die Befreiung diejer Waaren von der Abgabe foll der Zweck 
erreicht werden, bie Durchfuhr⸗Güter von den Einfuhr- und den Wusfuhr- 
gütern ftatiftiich zu trennen. 

2) R.G. 8. 13 Ubf. 2. 

3) R.G. 8. 18. 

4) R.G. 8.13 Abſ. 1. Die Stempelmarlen werden von den Boftanftalten 
verlauft. Ausf.Beftimmung $. 17. 

5) Ebenda $. 15. 

6) R.®. S. 11 Abf. 1. Nach dem Etat für 1882/83 ift der Brutto 
Ertrag derjelben auf 500,000 M. veranſchlagt. 

7) R.G. 8. 14. Hier kommen die Ausgaben für Unmeldepoften und fäch- 
liche Verwaltungskoſten in Anſatz; nach dem Etat für 1882/83 betragen dieſe 
Bergütungen zufammen 15,000 M. 

Laband, Reichbſtaatbrecht. ILL 2. 20 
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anftalten und Perſonen, melde gewerbsmäßig Güter befördem, 
dürfen nach dem Auslande gerichtete Waaren nur dann befördern, 
wenn ihnen orbnungsmäßige Anmeldefcheine überwiefen worden 
find '); bei der Einfuhr von Gütern Tönnen fie den Abſender u 
der Austellung des Anmelbefcheind vertreten, falls er weder m 
deutſchen Zollgebiet noch in den Zollausfchlüffen wohnt ?). 

5. Der Bundesrat Tann beim Poftverfehr, bei Sendungen 
vom Bollgebiet durch das Ausland nah dem Bollgebiet, beim 
Heinen Grenzverkehr, bei der Durchfuhr auf kurzen Straßenftreden, 
ſowie in Rückſicht auf fonftige befondere Verhältniſſe Erleichterungen 
bezüglich der Anmeldepflicht eintreten laſſen ?). 


I. Die ftatiftifhe Abgabe. 


1. Bet jeder ſchriftlichen Anmeldung ift eine Abgabe zu 
entrichten ). Sie beträgt für die in demfelben Anmeldefchein 
oder derjelben Deklaration aufgeführten Waaren, wenn bdiefelben 
verpadt find, für je 500 Kilogr. 5 Pf., wenn diejelben unver: 
padt find, für je 1000 Kilogramm 5 Pf., für die Mafjengüter, 
welde im $. 11 Ziff. 3 des Geſetzes bezeichnet find), 10 Pf. 
für je 10,000 Kilogr. und für bie im $. 11 giff. 4 aufgeführten 
Thiere für je 5 Stüd 5 Pfennige. Für Bructheile oder Mengen: 
einbeiten kommt die volle Gebühr in Anrehnung. Befreit von 
der Abgabe find °): 

a) Waaren, melde unter Zolllontrole verjendet, oder auf 
Niederlagen für unverzollte Gegenftände gebradt”), oder nad 


1) R.G. 8. 6. Bgl. Ausführungsbeftimmungen 8. 9. 

2) R.G. 8. 5. Abſ. 1. 

8) R.G. 8. 9. Dieſe Erleichterungen find feftgeftellt worden in den An} 
führungsbeftimmungen 8.8. 12 ff. 

4) Sie wird im Gejeg als „ftatiftifche Gebühr” bezeichnet; fie wird aber 
nicht entrichtet von dem Berpflichteten für eine in feinem Intereſſe erforderte 
Thätigleit der Behörden, jondern es wird im Gegentheil im öffentlichen In⸗ 
terefie dem Waarenführer eine ihn beläftigende Thätigfeit (die Anmeldung) 
und außerdem noch die Bezahlung einer Abgabe auferlegt, für welche daher 
die Bezeichnung „Gebühr“ nicht recht angemeflen erjcheint. In Wahrheit if 
die Abgabe ein, freilich geringfügiger, Ein- und Ausfuhr-Zoll. 

5) Das Berzeichniß derjelben, welches der Bundesrath feitgeftellt Hat, iſt 
im Gentralbl. f. d. D. R. 1880 ©. 318 ff. veröffentlicht. 

6) R.G. 8. 12. 

7) Jedoch mit Uusnahme der einer Bollabfertigung unterworfenen z01l« 
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Entrihtung des Eingangszolls in den freien Verkehr geſetzt oder 
endlih zum Zweck der Zurüdvergütung oder des Erlaſſes von 
Abgaben unter amtlicher Kontrole ausgeführt werden. 

b) Waaren, melde auf Grund direkter Begleitpapiere im 
freien Verkehr durch das deutſche Zollgebiet durchgeführt oder aus 
bemfelben durch das Ausland nad) dem Zollgebiet befördert werden ?). 

c) Die Boftjendungen. 

2. Haftbar für die Entrihtung der Gebühr ift derjenige, 
welcher zur Zeit, wo die Anmeldung flatizufinden bat, Inhaber 
(natürlicher Befiger) der Waare ift ?). Dies ift in der Mehrzahl 
ber Fälle der Waarenführer; das ihm nach Art. 409 des H.G. B's. 
am Frachtgut zuftebende Pfandrecht erftredt fih auch auf bie 
Ansprüche, welche ihm aus der Erfüllung der Anmelde: uud Ge- 
bübrenpflicht erwachſen °). 

3. Die Entrihtung der Gebühr erfolgt durh Verwendung 
von Reichs-Stempelmarken auf den Anmeldefcheinen oder den fie 
vertretenden Papieren (Zolldeclarationen) *). Die für die Kon: 
trolirung der Zölle beftehenden Vorſchriften finden auf die ftatiftifche 
Gebühr Anwendung ®). 

4. Der Ertrag - der fogen. ftatiftiihen Gebühr fließt in die 
Reichskaſſe ; den Bundesftaaten wird jedoch für die ihnen durch 
die Statiftif des auswärtigen Waarenverkehrs erwachſenden Koften 
eine vom Bundesrath feftzuftellende Vergütung gewährt ?). Außer: 
dem erhalten die drei Poftverwaltungen für den Berlauf der 


freien Waaren, welche nach vorheriger Berjendung unter Zolltontrole bei 
einem Amte im Innern in den freien Verkehr gejegt werden. 

1) Durch die Befreiung diefer Waaren von ber Abgabe joll der Zweck 
erreicht werden, die Durchfuhr⸗Güter von den Einfuhr- und den Ausfuhr⸗ 
gütern ftatiftiich zu trennen. 

2) R.G. $. 13 Abſ. 2. 

3) R.G. 8. 18. 

4) R.G. 8.13 Abſ. 1. Die Stempelmarlen werden von den Poftanftalten 
verkauft. Ausf.Beftimmung $. 17. 

5) Ebenda 8. 15. 

6) RG. S. 11 Abi. 1. Nach dem Etat für 1882/83 ift der Brutto- 
Ertrag derjelben auf 500,000 M. veranſchlagt. 

7) R.G. 8. 14.. Hier kommen die Ausgaben für Unmeldepoften und jäch- 
liche Berwaltungstoften in Anſatz; nach dem Etat für 1882/83 betragen dieſe 
Bergütungen zujammen 15,000 M. 

Laband, Reichsſtaatsrecht. ILL 2. 20 
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Stempelmarfen eine Brovifion von 2'/a Prozent der Brutto: 
Einnahme '). 

III. Zumiderbandlungen gegen das Geſetz v. 20. Juli 
1879 und der in Folge deflelben erlaflenen Ausführungsbeitim: 
mungen von Seiten der Waarenführer und inländifhen Abjender 
werden mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 100 Mark geahndet. 
Die Vorſchriften der Bollgefeße finden auf fie Anwendung un 
die Organe der Zollverwaltung haben die Beobachtung der Bor: 
Schriften dieſes Gefetes zu Überwachen und Zumiderbandlungen 
gegen biefelben zur Anzeige zu bringen ?). 


B. Die Reihs-Hfempelabgaben. 
8. 117. Der Spiellarten-Stempel. 


I. Durch das Gefeh vom 3. Yuli 1878 (R. G. Bl. ©. 13) 
wurden Spielfarten vom 1. Januar 1879 an unter Aufhebung 
aller Landesftempelabgaben einer zur Reichskaſſe fließenden Stempel: 
abgabe unterworfen, welche 0,30 Mark für jedes Kartenfpiel von 
36 oder weniger Blättern, 0,50 Mark für jedes andere Spiel 
beträgt. Die Steuer wird zwar durch Abftempelung der Karten 
entrichtet, ift aber ſowohl ihrer wirthſchaftlichen Natur als ihre 
jurifttfchen Geftalt nad) eine Verbrauchsabgabe und den im Art. 3 
der R.B. aufgeführten Befteuerungen von inländifhen Erzeugnifien 
völlig analog. Diefer Natur der Steuer entipridt es, daß Spiel 
karten, welche unter amtlicher Kontrole in das Ausland ausgeführt 
werden, der Abgabe nicht unterliegen ?). Die Abgabe trifft in 
gleiher Höhe die vom Auslande in das Bundesgebiet eingehen: 
den, wie die im Inlande fabrizirten Spielkarten ). Die Errid: 
tung von Spieltartenfabriten und die Fabrikation von Spielkarten 


1) Im Ganzen ift in dem Etat für 1882/83 die Rein⸗Einnahme von der 
ftatiftifchen Gebühr auf 464,000 M. veranfchlagt, während die bei dem ftatifi- 
ſchen Amte durch die Bearbeitung der Statiftil des Waarenverkehrs mit dem 
Auslande erwachienden Ausgaben 300,000 DM. betragen. 

2) R.®. 8. 16. 17. 

3) R.G. v. 3. Juli 1878 8. 1 Abi. 2. 

4) Für die in das Zollgebtet eingeführten Karten ift außerdem noch 
der tarifmäßige Eingangszoll zu entrichten ; dies gilt jelbftverftändfich auch von 
ben in den Bollerclaven abgeftempelten und von dort in das Zollgebiet ein 
geführten Karten. 
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unterliegt im Intereſſe der Steuerkontrole ähnlichen Beſchränkungen, 
wie fie für die Herftelung abgabepflichtiger Verbrauchsgegenftände 
angeordnet find ; ebenſo müfjen fich ſowohl die Inhaber von Karten: 
fabrifen wie die Händler mit Spielfarten fteuerlihe Revifionen 
der Gefhäftsräume und Vorräthe gefallen laſſen '). Spielkarten, 
welche nicht mit dem in dem Geſetz erforderten Stempel verfehen 
find, unterliegen der Einziehung). Wer Karten, welche mit dem 
erforderlichen Stempel nicht verjehen find, feilhält, veräußert, ver- 
theilt, erwirbt, damit Spielt oder ſolche wiflentlih in Gewahrſam 
bat, verfällt für jedes Spiel in eine Strafe von 30 Mark’). Für 
Fabrilanten, Importeure und Händler von Spielmarfen find be: 
fondere, höhere Straffäße angedroht ) Hinfichtlich der Strafver- 
folgung gelten im Uebrigen diefelben Vorſchriften wie fie bei 
Bumiderhandlungen gegen die Zoll: und Steuergejeße zur Anwen: 
dung fommen °). 

II. Die Erhebung und Verwaltung des Spiellarten- 
ftempels erfolgt duch die Zoll: und Steuer behörden. Die 
näberen Vorſchriften darüber find vom Bundesrath zu erlaſſen ®). 
Die Reichsbevollmächtigten und Stationsfontroleure Üben in Bezug 
auf die Ausführung diefes Geſetzes diefelben Rechte und Pflichten, 
welde fie bezüglich der Erhebung und Bermwaltung der Zölle und 
der gemeinfchaftlichen Verbrauchsſteuern zu üben haben”). Die in 
den vorhergehenden Baragraphen dargeitellten Regeln finden daher 
auch auf diefe Abgabe Anwendung ®). 


1) R.G. 88. 4—9. 

2) R.®. 8. 10 Abf. 1. 

8) R.G. 8. 10 Abſ. 2. 

4) R. G. 88. 11—16. 

5) 8.8. 88. 17—20. | 

6) R.G. 3. 21. Die Ausführungsporfchriften nebft dem Regulativ be- 
treffend den Betrieb der Spiellartenfabriten und den Beſtimmungen über die 
Kachverfteuerung der Spiellarten find unter dem Datum bes 6. Yuli 1878 
verdffentliht im Gentralbl. des D. R. 1878 ©. 408 ff. Eine BZujammen- 
ftellung der jonftigen Ausführungsbeftimmungen giebt v. Aufſeß a. a. O. 
©. 745 fg. 

7) R.G. 8. 22. 

8) Die Marimalfrift für den Steuerkredit ift gejeglih auf 3 Monate 
firirt; der Kredit fann nur gegen Sicherheitsftellung bewilligt werden. Die 
Gewährung von Steuererlaß oder Erfah ift nur geftattet, wenn geftempelte 
inländiſche Karten bei der Berpadung oder Aufbewahrung in den dazu be- 

20 * 
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Diefe Regeln können aber nur innerhalb des Bollgebietes 
vollſtändig Plaß greifen, da in den Erclaven eine Zollvermwaltung 
nicht vorhanden ift. Deſſenungeachtet wird von den legteren nidt 
ftatt des Spielfartenftempels ein Averfum entrichtet, ſondern das 
Gele v. 3. Juli 1878 gilt auch in den Zollausſchlüſſen de3 
Bundesgebiet. Der Bundesrath ift aber ermädtigt für dieſe 
Gebiet3theile Beitimmungen darüber zu treffen, welcher Steuer: 
ftele die daſelbſt eingeführten Spielfarten anzumelden und tie 
der Ausgang der zur Ausfuhr oder Durchfuhr durch das Bundes: 
gebiet angemeldeten Spielfarten, fowie der Handel mit Spiel: 
Tarten zu kontroliren ift, unter welchen Bedingungen Großhändlern 
ein Lager ungeftempelter Spielfarten bewilligt werden darf, und 
endlich, inwieweit eine Ueberwachung der Ausführung des Geſetzes 
duch Reichsbeamte ftattzufinden hat und in welcher Weife die 
Einnahme an Spiellartenftempel zu verwalten und zur Reichskaſſe 
abzuführen find ?). 

III Jedem Bundesftaate werden an Erhebungs- und Ber- 
waltungskoſten fünf Prozent der in feinem Gebiete zur Erbebung 
gelangenden Stempelabgaben von Spielfarten vergütet ?). 


8. 118. Der Urlunden-Stempel*). 


1. Einer zur Reichskaſſe fließenden Abgabe unterliegen: 
1. Gezogene und eigene Wechfel, welche im Bundesgebiete 








ftimmten Yabrifräumen duch einen unverjchuldeten Zufall zum Gebraudy un- 
tauglich geworben find. R.G. 8. 7. 

1) R.G. 8.26. Alle diefe VBorfchriften find in der S. 307 Note 6 citirten 
Bundesrathd-Verordnung vom 6. Zuli 1878 enthalten. 

2) R.®. $. 28. 

*) Geſetz, betreffend die Wechjelftempelftener im Rordd. Bunde vom 
10. Juni 1869 (8.8.31. ©. 193). Entw. mit Motiven in den Drudi. des 
Reichstages v. 1869 Nr. 154. Kommiffionsberidht ebenda Ar. 28. 
Verhandlungen in den Stenogr. Berihten Bd. I. ©. 858 ff. 1187 ff. 12. 
Das Geſetz ift in den Südd. Staaten und in Effaß-Lothringen eingeführt unt 
durch das Neichögefeb vd. 4. Zuni 1879 (R.G. Bl. ©. 151) theilmeife abgeändert 
worden. Kommentare zum Wechlelftempel-Gejeh von Hoyer Berlin 1871 
und Meves Erlangen 1875. 

Gefeß, betreffend die Erhebung von Reihsftempelabgaben. Bom 
1. Juli 1881 (R.G. Bl. S.185). Entwurf mit Motiven in den Druckſachen des 
Neichötages dv. 1880 Nr. 96, von 1881 Nr. 59. Kommiffiondbericht Drudfachen 1881 
Kr. 162. Verhandlungen in den Stenogr. Berichten 1881 ©. 551 ff. 1340 ff. 
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in Umlauf gejebt werden). Den Wechfeln fteben in dieſer Be: 
ziehung glei die an Drdre lautenden Zahlungsveriprechen (Billets 
à Ordre) und die von Kaufleuten oder auf Kaufleute ausgeftellten 
Anweiſungen (Affignationen) jeder Art auf Geldauszahlungen, 
Affreditive und Zahlungsaufträge, gegen deren Borzeigung oder 
Auslieferung die Zahlung geleiftet werden foll, mit Ausnahme 
ber Platanmweifungen und Cheks, der für eine beftimmte Perſon 
ausgeftellten Affreditive und der Banknoten ?). Die Entrichtung 
der Abgabe muß erfolgen, ebe ein inländifcher Wechfel von dem 
Ausfteller, ein ausländischer Wechjel von dem erften inländischen 
Inhaber aus den Händen gegeben wird ?). | 

Die Abgabe beträgt bei einer Wechjelfumme bis 1000 M. 
von je 200 M. 10 Pf., von jedem ferneren 1000 M. 50 Pf. 
mehr, dergeltalt, daß jedes angefangene Taufend für voll gerechnet 
wird ). Iſt die Wechlelfumme in einer anderen Währung als 
der Reihsmährung ausgedrüdt, jo erfolgt zum Zwecke der Berech⸗ 
nung der Abgabe die Umrechnung der Wechfelfumme nah Maß: 
gabe des laufenden Kurfes, jofern nicht der Bundesrath für gewiſſe 
Währungen allgemeine zum Grunde zu legende Mittelmertbe feftfeßt °). 

2. Altien und für den Handelöverfehr beftimmte Renten⸗ 
und Shuldverfhreibungen. Inländiſche Papiere, melche 
unter diefe Kategorien fallen, unterliegen der Steuer, wenn fie nad) 
dem 1. Oftober 1881 ausgegeben worden find; ausländifche, wenn fie 
innerhalb des Bundesgebietes ausgehändigt, veräußert, verpfändet, 
oder wenn dafelbft andere Gefchäfte unter Lebenden damit gemacht 


1677 f. Eine Bearbeitung des Gejeged mit Angabe der Materialien und 
Ausführungsbeftimmungen zu den einzelnen Baragraphen in Hirth’3 Annalen 


1881 ©. 768 ff. 
1) R.G. v. 10. Yuni 1869 8. 1. Befreit von der Abgabe find bie vom 


Auslande auf das Ausland gezogenen nur im Ausland zahlbaren Wechjel, 
fowie die vom Inlande auf das Ausland gezogenen, nur im Audlande und 
zwar auf Sicht oder fpäteftend innerhalb zehn Tagen nach dem Tage der 
Ausftelung zahlbaren Wechfel, fofern fie vom Ausfteller direlt in das Aus⸗ 
land remittirt werden. 

2) Ebendaj. 8. 24. 

3) Ebendaf. 8. 6. 

4) R.G. v. 4. Juni 1879 Urt. I. (R.G.Bl. ©. 151). 

HRG. v. 10. Juni 1869 8. 3. RG. v. 4. Juni 1879 Art. I. Die 
jetzt geltenden Seftfegungen find am 19. Januar 1882 befchloffen worden. 
Sie find publizirt im Centralbl. d. D. R. 1882 ©. 26. 
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oder Zahlungen darauf geleiftet werden. Interimsſcheine unter: 
liegen der Steuer unter den gleihen VBorausfegungen wie bie 
Werthpapiere felbft. Befreit von der Abgabe find Renten- um 
Schuldverjchreibungen des Reiches und der Bundesftaaten, fowie 
inländifche Renten und Schuldverfchreibungen, welche nur zu dem 
Zweck des Umtaufches auögeftellt werden, fofern den desfalls von 
dem Bundesrath zu erlaffenden Kontrolvorjchriften genügt wirt, 
und die auf Grund des Reichsgeſetzes vom 8. Juni 1871 abge: 
ftempelten ausländifchen Sinbaberpapiere mit Prämien. Die Ab: 
gabe ift von jedem Stüd nur einmal zu entrihten. Sie beträgt 
für inländifhe und ausländiihde Altien 5 Promille vom Nenn: 
wertbe, für inländiiche und ausländiihe Renten: md Schuld: 
verfhreibungen 2 Bromille vom Nennwerthe '), und für ie 
ländifhe auf den Inhaber lautende und auf Grund ftaatlicher 
Genehmigung ausgegebene Renten: und Schuldverſchreibungen der 
Kommunalverbände und Kommunen, der Korporationen ländlicher 
oder ſtädtiſcher Grundbefiter, der Grundfredit: und Hypotheken: 
banten oder der Transportgeſellſchaften 1 Promille vom Rem: 
wertbe. Wenn ausländiiche Wertbpapiere, welche vor dem Inkraft— 
treten des Stempelgejeßes (1. Dftober 1881) ausgegeben find, 
innerhalb 90 Tagen nad diefem Zeitpunft zur Stempelung vor: 
gelegt worden find, jo ift an Stelle der prozentualen Abgabe ein: 
fire Stempelabgabe zu entrichten geweſen, und zwar für Aktien 
50 Pfennig, für Renten: und Schuldverjchreibungen 10 Pfeunig 
für jedes Stüd ?). 

3. Im Bundesgebiete ausgeftellte Schlußnoten und Red: 
nungen über den Abſchluß oder die Prolongation oder die 
Bedingungen des Abichluffes oder der Prolongation eines Kauf:, 
Rücklauf: Tauſch- oder Lieferungsgeihäfts, welches MWechfel, aus: 
ländiſche Banknoten oder ausländiſches Papiergeld, ferner Aktien, 
Staatd: oder andere für den Handelsverkehr beitimmte Werth— 
papiere oder Mengen von folden Sachen oder Waaren, die nad 
Gewiht, Maaß oder Zahl gehandelt zu werben pflegen, zum 


1) Sit der Kapitalwerth von Rentenverjchreibungen aus diefen ſelbſt nicht 
erfichtlich, jo gilt als folcher der 25fache Betrag ber einjährigen Rente. 

2) Reichsgeſ. v. 1. Juli 1881 (R.G. Bl. S. 185) $. 1 und in dem dazu 
gehörigen Tarif Nr. 1-8. 
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Gegenftande bat, beziehentlich über die aus ſolchen Rechtsgeſchäften 
bervorgegangenen Anſprüche. 

Die Steuer beträgt für jedes Schriftftüd der bezeichneten 
Art 20 Pfennig, und für eine Schlußnote, welche ein Zeitgefchäft 
betrifft, eine Mark. Betrifft eine Schlußnote mehr als ein Ge- 
ſchäft, jo iſt für jedes einzelne dieſer Gefchäfte der Stempel zu 
verwenden. Werden Schlußnoten oder Rechnungen in mehreren 
Eremplaren, Abjchriften oder Auszügen ausgeftelt, fo unterliegt 
jedes Stüd der Abgabe, fobald es aus den Händen des Aus: 
ftellerg gebt. Befreit von der Abgabe find Schlußnoten und Rech: 
nungen, fofern der Werth des Gegenjtandes des Geſchäfts nicht 
mehr als 300 M., bei Waarengeihäften nicht mehr als 1000 M. 
beträgt, ferner Schlußnoten, welde nur fogenannte Kontant- 
gefchäfte über Wechſel, gemünztes oder ungemünztes Gold oder 
Silber zum Gegenftande haben; endlich Telegramme und Briefe 
über die bezeichneten Geſchäfte, wenn die Briefe auf Entfernungen 
von mindeftens 15 Kilometern brfördert werden )). 

4. Zotterieloofe, fowie Ausweife über Spieleinlagen bei 
öffentlich veranftalteten Ausſpielungen von Geld oder anderen 
Gewinnen. Die Steuer beträgt bei inländischen Looſen fünf Pro— 
zent vom planmäßigen Preife (Nennwerth) ſämmtlicher Loofe 
oder Ausweile, bei ausländifchen Looſen fünf Prozent von dem 
Breife der einzelnen in das Bundesgebiet eingeführten Looſe. 
Befreit von der Abgabe find die Loofe der von den zuftändigen 
Behörden genehmigten Ausfpielungen und Lotterien zu mildthätigen 
Bmeden °). 

II. Dte Entrihtung der Steuer wird bewirkt: 

1. Bei Wechfeln und den ihnen gleichgeftellten Papieren, 
bei Shlußnoten und bei Rehnungen durch Verwendung 
der Reichsſtempelmarke oder eines mit dem erforderliden Reichs: 
ftempel verjehenen Blanketts Seitens der zur Entrichtung der 
Abgabe Verpflichteten °). Der Bundesrath hat die Vorſchriften 


1) R.G. v. 1. Juli 1881 88. 6 ff. und Tarifnummer 4. 

2) R.®. v. 1. Zuli 1881 88. 12 ff. und Tarifnummer 5. 

3) RG. v. 10. Zuni 1869 8. 13. R.G. vom 1. Juli 1881 8. 7. Bei 
Schlußnoten ift regelmäßig ein geftempeltes Yormular zu verwenden und nur 
der erforderliche Mehrbetrag der Abgabe (wenn die Schlußnote mehrere Ge- 
ichäfte betrifft), ift durch Verwendung von Stempelmarlen zu entrichten. 
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über die Art der Berwendung der Marken zu erlafien ). Stempel: 
marken, melde nicht in der vorgeichriebenen Weiſe verwendet 
worden find, werden als nicht verwendet angejeben 2). Wer der 
ihm obliegenden Verpflichtung zur Entrihtung der Stempel-Abgabe 
nicht rechtzeitig genügt, wird mit einer Geldftrafe belegt, welde 
dem fünfzigfachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleihlommt ?). 

2. Bei Altien, Renten: ud Shuldverfhreibungen 
wird die Verpflichtung zur Entrihtung der Abgabe erfüllt durch 
Zahlung des Abgabebetrages an eine zuftändige Steuerftelle, 
welche auf dem vorzulegenden Wertbpapiere Reichsftempelmarfen 
zum entiprechenden Betrage zu verwenden oder die Aufdrüdung 
des Stempel zu veranlaflen bat *). Weldhe Behörden zur Ab- 
ftempelung der Werthpapiere zuftändig find, beftimmen die Landes: 
regierungen 5); diefelben haben mindeftend an jedem Börjenplage 
eine Steuerftele zu ermädtigen®). Die Verlegung der Pflicht 
zur Abgaben-Entrihtung zieht eine Geldftrafe nah fi, die dem 
2bfachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichfommt, mindeſtens 
aber 20 Mark für jedes Werthpapier beträgt ”). 


1) R.G. v. 10. Juni 1869 8. 13 Ziff. 2 R.G. v. 1. Juli 1881 8. 21. 
Die jebt geltenden Vorfchriften Hinfichtlich der Wechjelftempelmarten find eut- 
halten in der Bekanntmachung v. 16. Juli 1881 (K. G. Bl. 1881 S. 245 fg.) 
binfihtlih der übrigen Stempelmarlten in ben Ausführungsvorſchriften vom 
7. Zuli 1881 Hiff. 10 (Centralbl. f. d. D. R. 1881 ©. 287) und ber Rad 
tragäperordnung vom 10. März 1882 (ECentralbl. ©. 107 ff.) 

2) R.G. v. 10. Juni 1869 8. 14. R.G. v. 1. Zufi 1881 8. 22. 

8) R.G. v. 10. Juni 1869 8.15 Abf. 1. RG. v. 1. Zuli 1881 8, 8. 
Das letztere Geſetz beftimmt zugleih, daß die Strafe mindeftend 20 M. für 
jedes ftempelpflichtige Schriftftüd beträgt. 

4) R.G. v. 1. Juli 1881 8.2 Abſ. 1. Nach demfelben Geſetz ($.2 Abſ. 2) 
hat der Bundesrath zu beſtimmen, in welchen Fällen und unter welchen Be— 
dingungen der Verpflichtung zur Verſteuerung durch rechtzeitige Verwendung 
von Stempelmarlken ohne amtliche Mitwirknng einer Steuerſtelle genügt wer- 
den kann. In den Wusführungs-Borfchriften v. 7. Zuli 1881 Ziff. 2c. Hat 
der Bundesrath jedoch beitimmt, daß die Abſtempelung ausſchließlich durch 
Aufdrücken des Reichsſtempels auf der Vorderſeite des Werthpapiers erfolgt 
und Daß eine Verwendung von Stempelmarken zu Wert 
papieren nicht ftattfindet, weder Geitend der Behörde noch Seitens 
des Berpflichteten. 

5) R.G. 8. 26 Abſ. 2. 

6) Ausführungsbeftimmungen v. 7. Zuli 1881 Biff. 1 Abi. 2. 

7) RG. 8 3 Abſ. 1. 
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Der Emittent ftempelpflihtiger inländiſcher Werthpapiere ift 
überdies bei Strafe von 50—500 M. verpflichtet, bevor die Ba: 
piere zur Zeichnung aufgelegt werden oder zu weiteren Einzah: 
lungen auf folde aufgefordert wird, der zuftändigen Steuerftelle 
unter Angabe der Zahl, der Gattung und des Nennwerthes der 
Stüde oder des Betrages der zu leitenden Einzahlungen Anzeige 
zu erftatten '). 

3. Hinfichtlih der Lotterielooſe ift zwiſchen Privat- und 
Staatslotterie zu unterjcheiden. 

a) der Privat-Unternehmer einer Lotterie oder Augfpielung 
muß der zuftändigen Steuerbehörde ſpäteſtens am 7. Tage nad 
dem Empfange der obrigfeitlihen Erlaubniß ſchriftlich die plan: 
mäßige Anzahl und den planmäßigen Preis der Looſe anmelden ?) 
und gleichzeitig die Abgabe für die Looſe einzahlen oder Stundung 
derfelben bi3 nach dem Beginn des Bertriebes der Looſe gegen 
Sicherftellung des Betrages oder ohne ſolche beanfpruden ®). 
Dient die Ausloofung zu Wohlthätigfeitszweden und wird aus 
diefem Grunde die Befreiung von der Abgabe in Anſpruch ge= 
nommen, fo ift der Anmeldung der Nachweis des mohltbätigen 
Zweckes beizufügen. Ueber die Anwendbarkeit der Befreiung ent- 
Iheidet die Directivbehörde ). Nach Feftftelung des Abgaben- 
betrage8 oder der Steuerbefreiung find jämmtliche Looſe von der 
Steuerbehörde mittelft Stempelaufdrud3 abzuftempeln. Ungeſtem⸗ 
pelte Looſe dürfen nicht ausgegeben werden ®). 


1) R.G. 8. 4 Abſ. 1 u. 3. Das vom Bundesrath für dieje Unzeige feft- 
geftellte Formular fiehe Centralbl. 1881 ©. 801. 

2) Auch die Behörde, melde die Genehmigung zur Beranftaltung der 
Zotterie ertheilt hat, muß davon der zuftändigen Steuerbehörde unverzüglich 
Mittheifung machen. Ausführungsvorichriften v. 7. Juli 1881 Biff. 18. 

3) R.G. 88. 12. 13. Ausführungsporfchriften 12a. Die Bedingungen 
für Stundung der Abgabe find von den Yandesregierungen feftzuftellen. 
Ausf.Vorichr. 15. 

4) Ausführungsvorſchriften 12 b. 

5) Ausf.Borichr. 14. Der Stempel hat die Aufichrift „Verfteuert“ oder 
„Stempelfrei” ; nur bei den unter obrigkeitlicher Aufficht ftattfindenden Waaren- 
Berloofungen Tann von der Abftempelung der abgabefreien Looſe Umgang 
genommen werden, wenn mit Rüdficht auf die Zahl und den Preis der Looſe 
die Abftempelung unverhältnigmäßige Mühwaltung verurfachen würde. Die 
näheren Borfchriften darüber find von den Kandesregierungen zu er- 
laſſen (ebenda. Abf. 3). 
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Mer ausländische Loofe oder Ausweiſe über Spieleinlagen 
in das Bundesgebiet einführt oder daſelbſt empfängt, hat diefelben, 
bevor mit dem Vertrieb begonnen wird, |päteftens binnen 3 Tagen 
nad) dem Tage der Einführung oder des Empfangs der zuftändigen 
Behörde anzumelden und davon die Stempelabgabe zu entrichten ?). 
Ueber die Abftempelung gelten diefelben Borfchriften wie für 
Privatlotterien; jedoch findet Stundung der Steuer nit fatt ?). 

Die Nichterfüllung der angegebenen Verpflichtungen wird mit 
einer Geldftrafe im fünffachen Betrage der binterzogenen Abgabe 
geahndet; ift die Zahl der abgefegten Looſe nicht zu ermitteln, fo 
tritt Geldftrafe von 250-5000 M. ein ?). 

b) Bon den Rotterieverwaltungen der deutichen Bundesftaaten 
wird die Stempelfteuer in einer Summe für die Gefammtzahl 
der von ihr abgeſetzten Loofe zur Reichskaſſe abgeführt; eine Ab: 
ftempelung der Looſe findet nicht ftatt*). Die Verwaltungen der 
Staat3lotterien haben ſpäteſtens am 15. Tage nah Ablauf ver 
Ziehung jeder Klaffe dem Reichsſchatzamte die Zahl der abge: 
jeßten Loofe und den Preis der Loofe anzuzeigen, worauf das 
Reichsſchatzamt die zu entrichtende Steuer feſtſetzt °). 

II. Das Verhältniß des Reiches zu den Einzel: 
ſtaaten binfichtlich der Stempel-Abgabe ift Folgendes: 

1. Diejenigen Urkunden, welche der zur Reichskaſſe fließenden 
Stempel:Abgabe unterliegen, find der Beſteuerung Seitens der 
Einzelftaaten entzogen °); ebenfo die in den Reichsgeſetzen von der 
Stempelfteuer befreiten Werthpapiere und Urkunden. Die landes: 
geleglihen Vorſchriften über die Entrihtung von Abgaben, 


1) NReichögefeß S. 14. Das Formular f. die Anmelbung fiehe Eentralbt. 
881. ©. 308. 


2) Ausf.Borichr. Ziff. 16 Ubi. 1. 

8) R.G. 8. 16. Dafeldft ift zugleich beftinnmt, daß gegen den Unter- 
nehmer inländifcher Lotterien und gegen jeden, welcher ben Bertrieb 
ausländifcher Looſe bejorgt, die Strafe mindeftend auf 250 M. feſtzuſetzen ift. 

4) R.G. 8. 18. 

5) Ausf. Vorſchr. 18. Zur Zeit beftehen Staat3lotterien in Preußen, 
Sachſen, Medlendburg, Braunjchweig und Hamburg, welde zufammen eine 
jährliche Steuer von rund 5,500,000 M. zu entrichten haben. 

6) R.&. v. 10. Juni 1869 8. 25. R.G. v. 1. Zuli 1881 8. 5 Abſ. I m. 
2.8. 11. 8. 20. 
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Gebühren, Taren u. dgl. find nur in folgenden Punkten in Gel: 
tung geblieben: 

a) Hinfichtlih der Urkunden über Eintragungen in dem Hypo: 
thefenbuche (Grundbuche) ?). 

b) Hinfichtlih der gerihtlidhen oder notariellen Beur- 
fundungen der unter Nr. 4a des Tarif bezeichneten Gejchäfte, 
und der von foldhen Urkunden ertheilten Ausfertigungen, beglaubigten 
Abſchriften undAuszüge; ſowie hinſichtlich der Schriftftüde, melde 
von den Staatsverwaltungen der Bundesitaaten über die erwähnten 
Geſchäfte aufgenommen oder ausgeftellt werden. Diele Beurkun- 
dungen und Schriftftüde find von der Reichsſtempel-Abgabe aus: 
geſchloſſen und nur den landesgefeglihen Abgaben unterworfen ?). 

c) Verträge über die unter 4a de3 Tarif bezeichneten Sachen 
und Waaren, welche weder ala gewerbliche Betriebsmaterialien 
noch zur Wiederveräußerung beitimmt find, und Auktionen und 
Auftionsprotofolle unterliegen nicht der Neichsftempel: Abgabe, 
fondern den landesgefeglihen Steuervorichriften; werden aber in 
diefen Fällen von Mällern oder anderen Unterhändlern Schrift: 
ftüde (Schlußnoten n. dgl.) ausgeftellt, jo ift für dieſe die Reichs— 
ſtempelſteuer neben den landesgeſetzlichen Abgaben zu entrichten °). 

d) Werden ftempelpflichtige Schlußnoten (Tarifnummer 4a) 
öffentlich beglaubigt, jo finden die betreffenden landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über Stempel und Gebühren für Beglaubigungen 
neben den Beitimmungen des Reichsgeſetzes Anwendung *). 

2. Die allgemeinen Berwaltungsporjhriften zur 
Ausführung der Reichsftempelgejege find vom Bundes rathe zu 
erlaffen )). Dahin gehören namentlich die Anordnungen wegen der 
Anfertigung und des Vertriebs der zu vermendenden Stempel: 
marken und geftempelten Formulare und die Feltftellung der 


1) RGuv. 1. Juli 1881 8. 5 Abſ. 3. 

2) R.G. v. 1. Zuli 1881 8. 9 lit. a. und lit. b. 

3) RG. a. a. O. lit. c. und lit. d. 

4) R.®. 8. 10. 

5) Für das Gel. v. 1. Juli 1881 verfteht ſich dies von felbft wegen 
RB. Urt. 7 Biff. 2; das Wechſelſtempel⸗Geſetz, bei deffen Erlaß es an einer 
entjprechenden Berfaflungs-Vorfchrift fehlte, erteilte dem Bunbesrath dieſe Er- 
mächtigung ſpeziell im $. 28. Vgl. über Die im Wechſelſtempel⸗Geſetz dem Bundes⸗ 
rath zugewiejenen Befugnifje meine Abhandl. in Hirth's Annalen 1873 ©, 468. 
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Mer ausländische Looſe oder Ausweife über Spieleinlagen 
in das Bundesgebiet einführt oder dafelbit empfängt, hat diefelben, 
bevor mit dem Vertrieb begonnen wird, jpäteftens binnen 3 Tagen 
nad dem Tage der Einführung oder des Empfangs der zuftändigen 
Behörde anzumelden und davon die Stempelabgabe zu entrichten '). 
Ueber die Abftempelung gelten dieſelben Vorſchriften wie für 
Privatlotterien; jedoch findet Stundung der Steuer nicht ftatt *). 

Die Nichterfüllung der angegebenen Berpflidtungen wird mi 
einer Geldftrafe im fülnffachen Betrage der binterzogenen Abgabe 
geahndet; ift die Zahl der abgejegten Looſe nicht zu ermitteln, jo 
tritt Geldftrafe von 250-5000 M. ein ®). 

b) Bon den Rotterieverwaltungen der deutichen Bundesflaaten 
wird die Stempeliteuer in einer Summe für die Gefammtzahl 
der von ihr abgefegten Looje zur Reichskaſſe abgeführt; eine Ab: 
ftempelung der Looſe findet nicht ftatt*). Die Verwaltungen der 
Staatslotterien haben ſpäteſtens am 15. Tage nah Ablauf der 
Ziehung jeder Klaffe dem Reichsſchatzamte die Zahl der abge: 
legten Loofe und den Preis der Looſe anzuzeigen, worauf da3 
Reichsſchatzamt die zu entrichtende Steuer feſtſetzt 5). 

Il. Das Verhältniß des Reiches zu den Einzel 
taaten binfihtlih der Stempel-Abgabe ift Folgendes: 

1. Diejenigen Urkunden, welche der zur Reichskaſſe fließenden 
Stempel-Abgabe unterliegen, find der Befteuerung Seitens ber 
Einzelftaaten entzogen ®); ebenfo die in den Neichsgefegen von der 
Stempeliteuer befreiten Wertbpapiere und Urkunden. Die landes: 
geſetzlichen Vorfchriften über die Entrihtung von Abgaben, 


1) Reichsgeſetz F. 14. Das Formular f. die Anmeldung fiehe Eentralbt. 
1881. ©. 308. 

2) Ausf.Borichr. Ziff. 16 Abſ. 1. 

8) R.®. 8. 16. Dafelbft ift zugleich beftimmt, daß gegen den Unter- 
nehmer inländifcher Lotterien und gegen jeden, welder den Bertrieb 
ausländifcher Looſe bejorgt, Die Strafe mindeftend auf 250 M. feftzufegen ift. 

4) R.G. 8. 18. 

5) Ausf. Vorſchr. 18. Zur Beit beftehen Staat3lotterien in Preußen, 
Sachſen, Medlenburg, Braunfchweig und Hamburg, welde zufammen eine 
jährliche Steuer von rund 5,500,000 M. zu entrichten haben. 

6) R.&. v. 10. Juni 1869 8. 25. R.G. v. 1. Zuli 1881 8. 5 Abſ. 1 m. 
2. 8. 11. 8. 20. 
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Gebühren, Taren u. dgl. find nur in folgenden Punkten in Gel: 
tung geblieben: 

a) Hinfichtlieh der Urkunden über Eintragungen in dem Hypo: 
thekenbuche (Grundbudhe) ?). 

b) Hinfihtlih der gerihtlihen oder notariellen Beur: 
fundungen der unter Nr. 4a des Tarifs bezeichneten Gefchäfte, 
und der von ſolchen Urkunden ertheilten Ausfertigungen, beglaubigten 
Abſchriften undAuszüge; ſowie hinſichtlich der Schriftitüde, welche 
von den Staatsvertwaltungen der Bundesftaaten über die erwähnten 
Geſchäfte aufgenommen oder ausgeſtellt werden. Dieſe Beurkun⸗ 
dungen und Schriftſtücke find von der Reichsſtempel-Abgabe aus: 
geſchloſſen und nur den landesgeſetzlichen Abgaben unterworfen ?). 

c) Berträge über die unter 4a des Tarif bezeichneten Sachen 
und Waaren, melde weder als gewerbliche Betriebömaterialien 
noch zur Wiederveräußerung beftimmt find, und Auktionen und 
Auktionsprotofole unterliegen nit der Neichsftempel: Abgabe, 
fondern den landesgefeglichen Steuervorichriften; werden aber in 
diefen Fällen von Mäklern oder anderen Unterhändlern Schrift: 
ftüde (Schlußnoten n. dgl.) ausgeftellt, jo ift für diefe die Reichs: 
jtempelfteuer neben den landesgejeglichen Abgaben zu entrichten ®). 

d) Werden ftempelpflidtige Schlußnoten (Tarifnummer 4a) 
öffentlich beglaubigt, jo finden die betreffenden Tandesgejeglichen 
Voriehriften über Stempel und Gebühren für Beglaubigungen 
neben den Beitimmungen des Reichsgeſetzes Anwendung t). 

2. Die allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zur 
Ausführung der Reichöftempelgefege find vom Bundesrathe zu 
erlaffen ®). Dahin gehören namentlich die Anorduungen wegen der 
Anfertigung und des Vertriebs der zu verwendenden Stempel: 
marlen und geftempelten Formulare und die Feltitellung der 


RG v. 1. Zuli 1881 8. 5 Abi. 3. 

2) R.G. v. 1. Juli 1881 8. 9 lit. a. und lit. b. 

3) RG. a. a. O. lit. c. und lit. d. 

4) R.G. 8. 10. 

5) Für das Gef. v. 1. Juli 1881 verfteht ſich dies von felbft wegen 
RB. Art. 7 Biff. 2; dad Wechſelſtempel⸗Geſetz, bei defien Erlaß ed an einer 
entſprechenden Verfaſſungs-Vorſchrift fehlte, erteilte dem Bundesrath diefe Er- 
mächtigung fpeziell im $. 28. Vgl. über die im Wechjelftempel-efeg dem Bundes- 
rath zugewielenen Befugniffe meine Abhandl. in Hirth’3 Annalen 1873 ©, 468. 
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Bedingungen, unter welchen für verborbene Marken und For: 
mulare, fowie für Stempel auf verdorbene Wertbpapiere Er: 
ftattung zuläffig iſt)). Das Wechfelftempelgefe bat jedoch gerade 
binfichtlich diefer Anordnungen dad Bundespräfidium (den Kaiſer) 
zum Erlaß berfelben ermädtigt ?).. Der Bundesrath bat ferner 
außer den bereit mebrfah erwähnten „Ausführungsvorſchriften“ 
zu den einzelnen Paragraphen des Stempelgeſetzes gleichzeitig 
„Beftimmungen über die Erhebung und Berrehnung” der Stempel: 
abgaben, insbefondere über die Führung der Regifter, erlafien?). 

Treten bei der Handhabung der beiden Stempelgejege Mängel 
bervor, namentlich Meinungsverfchiedenbeiten unter den Directiv- 
behörden der Einzelftaaten in Betreff der Auslegung‘, fo ift der 
Bundesrath auf Grund des Art. 7 Ziff. 3 der R.V. zuftändig, 
darüber zu beichließen. 

3. Die Erhebung und Berwaltung der Abgabe fteht den 
Einzelftaaten zu. Die Landesregierungen beftimmen die zu: 
ftändigen Steuerftellen, verfehen fie mit den erforderlichen An- 
weifungen und führen die Dienftaufiiht und Kontrole. Nur der 
Debit der Wech felftempelmarfen und geftempelten Wechlelfor: 
mulare wird von den PBoftanftalten beforgt‘), fo daß ein 
Theil der Verwaltung ber Wechfelftempelfteuer mit der Poftver: 
waltung verſchmolzen ift d). Den Einzelftaaten ift aud die Beauf: 
fihtigung der ordnungsmäßigen und volllommenen Entridtung der 
Stempelabgabe überlaflen. Die in den Bundesftaaten mit der 
Beauflichtigung des Stempelweſens beauftragten Behörden und 
Beamten haben die gleichen Pflichten und die gleichen Rechte bin: 
fichtli der Reichsſtempelſteuer, wie fie ihnen binfichtlich der nad) 
den Landesgeſetzen zu entrichtenden Stempelabgaben zuftehen 8). 
Ueberdies find außer den Steuerbehörden auch alle Reichsbehörden, 
Staats: und Kommunal:Behörden und Beamten, welde amtlich 


I) R.G. v. 1. Juli 1881 8. 21. Bol. hierzu Ausf.Borfchriften v. 7. Juli 
1881 Ziff. 19. 

2) R.®. v. 10. Juni 1869 8. 22. 

3) Sie find abgedrudt im Centralbl. des D. R. 1881 ©. 304 ff. 

4) Val. Bekanntmachung v. 18. Dezemb. 1869 (B.G. Bl. S. 695) und 
Belanntmadhung dv. 11. Aug. 1871 (R. G. Bl. ©. 323). 

5) Vgl. Hirth’3 Annalen 1873 ©. 469. 

6) RG. v. 10. Juni 1869 8. 20. R.G. v. 1. Juli 1881 8. 27 Abi. 1. 


* 
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mit den ftenerpflichtigen Urkunden fi zu befaflen haben, ſowie 
die Notare verpflichtet, die Belteuerung der ihnen vorkommenden 
Urkunden zu prüfen und die zu ihrer Kenntniß gelangenden Zu: 
widerhandlungen gegen bie Reichsftempelgefehe bei der zuftändigen 
Behörde zur Anzeige zu bringen’). Die Gentral:Verwaltungs- 
ftellen der Bundesftaaten haben die Durchführung diefer Anord- 
nungen zu beauffichtigen und die ihnen untergebenen Behörden 
mit den erforderlihen Anweifungen zu verjeben. 

Eine bejondere Art der Kontrole ift durh das R.G. vom 
1. Juli 1881 8. 27 Abf. 2 den Landesregierungen zur Pflicht 
gemacht. Diefelben haben geeignete Beamte zu beftimmen, welche 
nach näberer Vorſchrift des Bundesrathes ?) die ftempelpflichtigen 
Shhriftftüde der öffentlihen und der von Aktiengeſellſchaften oder 
Kommanditgefellichaften auf Aktien betriebenen Bank-, Kredit: 
oder Berfiherungsanftalten, Handels: und gewerblichen Unter: 
nehmungen, jowie der zur Erleichterung der Liquidation von Zeit: 
geihäften beftimmten Anftalten periodiſch bezüglich der Stempel: 
verwendung zu prüfen haben. So lange die Landesregierungen 
geeignete Beamte nicht bejtimmt haben, find diefe Nevifionen von 
den Reichs-Zollbevollmächtigten und Kontroleuren vorzunehmen. 

Die Oberauffiht über die den Einzelftaaten überlafiene Ber: 
waltungsthätigfeit jtebt gemäß Art. 17 der R.V. dem Kaifer zu; 
fie wird unter Verantwortlichleit und Leitung des Reichsfanzlers 
durch das Reichsſchatzamt geführt). 

4. In Betreff des adminiftrativen Strafverfahrens megen der 
Zuwiderhandlungen gegen die Reichsftempelgefeße, binfichtlich der 
Strafvollitredung, Strafmilderung und des Straferlaffes im Wege 
der Gnade fommen die entſprechenden Vorſchriften der Zollgefege 
zur Anwendung Die erkannten Geldftrafen fallen dem Fiskus 


1) R.G. v. 10. Zuni 1869 $. 21. R.G. v. 1. Juli 1881 8. 28. Die 
Aufzählung der zur Kontrole und Anzeige verpflichteten Behörden ift in den 
beiden Gejegen nicht übereinftimmend. 

2) Dieſe Vorjchriften find enthalten in den oben citirten „Beitimmungen“ 
v. 7. Juli 1881 Ziff. 16. Centralbl. 1881 ©. 306. 307. 

3) Ueber bie Abrechnungen Hinfichtlich der Erträge der Stempel-Abgaben 
und über die von den Landesbehörden und dem Reichsſchatzamte aufzuitellenden 
Ueberfichten find die näheren Anordnungen enthalten in den „Beitimmungen” 
Biff. 12. (Centralbl. 1881 ©. 305 fg.) 
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desjenigen Glaates zu, von defien Behörden die Strafentfcheidung 
erlafien ift ). Die Bermandlung einer Geldftrafe in eine Freibeits- 
ftrafe im Unvermögensfalle findet nicht ftatt; auch darf zur Bei: 
treibung von Gelditrafen ohne Zuftimmung des Berurtbeilten, 
wofern diefer ein Inländer ift, fein Grundftüd fubhaftirt werden’). 
Die Behörden und Beamten der Bundesftaaten find verpflichtet, 
fih gegenfeitig thätig und ohne Verzug den verlangten Beiftand 
in allen gejeglihen Maßregeln zu leiften, welche zur Eutdedung 
oder Beitrafung von Stempelfteuer-Hinterziehungen dienlich find °). 
5. Jedem Bundesftaate wird von der Einnahme, welche in 
feinem Gebiete aus dem Berfauf von Stempelmarten oder ge: 
ftempelten Blankets oder durch baare Einzahlung von Reid: 
ftempelabgaben erzielt wird, mit Ausnahme der Steuer 
von Looſen der Staat3lotterien, der Betrag von zwei 
Prozent gewährt). Außerdem erhalten die drei Boftverwaltungen 
für den Vertrieb der Wechlelftempelmarten und Blankets eine 
Entſchädigung von 27 Prozent der Brutto-Einnahme. 


Dritter Abſchnitt. Die Finanzwirthſchaft des Reiches. 


8. 119. Allgemeine Charakteriftif. 


Die Finanzwirtbihaft des Reiches ift ihrem Grundprinzip 
nah eine Geſellſchafts wirthſchaft )). Der Grund dafür if 
theils ein biftorisher, indem die Nordd. Bundesverfaſſung anfnüpfte 
an die unter den deutſchen Staaten bereits vorhandenen Verbände, 
beren Inſtitutionen fie zum Theil confervirte, fo daß die im ehe⸗ 


1) Geſ. v. 10. Juni 1869 8. 18 Abf. 1. Gef. v. 1. Juli 1881 8. 24. 

2) Gef. v. 10. Juni 1869 8. 15 Abf. 3. Gef. v. 1. Juli 1881 8. 25. 

3) Gel. v. 10. Juni 1869 $. 19. Gef. v. 1. Zuli 1881 8. 24. 

4) Geſ. v. 10. Juni 1869 8. 27. Gef. v. 1. Zuli 1881 8. 31. Das 
Wechſelſtempelgeſetz normirte den Antheil der Einzelftanten bis zum Ende Des 
Jahres 1871 auf 36 Prozent, bid Ende 1873 auf 24 Brogent, bis Ende 1875 
auf 12 Prozent und von da ab bauernd auf 2 Prozent. 

5) In meiner Darftellung des Reichsfinanzrechts in Hirth's Annalen 1873 
ift bie Finanzwirthſchaft des Reiches als eine Miſchung von Staatswirth- 
ſchaft und Sozietätswirthſchaft charakterifirt; ich Habe mich jedoch Aberzeugt, 
daß dieſe Auffaffung juriſtiſch unhaltbar ift. 
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maligen beutihen Bunde, dem Boftverein und namentlih dem 
Bollverein geltend geweſenen Grundfäte nachwirkten, theils ein 
fachlicher, indem durch die mehreren Bundesgliedern eingeräumten 
Sondertechte innerhalb des Reichsverbandes befondere Einnahme: 
und Ausgabe-Gemeinihaften geichaffen worden find. Der Gegen: 
fa zwiſchen der Staatswirtbihaft und der Gocietätswirtbichaft 
befteht darin, daß bei der erfteren Einnahmen und Ausgaben nicht 
blos gemeinſchaftliche, jondern einheitlihe und ungetbeilte find, 
während bei der letteren die gemeinichaftlihen Einnahmen und 
Ausgaben auf die Mitglieder vertbeilt werden, jo daß die bei 
diefer Vertheilung fich ergebenden Quoten ald Einnahmen und 
Ausgaben der einzelnen Mitglieder erfcheinen. Bei der Finanz: 
wirtbichaft des einbeitlihen Staates giebt es Feine Sonderein- 
nahmen oder Sonderausgaben der einzelnen Theile des Staates, 
Sondern die Einbeitlichfeit der Staatsperſönlichkeit beherrſcht auch 
Die Wirtbichaft und das Vermögen des Staates. Andererfeits 
giebt es bei confequent durchgeführter Geſellſchaftswirthſchaft nur 
Einnahmen und Ausgaben der Mitglieder; denn daß diejenigen 
Einnahmen und Ausgaben, melde unter jämmtliche Mitglieder 
nad demjelben Maßſtabe vertheilt werden, gegen einander auf: 
gerechnet werden und nur die Differenz zur Bertheilung kommt, 
ift Tediglih eine Rechnungsmanipulation zum Zweck der Berein- 
fahung; in Wirklihleit giebt e8 Feine Einnahme und feine Aus: 
gabe einer Societät, die nit dem Effelte nah eine Einnahme 
oder Ausgabe der Mitglieder wäre. Thatfählih Tann dieſe 
juriſtiſche Natur der geſellſchaftlichen Wirthſchaft verdunfelt werden, 
wenn fich zufällig die von den einzelnen Mitgliedern zu leitenden 
Beiträge mit den ihnen zu Gute Tommenden Einnahme-Antheilen 
volftändig deden; dagegen zeigt ſich der Charakter der Gejellichafts- 
wirthſchaft im Gegenfag zur einheitlichen Wirthſchaft juriftifcher 
Perſonen in zwei Erſcheinungen, nämlich: 

1) Es kann Ausgaben und Einnahmen geben, welde nicht 
Jämmtlihen Mitgliedern gemeinfam find, oder an denen nicht 
fämmtlide Mitglieder in demjelben Verhältniß Antheil haben. 

2) Wenn Einnahmen und Ausgaben fih nicht vollftändig 
deden, jo ift der ſich ergebende Aktiv- oder Paſſivſaldo auf die 
Mitglieder zu vertbeilen. 

Dieſe Repartition der Differenz ift der prägnantefte Ausdrud 











3920 8. 119. Allgemeine Eharalteriftit der Yinanzwirtbfchaft. 


der Geſellſchaftswirthſchaft; Die leßtere würde in dem Finanzweſen des 
Reichs am reinften und vollftändigften Durchgeführt fein, wenn fämmt- 
lie Ausgaben durch Matricularbeiträge von den einzelnen Staaten 
beftritten würden. Aber auch die ſogenannten „eigenen” Einnahmen 
des Reiches ändern an dem juriftiihen Prinzip nichts, deun auf 
fie kommen thatfählih auf Matritularbeiträge der Einzelftaaten 
hinaus. Soweit fie zur vollen Dedung der Ausgaben nicht hin- 
reihen, verringern fie den durch baare Zahlungen der Mitglieder 
auszugleichenden Baffivfaldo; falls fie aber die gemeinjchaftlichen 
Ausgaben überfteigen, bildet die Differenz einen an die Mitglieder 
zu vertbeilenden Ueberſchuß, der fi jurtftifch feinem Weſen nad) 
von dem Reingewinn irgend einer anderen Gejellihaft des Privat: 
rechts oder des Öffentlichen Rechts nicht unterjcheidet. 

Daß bei der Errichtung des Norddeutichen Bundes und noch 
in beftimmterer Durchbildung bei der Gründung des Reiches die 
Geftaltung der Finanzwirthſchaft nad dem Sozietätsprinzip orga: 
nijirt wurde, ergiebt fih aus mehreren Beitimmungen der Ber: 
faffung zur Evidenz. Nach Art. 38 haben die drei ſüddeutſchen 
Staaten an dem Ertrage der Branntwein- und Bierfteuer „Leinen 
Theil”; im Art. 5l wurde für eine Reihe von Jahren ein Maf- 
ftab für die Berechnung prozentualer „Antheile” an dem Boft: 
überſchuß feitgeftelt und beftimmt, daß den einzelnen Staaten die 
fih ergebenden „Quoten“ auf ihre „lonftigen Beiträge” zu Reichs: 
zweden zu Gute gerechnet werben follen ); nad Art. 62 müſſen 
die zur Beftreitung bed Aufwandes für das Heer beftimmten 
„Beiträge” von den einzelnen Staaten des Bundes zur Reichs- 
kaſſe fortgezahlt werden; nah Art. 70 ift die Differenz der „ge: 
meinſchaftlichen“ Ausgaben gegen die „gemeinichaftlihen“ Ein: 
nahmen „durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten“ aufzu: 
bringen ?). 

Im Einklange mit diefer focietätsmäßigen Geftaltung der 
Finanzwirthſchaft ftebt die bereits oben S. 190 hervorgehobene 


1) Vgl. die ausführliche Darſtellung diefer zur Zeit nicht mehr praf: 
tiſchen Einrichtungen in meiner Darftelung des Neichsfinanzrechts in Hirth's 
Unnalen 1873 ©. 513 ff. 

2) Andererfeit3 find auch die disponiblen Beträge ber Franzöſ. Kriegs 
toften-Entichädigung nicht blos auf die fünf verbündeten Staaten, fondern auch 
innerhalb bes Nordd. Bundes auf die Mitglieder defjelben vertheilt worden. 
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Thatfache, daß in der Verfaflung der Reichsfiskus dem Wort und 
dem Begriffe nach fehlt. Allein es ift andererſeits unverkennbar, 
daß nach der Berfallung des Norddeutihen Bundes die 
Geſellſchaftswirthſchaft nach verhältnigmäßig Turzer Zeit thatfächlich 
hätte verſchwinden müffen. Denn es gab nah dieſer Berfaffung 
nur Ausgaben, die allen Staaten und zwar nah gleihem 
Maße gemeinichaftlich waren und ebenfo hätte es nad) Ablauf der 
für die Vertheilung der Poſtüberſchüſſe normirten Uebergangszeit 
nur Einnahmen gegeben, an denen alle Staaten im gleichen Maße 
Antbeil hatten, jo daß es lediglich der Einführung von Bundes: 
fteuern behufs Beleitigung der Matrilularbeiträge bedurft hätte, 
um die Bundes-Finanzwirtbichaft aus der geſellſchaftlichen Rechts: 
form in die Forporative (ftaatliche) überzuleiten. 

Durch den Beitritt der jüddeutihen Staaten und durch Die 
Entwillung des Finanzwejens des Reiches ift diefer Weg ver- 
laſſen worden. Durch die den ſüddeutſchen Staaten eingeräumten 
Nejervatrechte auf dem Gebiete des Bolt: und Telegraphenweſens 
und der Verbrauchs-⸗Abgaben und durch die bejondere Stellung 
Bayerns in Betreff des Militair- Eiſenbahn- und Heimathweſens 
find Complere von Einnahmen und von Ausgaben gebildet worden, 
an denen nicht fämmtliche Staaten gleihmäßig betbeiligt find. 
Daſſelbe ift in anderen Beziehungen durch die Verhältniſſe Elfaß- 
Zothringens herbeigeführt worden. Namentlich ift aber ein prin- 
zipiel entfcheidender Schritt dadurch geſchehen, daß bei der Er: 
böhung der Zölle und der Tabaksſteuer durch das Reichsgeſetz 
vom 15. Juli 1879 8. 8 und ferner durch das Reichsſtempelgeſetz 
v. 1. Juli 1881 8. 32 die Matrikularbeiträge der Einzelftaaten 
nicht vermindert oder abgefchafft worden find, jondern daß im 
Gegentheil das Syſtem der Matrifularbeiträge und eventuell das 
der Ueberſchuß⸗Vertheilung eine neue Anerkennung und verftärkte 
Bedeutung erlangt hat. 

Unter den Unebenheiten, welche die Reichsverfaflung auf: 
weit, ift die bervorragendfte und bemerkenswertheſte die, daß, 
während auf allen anderen Gebieten dad bundesftaatlicde 
Prinzip obmaltet, die Finanzwirthſchaft des Reiches von dem 
förderaliftifhen Prinzip beherrſcht mird. 


Laband, Reichtſtaaiscecht. II. 9, 21 
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8. 120. Die Einnahmen. 


Den von den Ginzelftaaten zur Beftreitung der Ausgaben de3 
Reiches zu zahlenden „Beiträgen“, ſtehen diejenigen Einnahmen 
gegenüber, „welche zur Reichskaſſe fließen“. Man pflegt fie, „eigene“ 
Einnahmen des Neiches zu nennen; im Art. 70 ver R.B. ſelbſt 
werden fie richtiger als „gemeinfchaftlihe Einnahmen“ (der Bundes: 
ftaaten) bezeichnet. Als Einnahmen des Reiches Tann man fie nur 
in dem Sinne charakteriſiren, daß fie verfafjungsmäßig oder reichs⸗ 
gefeglich zur Beftreitung von Ausgaben des Reiches beftimmt find, 
von ben Einzelftaaten diefem Zweck nicht entzogen werden können, 
vielmehr aus ber Finanzwirtbichaft der Einzeljtaaten ganz aus: 
ſcheiden und von der Finanzgewalt des Reiches beberriht werden; 
ſowie man etwa die Erträgnifle des Gejelfhaftsvermögeng eigene 
Einnahmen der Societät im Gegenfat zu den Zuſchüſſen der 
Gejelichafter nennen kann und jowie man die Einlagen der Gejell- 
Ichafter ald „eigenes Vermögen der Soctetät”" im Gegenjag zum 
Privatvermögen der Sozit bezeichnen Tann, weil die letzteren nicht 
befugt find, ihre Einlagen den Gejellihaftszweden zu entzieben. 

Nicht alle Staaten nehmen aber an allen diejen Ein: 
nahmen Theil; es befteben vielmehr unter ihnen folgende Ein: 
nahme-Gemeinschaften: 

1. Allen Staaten gemeinfam find die Erträge des 
Reichsvermögens, die Gebühren, welche für die Amtshandlungen 
der Reichsbehörden zu entrichten find, die Erträge der Reichs— 
ftempel-Abgaben mit Einfluß der ftatiftifchen Gebühr, die Er- 
träge der Zölle, der Salzfteuer, Rübenzuderftener und Tabalfteuer. 
Bon den Zöllen, Verbrauchsabgaben und Stempelfteuern fließen 
in die Reichskaſſe nur diejenigen Erträge, welche fih nach Abzug 
der Ausfuhr: Vergütungen und anderen Rüderftattungen und der 
den Einzelftaaten verbleibenden Entihädigungen für die Erhebungs: 
und Verwaltungskoſten ergeben!) Die Einnahme: Gemeinfchaft 
aus den Zölen und den erwähnten Verbrauhsabgaben erftredi 
ih auch auf die vom Zollgebiet ausgefchloffenen Gebietstheile, 
für melde von den betreffenden Staaten ein entſprechender Beitrag 
zu den Ausgaben des Reichs durch Zahlung eines Averſums 


1) Xgl. Reichsverf. Art. 38 Abi. 2. Reichsſtempelgeſ. v. 1. Juli 1881 8.32. 
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entrichtet wird. Der Berehnung derfelben wird die ortsan- 
weſende Bevölkerung, wie fie bei der legten Volkszählung con: 
fatirt worden tft, zu Grunde gelegt; d. b. es wird von den Boll: 
ausfhlüffen an die Reichskaſſe ebenfoviel für jeden Kopf ihrer 
Bevölkerung gezahlt als der wirflihe Netto-Ertrag der NReichs- 
fteuern und Zölle für den Kopf des Zollgebietes ergiebt )y. Da 
aber der Netto-Ertrag diefer Einnahmen erft nah Abſchluß der 
Sahresrechnungen definitiv feitgeftellt werden Tann, jo mobifiziren 
ſich hiernach auch die budgetmäßigen Anſätze der Averfionalfummen. 
Die von den betreffenden Staaten monatlih an die Reichskaſſe 
abzuführenden Beträge ?), find nur vorläufige Zahlungen & Conto 
des Averfums. Da nun aber in großen Handelsftäbten und Ber: 
kehrscentren der Verbrauch zoll: und fteuerpflichtiger Gegenftände 
bei weiten den durchſchnittlichen Conjum eines ausgedehnten Boll 
gebietes überfteigt, tbeild wegen des großen Fremdenzujammen: 
fluffes theils wegen de3 größeren Lebensaufwandes der ein: 
beimifhen Bevölkerung, jo würden Hamburg und Bremen, wenn 
fie im gollgebiete eingeſchloſſen wären, an Zöllen und Verbrauchs: 
abgaben erheblich mehr als den durchſchnittlichen Kopfbetrag für 
die Reichskaſſe wereinnahmen. Aus diefem Grunde tritt zu dem, 
nah Maßgabe der Zoll: und Steuer-Einnahme des Reiches zu 
berechnenden Kopfbeträgen für die ftädtiihe und vorftäbtiiche Be⸗ 
völferung von Hamburg und Bremen ?) noch ein fefter Zuſchlag 
binzu *). 

1) Bundesrathsbefhluß v. 25. Mai 1878 (Protok. $. 333), citirt bei v. 
Auffeß a. a. O. ©. 779 Note 1, 

2) Nach dem Meichögef. v. 4. Dez. 1871 3. 3 Abi. 2 (R.G.Bl. ©. 413) 
find die Nverfionalbeträge an den nämlichen Terminen zur Reichskaſſe abzu- 
führen, wie die Hölle und Steuern, deren Stelle fie vertreten. 

3) Auf Grund der Ergebniffe der Volkszählung dv. 1. Dezemb. 1880 hat 
der Bundesrath am 28. März 1882 die der Zujchlagdberehnung zu Grunde 
zu legende Bevölkerungsziffer für Bremen auf 101,341, für Hamburg auf 
343,484 Köpſe feftgeftellt. 

4) Nach einem Beichluß des Bundesrathes des Nordd. Bundes von 1867 
wurde der Zuſchlag nur von der ftädtifchen Bevölkerung erhoben und 
betrug für fämmtliche Verbrauchdabgaben und Zölle 3 Mark für den Kopf. 
Bei der Berathung des Reichshaushalts⸗Etats für 1878/79 wurde vom Reichs» 
tage durch eine Refolution die Yrage angeregt, ob nicht eine Erhöhung des 
Bufchlages geboten ſei. In Folge deffen wurde vom Bundesrath eine Kom- 
miſſion eingejegt, und auf den Bericht derjelben varneaden des Reichstags 
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2. Allen Staaten mit Ausnahme Bayerns find 
gemeinfchaftlich die eigenen Einnahmen der Verwaltung des Reichs: 
beeres und des allgemeinen Militär-PBenfionsfonds, da Hinfichtlid 
ber finanziellen Verwaltung des Heerweſens zwilhen Bayern und 
den Übrigen Staaten feine Gemeinſchaft beiteht. 

3. Allen Staaten mit Ausnahme Bayerns und Würt: 
temberg3 find gemeinfam Die Ueberſchüſſe der Poft: 
und Telegrapbenverwaltung. 

4. Allen Staaten mit Ausnahme Bayernd, Württem 
berg3 und Baden find gemeinihaftlih die Einnahmen aus 
der Befteuerung des Branntmweins!) fowie die Uebergangs— 
abgaben vom Branntwein, welcher aus den Gebieten der 3 genannten 
Staaten in das Gebiet der Branntweinfteuergemeinihhaft eingeführt 
wird. Bu diefer Gemeinichaft gehören au die Bollausichlüffe, 
abgejehen von den Badiſchen; von ihnen wird daher der entjpre: 
chende Betrag in Geftalt einer Averfionalfumme erhoben ?). 

5. Allen Staaten mit Ausnahme Bayerns, Württem— 
berg3, Badens und Elſaß-Lothringens find gemein: 
Ihaftlih die Einnahmen aus der Braufteuer, die Webergangs- 
abgaben für Bier und die an Stelle diefer Steuern zu entrichten: 
den Averſa der Erflaven ®). 

6. Da bei dem Kriege mit Frankreich der Norddeutſche Bund 
und Südheſſen eine einheitliche Triegführende Macht bildeten, fo 
beitand ſowohl Hinfichtlih der Koften der Kriegführung als bin- 
fihtlich des Antheils an der von Frankreich gezahlten Kriegskoſten⸗ 


187480 Nr. 22; auch in Hirth’3 Annalen 1880 ©. 581) vom Bunbesrath am 
12. März 1880 (Brot. 8. 176) beichloffen, vom Etatsjahr 1880/81 an den Zu- 
ſchlag auf die vorftädtifche Bevölkerung Hamburgs und Bremend auszu- 
dehnen und auf 5 Mark pro Kopf zu erhöhen; Hiervon entfallen auf die 
Branntweinftener 0,642: M., auf die Brauftener 0,288: M., der Reſt auf die 
allen Staaten gemeinfchaftlichen Abgaben und Zölle. 

1) Aud Hier ift die Netto-Einnahme zu verftehen, das ift derjenige 
Betrag, welcher von der Brutto-Einnahme nach Abzug der gejeglicden Rüd- 
vergütungen, Erftattungen, Ausfuhr-Bonifilationen und der den Einzelftaoten 
gebührenden 15 Prozent Erhebungs- und Verwaltungstoften übrig bleibt. 

2) Ueber den Zuſchlag in Hamburg und Bremen vgl. oben ©. 323 Note 4. 
Zu den Exklaven dieſer Gemeinihaft gehören auch die Aemter Oftheim und 
Königsberg. Vgl. oben ©. 276. 

3) Auch bei diefer Gemeinſchaft find die Aemter Oftheim und Königsberg 
als Exklaven mit Averfen betheiligt. Vgl. S. 277 fg. 
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Entihädigung eine Gemeinſchaft zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde 
und Südheſſen, melde bis in die Gegenwart infoweit ihre Wir- 
ungen erftredte, als noch Fonds, welche aus der Kriegskoften: 
Entihädigung ftammten, zur Realifirung und Verwendung kommen ?). 

7. Aus dem Beſtehen diefer verfchiedenen Gemeinichaften er: 
gibt fih als nothmendige Folge, daß auch die etwaigen Weber- 
Ihüfle der Borjahre, welche nad Art. 70 der R.V. zur Beftrei- 
tung der gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen, nicht gleihmäßig allen 
Bundesftaaten zu gute fommen. Es ift vielmehr zu unterfcheiden, 
aus melder Duelle die Weberfhüffe ſtammen; Einnahme-Weber: 
ſchüſſe an Branntmwein- und Braufteuer gebühren ausfchließlih den 
Staaten der Branntwein: und Braufteuergemeinfhaft; an Einnahme: 
Ueberſchüſſen der Reichspoſtverwaltuug haben Bayern und Würt⸗ 
temberg feinen Antheil. Diefelbe Unterſcheidung ift bei denjenigen 
Ueberſchüſſen zu machen, welche durch Minderausgaben entftehen. 


$ 121. Die Ausgaben. 


Im Allgemeinen gilt der Grundſatz, daß die Ausgaben des 
Reiches von fämmtlichen Staaten gemeinfam getragen werden, da 
die Thätigfeit des Reichs im Gejammtinterefje aller feiner Mit: 
glieder erfolgt. Nur ſoweit für einen einzelnen Zweig dieſer Auf: 
gabe die Fürforge des Reiches für ein beftimmtes Staatsgebiet 
ausgeſchloſſen und die Territorial-Staatsgewalt an die Stelle ge- 
fegt ift, ſcheidet Die letztere auch aus der Gemeinschaft der Aus: 
gaben aus, melde für diefen Zweck verwendet werden. Da eine 
berartige Eremtion eines Bundesmitgliedes aber immer eine Aus: 
nahme von der Negel bildet, die durch einen befonderen Rechtsſatz 
oder durch bejondere thatlächliche Verhältniſſe begründet fein muß, 
fo ift es nicht erforderlih, alle diejenigen Ausgaben des Reiches 
aufzuzählen, welche allen Mitgliedern gemeinfam find, ſondern e3 
genügt, diejenigen Ausgaben zu erörtern, au welchen nicht ſämmt⸗ 
liche Mitglieder des Reiches gleichmäßig participiven. Einige der⸗ 
felben find feit der Gründung des Keiches durch die Einführung 
der meiften norbbeutichen Bundesgefete in den ſüddeutſchen Staaten, 
durch die Webernahme der vom Norddeutſchen Bunde bemilligten 


1) Ueber die Bertheilung und Verwendung ber Kriegsloften-Entihädigung 
vgl. die ausführliche Darftellung in Hirth's Annalen 1873 S. 417 ff. 
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Subventionen, Penfionen und Entihädigungen auf gemeinjame 
Reichskoſten und durch die Tilgung der Norddeutſchen Bundes: 
Anleihe fortgefallen. Gegenwärtig find die folgenden Ausgaben: 
Ungleichbeiten unter den einzelnen Mitgliedern des Reiches vor: 
handen: 

1. Die Koften des Bundesamtes für das Heimatb:: 
wefen treffen Bayern und Elſaß-Lothringen nidt 
mit, da das Geſetz des Norddeutichen Bundes vom 6. Juni 1870 
über den Unterftügungsmwohnfit in Bayern !) und Elfaß-Tothringen 
nicht eingeführt ift. 

2. Die Koften des Eijfenbabnamtes erden nur zu 
10°% von der Geſammtheit aller Staaten getragen; an den übrigen 
90% bat Bayern feinen Antbeil, da gemäß Art. 46 Abi. 2 
der R.V. die Thätigkeit diefer Reichsbehörde Bayern gegenüber 
im Weſentlichen ausgeſchloſſen ift ?). 

3. Die Koften für die Kontrole der Branntwein 
und Bierfteuer und der Uebergangsabgaben von Branntwein 
und Bier werden von Bayern, Württemberg, Baden 
und Elſaß-Lothringen nicht mitgetragen. 

4. An den Koften der Boftl: und Telegrapbenper: 
waltung find Bayern und Württemberg nurmil einem 
Beitrage zu den Ausgaben für die Centralverwaltung betheiligt °). 

5. Die Thätigkeit des Rechnungshofes hat für die ver: 
Ihiedenen Theile des Reiches eine ſehr verjchiedene Ausdehnung, 
theil3 wegen der Selbititändigfeit der Bayeriſchen Militärverwaltung 
und der Bayerifhen und Württembergiſchen Poſt- und Telegrapben: 
verwaltung, theils wegen des Ausfchluffes der Süddeutſchen Staaten 
von der Geträntefteuer-Gemeinfchaft, endlich wegen der ihm ob: 
liegenden Prüfung ſämmtlicher Rechnungen über die Verwaltung 


1) Die Ausdehnung des Geſetzes auf Bayern ohne deſſen Zuftimmung ift 
ausgefichloffen durch den Vertrag von Berfailles v. 23. Nov. 1870 Art. IH. 
8. 1u RB. Art. 4 Bifl. 1. 

2) Bol. 30.1 ©.342. In demjelben Verhältniß partizipiren Die Staaten 
an den Einnahmen bes Neichdeifenbahnamts für verfaufte Drudjachen und 
an Wittmen- und Waifengelbbeiträgen. 

3) Nach dem Etat für 1882/83 ift diefer Beitrag für beide Staaten zu- 
jammen auf 29,268 M. feftgeftellt. gl. die näheren Angaben in Hirth's 
Annalen 1873 S. 494. 
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von Elfaß-Lothringen ). In Folge deilen verteilen ſich auch die 
Koften des Rechnungshofes in verfchievener Weile: 

a. Eljaf-Lothringen trägt zu den Gefammtausgaben 
mit einem Averfalbetrage bei, weldher die Koften für die Kontrole 
des Landeshaushaltes dedt ?). 

b. Im Uebrigen werden die Ausgaben für den Rechnungshof 
in der Art vertheilt, daß 

30 PBrocent von der Gefammtbeit aller Staaten, 

51 Procent von allen Staaten mit Ausnahme Bayerns, 

19 Procent von allen Staaten außer Bayern und Württemberg 
getragen werden. 

6. Sn dem Etat des Reich sſchatzamtes findet fi ein 
Beitrag zu den Ausgaben des Preußiſchen Civil-Kabinets; da ſich 
die Thätigfeit diefer Behörde in Reichsſachen aber zum großen 
Theil auf elfaß-lothringifche Angelegenheit bezieht, fo ift vereinbart 
worden, daß die Hälfte diejes Beitrages der Reichskaſſe aus elfaß- 
lothringiſchen Landesfonds erftattet wird ®). 

7. Die gleihmäßige Vertheilung der Koften für die Reichs: 
geſandtſchaften auf die einzelnen Staaten ift in breifacher 
Meile modificirt: 

a. Das dem Reiche zuftehende Geſandtſchaftsrecht ſchließt nicht 
aus, daß nicht auch die Einzeljtaaten Gejandtichaften zur Beſorgung 
ihrer fpeciellen Landesangelegenbeiten balten %). Da, wo ein Ein- 
zelftaat von diefer Befugniß Gebrauch macht, wird den Reichsge⸗ 
ſandtſchaften ein Theil ihrer Gefhäftslaft abgenommen und es 
ericheint deshalb unbillig, daß ein Staat, welcher eine Landesge: 
ſandtſchaft unterhält, an den Roften, welche die an demjelben Orte 
beftehende Reichsgeſandtſchaft verurfacht, mit feinem vollen matri- 
fularmäßigen Antheile participirt. Man bat fi) demgemäß bei 


1) Außerdem lag dem Rechnungshof die Prüfung der Kriegsrechnungen 
des Norod. Bundes ob; die hierdurch entitandenen Koften find aus dem An⸗ 
theil des Nordd. Bundes an der Franzöſiſchen Kriegstoften-Entichädigung be 
ftritten worden. 

2) Eine fpezifizirte Berechnung befjelben findet fih in dem Entwurf des 
Etatögefeßes für 1882/83 Anlage XI ©. 5. Der Beitrag beziffert fich auf 
42,018 M. 

3) Das elfaß-lothringifche Averfum beträgt nach dem Etat für 1882/83 
3150 M. 

4) Bol. Bo. II ©. 241 fg. 
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Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats für 1871 dahin geeinigt, jedem 
Staate, welcher Landesgefandtichaften unterhält, die Hälfte feinez 
Matritularbeitrages zu den jährlichen Bejoldungsausgaben für die: 
jenigen Bundesgejandtichaften, an deren Sige fich eine Landesge: 
Tandtjchaft des betreffenden Staates befindet, zu erlaſſen ). Da 
diefe Nachläſſe auf Koften ſämmtlicher Bundesftaaten gewährt 
werden, fo ift zunädhft ihr Gejfammtbetrag den von der Gemein: 
Ichaft zu tragenden Ausgaben hinzuzurechnen, von der hieraus fid 
ergebenden Summe der matrifularmäßige Antheil der einzelnen 
Staaten zu ermitteln und von dieſem Antheil dann den Landes: 
gefandtichaften unterhaltenden Staaten der ihnen zufommende Nach: 
laß in Abzug zu bringen ?®). 

b) Bayern ift in dem Schlußprotofoll zu dem Bertrage 
vom 23. Nov. 1870, betr. den Beitritt Bayernd zum Deutjchen 
Bunde im Art. VII. die Zufiherung ertbeilt worden, daß die 
Königlich Bayeriſchen Gejandten an den Höfen, an welchen ſolche 
beglaubigt find, vom Kaifer Vollmacht erhalten werden, die Reichs: 
gefandten in Verbinderungsfällen zu vertreten, mogegen Bayern 
zugeficdert hat, „daß die Bayerischen Gejandten angewiejen fein 
würden, in allen Fällen, in melden dies zur Geltendmachung 
allgemein Deutſcher Intereſſen erforderlih oder von Nuten fein 
wird, den Bundesgefandten ihre Beihülfe zu leiften“. Im An: 
Ihluß bieran beftimmt der Art. VIII. deſſelben Protokolls, daß 
in Anbetracht diefer Leitungen der Bayeriſchen Regierung für den 
biplomatifchen Dienft und in Erwägung des Umftandes, daß an 
denjenigen Orten, an welchen Bayern eigene Gefandtichaften unter: 
bält, die Vertretung der Bayeriſchen Angelegenheiten den Bundes: 
gefandten nicht obliegt, das Reich bei Feitftellung der Ausgaben 
für den diplomatiſchen Dienft des Neiches der Bayeriſchen Regie: 
rung eine angemellene Vergütung in Anrechnung zu bringen babe. 


1) Diefem Gruudfage gemäß, genießen folgende Staaten Nadhläffe: 
Sachſen 5190 M., Württemberg 8690 M. und Braunſchweig 616 M. — Ter 
Neichstag bat fich in der I. Seifion 1871 in einer Refolution für die Beſeiti⸗ 
gung der Nadjläffe, ſoweit fie nicht in den beftehenden Verträgen ausdrücklich 
bedungen worden find, ausgefprochen. 

2) Bgl. die Denkſchrift zu dem Entwurf eines Geſetzes, betr. bie 
Seftftellung des Haushalts⸗Etats des Deutfchen Reichs für das Zahr 1871, 
unter N. 2. 
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Bei der Aufftelung des Etats für 1871 bat man die Größe 
diefer Vergütung dahin normirt, daß Bayern der volle matrifular: 
mäßige Beitrag zu den Bejoldungs:Ausgaben derjenigen Reichs 
gelandtihaften, an deren Sige Bayeriihe Landesgelandtichaften 
beſtehen, nachgelafjen wird '). 

c) Breußen andererjeit3 zahlt dafür, daß die Reichsgefandt- 
Ihaften zugleich) die befonderen Preußiſchen Landesangelegenheiten 
beforgen, dem Reiche eine Averfionalfumme von 90,000 Marf. 

8. Der weitaus wichtigſte Unterſchied in der Beitragspflicht 
zu den Ausgaben des Reiches betrifft Die VBerzinfung und eventuell 
Rückzahlung der Reichsſchuld. Zwar haftet das ganze Reich 
als einheitliches Rechtsſubjekt ſämmtlichen Gläubigern für den 
vollen Betrag der Schulden; unter den Mitgliedern des Reiches 
aber vertheilen ſich die Leiftungen, um diefer Saftung zu genügen, 
in ungleiher Weile. Ein großer Theil der Anleihen ift nämlich 
für Zwede der Reih3-Militairverwaltung aufgenommen und trifft 
aus diefem Grunde Bayern nicht mit; ein anderer Theil ift für 
Zwede der Reichspoſt- und Telegrapben: Verwaltung verwendet 
worden und trifft aus diefem Grunde Bayern und Württemberg 
nicht mit. Ganz dafjelbe gilt von den Schatfcheinen, welche zur 
vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsfonds der Reichskaſſe 
jährlich aufgenommen werden, indem auch von diefen ein Theil für 
die ReichSmilitairverwaltung und ein anderer Theil für die Reichs: 
pojtverwaltung verwendet wird ?). Hiernach ergeben ſich in Be: 
treff der Reichsſchulden drei Finanzgemeinichaften: diejenige aller 
Bundesftaaten, diejenige aller Bundesftaaten außer Bayern und 
diejenige aller Bundesftaaten mit Ausnahme von Bayern und 
Wuürttemberg ?). 

9. Endlih ergiebt fih aus den im Vorſtehenden aufgeführten 


1) Der Nachlaß beträgt für Bayern 106,974 M. 

2) Siehe oben ©. 231. 

3) Nah einer im Etat3-Entwurf für 1882/83 Anlage X enthaltenen 
Nachweifung betrug am 1. April 1881 bei einem Geſammtkapital der 4 °/o 
Reichsſchulden von (rund) 268 Mil. Mark der Antheil der Gemeinſchaft aller 
Bundesftanten (rund) 188 Mill., der Antheil aller Staaten außer Bayern 
(rund) 35 Mill., der Antheil der Staaten außer Bayern und Württemberg 
(rund) 45 Mil. In bemjelben Verhältniß vertheilen fich die Beiträge für 
die Berzinfung. Durch die fpäter ausgegebenen Summen haben fich dieſe 
Beträge und die zwilchen ihnen beftehenden Differenzen erhößt. 
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Berichiedenbeiten, daß auch die Dedung eines Deficit3, welches 
fich bei der Finanzverwaltung für eine Wirtbichaftsperiode ergeben 
bat, nicht gleihmäßig auf alle Bundesitaaten zu vertbeilen iſt, 
ſondern daß bei den einzelnen Minder-Einnahmen oder Mebr: 
Ausgaben, aus denen der Fehlbetrag hervorgeht, diejenige Finanz: 
gemeinſchaft den Ausfall zu deden bat, welde die betreffend: 
Einnahme oder Ausgabe angeht. Es Tommen bier namentlich in 
Betracht die Gemeinſchaft der Militatr-Ausgaben, die Gemeinfhaft 
der Polt: und Telegraphenverwaltung, die Gemeinjchaft der Brannt: 
wein: und Bierfteuer und die 3 Gemeinſchaften der Reichsſchulden. 
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I. Die eigenthümlihde Disharmonie in der Geftaltung des 
Reichsfinanzweſens, welche ſich daraus ergiebt, daß das Neich wie 
jeder andere Staat die fogen. Finanghoheit oder Finanzgewalt, ins: 
bejondere die Beiteuerung und das Finanzgeſetzgebungsrecht hat, daß 
aber die Finanzwirtbichaft des Reiches materiell eine Geſellſchafts⸗ 
wirtbichaft ift, prägt ſich auch an den Matritularbeiträgen aus. 
Sie erſcheinen einerſeits als Steuern, die das Reich alljährlid 
den Einzelftaaten auferlegt, andererſeits als Societäts 
beiträge, welde die Bundesgliever zu leiften haben. Die 
Verpflichtung zu ihrer Entrichtung beruht einerfeitt auf dem 
formellen Rechtstitel des Reichshaushaltsgeſetzes ), andererfeits 
auf dem materiellen Rectstitel der Mitglievichaft des Reichs⸗ 
verbandes und des Antheils an den Reichsausgaben, ber, civil: 
rechtlich angefehen, fie als Societätsobligation qualifiziren würde. 
Der formelle Rechtstitel des Etatsgeſetzes begründet die Legitima: 
tion des Reichskanzlers, die Zahlung der Beiträge von den Bundes: 
regierungen in budgetmäßiger Höhe zu fordern und die ftaats: 
rechtliche Legitimation der Bundesregierungen, die Zahlungen aus 
Landesmitteln zu leiften ). Erweiſen fih jedoh die budget: 


1) Der dauernde gejebliche Rechtstitel für Die Verpflichtung der Einzel- 
ftanten zur Bahlung der Matritularbeiträge befteht in der Vorſchrift des 
Art. 70 der R.B.; biefelbe läßt aber da3 Maaß dieſer Verpflihtung unbe 
ftimmt. Das Etatögefeg feht für jedes Jahr dieſes Maaß feft und madıt 
durch diefe Determination der Borjchrift de Urt. 70 die Berpflichtung der 
Einzelftaaten realifirbar. 

2) RB. Art. 70. 





8. 122. Die Matrifularbeiträge. 331 


mäßigen Matritularbeiträge als unzureichend zur Dedung der 
Reichsausgaben, fei e8 weil die fogen. eigenen Einnahmen des 
Reichs binter dem budgetmäßigen Anjchlage zurüdgeblieben find 
oder weil die Ausgaben den budgetmäßigen Anfchlag überftiegen 
haben, jo äußert der materielle VBerpflichtungsgrund feine rechtliche 
Wirkung und es bleibt für die Bundesftaaten die Verpflichtung 
beſtehen, den noch fehlenden Betrag nachzuzahlen. Es gibt in der 
Reichswirthſchaft fein wahres Deficit im formalen Sinne des Finanz: 
rechts, jo lange die einzelnen deutſchen Staaten folvent find, weil 
in den Matrilularbeiträgen eine ſubſidiäre und alle Bedürfniffe 
umfaflende Einnahbmequelle von unbeſchränktem Umfange gegeben ift. 

Die Zahlungspflicht der Einzelftaaten zu nachträglichen Matri- 
Ffularbeiträgen muß aber erit feftgeitellt werden durch Vermittlung 
eines Geſetzes, die materielle Zahlungsverpflichtung muß mit der 
formellen Firirung derjelben, wie fie im Etat erfolgt ift, durch 
Ergänzung oder Abänderung des Etats in Einklang geſetzt, dem 
materiellen Berpflihtungsgrund ein formeller zugefügt merden. 
Denn theils haben die zur (Etat3:) Geſetzgebung berufenen Organe 
zu prüfen, ob die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen, welche die 
nachträgliche Erhöhung der Matrifularbeiträge verurjachen, ftaats: 
rechtlich gerechtfertigt erſcheinen, theils fteht ihnen die Befugniß 
zu, den Mehrbedarf auf andere Art als durch Matrifularbeiträge, 
3. B. durch Einführung einer Steuer oder dureh Aufnahme einer 
Anleihe, zu deden. Daber ift ein Verſuch des Bundeskanzlers, 
im Sabre 1868 Matrifularbeiträge über die Höhe des budget: 
mäßigen Betrages binaus mit Rüdfiht auf die materielle Ver: 
pflihtung der Einzelitaaten zur antheilgmäßigen Dedung fämmt: 
licher Ausgaben zu erheben ’), mit Recht ala im Widerfpruch mit 
ber Berfaffung ftehend zurückgewieſen worden, und die Einzelregie- 
rungen würden nicht einmal ihren Landesvertretungen gegenüber 
legitimirt fein, Matritularbeiträge über den im Reichsbudget feſt— 
gejegten Etat hinaus an die Reichskaſſe zu zahlen. Uebrigens ift 
die vom Reichdtage genehmigte Erhöhung der Matti: 
tularbeiträge auf Grund der ftattgefundenen und ihm mit: 
getheilten Mehrausgaben mohl zu unterfheiden von der Genehmi- 





1) Die beiden von dem Ausfchufle des Bundesrathg für Rechnungsweſen 
unter dem 3. und 15. Juli 1868 in dieſem Sinne verfaßten Berichte find 
abgedrudt in Hirth's Annalen 1869 ©. 274—284. 








332 8. 122. Die Matrikularbeiträge. 


gung der Etat3-Weberjchreitungen und außeretatsmäßigen Ausgaben 
ſelbſt (ogl. darüber unten). Die Nachweiſung des faktifchen Finanz: 
ergebniffes bat nur die Bedeutung einer Motivirung für die ander: 
weitige Feſtſtellung der Matrilularbeiträge; die letztere ſchließt 
aber nicht die felbftftändige Prüfung der Nothwendigkeit 
und Angemefjenheit der im Etat nicht vorgefebenen oder nicht in 
ausreichender Höhe vorgejehbenen Ausgaben aus !). 

II. Diejes Nebeneinanderbeftehen zweier Verpflichtungsgründe 
für die Entrichtung der Matrilularbeiträge, eines formellen — 
den man als den ftaatsrechtlihen bezeichnen Tann — und eines 
materiellen — den man fi als privatrechtlichen denken Fann 
— bat die Möglichkeit gegeben, die Matritularbeiträge formell 
beizubehalten au ohne daß ein materielles Bedürfniß für dieſelben 
vorhanden iſt. Dies ift gefchehen durch den oben bereits erwähnten 
8 8 Abi. 1 des Reichsgeſetzes vom 15. Juli 1879°) und durd 
das Neihöftempelgejeg vom 1. Juli 1881 8 32°). 

Nah den Beitimmungen des Art. 70 der Reichsverfaſſung 
follten die Matrifularbeiträge nur dazu dienen, denjenigen Betrag 
der gemeinfchaftlihen Ausgaben aufzubringen, welcher nicht gededt 
werden Tann durch die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, durd 
die aus den Zöllen, den gemeinjchaftlihen Verbrauchsſteuern und 
aus dem Poſt- und Telegrapbenwefen fließenden gemeinihaftlichen 
Einnahmen und aus den Erträgen der etwa einzuführenden Reichs: 
fteuern. Im Art. 38 Ab). 2 der RB. ift außerdem ausdrücklich 
angeordnet, daß der in die Reichskaſſe fließende Ertrag der Zölle 
und Verbrauchsſteuern aus der gefammten von diefen Finanz: 
quellen aufgefommenen Einnahme nah Abzug der dort unter 
8. 1—3 aufgeführten Beträge beſtehe. Nach der Reichsverfaſſung 
folten daher die Matritularbeiträge nur ſubſidiär zur Erbe: 
bung fommen, d. b. fals der Gefammtbetrag der im Art. 7O auf: 


1) Bgl. den Kommiffionsbericht des Deutſchen Reichſstages vom 24. April 
1871. Druckſachen I. Seſſion 1871 Nr. 62. 

2) R.G. Bl. 1879 ©.211. Bgl. hierüber die Stenogr. Berichte des Reich?- 
tages 1879 ©. 2177 ff. u. 2241 ff. Die Aufnahme der Beſtimmung in das 
Geſetz beruht auf einem von der Kommilftion des Neichdtaged genehmigten 
Antrage, der bei den Verhandlungen als der von Frankenſtein' ſche be 
zeichnet worden ift. 

3) R.G. Bl. 1881 ©. 192. 
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geführten Einnahmen nicht ausreihend ift zur Dedung der Aus: 
gaben, und nur proviſoriſch, d. b. „fo lange NReichäfteuern 
nicht eingeführt find”. Durch die erwähnten Geſetze find dieſe 
Grundfäte der Reichsverfaſſung durchbrochen worden. 
Das Gef. vom 15. Juli 1879 8 8 Abſ. 1 beftimmt: 
„Derjenige Ertrag der Zölle und der Tabaliteuer, 
welcher die Summe von 130 Mil. Mark in einem Jahr über: 
fteigt,, ift den einzelnen Bundesftaaten nah Maßgabe der 
Bevölkerung, mit welcher fie zu den Matritularbeiträgen 
berangezogen werden, zu überweiſen.“ ... 
Es wird aljo nit der gefammte Ertrag der Zölle und Ber- 
braudsabgaben gemäß Art. 38 und 70 der R.V. zur Beflreitung 
ber Bedürfniffe des Reiches verwendet, fondern nur eine feit be- 
ftimmte Summe des Ertrages, ohne Nüdfiht, ob diejelbe zur 
Dedung der gemeinfhaftliben Ausgaben genügt oder nicht. 
Uebereinftimmend biemit beftimmt das Gef. v. 1. Zuli 1881 8 32: 
„Der Ertrag der Abgaben fließt... . in die Reichskaſſe 
und ift den einzelnen Bundesftaaten nach dem Maßitabe der 

Bevölkerung, mit welcher fie zu den Matrikularbeiträgen beran- 

gezogen werden, zu übermeijen.” 

Trotzdem aljo eine Reichsftener eingeführt worden ift, deren Ertrag 
„in die Reichskaſſe fließt”, jo wird der letztere doch nicht gemäß 
Art. 70 der RB. zur Dedung der gemeinfchaftliden Ausgaben 
verwendet, fondern er fließt nur durch die Reichskaſſe hindurch und 
theilt fi in Arme, die in die Landeskaſſen der Einzelitanten ein: 
münden. 

Die Reichsgeſetze von 1879 und 1881 mollen materiell das 
Defizit bejeitigen und in Beziehung auf die Finanz wirth ſchaft 
an die Stelle der Matrifularbeiträge der Einzelftaaten Matrifular- 
Antheile derfelben an den Ueberſchüſſen des Reichs fegen !); formell 
aber haben fie einerjeit3 die Beitragspfliht und andererfeit den 
Anfpruh auf den Einnahme-Antheil neben einander beftehen 
lafien, fo daß beide zu gefonderter rechtlicher Eriftenz gelangen 
und fi erft nachträglich durch Kompenfation theilweife wieder 
aufheben. 


1) Für das Etatsjahr 1882/83 befteht allerdings noch ein Mehrbetrag 
der Matritularbeiträge über die an die Einzelftaaten zu überweijenden Summen; 
derjelbe ift aber nicht mehr von Erheblichkeit. 


334 8. 122. Die Matritularbeiträge. 


Für die Finanzwirthſchaft führen daher die in Rede 
ftebenden Vorſchriften der Reichsgeſetze Tein anderes praktiſches 
Refultat herbei, als wenn die Matritularbeiträge abgefhafft worden 
wären und nur die Ueberſchüſſe der „eigenen“ Einnahmen 
des Reiches über die Geſammtſumme der Ausgaben zur Verthei— 
lung gebradyt würden; nur die Abrechnung zwiſchen ben Einzel 
ftaaten und der Reichskaſſe hätte in diefem Falle eine andere Ge: 
ftalt. Dagegen liegt die Bedeutung der reichsgeſetzlichen Anord⸗ 
nungen auf dem Gebiete des Budgetrehts; fie haben zur 
Folge, daß derjenige Betrag, welchen die Einzelftaaten aus den 
ihnen zulommenden Zoll, Tabaffteuer: und Stempel-Einnahmen 
an die Reichslafle unter dem Namen von Matritularbeiträgen 
wieder zurüdgugeben haben, durch das Etatsgefeß feftgeftellt wer: 
den muß ?). 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Reid und den Einzel 
ftaaten iſt hierdurch ſehr complizirt worden. Die Einzeljtaaten 
erheben die Zölle, die Tabakſteuer und die Stempelfteuer und 
werden alfo zunächſt Eigenthlimer des in ihren Zoll: und Steuer: 
fallen eingegangenen Geldes; fie erheben aber dieſe Abgaben für 
gemeinſchaftliche Rechnung der Bundesitaaten (für die Heid: 
faffe) und find demnach für den ganzen von ihnen erhobenen 
Betrag, abzüglich der Rückvergütungen und Erhebungskoſten, Schuld: 
ner des Reichsfiskus. Das Reichsſchatzamt berechnet ſodann nad) 
dem Gejammterträgniß diefer Steuern diejenigen Summen, welche 
den einzelnen Bundesftaaten zu überweiſen find, und zieht bievon 





1) Die Majorität des Reichötages glaubte hierdurch ſogen. „Lonftitutionelle 
Garantien“ für das Ausgabenbewilligungsrecht zu jchaffen. Für praktiſch er- 
heblich Kann ich diejelben aber nicht erachten. Ohne den Grundſatz des 8. 8 
würde durch das Reichsetatsgeſetz (die Ausgaben-Bewilligung) feitgejeßt werden, 
welche Summe zur Bertheilung an die Einzelftaaten übrig bleibt; mit dem 
Grundfaß des $. 8 wird durch das Etatögejeg beitimmt, welcher Betrag in 
der Form der Matritularbeiträge compensando von dem Untheil der Einzel- 
ftaaten (oder via versa) in Abzug gebradt wird. Pie fommt and 
politifch auf dafjelbe Hinaus. Fürft Bismard erklärte im Reichſtag: „Der 
Streit macht mir ungefähr den Eindrud, wie das befannte Wort bonnet blane 
oder blanc bonnet oder ob ich fpreche von einem ſchwazen Tuchrod oder von 
einem Rod von ſchwarzem Tuch; meiter finde ich einen Unterjdied nich, 
jeder weitere Unterſchied, den Sie Hineinlegen, ift fingirt, widerſpricht der 
Sadjlage und widerſpricht unferer Verfaſſung“. Stenograph. Berichte 1879 
3b. III ©. 2193. 
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wieder den auf die betreffenden Staaten entfallenden Matrikular: 
beitrag ab. Nach dem Nefultat diefer Hin: und Her⸗Rechnung 
ergibt ſich, melde Beträge der Einzelftaat an die Reichskaſſe zu 
zahlen oder aus ihr zu empfangen bat. 

Der Grundfaß aber, daß die gefammten Erträge der 
Zölle, Verbrauchsabgaben und Reichsſteuern — nach den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Abzügen — „in die Reichskaſſe fließen”, wird fcheinbar 
dadurch gewahrt, daß im Etatögejeß der volle Ertrag der Zölle, 
Tabakſteuer und Stempelabgaben a3 Einnahme des Reiches 
figurirt, daneben aber im Etat des Reichsſchatzamtes ala „Ueber: 
meifungen an die Bundesftaaten” der veranichlagte Reinertrag der 
Zölle und der Tabaffteuer, ſoweit er die Summe von 130 Mil. Mark 
überfteigt, und ber veranfchlagte Reinertrag der Stempelabgaben 
ald Ausgaben des Reiches aufgeführt werden ?). 

III. Weber die Beranfchlagung der Matrifularbeiträge beftimmt 
Art. 70 der R.V., daß diefelde nah Maßgabe der Bevöl— 
ferung zu erfolgen babe, ohne jedoch darüber eine Erflärung zu 
geben, wie die Bevölferungsziffer feitgeftellt werden ſolle. Im 
Sabre 1869 beichloß der Bundesrath des Nordd. Bundes, daß die 
„ortsanweſende ſtaatsangehörige Bevölkerung“ der Be: 
rechnung der Matrikularbeiträge zu Grunde zu legen fei?). Ab- 
gejeben von dem Bedenken, ob es fachlich irgendwie berechtigt ift, 
bei der Bertbeilung der Beiträge die StaatSangebörigfeit 
der in den Gebieten der Einzelftaaten fih aufbaltenden Berjonen 
in Betracht zu ziehen ®), tft durch dieſes Verfahren die Incongruenz 
entitanden, daß bei der Vertheilung der Matrilularbeiträge ein 
anderer Mapftab zur Anwendung fam, wie bei der Abrechnung 
unter den Bollvereinsftaaten. Man bat daher den urfprünglichen 
Berechnungsmodus wieder verlaflen und nad einem im Bundes- 
rath zuerſt für das Jahr 1874 getroffenen und feitdem alljährlich 
erneuerten und vom Reichstage gebilligten Webereinftommen den 





1) Die praktifhe Bedeutung de3 fogen. von Frankenſtein'ſchen 
Antrages (8.8 Abſ. 1 cit.) befteht lediglich in dieſer budgetrechtlichen »amoe- 
nitas juris«. 

2) Nach diefem Maßſtabe ift in dem Bundesetat für 1870 die Beran- 
ſchlagung erfolgt. Druckſachen des Neichdtages 1869 Nr. 69 a. E. ©. 246. 

3) Der Reichstag ſprach ſich in einer Rejolution dagegen aus. Stenogr. 
Berichte 1871 II. Seſſ. 8b. I ©. 647, 
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Grundfa zur Anerkennung gebradht, daß die ortSanmwefend: 
Bevölkerung (ohne Rüdficht auf die Staatsangehörigkeit) der Be: 
rehnung zu Grunde zu legen fei!). Seitdem die Erträge ber 
Zölle, der Tabakſteuer und der Stempelabgaben mit ben Matri: 
tularbeiträgen zur Kompenfation fommen, ift die Zugrundelegung 
einer und derjelben Bevöllerungsziffer für beide Bertbeilungen 
jelbftverftändlic) und der Bundesrathb bat demgemäß am 28. Mär; 
1882 auch mit Rückſicht auf die Ergebniffe der Volkszählung vom 
1. Dezember 1880 den Beſchluß erneuert, daß die definitive Feit: 
ftellung der Matrikularbeiträge, ebenfo wie bie Abrechnung über 
die gemeinfamen Zoll und Steuer-Einnahmen nah Maßgabe der 
ortSanmwefenden Bevöllerung zu erfolgen babe. 

IV. Der von jedem einzelnen Staate zu entrichtende Matri- 
tularbeitrag läßt ſich definitiv erft nach Beendigung des Etatsjahres 
feftftellen, da er ſich nicht nach den veranſchlagten, fondern nad 
den wirfliden Einnahmen und Ausgaben berechnet. Die von den 
einzelnen Staaten im Laufe des Jahres zu machenden Zahlungen, 
welche der Reichskanzler gemäß Art. 7O der R.V. bis zur Höhe 
des budgetmäßigen Betrages?) einzufordern befugt 
ift, werden gleichſam nur à Conto geleiftet. 

Sowie im Falle eines Deficits eine Nahforderung an die 
Einzelftaaten erfolgen muß, jo iſt in dem Falle, daß die Einnahmen 
die Ausgaben überfteigen, der zu viel erhobene Betrag an Matti: 
£ularbeiträgen zurüdzuzablen. Um jedoch die Unbequemlichkeiten 
und Koften wiederholter Hin: und Herzahlungen zu vermeiden, 
kann ein anderer Weg eingeichlagen werden, welcher zu demſelben 
Reſultate führt; man jegt nämlich in den Haushaltsetat des folgen: 
den Jahres den etwaigen Fehlbetrag als Ausgabe, den etwaigen 
Ueberihuß als Einnahme des Reiches ein und erhöht, beziehentlich 
vermindert, hierdurch um die gleiche Summe den von den Einzel: 


1) Vgl. die Berechnung der definitiven Höhe der Matritularbeiträge in 
ber „Meberficht der Ausgaben und Einnahmen 20.” für das Jahr 1874 Au- 
fage V. ©. 125. 

2) Der Reichskanzler ift nicht verpflichtet, die Matrikularbeiträge in ihrem 
vollen budgetmäßigen Betrage zu erheben. Liefern die fogen. eigenen 
Neichgeinnahmequellen unerwartete Ueberfchüffe, jo Tönnen die Matrikular- 
beiträge theilweife unerhoben bleiben; nur müflen alle Staaten in diefer Be- 
ziehung gleichmäßig behandelt werben. 
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ftaaten durch Matrifularbeiträge aufzubringenden Betrag. Hierbei 
ift aber bei der Ausrechnung des auf jeden einzelnen Staat ent: 
fallenden Antheil3 darauf zu achten, daß nicht alle Reichgeinnahmen 
und ebenjomwenig alle Reichsausgaben ſämmtlichen Bundesgliedern 
gemeinfam find !); ja es Tann der Fall eintreten, daß in einem 
und demjelben Wirthichaftsjahre die budgetmäßige Höhe der Ma: 
trifularbeiträge fi für einige Staaten zu niedrig und für andere 
Staaten zu hoch erweist und daß daber die eriteren noch Nach: 
zahlungen zu machen haben, mährend die andern ein Guthaben 
auf die für das folgende Jahr zu leiftenden Matrifularbeiträge 
behalten ?).” 

V. In Folge der ſozietätsmäßigen Geftaltung der Finanz: 
wirthſchaft des Reiches befteht zwiſchen der Reichskaſſe und den 
Landeshauptkaſſen ein dauerndes Abrehnungsverhältniß. Einer: 
ſeits erheben die Staaten für Rechnung des Reiches Einnahmen 
an Zöllen, Berbrauchsabgaben, Wechſel- und Stempeljteuern, 
Gebühren und anderen VBerwaltungsrevenüen, welche nebft den 
Averſen für Zölle und Verbrauhsabgaben, beziehentlich für die 
Branntwein- und Bierfteuer, und den Matritularbeiträgen, ſowie 
Den etwa aus ber Reichskaſſe empfangenen baaren Vorſchüſſen das 
Debet der Landeskaſſen bilden; ambdererjeits leiſten fie für Ned: 
nung de3 Reiches Ausgaben, insbefondere diejenigen Staaten, 
melde eigene Heeresvermaltung führen; und fie haben Anſprüche 
auf Erftattung der von ihnen für Rechnung des Reiches geleiteten 
Zahlungen, auf die ihnen zulommenden Antbeile an den Brutto: 


1) Beifpiele für die Berechnung der Matrikularbeiträge, wie ſich die- 
ſelben nach dem wirklichen Ergebniffe des Reichshaushalts ftellen, jo wie für 
die Antheile der einzelnen Staaten an dem Fehlbetrage und an dem Ueber- 
ſchuſſe eines Wirthichaftsjahres, enthalten die alljährlich dem Neichdtage vor: 
gelegten „Ueberſichten der Reichs Ausgaben und Einnahmen“ Bgl. z. B. die 
Ueberſicht für 1880/81 Anlage V u. VI. 

2) Diefer Fall der im ehemaligen Rorbd. Bunde nicht möglich war, ift 
gleih im erften Jahre der Reichswirthſchaft (1871) eingetreten, die Südd. 
Stanten hatten zufammen 16,842 Thlr. zu wenig, die Staaten des Nordd. 
Bundes 5,230,956 Thlr. zu viel gezahlt. Das Reichsgeſetz vom 20. Juni 1872 
verpflichtete demgemäß die Südd. Staaten zur Nachzahlung der entiprechenden 
Summen, während im Etat von 1873 den Staaten bes ehemaligen Nordb. 
Bundes bei der Berehnung ihrer Matricularbeiträge 5,187,339 Thlr. zu gut 
gerechnet worden find. (Vgl. Hirth’3 „Annalen“ 1872 ©. 1628.) 

Laband, Reichsſtaatsrecht. ILL. 2. 22 
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erträgen der Verbrauchsabgaben und Stempelfteuern u. |. w. und 
auf die ihnen zu überweifenden Einnahmen der Reichskaſſe. Zur 
Nachweiſung dieſes mwechjelfeitigen Sol und Haben find von den 
Landeshauptkaſſen monatlidhe Abrechnungen aufzultellen und 
an die Reihshauptlafle Tpäteftens bis zum 15. des nächftfolgenden 
Monats in doppelter Ausfertigung einzufenden. Demgemäß find 
ſowohl die Matritularbeiträge als auch Die Averjen jeden Monat 
mit einem Zwölftel des budgetmäßig veranichlagten Betrages in 
Rechnung zu ftellen. 

Außerdem find Vierteljahresrechnungen anzufertigen, in welchen 
nah den im Art. 39 der R.B. enthaltenen Regeln Weberfichten 
über die Einnahmen an Zöllen und Verbrauchsabgaben, fowie an 
Stempelabgaben u. |. w. aufgeftellt werden. Dieſe Ueberſichten 
werden auch der Berechnung der an die Einzelftaaten zu über: 
weifenden Erträge der Zölle und Tabakſteuer zu Grunde gelegt '). 
Die definitive Abrechnung und Ausgleihung des Saldo erfolgt 
auf Grund der Yahresrechnungen (jogen. Finalabſchlüſſe). De— 
taillirte Vorschriften zur Regelung der Abrechnungen zwiſchen ber 
Reichshauptkaſſe und den Landesfaflen der Bundesftaaten find am 
13. Januar 1872 vom Reichskanzler im Einveritändniß mit dem 
Ausſchuſſe des Bundesratbes für Rechnungsweſen erlaffen tworden ?). 
In Folge der Verlegung des Etatsjahres auf den Zeitraum vom 
1. April bis zum 31. März ergab fi die Nothiwendigkeit, die 
Beitimmungen über die Abrechnungen zu modifiziren. Die gegen: 
wärtig geltenden Vorfehriften find vom Bundesraths-Ausſchuß für 
das Rechnungsweſen unter BZuftimmung des Reichskanzlers am 
3. April 1878 beichlofien worden ?). 


1) R.G. v. 15. Juli 1879 8. 8 (R. G. Bl. ©. 211). 

2) Sie find abgebrudt, nebjt den dazu gehörenden Formularen in Hirth's 
Annalen 1872 ©. 1489 ff. Sie find bereit® oben S. 300 erwähnt worden. 

3) Brotofoll des Bundesraths 1878 ©. 222. Drudjachen deſſelben Nr. 61. 
Im Gentralbl. des D. Reiches find dieſe Borfchriften nicht abgedrudt worden, 
wol aber im Preußiſchen Minifterialbl. f. d. gef. innere Bermaltung 1878 
©. 146. Diefelben haben mehrfache Ergänzungen erhalten; unter benjelben 
find Hervorzuheben die vom Bundesrat am 7. Zuni 1880 bejchloffene „An- 
leitung zur Aufftelung der Ueberfichten über die Vefteuerung des Tabacks 
(Sentralbl. 1880 S. 420 ff.) und namentlih die „Beſtimmungen über die 
Erhebung und Verrechnung der nach dem Gef. v. 1. Juli 1881 zu entricätenden 
Neih3-Stempelabgaben* Ziff. 12—15 (Centralbl. 1881 ©. 305. 306). 
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Vierter Abſchnitt. Das Bnudgetrecht *). 
$. 123. Bedeutung und Teftitellung des Haushalts⸗Etats⸗Geſetzes. 


I. Für die faatsrechtliche Wilrdigung des Budgetgefehes ift 
bie oben Bd. II. 88. 56 ff. entwidelte Unterſcheidung der Gefege 
im materiellen und formellen Sinne maßgebend. Nach der dafelbft 
gegebenen Begriffsbeftimmung des Geſetzes im materiellen Sinne 
als der rehtöverbindlichen Anordnung eines Rechtsſatzes ergiebt 
es fi von felbit, daß der Etat Fein Gefeß im materiellen Sinne 
ift, da er feine Rechtsfäge enthält. Der Etat ift eine Rechnung 
und zwar nicht über bereit? geleiftete Ausgaben und erhobene 
Einnahmen, fondern über künftig zu erwartende Einnahmen und 
Ausgaben; er ift ein fogenannter Boranihlag. Er korreſpon⸗ 
Dirt mit der nah Ablauf der Wirthichaftsperiode zu Legenden 
Rechnung über die wirklichen Einnahmen und Ausgaben. Eine 
Rechnung aber enthält feine Regeln, am wenigften Rechtsregeln, 
fondern Thatſachen; fie referirt dur Furze, mit Zahlen ver: 
febene Angaben die bereits erfolgten oder vorberzufebenden Ein: 
nahmen und Ausgaben. Der Etat begründet der Regel nach Feine 


*) Bol. über dieſe in der neueren Literatur vielfach behandelte Lehre: 
Srider, Steuerbewilligung und Finanzgeſetz, in der Tübinger Zeitichr. für 
die gefammte Stantöwifjenfhaft Bd. XVII (1861). Gneiſt, Budget und 
Geſetz, 1867 und derſelbe Geſetz und Budget, Berlin 1879. Laband, Das 
Budgetrecht nad) den Beftimmungen der Preuß. Verf. Urk. Berlin 1871 und 
derſelbe in Hirth’8 Annalen 1873 ©. 524 ff. Herm. Schulze, Das Finanz- 
vecht der Reichs⸗ und Landtage; in Grünhut's Betifchr. f. d. Brivat- und öffentl. 
Recht der Gegenw. Bd. IL. ©. 161 ff. und in feinem Lehrb. des deutjchen 
Staatsrechts I. (1881) ©. 582 ff. v. Martig, Betrachtungen über bie 
Verf. d. Nordd. Bundes 1868 und deſſelben Wbhandlung: Ueber den 
conftitut. Begriff des Geſetzes, in der Tübinger Zeitſchr. f. d. gel. Staats⸗ 
wiſſenſch. Bd. XXXVI (Auch feparat gedrudt Tübingen 1880.) Georg 
Meyer, Der Begriff des Geſetzes und die rechtliche Natur des Staats⸗ 
haushaltzetats; in Grünhut's Zeitihr. Bd. VIII ©. 1 ff. (eine, in den 
meiften Punkten jehr treffende Widerlegung der von dv. Martib neuerdings 
aufgeftellten Behauptungen). Ferner v. Rönne, Staaisrecht d. Deutſchen 
Reichs IL. 1 ©. 143 ff, G. Meyer, Staatsrecht 8. 204 und 8. 209 und 
Born in dv. Holgendorff’3 Rechtslexikon (3. Aufl. 1881) Bd. III. S. 382. — 
Die hier folgende Darftellung iſt im Wefentlichen eine Bearbeitung der von 
mir 1873 in Hirth’8 Annalen gegebenen. 

22 * 
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rechtliche Verpflichtung zu Einnahmen oder zu Ausgaben, fondern 
er ſetzt diefe rechtlichen Verpflichtungen voraus und ftellt ihre 
finanziellen Refultate lediglich zuſammen. 

Jede größere Wirthichaft erfordert einen Wirtbfchaftsplan und 
eine Rechnungslegung in gemiflen regelmäßigen Zeitabjchnitten ; 


die Aufftelung eines Voranichlages gehört demgemäß zu den un- 


erläßlichen Erfordernifien einer geordneten Staatswirthſchaft. Die 
Nothwendigkeit der Budget-Aufftellung ift nicht die Folge irgend 
einer Berfafjungsform, ift nichts Charakteriftiiches der conftitu: 
tionellen Monarchie, ift Feine Errungenſchaft der neueren politifchen 
Entwicklung, jondern fie ergiebt fi aus der Größe und dem Um: 
fang der Staatswirtbihaft. Sowie es zu der Sorgfalt jedes 
ordentlihen Wirthes gehört, für ein Unternehmen, welches bedeu: 
tende Aufwendungen erfordert, einen Voranſchlag zu machen, fo 
bat man auch lange vor Einführung der Tonftitutionellen Staats: 
form ebenſowohl die Aufftelung eines Staatshausbalts-Etat3 als 
Voranſchlag für die Koften der Verwaltung, wie die nachträgliche 
Ablegung und Prüfung der Rechnungen als unerläßliche Erforder: 
nifje einer geordneten Staatsvermwaltung anerkannt ?). 

Meder die Aufftellung des Etats für einen zufünftigen, nod 
die RKontrole der Rechnungen über einen vergangenen Zeitraum 
hat daher etwas zu ſchaffen mit der Geſetzgebung als der ftaat- 
lihen Regelung der Rechtsordnung, fondern gehört lediglich zur 
Bermwaltung und das Recht, welches die Volfsvertretung in 
beiden Beziehungen verfalfungsmäßig bat, indem ihr der Etat zur 
Genehmigung, die Staatsrechnungen zur Decharge vorgelegt wer: 
den müflen, charakterifirt fich als ein ſehr weſentlicher Antbeil an 
der Verwaltung und als eine ausgedehnte Kontrole derjelben ; durch 
diefelbe wird die Lehre von der Theilung der Gemalten auf das 
Entiehiedenfte widerlegt und praftiih auf einem großen und wich 
tigen Gebiete befeitigt. 

Menn demnad Art. 69 der R.B. den Sak enthält, „Der Reichs: 
bausbalt3-&tat wird dur ein Geſetz feftgeftellt“, fo if 
der Sinn defjelben der: „der Reichshaushalts-Etat wird ebenſo 
wie ein Geje oder im Wege der Gefetgebung feitgeftellt“. 
Die praftifche Bedeutung des Sapes Liegt alfo in der Anordnung, 


1) Gneiſt Gefeh und Budget ©. 162. Schulze Lehrb. I. ©. 688. 
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daß ber Reichshaushalts-Etat nur unter Zuflimmung des Bundes: 
raths und des Reichstags feftgeftellt werden kann und daß bie 
verfaffungsrechtlihen Regeln über das Zuſtandekommen eines 
Reichsgefeges auch auf die formelle Behandlung des Reichshaus⸗ 
balt3-Etat3 Anwendung finden !). Dagegen it auß den ange: 
führten Worten darüber Nichts zu entnehmen, welche materielle 
Rechtswirkung der Feltitellung des Haushaltsetats zulommt ?). 

Aus dem im Art. 69 der R.B. fanctionirten Prinzip ergiebt 
fih im Einzelnen Folgendes: 

1. Zur Feſtſtellung des Etat3 ift die Webereinftimmung der 
Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundesraths und des Reichstages erfor: 
derlih und ausreihend. Falls jedoch der Etat die beftehenden 
Einrichtungen auf dem Gebiete des Militairwefens, der Kriegs: 
marine und der im Art. 35 bezeichneten Abgaben unmittelbar 
oder mittelbar verändern oder ihre Aufrechterhaltung unmöglich 
machen würde, giebt nah Art. 5 Abi. 2 der R.V. im Bundes: 
rathe die Stimme des Präfidiums den Ausfchlag, wenn fie fi 
für die Aufrechthaltung der beftebenden Einrichtungen, alfo für 
Bermerfung des Etats ausipriht ?). Art. 5 Abſ. 2 befchränft 
ih nicht auf die Befeitigung gefeßlicher Anorpnungen dur neue 
Geſetze, fondern er fpricht ganz allgemein von „beſtehenden Ein- 
rihtungen”, gleichviel ob diejelben auf Geſetzen oder Verord⸗ 
nungen oder Berwaltungsmaßregeln beruhen; andererſeits ſpricht 
der Art. 5 Abf. 2 nur von „Gefeßesvorichlägen”, nicht von Ber: 
waltungSmaßregeln; da aber der Etatsentwurf formell wie ein 
Geſetzesvorſchlag zu behandeln ift, jo findet die Regel des Art. 5 
Abi. 2 auf ihn Anwendung. 

1) Uebereinftinmend & Meyer Lehrb. 8. 209. 

2) v. Martig wendet fih in der erwähnten Abhandlung gegen Die 
Unterfcheidung von Gefegen im formellen und im materiellen Sinne und jchreibt 
dem Etatsgeſetz in allen feinen Bofitionen materielle Geſetzeskraft zu; eine 
kritiſche Prüfung feiner, meined Erachtens durchaus unhaltbaren und in fidh 
jelbft widerſpruchsvollen Behauptungen erfordert ein ausführlicheres Eingehen 
auf feine Erörterungen, als an diefer Stelle möglich ift und muß für eine 
andere Gelegenheit vorbehalten werden. Er jchießt jegt ebenſo jehr über das 
Biel hinaus wie er. ed in entgegengejegter Richtung in feinen „Betrachtungen“ 
1868 gethan Hat, wo er ©. 99 den Urt. 69 der Verf. „eine geradezu abſurde 
Beſtimmung“ nennt und wo er ed ©. 101 für eine juriftiiche „Monftrofität” 
erklärt, den Etat „Geſetz“ zu nennen. 

3) Bgl. Bd. I. ©. 280. Bd. II. ©. 36. 
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Dagegen ift die Beitimmung im Art. 7 Ab}. 4 der R.B. auf 
die Beſchlußfaſſung des Bundesrathes über den Etat nicht an: 
wendbar !), weil die Regelung des Reichshaushaltsplanes eine allen 
Bundesgliedern gemeinfame Angelegenbeit ift, die Feitftelung des 
Reichshaushalts im Ganzen aber von der Beichlußfaffung über 
bie einzelnen PBofitionen fih nicht trennen läßt. 

2. Art. 78 Abf. 2 der R.B., mwonad diejenigen Vorſchriften 
der Neichsverfaffung, dur melde beſtimmte Rechte einzelner 
Bundesftaaten in deren Berbältniß zur Geſammtheit feftgeftellt 
fmd, nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesftaates abge- 
ändert werden können, erftredt feine Wirkung auch auf die Befchluß- 
faffung über den Etat. Denn eine Abänderung ber Sonderredte 
einzelner Staaten Tann auch ohne formelle Aufhebung beftimmter 
Artikel der Verfaſſungsurkunde dadurch eintreten, daß man fie 
thatfächlich nicht berüdfichtigt und dazu bietet gerade der Etat 
vielfache Gelegenheit. Der verfaflungsmäßige Schuß der Refervat: 
rechte wäre illuſoriſch, wenn man fie von Jahr zu Jahr durch 
das Etatögefeh ohne Zuflimmung der berechtigten Einzelftaaten 
jufpendiren Fönnte. 

3. Das ordnungsmäßig befchloffene Etatsgeſetz ift gemäß 
Art. 17 der RB. vom Kaiſer auszufertigen und zu ver 
fündigen. Es ift dies das Recht des Kaiſers, zugleich aber 
auch feine verfaffungsmäßige Pflicht *). Die Publikation erfolgt 
nah der Vorſchrift im Art. 2 der R.B. vermittelft des Reiche: 
gefegblattes; das Etatögejeh nebit dem ihm beiliegenden Haus: 
balt3-Etat muß unverändert in derjenigen Form erfolgen, melde 
durch die übereinftimmenden Beichlüffe des Bundesraths und des 
Reichstages feftgeftelt worden ifl. Die Verantmwortlichleit dafür 
trägt der Reichskanzler. 

II. Art. 69 der R.V. beftimmt: „Ale Einnahmen und Aus: 
gaben des Reiches müſſen für jedes Jahr veranfchlagt und auf 
den Reichshaushalts-Etat gebracht werden“. Hierin find folgende 
Regeln enthalten: 

1. Die Wirtbichaftsperiode des Neiches ift verfaffungsmäßig 
auf ein Jahr beftimmt worden; es muß daher für jedes Jahr 


1) Bol. 8. I. S. 246, 
2) Bl. 8b. II. ©. 41 ff, 
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ein befonderes Etatsgeſetz feitgeftellt werden und daſſelbe muß die 
Einnahmen und Ausgaben des ganzen Jahres umfallen. Die 
Wirtbichaftsperiode des Neiches fiel anfänglich mit dem Kalender: 
jahr zufammen; durch das Reichsgeſetz vom 29. Febr. 1876 !) 
wurde jedoch feitgelekt, daß das Etat3jahr für den Reichshaushalt 
vom 1. April 1877 ab mit dem 1. April begimmt und mit dem 
31. März ſchließt ?). 

2. Im Zuſammenhange damit fteht der Satz des Art. 7I 
Abf. 1, daß die gemeinfchaftlicden Ausgaben in der Regel für ein 
Jahr bemilligt werden. Aber au, wenn von der eben dafelbit 
geltatteten Ausnahme, daß Ausgaben in befonderen Fällen auch 
für eine längere Dauer bewilligt werden können, Gebrauch gemacht 
wird, find in den Etat jedes Jahres diejenigen Beträge einzu- 
jtellen, welche in dem betreffenden Jahre zur Verwendung kommen 
jollen. Dies gilt namentlih von dem Falle, daß für größere 
Bauten oder andere Anlagen Gefammtjummen bewilligt werden, 
welche nach und nad) im Laufe mehrerer Jahre aufgebraucht wer: 
den?) Denn nah Art. 69 der RB. müflen alle Einnahmen 
und Ausgaben für jedes Jahr veranfchlagt werden, jo daß eine 
vollftändige Weberficht des gefammten Finanzplanes gemonnen wird. 

3. Als Regel jtellt der Art. 69 die VBorfchrift auf, daß alle 
Einnahmen und Ausgaben des Reiches in einem einhbeitliden 


1) R.G.Bl. 1876 ©. 121. 

2) In Folge dieſes Geſetzes mußte ein bejonderer Etat für das Biertel- 
jahr vom 1. Januar big 31. März 1877 fejtgeftellt werben. R.G. v. 23. Dez. 1876 
(R.G.Bl. ©. 239). Ein folder Duartald-Etat fteht mit der unzweidentigen 
und Maren Unordnung des Art.69 im Widerjprud. Wäre die Theorie richtig, 
daß Geſetze, welche einer Verfaffungsbeftimmung widerſprechen, trogden fie 
formell ordnungsmäßig zu Stande gekommen find, ungültig feien, fo 
müßte man conjequenter Weife auch Diejes Etatsgeſetz für ungültig 
ertlären, weil nicht vorher Art. 69 der R.V. eine entiprechende Berände- 
rung ober Ergänzung erfahren habe. An folhen Confequenzen erweift fich 
die Unrichtigfeit der erwähnten Theorie. gl. Bd. II. S. 37 ff. 

3) Die Reichsgeſetzgebung Hat diefen Grundfag in einer erheblichen Zahl 
von Fällen und ganz conjequent zur Geltung gebradt. Unmwenbungsfälle 
find: R.G. v. 8. Juli 1872 Art. IL. (R.G.Bl.S. 290). R.G. v. 23. Mai 1873 
(Snvalidenfonds) SS. 6. 7. (R.G. Bl. S. 119) R.G. v. 30. Mai 1873 (Feſtungs⸗ 
baufonds) Art, II. (R.G.B. ©. 188). R.G. v. 12. Juni 1873 Art. IL a. €. 
(R.G.Bl. S. 128). RG. v. 14. Febr. 1875 8. 2 Abſ. 2 (R.G.B. ©. 62). 
RG. v. 17. Febr. 1876 8. 3 (R.G. Bl. ©. 21). 
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Etat zufammengeftellt werden. Die Verfaffung ſpricht immer nur 
von dem Reichshaushalts-Etat, der durch ein Gejek feitgeftellt 
wird. Es follen alfo nicht die Etats der einzelnen Berwaltungs- 
zweige getrennt feftgeftellt werden. Indeß ift die Möglichkeit nicht 
ausgeſchloſſen, daß, nachdem der Etat bereits feitgeftellt ift und 
bevor das Etatsjahr, auf welches er fich bezieht, begonnen bat 
oder doch wenigſtens zum größten Theil abgelaufen ift, neue Aus: 
gaben ſich als nothwendig ermweilen oder daß neue Einnahmequellen 
eröffnet oder alte verjchloffen werden, 3. B. durch Veränderung 
der Steuergefehgebung. In einem ſolchen Falle ift der Erlaß eines 
oder mehrerer Nachtragsetat® durch den Wortlaut des Art. 69, 
daß alle Einnahmen und Ausgaben für jedes Jahr veranlagt, 
und des Art. 71, daß die gemeinjchaftlichen Ausgaben für ein 
Jahr bewilligt werden follen, geboten und die Zuläffigkeit 
von Nachtrags-Etats ift durch die Praxis wiederholt anerkannt 
worden '). 

4. Der Art. 69 fagt: „Der Etat wird vor Beginn de 
Etatsjahres feftgeitellt”. Es entpridht dies der Natur des Etats 
als Voranſchlags; die Aufftelung eines Voranfchlags von 
Einnahmen und Ausgaben, die bereit3 thatſächlich erfolgt find, ift 
eine contradietio in adjecto. Wenn man den Schwerpunft der 
Bedeutung des Etat in die Genehmigung oder Bewilligung 
von Einnahmen oder Ausgaben verlegt, dann ift feine nachträgliche 
Feſtſtellung wenigſtens logiſch zuläffig, wie ja nachträgliche Ge: 
nehmigungen von außeretatsmäßigen Ausgaben auch thatjächlich 
nicht felten vorfommen; wenn man aber die wahre Natur des 
Etats in einem Wirthſchafts-Voranſchlage erkennt, dann ift 
feine nachträgliche Aufftellung miderfinnig. 

Die angegebenen Worte des Art. 69 fchreiben einen Termin 
vor, bis zu mweldem der Etat ſpäteſtens feftgeftellt werden 
muß; dagegen enthalten fie Feine Vorjchrift darüber, daß der Etat 
unmittelbar vor Beginn des Etatsjahres feftgeftellt werden 
müſſe oder über die in diefer Hinficht einzubaltende Zeitgränge. 
Der Natur der Sache nach verbietet fih nun allerdings die Auf: 
ftelung eines Voranſchlags für eine noch ferne Wirthſchaftsperiode, 
und die bisherige Praris bat ausnahmslos daran feitgebalten, in 





1) Nachtragsetat3 find in großer Zahl erlaffen worden; faft in jedem 
Jahr ergab fih dazu Beranlafjung. 
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jedem Jahre nur den Etat des nähftfolgenden Jahres feſtzu— 
ftellen; dem Wortlaut der Neichsverf. würde es aber nicht wider: 
Iprechen, wenn in einer Siungsperiode des Neichstages die Etats 
der beiden folgenden Jahre in zwei befonderen, je ein Etatsjahr 
beireffenden Geſetzen feftgeftellt würden. 

5. Aus den erwähnten Vorfchriften des Art. 69 in Verbindung 
mit der Anordnung des Art. 70 Abſ. 1 der R.B., daß die gemein- 
Ihaftlihen Ausgaben in der Regel für ein Jahr bewilligt werden, 
ergibt fich der Grundfag, daß nad dem Ablauf des Etatsjahres 
das Budget feine Kraft verliert und niht als Normal 
budget bis zur gejetlichen Feftftellung eines neuen Etats fort- 
wirft. Es ift ferner das Bewilligungsrecht für alle gemeinichaft: 
lihen Ausgaben anerkannt, ohne daß binfichtlich des Ordinariums 
eine andere ftaatsrechtlihe Behandlung wie binfichtlih des Ertra- 
ordinariums vorgejehen worden iſt). 

Il. Ueber die Form des Etatsgeſetzes enthält die Reichs: 
verfallung feine Beftimmung, obwohl nicht verfannt werden fanı, 
daß dies ein Gegenftand von ftaatsrechtlicher Bedeutung iſt. Die 
gegenwärtig beobachteten Grundſätze find im Anfchluß an das in 
Preußen und dem Norbdeutihen Bunde beobachtete Verfahren 
durch die Braris berausgebildet worden. Es find folgende Punkte 
bervorzubeben: 

1. Es ift zu unterſcheiden zwifchen dem Gefeg, betreffend 
die Feftftellung des Haushalts-Etat3, und dem Etat felbit, welcher 


1) Der Art. 71 Abſ. 2 der R.B. entzog bis zum 31. Dez. 1871 die Aus» 
gaben für das Reichsheer der Bewilligung Seitens des Bundesrathes und 
des Neichötages. Die Aufftellung des Militäretat3 war vielmehr nach Art. 62 
für Diefe Mebergangszeit dem Kaiſer überlaflen, welchem zur Beftreitung 
des Aufwands für das gefammte Deutfche Heer jährlich fo viel mal 225 Thlr., 
als die Ropfzahl ber Friedensſtärke des Heeres nach Art. 60 der Reichsver⸗ 
faffung beträgt, zur Verfügung geftellt worden find. Der Kaifer war aber 
verpflichtet, den Etat über die Ausgaben für das Heer, nach Titeln geordnet, 
dem Bundesrathe und dem Reichſstage zur Kenntnißnahme und zur 
Erinnerung vorzulegen; Bundesrath und Reichdtag, die einander in dieſer 
Hinſicht ganz gleich geftellt waren, hatten demnach auch Hinfichtlich der Heeres⸗ 
verwaltung das Recht der Kontrole und Kritik, nicht aber der Verweigerung 
von Ausgaben innerhalb der Grenzen des Baufchquantums. Durch das Gejep 
vom 9. Dezember 1871 murde die Sortgeltung diefer Beſtimmungen bis zum 
Ende ded Jahres 1874 ausgedehnt. 
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al3 Anlage beigefügt if. Das Geſetz kann materiell inhaltlos fein 
und fih darauf beſchränken, zu conftatiren, daß der Etat in Aus: 
gabe und Einnahme auf jo und jo viel Mark feitgeftellt if, wobei 
herkömmlicher Weile die Summen der fortdauernden und ber ein: 
maligen und außerordentlihen Ausgaben getrennt angegeben werden. 
Es kann das Geſetz aber Überdies Anordnungen enthalten, welche 
mit der Finanzwirtbichaft und der Ordnung des Reichshaushalts 
in Zufammenbang fteben, 3. B. die Ermädtigung zur Contrabirung 
von Anleihen '), zur Verwendung von Reichsvermögen, zur Er: 
bebung oder Nichterhebung von Einnahmen u. dergl. 

2. Der Etat jelbit beſteht aus zwei Hauptabtbeilungen, Aus: 
gabe und Einnahme. Der Ausgaben-Etat zerfällt wieder in zwei 
Theile, „Fortdauernde Ausgaben“ und „Einmalige Ausgaben“, 
und bei den letzteren findet fi bin und wieder ?) die Scheidung 
in den ordentlihen und außerordentlihen Etat. Die einmaligen 
Ausgaben des ordentlichen Etats find folche, welche aus den regu- 
lären Einnahmen des Reichs gededt werden; die einmaligen Aus- 
gaben des außerordentlihen Etats dagegen werben aus den Be: 
ftänden gewifler Spezialfonds (Feſtungsbaufonds, Eifenbahnbau: 
fonds u. f. w.) oder aus den Erträgen der NReihsanleiben 
gededt °). 

Die Ausgaben find nah den Centralverwaltungsbebörben, 
die Einnahmen nah den Einnahmequellen gruppirt und nah Ka- 
piteln und Titeln zufammengefaßt. In der Geftalt, in welder 
der Etat in dem Reichsgeſetzblatt verkündet wird, find die Summen 
und Bezeichnungen der einzelnen Kapitel und die Anzahl 
der Titel, in welches jedes Kapitel zerlegt ift, angegeben, was für 
die Rechnungslegung nnd Kontrole der Finanzverwaltung von 
Belang ift. 

Der Einnahme-Etat ift ein jogen. Netto:Etat, d. h. die Ein: 
nahmen werden mit demjenigen Betrage angeſetzt, welcher ber 
Reichskaſſe nah Abzug der Koften und der den Einzelitaaten zu 


1) In diefem, ſehr gewöhnlichen Falle enthält das Etatögefeh dam and 
die traditionellen Vorfchriften der „Anleihegeſetze“. Vgl. oben ©. 232 ff- 

2) insbejondere bei den Ausgaben für das Heerwejen, Boft und Xele- 
graphie und Reichdeifenbahnen. 

3) Art. 73 der R.V. nennt ſolche Ausgaben „außerordentl. Bebürfnifle”. 
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gewährenden Antheile ala veiner Ueberſchuß verbleibt). Jedoch 
wird vor der Linie die Brutto-Einnahme und die Ausgabe ange: 
geben und die Differenz in der Hauptkolonne ausgeworfen. 

3. Eine von den Etats der übrigen Verwaltungen abweichende 
Geftalt hat der Militär: Etat, theil® wegen der Sonder: 
ftellung Bayerns, theils weil das Reich das Heerweſen nicht ſelbſt 
verwaltet 2). Hinfichtlich Bayerns kommt bei der Aufftellung dieſes 
Etat3 die Beftimmung des Bündnißvertrages vom 23. Nov. 1870 
III. 8 5 Siff. II. zur Anwendung, wonach der Geldbetrag, welcher 
für das Bayerische Contingent zu verwenden ift, im Reichsbudget 
in einer Summe ausgeworfen wird, während die Aufftellung der 
Spezial:Etat3 Bayern überlafjen bleibt ?). Die Frage nach der 
Form, in welder diefe Spezial:Etat3 in Bayern feitgeitellt werden 
und melden Antheil die Bayeriſche Landesvertretung dabei bat, 
ift nad) dem partifulären Staatsrecht Bayerns zu beurtbeilen *). 
Materiell aber ift ſowohl die Bayeriihe Regierung wie die Baye: 
riſche Landesvertretung verpflichtet, bei der Feftftellung diefer Spezial: 
Etat3 die Anfäbe des Reichs-Etats nach Verhältniß zur Richtſchnur 
zu nehmen, woraus fih von felbft die Nothwendigfeit ergibt, auch 
binfichtlich der Form, der Eintheilung in Kapitel und Titel u. |. w. 
an den Reichsetat fi anzulehnen. Für die Berechnung der auf 
Bayern entfallenden Gejammtjumme find zu berüdfichtigen die fort: 
dauernden Ausgaben für das Reichsheer, die einmaligen Ausgaben 
des „ordentlichen Etats" für das Reichsheer und die Ausgaben 
des allgemeinen Penſionsfonds für die Verwaltung des Reichsheeres. 
Derſelbe Grundfag der antheilmäßigen Berechnung der auf Bayern 
fommenden Summe findet auch Anwendung auf gewilfe, au dem 
Invalidenfonds zu beftreitende Ausgaben °). 

Für die übrigen Kontingente ſteht die Aufftelung der Spezial: 


1) Hinfichtlich der Erträge der Zölle und der Tabakſteuer fiehe oben ©. 335. 

2) Während der Uebergangszeit (bis 1874) wurde der vom Kaiſer feit- 
geftellte Militair-Etat vom übrigen Etat gefondert verfündigt, fo daß in dem 
Hauptetat nur die Geſammtſumme der Militair-Ausgaben aufgeführt wurde. 

8) Bgl. Bd. III. 1 ©. 57. 

4) Bgl. darüber Seydel Commentar ©. 235; G. Meyer Lehrbud 
S. 550 fg. und die daſelbſt Note 14. angef. Schriften. 

5) Bgl. R.G. v. 11. Mai 1877 8. 1 (R.G. Bl. S. 495) v. 17. Juni 1878 
(R.G.Bl. S. 127) und vom 30. März 1879 8.2 (R.G. Bl. ©. 119). Bol. 
oben ©. 209, 
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Etat3 dem Reiche zu und zwar werden für die drei Staaten mit 
eigener Militärverwaltung (Preußen, Sachſen, Württemberg) die 
Ausgaben bei den einzelnen Titeln in Barallel-Colonnen aufgeführt. 

4. Die Matrilularbeiträge werden mit dem anjchlagsmäßigen 
Netto:-Betrage, den jeder einzelne Staat zu zahlen bat, im Budget 
aufgeführt, jo daß die vermwidelte Rechnung, durch welche Die von 
jedem Staate zu zahlende Summe ermittelt werden muß, im Etats: 
geſetz jelbft nicht bemerkbar wird. 

5. Eine befondere Beilage zum Reichshaushalts-Etat bildet 
der Beloldungs: und Penſions-Etat des Reichsbank-Direktoriums. 
Derfielbe wird zwar im Wege der Reichsgeſetzgebung feftgeftellt, 
die Ausgaben erfolgen aber aus den Mitteln der Reih3banf '). 

IV. Die Reihverf. Art. 71 ftellt zwar ganz allgemein bie 
Regel auf, daß die gemeinfchaftlihen Ausgaben alliährlid bemil: 
ligt werden, aber fie normirt die wichtige Frage nicht, inwieiveit 
die Bewilligung von Ausgaben res merae voluntatis und wieweit 
fie taatsrehtlidhe Pflicht des Reichstages fei, oder mit 
andern Worten, welche Ausgaben die NReichsregierung nur leiten 
dürfe, wenn Bundesrath und Reichstag fie übereinſtimmend geneb: 
migt haben und welche Ausgaben ftaatsrechtlid nicht verweigert 
werden dürfen. Hält man den oberiten Grundfat des conftitutio- 
nellen Staatsrechts feit, daß das beftehende Recht und die rechtlich 
begründeten Suftitutionen des Staat? nur unter Uebereinftimmung 
- von Souverain und Volksvertretung, nicht einfeitig von einem diejer 
beiden Organe verändert werben dürfen, jo ergibt fi als unab: 
weisliche Confequenz, daß der Reichstag nicht einfeitig die beftehen: 
den Gefebe durch Verweigerung der zu ihrer Ausführung notb: 
wendigen Mittel fuspendiren oder aufheben Tann, daß es nicht 
alljährlich in fein Belieben geftellt fein kann, die Fortgeltung der 
Neichsgefege und die Fortdauer der Reichsinftitute zu genehmigen 
oder zu unterdrücken?). Es folgt demgemäß aus diefem Princiy 





1) Bantgef. v. 14. März 1875 8. 28 (R. G. Bl. S. 185) Vgl. Bd. D. 
S. 385. 

2) Ueber diefen Grundjag find faft alle Deutichen Staatdrechtsfchriftiteller 
einverjtanden. Bgl. Zöpfl, Staatör. Bd. I1.8.399. Zahariä, Staatsr. IL 
8. 222 (©. 515) und in den Gött. Gel. Anz. 1871 ©. 862 ff. v. Gerber, 
Grundzüge 8$. 50. 51 und im Literar. Centralbl. 1871 Sp. 61 fg. v. Mohl, 
Württemb. Staatsr. I. 8. 109 ©. 624. Mein Bubgetredt S. 11-14. 
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der Rechtsſatz, daß das Ausgabenbewilligungsrecht des Reichstages 
durch die beftehbenden Reichsgeſetze und Snftitutionen gebunden und 
beſchräukt ift und daß Ausgaben, melde zur Durchführung und 
Aufrechthaltung derfelben erforderlich find, von ihm nicht verweigert 
werden dürfen. Dieſer Rechtsſatz ift auch in einer fpeciellen Be- 
ziehbung durch die Reichsverf. ausdrücklich janctionirt worden, näm- 
lich durh Art. 62 Abi. 4: 

„Bei der Feftftelung der Militär-Ausgabe-Etat3 wird bie 
auf Grundlage diefer Verfaſſung gefeglich feftftehende Organi- 
jation des Reichsheeres zu Grunde gelegt.“ 

Es ift dies feine Ausnahmebeftimmung zu Gunften des 
Militär-Etats, fo daß bei der Feitftellung der übrigen Ausgaben- 
Etats die gejeglich feftftehende Drganifation der Reichsinftitutionen 
unberückſichtigt bleiben könnte, ſondern es ift nur für den praftifch 
wichtigiten, politifch und finanziell hervorragendften Theil des Etat3 
das allgemeine Brincip eremplificirt worden. 

Der Etat ift nicht ein Organiſationsgeſetz des ganzen Reiches 
für je ein Jahr, fondern ein Wirtbichaftsplan; er fest alſo eine 
gefeglich feitftehende Organiſation als feſte Grundlage voraus. 

Die Ausgaben zerfallen mithin binfichtlich des Bewilligungs⸗ 
rechts des Reichſstages in zwei Kategorien, die man etwa als 
willfürlihde und nothwendige im ſtaatsrechtlichen Sinne 
bezeichnen kann. 

Die eriteren dürfen von dem Reichstage nach Belieben ver: 
iweigert werden, und ihre Genehmigung hat den Charafter einer 
wirklichen Bewilligung, ohne welche die Reichsregierung zur Leiftung 
diefer Ausgaben überhaupt nicht ermächtigt ift. 

Die andern dürfen nicht ohne Zuftimmung des Bundesraths 
oder des berechtigten Gläubigers vom Reichätag verweigert werden. 
Ihre Bewilligung ift eine ftaatsrechtlihe Pflicht des Reichstags 


Ernft Meier in v. Holtenborff’3 Encyklopädie I. ©. 846. v. Bar, Im 
Neuen Reih 1871 ©. 48 ff. Befeler in den Preuß. Jahrb. Bd. XXXIII. 
©. 589 ff. Werner befonders Gueift, Gefeh und Budget ©. 166 fi. Herm. 
Schulze in Grünhut’3 Zeitichr. II. S. 190 ff. und Lehrb. des Deutjchen 
Staatsrechts I. 8. 208. ©. Meyer, Staatör. 88. 205 und 209 und in 
Grünhut's Zeitſchr. V III. S. 48 ff. Auch v. Marti, ©. 66 kommt im Reſultat 
im Weſentlichen auf das Gleiche hinaus. Abweichender Anſicht iſt unter den 
neueren Staatsrechts⸗Schriftſtellern nur Zorn im Rechtslexicon III. S. 882. 
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und bat nit den Charakter einer Zahlungsermädtigung für die 
Regierung, fondern eines Anerkenntniſſes der Nothwendig— 
feit oder Angemefjenbeit ver Ausgabe. Der eigentliche Rechtsgrund 
derfelben ijt unabhängig vom Etat in Reichsgeſetzen oder Verträgen 
gegeben. Formel unterliegen zwar auch alle diefe Ausgaben der 
Bewilligung des Reichstages, materiell aber ift diefe Bewilligung 
feine wahre Bewilligung, weil der Reichstag nicht befugt ift, fie 
zu verjagen. 

Mas die Einnahmen des Reiches anlangt, jo jpricht die 
Reichsverfaſſung von einer Bemilligung derfelben feiteng bes 
Reichätages oder durch das Etatsgeſetz nicht. Die Einnahmen 
des Reiches beruhen vielmehr auf dauernden, einer jährlichen Ge: 
nehmigung nicht bedürftigen gejeglihen Titeln. Die Einnahmen 
aus den Gebühren, die für die Reichskaſſe erhoben werden, aus 
den Stempelfteuern, aus den Zöllen und Verbrauchsſteuern, aus 
den Reichs-Eiſenbahnen, aus dem Reingewinn der Reichsbank, die 
Binfen aus belegten Reichsfonds u. |. w. fließen in die Reichskaſſe, 
ohne daß die Anſätze des Etats von irgend welder Bedeutung 
find. Die lekteren haben ausfchlieglich den Charakter finanzwiſſen⸗ 
ſchaftlicher und kalkulatoriſcher Schägungen. Abgeſehen von diefen 
Einnahmen aber find folgende Rechtsſätze aufzuftellen: 

1. Neue Einnahmequellen, für welche der Reichsregierung 
in den bisherigen Gefegen ein Rechtstitel nicht gegeben war, können 
nur unter Zuflimmung des Reichstages eingeführt werden, glei: 
viel ob die Einnahme eine dauernde oder einmalige ift. 

2. Die Regierung kann fih Einnahmen durch Contrahirung 
von Anleihen, gleichwiel ob die Legteren als fundirte Schuld oder 
in Form von Schatzanweiſungen emittirt werden, nur verichaffen, wenn 
fie durch ein Reichsgeſetz dazu ermächtigt worden if. R.V. Art. 73. 

3. Die Regierung Tann fih nicht ohne Zuftimmung des Reichs: 
tages dur Beräußerung oder Verwendung von Reichs Finanz: 
vermögen Einnahmen verichaffen. Wenigftens ift bei ber Ber: 
wendung der franzöfifchen Kriegsentihädigung diejer Grundjag un: 
beftritten und alljeitig anerfannt und wiederholt befolgt worden. 
Someit durch Reichsgeſetze Theile diefer Entſchädigungsgelder be: 
fimmten Zwecken zugewiejen worden find, können fie nicht einjeitig 
von der Neichsregierung dieſen Zwecken entzogen und anderweitig 
verwendet werden; eine jpezielle Betätigung bat dieſer Grundſatz 
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binfichtlic der Aftivbeftände des Invalidenfonds durd das R.G. 
v. 23. Mai 1873 8 15 (R. G. Bl. S. 122) erhalten‘), und auch 
bei den übrigen, zum werbenden Vermögen des Reiches gehörenden 
Fonds oder Betriebsanftalten ergibt fi auS der in der Form des 
Geſetzes firirten Zweckbeſtimmung derfelben, daß die Regierung 
nicht befugt ift, fie zu einem andern Zwede zu verwenden, wenn 
fie nicht in der Form des Geſetzes biezu ermächtigt wird. 

4. Hinſichtlich des Verwaltungsvermögenz beiteht 
zwar fein Rechtsſatz, wonach die Veräußerung von unbraudhbar 
oder entbehrlih gewordenen Objekten an die Genehmigung des 
Bundesrathes und Reichſtages gebunden wäre. Aber die Reichs- 
regierung Tann die Einnahmen aus Veräußerungen folder Gegen: 
ftände nicht zur Beftreitung von Ausgaben verwenden, melche nicht 
im Reihshausbalts-Etat aufgeführt find, fondern muß fie im Etat 
als Einnahmen einftelen. Diefer Grundfaß ift zuerit für einen 
bejonderen Anwendungsfall durch das R.G., betreffend die franzd). 
Kriegstoften-Entihädigung, vom 8. Juli 1872 Art. IV. (R.G. Bl. 
S. 290) zur Anerlennung gebracht worden, indem dafelbit bejtimmt 
wurde: 

„Die Einnahmen aus der Beräußerung der entbehrlich 
werdenden Feſtungsgrundſtücke oder folder Grund: 
ftüde, welche nach der Wiederherftellung und Vervollſtändigung 
der Feftungen im Beſitze der Militärverwaltung verbleiben, 
oder welche aus Neichsmitteln in Gemäßheit dieſes Geſetzes 
erworben werden, vürfen nur unter Genehmigung 
des Bundesrathes und des Reichstages ver: 
ausgabt werden und find, fofern diefe Genehmigung 
nicht anderweitig erfolgt ift, in dem nächften Reichshaushalts⸗ 
Etat in die zur Dedung der gemeinihaftlihen Ausgaben be- 
ftimmten Einnahmen einzuftellen.” 

Eine generelle und ganz umfafjende Regelung hat diefer Punkt 
aber dur die 88 10-12 des Neichögefebes vom 25. Mai 1873 
(R.G. Bl. S. 115) erhalten?). Gemäß der im Art. 69 der RR. 
enthaltenen Regel tft im $ 10 a. a. D. angeordnet worden, „daß 
alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grundftüden, Materia- 
lien, Utenfilien ober fonftigen Gegenftänden, welche fih im Beſitz 

1) Bgl. oben ©. 210. 

2) Bgl. oben ©. 220 Note 2. 
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der Neichöverwaltung befinden, für jedes Jahr veran 
Ihlagt und auf den Reichshaushalts-Etat ge 
bracht werden müſſen.“ 

Dieſe Beſtimmung dient zunächſt dem Zweck, daß der Etat 
eine vollftändige Ueberſicht der zu erwartenden Einnahmen 
liefern ſoll, und fie jchneidet der Regierung eine außeretatsmäßige 
Einnahme, über deren Verwendung feine Verfügung getroffen iſt, 
ab; fie gibt aber zugleich dem Bundesrathe und dem Reichstage 
die Befugniß, die in Ausfiht genommenen PVeräußerungen zu 
prüfen und zwar nicht blos in der Beziehung, ob die daraus zu 
erwartenden Einnahmen richtig veranjchlagt find, fondern auch bin: 
ſichtlich der Zuläffigkeit der Veräußerungen felbft. Hieraus ergibt 
ih das Recht des Bundesrathes und des Reichstages, die Ber: 
außerungen von Berwaltungseigenthbum des Reiches zu geneh— 
migen, beziebentlih zu unterfagen. Dem entſprechend be: 
dürfen auch die Weberjchreitungen ſolcher Einnahme-Etats und 
außeretatsmäßige Einnahmen aus der Veräußerung der erwähnten 
Gegenftände der nachträglichen Genehmigung des Bundesrathes 
und des Neichstages. 

Hinfihtlih der im Befib der Reichsverwaltung befindlichen 
Srundftüde iſt insbefondere ($ 11 a. a. D.) angeordnet wor: 
den, daß Einnahmen aus der Veräußerung berfelben nur unter 
Genehmigung des Bundesrathes und des Reichstages verausgabt 
werden dürfen und daß ſolche Einnahmen, fofern diefe Genehmigung 
nicht anderweitig erfolgt ift, im nächften Reichshaushalts-Etat ein: 
ftellen find. Bon diefer Regel iſt auch für den Fall feine Aus- 
nahme gemadt, daß der Erlös aus dem Berlaufe eine Grund: 
ſtücks ganz oder theilweiſe dazu beitimmt ift, ein anderes Grund: 
ftüd zu erwerben oder eine andere Baulichkeit zum Erfah berzu: 
ſtellen. 

5. Soweit durch die im Vorſtehenden erwähnten ordentlichen 
und außerordentlichen Einnahmen für die etatsmäßigen Ausgaben 
genügende Deckungsmittel nicht gegeben werden, muß der Reichstag 
Matrikularbeiträge bewilligen. Die Reichsregierung braucht ſich 
einen Etat, der nicht balancirt, ſondern mit einem Deficit abſchließt, 
nicht gefallen zu laſſen. Der Art. 70 ſchreibt ganz kategoriſch vor, 
daß die Differenz zwiſchen den Einnahmen und Ausgaben des 
Reiches durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten nach Maßgabe 
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ihrer Bevölkerung aufzubringen ift, und da nah Art. 69 alle 
Einnahmen des Reiches auf den Reichshaushalts⸗-Etat gebracht 
werden müfjen, jo Tönnen Reichstag und Bundesrath fich der budget: 
mäßigen Feftjegung der Matrilularbeiträge in Höhe jener Differenz 
nicht entziehen. Es ift dies deshalb von Wichtigkeit, weil der 
Reichskanzler nicht nad Maßgabe des Bedürfniffes, fondern nur 
bis zur Höhe des budgetmäßigen Betrages die Matrikularbeiträge 
einzuziehen befugt ift. (Art. 70 a. E.) i. 
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Die Neichsverfaffung enthält jo menig wie die Preußifche 
Berfaffung3-Urfunde eine Andeutung darüber, melde rechtlichen 
Wirkungen dem gefetlich feftgeitellten Haushalts-Etat zufommen. 
Diefelben find daher auf wiſſenſchaftlichem Wege aus der juriftifchen 
Natur des Etats berzuleiten. Hier treten nun die praftifchen 


1) gl. oben ©. 330 fg. 

*) Die Regelung des materiellen Etatsrecht3 für das Neich ift wiederholt, 
aber ohne Erfolg, verjucht worden. Dem Meichötage von 1872 bereits wurde 
ein Geſetzentwurf betreffend die Einrichtung und die Befugniffe des Rechnungs— 
hofes vorgelegt, welche einige darauf bezügliche Beftimmungen enthielt (Drud- 
ſachen des Reichstages 1872 Nr.10). Ueber denſelben fam ein Einverftändniß 
zwiſchen Bundesrath und Neichdtag nicht zu Stande und zwar zum großen 
Theil wegen ber Hinfichtlih des materiellen Etatsrechts beftehenden Ver—⸗ 
fchiedenheit der Anſichten. Um diefe Hinderniſſe zu bejeitigen wurde dem 
Neichdtage im Jahre 1873 ein Sejebentwurf, betreffend die Verwal 
tung der Einnahmen und Ausgaben des Reich (Drudi. Nr. 116) 
vorgelegt, der aber nicht zur Erledigung fam. Im Yahre 1874 wurden dem 
Neichdtage in beiden von ihm abgehaltenen Seffionen der Gefegentwurf über 
ben Rechnungshof, fowie der Gejegentwurf über die Verwaltung der Ein- 
nahmen und Ausgaben wieder vorgelegt (Drudj. 1874 I. Seſſ. Nr. 13 und 
Nr. 12, II. Sefl. Ar. 15 und Nr. 9) In der II. Seſſion 1874 wurde über 
den letzteren Entwurf ein fehriftliher Kommijfionsbericht erftattet, in welchem 
zahlreiche Ubänderungen vorgefchlagen worden find (Drudjachen 1874 II. Seff. 
Nr. 108); zur Beichlußfaffung im Plenum des Reichstages gelangte der Be: 
richt aber nicht. Mit Rückſicht auf die Vorfchläge des erwähnten Kommiſſions⸗ 
bericht3 wurde ber Gefegentwurf umgearbeitet und dem NReichötage von 1875/76 
vorgelegt (Drudjachen Nr. 100) und zwar ebenfalls wieder in Verbindung 
mit dem Gejeßentwurf über den Rechnungshof (Drudfadhen Nr. 101); aber 
auch in diefer Seffion kamen die Gejegentwürfe nicht zur Erledigung; baffelbe 
war in der Seſſion von 1877 der Yall, in welcher beide Gejegentwürfe noch⸗ 
mals dem Reichstage vorgelegt wurden (Brudf. 1877 Nr. 15 und 16). 

Laband, Reichtſtaatbrecht. III. 2. 23 
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Konfequenzen des Sakcs, daß der Etat, obgleich er formell in der- 
felben Art wie ein Geſetz feitgeftellt wird, dennoch materiell Tein 
Geſetz, fondern ein Wirthſchaftsplan ift, zu Tage. Der Etat ent: 
bält feine Recht Sregel, feinen Befehl und Fein Verbot, fondern 
nur Zahlen, von höchſt verichiedenartiger Bedeutung, welde nur 
in dem einen Punkt mit einander zufammenhängen, daß fte bie 
Finanzwirthſchaft des Reichs betreffen und in ihrer Geſammtheit 
diefelbe darftelen. Es ift daher auch zu unterfcheiden zwiſchen ben 
Wirkungen, welche der Haushalts-Etat ald Ganzes hat, und welde 
fih an die einzelnen Pofttionen knüpfen. 

I. Der Reichshaushalts-Etat als Ganzes ift das von den 
höchſten Organen der Reichsgewalt feitgeftelte Progranım der 
Neihsvermaltung. Seine Bedeutung reiht über die Sphäre 
des Finanzweſens weit hinaus. Die wirthſchaftliche Ordnung des 
Staatshaushalts könnte auch erreicht werden, wenn man für jeden 
Verwaltungszweig der Negierung ein Paufchquantum zumieje oder 
gar in einer einzigen Gefammtfumme die Geldmittel, welche der 
Negierung zur Verfügung geftelt werden follen, bewilligte; ſolche, 
nad dem Belieben der Regierung zu verwendende Pauſchſummen 
find aber weit davon entfernt, ein Budget zu bilden. Bei der 
Aufftellung des Haushalts:Etats ift die Tendenz nicht lediglich auf 
die finanzielle Ordnung gerichtet; die Prüfung beſchränkt fi 
nicht darauf, ob die Einnahmen e3 geftatten, gewifle Ausgaben 
zu leiften, fondern die Verwaltungsbedürfniffe ſelbſt werden nad) 
fachlichen Geſichtspunkten geprüft und controlirt, die Nothwendig— 
feit oder Nütlichleit der Ausgaben wird anerkannt oder verneint 
nah Maßgabe der beftehenden Gefege und Einrihtungen und ber 
dem Staat (Reiche) obliegenden Aufgaben, und erft in zweiter 
Linie tritt die Sorge, Ausgaben und Einnahmen im Gleichgewicht 
zu erhalten, hinzu. Der Etat bildet daher für die Verwaltung 
die Richtſchnur, welche fie, ſoweit es von ihrem Willen 
abhängt, befolgen muß. Daher ift der Etat als Ganzes bei 
der Rechnungslegung nach Vollendung des Gefhäftsjahres zu Grunde 
zu legen und zwar aud nicht blos in finanzieller Beziehung, fon: 
dern ganz allgemein zum Zweck der Kontrole der Verwaltung 
Seiten? des Reichſstags und Bundesraths. Die Regierung kommt 
nicht mit dem Nachweiſe durch, daß fie nicht mehr als die etats: 
mäßige Geſammtſumme verausgabt habe, oder daß die von ihr 
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geleifteten Ausgaben in den erhobenen Einnahmen ausreichende 
Dedung finden, fondern fie muß darlegen, daß fie die Verwaltung 
dem ihr vorgejchriebenen Programm gemäß geführt habe, und fie 
muß alle Abweichungen davon, auch Mehreinnahmen und Minder: 
ausgaben, unter Angabe der Gründe nachmeifen. 

II. Niemals aber Tann der Etat in dem Sinne feitgeitellt 
werden, daß Abweichungen von ihm überhaupt nicht vorkommen 
dürften‘). Da er fi auf die Zukunft bezieht, jo kann feine Felt: 
ftellung nur mit demjenigen Grade der Sicherheit erfolgen, mit 
welhem man die Zukunft vorher fehen und vorher beſtimmen Tann. 
Gerade in finanzieller Hinficht ift feine bindende Kraft am geringiten, 
da die Höhe der Ausgaben und Einnahmen zum großen Theil von 
thatſächlichen Verhältniſſen bedingt ift, die theilg nicht vom freien 
Willen abhängen, theils nicht mit Sicherheit vorher erfannt werden 
Tönnen ?). Aber auch die materiellen Gründe und Zwecke der 
Ausgaben laſſen fih nicht mit abfoluter Sicherheit vorher firiren. 
Der Etat fol feine Schablone fein, in welde die Verwaltung 
durchaus gepreßt werden muß, fondern eben nur ein der Verwal: 
tung vorgezeichneteg Programm. Endlich normirt der Etat die 
Finanzwirthihaft für ein Jahr, während die faktiſche Erhebung 
von Einnahmen und Leiftung von Ausgaben fi an dieje Frilt 
nicht binden läßt. Es ergibt fih demnach, daß Abweichungen 
von demjelben vorfommen können, von rein finanzieller oder quan: 
titaver Natur, ferner von materieller oder qualitativer Art, endlich 
in temporärer Beziehung. 

1. Die finanziellen oder quantitativen Abmei: 
chungen find Minder-Einnahmen oder Mehr:-Einnahmen, oder 
Minder- Ausgaben oder Mehr: Ausgaben. Die lebteren, welche 
praktisch namentlich von Bedeutung find, heißen Etats-Ueber— 


1) gl. auch Schulze in Grünhut's Zeitihrift IT. S.191 ff. und Lehr⸗ 
bud I. S. 590 und G. Meyer in Grünhut’8 Zeitſchr. VIII. ©. 46 ff. 

2) v. Martitz Betrachtungen ꝛc. S. 99 fagt: „Geſetze gibt man, um fie 
auszuführen. Ein finanzieller Boranichlag läßt fich überhaupt nicht ausführen. 
Die Ausgaben und Einnahmen fommen ja in Wirklichkeit immer anders zu 
ftehen ald auf dem Bapier”. v. Martitz, Ueber den conftitut. Begriff zc. 
©. 66 jagt: „Das Finanzgeſetz (foll bedeuten Etatsgeſetz) ift ein gejeßgeberijcher 
Akt, duch welden die Finanzverwaltung gejeglich gebunden wird“. Beide 
Behauptungen find halb richtig und Halb Uebertreibungen in entgegengefehter 
Richtung. 

23 * 
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fhreitungen. Allen Arten von quantitativen Etat3:Abmweichungen 
gemeinfam ift der Grundſatz, daß fie bei der definitiven Rechnungs: 
legung nadgemiefen werden müflen und, ſoweit die Ab- 
weihung vom Etat auf einer Beränderung der bei der Etat: 
Seftitellung vorausgefebten Verhältniffe beruht, muß auch biejer 
Grund der Abweichung dargelegt werden. Dagegen von einer 
Benehbmigung oder Bewilligung der quantitativen Ab: 
weichungen vom Etat, auch der Etats-Ueberſchreitungen, Taun nur 
in einem ſehr beſchränkten Maaße die Rede fein. Diejelben ent: 
ftehben nämlich meiftens nicht durch freie, oder auf Willensent: 
Ihließungen berubende Handlungen der Regierung, fondern fie find 
Vediglih Folgen der fehlerhaften Veranſchlagung im Etat feld. 
Da die Höhe vieler Einnahmen und ebenfo die Höhe vieler Aus: 
gaben nur nad Wahrjcheinlichleit nnd nah ujancemäßigen Frac: 
tionen veranſchlagt wird, fo liegt e8 in der Natur der Sache, daß 
diefe Anfchläge mehr oder minder falih find und durch die wirk: 
lichen Ergebniffe rectificirt werden. Alle Minder-Einnahmen, Mehr: 
Einnahmen und EtatS-Weberfchreitungen diefer Kategorie erfcheinen 
daher lediglich als Thatfahen, melde zur Kenntniß des 
Bundesrathb3 und Reichstags gebracht werden. Nur fomweit die 
Etats-Ueberſchreitung auf dem Willen der Regierung berubt, 
d. h. fomweit es von ihrer Entichließung abhängig war, ob bie 
Ausgabe nur in etatSmäßiger Höhe oder darüber hinaus geleiftet 
werden jollte, bat die Etat3-Weberfchreitung den Charakter einer 
Handlung, für melde die Regierung die Verantwortlichkeit 
trägt und für welde fie daher der Ratihabition des Bundesraths 
und Neichstages bedarf. Nur fcheinbar fteht damit im Wider: 
ſpruch, daß nach der bisher befolgten Praxis und nach der, in 
dem Entwurf eines Gejeges über den Rechnungshof in Ausfiht 
genommenen, Anordnung alle Etatsüberjehreitungen dem Reichs: 
tage zur Genehmigung vorgelegt werden müſſen. Es ift dadurd 
nur anerkannt, daß die Entjcheidung der Frage, zu welcher ber 
beiden angegebenen Kategorien eine Etatsüberjchreitung gehört, 
nicht in das alleinige Ermefien der Regierung geftellt ift, fondern 
den höchſten Organen des Reichswillens zuftehbt. Aus dieſem 
Grunde ift der Reichstag formell befugt, ſämmtliche Etatsüber: 
Ihreitungen zu prüfen und zu genehmigen; materiell reducirt fi 
die Genehmigung derjenigen Mehrausgaben, die eine nothwendige 
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Folge factiſcher Verhältniſſe 3. B. einer eingetretenen Preisfteigerung 
find, auf die Anerkennung diefer Thatjache. 

Aus diefer Erwägung beftimmt fich zugleich der Begriff ber 
Etatsüberſchreitung nah anderer Beziehung. E3 ift irrelevant, 
welches finanzielle Gefammtergebniß die Staatsrehnung aufweift. 
Wenn die Mebrausgabe bei einer Poſition dur die Minderaus: 
gabe bei einer andern gededt wirb, fo tritt zwar in finanzieller 
Hinfiht eine Compenfation ein, aber dadurd wird nicht die Ab- 
weihung vom Etat aufgehoben, ſondern es find zwei Abmwei- 
chungen in entgegengejetzter Richtung vorhanden, fo 
daß für eine derfelben oder felbft für beide die Nefponfabilität 
der Verwaltung befteben bleiben Tann. Nur foweit im Etat die 
Untervertbeilung einer Summe der Regierung überlafien oder die 
gegenfeitige Webertragbarfeit zweier Summen zugeftanden worden 
ift, veicht für die Regierung die Freiheit der Bewegung Nicht 
auf die Gefammtjumme, welche die in einzelnen Titeln und Ka: 
piteln zufammengefaßten Pofitionen mit arithmetiicher Nothwen⸗ 
digkeit ergeben, jondern auf die felbftändigen Bewilligungen be: 
ftimmter Summen zu beitimmten Zwecken kommt es bei der Be- 
griffsheftimmung der Etat3-Weberfchreitungen an’). 


1) Diefer in der früheren Preuß. Praxis häufig verfannte Sa ift näher 
ausgeführt und begründet worden in meinem Budgetrecht ©. 59 ff. In der 
Praxis des Nordd. Bundes und des Deutfchen Reichs ift der richtige Begriff 
der Etat3-Ueberfchreitungen anerkannt worden; zuerit bereit3 in einem Schrei” 
ben des Bundesfanzlerd v. 24. September 1867, fodann in einer Nefolution, 
welche der Norbd. Reichdtag unter Zuftimmung des Präfidenten des Bundes- 
tanzleramt3 und des Bundeskanzlers felbft in der Sitzung dv. 28. März 1870 
(Stenogr. Ber. ©. 530) beichloffen Hat. Dieſer richtige Begriff jollte feine 
gefeglihe Sanction erhalten in den (nicht zu Stande gelommenen) Geſetzen 
über den Rechnungshof und über die Berwaltung der Einnahmen und Aus- 
gaben. Die dafelbft in Auzficht genommene Beſtimmung ift übereinftimmend 
mit einem Satze des 8. 19 des Preuß. Geſetzes v. 27. März 1872 über bie 
Oberrechnungskammer, welches thatſächlich auch für das Reich in Geltung fteht. 
(Siehe unten.) Sie lautet: „Als Etatsüberjchreitungen werden alle Mehr- 
ausgaben angejehen, welche gegen die einzelnen Kapitel des geieblich feſtge— 
ftellten Reichshaushalts⸗Etats oder gegen die vom Reichstage genehmigten 
Titel der Spezial-Etat8 ftattgefunden haben, fofern nicht einzelne Titel in den 
Etat3 als unter fi) übertragungsfähig ausdrücklich bezeichnet find, und bei 
folhen die Mehrausgabe durch Minderausgabe bei anderen ausgeglichen wirb. 
— Unter dem Titel eines Spezialetats ift im Sinne dieſes Gejepes jede 
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2. Die materiellen oder qualitativen Abwei— 
Hungen vom Etatsgeſetz find: Die Nichterhebung einer etat3- 
mäßigen Einnahme oder die Erhebung einer im Etat gar nicht 
aufgeführten Einnahme, ſowie die Nichtleiftung einer etatsmäßigen 
Ausgabe oder die Leiftung einer außeretatsmäßigen Ausgabe. 

a) Die Nichterhebung einer etatsmäßigen Einnahme Tann nicht 
vorfommen, fo weit die Einnahmen durch Geſetze normirt find, 
deren Ausführung von der Regierung nicht fufpendirt werden darf, 
wie Zoll: und Steuergefehe und Gebührentarife. Wol aber Tann 
die Regierung eine Einnahme unerhoben lafjen, zu deren Erhebung 
fie nicht gefeglich verpflichtet, jondern nur ermädtigt war. 
Dies gilt namentlih von der Begebung von Anleihen und von 
der Verwendung von Reichsfinangvermögen zu VBerwaltungszweden. 
Wenn die übrigen Einnahmequellen unerwartet hohe Erträge ab- 
werfen, wenn gewiffe etatsmäßige Ausgaben unterbleiben müflen, 
oder wenn die Zeitverhältniffe zur Veräußerung von Keichsver: 
mögen oder zur Negozirung einer Anleihe beſonders ungünftig 
find, jo kann die Regierung dur die ihr obliegende Sorgfalt bei 
der Verwaltung des Reichsvermögens verpflichtet fein, dergleichen 
außerordentliche Einnahmequellen unbenubt zu laffen. Es wäre 
ein völliges Verfennen der Bedeutung des Etatsgeſetzes, wenn 
man in demfelben einen Befehl an die Regierung erbliden wollte, 
alle etatSmäßigen Einnahmen der Reichskaſſe zuzuführen. Das 
Geſetz, welches den Etat feftftellt, läßt übrigens gewöhnlich Teinen 
Zweifel darüber, daß es fich bei folhden Einnahmen nur um eine 
Ermächtigung der Negierung handelt. Im Reichsetat findet dies 
befonder8 Auwendung auf die Matricularbeiträge, welde ber 
Reichskanzler theilmeife oder ganz unerhoben laſſen kann, wenn fie 
zur Beitreitung der Neichgausgaben entbehrlich ericheinen. 

b) Die Erhebung einer nicht etatsmäßigen Einnahme ift eben: 
fall3 der Regierung unverwehrt; nur verftebt es ſich von felbit- 
daß fie einen gejeglichen Titel für diefelbe haben muß, daß fie 
aljo insbefondere nicht durch eigenmäcdhtige Contrahirung von An: 
leihen, Veräußerung von Reihsvermögen, Erhebung von ungeſetz⸗ 
Bofition zu verftehen, welde einer felbftändigen Befhluß- 
fajlung des Reichſtages unterlegen hat und als Gegenftand 
einer ſolchen im Etat erfennbar gemadt worden iſt“. (@efep- 
entw. über bie Verwaltung ber Einnahmen und Ausgaben v. 1877 8. 9.) 
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lihen Abgaben ſich viefelbe verichaffen darf. Es kann aber mol 
vorfommen, daß nad) Feitftellung des Etats ein Geſetz erlaffen 
wird, melches eine neue dauerude oder einmalige Einnahme be: 
gründet, oder daß durch Rechtsgeſchäfte (Schenkung, Legat, völfer: 
rechtliche Verträge u. a.) oder in Folge gerichtlicher Urtheile der 
Reichskaſſe Einnahmen erwachjen. Einer Genehmigung zur Er: 
bebung von Einnahmen der legten Kategorie Seitens des Reichs— 
tags bedarf es nicht; "diefelben müſſen aber bei der Rechnungs⸗ 
legung zur Kenntniß defjelben gebradht werden. Eine ausdrück⸗ 
liche reichsgefegliche Anerkennung, daß Einnahmen aus anderen 
als den im Neihshaushalt3:Etat aufgeführten Bezugsquellen zu— 
Läffig find, ift in dem Gef. v. 11. Nov. 1871 8. 2 enthalten, dem 
zu Folge ſolche Einnahmen zur Wiederberftellung des Reichs⸗ 
Kriegsichages zu verwenden find‘). 

ec) Die Nichtleiftung einer etat3mäßigen Ausgabe Tann als 
eine Abweichung von ber in dem Etatsgeſetz aufgeltellten Ber: 
waltungsuorm erfcheinen, für melde die Regierung politiſch 
verantmwortlid ift. Iſt die Förderung gemiller Zwecke von ben 
oberiten Organen des Neiches, dem Bundesratb und Reichstag 
al3 nothivendig oder nüglich anerkannt und ein Koftenbetrag dafür 
ausgemworfen worden, jo kann die Regierung des Reiches einer 
Rechtfertigung und Darlegung der Gründe, aus denen fie trotzdem 
die Leijtung diefer Ausgabe unterlaflen bat, fich nicht entziehen. 
Unter Umftänden Tann die Würde des Neichstages empfindlich 
verlegt werden, wenn er die Anfnahme einer gemillen Ausgabe in 
den Etat etwa aus eigener Initiative beichloffen und die Regie: 
rung zugefiimmt bat, die legtere nachträglich aber die Xei- 
ftung Ddiefer Ausgabe und folglich die Förderung des betreffen: 
den Zmedes unterläßt. Staatsrehtlich aber erfcheinen alle 


1) gl. oben ©. 207. Der erwähnte Entwurf eines Geſetzes über die 
Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben enthält im $. 3 die Anordnung: 
„Unvorhergejehene Einnahmen und Ausgaben find nach Anweiſung diejeg 
Gejeges zur Kenntniß, beziehung3mweife Genehmigung des Bundes- 
rathe3 und des Neichstages zu bringen”. Im 8. 4 Abi. 3 wird noch Hinzu- 
gefügt: „Einnahmen, welche unter feinen der Titel des Etat3 fallen, find als 
außeretat3mäßige Einnahmen in der verfafjungsmäßig zu legenden Rechnuug 
nachzuweiſen“.“ — Die Zuläfligfeit ſolcher Einnahmen fteht demnach ganz 
außer Frage. 
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Ausgaben PBofitionen des Etats nur als Ermädtigung') der 
Regierung, dieſelben zu leiften, jo daß ihre Nichtleiftung oder 
Eriparung meder eine juriftiiche Verantwortlichkeit begründet, noch 
einer Genehmigung des Reichstages bedarf. 

d) €3 bleiben fomit nur noch übrig die außeretats— 
mäßigen Ausgaben. Daß die Regierung für diefelben die 
Bewilligung des NReichstages nachſuchen muß, folgt aus der oben 
dargelegten Bedeutung des Etats und ift, troßdem die Verfafſung 
des Deutſchen Reichs Feine darauf bezügliche Beftimmung enthält ?), 
von feiner Seite in Zmeifel gezogen werden. Nur muß man bie 
mweitverbreitete Anficht zurückweiſen, als verübe die Regierung durch 
Reiftung einer außeretatsmäßigen Ausgabe eine Geſetzwidrigkeit, 
eine Verletzung des Etatsgefehes, für welche fie beim Reichs: 
tage um „Sndemnität” bitten müfje, bie derfelbe als Gnadenakt 
ertheilen oder verjagen dürfe). Dadurch, daß man eine Ausgabe 
in den Verwaltungsplan nicht aufgenommen bat, folgt doch ficher: 
lich nicht, daß man fie verboten babe. Sn der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle ift ihre Aufnahme vielmehr deshalb unter: 
blieben, weil man die Nothwendigkeit diefer Ausgabe nicht voraus: 
feben konnte oder wenigftens nicht vorausgejeben hat). Es iſt 
ein Spiel mit Worten, wenn man aus ber Ausdrucksweiſe, daß 
der Etat durch Geſetz, d. h. formell im Wege der Gefebgebung 
feitgeftellt werde, die Folgerung zieht, daß die Leiftung außeretats- 


——— 





1) Es ſchließt dies nicht aus, daß nicht die Negierung, abgejehen vom 
Etatögejeb, dur andere Geſetze zur Leiftung gewiſſer Ausgaben ermächtigt 
fein Tann, fo daß das Etatsgeſetz diefe Befugniß nicht conftituirt, fondern nur 
declarirt. Ebenſo kann die Negierung zur Leiftung gemwifler Ausgaben geſetz⸗ 
ih verpflichtet fein und darauf die Aufnahme dieſer Ausgaben in ben 
Etat beruhen; alddann begründet der legtere nicht die Zahlungspflicht, da 
diejelbe auch ohne ihn bereits begründet ift. Vgl. mein Budgetrecht ©. 55 fi. 

2) Wie beiſpielsweiſe die Preuß. Verf. Urk. Art. 104 Abſ. 1. 

3) Bgl. auch Gneiſt, Gejeh und Budget ©. 183. Schulze in Yrün- 
hut's Beitihr. S. 192. 

4) Im Jahre 1870 und 1871 beftand ein großer Theil der außeretats⸗ 
mäßigen Ausgaben in Koſten, die in Yolge der Rinderpeft entftanden waren 
und welche das Reich gemäß Gel. dv. 7. April 1869 zu tragen verpflichtet if. 
Was würde man dazu jagen, menn derartige Ausgaben in den Etat aufge- 
nommen würden und dem Neichötage alfo zugemuthet werden follte, zu be- 
willigen, daß in dem betreffenden Etatsjahre die Rinderpeft in dem entjpre- 
chenden Umfange ftattfinden dürfe? 
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mäßiger Ausgaben eine Ungefeglichleit, d. b. die Verlegung eines 
Geſetzinhalts ſeiy. Das Recht des Reichstags aber, die 
Nothwendigkeit und Angemefjenheit aller Ausgaben mit zu prüfen 
und darüber mit zu entjcheiden, geht ebenſowenig dadurch verloren, 
daß diefe Prüfung und Entſcheidung nicht ſchon bei Aufitellung 
des allgemeinen Finanzplanes erfolgen konnte oder erfolgt ift. 
Sein im Art. 71 anerfanntes Ausgaben-Bewilligungsrecht erftredt 
ſich auf alle Ausgaben des Reichs, gleichviel ob fie im Etatsgeſetz 
eine Stelle gefunden haben oder nit. Daraus ergibt fich zugleich 
Die Natur des Bewilligungsrechtes des Reichstages binfichtlich der 
außeretatsmäßigen Ausgaben als vollkommen identiſch mit feinem 
Recht der Mitwirkung bei der Etatzfeftitelung felbit. Das Be: 
willigungsrecht des Reichstages ift Fein ungebundenes und willkür⸗ 
liches. Erkennt der Reihstag an, daß die Ausgabe aus rechtlichen 
oder faktiſchen Gründen nothmwendig oder angemeflen war, jo in: 
volvirt diefes Anerfenntniß zugleich die Genehmigung; der Reichs: 
tag Tann nicht zugleich die Nothwendigkeit einer geleifteten Ausgabe 
zugeben und ihre Bewilligung verfagen. Der Unterſchied zwiſchen 
den etatSmäßigen und außeretatSmäßigen Ausgaben beftebt darin, 
daß der Reichskanzler, welcher bei den etatgmäßigen Ausgaben von 
ber Berantwortlichfeit für ihre Nothwendigfeit und Angemefjenheit 
frei ift, bei den außeretatsmäßigen Ausgaben diefe Verantiwortlich- 
feit bis zur Bewilligung durch den Reichstag trägt; die Befugniffe 
des Reichstags aber find materiell diefelben bei etatsmäßigen und 
außeretatämäßigen Ausgaben ?). 


1) v. Martig, Betrachtungen ©. 99 fagt: „EB ift ein baarer Um 
finn, jene Feftfegung, daß ber jährliche Voranjchlag Über die Ausgaben und 
Einnahmen des Staates Gefeß fein jol, was er niemals fein fann, niemals 
gewejen ift, weder in Preußen noch in Belgien, noch in England noch in dem 
vermuthlich auf dem Monde liegenden Meufterftaate, der nad) allgemeinem con- 
ftitutionellen Staatsrechte lebt*. v. Martitz, Ueber den conjt. Begriff ꝛc. S. 63 
Dagegen lehrt: „Das verabjchiedete Budgetgejeb mit feiner Anlage, dem Staats⸗ 
haushaltsetat ift im juriftiihen Sinne Gejeg und nicht bloß in einem 
äußerlichen oder formellen Sinne. Seine Kraft ift die bed Geſetzes und nicht 
der Verfügung. Es enthält Normen, die eine rechtliche Verbindlichkeit 
auferlegen und nicht blos die periodilche Nichtfehnur für die Finanzpolitik 
gewähren”. Meines Erachtens kommt ber erjtere v. Marti, der Dies für 
baaren Unfinn erklärt, der Wahrheit näher, wie der legtere. 

2) Uebereinftimmend Schulze Lehrb. I. ©. 591. 
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Die Bewilligung außeretatsmäßiger Ausgaben erjcheint ſonach 
lahlich ftetS als eine Ergänzung und Berichtigung des Hausbalts- 
Etats; und wenn es möglidy ift, die Genehmigung des Reichstages 
noch einzuholen, ehe die Ausgaben wirklich geleiftet oder feftgeftellt 
find, fo erjcheint die correkteſte Form die, durch einen Nacht rags— 
etat,' alfo in Gefegesform, die Bewilligung zu conftatiren. Sit 
jedoch die Ausgabe thatjächlich geleiftet, veip. das Wirtbichaftsjahr 
bereit3 ganz oder zum größten Theil abgelaufen, fo widerfpridt 
e3 der Logik, in Form eines Voranjchlages die Bewilligung aus: 
zuiprecdhen, und es wird demgemäß die Genehmigung in Form von 
Refolutionen des Bundesrathes und Neichstages ertheilt. 
Trotzdem ift diefe Genehmigung mit der in Form bes Etatögefehes 
ertheilten gleihartig, injofern fie eine nur vorläufige ift umd die 
Regierung von der Pfliht der Rechnungslegung nicht entbindet. 

3. Die temporären Abweihungen vom Etat beftehen 
entweder darin, daß Ausgaben !) am Ende des Jahres noch nid 
erledigt find oder daß fie bereit3 vor Beginn des Jahres geleiftet 
worden find und man uuterjcheidet dem entſprechend Reſtver— 
waltung und Vorſchußverwaltung. 

a) Die Reftverwaltung. €3 ift einleuctend, daß die 
Staatskaſſe nicht alle Zahlungen, melde auf Rechnung des Etats 
eines beftimmten Jahres erfolgen follen, bis zum 31. März effel: 
tuiren Tann; eine Hinausfchiebung der Zahlung Tann 3. B. noth- 
wendig werden durch eine Verzögerung der Lieferung beftellter 
Waaren oder Arbeiten oder durch Verzug in der Beibringung der 
erforderlichen Liquidationen, Beläge und Quittungen, oder dur 


1) Begrifflich fallen auch Einnahbmen-Refte und anticipirte 
Einnahmen hierunter; fie bieten aber kein ſtaatsrechtliches Intereſſe von 
praltifher Bedeutung. Sind Einnahme⸗Reſte als Iſt Einnahme in einer 
Sahresrechnung aufgeführt und fie erweijen fich fpäter als uneinziehbar, jo 
werben fie in der folgenden Rechnung zurüdgerechnet. Ergiebt fich bei der 
Neftverwaltung ein Einnahme-Ueberihuß, jo wird er nad) Urt. 70 der Reich 
verf. bei dem Etat des folgenden Jahres zur Dedung der Reichdausgaben 
verwendet. Nach dem Entw. eines Gejeged über die Berwaltung der Ein- 
nahmen und Ausgaben 8. 27 (1877) iſt für Matrikularbeiträge und für die 
nad Art. 39 der RB. feitgejtellten Einnahmen an Zıllen und Steuern eine 
ſechsmonatl. Frift zur nachträglihen Einziehung gewährt, Rückſtände anderer 
Einnahme-Pofitionen find auf die Rechnung des folgenden Jahres zu über- 
nehmen. 
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mora aceipiendi des berechtigten Gläubigers. An und für fi 
ift die Reftverwaltung erlaubt und ganz unvermeidlich; das Etats- 
gefeß fteht derjelben nicht entgegen, da dasſelbe nicht die Kaffen- 
verwaltung, jondern die Finanzwirtbichaft betrifft und demgemäß 
der Regierung die erforderliben Kaflen : Manipulationen behufg 
Durhführung des Finanzplanes anheim ftelt. Bon Wichtigkeit 
ift e8 nur, die Grenze zwiſchen Reſtver waltung und Aus: 
gabe-Erjparnijfen zu ziehen. Hierbei ift zunächſt das 
Princip maßgebend, daß nicht die Zahlung, ſondern die Entftehung 
der Obligation enticheidet. Soweit der Fiscus zur Zahlung bereits 
obligirt ift, fällt die Annahme von Eriparnifien weg, wenngleich 
die Zahlung felbft erit nachträglich (während des neuen Etatsjahres) 
erfolgt. Aber auch darüber hinaus Tann es vorfommen, daß jelbft 
die Obligirung der Staatskaſſe erſt nachträglich erfolgt, aber das 
Bedürfniß der Staatsvermaltung, weldhes dadurch gededt wird, 
noch dem abgelaufenen Jahre angehört, aud in diefem Falle ift 
feine Ausgaben-Erfparung vorhanden. Es läßt fih daber die 
Keftverwaltung negativ dahin beitimmen, daß auf ihr Eonto Feine 
Ausgaben der laufenden Verwaltung genommen werden dürfen. 
Die nit verbrauchten Fonds können überdies nicht in das Unend- 
liche aflervirt werden wegen der Möglichkeit, daß noch nachträgliche 
Zahlungen & Conto früherer Jahres-Etats erforderlih werden 
Fönnten; jondern fie find gemäß der Inſtruktion für die Preußiſche 
Dber-Rehnungs: Kammer vom 18. Dezbr. 1824, 8 24, die provi⸗ 
forish auch für den Rechnungshof des Deutſchen Reichs bindende 
Kraft hat, am Ende des zweiten Jahres als eripart zu berechnen. 
Eine Abweihung von diefer engen Begrenzung der Neftverwaltung 
tritt nur dann ein, wenn der Etat felbit die in ihm bemilligten 
Ausgabenpofitionen für übertragbar von einem Sabre auf das 
andere erklärt !). 


1) Rad) einer am 27. April 1871 befchloffenen Refolution des Reichs— 
tags ſoll bei Aufftellung des Etat? Hinfichtlich der übertragbaren Titel ders 
jelben jedesmal erfennbar gemacht werden, wie viel von den übertragbaren 
Fonds in dem Vorjahre wirklich verwandt und wie viel daher von demjelben 
für das laufende Jahr noch disponibel ift (Stenogr. Berichte S. 419—424), 
Die ReichSregierung Hat ihre Zuftimmung dazu erflärt und dem entiprechend 
dieſe Nachweiſungen für die aus dem Fahre 1870 disponibel gebliebenen Be- 
jtände der Morine» und Zelegraphenverwaltung pro 1871 fon am 2. Nov. 
1871 gegeben (Drudf. II. Seſſ. 1871 Nr. 36). 
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Bei der Kommiſſionsberathung über den Gefegentiwurf betreffend 
die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 2c. im Jahre 1874 
wurden die in der Braris befolgten Grundjäge und die Maßregeln 
zur möglichſten Einſchränkung der Reftverwaltung erörtert und 
unter Zuftimmung der Regierungsvertreter in den Abänderungs- 
vorschlägen der Kommillion formulirt ?). Der umgearbeitete Ent 
wurf der Regierung bat diefe Vorichläge im Weſentlichen aufge: 
nommen und liefert dadurd einen Ueberblid über die thatſächlich 
befolgten Regeln ?). Hiernach ift im Allgemeinen eine abgeſon— 
derte Neftverwaltung befeitigt; bei den von einem Sabre in das 
andere übertragbaren Fonds ift die Verwaltung der Ausgabenrefte 
mit der laufenden Verwaltung vereinigt und der Nachweis über 
die Verausgabung der Reſte ift in der Rechnung des folgenden 
Sahres ungetrennt von den Ausgaben der laufenden Verwaltung 
zu führen®). Fonds, bei denen eine Mebertragung von einem 
Jahre in das andere zuläjfig ift, find nur alle Bau fonds, ferner 
die zu einmaligen Ausgaben bemwilligten, und endlich folde 
Fonds, für welche die Hebertragbarfeit im Etat ausprüdlich aner: 
kannt ift. Die bis zum Jahresabſchluß nicht verwendeten Beträge 
bleiben für die in den beiden nächftfolgenden Jahren unter bem- 
jelben Titel zahlbar werdenden Ausgaben neben dem laufenden 
Etatsfol zur Verfügung, infofern nicht eine ausdrückliche Bemer: 
fung zum betreffenden Titel eine Webertragung auf längere Zeit 
geftattet %). Nur für die Ausgaben für das Heer befteht mit Rück— 
fiht darauf, daß die Militärvermaltung nicht vom Reich felbft ge: 
führt wird und demgemäß Abrechnungen zwifchen der Reichshaupt—⸗ 
falle und den betreffenden Landeskaſſen erforderlih find, aud 
binfichtlih derjenigen Ausgabefonds, welche nicht von einem Jahre 
in das andere übertragbar find, eine Reftperiode von 6 Monaten 


1) gl. Druckſachen 1874 Nr. 108 ©. 17 fi. S. 37 ff. Auszugsweiſe ab- 
gebrudt bei v. Rönne IL 1 ©. 166 ff. 

2) Vgl. den Entw. v. 1877 (Drudf. Nr. 115) SS. 26 ff. und dazu die 
Motive ©. 19 ff. 

3) Nach $. 32 des Entw. find aber bei diefen Fonds in der Rechnung 
der Reich8-Hauptlaffe gejondert nachzuweiſen 1) der in dem betreffenden Jahre 
ausgegebene Betrag, 2) der auf dad folgende Jahr übertragene Beſtand, 
3) der aus dem Borjahre übernommene Beſtand. 

4) Entw. 8. 26. 
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nah dem Bücherabſchluß. Jedoch dürfen während der Reſtperiode 
auf die noch offen gehaltenen Fonds Teine Ausgaben für das 
laufende Jahr und andererfeitd auf die Fonds des lehteren Feine 
aus dem offen gehaltenen Fonds zu beftreitende Ausgaben ange: 
wiejen werden '). 

b) Die Borfhußvermaltung iftim Allgemeinen unter: 
fagt und höchſtens inſoweit zuläffig, als fie lediglich als erfrübte 
Zahlungsleiſtung, als Kaflen-Auslage, ericheint. Beſonders wichtig 
aber ift e8, die Vorjhußverwaltung von den Etats-Ueber— 
Threitungen zu unterſcheiden, da die leßteren fich leicht unter 
Dem Dedmantel der erfteren verbergen fünnen. Der enticheidende 
Gefihtspunft ift hier derjelbe wie bei der Auseinanderbaltung der 
Neftverwaltung von den Ausgaben-Eriparnifien. 

Wenndie laufenden Verwaltungsbedürfniſſe 
eines Jahres in größerem Umfange, rveip. mit der Aufwendung 
größerer Geldmittel, al3 der Etat dafür auswirft, befriedigt werben, 
fo liegt ftet3 eine Etats-Ueberſchreitung vor, jelbft wenn die ge: 
gründetfte Hoffnung vorhanden ift, daß gerade mit Rückſicht auf 
dieſe vollftändigere Befriedigung im folgenden Jahre ein geringerer 
Betrag als der gewöhnlich dafür im Etat ausgeſetzte genügen 
werde 2). Auch wenn diejfe Hoffnung lich wirklich erfüllt, Liegt im 
erften Jahre eine Etats-Ueberſchreitung, im zweiten eine Ausgaben- 
Erſparniß vor, die fih im finanziellen Rejultate mit einander 
compenfiren, aber nicht ftaatsrechtlich gegenfeitig aufheben können. 
Es würde vielmehr in einem ſolchen Falle die Genehmigung des 


1) Entw. 8. 28. 

2) Daher können 3. B. Ausgaben der Telegrapben-Bermaltung zur Ver⸗ 
mehrung von Telegraphen-Leitungen oder zur Anfchaffung von Grundftüden 
u. dgl. über den etatömäßigen Betrag hinaus oder Mehrausgaben der Marine- 
verwaltung für Sciffsverpflegung, Materialien und Inventarien u. dgl., welche 
für das Bedürfniß des laufenden Jahres verwendet werden, nicht als Bor- 
ſchüſſe, fondern al3 Etat3-Veberjchreitungen angefehen werben. Ein hiervon 
abweichendes Verfahren der Jahre 1867—1869 ift vom Nechnungshof mit 
Recht gerügt und feine Incorrectheit von der Neichdregierung anerkannt wor- 
ben. Vgl. die Denkſchrift v. 6. Mai 1872 zu dem Geſetzentwurf, betr. bie 
Regelung des Reichshaushalts vom Jahre 1871 ©. 8 (Drudi. des Deut- 
ſchen Reichstags III. Seffton 1872 Nr. 59) und das Monitum des Rechnungs- 
Hofes v. 11. Juni 1871 (ebend. Nr. 110). In Folge beffen wurde das R.G. 
v. 29. März 1873 (R.G. Bl. ©. 59) erlafien, welches für bie Etat3überfchrei- 
tungen „Indemnität“ bewilligte und Dedungsmittel anwies. 
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Reichstages zur Etats-Ueberſchreitung des einen Jahres einzuholen, 
und andererſeits die entiprechende Minder-Ausgabe des folgenden 
Jahres zu feiner Kenntniß zu bringen fein, in feinem Falle aber 
eine derartige Pſeudo-Vorſchuß-Verwaltung durch mehrere Sabre 
fortgeführt werden dürfen. Wenn dagegen für Bedürfniſſe des 
folgenden Jahres bereit3 vorforglihe Abhülfe geichaffen und 
dafür eine Zahlung & Conto des Etats des folgenden jahres ge: 
leiftet wird, fo ift dies eine, mit den Regeln des Budgetredts 
vereinbare Vorſchußverwaltung, die nicht den finanziellen Wirth: 
ſchaftsplan, fondern blos das Kaflen- und Abrechnungsweſen be: 
rührt. Es ſoll demnach eine Vorſchußleiſtung nur bei ſolchen 
Kaſſen vorkommen, welche mit Beſtänden abſchließen 
dürfen und es ſind die vorhandenen Beſtände als Aktiva in 
einer den geleiſteten Vorſchüſſen entſprechenden Höhe nachzuweiſen, 
ſo daß die Vorſchüſſe rechnungsmäßig nicht als Mehrausgaben 
erſcheinen !). Eine derartige Vorſchußverwaltung kommt namentlich 
in ausgedehntem Maße bei der Armeeverwaltung vor, welche in 
billigen Jahren Naturalien-Reſervevorräthe zum Zweck der Truppen: 
Berpflegung anfammelt und fie in Theurungsjabren mit zur laufen: 
den Konſumtion zieht und dann bei günftiger Konjunktur wieder 
ergänzt oder vermehrt ?). Ueberdies muß freilich die Gefahr dafür 
übernommen werden, daß der Etat des folgenden Jahres für das 
fragliche Verwaltungsbedürfniß aud in der That einen Betrag 
ausmwerfen wird, mas aber bei den fortdauernden Ausgaben meiftens 
feinem Bedenken unterliegt. 

Auch diefe Beſchränkungen können übrigens durch ausdrückliche 
Anordnungen des Etatögefeßes aufgehoben und die Ueberſchreitung 
des etatSmäßigen Betrages des einen Jahres à Conto der Etats: 
fumme des folgenden Jahres geftattet werben. 


1) gl. Inſtruct. f. die Ober⸗Rechnungs⸗Kammer v. 18. Dez. 1824 8. 23. 
Demgemäß hat der von der NReichdregierung urſprünglich vorgelegte @eieh- 
entw. über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben im $.5 Abf.5 die 
Beitimmung enthalten: „Etwa geleiftete Vorſchüſſe find in den Rechnungen 
nicht als verausgabt, jondern unter den Beftänden nachzuweiſen“. Die Kom- 
milfion des Reichſtages (Drudi. 1874 Nr. 108) verlangte jedoch, daß folde 
Vorſchüſſe unter den Etatsüberſchreitungen nachgewieſen werden und 
die Regierung bat diefem Berlangen in dem repidirten Entwurf entiproden. 
(Entw. v. 1877 8. 8 Abſ. 2.) 

2) Vgl. Drudfachen des Neichdtages 1872 Nr. 143 ©. 7. 
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$S 125. Die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 
ohne Etatsgeſetz. 


I. Trotzdem Art. 69 der R.V. mit apodiktiiher Beftimmt- 
beit jagt, daß der Reichshaushalts-Etat vor Beginn des Etatsjahres 
durch ein Geſetz feitgeftellt wird, fo ift doch die Möglichkeit nicht 
ausgeſchloſſen, daß das Etatsgeſetz thatfählih vor Beginn des 
Etatsjahres nicht zu Stande kömmt. Der Grund für den Eintritt 
einer ſolchen Eventualität kann darin liegen, daß die Weberein- 
ftimmung de3 Bundesrathes und des Reichstages über den Inhalt 
des Etatsgeſetzes nicht zu erzielen ift; denn die Reichsverfaſſung 
feunt fein rechtliches Miltel, welches die Herſtellung übereinftim- 
mender Majoritätsbeichlüfle der beiden Organe des Reiches ficher: 
ftelte. Das Hinderniß kann aber auch dadurch gegeben fein, daß 
die Beſchlußfaſſung der beiden Körperfchaften nicht rechtzeitig er: 
folgt, fo daß zmar begründete Ausficht auf Vereinbarung des Etats: 
gejeßes vorhanden ift, die Feititellung und Verfündigung desfelben 
aber nit vor Beginn des Etatsjahres ſich ermöglichen läßt. Auch 
im leßteren Falle ift die Reichsregierung für einen Theil des Etats: 
jahres in der Lage, ohne Etatsgeſetz die Verwaltung führen zu 
müflen. Die Reich3verfaffung bat nicht angegeben, welche Rechts— 
grundfäge in einem ſolchen Falle Platz greifen; die legteren müſſen 
daher auf wiffenihaftlihem Wege aus allgemeinen Rechtsprincipien 
hergeleitet werden. 

Es ift nicht zu beftreiten, daß die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reiches ohne Etatsgeſetz der Reichsverfaflung, 
d. h. dem in derjelben als regelmäßig vorausgeſetzten und ange: 
ordneten Zuftande, widerfpridht, und man kann e3 dabei als 
unerhebli auf fih beruhen laſſen, ob ein folder Zuftand als 
„verfaflungswidrig” oder als ein „anomaler“ zu bezeichnen fei'). 


1) Mit befonderer Lebhaftigleit wird die Frage, ob die eine oder andere 
Bezeichnung zutreffender fei, von v.Rönne ©. 175 erörtert; er findet zugleid) 
in meinen Ausführungen den Beweis, daß mir „der Begriff des Tonftitutionellen 
Budgetrechts völlig abhanden gelommen ift“. Das war nun freilich grade 
mein Beftreben, den traditionellen Begriff des „Tonftitutionellen” Budget- 
recht3, der einer vorgefaßten politifchen Theorie entjprungen iſt, als haltlos 
darzulegen und ihn durch einen dem pofitiven Deutfchen Staat3recht befler 
entjprechenden zu erjegen. 
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Weſentlich ift nur, daß man zwei Punkte nicht überfieht; nämlich 
erftens, daß die Verfaſſung feine ausreichende Sicherheit geſchaffen 
bat, um das Eintreten eines ſolchen Zuftandes unmöglich zu machen 
und die etatslofe Verwaltung auszufchließen, und zweitens, daß 
die Frage nad den Rechtsſätzen, welche im Falle des nicht redt: 
zeitigen Zuftandelommeng des Etat3 Platz greifen, ganz unabhängig 
davon beantwortet werden muß, wen die Schuld an dem Nichtzu- 
ftandefommen trifft. Eine ſolche Schuld im jubjeltiven Sinne 
braucht überhaupt nicht vorzuliegen; bei gewiflenbaftefter Beob: 
achtung aller ſtaatsrechtlichen und politiihen Pflichten Tann der 
Fall eintreten, daß Bundesrath und Reichstag über den Etaf zu 
übereinftimmenden Mebrheitsbefchlüffen nicht gelangen oder nicht 
rechtzeitig gelangen, und falls in der That ein Verſchulden obwaltet, 
fo kann dasfelbe ebenfowohl auf Seiten des Reichsſtages oder auf 
Seiten des Bundesrathes wie auf Seiten der Reihsregierung (ded 
Reichskanzlers) liegen )). E83 Tann daber nur irreführend fein, 
wenn man den thatlächlihen Zuſtand, daß ein Etatsgeſetz nicht 
vorhanden ift, als eine „Verfaſſungs verletzung“ bezeichnet, da 
in diefem Worte ftet3 das Moment fubjeltiven Verſchuldens mit 
enthalten ift; eine joldde Ausdrucksweiſe Tann leicht dazu verleiten, 
das Borhandenjein einer jubjeltiven Schuld zu fubintelligiren und 
durch dieſe Vorftellung die unbefangene Würdigung der Berbältnifie 
zu beeinfluffen. Die Frage muß vielmehr ganz objektiv geftellt und 
beantwortet werden: Welche Rechtsregeln gelten für die Berwal: 
tung der Einnahmen und Ausgaben des Reiches, wenn bei Beginn 
des Etatsjahres das im Art. 69 der R.V. vorgeſchriebene Etats: 
gejeß nicht vorhanden ift? 2). 

In der Prarid des Reiches hat man bisher, wenn ein folder 
Fal eintrat, eine Aushülfe dadurch gefchaffen, daß man den Etat 


1) Bel. au) Schulze in Grünhut's Zeitfchr. S. 195 und Lehrb. I. ©. 591. 

2) Völlig willtürlich ift die Unnahme von v. Marti, Ueber den conftit. 
Begriff zc. ©. 66 ff., daß in dem Falle, daß das Etatögefeh nicht zu Stande 
gelommen fei, eine Krifi3 vorliege, „mo der Staat am Rande des Abgrundes 
ſtehe“; daß „Hier unſere Wiffenfchaft aufhört”; daß „hier alle jurift. Eon- 
firuction vergeblih und nilffig fei” und „Fragen geftellt werden, bie nicht 
mehr dem Bereiche des Necht3 angehören”. Aehnlich Zorn a. a. O. ©. 383. 
Gegen diefe Phraſen menbet fih mit Net ©. Meyer in Grünhut’s Zeit- 
jhrift VIII. ©. 49 fg. 
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der abgelaufenen Wirthichaftsperiode für einen Monat erftredte '). 
Eine effeftive Regelung der Reichsfinanzwirthſchaft für den betreffen: 
den Monat wird dadurch weder bezwedt noch erreiht. Die Er: 
ftredung erfolgt „bis zur geſetzlichen Feititelung des Reichshaus⸗ 
balt3-Etats für das Etatsjahr ... und vorbehaltlich der Aende— 
rungen, welche durch dieſe Feſtſtellung fich ergeben”; die fortdauern⸗ 
den Ausgaben werden zwar bei den einzelnen Kapiteln und Titeln 
auf ein Zmölftel der Anſätze des prolongirten Jahresetats bemeſſen, 
es wird aber außerdem die Zahlung derjenigen Mebhrbeträge ge: 
ftattet, welche zur Erfüllung der auf einen längeren Zeitraum im 
Voraus fälligen Berbindlichfeiten erforderlih find; für die ein- 
maligen Ausgaben wird ebenfall3 ein Zmölftel der im prolongirten 
Etat audgemworfenen Beträge feitgefeßt, fofern fie für diefelben 
Bmede, für welche die letzteren bewilligt waren, beftimmt find, und 
mit Ausnahme derjenigen Ausgaben, zu welchen die für das neue 
Statsjahr erforberlihen Mittel im Wege des Kredits zu beichaffen 
(oder vorſchußweiſe aus dem Feftungsbaufonds zu entnehmen) fein 
würden. Hinfichtlih der Einnahmen enthalten die Geſetze Teinerlei 
Beitimmung, als die Anordnung, daß die Bundesjtaaten die Matri: 
tularbeiträge bis zum 12. Theil der durch den prolongirten Etat 
feftgeftellten Summen einzuzablen haben. Aud find die Einnahmen 
und Ausgaben für den Monat April bei den einzelnen Kapiteln 
und Titeln auf die Einnahmen und Ausgaben des zu erwartenden 
Haushalts⸗Etats zu verrechnen ?). Ein Wirthſchaftsplan für 
die Verwaltung des Reiches ift alfo in einem ſolchen Geſetz nicht 
enthalten. Aber auch den Vorſchriften der Reichsverfaſſung wird 
durch das in Rede ftebende Auskunftsmittel nicht genügt; denn 
Art. 69 verlangt, daß „alle Einnahmen und Außdgaben 
für jedes Jahr veranfchlagt werden”; erkennt weder „Monats- 
Etat3”, noch Etatsgeſetze, welche blos die Ausgaben und die Ma: 
tritularbeiträge betreffen. Auch die Neichsfinanzverwaltung mit 


1) RG. v. 26. März 1877, betreffend die vorläufige Eritredung des 
Haushalts⸗Etats des Deutihen Reichs für das Vierteljahr vom 1. Jan. 1877 
bis 31. März 1877 auf den Monat Wpril 1877 (R.G. Bl. S. 407) und R.G. 
v. 30. März 1878, betreffend die vorläufige Erftredung des Haushalts Etats 
des Deutſchen Reichs für das Etatsjahr 1877/78 auf den Monat April 1878. 
(R.G. Bl. ©. 9). 

2) 8. 3 der beiben citirten Geſetze. 

Laband, Reichtſtaatsrecht. III. 2. 24 


370 8.125. Die Berwaltung der Einnahmen und Ausgaben zc. 


einem „vorläufig auf einen Monat erftredten” Etat ift im Hinblid 
auf Art. 69 der R.V. eine anomale ?). 

Indeſſen, wenn man biervon abjehen und die proviſoriſche 
Erftredung des legten Etatögejehes für die correcte und dem „con: 
ftitutionellen Princip" entiprechende Ausbülfe anerfennen will, fo 
ift damit die Frage keineswegs abgetban; denn jo gut wie das 
Etatögefeg felbit Tann auch das Geſetz betreffend die vorläufige 
Erftredung des vorigen Etat? an Hindernifien aller Art fcheitern. 

I. Geht man von der Borftellung aus, daß das Budget: 
gefeß die alleinige und ausfchließliche gefegliche Grundlage für die 
Finanzwirthſchaft fei, daß nur durch das Budget-Geſetz die Regie: 
rung ftaatsrechtlich ermächtigt werde, Ausgaben zu leiften und Ein: 
nahmen zu erheben ?), jo fommt man folgerichtig zu dem Refultat, 
daß, wenn ein Budgetgejeb nicht zu Stande fommt, die Finanz 
wirthſchaft, d. h. überhaupt die ftaatliche Thätigleit, ftille ſtehen 
muß ?). An diefer abfurden Conſequenz erweist fi die Unrichtig: 
feit der Theorie; denn fie bedeutet die Desorganijirung und Auf: 
löfung des Staates. Hält man dagegen au der Bedeutung des 
Etatögefeßes, mie fie in den vorhergehenden Erdrterungen darge: 
legt worden ift, feit, jo ergibt fih als das oberite Princip der 
Sat, daß, foweit die Regierung nur durch den Etat zur Er: 
bebung von Einnahmen und zur Leiftung von Ausgaben ermächtigt 
it, ihr diefe Befugniß beim Mangel eines orduungsmäßig zu 
Stande gefommenen Etats fehlt, daß dagegen diejenigen Befugnifie, 
welche die Regierung auf Grund dauernd wirkſamer Ge 
fege bat, ihr durch das bloße Nichtzuftandefommen des Etats, 
aljo durch das Nichthinzutreten eines neuen formalen Rechtsgrundes, 
nicht entzogen werden, da es einer alljährlihen Prolongation oder 


1) Wenn man mit dem Art. 69 der R.B. Monatd- oder Bierteljahres> 
Etats für verträglich Hält, fo ift nicht recht einzujehen, warum nicht auch 
Etats für Finanzperioden von zwei oder mehreren Jahren damit vereinbar 
jein folen. Berfajfungsgemäß find allein Jahre s etats. 

2) Dies galt früher als „Lonftitutionell” und wurde a priori als Axiom 
hingeftellt. gl. die aus dem Jahre 1862 ftammende Wusführung von 
Lasker, Zur Berfaffungsgeichichte Preußens 1874 ©. 355 ff. Diefe Theorie 
wird jcht noch vertheidigt von dv. Rönne Staatsr. d. D. R. Il. 1 ©. 171. 
v. Martit a. a. O. ©. 65 und Zorn ©. 382. 

3) Vgl. mein Budgetreht ©. 76 ff. Uebereinftimmend Schulze in Grün⸗ 
hut's Zeitſchr. S. 196 und Lehrbud I. ©. 591 fg. 


8. 125. Die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 0. 371 


Beitätigung diefer Befugnifle nicht bedarf‘). Aus diefem Princip 
ergeben ſich binfichtlih der Ausgaben und Einnahmen folgende 
Konſequenzen: 

1. Die Ausgaben zerfallen mit Beziehung auf das Be: 
willigungsredht des Bundesrathes und des Reichstages, mie oben 
©. 349 ausgeführt worden ift, in zwei Kategorien, rechtlich noth⸗ 
wendige und willfürliche. 

a) Als „nothwendige” im ſtaatsrechtlichen Sinne find 
nur Diejenigen Ausgaben zu bezeichnen, zu beren Leiftung die 
Regierung gejeglich verpflichtet if. Dahin gehören theils die 
giltig entflandenen vermögensrechtlichen Verpflichtungen des Fiscus, 
theils die ihr gejetlich obliegenden Verwaltungsaufgaben, die per: 
\önlihen und jachlihen Koften der gefegmäßig conftituirten Behör⸗ 
den, die Inſtandhaltung der Staatsanftalten u. f. w. Recht und 
Bliht zur Leiftung diefer Ausgaben beftehen auch ohne Etats: 
geſetz, und deshalb kann es nicht ala Verfaſſungsverletzung ange: 
ſehen werden, wenn die Regierung dieſe Ausgaben leiſtet, obgleich 
ein Etatsgeſetz nicht verfaſſungsmäßig zu Stande gekommen iſt. 
Man kann den Satz auch in der Art formuliren: Ausgaben, welche 
Bundesrath und Reichstag bei der Feſtſetzung des Etats aus recht: 
lihen Gründen nicht verweigern dürfen, find von der Regierung 
auch in dem Falle, daß die gejegliche Feftitellung des Reichshaus⸗ 
balts-Etat3 unterbleibt, zu leiften. 


1) v. Rönne und Born freilich behaupten, daß Geſetze, welde ftaat- 
liche Inſtitutionen dauernd normiren, Hinfihtlih der Hierfür erforderlichen 
finanziellen Mittel „eines alljährlich zu erneuernden Ausführung®- 
geſetzes“ bedürfen. Darnach gäbe e8 im Staate überhaupt gar feine dauernde 
Anftitutionen und feine fortgeltenden Gelege, jondern der gefammte Rechts⸗ 
zuftand des Stantes wäre von Jahr zu Jahr in Frage geftellt und würde 
immer nur für eine Etatöperiode prolongirt. — v. Martig, Betrachtungen ꝛc. 
©. 99 fagt: „ES ift eine unerhörte Frivolität zu behaupten, ber 
Nechtsgrund, aus dem der Staat feine Ausgaben leitet, feine Einnahmen be- 
zieht, fei ein jährli zu vereinbarendes Geſetz“. v. Martig, Ueber den 
conft. Begriff ꝛc. ©. 65 dagegen behauptet: „nur dem vorliegenden Etatd«- 
gejege Tann die Landesregierung zu Rechte die Vollmacht entnehmen, die 
Finanzverwaltung nah) Maßgabe der in bemfelben genehmigten Etats, d. h. 
theilg nad Anweifung theils nah Ermächtigung durch die einzelnen, beſchluß⸗ 
mäßig feitgeftellten Etatspofitionen zu führen“. Ich Halte dieſe legtere Be— 
hauptung zwar nicht für eine „unerhörte Frivolität“, aber für einen völligen 
Irrthum. 

24 * 
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Eine ausdrückliche Anerkennung bat diefer Grundfaß in der 
Reichsgeſetzgebung gefunden hinfichtlich der Verpflichtungen, melde 
aus der Begebung von Anleihen und Schatzſcheinen bervorgeben. 
Sämmtlidhe Anleihegejege enthalten übereinftimmend den Sat, daß 
die zur Verzinfung und Tilgung der Anleihe, ſowie zur Einlöjung 
der Schatanmeifungen erforderlihen Beträge der Neichsfchulden: 
Verwaltung aus den bereiteften Einkünften des Reichs zur Verfall: 
zeit zur Verfügung geftellt werden müflen '). Dieſe Vorſchrift 
enthält nicht die Klaufel „nah Maßgabe des Reichshaushalts— 
Etatsgeſetzes“ oder eine gleichbedeutende; fie gilt, gleichviel ob ein 
ſolches Gefeß verkündet worden ift oder nicht; fie ſchützt die Gläu: 
biger des Reichs vor der Gefahr, daß die Befriedigung ihrer An: 
ſprüche von dem alljährlihen Zuftandefommen des Etatsgeſetzes 
abhängig jei. 

Allein unter den Ausgaben, die als rechtlich nothivendige zu 
charakteriſiren find, müffen wieder zwei Arten unterfchieden werben; 
die einen find auch der Höhe nach feftbeftimmte, von der „Be: 
willigung” des Etat3gejeges unabhängige; die anderen find nur 
dem Rechtsgrunde nach nothwendige, ihrer Höhe nach aber ver: 
änderlihe. In Betreff der erfteren bat die Aufnahme in das 
Ctatögejeh gar Feine jelbitftändige Bedeutung; fie gewähren 
der freien Entjchließung der gefeßgebenden Organe gar feinen Spiel: 
raum; fie müflen in den Etat aufgenommen werden, meil berfelbe 
ein vollſtändiger Wirtbichaftsplan ift und eben nicht blos eine Er: 
mädtigung zur Leiftung von Ausgaben. Hinfichtlih dieſer Aus: 
gaben bat daher auch das Fehlen eines Etaisgejebes Leine Bedeu: 
tung; die Regierung trifft feine andere Verantwortung, mag fie 
diefe Ausgaben mit oder ohne Etatsgeſetz leiſten. Sind die Aus: 
gaben dagegen dem Betrage nach veränderlich, fo enthält die Ber: 
anichlagung im Etat dag übereinftimmende Anerfenntniß des 
Bundesraths und NReichötages, daß die im Budget ausgeworfene 
Summe in dem beftimmten Etatsjahre erforderlih oder an- 
gemejjen fei, und die Regierung ift, wenn fie die Ausgabe 
innerhalb diejer Beträge leiftet, von jeder Verantwortung frei. 
Iſt dagegen ein Etatsgeſetz nicht zu Stande gekommen, fo bat die 
Regierung kein ſolches, fie im Voraus dedendes Anerfenntniß; fie 


1) Geſ. v. 27. Januar 1875 8. 4. Bol. oben ©. 239. 
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bat vielmehr bei der Rechnungslegung den Nachweis zu führen, 
daß die Ausgabe in der Höhe, in welcher fie geleiftet worden ift, 
erforderlihd und angemefjen war, jo daß allerdings ihre Lage er: 
heblich ungünftiger ift, als wenn fie auf Grund eines Etatsgeſetzes 
verwaltet hat. Das Etatsgeſetz des worbergegangenen Jahres bat 
formell feine Geltung, thatfächlich werden aber meiftens die in ihm 
enthaltenen, durch Webereinftimmung der gejebgebenden Körper: 
ſchaften feitgefegten Beträge einen Anhaltspunkt für die Beurtbei- 
lung der Frage geben, ob die Regierung fi innerhalb der ange: 
mefjenen Summen gehalten babe. Webrigens Tann ja auch, wenn 
der Etat gefeglich feitgeitellt worden ift, der budgetmäßig veran- 
ſchlagte Betrag fich thatſächlich als unzulänglih zur Beftreitung 
einer gefeglich erforderten, aljo rechtlich nothwendigen, Ausgabe 
erweifen; der Regierung liegt auch in diefem Falle der Nachweis 
ob, aus welchen Gründen die Etat3überjchreitung geboten war, und 
man kann daher den Sat aufitellen, daß bei nicht zu Stande ge= 
Tommenem Etat die Reichsregierung binfichtlich aller nothwendigen, 
aber der Höhe nad nicht feftftehenden Ausgaben in Bezug auf 
den ganzen Betrag derjelben eine ähnliche Verantmwortlichleit trägt 
wie bei der Verwaltung auf Grund eines Etatsgeſetzes binfichtlich 
der EtatSüberfhreitungen. 

b) Als „willkürlich“ im ſtaatsrechtlichen Sinne find alle Aus- 
gaben zu bezeichnen, zu deren Leiftung für die Regierung Teine 
NRechtspflicht beftebt. Für ſolche Ausgaben bedarf die Regie: 
rung der Regel nach einer Ermädtigung durch das Etatsgeſetz, 
falls nicht ausnahmsmeife in einem jpeziellen Gelege die Ermäch— 
tigung zu einer Ausgabe ertheilt ift, und demgemäß bat das Nicht: 
zuftandefommen des Etatögefepes im Allgemeinen die Wirkung, 
daß die Regierung ſolche Ausgaben unterlafien muß. Allein aus 
thatſächlichen Gründen kann die Regierung in die Lage fommen, 
Ausgaben diefer Art leiften zu müſſen. Die Befugniß bierzu be: 
ruht auf der allgemeinen Berpflihtung der Regierung, dringende 
Staatsinterefjen wahrzunehmen; es ift widerfinnig, die Staatsver⸗ 
waltung unter die Fiction zu ftelen, daß fein Staatsintereſſe 
dringend, Feine Ausgaben nothmwendig fein Tönnen, deren Dring- 
lichkeit und Nothwendigkeit niht vorher dur ein Geſetz aner: 
fannt worden if. Auch bei vorhandenem Etatsgeſetz kann der 
Fall eintreten, daß die Regierung Ausgaben für Zwecke leiſten 
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muß, welche im Etatsgeſetz gar nit berüdfichtigt worden find, 
vielleicht gar nicht berüdfichtigt werden konnten. Hinſichtlich folder 
außeretatsmäßigen Ausgaben kommt die Regierung aber nicht mit 
dem Nachweiſe dur, daß die verwendete Summe für den be: 
treffenden Zweck angemefjen und erforderlih war, fondern fie if 
auch dafür verantwortlid, daß der Zweck der Ausgabe jelbf 
durch ein dringendes Reichsinterefje geboten war. In dieſer Lage 
befindet ſich die Regierung, wenn fie ohne Etatsgefeß die Verwal⸗ 
tung führt, hinſichtlich aller, nicht auf fpezieller geſetzlicher Ver: 
pflihtung oder Ermächtigung beruhenden Ausgaben und man kann 
demgemäß den Rechtsſatz aufitellen, daß bei nicht zu Stande ge: 
fommenem Etat die Regierung binfichtlich aller, nicht auf Tpeziellen 
Gejepesvorichriften beruhenden Ausgaben eine ähnliche Berant: 
wortlichfeit trägt, wie bei der Verwaltung auf Grund eines Etats: 
gejeges binfichtlih der außeretatsmäßigen Ausgaben !). 

2. Die Einnahmen beruhen zum größten Theile auf Quellen, 
die von der alljährlihen Bewilligung unabhängig find, insbeſondere 
auf den dauernd giltigen Zoll: und Steuer: und Gebühren-Gefeken 
und den Erträgen der Betriebsanftalten ; hinfichtlich diefer Einnahmen 
ift baber die Verwaltung, wenn fein Etatsgeſetz zu Stande ge: 
fommen tjt, in ganz derſelben Lage, als wenn die vorausſichtlichen 
Erträge diefer Quellen im Etatögefeß veranfchlagt worden find ?). 





1) v. Martig, Ueber den conftit. Begriff zc. S. 67 erflärt biefen Sag 
für vehtsirrthümlich, weil die Genehmigung der außeretatsmäßigen Ausgaben 
in einer andern Form erfolgt wie die Feititelung bes Etats. (Siehe oben 
©. 361 fg.) Die logiſche Schlüſſigkeit ift bei diefer Ausführung zu ver- 
miffen. 

2) Born lehrt ©. 382, daß auch die dauernd für die einfchlägigen 
Materien vorhandenen Geſetze, um ausgeführt werben zu können, alljährlich 
eine neuen, befonderen YWusfühbrungszgejetes bedürfen, als welches 
das Budgetgeſetz in feinen auf die Einnahmen bezüglichen Bofitionen fi 
darftellt. Die Geſetze jelbft enthalten von dieſer Ergänzungsbebürftigleit Nichts, 
ebenjowenig die Reichsverfaſſung. Wie fi Zorn die praktische Ausführung 
feiner Theorie denkt, ift ſchwer zu errathen. Sollen, wenn am 1. April eines 
Jahres das Etatögefeg nicht publizirt ift, alle Waaren zolffrei eingeben, alle 
Verbrauchsabgaben aufhören, alle Poſtſendungen portofrei befdrbert werben 
n. |. w.? Auch v. Rönne ©. 171 fg. vertritt dieſelbe Anficht; er entwidelt 
aber noch außerdem den von überwältigendem Scharffinn zeugenden Lehr- 
ja, „daß zwar für das Reich materiell ein von ber gefeglichen Feſt⸗ 
ftellung des Etats theilmeife unabhängiges Recht auf die gedachten Einnahmen 
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Eine Ausnahme befteht dagegen binfichtlich folgender Einnahmen: 

a) Die Matrilularbeiträge. Dieſelben können nicht 
erhoben werden, wenn es an einem geſetzlich feftgeftellten Etat 
fehlt, da nah Art. 70 der R.B. der Reichskanzler diefelben nur 
bi3 zur Höhe des budgetmäßigen Betrages ausſchreiben darf, das 
Borhandenfein eines Budgets daher eine unerläßliche Vorausſetzung 
bierfür if. Demgemäß müſſen in einem Jahre, in weldem e3 an 
einem Etatsgeſetz gebricht, die Einnahmen aus den Zöllen und 
der Tabaffteuer, infoweit fie die Summe von 130 Mill. M. über: 
fteigen, jowie die Einnahmen aus den Stempelfteuern auf Grund 
des Gef. v. 1. Juli 1881 im vollen Betrage den Einzelftaaten 
überwiefen werden. Siebe oben 8. 122. Andererfeit3 find aber 
durh Art. 62 Abi. 2 der R.B. die einzelnen Bundesftaaten fort- 
dauernd verpflichtet ?), jährlich jovielmal 225 Thaler als die 
Kopfzahl der Friedensftärke ihrer Heeres-Kontingente beträgt, zur 
Reichskaſſe fortzuzahlen. Diefe Verpflichtung ift von der gefjeß- 
lichen Feftftelung des Budgets nicht abhängig gemacht. Es erhebt 
ih nun die Frage, mie fi diefe Verpflichtung zu den anderen 
Einnahmen des Reiches verhält. Ihr Zweck befteht, wie fih aus 
dem Wortlaut des Art. 62 der R.V. und der Entjtehungsgefchichte 
deſſelben ergiebt, darin, eine gemille Summe zur Beitreitung des 
Aufwandes für das Heer fiher zu ftelen?). Daraus folgt, daß 
die Reichsregierung von den Erträgen der vom Etatsgeſetz unab- 
bängigen Einnahmen denjenigen Theil, melder nach Leiſtung der 
unerläßlichen anderen Ausgaben, zu denen die Neichöregierung 
gemäß den vorftehenden Erörterungen felbft ohne Etatsgejet be— 


beiteht, nicht aber für die die Gejchäfte des Reiches verwaltende Reich 3- 
regierung und deren (!) nach Art. 17 der R.B. verantwortlichen Kanzler.“ 
Alſo das Reich Hat wol ein Recht auf die Portogebühren, aber die Bo ft» 
bebörden dürfen fie nicht erheben! Ein fchöner Gedanke. — v. Martig, 
Betrachtungen ꝛc. S. 100 jagt: „Ein jährlicher Staat3haushaltsplan Hat nicht 
die Kraft, die gejeglichen Landeseinfünfte in Jahresrenten zu verwandeln, 
weder in England noch im einem andern Staate, der die Geſetze de3 
gefunden Menjhenverftandes recipirt Hat“. v. Martitz, Ueber den 
conftitut. Begriff ꝛc, Hat ſich von den beengenden Feſſeln der letzterwähnten 
Geſetze frei gemacht und vergleiht ©. 65 die Forterhebung der gejeblich feſt— 
ftehenden Einnahmen bei mangelndem Etatögejeg einer — „Brandſchatzung“. 

1) gl. Hierüber Bd. III. 1 ©. 92 ff. 

2) Siehe Bd. IIL 1 ©. 9. 


376 $. 126. Die Rechnungskontrole und Entlaftung der Verwaltung. 


fugt oder verpflichtet ift, übrig bleibt, zur Beftreitung der Militair- 
ausgaben zur Verfügung ftellen muß und daß die einzelnen Staaten 
alsdann noch diejenige Summe zuzulegen verpflichtet find, melde 
zur Completirung des Pauſchquantums von 225 Thlr. für den 
Kopf erforderlih ift. Diefe Summen würden an die Stelle der 
in Jahren mit gefeglich feftgeftelltem Etat zu zahlenden Matrikular⸗ 
beiträge treten”). 

b) Einnahmen aus der Veräußerung der im Belit der Reichs⸗ 
verwaltung befindliden Grundftüde darf die Reichsregierung 
nur unter Genehmigung des Bundesrathes und des Reichstages 
verausgaben; fofern diefe Genehmigung nicht anderweitig erfolgt 
ift, find foldde Einnahmen im nächſten Reihshausbalts-Etat ein: 
zuftellen 2). Daraus folgt, daß wenn ein Etatögeje nicht zu 
Stande gefommen tft, die Reichsregierung Einnahmen diefer Art 
nicht verausgaben darf, jondern fie als Disponibles Vermögen des 
Reiches aufbewahren muß, falls fie nicht die fpezielle Genehmigung 
bes Bundesraths und Reichsſstages zur Verwendung dieſer Beträge 
erhalten bat. 

c) Ueber die Verwendung der beftimmten Zwecken reichögefet- 
lich zugewiejenen Fonds fiehe oben ©. 350 Ziff. 3. 


$ 126. Die Rechnungskontrole und Entlaftung der 
Berwaltung *). 


I, Die Kontrole der Staatsredhnungen ift ein ebenfo unab- 
weislihes Bedürfniß der Finanzwirtbihaft wie die Wufftellung 


1) Eme praktiſche Anwendung dürfte Art. 62 Abi. 2 der R.B. aller- 
dings fchwerlich finden, fchon deshalb, meil er für die Beftreitung des Auf» 
mwandes für das Heer feine genügenden Mittel bietet; rechtlich aufgehoben ift 
er aber weder durch die Beendigung ber Paufchquantumsperiode noch durch 
die Militair- und Finanzgeſetzgebung des Reiches. Anderer Anfiht find ©. 
Meyer in Hirth’3 Annalen 1880 ©. 349 und v. Rönne II. 1 ©. 177 fg. 

2) RG. v. 25. Mai 1873 8. 11. Siehe oben ©. 352. 

*) Meine Schrift über das Budgetrecht Berlin 1871 ©. 68 ff. Die 
Abhandlung „Ueber den Rechnungshof mit befonderer Rüdficht auf das Deut- 
je Reich“ in der Beitichrift f. die geſ. Staatswiſſenſchaft Bd. 32 ©. 479 ff 
und Bd. 3 ©. 23 ff. Meißner, die dad Rechnungswejen des Preuß. 
Staates umfafjenden Gejege und Verordnungen, betreffend bie Einrichtung 
und die Befugnife der Ober⸗Rechnungskammer, 2 Bde. Berlin 1878 1879. 
Vgl. auch den Artikel „Staatskaffenverwaltung” in dv. Holtzendorff's Rechts⸗ 
lexikon Bd. III. ©. 751. 
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des Etats und bei jeder Verfaffungsform durch den Umfang der 
ftaatlihen Finanzwirthihaft und duch die Bebürfniffe der Bers 
waltung felbft geboten. Das Staatsoberhaupt bedarf eines Organes, 
welches unabhängig von den vermaltenden Behörden die Thätigkeit 
ber letteren periodifch revidirt, um feftzuftellen, ob die letteren 
nach den ihnen ertheilten Vorfchriften und in einer dem Staats: 
interefle fürderlihen Weife die Einnahmen erhoben und die Aus- 
gaben geleiftet und das Vermögen des Staates beitimmungdgemäß 
und jorgfältig verwaltet haben. Im conftitutionellen Staate kommt 
noch das weitere Moment binzu, daß die Volksvertretung den ihr 
gebührenden Antheil an der Regelung der Finanzwirtbihaft und 
Staat3verwaltung nicht wirkſam ausüben und geltend machen Tönnte 
und daß ihre Theilnahme an der Feftfegung des Staatshaushalts⸗ 
Etats fih als illuſoriſch und mirfungslos erweilen müßte, wenn 
nicht die gefammte Verwaltung einer umfaſſenden Kontrole durd) 
eine unabhängige Behörde unterliegen und der Volksvertretung 
Rechenſchaft darüber gegeben würde, daß die unter ihrer Mitwir: 
fung aufgeftellten Normen thatſächlich bei Führung der Staats: 
geihäfte beobachtet worden find. Auch bei der Errichtung des 
Norddeutſchen Bundes beftand Feine Meinungsverſchiedenheit dar: 
über, daß die Verwaltung des Bundes zur Rechnungslegung ver- 
pflihtet jei und der Entlaftung ſowohl von Seiten des Bundes: 
rathes als von Seiten des Reichsſstages bedürfe. Dies fand im 
Art. 72 der Bundesverfaflung Ausdrud; über die Art und Weile 
aber, wie die Verwaltungsrehnung geprüft und die Entlaftung 
porbereitet werden follte, traf die Verfafiung Feine Beftimmung ?). 
Es Fonnte dies auch in der That entbehrlich feheinen im Hinblid 
auf die Rolle, welche nach der urfprünglicen Anlage der Bundes- 
verfaflung Preußen zugedacht war ?). Da die überwiegende Mehr: 
zahl aller Behörden, deren Rechnungen zu prüfen waren, Preußen 
angehörten oder aus Preußiſchen Behörden unmittelbar hervorge- 
gangen waren (Marine, Militair, Gelandtichaften, Konfulate u. ſ. w.), 
und da der König von Preußen in feiner Eigenjchaft als Bundes⸗ 
präfidbium zugleich der Chef der gefammten Bundesverwaltung war, 


1) Ein don den Abgeordneten Dunder und Walde beantragtes Amen- 
dement, betreffend die Einjegung eine? Bundesrechnungshofe® wurde vom 
verfafiungberathenden Reichstage abgelehnt. 

2) Bgl. Hänel Studien UI. ©. 10 ff. 56 ff. 
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fo mußte es angemeſſen erſcheinen, die in Preußen beftebenven 
Vorfchriften und Einrichtungen auf die Budesverwaltung einfad) 
auszudehnen. Man bätte zwar eine befondere Rechnungs— 
bebörde für die Finanzcontrole der Bundesverwaltung neben 
ber Preußiſchen Oberrechnungstammer ohne Schwierigkeiten errichten 
fönnen; dagegen bätte e8 große Unzuträglichfeiten im Gefolge haben 
müſſen, wenn die Grundfäge über die Rechnungslegung und Red: 
nungsprüfung, über die Funktionen der Rechnungsbehörde, über 
dad Verhältniß derjelben zu den Verwaltungsbehörden einerſeits 
und zur Volfsvertretung andererjeit3 für die Bundesverwaltung 
anders normirt worden wären wie für die Preußifhe Staatver: 
waltung. In Preußen war aber dad durch Art. 104 der Ber: 
fafinngs-Urkunde verheißene Geſetz über die Einrihtung und die 
Befugniffe der Oberrechnungskammer noch nicht erlaflen worden, 
der Rechtszuftand in diejer Beziehung aljo nicht definitiv geregelt; 
demgemäß mußte man auch im Norddeutichen Bunde zunächft von 
einer verfafjungsmäßigen und definitiven Ordnung der Finanz 
controle Abftand nehmen. Man begnügte fi daher, durch das 
Gef. v. 4. Juli 1868 (B. G. Bl. ©. 433) die Kontrole der Staats: 
rechnungen des Nordd. Bundes für die Jahre 1867—1869 der 
Preußiihen Oberrechnungsfammer zu Übertragen und das preußiſche 
Recht über die Nevifion der Rechnungen in complexu auf die 
Bundesverwaltung für anwendbar zu erflären. Dieſe Beflimmungen 
find dann von Jahr zu Jahr auf die Berwaltungsrechnungen durch 
befondere Bundesgefege erftredt worden). 

Mit der weiteren Ausbildung der Bundesverwaltung und ber 
räumlichen und jahlichen Erweiterung, welche diejelbe in Folge der 
Reichsgründung erfahren hat, machte fih das Bedürfniß nach einer 
felbftftändigen reichögejeglichen Regelung der Reichskontrole in ver: 
ſtärktem Maße geltend. Auch ift in Breußen das durch Art. 104 der 
Verf.-AUrk. in Ausficht geftellte Gejeg am 27. März 1872 erlaflen 
worden ?) und dadurd die Grundlage für ein entſprechendes Reichs: 
gejeß bergejtellt worden. Der Reichskanzler legte daher dem Reichs: 
tage bereit3 im Sabre 1872 einen den Anordnungen des Preuß. 


1) gl. die näheren Angaben Bd. I. ©. 355 fg. 

2) Breuß. Sei. Samml. 1872 ©. 278 ff. Bol. hierzu den Bericht der 
Kommilfion des Ubgeorbnetenhaufes in ben Drudjachen defielben von 1871/72 
Nr. 148. 
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Geſetzes fi eng anſchließenden Geſetzentwurf, betreffend die Ein- 
richtung und die Befugniſſe des Rechnungshofes, vor; allein eine 
Uebereinftimmung zwiſchen dem Bundesrath und dem Reichdtage 
war über benjelben nicht zu erreichen !) und ebenjowenig glüdte 
es in den folgenden Sigungsperioden, in welchen der Gejebentwurf 
wiederholt eingebracht wurde, zu diefem Ziele zu gelangen ?). In 
Folge defien mußte man fi damit begnügen, das im Jahre 1868 
eingefchlagene Verfahren beizubehalten, d. h. von Jahr zu Jahr 
durch befondere Geſetze die Rechnungsfontrole des Reichshaushalts 
der Preuß. Oberrechnungskammer unter der Benennung „Rechnungs: 
bof des Deutichen Reiches“ zu übertragen. Nur find feit dem 
Sahre 1875 °) an die Stelle der im Geje vom 4. Juli 1868 auf- 
geführten Vorfchriften die nunmehr in Preußen geltenden Beltim- 
mungen, inSbejondere diejenigen des erwähnten Gefebes vom 27. 
März 1872, getreten *). 


1) Ueber die Differenzpuntte, an denen das Zuftandelommen bes Geſetzes 
icheiterte, vergleiche Hirth’3 Annalen 1874 ©. 214 ff. und, beſonders Zeitſchr. 
f. die gef. Staatswiſſenſch. Bod. 33 (1877) ©. 23 ff. 

2) Siehe oben ©. 353 Note *%. Am Folgenden wird der Reichd-Gejep- 
entwurf jo, wie er im Jahre 1877 dem Neichätage mit Motiven vorgelegt 
worben ift (Drudjachen 1877 Nr. 16), eitirt. 

3) R.G. v. 11. Febr. 1875 (R.G. Bl. S. 61) betreffend die Kontrole des 
Reichshaushalts und des Landeshaushalts von Elſ.Lothr. für dad Jahr 1874. 

4) Dad Preuß. Gef, v. 27. Mär; 1872 enthält feine vollftändige Regelung 
der Sinanzfontrole und hat die früheren Gejebe und Berordnungen nur injo- 
weit außer Kraft gejegt, als fie jeinen Beitinnmungen zumiberlaufen. Das 
Geſetz beſchränkt fich im Wejentlichen darauf, die Einrichtung, den Gejchäfts- 
gang, die amtlichen Obliegenheiten und Befugniffe der Oberrechnungskammer 
zu beftimmen, über die materiellen Grundſätze der Finanzverwaltung (auch 
„materielled Etatsrecht“ genannt), melde zugleich materielle Grundſätze für 
die Finanzkontrole find, enthält das Geſetz nur wenige, durch die Einführung 
ber conftitutionellen Staatsform erforderlich gewordene Vorſchriften. Dieſe 
Negeln find vielmehr enthalten in der, in der Preuß. Geſ.Samml. nicht ver- 
fündeten, „Inftruftion für die Ober-Rehdnungd- Kammer vom 
18. Dez. 1824“, welche im Wefentlichen noch gegenwärtig in Geltung fteht. 
Eine Bearbeitung berjelben mit Ungabe der zu ihrer Ergänzung, Erläuterung 
u. |. wm. ergangenen Borfchriften findet fich bei Meißner a. a. O. 8.1. 
©. 77. Mit diefer Imftruftion, die ihrem Inhalte nah fih zum großen 
Theil als ein Gefeg im materiellen Sinne des Wortes dharalterifirt, 
ift nicht zu verwechſeln die, lediglich den inneren Geſchäftsgang betreffende 
Inftruction des Reichskanzlers f. den Rechnungshof de3®.R. v. 5. März 1875. 
(Bd. I. ©. 356,) 
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Es fehlt daher noch gegenwärtig für das Deutfhe Reich an 
einer definitiven Feſtſetzung der Rechtsgrundſätze für die Rechnungs: 
Tontrole und ebenjo an einer definitiven Organiſirung der damit 
betrauten Behörde und, falls in einem Sabre aus irgend welchem 
Grunde die gejegliche Brolongation der bisherigen Einrihtung nicht 
erfolgen follte, jo würde eine wirkliche Geſetzgebungslücke entfteben; 
e3 gäbe keine Geſetzesvorſchriften darüber, in welcher Art die dur 
Art. 72 der R.V. begründete Pflicht des Reichskanzlers zur Ned: 
nungslegung erfüllt werden ſollte. Die bier folgende Darftellung 
muß ſich natürlih darauf beſchränken, den Rechtszuftand, wie er 
feit dem Jahre 1875 von Jahr zu Jahr fortgeführt worden ift 
und thatfächlich beftebt, zu erörtern. 

II. Der „Rechnungshof des Deutſchen Reiches“ ift eine mit 
der Preußiſchen Ober-Rechnungskammer vereinigte, aber lediglich 
für die Zwecke der Reichöverwaltung beftimmte und auf Neid: 
foften unterbaltene Behörde, welche ihre Situngen getrennt von 
denjenigen der Preußiſchen Ober⸗Rechnungskammer bält und an 
deren Spige ein befonderer Direktor ſteht, der dienftli dem Präfi- 
denten der Ober: Rechnungskammer unterftellt if). Die Drgani- 
fation, der ftaatsrechtlihe Charakter und der Wirkungskreis diejer 
Behörde find bereit3 oben Bd. I. ©. 355 ff. dargeftellt worden. 

II. Was den Umfang der dem Rechnungshofe obliegenden 
Kontrole anbelangt, fo erjtredt ſich die letztere 

1. auf die Revifion aller derjenigen Rechnungen, durch welche 
die Ausführung des feitgeftellten Reichshaushalts-Etats umd der 
fämmtlichen Etats und fonftigen Unterlagen, auf welchen derfelbe 
berubt, dargethan wird, ingleihen der Rechnungen derjenigen An: 
ftalten, Stiftungen und Fonds, welche aus Reichsmitteln unter: 
halten oder mit Zufchüffen bedacht werden und deren Verwaltung 
durch Reichsbeamte geführt wird ?). Es reicht aljo die Kontrole 
des Rechnungshofes jo weit wie bie eigene Finanzwirtbichaft des 


1) Ueber das amtliche Berhältni bes Directors zum Präfidenten und zu 
den Mitgliedern, fowie über feine amtl. Befugniffe und Obliegenbeiten vgL 
die Inſtr. v. 5. März 1875 8. 6 und 88. 28 ff. 

2) Durch befondere reichögefeßliche Anordnung ift aud die Nevifion ber 
Rechnungen Hinfihtlich der Verwaltung und Verwendung ber franzöf. Kriegs⸗ 
toften-Entfehädigung, der Verwaltung bes Invalidenfonds, des Kriegsſchatzes 
und der Reichsbank dem Rechnungshofe übertragen worden. gl. 8b. L ©. 359. 
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Reiches. Demgemäß unterliegen ihr nicht diejenigen, durch die 
Gefetgebung des Reiches geregelten Verwaltungszweige, welche 
der Selbftverwaltung der Einzelftaaten auf eigene Koften überlafien 
find. Insbeſondere gilt dies von der Erhebung der Zölle und Ber: 
brauhsfteuern, fomie von den Rechnungen der Militairvermaltung 
in Bayern; es ift nur die Ueberweiſung der für das Bayeriſche 
Heer erforderlihen Gefammtjumme nachzuweiſen ). Abgeſehen 
von biefer aus dem Princip folgenden Begränzung der Thätigfeit 
des Rechnungshofes find derjelben durch pofitive Vorjchrift entzogen: 

a) die Rechnungen über die in den Etats ausgejebten Fonds 
zu gebeimen Ausgaben ?). Dagegen unterliegen die Rechnungen 
über die aus dem fogen. Dispofitionsfonds beftrittenen Ausgaben 
der Rechnungsrevifion. 

b) Rechnungen von untergeordneter Bedeutung find nad) 
berfömmlicher Begrenzung von der regelmäßigen Prüfung des 
Rechnungshofes ausgejchloflen ; die Revifion und Dedargirung der: 
jelben ift den Verwaltungsbehörden überlaflen. Der Rechnungshof 
ſoll jedoch von Zeit zu Zeit auch diefe Rechnungen und Nachwei⸗ 
ſungen einfordern, um fich zu Überzeugen, daß die Verwaltung der 
Fonds, worüber fie geführt werden, vorichriftsmäßig erfolge ®). 

ec) Hinfichtlich derjenigen Beträge, welche den einzelnen Trup- 
pentbeilen des Deutjchen Heeres und der Kriegdmarine zur Selbft- 
bewirtbichaftung übermwiejen werden, beſchränkt fi die Prüfung 
des Nechnungsbofes auf die VBerausgabung derjelben an die be- 
treffenden Truppentbeile im Ganzen. Deögleichen wird die Sinne: 
haltung der etat3mäßigen Brod- und Fourage : Gompetenz der 
Truppen und einzelnen Empfangsberehtigten von den Militair: 
Berwaltungsbehörden unmittelbar überwacht. In beiden Bezieh- 
ungen bat der Rechnungshof jedoch von Zeit zu Zeit durch Ein- 


— — 


1) Schlußbeſtimmung zum XII. Abſchnitt der R.V. 

2) Val. Preuß. Gef. v. 27. März 1872 8. 9 Abſ. 3. Ein ſolcher Fouds 
findet fi) im Reichsbudget nur in dem Etat des Auswärtigen Amtes. 

3) Preuß. Gef. v. 27. März 1872 8. 11. Ein Verzeichniß dieſer Nech- 
nungen findet fich al3 Unlage zu den Motiven des Reichsgeſetzentwurfs. Drud- 





jahen 1877 Nr. 16 ©. 26. Nach dem Geſetzentw. des Reichs S. 12 follen 


Veränderungen der bisherigen Abgrenzung zuläffig fein durch Kaiferl. Ver⸗ 
ordnungen, welche in kürzeſter Frift dem Bundesrathe und Reichstage zur 
Kenntniß zu bringen find. Analoge Borjchriften enthält 8. 11 des Br. Gef. 
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forderung der Nachweiſe nebft Belägen fi davon zu überzeugen, 
daß dieſe Verwaltung vorſchriftsmäßig geführt wird ?). 

2. Dem Rechnnngshofe Liegt ferner ob die Kontrole über 
Taturalien, Vorräthe, Materialien und überhaupt das gefammte 
nicht in Geld beftebende Eigenthbum des Reichs). Es find dem: 
nach von den Reichsbehörden, ReichSbetriebsanftalten und Jnſtituten 
entweder die vollftändigen Inventarien über die vorhandenen Be: 
ftände mit den Geldrechnungen zugleich einzujenden, oder es ift 
wenigftens die regelmäßige Führung der Inventarien unter An: 
gabe der Zugänge und Abgänge von Reichseigenthum nachzuweiſen. 
Die Entfeheidung darüber, welche von beiden Formen zur Anwen: 
dung zu bringen ift, bleibt der Beftimmung des Rechnungshofes 
nach Verjhiedenheit der Kafjen und Inſtitute überlaffen ®). 

3. Endlih bat der Rechnungshof die Rechnungen über die 
Berwaltung der Reichsichulden zu Tontroliven %), Auch muß er 
feine Auffiht darauf erftreden, daß die zur Kautiongleiftung ver: 
pflichteten Reih&beamten die Kautionen den Geſetzen gemäß hinter: 
legt haben und daß das Vorhandenſein der beftellten Kautionen 
ordnungsmäßig nachgewieſen werde °). 

IV. Der Thätigkeit des Rechnungshofes ift eine bdreifade 
Aufgabe geftellt, die Kontrole der Kaflen- und Rechnungsführung, 
die Kontrole der Verwaltung und die Kontrole der etatsmäßigen 
Finanzwirthſchaft °). 

1. Die Rechnungs-Kontrole umfaßt die kalkulatoriſche 


1) Vgl. den Gejegentw. des Heiches $. 10 und die eingehenden Erläu- 
terungen in den Motiven hierzu. 

2) Preuß. Gef. 8. 10 Abſ. 1 Hiff. 1. 

3) Breuß. Geſ. 8. 10 Abſ. 2. Bgl. 8. 20 der Inſtr. v. 18. Dez. 1824. 

4) Preuß. Gel. 8. 1. 

5) Inſtruct. v. 18. Dez. 1824 8. 4. 

6) Vgl. Snftruct. v. 18. Dez. 1824 8. 1: „Der Zweck ber Ober⸗ 
Rechnungs-Kammer ift: a) durch die Revifion der Rechnungen fi) zu über- 
zeugen, daß die allgemeinen Srundfäge des von Uns genehmigten Staats 
Verwaltungs⸗Syſtems feitgehalten, im Geifte deſſelben wirklich abminiftrirt, 
bie einzelnen Verwaltungen nad) den beftehenden Geſetzen, Berorbnungen, In⸗ 
jtructtonen und Etats gewiflenhaft geführt, Einnahmen und Ausgaben gehörig 


- nacdgewiejen, und die den Verwaltungen bewilligten Summen beftimmung?- 


mäßig verwendet werden, und b) nach den aus den Rechnungen jich ergebenden 
Nefultaten der Verwaltung zu beurtheilen, ob und mo zur Beförderung bed 
Staats⸗Zwecks Abänderungen nöthig oder doch räthlich find“. 
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Prüfung und ZYuftificirung der Kaffenrechnungen nebft der dazu 
gehörenden Beläge. Jede Rechnung muß vor deren Einfendung 
an den Rechnungshof bei der Vermwaltungsbehörde abgenommen 
merden, nachdem fie nebft den Belägen in formeller und materieller 
Hinfiht volftändig geprüft und atteftirt worden. Insbeſondere 
muß bei jeder Rechnung von dem Kalkulator ausdrüdlich befchei: 
nigt fein, daß die Rechnung und ſämmtliche dazu gehörigen Beläge 
in caleulo geprüft und richtig oder nur dasjenige dabei zu erinnern 
gefunden worden, mas in dem beigefügten Kalkulatur- Protokolle 
enthalten fei. Finden fich gleihmwohl bei der Reviſion der Ned: 
nungen Fehler des Kalkuls, melde bei der Abnahme ungerügt 
geblieben find, fo treffen den Kalkulator Drbnungsitrafen ’). AN: 
gemeine Anordnungen der Verwaltungsbebörden über die Kaflen- 
verwaltung und Buchführung find ſchon vor ihrem Erlaß zur 
Kenntniß des Rechnungshofes zu bringen, damit derjelbe auf etwaige 
Bedenken, welche fih von feinem Standpunkte ergeben, aufmerkſam 
maden kann. Die Vorichrift Über die formelle Einrichtung der 
Jahre s rechnungen und Zuftifilatorien find nach Bernehmung mit 
den betbeiligten Verwaltungs-Chefs von dem Rechnungshofe zu 
erlafien ). Ebenfo hat der Rechnungshof die Termine zur Ein- 
jendung der Rechnungen und die Friften zur Erledigung der da: 
gegen aufgeltellten Erinnerungen feftzuftellen °). 

Hinfihtlih der eingefendeten Rechnungen liegt dem Rechnungs: 
bof die Superrevifion und Kontrole binfihtlih der arithme- 
tiſchen Richtigkeit und der formellen Ordnungsmäßigfeit der Beläge 
und die Veranlaffung der Erledigung der in diefer Hinficht erho- 
benen Erinnerungen ob. 

2. Die Kontrole der Verwaltung. Der Rechnungs— 
bof hat außer der Rechnungsjuftififation bei Prüfung der Red: 
nungen die Revifion darauf zu richten, 

„ob bei der Erwerbung, der Benugung und der Veräußerung 

von Reichseigenthum, bei der Erhebung von Reichdeinnahmen, 

foweit ſolche durch Reichsbehörden erfolgt, und bei der Ber: 


I) Zuftr. v. 18. Dez. 1824 8. 47 Abf. 1-3. 

2) Preuß. Geſ. v. 27. März 1872 8. 14 Abi. 2 u.3. Die Verwaltungs» 
chefs find der Neichdlanzler und die Ehefd der 8 Kontingentsvermaltungen. 
Bol. Reichsgeſetzentw. 8. 15. 

3) Preuß. Gef. $. 15. 
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wendung der Einkünfte des Reichs nach den beftebenden Ge: 

jegen und BVorfehriften, unter genauer Beobachtung der maß: 

gebenden Verwaltungsgrundfäbe verfahren worden ift“ '). 

Damit der Rechnungshof diefer Aufgabe nachkommen kann, find 
demfelben alle Verfügungen der oberften Reichsbehörden und alle 
Verordnungen des Bundesraths, dur welde in Beziehung auf 
Einnahmen oder Ausgaben des Reiches eine allgemeine Vorſchrift 
gegeben oder eine jchon beftebende abgeändert oder erläutert wird, 
jogleich bei ihrem Ergeben mitzutbeilen; ebenfo alle auf die Rech— 
nungslegung bezüglichen Beichlüffe des Bundesrathes oder des 
Reichstages ?). 

Dem Rechnungshof liegt eine Revifion und Kritif der gefammten 
Berwaltung des Reiches ob, ſoweit diefelbe in den Rehnungspoflen 
erfennbar wird. Die Monita des Rechnungshofes beziehen ſich 
demnach nicht blos auf die kalkulatoriſche Richtigkeit der Rechnungen 
und auf Beitreibung von Defekten und Reften, fondern auch darauf, 
daß die einzelnen Einnahme- und Ausgabe-PVoften im Einklang mit 
den beftebenden Gejeben und Berwaltungsvorjchriften fi befinden. 
Die Verwaltungsbebörden haben für die Erledigung dieſer Monita, 
foweit fie diefelben als begründet anerkennen, Sorge zu tragen ?). 
Den Gentralbebörden des Reiches, in lehter Inſtanz dem Reiche: 
fanzler, als dem alleinigen verantwortlichen Reih&minifter und 
Bermaltungschef, liegt es ob, für die Erfüllung diefer Pflicht ein- 
zuftehen und die ihm unterjtellten Behörden und Beamten dazu 
anzubalten *). 

1) Preuß. Gef. 8. 12 lit. a. Entw. bes Reichsgeſetzes $. 13. 

2) Preuß. Gef. 8. 14 Abſ. 1u.4 vgl. mit dem Entw. des Reichägel. 8. 15. 
Inſtruct. v. 18. Dez. 1824 8. 49. 

3) Der Rechnungshof ift berechtigt, von den Behörden jede, bei Prüfung 
ber Rechnungen und Nachweifungen für erforderlich erachtete Auskunft u. }. w. 
zu verlangen und er iſt befugt, feinen Verfügungen nöthigenfallg durch Straf- 
befehle Folgeleiſtung zu fihern; auch etwa vorkommende Unangemefjenheiten 
in Erledigung feiner Erlaffe zu rügen. Preuß. Gel. 8. 13 Abſ. 1 8. 16. 
Bol. den Entw. des Reichsgeſ. 88. 14-17. Bundesgeſ. v. 4. Juli 1868 8.3 
(8.8.81. ©. 434) und v. 11. Febr. 1875. 

4) Eine etwas abweichende Regel gilt Hinfichtlicd der Rechnungen der 
Militairvermaltung, da dieſelbe zmar auf Rechnung des Meiches geführt wird, 
aber feine Reichöverwaltung ift, der Reichskanzler daher auch nicht als ihr 
Chef anzufehen ift. Die Monita des Rechnungshofes find in letter Inſtanz 
mit den Berwaltungächef3 der drei Kontingente (Preußen, Sachen, Württem- 
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Im Einklange biemit ſteht die Pflicht des Rechnungshofes, 
Bemerkungen darüber aufzuftellen, inwiefern unter Billigung reſp. 
Berantwortlichkeit der Gentralbebörben des Neich® bei der Ver—⸗ 
waltung der Reichdeinnahmen, Reichsausgaben und des Reichseigen⸗ 
thums Abweichungen von den Beftimmungen der Gefebe und Ber: 
waltungsporichriften ftattgefunden haben. 

Mit diefer Funktion des Rechnungshofes verbindet fich Die 
Pflicht desfelben, die Bmedmäßigfeit der beftebenden Vor: 
hriften und Einrihtungen und der nah Maßgabe bderjelben ge- 
führten Finanzwirtbichaft zu prüfen und fein Augenmerk darauf 
zu richten: 

„ob und wo nad den aus den Rechnungen zu beurtbeilenden 

Ergebniflen der Verwaltung zur Beförderung der Reichszwecke 

Abänderungen nötbig find“ '). 

Diefer Verpflichtung hat der Rechnungshof in der Art zu entiprechen, 
daß er nah Ablauf eines jeden Geihäftsjahres dem Kaiſer einen 
Bericht über die Ergebnifle feiner Geſchäftsthätigkeit abitattet, 

„welchem zugleich feine gutachtlichen Vorſchläge beizufügen 

find, ob und inwieweit nad den aus den Rechnungen ſich 

ergebenden Refultaten der Verwaltung zur Beförderung ber 

Reichszwecke im Wege der Gefebgebung oder der Verordnung 

zu treffende Beftimmungen nothivendig oder rathſam er: 

ſcheinen“ ?). 

3. Die KRontrole der etatsmäßigen Finanzmwirtb- 
haft. Der Rechnungshof bat endlih zu prüfen, in wieweit 
die Verwaltung dem Etatsgefeb gemäß geführt worden if. Dem 
eigentlichen Etatsgeſetze ftehen Nachtrags-Etat3 und andere, ben 
Haushalts⸗Etat abändernde oder ergänzende Reichsgeſetze ſowie die 
vom Bundesratb und Reichstage bereitd vorläufig genehmigten 
Etats⸗Ueberſchreitungen und außeretatsmäßigen Ausgaben gleich’). 


berg) zu erledigen und ebenfo find Orbnungsftrafen gegen bie der Militair- 
disciplin unterftellten Nechnungsleger nicht vom Rechnungshof Direct zu ver⸗ 
hängen, fondern nad) Antrag befielben von dem Chef ber betreffenden Kon⸗ 
tingent3verwaltung. Bgl. ben Reichs⸗Geſetzentw. 8. 17 Ab. 2u. 8. 

1) Breuß. Gef. 8. 12 lit. b. Inſtr. v. 18. Dez. 1824 8.3 a. E. 

2) Preuß. Gef. 8. 20. Inſtr. dv. 18. Dez. 1824 5. 49 Abſ. 2. Reichs⸗ 
Geſetzentw. 3. 20. 

3) Eine nach Titeln und Pofitionen der Spezial-Etatd geordnete Nach⸗ 
weifung ber Etatsüberfchreitungen und ber außeretatömäßigen Ausgaben ift 

Laband, Reidflanssreht, ILL. 9. 25 
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Alle Abweichungen der faktiſchen Rechnungsrefultate von deu Soll 
Anfähen des Budgets, jowohl Minder-Einnahmen und Mehr:-Aus- 
gaben als auch Mebr-Einflabmen und Ausgaben-Eriparnifie find 
feftzuftellen. Aber auch bier befchräntt fi die Aufgabe des Ned) 
nungshofes nicht darauf, die Ziffern der Ift-Einnahme und Sit 
Ausgabe denjenigen des Einnahmes und Ausgabe-Solls gegenüber 
zu ftellen, fondern im Einzelnen zu rvevidiren, ob die Rechnungen 
über die geführte Verwaltung den Anſätzen des Etats eutipredhend 
aufgeftelt find. Insbeſondere ift bei jeder einzelnen Ausgabe⸗Poſt 
zu prüfen, ob fie bei demjenigen Fonds oder Spezialtitel in Ned: 
nung gejtellt ift, welder für die ſen Zwed im Haushalts-Etat 
beftimmt ift; und ebenfo bei jeder Einnahme⸗Poſt, ob er an der 
richtigen Stelle eingetragen tft. Ergiebt die Revifion Etatswidrig⸗ 
feiten (Fondsverwechfelungen), fo ift von dem Rechnungshof, ſoweit 
es ihm erforderlich fcheint, die Ausgleichung unter den Fonds zu 
veranlafien. Nur durch diefe Kontrole, daß jede Ausgabe iu der 
Rechnungslegung an der dem etatsmäßigen Voranſchlage eut- 
ſprechenden Stelle erfheint, wird es ermögliht, die Etatsüber⸗ 
jhreitungen und die Ausgabe-Erſparniſſe auseinander zu halten 
und beide mit Vollftändigkeit zu conſtatiren ). Aber nicht mur 
die Zweckbezeichnungen der Titel, fondern auch die mit dem ein- 
zelnen Bofitionen des Etats verbundenen Bemerkungen find für 
die Verwendung der Fonds maßgebend und deshalb ift die Revi— 
fion des Rechnungshofes auch darauf zu richten, ob fi die be- 
treffenden Berwaltungsbebörden in Webereinftiimmung damit ge- 
halten haben. 

V. Die Entſcheidungen des Rechnungshofes Über die Richtig: 


jedesmal im nächſten Jahre, nachdem fie entitanden find, dem Bunbes- 
rat) und Reichstage zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen (vgl. Preuß. 
Gel. 8. 19 Ab. 3), aljo vor der Revifion der Rechnungen Seitens des Rech⸗ 
nungshofes. 

1) Auch darauf iſt die Reviſion zu erſtrecken, daß nicht unrichtige Ab⸗ 
ſetzungen geleiſteter Ausgabebeträge von den Einnahmen oder unrichtige Ab⸗ 
ſetzungen vereinnahmter Beträge von Ausgabefonds in den Rechnungen unter⸗ 
laufen. — Bgl. den Bericht der Ober⸗Rechnungs⸗Kammer zur allgemeinen 
Rechnung über den Preuß. Staatshaushalt des Jahres 1872, die hieran ſich 
ihließenden Verhandlungen des Preuß. Landtages und den Beichluß des 
Preuß. Staatsminifteriumd v. 25. Febr. 1878 bei Meißner a.a.D. 8b. I. 
©. 96—112. 
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feit oder Unrichtigleit der Rechnungen haben innerbalb ber 
Berwaltung folgende Rechtswirkungen: 

1. Wenn der Rechnungshof eine Rechnung als richtig feft- 
geftellt hat oder die von ihm erhobenen Erinnerungen von dem 
rehnungsführenden Beamten erledigt worden find, fo ift den letzteren 
von dem Rechnungshofe ein Anerkenntniß (Entlaftung) zu 
ertbeilen, welches die Wirkungen einer Quittung bat!) Es 
kann demnach der Rechnungsführer nachträglich noch civilrecht- 
lich in Anſpruch genommen werden wegen eines Rechnungsfehlers 
oder wegen eines Betruges oder einer Fälfehung; Dagegen tft durch 
das Urtheil des Rechnungshofes den Behörden gegenüber conitatirt, 
daß die Verwaltung, joweit fie in der juftifizirten Rechnung einen 
Ausdrud gefunden, ordnungsmäßig und im Einklang mit den in 
Betracht fommenden Geſetzen und Verwaltungsvorſchriften geführt 
worden if. Die Rechnungen über die Ausgaben des Rechnungs: 
bofes werden von dem Präfidenten defjelben revidirt und find dem 
Bundesratbe umd NReihstage zur Prüfung und Entlaftung vor: 
zulegen, da der Rechnungshof die legtere ſich nicht felbit er: 
theilen Tann. 

2. Wenn der Rechnungshof Erinnerungen aufgeitellt hat, welche 
nicht erledigt worden find, fo treten nach Verſchiedenheit der Fälle 
verfehiedene Folgen ein. Principiell ift feftzubalten, daß die Auf: 
gabe des Rechnungshofes eine im Weſentlichen kritiſche ift und 
daß er weder die Machtbefugniſſe einer höchſten Verwaltungs: 
bebörde bat, noch feinen Feftfegungen die Kraft richterlicher Urtheile 
zufümmt. Die von ihm erhobenen Monita ericheinen vielmehr 
gleichſam wie Anklagen gegen die vechnungslegende Behörde und 
in jedem Falle als einfeitige Auslegungen der betreffenden 
Vorſchriften oder Beurtheilungen des betreffenden Thatbeitandeg, 
welchem von Seiten der Vermaltungsbehörde eine andere Aus: 
legung oder Beurtbeilung gegenübergeftellt werben Tann ?). Hier: 
nach iſt alfo ein Meinungsconflict zwiſchen Rechnungshof und Ver: 
waltung möglich; diefer Gonflict ift aber nicht mit der rechnungs⸗ 
legenden Unter: oder Mittelbehörde, fondern nur mit dem Ber: 
waltungschef, alſo bei den Reichsverwaltungen in lebter Inſtanz 

1) Preuß. Gef. 8.17 und bie bafelbft in Bezug genommenen 88. 146153 


Theil 1. Tit. 14 des Allg. Landrechts. 
2) Bgl. Beitichr. f. die geſ. Staatswiſſenſch. Bd. 32 ©. 494 fg. 
2b * 
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mit dem Reichskanzler, zum Austrag zu bringen. Demgemäß ift 
zu unterfcheiden, ob die rechnungslegende Bermwaltungsftelle oder 
die vorgefegte Dienftbehörde derfelben die Erinnerung des Red: 
nungsbofes für begründet anerkennt oder nicht. 

Iſt das erftere der Fall, jo gehört es zu den Pflichten des 
Beamten, gegen welden dad Monitum gerichtet ift, dasfelbe zu 
erledigen, beziebentl. zu den Funktionen der ihm bienftlich vorge⸗ 
jegten Behörde, für die Erledigung Sorge zu tragen. Db eine 
Verfügung der letzteren Behörde genügt oder ob ein verwaltungs- 
gerichtlicheS oder civilgerichtlihes Verfahren erforderlich ift, um 
für die Beitreibung der Defecte u. |. w. einen exekutoriſchen Titel 
zu erlangen, ift nach Lage des einzelnen Falles zu beurtbeilen. 
Der Rechnungshof felbit kann gegen den Beamten nicht unmittelbar 
vorgeben, da ihm die Dienftgewalt fehlt )), und ebenfowenig kann 
er felbitftändig gegen Dritte, gegen welche nach feiner Anficht dem 
Reichsfiskus Anſprüche zufteben, die lehteren geltend machen. Da: 
gegen ergibt fih aus der dem Rechnungshof obliegenden allge: 
meinen Auffiht der gefammten Verwaltung, daß er auch feine 
Kontrole darauf zu erftreden bat, ob die von ihm feitgeftellten 
Defecte u. |. mw. Seitens der hierzu verpflichteten Behörde wirklich 
eingezogen worden find, und er Tann dieſe Kontrole dadurch fihern, 
daß er die Eintragung folder Beträge in dag Einnahme-Soll 
Ipäterer Rechnungen anordnet ?). 

Bleibt jedoch zwiſchen dem Nechnungshofe und dem Verwal—⸗ 
tungschef (Reichskanzler) eine Meinungsverſchiedenheit befteben, 
welche durch die Notatenbeantwortung nicht erledigt werden kann, 
jo muß die Entſcheidung bei einer höheren Stelle durch den Reichs⸗ 
Tanzler herbeigeführt werden und bis diefelbe erfolgt ift, die Er- 
theilung der Decharge aufgefhoben werden. Welches Organ des 
Reiches zur Fällung der Entſcheidung zwiſchen Rechnungshof und 
Verwaltungschef zuftändig ift, beftimmt fi nach dem Gegenftand 
des Streitpunftes. Als Princip ift hierbei der aus der Natur der 
Sache fich ergebende Sat feftzubalten, daß über die richtige und 
angemefjene Handhabung und Anwendung einer Vorſchrift diejenige 





1) Nur Auskunft kann er einfordern und Anordnungen hinſichtlich der 
Rechnungslegung treffen. Siehe oben S. 384 Note 3. 

2) Bgl. die Motive zum angeführten Reichsgeſetzentwurf S.15 und Preuß. 
Geſ. 8. 17 a. €. 
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Potenz authentiſch enticheidet, welche diefe Vorſchrift erlaflen bat 
und zur Abänderung derfelben befugt if. Nach diefem Grundjag 
it im Allgemeinen der Bundesrath als diejenige Behörde 
anzufeben, welche zur Entſcheidung berufen ift, und diefe Kompe⸗ 
tenz ift dur Art. 7 Ziff. 3 der R.V. begründet; denn es bandelt 
ih in der That um eine Beichlußfaffung über „Mängel, welche 
bei der Ausführung der Neichögefete oder der allgemeinen Ber: 
waltungsvorfchriften und Einrichtungen bervortreten”. Soweit je: 
doch die Monita ſich auf die Ausführung von Anordnungen beziehen, 
zu deren jelbititändigem Erlaß der Kaiſer reichsgeſetzlich ermächtigt 
ift, was namentlich binfihtli der das Militär: und Marinewefen 
betreffenden Einrichtungen Pla greift, iſt der Zweifel durch eine 
kaiſerl iche Kabinets-Ordre zu enticheiden. Wenn andererfeits 
bei dem vom Rechnungshof erhobenen Bedenfen Vorſchriften in 
Frage fteben, an deren Erlaß der Reichstag eine Mitwirkung ge: 
babt bat, fo ift auch die Enticheidung des Reichstages über 
die Ertbeilung oder Verſagung der Decharge berbeizuführen ?). 
Dies gilt aljo von allen Anordnungen, die im Wege der Reichs: 
geſetzgebung erlafjen find, und von allen vom Reichstage zum Gegen: 
ftande einer Beſchlußfaſſung gemachten Poſitionen des Reichshaus⸗ 
halts⸗Etats. 

VI. Die Aufgabe des Rechnungshofes iſt im conſtitutionellen 
Staate nicht darauf beſchränkt, die Finanzverwaltung im Ber: 
waltungsinterejfe zu controliren und zu revidiren; fondern 
auh unter den oberftien Organen des Staates jelbit 
den großen Schlußaft der ganzen Finanzverwaltung, die definitive 
Legung und Abnahme der Rechnung über den Staatshaushalt 
vorzubereiten. Dieſer Rechtsakt felbit Tann nur erfolgen 
zwilchen dem verantwortlichen Chef der Vermaltung einerfeit3 als 
Rechnungsleger, und den verfaflungsmäßig zur Feftftellung des 
Staatshaushalts⸗Etats berufenen Organen andererjeits, alfo im Reich 
zwiſchen dem Reichäfanzler und dem Bundesrathe und Reichstage. 
Der Antheil des Tetteren an der Aufitellung des Budgets wäre 
zum größten Theile werthlos und unwirffam, wenn ihm nicht ein 
Antheil an der Abnahme der Rechnung über die vollführte Reichs: 








1) Sgl. hierüber Zeitichrift für die gejammte Staatswiſſenſchaft Bd. 32 
©. 505 fi. 
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finanzwirtbichaft entſpräche. Der Art. 72 der R.B. verpflichtet 
demgemäß den Reichskanzler, „über die Verwendung aller Ein- 
nahmen des Reichs dem Bundesrathe und dem Reichätage zur 
Entlaſtung jährlich Rechnung zu legen” '). 

Der Reichstag ift nicht in der Lage, die ihm vorgelegte Red: 
nung über den Reichshaushalt jelbftftändig einer in die Einzelheiten 
gebenden Revifion zu unterziehen; es wäre dies eine Wiederholung 
der vom Rechnungshofe bereitö vorgenommenen Arbeit und würde 
die Errichtung eines zweiten, parlamentarifhen Rechnungshofes 
erforderlih machen. Vielmehr follen die vom Rechnungshofe ge⸗ 
leifteten Revifionsarbeiten und die in Folge derjelben vom ihm 
erhobenen Bemerkungen dem Reichstage nubbar gemacht werden 
und feiner Beichlußfaflung über Ertheilung oder Verfagung der 
Entlaftung zur Grundlage dienen. Demgemäß find nebft der all- 
gemeinen Rechnung Über den Jahreshaushalt des Reiches die Be⸗ 
merfungen bes Rechnungshofes, welche derfelbe unter jelbftftändiger, 
unbedingter VBerantwortlichfeit aufzuftellen hat, dem Reichdtage mit 
vorzulegen. Diefe Bemerkungen haben fih auf alle drei Richtungen 
zu erftreden, in denen dem Rechnungshofe die Kontrole obliegt: 
auf die Falfulatorifche Uebereinſtimmung der allgemeinen Rechnung 
mit den vom Rechnungshofe revidirten Kaflenrechnungen; auf bie 
etwaigen Abweihungen der Berwaltungsbehörden in Finanzſachen 
von geſetzlichen Borjchriften ?), und auf die Abweichungen der that- 
jählich erfolgten Einnahmen und Ausgaben von den Anſätzen und 
Bewilligungen des Budgets, insbefondere zu melden Etatsüber- 
ſchreitungen ?) und außeretatsmäßigen Ausgaben die Genehmigung 
bes Reichsſstages noch nicht beigebracht iſt“). Der Rechnungshof 
bat diefen Bemerkungen eine Dentichrift beizufügen, welche bie 
bauptfächlichiten Ergebniffe der von ihm vorgenommenen Prüfung 
überſichtlich zufammenfaßt. 

Bundesrath und Reichstag ertheilen die Decharge jeder be: 


1) Eine Ergänzung dieſer Rechnungslegung bilden die Bd. I. ©. 516 fg. 
erörterten Berichte finanziellen Inhalts. 

2) „von den Beitimmungen der auf die Einnahmen und Ausgaben oder 
auf die Erwerbung, Benugung oder Veräußerung von Reichseigenthum bezüg- 
lien Geſetze“. 

3) Siehe oben ©. 357 über den Begriff der Etatsüberſchreitungen. 

4) Preuß. Gef. 8. 18. 
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ſonders. Meder der Bundesratb noch der Reichsſtag dürfen dem 
Reichskanzler die Ertbeilung der Decharge verweigern, wenn fie 
begründete Ausftellungen an der ihnen gelegten Rechnung nicht zu 
erheben vermögen. Denn es ift ein der Pflicht zur Rechnungs: 
legung entſprechendes Recht jedes Verwalters fremder Gelder, daß, 
wenn er ordbnungsmäßig die Rechnung abgelegt bat, ihm die Ent: 
laftung nicht vorenthalten werden darf. 

Die Rechtswirkungen der ertbeilten Decharge find in privat: 
rechtlicher Beziehung die einer orbuungsmäßigen Quittung, in 
ftaatsrechtlicher die Entlaftung des Reichskanzlers von der ihm big 
dahin obliegenden Berantwortlichkeit. Die lettere freilich ift zur 
Zeit Lediglich ein politifches PBrincip, fein ausgebildetes und praf- 
tiſch auwendbares Rechts inititut !), und da, wo im Staatsrecht 
des Deutichen Reiches der eigentliche Edjtein de3 ganzen Verwal: 
tungsredht3 und ingbejondere des Budgetrechts ftehen jollte, befindet 
ih zur Zeit eine der Ausfüllung bedürftige Lüde. 


1) Bgl. 8b. I. ©. 312 und Henſel in Hirth's Annalen 1882 S. 53 fg. 
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abgaben III. b. 266, 324. Sontrole 
III. b. 326. 
Braunfhmweig Austritts-Erklä⸗ 


rung aus dem beutichen Bunbe 1. 5. 
Bünbnißvertrag vom 18. Aug. 1866 
I. 16 ff. Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung II. 291. Bal. 286 Rote l. 
Nilitärwefen III. a. 9, 10, 11,67, 69. 
Braufteuer fiehe Bierfteuer. 
Bremen Wustrittö-Erflärung aus 
dem deutichen Bunde I. 5. Bünbniß: 
Vertrag vom 18. Aug. 1866 1. 16 ff. 
Sonderrecht I. 114; III. b. 254 ff. 
Poſt⸗ und Telegrapbenverwaltung II. 
290. Militärkonvention III. a. 34 Biff. 
15. Gemeinſames Dberlandbesgericht 
IE. b. 46. Beſtellung des Reichsge⸗ 
richts als Kompetenzgerichtähof IIL. b. 
36. Zollweſen III. b. 256 fg., 269, 
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271, 284, Note 8. Kaiſerl. Haupt⸗ 
zollamt 285. Averſen 33. Siebe 
Senate. 

Briefe. Beförderung II. 297 fi. Mo 
nopol der Poftanftalt 309 fg. Ber- 
pflichtungzur Beförderung unfranlirter 
B. 34. Beichlagnabme 305. Er⸗ 
Öffnung durch Richter ıc. 305. Aus⸗ 
bändigung ber Briefe 2c. des Gemein: 
ſchuldners an den Konkursverwalter 
306. Rechtswidrige Borentbaltung, 
Vernichtung, Unterbrüdung von B. 
807, 308. Bortopflichtige Dienft- 
briefe 344. Vernichtung unbeftell- 
barer Briefe II. 346, 347. 

Briefgeheimniß II. 802 ff. Um 
fang deſſelben 303. Perſonen, welche 
zur Bewahrung verpflichtet find 308, 
304. Ausnahmen 304 ff. Rechts⸗ 
[rigen der Verlegung des B. 306, 


Briefpoft II. 300. 

Brigade IIL a. 81, 88. 

Brüdengelder. Befreiung der Boft 
von der Entrichtung II. 323. 

Brunnen. Benugung berjelben durch 
die Truppen III. a. 341. 

Budgetredht II. b. 339. Literatur 
enbal. Siehe Haushalts - Etats- 

eſe 


$. 

Buündniß⸗Vertrag vom 18, Aug. 
1866 I. 16 fg., I. 524; Art. 5 und 
2 1. 26; Art. 6 1.32; vom 21. Aug. 
1866 I. 16. 

Bürgerlihde Nedtöftreitig- 
feiten. Serit b. 29 fe. 

Bürgerredt. Siehe Reichsb ürr— 
gerredht, Staatsbürger- 


recht. 
Bundesacte v. 1815, Art. XIV. 
III. b. 48 


Bundesamtf.d. Heimatwefen 
I. 377 ff. Erridtung und Befegung 
ebenda. Zuftändigfeit 378. Geſchäfts 
gang 379. Rechte der Mitglieder I. 
481, 486, 485 fg., 4%. Disciplinar- 
befugniffe I. 376. Benfionirung L. 494. 
Koften des Bundesamtes III. b. 326. 

Bundesangehdrige fiehe Neich 3 
angebörige. 

Bundesbevollmädtigte fiehe 
Bundesrath. 

Bundesfürſten ſiehe Landes- 
herren. 

Bundesgebiet. Begriff u. ſtaats⸗ 
rechtliche Natur I. 182 ff. Gebiets⸗ 
Beränderungen 186 ff. Schuß des 
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Gebietes I. 192 ff. Räumliche Be: 
grenzung der Kompetenz ber Behörden 
innerhalb desfelben I. 200 ff. Erklä⸗ 
rung des Bundedgebietes in ben Kriegs⸗ 
zuftand IH. a. 41. Militärische Ter- 
titorialsEintheilung IH. a. 95 ff. 
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ber Auftigpermeigerung 267, 268, bei 
Streitigkeiten zwiſchen verfdhiedenen 
Bundedftanten 268 fg., bei Berfaf- 
fungsftreitigfeiten in ben Bundes⸗ 
taaten 270 fg. 

ormelle Erledigung der 


Bundesgeſetzblatt des N. 8, 
defien Begründung I. 32.. 

Bundestriegdverfaffunglll.a.4,5. 

Bundedratb. Literatur I. 230. All⸗ 


GefhäfteimBundesrathl. 
272 fg.: Geſchäfts⸗Ordnung 272, Bes 
rufung des B., Bertagung ꝛc. 278, 
Borfig und Leitung 274, Sigungen, 


I Erörterung feine® Weſens I. 
g. 

Die Staatenrechte in dem— 
ſelben I. 234 fg.; Präſidialſtimme 
im B. I. 234. Elſaß⸗Lothringen bat 
feine Stimme im B. 234, nur die 
Einzelftaaten Mitglieder des Bundes: 
raths 235. Stimmenverhältnik 235, 
236. Weſen bed Stimmrecht 236 fe. 
Ausfchluß des Stimmrecht3 der Einzel: 
ftaaten in gewiſſen Fällen 246, 247. 
Die Bundesrathsbevoll—⸗ 
mäcdtigten I 288 fg. Einbeit- 
lichkeit der Abftimmung 239. Stellung 
der Benollmächtigten 240. Recht der 
Erxterritorialität 240, 241. Zeugen: 
vernehmung III. b. 170. Mandatare 
ihres Staates I. 241. Anzahl ber Be: 
vollmächtigten eines Einzelftaats 241. 
Die Inſtruktionsertheilung an bie 
Bevollmächtigten 241 fg. Vollmacht 
und Auftrag der Bundesrathsbevoll⸗ 
mächtigten 244, 245. 
Bundesratb al3Drgandes 
Reiches 1250 fg.; als Organ ber 
Gefstgebung I. 253 fg., II. 29 
fg., 33, 36, bei Gefeken für E. L. II. 
126. Berorpnung3-Gemwalt 
bed 3. 1. 254, 301, II. 78 fg., 233 fg. 
Mitwirlung bei Staat?» 
verträgen des Reichs Il. 164 
fg., 188 fg. 8. als Drgan der 
Berwaltungl. 255 fg. Beſchluß⸗ 
faffung über Mängel, welche bei ber 
Ausführung der Reichsgeſetze ꝛc. her: 
vortreten I. 255 fg. Mitwirkung bei 
Ernennung gewifler Beamten I. 261, 
262, III. a. 149. Mitwirkung bei an: 
deren Regierungsakten I. 262, 263, 
303, insbeſondere in finanziellen An⸗ 
gelegenbheiten I. 263 fg., jonftige wich: 
tigere Verwaltungsbefugniſſe I. 265. 
Bundesrath ald Organ der Rechts⸗ 
pflege 1. 266 fg. Bermaltungs- 
Jurisdiktion I. 266, 267, 255 fe. 
Betbeiligung bei Execution gegen ein 
Bundesglied I. 267, 263, bei Fällen 


Bundedftaat. 


Geſchäftsgang 276 fa., Protokolle 278, 
Beichlußfaffung 279 fg., IL. 36, 234. 
Bundesraths⸗,Ausſchuüſſel. 
281 fg.: allgemeine Rechtsſätze 283 fg., 
die einzelnen Ausſchüfſe 286, Bundes⸗ 
raths⸗Ausſchuß für die auswärtigen 
Angelegenheiten J. 248, 249. 

Zuftändigleitde3Bunde® 
raths: in Konfulat3» Angelegens 
beiten Il. 278, in Poſt⸗ und Tele 
graphen-Angelegenheiten II. 321, 331, 
340, 352 fg., in Eifenbahn-Angelegen- 
beiten II. 369, in Sachen ber Reichs⸗ 
bant II. 386, der Privatbanfen I. 
403, hinſichtlich des Münzweſens II. 
418 fg., Gewerbeweſens II. 460, 466, 
468, Patentſachen II. 472, hinſichtlich 
der Vergutunge ag⸗ für Friedensleiſt⸗ 
ungen III. a. 330, 338, für Kriegs⸗ 
leiftungen III. a. 354, 358, 362, 3683, 
binfichtlich des Gerichtsweſens III. b. 
57 fg., 149, 186, Abgrängung ber 
Bollexelaven IIL b. 260, Verord⸗ 
nungsrecht in Zoll- und Steuerange- 
legenbeiten III. b. 282 fg., Bundes» 
rath normirt die Zuſtändigkeit ber 
Direktivbehörde III. b. 286, übt die 
Befugnifle der ehemaligen Bollvers 
einsconferenz; aus I. 257 fg., III. b. 
231, 295 fg., jet den Pauſchſummen⸗ 
Etat feft III. b. 296, Befugniffe hin⸗ 
fichtlid der Statiftit de Waarenvers 
kehrs III. b. 304, Kontrole der etats⸗ 
mäßigen Finanzwirthſchaft IIL. b. 889. . 
d onnygslegung und Decharge III. b. 


Bunbestatha-Saden. Befrei⸗ 


ung von Porto II. 342. 

Begriff und rechtl. 

Natur desſelben I. 70 ff. Vgl. auch 

N 07 ff. Begriffsbeſtimmung Hänels 
3 


g. 
Bundesſtaaten ſiehe Einzel- 


ſtaaten. 


Gentral-wbtneit ng im Reichs⸗ 


kanzler⸗Amt I. 315 ff. 
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Central⸗Behörde für Poſt⸗ und 
Telegrapbenverwaltung 1.615, II. 852. 

Gentral:Blatt be Deutichen Reichs 
L 410; II. 235. 

Gentrals sTurnanftalt III.a. 126. 

Shauffeegeiber. Befreiung der 
often II. 328. 

© he f, der Abmiralität I. 837; des Feld⸗ 
Eiſenbahn⸗Weſens III. a. 360. 

Cirlulationzfteuer von Ge 
tränfen III. b. 264 fo. 

Civil-Anſtellungsſchein II. a. 


295, 299. 

Givilbeamte der Militär und 
Marine-Berwaltung II. 243 ff. Siebe 
NMilitärbeamte. 


Civillammern ber Landgerichte. 
Bufänbigteit IH. b. 78. Organifation 
I 


Civilprozeß⸗Ordnung II. b. 7. 
Civilverſorgungsſchein II. a. 
4 fg., 299. 
a AH AA der 
ffiziere DI. a. 293 fg.; der Militär: 
—2 der Unterflaffen 294 
chriften in Preußen 295, 2 6, 
ehe bes ehemal. Rordd, Bunbes, 
Süpheflen, Baden und Elſaß⸗ Roth: 
ringen 296, Bayern 297, Württem: 
berg 297, bei Stadtgemeinden, Privat- 
Eifenbahnen, ftändifchen Snftituten in 
Preußen 298, Verfahren bei Beſetzung 
von Stellen 299, Sk ber 
Militäranwärter in höhere Stellen ꝛc. 
800, Belafiung halbinvalider Unter- 
offiziere im aktiven Militärbienft an 
Stelle der Civilverforgung 300. 
CommunaleGerichtsbarkeit 
aufgehoben III. b. 44. 
Controle fie Kontrole. 
Cura absentis durch die Reich» 
konſuln IL. 268 ff. 


Dampfteffel 
trieb II. 460. 

Deharge fie Entlaftung. 

Defekte, der Reichsbeamten I. 443 
Begriff 443 fg., Feſtſtellung 4 4, 
Defekten⸗Beſchlu 444 fg., deſſen Vou⸗ 
ſregtgrten 445, 446, Bufäffigteit des 

echtswegs dagegen 446, 447, vor⸗- 

läufige Beichlagnahme 447, Defetten- 
Verfahren 447, Defelte der Perſonen 
des Solbatenftanbes 447. h. 

Defraudation be Perſonengelds 
ai Toten I. 800, des Porto IL, 

g. 


Anlegung und Be⸗ 
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Denkſchrift des preußiſchen Staats: 
miniſteriums vom 15. Sept. 1863 1.9. 
Depstitengeinäfte der Reichs⸗ 


Defertion. Beftrafung berjelben IIL a. 
171, 186. 


Deutiche Bundesakte fiehe Bun 
des akte. 

Deutſche Bundeſsverſamm— 
lung, letzte Thätigkeit und Auf⸗ 
löſung I. 3 fg. 

Deutſcher und Auflöfung des 
felben I. 3 ff. Rechtliche — des⸗ 
ſelben J. 4, 8, 9. Aner⸗ 
kennung der Auflöfung L. 5. Aner⸗ 
kennung der Auflöſung von Seiten 
der Europäiſchen Großmächte L 7. 
Geſetzgebung des D. B. IL 5 fg., 13 fe. 

Dienitbefhädigung bei Ausüh- 
ung des Militär: und Marinedienftes 
IIL a. 278, 279 fg. 

Dienft- -Eib, der Reichäbeamten L 
408 7 der mittelbaren Reichsbe⸗ 

409, der Beamten des Reichs⸗ 
Invalidenfonds I. 351, der Reichs⸗ 
konſuln 1. 409. 

Dienfteintommen ber Reichsbe— 
amten I. 465 fg.: Beginn des An: 
ſpruchs I. 2% 467 fg., —— 
des D. 468 Ermaͤßigung des D. 
bei Riſccißer Verſetzung in den 
Ruheſtand 470 fg., tbeilweife Inne 
baltung des D. bei vorläufiger Dienft- 
entbebung 485 fg., Abzüge vom D. 
ber Neich&beamten bei Beurlaubungen 
zc. derſelben I. 421, 466, Beichlag- 
nahme, Ceifion, Berpfändung L 46, 
128 ‚ gerichtliche Geltendmachung 1. 

Dienlenthebumg, vorläufige, ber 
Reichsbeamten I. 483 ff., der Wit 
glieder des Rechnungshofes I. 357, 
der Mitglieder des Bundesamts fur 
Heimathweſen 377, der Mitglieder bed 
Heich8:Ober-Hanbelögerichts I. 359, 
365, des Reichsgerichts IIL. b. 150, 
vr richterlichen Zandesbeamten IIL b. 


Dienftgebäude fibe Gebäude. 

Dienftpfliht der Reichsbe— 
beamten I. 418 ff., Rechtöfolgen 
der Dienftpflichtverlegung I. 433 ff. 
ftrafrechtlihe 433 ff., Privatrecht: 
NH 439 N mtarnpeung AO Ben ff. 

icht zur gführun 

legung derſelben 451, 952. Pflicht 
zur Treue und Gehorſam 422 fi. 
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zur Verſchwiegenheit 422. Verlegung 
derjelben 452. Geſetzmäßiger Ges 
borfam 424 fi. Pflicht eined ad} 
tungöwürbigen Verhaltens 429, 480. 
Berlegung berfelben 452, Berlegung 
der den Reichsbeamten auferlegten 
Beichräntungen 452. Dienftpflicht 
ber dbiplomatifchen Agenten, der bei 
auswärtigen Miffionen beichäftigten 
Beamten I. 246, 247. Siebe auch 
Gerichtsdienſt. 

Dienſtpflicht, militäriſche. 
Auswanderungs⸗Hinderniß III. a. 140. 
Entſcheidung über die Dienftpflicht 
154 fg. Zurüdftelungen 158 fg., wegen 
zeitlicher Untauglichleit 159, wegen 
zeitiger Unwürdigkeit 159, wegen Bes 
rüdfichtigung bürgerlicher Verhältniffe 
160, 161, Ueberzaͤhlige 161, befinitive 
Entfcheidungen 161, Ausfchliegung 
161, Ausmufterung 162, Ueberweiſung 
zur Erſatzreſerve 162 ff., Aushebung 
für da8 ftehende Heer ober bie Flotte 
164, 165, zum Dienft mit der Waffe 
164, zum Dienft ohne Waffe 164, als 
Arbeitsſoldaten 165, zu verſuchsweiſer 
Einftelung 165. Aktive Dienft 
pflicht. Die militärifche Gehorſams⸗ 
pflicht III. a. 165 ff., Sicherung ber- 
jelben durch den Fahneneid 167, Be 
ftrafung der Verlegung 167 ff., Dis⸗ 
eiplinar:Strafordnung 167, 168, die 
Borichriften über Behandlung der Be- 
ſchwerden 168,169, ©. durch Erzwing⸗ 
ung des Gehorſams 169, Militäriſche 
Treuverpflichtung 169 ff., Beſtrafung 
der Feigheit 171. Gegenleiſtung des 
Staats 171 ff., Dauer der altiven 
Dienftpflicht 173, Beurlaubung zur 
Dispofition des Truppentheils 175, 
zur Dispofition der Erfagbebörben 176, 
Entlaffung zur Referve 176. Die 
Dienftpfliht in der Rejerve 
und in ber Land- oder Ge 
webr IIL a. 177 ff. Begriff 177, 
173, die ordentlichen Dienftpflichten 
178 ff., Theilnabme an Uebungen 
178 ff., Geftellung zu Kontrolver: 
fammlungen 180, 181, Meldepflicht 
behufs der Kontrolen 181, 182, Dis⸗ 
penjation von den gewöhnlichen Dienft: 
pflichten 182, 183, außerordentliche 
Dienftpflichten 183 ff., Einberufung 
erfolgt auf Befehl des Kaiſers 183, 
nah Maßgabe ded Bedarfs 184, Claf: 
fifitationg-Berfahren 184, 185, Un⸗ 
abkoömmlichkeits⸗Verfahren 185, Strafe 


Dienft-Saden (Reid2-). 
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wegen Nichtbefolgung ber Einberuf- 
ungsordre 188, bejondere Beſtimmun⸗ 
gen in Betreff der Geiftliden 188, 
Unterftügung der Familien einberufe« 
ner Reſerve- und Landwehr⸗Mann⸗ 
fchaften 188, Dauer ber Reſerve⸗ und 
Landwehrpflichten 188 fa. Siehe E r- 
fagrefervepflidt. Seewehr, 
Landfturmpfliht, Einjährig: 
greiwillige, Reiernenffiniere, 
anbmwehroffiziere — Frei— 
willig übernommene Dienſt—⸗ 
pflicht, Begriff und Natur III a. 
209 ff. Siehe Dffiziere, Rapitus 

lanten, Militärbeamte. 
Befrei- 


ung bon Porto II. 542, Mißbrauch 
ber Bezeichnung II. 343 fg. 


Dienft-Bergehen fie Amts 


delicte. Didciplinarvers 


geben. 
Doblomatiige Agenten L.246, 
Diplomatifces Perſonal fiehe 


Geſandtſchaften. 


diplinarhof I. 262, 375, 
Disciplinarfammern I. 262, 


870 ff., Errihtung 370, Jurisdik⸗ 
tions⸗Bezirke 371, Zuftänbigkeit 371, 
457; III. a. 247, Drganifation 1. 
871, 872. 


Dißciplinar:- Kommifjionen 


(Militär) I. 372 fg.; II. a. 247. 


Disciplinarredt J. 448 ff. 
Disciplinarftrafen I 452 ff. 


Entfernung aus dem Amte 453, 454. 
Verfahren 457 fg. Verhältniß ber 
Disciplinar» VBeitrafung zu der pri- 
vatrechtlichen Erfatpflicht 456, 457. 
Kompetenz zur VBerhängung von D.S. 
457. Begnabi ungsrecht des Kaiſers 
458, 459. isciplinarſtrafen für 
das Heer III. a. 167 fg. Beſondere 
Sorjöriften f. richtert. Beamte III. b. 


Disciplinar- Straforbnung 


für daß Heer v. 81, Ott. 1872 III. a. 
167 


Disciplifarverfahren gegen 


Reichdbeamte 1.455 ff. Bol. J. 370 ff. 
Zeugenpflicht im D. III. b. 162 ff. 


Disciplinarvergeben I. 451 ff.; 


D. 222; militärifche III. a. 167. 


Diskontinuität gilt ald Prinzip 


bezüglich der Gejchäfte bes Reichstags 
L 557. Ausnahmen 558, 
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GentralsBehörde für Poft- und 
Telegrapbenverwaltung 1.615, II. 352. 

Gentral:Blatt de Deutfchen Reiche 
L 410); 5. 

Gentral: ZurnanftaltIl. a. 126. 

Chauffeegelder. Befreiung der 
Boften II. 328. 

Chef, der Admiralität I. 337; des Feld⸗ 
Eiſenbahn⸗Weſens III. a. 360. 

Cirlulationdfteuer von Ge 
tränten II. b. 264 fg. 

Civil-Anſtellungsſchein II. a. 


295, 299 

Civilbeamte der Militär⸗ und 
Marine⸗Verwaltung II. 243 ff. Siehe 
Militärbeamte. 


Civilkammern ber Landgeridte. 
Buftänbigfeit IH. b. 78. Drganifation 
UI. b. 87 fi. 

Civilprozeß-Ordnung III. b. 7. 

Civilverſorgungsſchein W. a. 
294 fg., 299. 

Civilverforgungsßmejen, ber 
Offiziere IIL. a. 293 fg.; der Militärs 

erjonen der Unterklaffen 294 ff. Vor⸗ 
ie tiften in Preußen 295, 2 6, im 
Gebiet des ehemal. Rordd. Bundes, 
Süphefien, Baden und Elſaß⸗ Loth: 
ringen 296, Bayern 297, Württem- 
berg 297, bei Stabtgemeinben, Privat- 
Eifenbabnen, ſtändiſchen Snftituten in 
Preußen 298, Berfahren bet Bejegung 
von Stellen 299, Beförderung ber 
Nilttäranmärter in höhere Stellen ıc. 
800, Belaffung balbinvalider Unter- 
offiziere im aktiven Militärdienft an 
Stelle der Eivilverjorgung 300. 

Commungale Gerihtäöbarteit 
aufgehoben III. b. 44. 

Controle fiebe Kontrole, 

Cura absentis burd die Reichs⸗ 
tonjuln II. 263 ff. 

Damptkeite l. 
trieb II. 46 

—8B ehe Entlaftung. 

Defekte, der Reichsbeamten I. 443 ff., 
Begriff 443 f ARE 444, 
Defekten⸗ Beſchlu un fg., deſſen Volle 
ftredtbarfeit 445, 446, Yuräffigteit bes 
Rechtswegs Dagegen 446, 447, vor⸗- 
läufige Beichlagnahme 447, Defekten: 
Verfahren 447, Defekte der Berjonen 
bes Soldatenftandes 447. h. 

Defraudation de peefonengelbs 
ii Toten IH. 300, des Porto D 
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Dentichrift des preußiſchen Staat? 
minifterium3 vom 15. Sept. 1868 1. 9. 
Depsfitengeigäfte der Reichs⸗ 


— Beſtrafung derſelben IIL a. 

7 

Deutiche Bundesakte ſiehe Bun 
des akte. 

Deutſche Bundeſsverſamm—⸗ 
lung, letzte Thätigkeit und Auf⸗ 
löſung J. 3 fg. 

Deutſcher Bund. Auflöſung bei 
felben I. 3 ff. Rechtliche Natur des⸗ 
jelben I. 4,8, 9. Defierreich® Aner⸗ 
kennung det Auflöfung I. 5. Aner⸗ 
fennung der Auflöfung von Seiten 
der Europäiſchen Großmächte L 7. 
Geſetzgebung des D. B. IL 5 fg., 13 fo. 

Dienftbefhädigung bei Ausüb- 
ung des Militär: und Marinedienfted 
III. a. 278, 279 fe. 

Dienft-Eid, der Reichsbeamten 1. 
408 7 der mittelbaren Reichsbe⸗ 
amten I. 409, der Beamten des Reichs⸗ 
Invalidenfonde I. 351, der Reichs⸗ 
konſuln I. 409. 

Dienfteintommen ber Reichsbe⸗ 
amten I. 465 fg.: Beginn des Un: 
ſpruchs I. 303 467 fg., Beftandtfeile 
bed D. 468 Ermäßigung des 2. 
bei einfiteiliger Verſetzung in den 
Ruheſtand 470 fg., theilmeije Inne: 
haltung bed D. bei vorläufiger Dienft- 
entbebung 485 fg., Abzlige vom 2. 
der Reichsbeamten bei Beurlaubungen 
2c. berfelben I. 421, 466, Beſchlag- 
nahme, Ceifion, Berpfänbung L 467, 
498, gerichtliche Geltendmachung . 
475 ff., III. b. 147 

Dien Tnthebung, vorläufige, der 
Reichsbeamten I. 483 ff., ber Mit 
glieder des Rechnungshofeß I. 37, 
ber Mitglieder des Bundesamts für 
Heimathweſen 377, der riiglieber bed 
Reichs⸗ Ober-Handelögerichtd I . 859, 
365, des Neichögericht3 III. b. 150, 
ber richterlichen Zandesbeamten IIL b. 

7. 

Dienftgebäude fiehbe Gebäude. 

Dienftpfliht der Reichsbe— 
beamten I 418 ff., Rechtsfolgen 
der Dienftpflichtverlegung I. 483 ff. 
ftrafrechtliche 433 ff., privatrecht⸗ 
liche 439 ff., bisciplinariihe 447 fi. 
Pflicht zur Amtsführung 419 ff. Ber 
letzung —*2* 451, —8 Pflicht 
zur Treue und Gehorſam 422 ff. 
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zur Verſchwiegenheit 422. Berleung 
berjelben 452. Geſetzmäßiger Ge: 
borfam 424 fi. Pflicht eines ach 
tungömürbigen Verhaltens 429, 480. 
Berlegung derjelben 452, Berlegung 
der den Meichdbeamten auferlegten 
Beichräntungen 452. Dienftpflicht 
ber diplomatiſchen Agenten, der bei 
auswärtigen Miſſionen befchäftigten 
Beamten I. 246, 247. Siehe aud 
Gerichtsdienſt. 

Dienſtpflicht, militäriſche. 
Auswanderungs⸗Hinderniß III. a. 140. 
Entſcheidung über die Dienjtpflicht 
154 fg. Zurüdftelungen 158 fg., wegen 
zeitlicher Untauglichleit 159, wegen 
zeitiger Unwürdigkeit 159, wegen Bes 
rüdfichtigung bürgerlicher Verhältniſſe 
160, 161, Ueberzäblige 161, definitive 
Entſcheidungen 161, Ausſchließung 
161, Ausmuſterung 162, Ueberweiſung 
zur Erſatzreſerve 162 ff., Aushebung 
für das ftehende Heer oder die Flotte 
164, 165, zum Dienft mit der Waffe 
164, zum Dienft ohne Waffe 164, als 
Arbeitsſoldaten 165, zu verſuchsweiſer 
Einftelung 165. Aktive Dienft- 
pflicht. Die militärifche Gehorſams⸗ 
pflicht III. a. 165 ff., Sicherung der⸗ 
felben durch den Fahneneid 167, Be 
ftrafung der Berlegung 167 ff., Dis⸗ 
eiplinar-Streaforbnung 167, 168, bie 
Vorſchriften über Behandlung der Be- 
ſchwerden 168, 169, ©. durch Erzwing⸗ 
ung be? Gehorſams 169, Militärifche 
Treuverpflichtung 169 ff., Beitrafung 
der Feigheit 171. Gegenleiftung bes 
Staat? 171 ff., Dauer der aktiven 
Ft 173, Beurlaubung zur 
Diepojition des Truppentheils 175, 
zur Dispofition der Erjagbepörben 176, 
Entlaffung zur Referve 176. Die 
Dienitprtiht in der Rejerve 
und in ber Land- oder Gee 
wehr IIL a. 177 ff. Begriff 177, 
178, die ordentlichen Dienitpflichten 
178 F, Theilnahme an Uebungen 
178 ff., Geſtellung zu Kontrolver⸗ 
ſammlungen 180, 181, Meldepflicht 
behufs der Kontrolen 181, 182, Dis⸗ 
penſation von den gewöhnlichen Dienſt⸗ 
pflichten 182, 183, außerordentliche 
Dienſtpflichten 183 ff., Einberufung 
erfolgt auf Befehl des Kaiſers 188, 
nach Maßgabe des Bedarfs 184, Claſ⸗ 
ſifikations⸗Verfahren 184, 185, Uns» 
abtömmlichleitö:Berfahren 185, Strafe 


Dienft:Saden (Reich-). 
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wegen Nichtbefolgung der Einberuf- 
ungsorbre 188, befondere Beſtimmun⸗ 
gen in Betreff der Geiftlichen 188, 
Unterftütung der Familien einberufe« 
ner Rejerve: und Landwehr⸗Mann⸗ 
fchaften 188, Dauer der Reſerve⸗ und 
Zandwehrpflichten 188 fg. Siehe Er- 
jagrefervepflidt. Seewehr, 
Landſturmpflicht, Einjährig: 
greiwillige, Rejerbeoffigiere, 
andwehroffiziere. — Frei— 
willig übernommene Dienft 
pflicht, Begriff und Natur III. a. 
209 ff. Siehe Offiziere, Kapitus 

lanten, Militärbeamte. 
Befrei- 


ung von Porto II. 542, Mißbrauch 
der Bezeichnung II. 848 fg. 


g 
Dieni- Bergehen ſiehe Amts⸗ 


delicte. ißciplinarvers 


geben. 
Diptomatiige AgentenlI.246, 
47. 
Diplomatifches Berjonal fiehe 


Gefandtichaften 


Disciplinachof I. 262, 375, 
457. 


Dieciplinartammern I 262, 


870 ff., Errichtung 370, Jurisdik⸗ 
tions⸗Bezirke 371, Zuftändigteit 371, 
457, II. a. 247, Drganijation 1. 
971, 372. 


Disciplinar:- Rommiffionen 


(Militär) I. 372 fg.; II. a. 247. 


Disciplinarredht I. 448 ff. 
Disciplinarftrafen I. 452 ff. 


Entfernung aus dem Amte 453, 454. 
Berfabren 457 fg. Verhältniß ber 
Disciplinar » Beftrafung zu der pri« 
batrechtlichen Erſatzpflicht 456, 457. 
Kompetenz zur Berhängung von D.S. 
457. Begnabi ungsrecht des Kaiſers 
458, 459. isciplinarſtrafen für 
das Heer III. a. 167 fg. Beſondere 
Toriöriften f. richterl. Beamte III. b. 


Disdciplinar- Straforbmung 


ſur das Heer v. 31. DE. 1872 III. a. 
7 


Disciplifarverfahren gegen 


Reichsbeamte 1.455 ff. Vgl. I. 370 ff. 
Zeugenpflicht im D. III. b. 162 ff. 


Disciplinarvergeben I 451 ff.; 


II. 222; militätifhe III. a. 167. 


Diskontinuität gilt als Prinzip 


bezüglich der Gefchäfte bed Reichstags 
I. 557, Ausnahmen 558. 
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Dielotationdregt des Kaiſers Einöiung von Münzen IL 421. 


III g 

Diſpache. Aufmachung derſelben 
bus bie Reichskonſuln II. 270. 

Dispojition. Stellung zur d. ber 
Reichdbeamten I. 483 ff., der Reichs⸗ 
anwälte ILL. b. 100, der Offiziere 
IT. a. 231 fg. 

Diepofitionsfenba IL db. 381. 

Diviftion III. a. 81 fe. 

Div iensfäufen für die Kriegs⸗ 
marine Ill. a. 135. 

Drud fe a er 7 n. Beförderung durch die 


Poſt IL 
TUCH iften Erlaubniß zum 
Bteaßenvertauf von D., Anſchlagen 


Fheſchließung duch Reichskon⸗ 
ſuln 6 254 fg. Siebe Verehe⸗ 
B Verheira— 
thung 
Ehrengerichte der Offiziere III. a. 
— 18: „erfahren 224, Wahrſpruch 
Gfrengerigte ber Recht3anmwälte 
II. b. 123 Enrenge richtshof in Leip⸗ 
zig ebendaſ. 124. Befugniß zur Ver⸗ 
nehmung von Zeugen III. b. 160. 
Ehrenzeisen L 431. Militär-E, 


Ehrenzulage an die Inhaber bed 
erlernen Kreuzes von 1870/71 III. a. 


— II. 446 ff. Eichungsſtellen 
447 ff. Eichordnung 448. Normal- 
Eihungstommiffion 448, 449. Bejon- 
dere Beitimmungen f. Bapern 449. 

Eidesabnahme durd bie Reichs⸗ 
tonfuln II. 270; III. b. 167. Eides⸗- 
pflicht der Zeugen il. b. 177. Bel. 
auh Dienfteid, Fahneneid. 

Ginfubrberbote 1. 195; III. b. 


Sinfährig: Freiwillige An 
rechnung derfelben auf den Erfaß III. 
a. öl, 52, 87. Geftellungspflicht 152, 
Dienftpflicht 198 ff. Nachweis wiſſen⸗ 
ihaftlicher Bildung 200, 201. Selbft: 
tragung der Koften 201, Ausnahme 
Davon 201; bei ber Marine 201. 
Verechtigungsſchein 201. Dt 
201, 202. Aktive Dienftpflicht 202 
Reſerve⸗ und „anbiepepflicht 2 
E.⸗F. Uerzte 220, 221 

Sinfommenfteuet. Befreiung 
des Reichsfiskus III. b. 201. 


Einnahme⸗Etat fiehe Hauds 
halt s⸗Etats⸗Geſetz. 
Einnahmen des Reichs. Allen 
Staaten gemeinſame €. III. b. 322, 
323. Allen Staaten gemeinfam mit 
Ausnahme Bayern? 324, mit Aus⸗ 
nahme Bayern? und Mürttembergs 
924, mit Ausnahme Bayerns, Würt: 
temberg3 und Baden? 324, mit Aus 
nahme Bayerns, Mürttembergs, Ba: 
dens und iſaß Lothringens 324, Se 
meinfchaft zmwifchen dem Rorbd. Bund 
und Sübheflen 324, 325. Einnahme 
Meberjchüffe 325. Neue Einnahme⸗ 
quellen Finnen nur unter Zuftimmung 
des Reichstags eingeführt werben 350. 
Einnahmen aus der Beräußerung von 
Reichs⸗Vermögen 351 fg. 
Sinnabmequellen des Reichs lll 
b. 240 
Einpfennigtarif 11. 375 fg. Son- 
Bereit MWürttembergg L 115; IL. 
Einftellungstermin ber einzu 
ftelenden Wannfchaften IIL a. 174. 
Einzelftaaten Ihr Berbält- 
niß zum Neid I. 85 fg., fie find 
in ihrer Gefammtbeit die Träger ber 
Souveränetät des Reichs 88, Gonje 
quenzen bavon 90 fg., ihre Unterorb- 
nung unter das Reich L 94 fe.; 
231, ihre Geſetzgebungs⸗ und — * 
waltungsbefugniſſe I. 105 fg.; M. 
11 fg., 281, Mitgliebfaftsrechte I. 
109 fg., Begriff und Natur 110, Ber- 
änderlichkeit berjelben Ill, Brincip 
ber Gleichheit 112, Regelung des Ber: 
hältnifjed der €. zum Reich gehört 
zur ausſchließlichen Geſetzgebungs⸗ 
comptenz des Reichs II. 116. Som 
derrechte einzelner Staaten: Bes 
griff, Entftehfung 113 fg., Aufhebung 
117 fü. Rechte ber Bundes— 
ftaaten als Einzelner (jura 
singulorum): I. 121 fg., Begriff 122, 
Arten 122, 123, bie Eriftenz der Ein- 
gelftanten 124 fg. ., Zereinigung meb: 
rerer zu Einem 126 fg. — Ausweiſung 
eine? Neichdangehörigen aus einem 
Einzelftaat 158, Pflicht bes Einzel: 
ftaat3 einen Staatdangehörigen einem 
anderen Einzelſtaat auszuliefern 160, 
Ausübung der politiihen Rechte um 
‚| girelfinat 16, Gebietshoheit der 
Einzelitaaten I. 202 fg., die Rechte 
der E. im Bundesrath L 234 fg., Exe⸗ 
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eution gegen einen Einzelftant 267, 
263, Streitigfeiten zwiſchen verjchie- 
denen Einzelitaaten 268 fg., Berfa]- 
fungßftreitigfeiten in den E. 270 fg. 
Gejeggebung, Landesge— 
jege II. 11, 12, Beftätigung ber 
Fortdauer ber Autonomie der ©. II. 
99, Beſchränkung der Autonomie der 
€. II. 112, 118, Fakultative Geſetz⸗ 
gebungd-Competenz des Reichs und 
der Einzelftaaten 117, ausfchließliche 
Geſetzgebungs⸗Competenz der E. 117, 
118, Rechtsverordnungen ber 
Einzelitaaten II. 83 fg., Ausfertigung 
berjelben 85 fg., Verkündigung II. 
92, 98. Staatdpverträge. Nit- 
wirkung der ©. bei Leitung der Ver- 
handlungen über den Abichluß von 
Staatsverträgen II. 180, Staatäöver- 
träge der ©. II. 194 fg., Zuftändig- 
teit 195, Wirkung 195 fg., Geltend⸗ 
machung 18. Bermaltung. 
Staatöverwaltung und Reichsverwal⸗ 
tung DO. 229 fg., Verwaltung ber 
Einzelftaaten: freie 231 fg., vom 
Reich beauffichtigte 232 17 Verant⸗ 
wortlichkeit hierfür 237. Geſandt⸗ 
ſchaftsrecht ver E. II. 239 fg., 
2andestonfulatell.250, 251, 
Bantmwefen II. 409,410, Recht 
der Münzprägung II. 415, 427 fg., 
Maaßund Gewichtsweſen II. 
443 fg., Militärweſen III a. 
Militärhoheitsreht der E. 59 fg., 
vergl. 7, Bayern 60, Militär-Konven- 
tionen 26 ff. insbeſondere 34, 35, 
Kontingente ber E. 6,7, Kontingents⸗ 
Verwaltungen werben von ben Ein: 
zelftaaten geführt 104 fg., und unter: 
liegen ber Rechnungs-Controle ſeitens 
des Rechnungshofes d. d. R. 106. 
Siehe Kontingentsherrn. Ab: 
rechnung unter den Einzelftaaten Hin» 
fichtlich der Refrutengeftellung 62 fg., 
Beiträge der E. für das ſtehende 
Heer an die Reichskaſſe 92 fg. (vergl. 
auch III. b. 375 fg.), Civilverſor⸗ 
gungsweſen in den Einzelftaaten 
295 fg., Entihädigungspflicht für die 
Erfülung der Militärlaften trifft nicht 
die Einzelftanten 316. Gericht 8: 
weſen III a. Die Gerichtöbarkeit 
der ©. 46 fg., 85, die ordentliche 
ftreitige Gerichtsbarkeit derjelben er- 
ftredt ſich “ das ganze Bunbesge- 
biet 47 fg., fie wird nur nah Maß⸗ 
gabe der reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 2. 
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über die Zuftändigfeit der Gerichte 
audgeübt ebendafelbft und 85, die 
Gerichtsbarkeit letter Inſtanz den 
Einzeljtaaten entzogen 48 fg., Bayern 
50, 51, das Gebiet der reichögejeglich 
nit normirten Gerichtäbarfeit Fällt 
der Autonomie ber €, zu 52 fg., ben 
Einzeljtaaten verboten, andere Ge- 
ihäfte der Verwaltung als biejeni- 
gen ber Juſtizverwaltung den orbent- 
lichen Gerichten zu übertragen 53, 
Berpflichtung der Gerichte zur Rechts⸗ 
bülfe 66 fg., Verpflichtung ber Einzel- 
ftaaten zur Einrichtung der Staats⸗ 
anwaltfchaft 97 fg., ber Juſtizver⸗ 
twaltung der E. fteht die Zulaflung 
der Rechtsanwälte zu 114 fg., Autos 
nomie der ©. bei Normirung der 
Dienftverhältniffe ihrer Zuftigbeamten 
142 fg., Ausführungsgeſetze der ©. 
über Ernennung der Handelsrichter, 
151, Zeugenpflicht tbeilmeife durch bie 
Einzelitaaten normirt 157. Finanz: 
wefen: Berbältniß ber Fisci ber 
E. und des Reichsfiskus III. b. 193 fo. 
Bermwaltungtvermögen des Neich3 und 
der E. 217 fg., Kompetenz des Reichs 
und der E. hinfichtlich des Zollweſens 
248 fg., bie Ar: und Verwal⸗ 
tung der Hölle ſteht den ©. zu 251, 
283 fg., befchräntte Befugniß der €. 
Abgaben von Se branchägegenttänden 
zu erheben 264 fg., die Einzelitanten 
nicht berechtigt Einfuhr oder Aus. 
fuhrverbote zu erlaffen 267 fg., vergl. 
I. 195, das Rechtsverhältniß zwifchen 
dem Reih und den E. in Hinficht 
auf Zölle u. Verbrauchzfteuern III. b. 
292 fg., Gefellichaftöverhältniß ver 
E. binfichtlid der Finanzwirtbichaft 
des Reich? 318 fg., Einnahmen 322 fg., 
aaagaben 325 fg., Matritularbeiträge 
18- 


Gifenbabn:-Betrieb2d-Negle: 


ment Il. 372 ff. Juriſtiſche Be⸗ 
deutung 373. 


Eifenbabnen. Abſchluß von Ber- 


trägen mit auswärtigen Staaten Über 
die Herftelung von Eifenbahn-Ber: 
bindungen I. 195, Recht des Reiches 
Eijenbahnen anzulegen 196, 197, 
Bundesrathausſchuß für Eifenbahnen, 
Poſt und Xelegrapben I. 289, K. 
General⸗Direktion der Eifenbahnen in 
Eifaß:Zothringen 1. 328, Betrich®- 
Telegraphen der Eifenbahnen II. 
313 ff., Rechte der Boftverwaltung 


26 
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an bie Eifenbahnen II. 315 fg., Rechte 
ber Telegraphenverwaltung an bie 
Eifenbahnen II. 322 fg., Trandport- 
leiftungen der Eifenbabnen als Frie⸗ 
bensleiftung III. &. 338 fg., vergl. II. 
379. Kriegdleiftungen der Eifen- 
bahnen III, a. 360 fg., Vergl. IL 
379, Kriegsrayon, Tsriedendrapon, 
militärifche Zeitung III. a. 360, 361, 
Trandportleiftungen 361 fg., Liefe⸗ 
rung von Eifenbahn- Material 363 fg., 
Geftellung von Berfonal 365, beſon⸗ 
dere Sorieeiften für bie Eifenbahnen 
im Rayon bed Kriegsſchauplatzes 
366 fg. Siebe Eifenbahbnmejen, 
Reichs⸗Eiſenbahnamt, Reichs— 
Eiſenbahnen. 
Eiſenbahntarif-Weſen ſiehe 
Eiſenbahnweſen. 
Eiſenbahntelegraphenll. 348. 
Eiſenbahntruppen III. a. 81. 
Eiſenbahn-Verwaltungen ſiehe 
Eiſenbahnen, Eiſenbahnweſen. 
Eiſenbahnwagen. Hergabe der- 
ſelben zur Beförderung von oft: 
Sendungen 1I. 320. Augrüftung der: 
felben zur Krelk vberung mobiler Trup⸗ 
pen und Pferde III. a. 362. 
Cifenbahn- Beten. Sonderrecht 
Bayerns I. 116, Württembergs 115, 
Verwaltung des Eiſenbahnweſens II. 
358 fg., Literatur 358, Gefehgebung 
und Beauflichtigung bed Reich 359, 
Recht zur Anlage von Eijenbahnen 
360 fg., jede Eiſenbahn-Verwaltung 
ift verpflichtet, fich den Anfchluß neu 
angelegter Eijenbahnen gefallen zu 
laſſen 362, Erlaß übereinjtimmenber 
Betriebseinrichtungen und gleichmäſ⸗ 
figer Bahnpolizei-Reglements 364 fg., 
Bahnpolizei-Reglement 366, Kontrole 
des Reichs über die Betriebsaus— 
rüſtung der E. 367 fg., Kompetenz 
des Reichs zur Normirung der Kon: 
ftruftion und Ausrüftung 369, Eifen- 
bahnbetrieb 369, Reichskontrole des 
Tarifweſens 370 fg., Rotbitandstarife 
378, militärische Verfügungen über 
die Eifenbahnen 378 fg. Vgl. Reich 3: 
eijenbahnamt, Reichseiſen— 
bahnen, Eiſenbahnen 
Sib@ifffagrts-Ntten von 1821 


Elbsoltgerigt 1Il. b. 32. 

Elſaß-Lothringen. Literatur I. 
578, Erwerbung I. 52 fg., Vereini⸗ 
gung mit dem deutſchen Reiche I. 53; 


II. 125 , Einführung der Reichsver⸗ 
faffung und einpel Reichsgeſetze L 53, 
54, 163, 177; IL 100. Kaijer Rebt 
Ausübung ker Stantögewalt zu L 
53, 220, 582 fg.; IL 127; ID. a. 
8 fg-, 25. Bundesrath, feine 
Stimme im Bundesrath I. 234, 591, 
Bundesrathsausſchuß für EL. I. 291. 
Reichstag. Abgränzung der Wahl: 
reife für den Reichätag I. 265, 534, 
Vertretung im Reichstag I. 501, 
Berg. I. 55. Reich skanzler pe 
verantwortlide Miniiter für ER. 1. 
311, 585, frühere Abtheilung für EL, 
im Reihstanzleramt I. 327 fe., 
der frühere Oberpräfident IL 377, 
328. Sonderftellung EL im 
Reich I. 578 fg., Sei. vom 30 De; 
1871 über bie Einrichtung ber Ber- 
waltung von E.L. L 328, E.2. Lan⸗ 
beöbeamte I. 401, 402, 608, Reichs⸗ 
beamte in E&2. 608, Bundesglied 
und Reichsland I. 578 fg., Reichsver⸗ 
waltung und 2anbeöverwaltung in 
E.L. 1.587, 588, ——— für ER. 
589, Ganbes Ausjuß, für er. L 
590, E.L. bat Fein Ritgliesigans- 
recht am Reich I. 591, 592, Hat feine 
Sonderrechte nur befonbere Nechts⸗ 
ſätze L 592, 593, keine &.2.gifche 
Staatdangehörigkeit I. 595 fg., Lan⸗ 
besangehörigfeit I. 598 fg., Reichaland 
u. Einzelftaat bezügl. der Gebietöhoheit 
I. 604, Landesverwaltung I. 607 fg. 
Internationale — 
E.L. in internationaler Beziehung J. 
585, 586, Staatsverträge des Reichs 
in Kůckficht auf ER. geichlofien J. 
606, 607. Gothaer Vertrag I. 598 fg, 
610, 611. 
nelsggebung für ik I. 588 fg.; 
120 fg. in der Zeit ber kriegeri⸗ 
—* Occupation II. 121 fg. in der 
Beit vom 28. Juni 1871 bis zum 
31. Dezember 1873 II. 126 fg., Ge⸗ 
jete 126 fg., Verordnungen 130 fg., 
Verhältniß der Landesgeſetze zu ben 
Reichsgeſetzen 135 fg. die Zeit feit 
infüprung der Reichsverfafſung LI. 
139 fg., Gefekgebungs » Kompetenz 
140 fg., der Weg der eljaß-Lothringi- 
ſchen Landesgeſetzgebung 141, das 
Verhältniß der Landesgeſetze zu den 
Reichsgeſetzen 146 fg., Prüfungs⸗ 
recht ber Behörden Über Rechtsgültig⸗ 
feit der Landesgefete Il. 147, Ber: 
bältniß der nach 8 1 des Gef. v. 25 
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1877 eriafienen Geſetze zu formellen 
Neichögejeken 146 fg. 
Berwaltungen Poſt- und 
Telegrapbenwefen vergl. I. 
325, 327, Einführung der Beſtim⸗ 
mungen der Reichöverfaffung über 
Poſt⸗ und Telegraphenweien II. 287, 
e = und Telegrapbenvermaltung in 
u. 289, Bertrieb ber poriiihen 
Beikungen durch die Poſt I 
Note 1, Telegrapbenzivang I 32 
Militärweien III. a. Fahnen⸗ 
eid der E2. 63, 64, die vor dem 
1. Januar 1851 geborenen Angehöri- 
gen von ER. von der Wehrpflicht 
befreit 140, Einführung ber preußt- 
jgen und der Bundesmilitärgeſetz⸗ 
gebung in E.2. 13, Kaifer übt Recht 
beB Kontingentöheren i in E.2. aus 8 fg., 
‚ Einführung der Militärftrafges 
—— für das pr. Heer v. 
3. April 1845 in E.2. 253, Steuer: 
off der Militärperfonen in E.L. 
264 Note 2, Kommunalfteuern 267, 
Civilverforgung 296. 
Gerihtswefen. Befugniffe des 
Reich3-Zuftiz- Amtes in E.L. I. 329, 
Appelationdgericht und Generalproku⸗ 
ratur zu Colmar I. 330, Kompetenz 
des ehemaligen Dberhanbelögerichte I. 
365, 366, Disciplinarfammer in 
Straßburg I. 370, 371, Aufbebung 
des Kriegsgerichts III. b. 34, Zu⸗ 
ftändigfeit des Reichsgerichts bei Bor: 
entſcheidung über die Zuläffigfeit des 
Rechtswegs bei Berfolgung öffent- 
licher Beamten III. b. 38, Ausdeb- 
nung des Rechtählilfegefehes auf ER. 


3 inanzwefen. Landeshaushalt⸗ 
Stat bon. E.L. 1. 590, Landesfiskus 
von EX. I. 604 fg., Zanbestaffe be: 
handelt wie Fiskus eines Einzelitaates 
1. 609, 610, 611, Matrifularbeiträge 
I. 610, Höhe des auf E.L. fallenden 
Betrages von Reichöfaffenicheinen 1. 
610, Feſtungsbaufonds für E.L. III. b. 
213, Beiteuerung des Bieres in ER. 
vorbehalten I. 610; III. b. 265, 277, 
Einführung des Bollgefeges v. 1. Juli 
1869 in E.L. III. b. 271, Erhöhung 
des Pauſchſummenetats für ER. 
III. b. 296, Einnahmen, an melden 
E2. nicht Theil nimmt III. b. 324, 
Ausgaben die ER. nicht treffen 326, 
Beiträge von E.L. an das Reich 327, 
Nechnungdrevifionen durch den Mech- 


nungshof I. 359. 
Entfernung au? dem Amt 
eined Reichsbeamten I. 458, 454, 458. 

Entlaffung aus ber Staatdange- 
hörigkeit L. 171. fg. ©. von Wehr: 
pflichtigen aus dem Staatöverbanbe 
III.a. 141, 142. 

Entlaftung ber rechnungsführenden 
Beamten durch den Nechnungdhof 
III. b. 387, €. binfichtlich der us. 
gaben des Rechnungehofes 387, Ent⸗ 
laſtung bei Meinungsverichievenheiten 
zwichen Rechnungshof und Reichs⸗ 
tanzler 388 fg., Pflicht des Reichs: 
kanzlers Über die Verwendung aller 
Einnahmen des Reichs dem Bunbes- 
rathe und dem Reichstage zur Ent: 
laftung jährlich Rechnung zu legen 390, 
Ertheilung der Entlaftung für den 
Reichskanzler durch den Bundesrath 
und den Reihdtag 390 fg., Rechts⸗ 
wirkungen ber dem Reichökanzler er: 
theilten Entlaftung 391. 

Entfhäpdigung fie Schadens: 
erſatzpflicht. Feſtungsrayon. 

Erfindungen. Schut neuer E. II. 


Sraffnung ve Rggetags 1.556, des 
Bundesraths I 

Erſatzbeh —28* "Enticjeiben allein 
über Dienftpflicht III. a. 154. Era 
fommiffton, erfter Inſtanz 155, 157 
Obererjagfommiffion zweiter Anftanz 
155 ff. Dritte Inſtanz für Armee: 
korps⸗Bezirk 155, 158, Mintiterial- 
Inſtanz 156. Berftürkte Erſatzkom⸗ 
miſſion 156 fg. Verſt. Obererſatz⸗ 
kommiſſion 156 fg. Beurlaubung von 
Militärperjfonen zur Dispofition ber 
Erſatzbehörden III. a. 176. 

m wifſion ſiehe Erſa tz⸗ 

ebörd 

Erſatzreſerve. MUeberweifung 3. 

ER. III. a. 162 ff. ; Erfagreferve: 
pflidt III. a. 190 ff. Begriff 160, 

191. Dienftpfliht in der Erfaßs 
referve I. Klaffe 191 ff. Dienjtpflicht 
in der Erjatreferve II. Klaſſe. Im 
Frieden 194, bei außbrechendem Kriege 
194, 195. CGntlaffung 195; Au 2: 
wanderung von Erfagreferviiten 
Iil. a. 141 fg., 193; Geſtellungs— 
pflicht 157, 191 fg. 

Erſatztruppen III. a. 97. 

Erſatzwahlen zum Reichstage I. 536. 

Erſatzweſen. Stellung des Erſatz⸗ 
bedarfs III. a. 50 ff. Beſtimmung 
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des Rekrutenbedarfs gefchiebt durch Feldrügeſachen II. b. 80. 


den Kaifer 50, 51. Ausnahme für 
Bayern 51. Bevölkerung, Maaßſtab 
für die Vertheilung des rſahbebarfs 
51. Deckung des Ausfalls 52. Nach: 
erſatz 53. Vertheilung auf die Staaten 
54 fo. Siebe Erſatzbehörden. 

Ctappentommando Ill a. 9. 

Etat fehe Reichshaushalts— 
Etatsgeſetz. 

Etats-Abweichungen. Ueber— 
ſchreitungen III. b. 355 ff., 365. 
Außeretatsmäßige Ausgaben und Ein: 
nahmen 358 ff. Genehmigung feiteng 
des Neichdtages 361. Reh: und Bor: 
Thußverwaltung 362 fi. Kontrofe 
durch den Rechnungshof 385 ff. 

Etats efene, greift Natur der: 
jelben III. b. 339 ff. 

Exekution Segen Einzelftanten I. 
263, 267. 

Erelution von Urtbeilen fiehe Boll: 
ftredung. 

Srequatur 11. 251 Note 1, 352 fg. 

Erpropriation. Recht des Reiches 
für Eifenbabnen I. 197; H. 360 ff., 
Dir Feſtungsanlagen I. 196; III. a. 


Gererritorialität der Bundes: 
rath8- Mitglieder in Preußen I. 240. 
Ausschluß der Gerichtöbarfeit wegen 
Exterritor. III. b. 39 fg. 

Extrapoſt N. 299. Gegenſatz zu 
ordentlichen Poſten II. 323. 


Fabrikarbeiter fiebe arbeiter. 

Fabrikationsſteuern III. b. 
264 Note 3. 

Fabrikſto A en 0 tube bon Fabrik⸗ 
ftoffen III. 

Fähren. — * der Inhaber 
öffentlicher Fähren bei Friedensleiſt⸗ 
ungen III. a. 336. 

Fahneneid en 8 36, 63, 167, 170. 

Fahrpoſt II. 

Fahrzeuge. Sriedensleiftungen III. a. 
333. Kriegsleiſtungen der Beſitzer 
von F. 367 ff. Hergabe der Schiffe 
zu Eigenthum 369. Befreiung der 
Einrichtungen der Fahrzeuge, welche 
nur vorübergehend in das "Inland 
gelangen, von den Wirkungen des 
Batentichubez II. 484. 

Feld eilgnbab n:Abtbeilungen 
u. a. 97, 

Se — III. a. 97. 

Beldpropiantämter II. a. 97. 


Feld-Telegraphen-Abthei— 
lungen III. a. 9. 

Feſtungen und Kriegsbäfen 
II. a. 72 ff. Rechte der Ginzel: 
ftaaten 72. Recht des Reich? inner- 
halb des Bundesgebietes Feſtungen 
anzulegen 73. Bayern, Württem: 
berg 73. Wilitärifche Verfügung über 
die F. und R. fteht dem Kaiſer zu 

Ausnahme für Württemberg 
und Bayern 75, 76. Eigenthunt bed 
Reichs 76. Ausnahme für Bayern 
76, 77. Feſtung Ulm IIL a. 67. 78. 
Kriegshbäfen insbeſondere 73. 
Beichränkungen des Grundeigenthums 
im Rayon ber Feſtungen III. a. 
372 fg. Siehe Feſtungsrayon. 
Se ubeng bon De asarund 
ftüden III 228, 351 f 

Se hungsbaufondsfigeNeigz 
feſtungsbaufonds. 

Feltungstommandanten IILa. 
36, 75 fg. 

Feftungsrayon II. a. 372 je., 
Begränzung und Eintbeilung 8373, 
Zwiſchenrayon 374. Eigenthbumö: 
beſchränkung en im dritten Rayon 
377 fg., im zweiten 379, im ein- 
fachen Zwiſchenrayon 379, im erften 
Rayon 380, im ftrengen Zwiſchen⸗ 
rayon und Eſplanaden 381, gemein: 
jame Unordnung für ben erften und 
zweiten Rayon 381, Modifikationen 
382, Geltendmachung des Unterja- 
gungsrechts 382 fg., Rayonkontra⸗ 
vention 385, Befeitigung widerrecht⸗ 
lich hergeftellter Bauten ıc. 385, 386, 
Kontrole 386, Entfhäbdbigung 
387 fg., Höhe der Entichäbigung 388, 
389, Verfahren behufs Feititellung 
der Entihädigung 389 fg., Zahlung 
ber Entichädigung 391 fg., bejondere 
Vorſchriften für den Fall einer Ar- 
mirung 393 fg. 

Finanzſchulden III b. 280 fi. 

Finanzvermögen bed Reichs IL. b. 
202 ff. Einnahmeu aus der Ber: 
äußerung von F. III. b. 350, DL 

Sinanzwefen des Reich I. b 

190 


Finan wirthſchaft des Reichs. 
Competenz des Reichs II. 116. Wit: 
wirkung des Reichstags bei Beſchluß 
faſſung über Geſetze für Elſaß-VLoth⸗ 
ringen, welche auf F. des R. ſich be 
ziehen II. 126. Allgemeine Charatte: 





Alphabetiſches Sachregifter. 


riftit der F. d. 9. III b. 318 ff. 

Fiskus fiehe Reichsfiskus. 

Flagge des Reichs. Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe, welche R.F. zu führen haben 
Il. 357. Ueberwadhung der Beitim: 
mung über die Führung berjelben 
fteht den Reichskonſuln zu II 262. 

Flaggen:Atteft. Ertbeilung der- 
jelben durch Reichskonſuln II. 270. 

Flößerei. Enticheibung über Ent- 
hädigung3-Aniprüche wegen Auf—⸗ 
pebung der Abgaben von der Flößerei 


Flotte ſiehe Kriegsflotte. 

Flurſchäden durch die Truppen 
II. a. 342. 

Forftrügefaden Ill. b. 80. 

Fourage:-Lieferung als Frie 
densleiftung III. a. 321 fg., als 
Kriegsleiftung 353. 

Frankfurt. Bereinigung mit Preußen 
I. 6. Frankfurter Yriedend-Bertrag 
fiebe Friedensvertrag. 

Frankirungszwang IL 343 ff, 
für ielegraphiiche aeihen 344. 

Freihäfen II. b. 254 

Sreimarten fiebe Bolwerth- 
Beihen, Telegrapbenfrei: 
marte 

Se eipäll je für zollpflichtige Waaren 


— ſiehe Einjährig— 
Freiwilli 

Sreigligigke, it Berträge über die 
militärische Freizügigkeit zwiſchen dem 
norbdeutfchen Bund und Baden 1. 36. 
Begriff der militäriichen F. I. 139. 
Politiſche FJ. I. 136. Geſetz über die 
5. ; I. 159, 160, 168. 

Frieden Net des SKaiferd im 
Namen des wei Frieden zu ſchließen 
1. 226; II 163 f. Wbtretung vom 
Bunbeögebiet durch Friedensſchlüſſe I. 


des 
der 


g. 
Friedensformation. 
ſtehenden Heeres III. a. 79 ff., 
Kriegsmarine 130 ff. 
Friedengleiftungen III. a. 318 fg. 
Geſetzgebung und Literatur 318, 319, 
die einzelnen Leiftungen 319 fg. Siehe 
Duartierleiftung, Natural 
leiftung, Fourage:2ieferung, 
Borfpannleiftung, Sahrzeuge, 
Shiffsfahrgeuge, Trans» 
portleiftungen, Grundſtücke. 
Friedenspräfenaftärke des Heeres 
IL a. 84 ff. Bayern 87. Sie wirb 
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dem Aufage des Militär-Etat3 zu 
Grunde gelegt 88. Feitftellung der 
F. durch Geſetz 89 Fi. Rechts⸗ 
folgen, wenn das Geſetz nicht zu 
Stande kommt 90 ff. Zahlungs⸗ 
pflicht der Einzelſtaaten von 225 Th. 
pro Kopf der Fr. ihrer Kontingente 
III. a. 94; III. b. 3 

Sriedend:» Beriran Frieden: 
Verträge v. 1866 I. 16, Präliminar- 
FriedensVertrag von Berfailles 26. 
Febr. 1871 I. 52, definitiver F. V. 
bon Frankfurt v. 10. Mai 1871 1. 
52; 178; 1I. b. 208, Zuſatz⸗ 
conbention vom Inn Des. 1871 1.596. 
597, 606 ; 

Suprtoften. ber Reichsbeamten J. 


F z rwerke. Verpflichtung berjelben 
den Poften auszuweichen II. 
Geftelung von Fuhrwerken er die 
bewaffnete Macht fiebe Fahrzeuge. 

Sunttiondyulagen der Reichs⸗ 
beamten I. 464. 


Garniſon. Recht des Kaiſers zur 
Beſtimmung derſelben III. a. 88 ff., 
38 Garniſonort als Wohnſitz III. a. 


Gaſteiner Convention von 
1865 IX. Art. IL. 5. 

datt fibe Schank⸗ 
wirthſchaf 

Gebäude. Duaztierfeiftung III. a. 
321 fg., 351. Ueberlaffung zu Kriegs⸗ 
zwecken 355 fg. Anlage von G. im 
Feſtungsrayon 378 ff. Rechtsverhält⸗ 
nifje der zum dienftliden Gebrauche 
einer Reichöverwaltung bejtunmten 
Gegenftände IH. b. 220 ff. Beſteue⸗ 
rung ber Gebäube des Reichsfiskus 
Ill. b. 200. Einnahmen aus ber 
Veräußerung bon Gebäuden de? 
Reichsfiskus III. b. 352, 376. 

Gebühren, ber Konfuln II. 281, der 
Poſt⸗ und Telegrapben-Anftalt II. 
340 ff., der Münzſtätten II. 431, ver 
Eichungaftelen II. 449, für die Schiffe: 
bermefjung II. 454, ded Patentamtes 
I. 475, der Rechtsanwälte III. b. 
124, der Zeugen II. b. 179, der 
Sadverftändigen HI. b. 183, ber 
Gerichte IEI. b. 183 des Reichs 
gerichts und der onfulargerichte 
Far 189. Statiftifche Gebühr III. b. 


Gebührenordnung für Beugen 
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und Sachverſtändige IH. b. 13, für] Seneral:-Berfügung II. 223, 224 
Gerichtävollzieber, für Rechtsanwälte | Gerichte, ordentliche &. III. b. 19, 


ebenbajelbit. ' 

Geburtshelfer, bedürfen einer 
Approbation II. 462. 

Gegenzeihnung de Reichskanz⸗ 
lers 1. 304, 311 a. E.; II. 52, 129, 
183, 193. 

Gehalt fiehe Dienfteintommen. 

Gehorſamspflicht, der Unter: 
tbanen I. 137 ff., der Beamten I. 
422 ff., insbeſondere der Beamten 
des auswärtigen Dienſtes HI. 246 ff, 
der Militärperfonen im activen Dienft 
II. a. 165 ff., 228. 

Geiſtliche. Aufenthaltsbeſchränkungen 
von reichsangehörigen renitenten Geiſt⸗ 
lichen J. 159, 199. Ausweiſung von 
r. ©. I. 158. 

Geld. Begriff II. 412 ff., 434, 435. 

Gemeindeabgaben des Keichs- 
fiskus III. b. 200. 

Gemeindegerichte III. b. 32 fg. 

Gemeinden. Die Gemeinden haben 
die Rekrutirungs-Stammrollen zu 

übren III. a. 149, Friedensleiftungen 
ür das Heer III. a. 323 ff. Kriegs: 
leiftungen 348 ff. 

General. Ernennung der Generale 
III. a. 86. 

Generalarzt der Marine III. a. 


General:Aubditoriat IL a 
120, der kaiſerl. Mariue I. 369; 
III. a. 134. Bgl. auch I. 494. 

General-Direftionder Tele 
arapben I. 326 fg., 615 fo. 

General-Snfpetteur der Ma: 
rine I. 337. 

General:Kommando. Thätig- 
feit, Organifation II. a. 110, 111. 

Generaltonfulate IL 33; 1. 
279 Note 2. 

General: PBoftamt I. 325, 326; 
Il. 352. 


General-Boftmeifter I. 615; 
on Berfligungen desſelben II. 


353. 
G eneratjiab der Armee III. a. 121, 
122. 


Generalftabsftiftung II. b. 
193 Rote 3. . 

Generalßftellen. Ernennung der 
Inhaber von Generalsſtellen III. a. 


General-Telegraphenamt I. 
616; II. 352. Verfügungen I. 358. 


20, befondere G. 32, 33, Ausſchluß 
der ordentlichen Gerichte 32 ff., Aus: 
nabmegerichte verboten 34 ff., Gerichte 
entjcheiden fiber die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges 34 ff., gemeinichaftliche 
Gerihte 46, andere Gefchäfte ber 
Verwaltung ald die der Juſtizver⸗ 
waltung dürfen den ordentlichen Ge 
richten von den Einzelftaaten nidt 
übertragen werben53. Siehe Nechts⸗ 
bülfe. Ordnung ber Gerichte in Bezug 
auf das Gtreitverfahren 76 ff., bei 
bürgerlichen Rechtsftreitigteiten 77 ff. 
in Strafſachen 79 fj., Organijation 
der Gerichte 83 ff., die Amtsgerichte 
85, Landgerichte 87 fg., Oberlanbes: 
gerichte 94, Reichsgericht 95, Befug- 
niß der ordentlichen Gerichte zum 
Gebot der Erfüllung der Zeugenpflicht 
158, 159. 

Gerichtsbarkeit. Begriff der ©. 
IL b. 18, 19, ordentliche ftreitige 
Gerichtäbarkeit 19 ff. Betbätigung 
der Stantögewalt in der ©. 21 ff., 
Strafgerichtsbarkeit 27, Umfang der 
ordentlichen ftreitigen Gerichtöbarteit 
28 ff., Eingriff indiefelbe verboten 34 ff. 
Befreiung vonder ordentlichen 
ftreitigen Gerichtsbarkeit 
38 ff. aus Gründen bed Völkerrechts 
39, 40, aus Gründen des Staats-⸗ 
rechts 40 ff. Uebertragung der ordent⸗ 
lichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit oder 
der Ausübung derſelben unſtatthaft 
44 ff., es fei denn von ben Einzel: 
ftaaten untereinander 45 , Gerichts⸗ 
barfeit der Einzelftanten 46 fg. Siebe 
Einzelftaaten. Gerichtsbarkeit des 
Reichs 54 fg. Siehe Recht shälfe, 
Konſulargerichtsbarkeit. 

Gerichtsdienſt MI. b. 125 ff. 
Allgemeine Gefichtöpunfte 125, 126, 
ber geſetzliche Gerichtsdienſt 126 ff., 
Literatur 126, Umfang 127, allge 
meine Unterthanenpflicht 127, Be: 
freiungdgründe 128 ff., ausgeichlof: 
jene Berjonen 129, untaugliche 129, 
ungeeignete 130, zur Ablehnung be» 
rechtigte 131, Enticheibung über bie 
Dienjtpfliht 182 ff., Urlifte 132, 
Dienftliften 132, 133, Schöffentifte 
133, Geſchworenenliſte 133, 134, 
Einberufung 3. Gerichtädienft 134 ff. 
der aktive Gerichtsdienſt 138 ff, 
Umfang der Dienftpflicht 139, Gegen 
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leiftung des Staat? 140, Berletung 
ber nn 141. Siehe Zuftiz 
ienft. 

Gerihtsgebühbren fiebe Ge: 
richtskoſtenweſen. 

Gerichtsherrlichkeit in Militärs 
ſtrafſachen ſteht dem Kontingents⸗ 
herrn zu III. a. 68. 

Gerichtsſskoſtengeſetz III. b. 18. 

Gerichtskonventionen MI. b. 
45, 46. 

Gerihtstoftenwefen II. b. 
183 ff., Zuftändigfeit des Reichs und 
der Einzelftaaten ebendajelbft, Ver⸗ 
pflidtungdgrund zur Zahlung ober 
zur Erftattung der Proceßkoſten 184, 
185, Berpflichtungsgrund zur Sicher- 
beit8leiftung 185, 186, Befreiungs- 
grund 186 ff., Armenrecht 187, Ge⸗ 
richtsgebühren 188 fg. 

Gerichtsſchreiber III b. 148. 

Gericht Sſtand II. b. 38, 39, 44, 
der NReichöbeamten I. 495 fg., der 
Militärperfonen III. a. 253 ff., des 
Reichsfiskus III. b. 195 fe. 

Gerichtsverfaſſung Il.b. 8ff. 

Gerichtsverfaſſungs-Geſetz 
III. b. 9 ff. 

Gericht svollzieher II. b. 68, 
143, Gebühren und Auslagen ber 
G. IIL b. 188. 

Gerihtsmwefen des Reichs II. b. 
1 fg., Verhältniß des Staatsrechts 
zum Gerichtöwefen III. b. 14 fg. 

Gejandtfchaften1.331;1.239Ff. 
Riteratur U. 239, 240. Kompetenz 
des Reichs und der Einzelftaaten Il. 
239 fi. Theilung ber Gefchäfte der 
an demfelben Hofe beſtehenden Reich» 
und Lanbesgeiandtichaften 241 ff 
Ausſchließliche Gompetenz der Reichs⸗ 
gefandtihaften 242, 248. Sub: 
fiviäre Competenz der Reichdgejandt- 
haften 244. Bahyeriſche Gefanbt- 
haften 244. Paſſives Geſandt⸗ 
ſchaftsrecht 244. Amtsgeſchäfte ber 
Neichägef. 245 ff. Dienftpflicht 246, 
247. Leitung ber Thätigfeit 247, 
248.  Gefjandtichaftöperfonal 247, 
248. Verhältniß zum Reichskanzler 
246 ff. Gentralifation ber Gefchäfts- 
leitung der Gejandtichaften 246. Frei⸗ 
beit der Verwaltung 245. Ausgaben 
für die Reichögefandtichaften III. ;b. 
327. Bayern 328. Preußen 329. 

Geſandtſchaften fremder Mächte 
und deren Berfonal. Erterritoria 
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tät I. b. 39 ff. Befreiung von 
der Pferdegeftelung III. a. 369, von 
der Qunrtierleiftung III. a. 322, von 
der Borjpannleiftung III. a. 833, von 
der Zeugenpflit IL. b. 166, von 
der Sollentrichtung IL. b. 299. 

Geſchäftsordnung fihe Bun: 
dbesratb, Reichstag. 

& : { * enke an Reichsbeamte J. 431, 


Geſchworenen⸗Amt I. 884. 

Geihmoren»Dienftlll.b. 126 ff. 
Unfähigteit 129. Untauglichleit 129. 
Ungeeignetbeit 130. Befreiungsgründe 
131. Entſcheidung über die Dienft: 
pflicht 132 ff. Urlifte 132. Dienſt⸗ 
liſten 132. Gejchiworenenlifte 133. 
Bildung der Geſchworenenbank 134. 
Einberufung d. ©. 134 ff. Ablehnung 
von Geſchworenen 137. Der aktive 
Dienft 139 ff. Gegenleiftung des 
Staat3 140, 141. Hülfsgeſchworene 
134, 140. Berlegung ber Dienſt⸗ 
pflicht 141, 142. 

Geſetz. Begriff und Erfordberniß des 
Geſetzes 11. 1 fg., Geſetz im mas 
teriellen Sinne, Inhalt bed 
jelben 1 fg., Geſetzesbefehl 4 fg., 
Reichs⸗ und Landesgeſetze 11 fg., Ge⸗ 
fegedurfunde 12 fg., Ausfertigung 
nad älterem deutichen Reichs-⸗Staats⸗ 
recht 13 fg., in England 15, nad 
franzöftihem Recht 16 fg., nach deut⸗ 
jhem Landesſtaatsrecht 21 fg., nach 
Reichsrecht 22, 41 fg., Verkündigung 
22 fg; Weg der Heichdgefep- 
gebung24 fg., Feſtſtellung deö Ges 
ſetzentwurfes 24—28, Sanction 29— 
41, PBromulgation 41 fg., richterliches 
Prüfungsrecht 43 fg., Verkundigungs⸗ 
befehl 53, Publikation 54 fg., Ver⸗ 
antmortlichkeit des Reichskanzers da⸗ 
für 56, Reichsgeſetzblatt 57, Konti⸗ 
nuität des Geſetzgebungsweges 58. 
Geſetze imformellen Sinne 
II. 59 fg, Wirkungen der Reichs⸗ 
geſetze II. 93 fg., formelle Geſetzes⸗ 
kraft 95, derogatoriſche Kraft des 
Gewohnheitsrechts gegenüber den 
Reichsgeſetzen 96, Geltung für Reichs⸗ 
angehörige außerhalb des Bundesge- 
biete 96 fg., Erklärung von Landes⸗ 
geſetzen zu Reichsgeſetzen 98 fg., Reichs⸗ 
gejege für einzelne Theile des Bun: 
desgebietes 99 fg., Beginn der ver: 
bindlichen Kraft der Reichsgeſetze H. 
100 fg., in den Konſulargerichtsbe⸗ 
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zirten 103, bei Gejehen ohne Rechts⸗G H r :Bertehr der Reichsbank II. 
9 


inhalt 105, Verzögerung ber Ber: 
fündigung über den Beginn der Gel- 
tung hinaus 106; Verhältniß 
der Reichsgeſetzezu Landes— 
gejegen II. 107 fg., Landesgeſetze 
zur Ergänzung der Reichsgeſetze find 
unzuläſſig, wenn das Reichsgeſetz eine 
Materie vollſtändig regeln wollte 112, 
Landesgeſetze als Ausführungsgeſetze 
eines Reichsgeſetzes 114, 115, Prüf⸗ 
ungsrecht ber Behörden ber Einzel⸗ 
ſtaaten über die Zuläſſigkeit eines 
Landesgeſetzes oder einer landesherr⸗ 
lichen Verordnung gegenüber einem 
Reichsgeſetz 118 fg., Ueberwachung in 
der Ausführung der Reichsgeſetze II. 
235; Geſetze für Elſaß⸗Lothringen. 
Siehe Elſaß-Lothringen. 
Geſetzblatt (Reiche) II. 54 fa. 
Geſetzesbefehl und Verwaltungs: 
befehl II. 217. Gejeteöbefehl und 
Urtbeilöbefehl III. b. 25. 
Geſetzgebung und Bermaltung. 
Ihr gegenjeitige® Verhältniß 11.199 fg. 
Geftellungßpflicht fiehe Milt 
tärpflict. 
Geſundheitsamt I. 614, 615; 
II. 229 Rote 1. 
Gewerbegeridäte III. b. 38. 
Gewerbe-Ordnung II. 458. 
Gewerbe-Policei Il. 456 fi. 
Gewerbemwefen. Gefebgebung II. 
456. Literatur II. 456. Berwal: 
tung des ©. 11. 456 ff., Princip der 
Gewerbefreibeit 458. Beichränfungen 
besjelben 460 fi. Approbation der 
Apotheter 462, der Aerzte ebenda, ber 
Hebammen 463, der Seeidiffer 2c. 
463 fg. Innungen 466. Verpflich⸗ 
tung der Gemwerbeunternehmer Sicher: 
heitsmaßregeln für die Arbeiter zu 
ergreifen, gebührende Rüdficht auf 
Gefundheit ꝛc. der Lehrlinge zu 
nehmen 457. Errichtung von Hülfs⸗ 
kaſſen für Gefellen, Fabrikarbeiter ꝛc. 
467. Patentſchutz 468 fi. Bgl. 
Patent, Patentamt. 
Gewichte ſiehe Maaf- und Ge: 
wichtsweſen. 
Gewohnheitsrecht. Gegenſatz 
zum Geſetz II. 1. Umfang der dero— 
gatorifchen Kraft des Gewohnheits⸗ 
echte den Reichögefeten gegenüber II. 


G ift. Erlaubniß zum Handel mit 
Giften II. 461. 


Gnadenquartal J. 473. 
Goldmünzen IL 419, 423 ff. Pal: 
firgewicht II. 426, 427. 
Grensregulizungsfommiflar 
53 


Grundftüde. Laften ber Beliger 
von Grundftüden als Friedenstleiftung 
IIL a. 339 ff. Ueberlaffung von 
Grundftüden von den Gemeinden al? 
Kriegsleiftung 355, 356. Beſchränk⸗ 
ungen im Feſtungsrayon ſiehe Fe ſt 
ungsrayon. Rechtsverhältniſſe der 
zum Dienſtgebrauch einer Reichsvber⸗ 
waltung beſtimmten Grundſtücke III.b. 
220 ff., deren Heimfallsrecht 227. 
Veräußerungen von Grundſtücken bes 
Reichs III. b. 351 ff. Einnahmen 
aus denſelben 376. Aufhebung der 
landesgeſetzl. Vorſchriften hinſichtlich 
der Rechtsgeſchäfte der Militärper⸗ 
ſonen über Grundſtücke III. a. 270. 

Grundfteuer. Cntridtung Seiten? 
bes Reichsfiskus IIL. b. 200. 

Gutachten. Pflicht zur Erftatiung 
De anbiger Gutachten II. b. 
181 ff. 


Halbpfennige. Reichsmünze in 
Bayern II. 417. 

Hamburg. Austrittö:Erklärung aus 
dem deutichen Bunbe I. 5. Bündnif- 
Vertrag vom 18. Aug. 1866 I. 16 fi. 
Refervatrecht I. 114; III. b. 254 Tl. 
Boft: und Telegraphenverwaltung U. 
290. Militärkonvention ITI. a. 34, 
Nro. 14. Gemeinjames Oberlandee: 
gericht III. b. 46. Kompetenz des 
Reichsgerichts in Verfaſſungsſtreitig⸗ 
keiten IH. b. 66. Sollweſen IH. b. 
254 ff., 284 Note 3. Schifffahrt auf 
der Unterelbe 263. Ausſchluß ber 
SonpeletaebungsbeTugnip 269, 271. 

aiferl. Hauptzollamt 285. Averſen 
323. Reichskommifſ. f. das Aus— 
wanderungsweſen in Samburg I. 321. 
Seewarte in Hamburg I. 340. Sieh 
Senate. 

Handel. Bundesrathsausſchuß für 
Handel und Verkehr I. 289. Die 
Reichskonſuln baben die Synterefien 
des Reichs in Bezug auf Handel zu 
ſchützen und zu fördern II. 277, 278. 

Handelstammern. Buftändigfeit 
II. b. 78. Beſetzung 91. 

Handelömarine Ausſchließliche 
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Geſetzgebungs⸗Competenz des Reichs 
II. IIG. peten; q 


Handelsrichter III. b. 150 fg. 
Handelsverträge mit Oeſterreich 
und der Schweiz II. 180. 
Hannover. Dereinigung des König⸗ 
reichs mit Preußen J. 6. 
Hauptzollämter, kaiſerliche II. b. 
84, 285 


Haudhaltetat ſiehe Reichshaus— 
halt⸗Etat. 

Havereifälle. Thätigkeit der Reichs⸗ 
konſuln II. 270. 

Hebammen bedürfen einer Wppro- 
bation II. 469. 

Heer, das ftehende, II. a. 79 ff. Siehe 
die mit Militär anfangenden Worte, 
Friedensformation, Krieg: 
on, Friedenspräſenz— 

rke. 

Heeres-⸗-Ergänzung II. a.50 ff. 96. 

Heerespflichtige unſichere, Berech— 
nung der Dienſtzeit III. a. 174. 

Heimath3- und Niederlaſſungs— 
verd gltnif je. Sondeerecht Bayerns 


Heimathweſen er Bundesamt 
für Heimathweſen. 

Heffen, Großherzogtum. Beitrittös 
Erklärung zum Niloldburger Frieden. 
6. Frieden vom 3. September 1866 
Art. XIV. 16. Verhandlungen be 
nr Eintritt in den Norddeutſchen 

und 38, 39. Berfailler-Bertrag 
v. 15. Nov. 1870 mit Norddeutſchem 
Bunde und Baden 89, 40. Poſt⸗ 
und Zelegrapbenverwaltung II. 291. 
een In Re 4, 
arnifondtruppen 388. Heſſiſche Dis 

82 Note 1. — 
zirk 56. 

Heſſen, Kurfürftenthum. Bereinigung 
mit Preußen 1. 6. 

Deuervertrag. Vorläufige Entfchei- 
dungen der Reichötonfulate Il. 259. 

Hinterbliebene, von Reichsbeamten 
1.473, 474. Bewilligungen flir Hinter- 
bliebene von Militärperjonen IIL a. 
309. Vergl. 2438. Gteuerbefreiung 
267, 268. Geltendmachung ber Ber- 
forgungsanfprliche 309, 310. 

Hochverrath 1.139 ff. Zuſtändigkeit 
bed Reichsgerichts III. b. 60. 

Holſtein. König von Dänemark als 
Herzog von Holſtein ſcheidet aus der 
Reihe der Bundesmitglieder aus 1. 4. 
Abtretung der Rechte Defterreich® auf 
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Schledwig:Holftein an Preußen 5. 
Hülfsbedürftige Berfonen. Rück⸗ 
betörberung nach Deutichland IL. 258, 


Hülfskaſſen der Arbeiter II. 467. 

Hülfsrichter bei Amtögerichten IIL b. 
86, bei Zandgerichten 93 fg., bei 
Dberlandesgerichten 95, 146, Beim 
Reichsgericht 95. 

Hu 1 &jenate beim Reichdgericht III. b. 
5 


Oybrographifhen Bureau 1837, 


Jade hafen ift Kriegshafen III. a. 78. 
Jeſuiten. Aufenthaltäbeichräntungen 
reichdangeböriger Sefuiten IL 159, 
199. Ausweiſung von 3. I. 152. 
Immobiliarverſicherungsweſen. 
Sonderrecht Bayern? I. 116. 
Inbie enat. Begriff und Natur I. 


Infanterie:Schulen III. a. 125. 

Anitiative. Recht der Initiative be 
Reichdtages und des Bundesrathes 
bei Geſetzesvorſchlägen I. 26 f 

In 2 I ngen. Aufficht über diefelben II. 
4 


Snfinuation der Berwaltungs-Ber- 
ordnung II. 224. 

Inſpektion. Kaiſer bat das Recht 
ber Inſpektion bezüglich des Kriegs⸗ 
heeres III. a. 37. 

Inſpektoren für die Steuermanns- 
und Schifferprüfungen I. 322, 323; 
II. 464. Inſpektoren für das Schiffs⸗ 
bermeffungätvefen 1, 323, 324; II. 

95 


Inſpizirungs-Kommiſſion, ge- 
meinjchaftliche für Ulm, Raftatt, Lan- 
dau, Mainz I. 36. 

Anftitute, wiſſenſchaftliche des Reiches 
im Auslande I. 333, ber Marine I. 
340; III. a. 134, 136. 

Snternirung innerhalb des Bundes⸗ 
gebietes I. 198, 199. 

Snterpellation ber Reichöregierung 
im Reichstage I. 521 fg. 

Interpretation, autbentifche, eines 
n.0. Mur Landesgeſet nicht ftatthaft 

. 110. 

Invaliden des Heeres und ber Ma: 
rine. Invalidität II. a. 178 ff. 
Unterfchied zwiſchen den Berfonen 
bon Dffizierdrang und den Berjonen 
der Unterllafien 283. Nachweis der 
Sinvalidität 2833, 288. Ganzinvalibe, 


26* 
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Halbinvalide 288, 289. Berechnung 
der eigentlichen Benftion 284 ff. Pen⸗ 
fiongerhöhungen 289 ff. Civilver⸗ 
forgung 294 fi. Verwendung balb- 
invalider Unteroffiziere im aktiven 
Militärdienit 300. Feſtſtellung, ar 
lung, Kürzung ꝛc. der Benfion 300 ff. 
Geltendmachung der Anfprlüche 309 ff. 
Vergl. Penfion der Militär— 
perfonen. 

Invalidenfonds III. b. 207 ff. 
Entftehung 207, 208. Leiftungen 208, 
209. Verwendung der Erträge und 
Beftände 209, 210, 211. Verwaltung 
des Inval denfonvs III. b. 211; 
351 ff. Aufſicht derſelben J. 359. &r- 
nennung der Mitglieder d. V. d. 5%. I. 
262, 264, 397. Verbot, dem Vorfigen- 
den Nebenämter 2c. zu Übertragen I. 
431. Berichterftattung I. 517; III. b. 
all. ac nungöfontrole I. 359; IH. 


Snnalibensgnititute III. a. 289; 
Ill. b. 208 


Sungbolz. "Gemeinde J. bem baye⸗ 
riſchen Zoll- und indirekten Steuer⸗ 
ſyſtem angeſchlofſen III. b. 258. 

Jura singularia einzelner Mit- 
glieder (Sonderredhte) I. 113 ff. 

Jura singulorum I. 121 

Juris diktion fiebe Gerlcht 8⸗ 
barkeit. 

Juſtizdienſt. Der berufsmäßige J. 
III. b. 142 ff. Normativbeſtimmungen 
für die richterlichen Landesbeamten 
148 ff. Das Dienſtverhältniß der 
richterlichen Reichsbeamten 149. Der 
Gerichtsdienſt im Ehrenamt 150 fg. 

Juſtizverweigerung. Zuſtändig— 
keit des Bundesraths bei Fallen der 
J. 1 267, 268; III. b. 5 

Juſtizweſen. ——— 
für Juſtizweſen J. 289. 


ſtadetten III. a. 81, 128, 129, 215 
Aute 3, bei der Marine III. a. 216, 
7 


Kabdettenanftalten II. a. 128, 
129. Siehe and) III. a. 215 Note 8. 
Kadettentorpß II. a. 81. 
Kadre-Syftem. Drganifation des 
d. Heered beruht auf 8. III. a. 79. 
Kaifer. Titel I. 42,43, 208, 209. 
Siehe auch 221, 222. Titel nad) ber 
Nordd. Bundeöverfaffung 206, 207. 
Bräfidium des Bundes I. 117, 
König von Breußen Subjett der 
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kaiferlichen Rechte I. 214 fg, Kon⸗ 
fequenzen im Selle einer Regentichaft 
in Breußen 217ff.,Staatsrechtlide 
Natur des Kaiſerthums L 206 
fg., Kaiſerliche Rechte, Dei 
ſönliche Rechte 1.220 fg., & 
lichteit der Kaijertwürde 223, rung 
des Brädifats „kaiſerlich“ 223, Mappen 
und Infignien, Schuß des Taiferlichen 
Wappens 224, Erlaubniß zum Ge: 
brauch deſſelben ebenbafelbft, feine 
pefuntären Vorrechte 24. Regie 
rungsrechte I 224 fg, K. alli- 
niger Vertreter ded Reichs Dritten 
gegenüber 225, 226; Il. 163 fa. 
die Regierung bes Reichs liegt ihm 
ob I. 227 ff., 298, 299, der X. Ber: 
mwalter der Machtmittel bed Neid 
229, 230, Beleidigung bed 2. 1. 
141, Begnadigungdredt dei 
8. 1.458 fg.; II. b. 61. Siehe Be 
anadigungdredt. 
Bunbeßrat, Recht der Beruf: 
ung de B. Eröffnung, Bertagung, 
Schließung .I. 273, Ernennungdredit 
der Mitglieder einzelner Bundezrath?- 
ausſchüſſe I. 387, 288. 
Neihöbehörben. N. des K. 
zur Bildung und Aufhebung von 
Reichsbehörden I. 303, 304. 
Reichsbeamte. Ernennung: 
recht der Reichsbeamten L 404. Be: 
gnadigungsrecht des K. bei Discipli⸗ 
narſtrafen I. 459. 
Reihstag. Einberufung, Eröff- 
nung I. 556, 557, Bertagung, Schließ: 
ung 558, Auflöfung 558, 559. 4. iſt 
verpflichtet die Vorlagen des Bundee⸗ 
raths an den Reichſstag nach Maaf- 
gabe der Befchlüffe des Bundesraths 
zu bringen H. 28. 
Reichsgeſetze und Rechts— 
Verordnungen. Ausfertigung 
der Reichsgeſetze II. 42, 43. Verkün- 
digungungsbefehl ber RE. II 38. 
Nechtöverordnungen des R. II. 79 fi. 
Ueberwadhung der Ausführung ber 
R.G. Steht dem Kaijer zu II. 235. 
Berwaltungdperordnung®- 
recht des K. 11. 233, 234. Staat?- 
verträge, Legitimation des K. zum 
Abſchluß II. 163 fe. 
Auswärtige Angelegenheiten. 
Befugniß des K. Gefandte zu be 
glaubigen und zu empfangen II. 240, 
Ausfertigung von wichtigen Bor: 
jchriften über auswärtige Angelegen: 
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heiten II. 248, dem K. ſteht die Auf: 
fiht über das gefammte Konjular- 
wejen zu, Ernennung der Reichskon⸗ 
fuln II. 278. 
Poſt- und Telegrapbenmwejen. 
Anftellung der oberen Poſt- und Tele: 
grabenbeamten II. 288, Recht des K. 
zum Erlaß reglementariicher Felt: 
fegungen II. 331, Ermächtigung des 
K. zur Aufhebung oder Einſchränkung 
von BPorto-Bergünftigungen 11. 342, 
Recht des K. durch Reglement die 
Gebührenfreiheit für Depefchen anzu: 
orbnen 11. 343. 
Eiſenbahnweſen. Feititelung des 
Spezialtarifs für den Transport auf 
Eifenbahnen in Notbfälen II. 378. 
Bankweſen. Erlaß de Bank. 
ftatu® I. 386. 
Map: und Gewichtsweſen. 
Ueberwachung betreff3 der Eichungs- 
Borfchriften II. 450. 
Dee vbemwefen ſiehe 11.464, 466, 
67. 


Militärmwefenll. a. Berorb: 
nungsrecht für die Kriegämarine 
20. Bermwaltungs: Berorbnungsrecht 
für das Heer 20, 21 fg., dem Kaifer 
ftebt der Oberbefehl über die be» 
waffnete Macht des Reichs im Krieg 
und Frieden zu 36 fg., Verpflichtung 
aller deutſchen Truppen zu unbe» 
bingter Yolgeleiftung 36, Ernennung®s 
recht der Höchitlommandirenden der 
Kontingente des Reichsheers, ſowie 
aller Dfficiere, welche Truppen mehr 
als eines Kontingentes befehligen und 
der Feftungstommandanten 36, Sn: 
Ipeftionsrecht 37, Beitimmung über 
Präfenzitand, Gliederung und Ein: 
theilung der Kontingente 37, 38, 92, 
binfichtlich des ftehenden Heeres im 
Frieden 87, binfichtlich der Landwehr 
37, 99, 103, binfichtlich der Kriegsfor⸗ 
mation de3 Heeres u. Landſturms 38, 
104, der Kriegdmarine 38, 130, Diß; 
lokationsrecht 38, 39, Necht zur An: 
ordnung der kriegsbereiten Aufitel- 
lung eines jeden Theile® des Reich: 
beered 39, Cinberufungsrecht der 
Landwehr, Seeivehr, der Rejerve 39, 
183, des Landſturms 197, Recht 
Bundesgebiet oder Theile desſelben 
in Kriegszuſtand zu erklären 41 ff., 
46 fg., echt des Kaiſers zur Felt 
ftellung de3 Rekrutenbedarfs 50,53 fg., 
Erwähnung im Fahneneid 63, 65, 
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Recht Offiziere aller Kontingente zu 
den von ihm zu beſetzenden Stellen 
zu berufen 66, Hecht zur Anlage von 
Feſtungen 73 fg., militärifche Ber- 
fügung über Zeitungen und Kriegs: 
häfen 75, Erlaß bejonderer Beftint- 
mungen betreffd der Auswanderung 
im Wal eine® Krieges ober bei 
Kriegsgefahr 141, Recht die Vor: 
jchriften über die Handhabung der 
Disciplin im Heere zu erlaflen 168, 
faiferliche Borfchriften über Friedens⸗ 
und FKriegäleiftungen 334, 360, 363. 
Gerihtiwefen IIL b. Kaiſer 
und kaiſerliche Familie der ordent- 
lichen jtreitigen Gerichtöbarleit ent-« 
zogen 40, 41, faijerliche Verordnung 
Kompetenz des Reichsgerichts betref: 
fend 57 fg., Ernennung der Mitglie- 
der des Reichsgerichts 149, Geneh- 
migung des K. zur VBernehmung des 
Reichskanzlers außerhalb feines Amts⸗ 
ſitzes 169. 

Finanzweſen II b. Berwen- 
dung des Kriegsſchatzes kann nur erfol- 
gen auf Grund einer kaiſerlichen An« 
ordnung 205, kaiſ. Ermächtigung zur 
Aufnahme von Reich8-Anleihen 235 fg., 
Ernennung der Bollbevollmächtigten 
290, Ausfertigung des Haushalts⸗ 
Etats⸗Geſetzes 342, Bericht des Rech: 
nungshofes an den Kaiſer 385, Taifer- 
liche Kabinetsordre bei Meinung3- 
verichiedenbeiten zwiichen Rechnungs⸗ 
hof und Reichskanzler 389. 
Elſaß-Lothringen. Ausübung 
der Staatögewalt in E.L. I. 53, 230, 
582 fg., 587; II. 127 fg.; Ill. a. 8, 
Sanltion der ©. in E.2. II. 127 fg., 
143, 144, Bromulgation dieſer Gejege 
II. 129, 144, Verordnungen für EX. 
in der Beit vom 28. Juni 1871 bis 
zum 31. Dez. 1873 II. 134, Erlaß 
von Rechtsverordnungen ſeit Gin- 
führung der Reichsverfaſſung II. 148, 
Kaiſer Kontingentsherr in E.L. III. a. 
8 fg, 2. Siche Elſaß-Loth⸗ 
ringen. 


Kaifer-Wilhbelm8 - Stiftung 


für die Angehörigen der beutfchen 
Reichs⸗Poſt-Verwaltung III. b. 198. 


Kammern für Handelsſachen 


fiehbe Hän delskammern. 


Kanzler des norddeutſchen Bundes 


J. 32. Siehe Reich skanzler. 


Kapitulanten III. a. 238 ff. Ka: 


pitulationdvertrag 238. Subjekt der 
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Bertragsichließung 239. Verpflich⸗ 
tung 240. Rechte und Anfprüche ber 
Kapitulanten 240. Beförderung 240, 
241. Beendigung des Dienftverbält- 
nifieß 241. Hinterbliebene von 8.243. 
Kaſſendefekte fiebe Defekte. 


Kaſſenſcheine fie Reich: 
kaſſenſcheine. 
Kauffahrtheiſchiffe, welche die 


Reichsflagge führen dürfen II. 257. 
Kiel, Kieler Hafen iſt Reichskriegs⸗ 
bafen III. a. 78. Marine-Kommando: 
Behörden und Berwaltungd-Behörben 
in Kiel I. 338, 339, 369. gl. IIL a. 
131 fe. 
Kirhlide Gerichtsbarkeit 
aufgehoben III. b. 44. 
Klage in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
teiten III. b. 22 fi. 
Klaffiftilations-Berfabhren 
bei Einberufung der Berjonen bes 
Beurlaubtenftandes III. a. 184, 185. 
Kleinbandel mit geiftigen Ge 
tränten IL. 461. 
Kommandanten fiehbe Feftung 8 
fommandanten. 
Kommandantur zu Kiel I. 339, 
869; III. a. 188. 
Kommiſſions-Geſchäfte 
Reichsbank II. 392. 
Kommunalfteuern bed Reichs⸗ 
fisfus IIl. b. 200, der Reichsbank⸗ 
nieberlaffungen 201. 
Kommunilationd- Abgaben. 
Befreiung ber ordentlichen Poften von 
denjelben II. 323. 
Kompagnie LI. a. 80, 82, 83. 
Kompetenzconflikte. Normativ: 
Borichriften bed Reichs fir Entſchei⸗ 
dungen von 8.6. III. b. 34 ff. Zu 
ftändigleit des Reichsgerichts für 
Bremen III. b. 36. 
Kompetenzgrenze zwilchen Reich 
und Einzelftaat I. 185. 
Konkursordnung III. b. 12. 
Ko I I. 333. 
Konſulargericht 8barkeit wird 
ausgeübt durch die Reichs⸗Konſular⸗ 
Gerichte I. 806 fg., Beginn ber ver⸗ 
bindligen Kraft der Reichsgeſetze in 
den Konſulargerichtsbarkeitsbezirken 
II. 108, die Konſulargerichtsbarkeit 
des Reiches iſt räumlich beſchränkt 
auf diejenigen Länder, in welchen 
ihre Ausübung durch Herkommen oder 
durch Staatsvertrag geitattet ift 
Ul. b. 63 fg., die Rechtsanwaͤltſchaft 


der 
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in ben Konſulargerichtsbarkeitsbe⸗ 
zirken 125, Reichsgeſetz liber die Kon- 
fulargerichtSbarteit 14, über Die Rechts⸗ 
mittel enticheibet das Reichsgericht 
©. 54, 61, über dad frühere Recht 1. 
368, Begnadigunsrecht des Kaiſers 
III. b. 61, Rechtshülfe 74, Beiſitzer 
der Konſulargerichte 154, Zeugen: 
pflicht in Sachen, welche zur Zuftänbig- 
feit der 8. gehören 159, 167. Koften 
und Gebühren 189. 
Konjfularverträge I. 253 ff. 
KRonjulate IL. 331 ff.; IL 249 . 
Gefeggebung II. 249. Literatur 
331; II. 249. Kompetenz des Reichs 
und der Eingelftaaten II. 249. Ein 
tbeilung der Konfulate I. 333. Amt 
pflichten der Konfulate IL 251 ff. 
Obrigkeitl. Befugniffe: der Standes: 
Beamten 254 ff., der Seemann?: 
Aemter 257 ff., polizeilihe 260 ff., 
vormundſchaftliche 263 fff. Rota- 
riatsbef. 267 ff., vichterliche 269 fg. 
Führung der Matrifel. Siehe Ma: 
tritel. Amtsgeſchäfte ohne 
obrigkeitlichen Charatter II. 
274 ff. Gewährung von Rath und 
Beiſtand in den Privatangelegenheiten 
der Reichs⸗Angehörigen 275. Ver⸗ 
mittelung von Vergleichen bei Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten durch die Reichskonſulate 
Schiedsverträge 275, 276. Unter⸗ 
ſtützung hülfsbedürftiger Reichsange⸗ 
höriger 276. Beiſtandsleiſtung den 
Schiffen der Kriegsmarine des Reichs 
277. Schutz des Interefſe des Reichs 
(Handel, Verkehr, Schifffahrt) 277. 
Generalberiht an den Keichskanzler 
277. Handelsberichte ber Konfulate 
277. Leitung der fonjulari: 
hen Berwaltung IH. 278 fi. 
Sicherung des bienftliden Gehorfamd 
ber Ronjuln 280, 281. Koften: 
weſen 281 fi. Gebühren 281, 282 
Konjuln. Anftellung verjelben I. 262, 
289. Berufs: und Wahlkonſuln 1. 
332. Generaltonfuln, Konfuln, Bice 
fonfuln I. 333. Ernennung I. 405. 
Dieniteib II. 280. Konfulat3prüfung 
U. 284. Die GErterritorialität der 
im deutſchen Reich angeftellten frem: 
den Konfuln IL. b. 39. 
Kontingente. Ernennung bes Höchſt⸗ 
fommanbirenden eines Kontingentrs 
III. a. 86. Ernennung der Offiziere, 
welche Truppen mehr al8 eines Kon 
tingent3 befebligen 36. Inſpektion 
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der Kontingente 37. Bräfenzitand, 
Gliederung, Eintheilung 37. 

Kontingentshberren. Weſen der 
Kontingentöherrlichteit III. a. 60 fg., 
fie fteht verfaffungdmäßig den Landes» 
berren zu 61 fj. Uebertragung an 
Preußen 64 fg. Verhältniß zum 
kaiſerl. Oberbefehl 65 ff., zur Landes» 
berrlichleit 62 ff. Fahneneid ift dem 
Kontingentsh. zu leiften 65. Gericht?» 
berrlichleit in Militärftraffachen 68. 
Abzeihen der Uniform 69. Recht 
zum Erlab der Mil Berwaltungds 
Berordnungen III. a. 20 ff. 

Kontingentd-Berwaltungen 
DI. a. 104. Siebe Kriegdmint: 
fterien. 

Kontrolle, militärifche, über die Per⸗ 
fonen des Beurlaubtenftandes III. a. 
180, 181. 

Kontrols&ntziehbung der Per 
fonen des Beurlaubtenftandes III. a. 
180, der Berfonen der Erſatzreſerve 
1. Claſſe 193. 

Kontrolverfammlung. Geſtel⸗ 
lung zur Kontrole für Perſonen bes 
Beurlaubtenftandes III. a. 180, 181, 
für Erfagreferve 1. Claſſe 193. 

aurreiponbengrarien II. 299. 

Krieg. Recht des Kaiſers zur Kriegs⸗ 
erklärung I. 226; 11.170, 171. Su: 
fiimmung des Bundesrathes dazu I. 
262; II. 171. 

Kriegd-Atademie in Berlin III. a. 
122, 123 


Kriegsbereitſchaft. Recht des 
Kaiſers zur Anordnung der kriegs⸗ 
bereiten Aufftellung des Reichsheeres 
III. a. 39. Bayeriſches Sonderrecht 


Kriegsdienſt fiehe Dienftpflicht, 
militärijche. 

Kriegdflotte. Begriff IIL a. 130. 
Bol. Kriegsmarine. 

Kriegdformation des Heeres 
ID. a. 38, 96 ff. Die in Folge der 
Kriegsformation eintretenden Stellen⸗ 
verleihungen 2c. gelten nur für die 
Dauer bed Kriegs 98. 

Kriegdgerichte. Anordnungen der: 
felben in Fall des Kriegszuſtandes 
III, a. 45, 46; III. b. 32, 34 Rote 3. 
Aufhebung de K. in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen III. b. 34 Note 3. 

Kriegsbäfen fiehe Feftungen. 

Kriegskoſtenentſchädigung, 
die von Frankreich gezahlte. Aufſicht 
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über die Verausgabung und Ber- 
waltung der aus ber 8. zu gewäh⸗ 
renden Deträge für gemeinjame Kriegs: 
Ausgaben I. 359. NRegelung der 
Verwendung I. 507 fg. Bildung 
bon Neichdfinangvermögen IIL b. 
202 fi. Gemeinfchaft zwiſchen dem 
Norbdeutihen Bund und Südheſſen 
hinſichtlich der SKriegdentfchädigung 
HI b. 324 


Kriegsmacht des Neiches fiehe Bes 
waffnete Macht des Reiches. 

Kriegdleiftungen 11. a. 342 fe. 
Geſetzgebung 342, 343, Literatur 343, 
Inwirkſamkeittreten der Borfichriften 
des Kriegsleiſtungsgeſetzes 343 , die 
Natur der Verpflichtung zur K. 311 
ff., 344, Gewährung einer Vergütung, 
Anerkenntniffe 345, Verfahren 346, 
Grundſätze bei Bemeſſung der Ber: 
gütung 347. Laftender Gemein- 
den 351 fg., Duartierleiftung 351, 
Naturalverpflegung 352, Yourages 
Lieferung 858, Boripann: 354, Arbeits⸗ 
leiftung 355, Weberlaffung von Grund» 
ftüden 356, Weberweifung von Ma: 
terialien 357, Befriedigung außers 
ordentlicher Milttärbebiirfniffe 357, 
Zandlieferungen 358 fg, K 
der&ijenbahbn-VBerwaltungen 
360 fg., 8. der Befiger von 
Schiffenu.Fahrzeugen 367 fg., 
KENN Befigervon Pferden 


g. 
Kriegsſsmarine HI a. 180 fe. 
Bergl. III. a. 3,6; 1. 833 ff. Bun⸗ 
desrathäbeichlüffe über Geſetzesvor⸗ 
fhläge II. 36, Geſetzgebungskom⸗ 
petenz des Reichs II. 116, Berord- 
nungsrecht des Kaiſers II. a. 20, 
Oberbefehl, DOrganifation und Au: 
fammenfegung jtebt dem Kaifer zu 
III. a. 38, 130, Erſatzbedarf für 
die Kriegdmarine Ill. a. 51, der 
zur Gründung und Erhaltung der 
Kriegäflotte und der damit zuſam⸗ 
menbängenden Anftalten erforderliche 
Aufwand mwird aus ber Reichätafle 
beftritten 57, Eintheilung in Flotte 
und eieetide 130, Centralbehörde, 
die kaiſerliche Abdmiralität III. a. 
181, vergl. I. 333 fg., Gliederung 
ber maritimen Gtreitfräfte III. a. 
181 fg., Behörden für Verwaltung 
der 8. 133 fg., für mwirtbichaftliche 
Verwaltung 133, für Sanitätsweſen 
134, für Gerichtäbarleit 134, vgl. 
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1. 369, Seelforge III. a. 134, Unter 
richt 134, 135, Anftalten für Schiffs: 
bau und die Schiffsaußrüftung 135 fg. 
Stellung ron Schifföfahrgeugen als 
Friedensleiſtung 336 ff. 

Kriegdminifterien. Staats—⸗ 
rechtl. Stellung I. 298, Preußiſches 
III. a. 106 ff. Sächſiſches 109, Würt⸗ 
temberaiiches 109, Bayeriſches 109, 
110, Erledigung der Erinnerungen 
des Rechnungshofes IE. b. 384 Note4. 

Kriegsſchatz III. b. 204 ff. gl. 
316, 355, 359. Bildung und Ber: 
wendung desſelben III. b. 205, Ber- 
waltung 216; 1. 316. Kontrole der 
Reichsſchuldenkommiſſion III. b. 205; 
I. 355, Vermehrung und Wieberber- 
ftelung III. b. 206, 207. Prüfung 
un Feſtſtellung der Rechnungen 1. 
59. 

Krieg3:-Schulen III. a. 128, 124, 

Kriegszuftand Erklärung des 
Bundesgebietes oder eines Theiles 
desſelben in Kriegszuſtand III. a. 
41 ff. Ausnahme binfichlich Bayern? 
41, 48. Boraußfegungen 42. Form 
der Verkündigung 43, Wirkungen 43 ff. 
Einfegung von Striegägerichten 45, 
46. Sufpenfion beftehender Rechts- 
vorfchriften 46. Allein der Kaiſer be: 
rechtigt zur Erklärung bed Kriegszu— 
ftandes nicht die Bundesfürften 46 fg. 
Ausgenommen Bayern 48. Bergl. 
Kriegdgerichte. 

Runftwerte. Urheberrechte an K. II. 
470. 

KRupfermüngen II. 424. 


Bandesbürgerrecht fiehe Staarts— 
bürgerredt. 

dan bengefandiimaiten II. 240 fg., 
beren Koſten III. b. 327 fg. 

Zandesgefege und Reichsgeſetze 
II. 11, 12. Erllärung eines Lande: 
geſetzes zum Reichögefeg 98, 99. 8. 
geben den R.G. nach 109 ff. 

Landesgeſetzgebung und Reich: 
gejeggebung II. 106 ff. 

Zandesherren. Träger der Staats: 
gewwalt und als ſolche Mitglieder des 
Reichs I. 88 fg., fie ernennen bie 
Bevollmächtigten im Bundesrath 91, 
245. Beleidigung des Landesherrn 
141, 200. Bertretung durch Landes: 
gefandtichaften II. 241 fg. Portofrei 
beit 342. Freiheit von Zelegraphen: 
gebühren 343. Bildni der Landes: 
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berren auf Reichsmünzen 428. Sie 
find nach der R.V. die Kontingents⸗ 
berren III. a. 60 ff., ihnen wird ber 
Fahneneid geleiftet 63, auch in ben 
bon Preußen verwalteten Kontingen: 
ten wird im Fahneneid der Landed- 
berr erwähnt 66. Militär. Ehrenrechte 
69 fg. Sie haben die Didciplinar- 
gewalt eined kommandirenden Gene: 
rals 70. Recht der L. Offiziere à la 
suite zu ernennen und Adjutanten 
auszuwählen 71. Landesherrl. Ges 
nehnuignne zur Cheichließung der Of: 
fijiere 268. Befreiung von der Ein: 
quartierungslajt 322, von der Bors 
pannleiftung 333, von der Geftellung 
der Mobilmachungepferde 369. Ge: 
richtöbarkeit über Xandeöberren IL. b. 
40 fi. Vernehmung derfelben als 
Zeugen 166. Grunbftüde, welche zur 
Den.:gung der 2. dienen, find nicht 
in das Eigenthum ded Reichs fiskus 
übergegangen 266. Zollfreiheit der 
für ihre Hofbaltung eingeführten Ge: 
genftände 299. 

Landeskokarde IIl. a. 10, 69. 

Landesmünzen, deren Außerkur?: 
jfegung II. 417, deren Einlöſung 421. 

Landesmünzftätten II. 428 ja. 

Zandeöpapiergeld Il. 436. 

Zandespatente II. 489 Um: 
wandlung in Reichspatente 4. 

Landesverrath 1 139 fj., mil: 
tärifcher 2. I. 144 ff., diplomatifcher 
146, 147. 

Zandesverweifung. Keine 2. 
der Stantdangebörigen I. 152. Strafe 
der 2. gegen Ausländer I. 152. X. 
eines Reichsangehörigen aus einem 
Einzelftaat 158, von Staatdangehö: 
rigen aus dem Staatögebiet 159, 160, 
von Ausländern 179. 

Zandeswährungen, deren Be: 
feitigung II. 416 fg. 

Landgerichte. Zuftändigleit III.b. 
783 fg. Drganifation 87 ff. Gemein: 
ſchaftliche 2. 46. 

Zandheer. Bundesrathdausihuß für 
2. und die Feftungen I. 287, 288. 
Mittbeilung der für die preußiiche 
Armee ergebenden Anordnungen an 
die Kommandeure der übrigen Kon- 
tingente durch den 3. III. a. 22. 
Vertheilung des Rekrutenbedarfs auf 
die einzelnen Bundesſtaaten geichieht 
durch ihn IH. a. 50. Geſchäftskreis 
III. a. 105. 
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Zandlieferungen ald Kriegslei— 
ftung II. a. 358 

Vandftreider. zerſonen, welche 
wegen wiederholter Landſtreicherei 
innerhalb eines Bundesſtaats beſtraft 
worden find, kann der Aufenthalt in 
einem andern Bundesftaat vermeigert 
werben I. 159. 

2Zandfturm IH.a. 103, 104. Seine 
rgantfation beftimmt der SKaijer 


2 enbfurmp Il. a. 196 ff. 
Landwehr DI a. 98 fg. Drganis 
fation, Landw. —e— u. Kaval⸗ 
lerie, 2.:Mannfch. ber übrigen Waffen 
99. Territorial:Eintbeilung 100. 
taillons⸗Bezirksbehörden und Rome 
pagniebegirke 100 ff. Landwehrliſten 
2 u. 182. SKriegdorganifation 103. 
— —2 des Kaiſers die Organiſation 
zu beſtimmen III. a. 87 ff., die L.⸗ 
Mannſch. einzuberufen 89. 

Landwehr-Bezirkskommando 
III. a. 81, 100 fg., deren Discipli⸗ 
narftrafgewalt 233. 

Zandwehroffiziere fiehe Dffi- 
ziere des Beurlaubtenftande®. 

Landwehr-Stammrollenlll. 
a. 102, 182. 

Lauenbur g. Der König von Däne⸗ 
mark als Herzog von Lauenburg 
ſcheidet aus der Reihe der Bundes⸗ 
mitglieder aus J. 4. Abtretung der 
Rechte Oeſterreichs auf L. an Preußen 
I. 5. Stimme im ehemal. Bundes: 
tage 1. 235 Note 5. 

wosarethe I a. 97, 108, 117 ff., 


Lazarethweſen fiehe Militär 
Sanitätsmwejfen. 

Lebensverſicherungsanſtalt 
für die Armee und Marine III. b. 
193 Rote 3. 

Zeitung der Verwaltung Il. 226. 

Legationskaſſe III. b. 216 Note 4. 

Legislatur-Periode des Reichs— 
tages I. 554, 570. 

Zegitimation. Erwerb der Staat: 
angebörigfeit durch dieſelbe I. 165. 
Berluft der Staatsangehörigkeit durch 
diefelbe I. 171. 

Zebrbataillon III. a. 31. 

Le # r 7 nge. Beſchäftigung derſelben 

467. 


L specialis Il. 3, 4. 
Liechtenſtein. Thalſächliche Zu⸗ 
ſtimmung zur Auflöſung des D. Bun⸗ 
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des 1, 6, 7. 

Limbur 8- Antrag bed Königs der 
Niederlande auf Entlaffung aus dem 
deutſchen Bunde 1.5. Erkennt Auf» 
löſung bes deutſchen Bundes im Lons 
bonet Vertrag dv. 11. Mai 1867 an 


Lippe:-Detmold. Austritts⸗Er⸗ 
Härung aus dem beutfchen Bunde I. 
5. Bünbniß-Bertrag v. 18. Aug. 1866 
I. 16 ff. Boft- und Telegraphenver: 
maltung II. 291. Militärkonvention 
III. a. 34 Ziff. 11. Gerichtskonven⸗ 
tion III. b. 45. 46. Boll: u. Steuer- 
fonvention III. b. 284. 

| ° k jr zulagen der Reichsbeamten 


d. 
sombarbeeimäfte der Reichs⸗ 
bant II. 391 
Londoner Vertrag vom 11. Mai 
1867. Die europäifchen Großmächte 
erfennen die Auftöiung bes deutſchen 
Bundes an I. 7. 
2ootjen:Gewerbe Erlaubniß 
zum Betriebe des L.⸗G. IL 461. Brü- 
fung 463. 
Lootfen:Kommando III. a. 133. 
&otterielofe Stempelpflicht III 
b. 311, 313, 314, 316, 317, 318. 
Lubeck, Hanfeftabt. Austrittö-Exrkläs 
rung aus dem deutſchen Bunde I. 5. 
Bündniß⸗Vertrag vom 18. Aug. 1866 
1. 16 ff. Einſchluß in die Bollgrenze 
1. 114. Poſt⸗ und Telegraphenver- 
naltung } II. 290. Militärkonvention 
II. a. 34 Ziff. 16. Gerichtöfonven- 
tionen Ill. b. 46. SKaiferl. Saupt- 
zollamt III. b. 285. Siehe Senate. 
Lübeck, Oldenb. Fürſtenthum. Boft: 
und Telegraphen donvention II. 286, 
291. Gerichtskonvention III. b. 46. 
gr und Steuerfonvention III. b. 


Luxemburg. Erkennt Wuflöfung des 
deutfchen Bundes im Londoner Ber: 
trag v. 11. Mai 1867 an 1.6. Zoll⸗ 
anner des D. Reich® III. b. 252, 
Betriebsübernahme der Wilhelms: 
Zuremburg- Bahnen durch das Reich 
IIl. b. 208, 204. 


Mach fie Map. 

Majeftätsbeleibigungl.139 ff. 

man c ggelber der Reichsbeamten 
6 


Marine fihe Handelsmarine 
und Kriegdmarine. 
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MarinesAlademie I 340; II. 
a. 134, 1835, 136. 
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tragung in dieM. erhält die Staat! 
angehörigteit I. 173. 


Marine: Angelegenheiten. Ber Matritelfhein IL 272. 


freiung von Porto II. 342. 

Marines Artillerie-Depöt? 
I. 340; III. a. 186. 

Marines Aubditeurel 969; III. 
a. 134 vergl. mit III. a. 119 iR 
find richterliche Reichsbeamte III. 
149 Note 2. 

Marine: Beamte. Dienftverhält 

nifle berjelben III, a. 248 ff. Zur 

vänbigfeit der Dieciplinartommil- 

ionen I. 372 ff.; III. a. 247 ff. Bgl. 
Militär: Beamte. 

Marine: Behörden I 333 fg, 
vgl. III. a. 180 fg. Kommanbobehör: 
ben I. 838, Verwaltungsbehörden 
339, wiſſenſchaftliche Anftalten 340. 
Militärdisciplinartommilfion 1.372 fg. 
Siehe Marine: Auditeure. 

Marine-Lazarethe IL. a. 134. 

Marine:PBfarrer II. a. 134. 

Masine-Säulen I. 840; III. a 


Marine-Stationd- Autendans 
turen I. 339; III. a. 133. 
Marine-Stationd- Kommando 
1. 338, 369; III. a. 131. 
Marine»-Strafgeridtel 969; 
III. a. 134. 
Marineweien fiehe Kriegs ma—⸗ 


rine 

Markt: :Ordnungen. Erlaß ber 
jelben durch die Ortöbehörden II. 461. 

Maſchineningenieurkorps der 
ale III. a. 219 fg. Siebe Offis 


Mafciniften- und Steuermannd- 
ſchulen III. a. 135. 
Maffenaufgebot II. a. 138. 
Maß: und Gewichtsweſen 1. 
439 ff. Geſetzgebung, Literatur, all- 
gemeine Grundläke 439, Maß: und 
Gewichtsſyſtem 440 fg., Heritellung 
der Maße, Gewichte u. Waagen 442, 
Eichungsweſen 443, 446 ff., Verbot 
ungejtempelter Maße u. Gewichte 444, 
Strafen 445, Normal: Eichungstom⸗ 
miſſion 448 u. 1.318 ff. Baberifches 
Sonderrecht II. 449, Vermeſſung von 
Seeſchiffen 450 ff. 
Materialien. Ueberweifung von 
M. von den Gemeinden als Kriegs⸗ 
leiftung III. a. 356, 357. 
Matrikel. Führung berjelben durch 
die Reichskonſuln LU. 271 ff., Ein 


Matrilularbeiträge II. b. 
320, 330 ff. Sormelle Beibehaltung 
der Matrikular eiträge auch ohne daß 
ein materielles Bedurfniß für bie 
felben vorhanden ift 332 ff. Matri- 
kularbevölkerung 335, 336, Die von 
den einzelnen Staaten zu machenben 
Zahlungen find à Conto-Babhlungen 
536, Abrechnung zwiſchen Reichs⸗ 
und "Sandestafjen 337, 338, Anja 
im Etat 348, M. önnen nur auf 
Grund eines Etatsgeſetzes erhoben 
werden 330, 352 fg., 375. 

Matrofen-Divifionen I. 338 ; 
HI. a. 131, 208. 

Medlenburg. Austritts⸗Erklärung 
aus dem deutfchen Bunde 1.5. Bünb: 
nißvertrag v. 21. Aug. 18686 I. 16. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung IL 


Fre Militärtonventionen II. a. 10, 
if. 5 u. 6. Gerichtöfonventionen 
Tu. . 46 (gemeinſch. Oberlandesge⸗ 


richt Roflol). Kompetenz bed Reich?» 
—5 — zur Vorentſcheidung bei der 
erfolgung öffentl. Beamter 88. 
Einſchluß in * Zollgebiet III. b. 
253. Preuß. Zollverwaltung in Med: 
lenb. Drtichaften 284 Note 3. 
Mediatijirte. Befreiung bon der 
Mehrpfliht III. a. 140, von ber 
Quartierleiftung III. a. 323. Recht 
auf Austrägalgerichte III. b. 42 ff. 
Mef- und Wäge⸗Werkzeuge ll. 
446 ff., Normalmaße und Eichung®: 
normale 448, Präziſionswaagen und 
Gewichte 446 Rote 2. 
Meßbrief II. 453 fg. 
Meterkonvention, internationale 
Il. 446 Note 4. 
Mietbpreid-Vergütung der Reichd- 
beamten I. 464. Serviß und Woh— 
nungegelbaujcuß der Offiziere III. a. 
2 


Militärärzte fiehe Offiziere. 

Militärärztlide Bildungs-An- 
ftalten III. a. 125. 

Militär-Angelegenheiten. Bes 
freiung von Porto II. 342, 

Militäranwärter II. a. 295 ff.; 
bei der Poft- und Telegraphen-Ber- 
waltung U. 357 

Militärbeamte ber Militär- und 


Marineverwaltung IIL a. 212, 245 ff, 
find mittelbare Reichsbeamte 1. 398 ff-, 
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find dem Kaiſer gehorſamspflichtig I. 
399; III. a. 64 ff., obere, untere M. 
III. a. 244, Militärrang 244, 245, 
Militärdienft 246, Unterordnungsver⸗ 
hältniß 246, Dißciplinargeivalt über 
Militärbeamte 246 ff.; I. 372, ff., 
Urlaubsertheilung an Mmilitärbeamte 
III. &. 248, 249, Dienftiveg und Be« 
Handlung von Beſchwerden 249, bie 
Vorſchriften des Reichsmilitärgeſetzes 
8 39 ff. finden auch auf M.B. An⸗ 
wendung 249, Anwendung des Mili⸗ 
tär-Strafgefegbuchd auf M.B. 249, 
250, der Mitärgerichtäbarkeit und der 
Militär⸗Strafgerichts-Ordnung unter: 
worfen 250. Civilbeamte ber 
Militär: und Marineverwaltung III. 
a. 243 ff., 250, 251, 252. 
Militärbedürfniffe. Befriebi- 
gung außerordentlicher Militärbedürf⸗ 
niffe durch Kriegsleiftungen der Ge: 
meinben III. a. 357, 858. 
Militär-Bildungsanftalten 
III. a. 81. 
MilitärdienftIll.a. 136 ff. Siehe 
Wehrpflicht, Dienftpflicht, 
militärifche. 
Militär: Disciplinarfommilf: 
jionen IL 372 ff. Kompetenz 373. 
Militärs Erzgiehbungßanftalten 
III. a. 81. 


Militär-Etat Ill. a. 88 ff.; I. 
b. 347, 348. Babern III b. 347. 
Militärgericdhte II. a. 119 ff, 

253 ff.; UL b. 32, 
Militärgefeggebung III. a. 12 ff. 
Beihhlußfaflung des Bundesraths über 
Militärgejege II. 36. 
Militärhoheitsrechte der Ein: 
zelftaaten III. a. 59 fg. Siebe Ein: 
zelftaaten, Kontingent? 
berren, Landesherren. 
Militär-$ntendanturenlll 
a. 111 ff. 
Militär⸗Invaliden fiche Jn- 
validen. 
Militäriſche Freizügigkeit 
I. 139; III. a. 148. 
Militärifhe Knaben-Erzieh— 
ungs-Inſtitute III. a. 129, 130. 
Mititär-Suftigbeamte Il a. 
119 fff, deren Verſetzung I. 481. 
Militär-sirgenmwelen III. a. 
12 


Militär-KRonventionenllla. 
9 ff., 26 ff., find Verträge Breuf 
ſens mit anberen Bundesſtaaten 

Laband, Reichsitantsrecht, III. 2. 
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27 fi. Konvention mit Sachfen 30 fg., 
mit Württemberg 32 fg. Verhältniß 
zu Bahern 33. Verzeichniß der Mi- 
litärkonv. 34. Siebe auch III. a. 
55. 56. 

Militärlaften. Begriff und allge- 
meine Rechtöjäge III. a. 311 ff. Siehe 
Sriedensleiftungen, Kriegs— 
leiftungen, Feſtungsrayon. 

Militärperfonen 1lIla. Begriff 
244, Einfluß des Militärbienft-Ber- 
hältnifſes auf andere Rechtsverhält-⸗ 
niſſe 252 ff., Militärgerichtöftand 255, 
256, in bürgerlichen Rechtsſachen 
257 ff., allgemeiner Gerichtäftand 
258, one 257,258, Aufentbalt3- 
ort 258, Beurtheilung der Rechts⸗ 
verhältniffe 258, 259, Prozeßverfah⸗ 
ven, BZuftelungen 259, Sonder- 
beftimmungen binfichtl. der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen M. 260 ff., Pfän- 
dung 260, 261, Haft zur Erzwingung 
der Ableiftung des Offenbarungseibes 
261, 262, Sicherheitänrreit 262, Aus⸗ 
ihluß von Öffentl. Rechten u. Pflich: 
ten 262 ff, Wahlrecht, Vereinsrecht, 
Gewerbefreibeit 262, Gericht3dienft 
263, Vormundſchaften 268, Verwal: 
tungsdienfte in Kommunal- u.Sirchen: 
ämtern 263, 264, Steuerpflicht 264 ff., 
Steuerprivilegien hinfichtl. der Staais⸗ 
jteuern 265, binfichtlich der Kommu⸗ 
nalfteuern 265 ff., Bayern, Württem- 
berg, Elſaß⸗Lothringen 267, Porto⸗ 
vergünftigungen 268, befondere Vor⸗ 
Ichriften vie der Rechtögeichäfte 
269 ff., Eheſchließung 268, 269, 
Nechtögeichäfte des Vermögensver⸗ 
kehrs 269, 270, Verfügungen von 
Todeswegen 270, 271, Verrichtungen 
der Standesbeamten 271 fi. Siebe 
Berjorgung, Hinterbliebene. 

Militärpflicdt. ri III. a. 
146 ff., Meldepflicht 148 ff., Nichterfül- 
lung der Meldepflicht 151, Geſtellungs⸗ 
pflicht 151 ff., Geftellung zur Mufte: 
rung 151, 152, Geftellung zur Aus⸗ 
bebung 152, 153, ſchuldbare Ber» 
legung der Geſtellungspflicht 153, 
154. Siehe Wehrpflicht, Erfat- 
weſen, Dienftpflicht, militärifche. 

Miitar-Keitſchulen II. a. 


Militär-Rof tſchule II 
⸗ ar vie «3 
198. ’ 


Militär-Sanitätöwefen IIL 
a. 115 ff., 220 ff., ftehende Kriegs⸗ 
27 
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lazarethe 119. 
Militär Schießſchulen IlLa. 


Militär: Trangporteder Eifen- 
bahnen als Friedensleiſtung III. a. 
338, als Kriegsleiftung 361. 

Militäruniform. Tragen ber 
Uniform ift Dienftpflit III. a. 69. 
Recht verabichiedeter Offiziere zum 
Tragen der Uniform III. a. 234, 
235, 237, 238. 

Militär - Berorpnungsredt 
III. a. 15 ff. 

Militär-Berwaltung II. a. 
104 fg. Dienftverbättnifle ber Bes 
amten der M.V 

Miniiter. Beheiuns vom Schöffen- 
und Geſchworenendienſt IIL b. 130, 
find am Amtsſitze zu vernehmen 169. 

Minifterverantwortlidkeit. 
Berantwortlichfeit der Minifter für 
ihre Spnftruftiondertheilung an bie 
Bundesrathsbevollmächtigten I. 242, 
parlamentarifche Minifterverantivort- 
lichkeit II. 228. 

Mobilmackhung, des Heeres III. a. 


2 des bayeriſchen Kontingentes 40,’ 


Mobilmahungsplan 1ll. a. 97. 
me belle. Urheberrecht an Modellen 
470. 


Monopol, der Poſt Il. 297, 298. 
Siebe Poſt- und Telegrapben 
zwang. 

Munitionsdepöt III. a. 97. 

Münzen file Münzweſen. 

Münzbobheit Il. 412, 415. 

Müngmonopol fiehe Münzregal. 

Münzgprägung II. 412, 414 fg. 
—3* 427 ff. Siche Münz⸗ 


weſen 
M un nr e gal der Einzelitaaten II. 
414 


Münzftätten Il. 427 ff. 

Münzweſen. Verwaltung ded Münz: 
weſens (mit Einſchluß des Papier⸗ 
geldes) II. 410 ff, Geſetzgebung 410, 
411, Literatur all, allgemeine Ge 
fspunte 410 ff. "Die Regelung 
eiten® des Reichs II. 416 ff. 
Einführung der Reichs · Währung 
416, 417, Verbot der Ausprägung 
von Münzen der Landeswährungen 
417, Außerfurzfegung der Münzen 
al Ti., Umlaufsverbot berjelben 419 ff., 
Einlöfung von Münzen 421 ‚ Auf: 
gebotöverfahren 422, die Reichsgolp: 
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währung 423 ff., Abnũtzung der M. 
durch gewöhnlichen Umlauf, Bel: 
digungen 425 ff. Herftellung der 
Reich smünzen 427fg., den Einzel- 
ſtaaten überlafien 427, 428, Mimz⸗ 
ſtätten 427 ff., Beaufſichtigung der: 
felben durch die Reihötommihäre 430, 
Prägung auf Beftellung und Koften 
bes Reichs 430, 431, Prägung von 
Scheidemünzen 481, 432, Prägung 
von Goldmünzen auf Beftellung von 
Privatperfjonen 432 ff. Siehe Ba: 
piergeld. 
Muſikaliſche Kompofitionen 
Urheberrecht an benfelben IL 470. 
Mufter, Beförderung durch die Pont 
1 208. Urbeberredht an benjelben 
7 
Mufterrolle der Schiffsleute, Aus: 
fertigung Il. 257, Bem der 
Abmufterung in berfelben 257, Weber: 
fendung derſelben an das Seemannz: 
amt des Heimathshafens 257. 
Mu he er it ng der Wehrpflichtigen II. 
8. 


Rachbildung I. 469. 

Nachd ruck II. 469. 

Nacherſatz. Bertbeilung desſelben 
auf die Einzelftaaten VI. a. 53. 

Nachlaß. Verpflichtung der Reich: 
konſuln zur Sicherſtellung u. ſ. w. des 
Nachlaſſes verſtorbener Reichsange⸗ 
höriger II. 264, 265. 

Nachtrags— Stat zum Sauspalti- 
Statö-Gelet Il. b. 344, 

Naturalifationl. 16: fi fe Keine 
N. durch das Reich unmittelbar 1. 
135. Geſetzliche Wehrpflicht IIL a. 
144 fg. Naturalifation durch Anftel- 
lung im Reichsdienſt I. 170. 613. 

Naturalverpflegung als Frie: 
densleiſtung III. a. 327 fg., als 
Kriegäleiftung III. a. 352, 353. 

Rebenamt. Annahme eines Reben: 
amts feiten® der Neichäbeamten 1. 
431, Ieitend der Milttärperfonen II. 


Niederlaſſungsrecht ſiehe Wohn⸗ 
Ritolßburger Frieden I. 5 
14. 15. 


Norddeutſcher Bund. Gründung 
desjelben I. 9 ff., fein Beni N zu 
den fübdeutjchen Staaten 34 fl., Ber 


träge über bie militärische Freigügig- 
teit und über Gewährung der Rechts⸗ 
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bülfe mit Baden 36, Berfailler Ber- 
trag mit Baden und Heſſen 39, 40, 
Berliner Bertrag mit Württemberg 
vom 25. Nov. 1870 40, Militärkon- 
vention mit Württemberg 21/25. Nov. 
1870 I. 40, Berjailler Vertrag mit 
Bayern 23. Rov. 1870 I. 41, Schluß- 
protofol dazu 41, Berliner Vertrag 
vom 8. Dez. 1870 I. 42, Rechtskonti⸗ 
nuität zwifchen dem Nordd. Bund und 
dem Reiche 43, Verwaltungsvermögen 
des Rordd. Bundes III.b. 217, An: 
leihen des N. 3. 232, Finanzwirth⸗ 
Ichaft des N. B. 318 ff., Finanzge- 
meinfchaft des N.B. und Sübhefjens 
hinſichtlich der franzöſ. Kriegskoſten 
und Kriegskoſten-Entſchädigung 324. 
Bgl. 327 Note 1. 
Norddeutſche A 
fung. I Entwurf I 13, 14, II. 
Entwurf 21, 22, IH. Entwurf 28, 
Feftftellung der Berfaffung 25, Pub: 
Iifationdpatente der Berfaffung 26 ff., 
Folge der Einführung der Bunbes- 
verfaffung 26 ff., beſonders 30 ff., 
Abdrud im Bundesgeſetzblatt 82, 
Art. 79 Abi. 2 Über den Eintritt 
Ber Iehbeutjegen Staaten in den”. B. 


Rormal:Eihungstommiffion. 
Drganifation I. 318 fg., 614, Thätig- 
feit, Befugniffe Il. 448 fg., Sonder: 
recht Bayern31.116, 319; II. 449, Mit- 
glieder der Rormaleichungstommilffton, 
welche nicht Reichsbeamte find I. 397. 

Normalgemwihte und Maße. 
Herftelung derſelben II. 448. 

Notariatd:Urtunden der Reichs: 
tonfuln II. 268. 

Rotenbanten fiehe Brivat:Noten- 
banten. 

Nothſtand. Ermäßigte Eifenbahn- 
fracht für Lebensmittel II. 378. 

Nothſtandsverordnungll, 74. 
Siehe auch I. 513; 11. 148 ff. 


Oberbefehl des Kaiferd über bie 
bewaffnete Macht III. a. 35 ff. 
Dbererfattommiffion III. a. 
152, 153, 155. Siebe Erfatmwefen. 
Dberbandelsgericht fiebe Reich - 
DOberbandelsgeridt. 
Dberlandesgerichte. Zuſtändigkeit 
II. b. 79, Organifation 94 fg., ge- 
meinfchaftliche Oberlandesgerichte 46. 
Ober-Poſtdirektionen 1.325, 326, 
616, Bajfivlegitimation bei Entſchädi⸗ 
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gungsanſprüchen gegen bie Boftver- 
waltung II. 339, bei Klagen auf Rück⸗ 
zahlung von Porto⸗ und anderen Ge⸗ 
bühren 347, Zuftändigteit beim Straf: 
verfahren wegen Boftdefraudation 
347 ff. Berfügungen der O. P. D. 353. 
Dberreihsanmalt III b. 100, 
104, 106, 107, 150. 
Dber>Seeamt II. 465. erugnib 
I Bernehmung von Zeugen III. b. 


Dberfte Dißciplinargeridte 
I. 375, 376. 
DOberfte Reichſsbehörden I. 298 
Note 1, 493. 
Oberſtes Landesgericht (Bayern) 
III. b. 49 fg., 96. 
Deffentlichfeit der Berhandlungen 
bes Reichsſstags I. 560. 
Defterreich. Reformprojekt von 1863 
1. 9, Ausflug aus dem deutichen 
Bunde 14, Buftimmung zur Errich⸗ 
tung des deutſchen Reich und for: 
melle Anerkennung desfelben 47. 
Dffiziere, find Staatöbeamte III. a. 
211, im Dienft des Kontingentsherrn 
III. a. 64, Gehorfamspflicht gegen 
ben Kaifer 65 fg., einheitliche Rege- 
lung ihrer Dienftverhältnifie 68, Ge⸗ 
richtöherrlichteit über Offiziere 68, 69, 
Rangverhältniſſe 79 fg., insbeſondere 
82, 83, Dffiziere außer Reih und 
Glied 83. Dualifilation und 
Ergänzung de? Dffizier: 
korps: im ftebenden Heer, 
Ausbildung der Afpiranten 123 fg., 
wiffenfchaftlide Qualifikation und 
Mahl 214 fg.; inder Marine, 
Ausbildung 135, wiſſenſchaftliche Due: 
lifikation und Wahl 216 fg., Maſchi⸗ 
neningenieurforps 219; Sanität®: 
Dffiziertorpg, Bildungsanftalten 
125, wiſſenſchaftliche Dualififation u. 
Wahl 220. — Dienftpflidt der 
Dffiziere im altiven Dienft 
Ill. a. 221 fg. Urlaub, Eintritt in 
den Reichstag 222, militärifche Treu: 
und Gehorſamspflicht 223, Beſchwer⸗ 
den gegen Vorgeſetzte 223, Pflicht 
des achtungswürdigen Verhaltens 223, 
Ehrengeriht der Offiziere 223 fg. 
Rechte der Offiziere 225 fg., An⸗ 
ſpruch auf Gehalt 225, Zulage 227, 
Kommandozulage 227, Servis 228, 
Wohnungszuſchuß 228, Feldzulage 
228, Reifetoften, Tagegelder, Umzugs⸗ 
gebühren 228, Beförderung der 
27* 
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Dffigiere 228 fg., Rangorbnung 229, 
Entlafjung aud dem altiven 
Dienft 230 fg., Verjegung zu ben 
Offizieren de8Beurlaubtenftandes 231, 
Stellung zur Dispofition 231 fg. — 
Beendigung bes Dienftver: 
hältniſſes 233 fg., mit Anſpruch 
auf Penſion und Ehrenrechte 233 fg., 
ohne Anfprucd auf Penſion und Ehren- 
rechte 235, als Ehrenftrafe 236 fg., 
Entfernung aus dem Heer ober der 
Marine 255, 237, Dienftentlaffung 
237, 238, Entlaffung mit fchlichtem 
Abfhied 238. Siehe Benfion, 
Servis. — Dffigiere des Be- 
urlaubtenftandes, Ausbildung 
III. a. 208, Ernennung 204, Qualis 


fifation u. Wahl 205, Dienftpflichten | P 


206 ff., Webertritt von der Reſerve 
zur Landwehr 207, Ehrengerichte 208, 
ae in ein anderes Kontingent 


g. 
Oldenburg. Austritts⸗-Erklärung 
aus dem deutſchen Bunde J. 5. Büund⸗ 
nißvertrag vom 18. Aug. 1866 I. 16 ff. 
Poſt⸗ und Telegraphenvermwaltung II. 
291. Militär-Konvention III a. 34 
Ziff. 7. Gemeinſchaftliches Landge⸗ 
richt III. b. 46, gemeinſchaftliches 
Oberlandesgericht 46. Zollausſchlüſſe 
254 Note 1. Branntweinſteuer 275. 
Preuß. Zollverwaltung im Fürſtenth. 
Lübeck 284. 
Orden. Pgleihung an kaiſerliche Be⸗ 


amte I. 481. 
O — ben der Geſellſchaft Jeſu ſiehe I es 
uiten. 
Ordnungs ruf des Präfidenten des 
Reichstags I. 564. 
Ortspolizeibehörden 
die Straßengewerbe II. 461. 


Papiergeld. Begriff II. 434, Aus⸗ 
gabe 436 ff., Reichskaſſenſcheine 438 ff. 

Tarallelbahbnen. Anlegung von 
folden im Bundesgebiete II, 362. 

Bafjagier - Effelte, bei den 
Poſten zurückgelaſſene. Rechte an den- 
jelben 2c. II. 326. 

Paſſirgewicht II. 426. 

Paßweſen. Zuftändigleit des Reichs 
I. 194. Einführung der Paßpflichtig⸗ 
feit durch Kaiferl. Verordnung ebenda. 
Viſirung der Bäfle ſeitens der Reichs⸗ 
tonfuln II. 262 fg. 

Patent II. 468 ff., Geſetzgebung und 
Literatur ebenbajelbft, rechtliche Na: 


regeln 
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tur des Patentſchutzes 468—70, Er: 
teilung eines P. 475 ff., Verfahren 
478 fg., Belanntmadhung über Er: 
tbeilung ober Verfagung des P. 482, 
Wirkungen des P. 482 ff., Zuſatz⸗ 
patent 483, Ausfchluß der Wirkungen 
des P. 483, 484, PVerlegungen des 
Patentſchutzes 484, Erlöfchen 485, 
Nichtigkeits⸗Erklärung 485 ff., Zurüd- 
napıme 487,488, Beichräntungen 488, 


Patentamt II. 471 ff. Mitglieder 
471. Zuſtändigkeit und Geſchäfts⸗ 
treiß 473 ff. Rechtshülfe III. b. 75. 

ep II. FA derjelben 
atentrolle ru 
II. 474. ng 

atrimoniale Gericht Sbarkeit 

en ID. b. 44. 

Pauſchſummen für die Koften ber 
Zollverwaltung II. b. 294 ff. 

Benfion, der NReihäbeamten 
I. 471 fg., deren Höhe 472, Anſprüche 
der Hinterbliebenen 473, Benftonis 
rung, Verfahren 490 fg., Rechtämweg 
wegen Penftondanfprüdhen 475 fg; 
Benftonivung der Mitglieder des 
Reichsgerichts II. b. 150; ber 
Beamtender Reichsſsbankl. 
348; der Militärperfonen 
DI. a. 284 fg., Höhe d. B. 284 fg., 
PVenfiongerhöhungen 289 fg., 303, 
Kriegszulage 289, Verſtümmelungs⸗ 
zulage 290, Anwendung auf Militär⸗ 
beamte 291, Dienſtzulage 291, An⸗ 
ſtellungsentſchädigung 292, Chren: 
zulage 292, Seftftellung, Zahlung, 
Ruhen, Erlöſchen, Kürzung ꝛc. der 
Penſion 300 fg., Zahlung der Penſion 
für den Sterbemonat an die Hinter- 
bliebenen einer penfionirten Militär: 
perjon 308, Geltendmachung der Ben: 
ſionsanſprüche 309 fg., Mitwirkung 
des Bundesraths bei Zuerkennung 
bon Penſionen I. 267. Snvali: 
denfonds III. b. 207 fe- 

Berfonengeld. Defraudation dei 

. 11. 299. Beitreibung II. 37. 
Klage auf Rückzahlung des beigetrie: 
benen Perfonengeldes 347. 

Berjfonrenpoft II. 300, 301. 

Petitionen, an den Meichdtag, 
Ueberweifung bverfelben an bie Re 
gizzung . 519, geſchäftl. Behandlung 


Betitionssedt. Begriff I. 519 
Note 4, 
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Pfändung gegen Militärperſonen 
IH. a. 260 fg., hinſichtlich der Reichs⸗ 
beamten I. 495, 496. 

Bfändung gegen Boften ift unftatt- 
baft IL 825. 

Pferde. Kriegdleiftungen der Befiker 


von Pferden III. a. 369 fg. Siebe 
Borfpannleiftung. 
Bflaftergelder Befreiung ber 
oft von P. IL. 328. 
Photographien Schu 


Hug der B 

gegen unbefugte Nachbildung II. 470. 
Bolitifhe Berbreden und 
Bergeben. Deren Einfluß auf 
Be Wahlrecht zum Reichstag I. 


PortepeefähnerichllI.a. 213fg. 
Porto. Cntridtung desfelben II. 
340 fg., Normirung des Porto dur 
Geſetz, Reglement, durch internatio- 
nalen Vertrag 340, Beitrafung der 
Portobinterziehung 342, 343, Zah: 
lung von Averſionalſummen an Stelle 
der Borto: oder Gebührenbeträge 341, 
Beitreibung 347, Klage auf Rüd: 
gablung des beigetriebenen Portos 


347. 
Portodefraudation ſiehe Poſt⸗ 
defraudation. 
Portofreiheiten. Aufhebung der⸗ 
ſelben II. 341 ff. P. der regierenden 
Fürſten des d. Reichs, deren Ge: 
mablinnen und Wittiven IL 342. 
Borto:-Bergünftigungen. Ber: 
fonen des Militärftandes® und ber 
Bundes⸗Kriegsmarine beivilligt II. 
342. Ermächtigung des Kaiſers dieſe 
aufzuheben oder einzufchränfen 342. 
Boftämter I 326, 616. Führung 
ber Unterſuchung bei Strafverfahren 
wegen Boftdefraudation II. 349. 
ee II. 299. 
Botarmen- oder Unterftüg: 
ungskaſſe II. 326, 346. 
Boftaufträge II. 299. 
Boftdefraudationenll. 347 ff, 
Befugnif der Poftbehörden zur Ber: 
nebmung von Zeugen III b. 160. 
Boftdienft. Vorbereitungsdienſt als 
Poſteleve H. 355. Poſtpraktikanten 
356. Poſtſekretäre 356. Qualifikation 
zum höheren Poſtverwaltungsdienſt 
356. Poſtgehülfen 357. Poſtaſſiſtenten⸗ 
Prüfung 357. 
Poſten, ordentliche Poſten zur Be- 
förderung der Reiſenden II. 299, 323. 
Boftgebühren. Erlöfchen des An; 
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ſpruchs II. 347. Beitreibung ber- 

jelben 1I. 347. Klage auf Rüdzablung 

* beigetriebenen Poſtgebühren II. 
7 


Poſthaltere ien. Inventarium der 
P. darf im Wege des Arreſtes oder 
der Exekution nicht mit Beſchlag be⸗ 

legt werden II. 325. 

Bo ⸗Inſpektion II. 354, 355. 

Boftfarten II. 299. 


-|Boftpferde Il. 325; III a. 333, 
869 fg. 


g 

Poſtſendungen, unbeſtell— 
bare, Rechte an denſelben II. 326, 
unfrankirte, Annahme derſelben 
345, Aushändigung der Poſtſendungen 
345, 346, Verweigerung ber An: 
nabme, Unbeſtellbarkeit 346. 

Poſt- und Telegrapben-An- 
ſtalt, öffentliche Verkehrs⸗Anſtalten 
II. 296, 298 1, Umfang des Ge- 
ſchäftsbetriebes II. 298 fg., der Teles 
graphie 300, Etablirung der Boft- 
und Telegraphenanftalten 300, An: 
nahme und Beförderung von Boft- 
fendungen 300, 301, Vertrieb poli- 
tifcher Zeitungen 301, 302, Bor- 
rechte der Boft: und Tele: 
grapben-Anftalt Il. 308 fg, 
Monopol 308. Siebe Boftzwang, 
Telegrapbenzwang, Necte 
der Boftverwaltung an den Eifen- 
babnen 315 fg., der Telegrapbenver: 
waltung 322, 323, Rechte der P.⸗V. 
an öffentliden Straßen 323, der 
Telegraphenverwalt. 323, 324, Bor« 
ſchriften zur Sicherung des Betriebes 
der Boftanftalt 324 fg., Rechte an 
unbeftelbaren Boftfendungen und zu» 
rüdgelaffenen Paflagiereffeften 326, 
327, Beförderungdpverträge 
der Poft- und Telegraben-Anftalt 
327 fg., Verpflichtung der PBoftanftalt 
332 fg., Ausfchluß der Erſatzpflicht 
334 fg., der Telegraphenvermwaltung 
336 ; Verpflichtung des Abſenders 
340 fg., Franklirungszwang 343 fg. 

Poft- und Telegrapbenbeamte 
I. 353 fg. Verpflichtung zum Brief- 
gebeimniß II. 303, 304. 

Poft- und Telegrapbenper: 
tfebr, mit dem Außlande II. 292, 
innerer Berfehr 293, Wechſelverkehr 
293, 294, Durchgangsverkehr 294, 
Haftung für auswärtige Beförde⸗ 
rungsanftalten beim Boftverfehr 338, 
Portonormirung durch internationalen 
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Bertrag 340. 

Bolt: und Telegraphenver— 
waltung 1. 285 ff. Orbnung, 
Zeitung und Gicherung des inneren 
Dienftes II. 351 ff. Centralbehörbe 
für Poft: und Telegraphenvermwaltung 
1.615; II. 352 ff. Allgemeine Dienft: 
Anweifung für Boft und Telepraphie 
II. 353. Die Beamten der Reiche- 
Poft> und Telegraphenverwaltung II. 
353. Koften der B. und T. IL. b. 

326. Ginnahmeüberfchüffe aus ber 
P. und T. III. b. 324. 

Poft- und Telegrapbenwefen 
11. 284 ff. Geſetzgebung 284, 285. 
Literatur 285, 286. Kompetenz des 
Reichs 287 ff., der Einzelftaaten 
289 ff. Sonderrechte Bayerns und 
Württembergs I. 115, 116 ; IL. 287 Ü; 
III. b. 324, 326. Allgemeine Ge: 
ſichtspunkte zur rechtlichen Beurthei- 
lung der ®. und Telegr.Unftalt II. 
294 fi. Mechtliche Bedeutung ber 
Geſetze und Reglement? über die Ge- 
—5*— ber Poſt- und Telegraphen⸗ 
Anſtalt 329 ff. Erlaß der Regle—⸗ 
ments 331. 

Poftvereind:Bertrag Alige 
meiner bom 9. Okt. 1874 II. 293, 


Poſtwagen. Berpflidtung der Eifen- 
babnen zur Beförderung berfelben II. 
320, 321. Befreiung von Kommuni⸗ 
fationd-Abgaben für biejelben II. 3283. 

Poſtwerthzeichen. Verkauf II. 
341. Fälſchung, unbefugte Anferti- 
gung 2c., wiſſentlicher Gebraud I. 


Poſtzwang Il. 297 fa, 308 fg. 
Ruhen desjelben 299 Note 1. 

Präſentationsrechte für An- 
ftelungen bei den Gerichten find auf- 
gehoben III. b. 45. 

Präſenzſtand. Recht des Kaiſers 
zur Beſtimmung des Präſenzſtandes 
der Kontingente des Reichsheers III. 
a. 37. Bayern 40. 

Prager Friedensvertrag IL 
14 ff., 34, 47. 

Preußen. Austritt-Erflärung aus 
dem deutfchen Bunde I. 3 fg., Bünd⸗ 
nißvertrag v. 18. Aug. 1866 1. 16 fa., 
Schug- und Truß-Bündniffe mit den 
Süddeutſchen Staaten 35, Sonder: 
recht 117, der Reichskanzler als Be: 
bollinächtigter des Königs von Rreußen 
306 fg, BP reußifhe Behörden 
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Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
al Reichäfchuldenverwmaltung I. 349; 
II. db. 239. Preußiſche General- 
Staatskaſſe als Reichshauptkafſe 1. 
316, Beendigung dieſes Berbält- 
niffe® I. 614. Br. Dberrechnung?- 
kammer als Rechnungshof I. 355 fg.; 
II. b. 380. Boft- und Zeile 
arapbenverwaltung II. 2%, 
vergl. 286 Note 1; Miiitär- 
wefen II. a. allgemeine Prinzipien 
8, Militärkonventionen mit Preußen 
26 fg., Landwehrbezirkskommandos 
der pr. Militärverwaltung 100 Rote, 
die preußiihen Garde - LZandivehr- 
Negimenter haben feine territoriale 
Erſatzbezirke 100 Note 2, preußifches 
Kriegsminifterium 106 fg., Snten- 
bantur 111 fg., militäriſche Bildungs⸗ 
anftalten 122 fg., Pflichten der Stadt- 
gemeindenin Breußen bezügl. der Eivil- 
verforgung von Militärperjonen 298; 
Gerichtsweſen III. b. gemein: 
ichaftliche Landgerichte 45, 46, ge: 
meinjchaftliche Oberlandesgerichte 46, 
Verzicht Preußens auf ein oberfies 
Zandesgeriht 50; Finanzweſen 
III. b. BZollverwaltungsrechte 284, 
285, Beitrag zu den Reichsgeſandt⸗ 
ſchaften 329. 

Breßfreiheit. Beichränfung ber 
Preßfreiheit für Zeiten des Kriegs— 
zuftandes III. a. 46. 

Preßvergehen. Zuftänbigfeit der 
Schwurgerichte III. b. 82. 

Privat-Entbindungd-Anftalt. 
Erlaubnik zum Betrieb derj. II. 461. 

Privatgerichtsbarkeit aufge 
boben III. b. 44, 45. 

PBrivat:Jrren:Anftalt. Cr 
laubniß zum Betrieb einer II. 461. 

VBrivat-Kranten:-Anftalt Er: 
laubniß zum Betrieb einer II. 461. 

Brivat:Rotenbanften Beau 
fihtigung derfelben II. 400 ff. Bank⸗ 
noten-Brivilegium 400 ff. Rormativ: 
beftimmungen über Ausübung 402, 
403. Beichräntung und Berpflichtung 
bei Ausübung 403, 404. P. welde 
von einzelnen Bundesſtaaten die Ber 
fugniß zu Notenaudgaben erlangt 
baben vor Erlaß des Bankgeſetzes 405ff. 
Ausübung ihres Privilegiumd 405. 
Beichränfungen 404, 406. Umlaufs⸗ 
fähigfeit der von dieſen ausgegebenen 
Banknoten 405. Berbot Ziveignieder- 
laffungen außerhalb des Einzelftantes 
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zu errichten 2c. 405, 406. PVorau: | Rang der Reichebeamten und Behör⸗ 
fegungen, unter welchen diefe Be:| den I. 474, 475 
ſchränkungen aufgehoben werben tin | Rangorbnun 8 der Offiziere III. a. 
nen 406 ff. Die bei Erlaß des Bant: | 229. 
gejeßes beftehenden Notenbanten 408.|Ratificirung der Staatöverträge 
PBrivilegienbobeit N. 3. II. 177 ff. 180 
Privilegien Il. 2 ff. Rayon fiche Feftungsrayon. 
Bromulgation, ber Reihd-|Nayonlommiffion fiehe Reichs—⸗ 


gefege IL 41 fg. Vergl. II. 62, 
dem Sailer übertragen 42, 48, Mitt. 
ung der Promulgation 48 fg. Rich⸗ 
terliche8 Prüfungsrecht 43 fg. Form, 
Gegenzeihnung des Reichskanzlers 
52, 53, Verkündigungsbefehl an den 
Reihsfanzer 53; der Berorb- 
nungen II. 85 fg., Brüfungsrecht 
der Berfaffungdmäßigkeit derjelben II. 
87 fg.; der Geſetze für Elſaß—⸗ 
2otbringenll. 129, 144. Keine 
PBromulgation I Staatäver- 
trägen II. 191, 

Brotoftolle ber Berne Sonferengen 
bom 15. Dez. I. 21 


Protokoll en 18. April 1 67 1.25. 
Prüfungs recht der richterlichen und 


Verwaltungsbehörden hinſichtlch ber 
Verfaſſungsmäßigkeit der Reichsgeſetze 
11.43 ff. Prufungsrecht der Behörden 
der Einzelſtaaten über die Zuläſſig⸗ 
keit eines Landesgeſetzes oder einer 
Ianbeaberzlichen Berorbnung einem 
Reichsgeſetze gegenüber II. 118 
Brüfungsrecht der Behörden binficht: 
lich der Rechtsgültigkeit der nach dem 
Beleg v. 2. Mai 1877 ergangenen 
Ye Zanbeögejeke II. 


Bub lifation. Bublifation ver 
Reichsgeſetze Il.54 ff. Vergl. Il. 
62. —— der Reichsr egierung 
54, 55, Verkundigung im Reichsge⸗ 
fegblatt 55, 56, liegt dem Weiche: 
Yanzler ob 56 ff.; der Verord⸗ 
nungen, weldhe Recht svor⸗ 
ſchriften enthalten II 90ff.; 
Verzögerung ber P. über 
den im R.⸗G. ſelbſt enthaltenen Ter⸗ 
min des Beginns ber Verbindlichkeit 
hinaus II. 106; P. der Geſetze 
für E.L. IL 129 ‚130, 144, 145; 
Bublifation von Staat3d-Ber: 
trägen 1. 192 ff. 


QDuartierleiftung, ald Friedens 


leiftung II. a. 319 fg., von ber: 
felben befreite Gebäude 322 Note 4, 
als Kriegdleiftung 351 fg. 


Rayon:Kommijsfion. 

ne Semperit II. b 
310 fg., 

ReanungsgetL 355 ff.; IL. b. 
379 fg. Literatur L Mg Weſen 
und Aufgabe 355 ff.; II. b. 380. 
Geihäftäfreis I. 358, 359; III. b. 
350 fg. Beichräntung deB Rräfidenten 
und der Mitglieder desfelben I. 431. 

Berjetung 357, 481. Borläufige 
Dienftenthebung 1. 357, 484. Benfio- 
nirung 1. 357, 494. Kontrole fiber 
die Ausgabe der Militärverwaltungen 
III a. 58, 105. Siehe Rech nung % 
legung. 

Rehnungslegung. Verpflichtung 
des Reichskanzlers zur jährlichen 
Rechnungslegung über die Verwen⸗ 
dung aller Einnahmen III. b. 390, 
vergl. III. a. 58. Umfang der dem 
Bergmungebofe obliegenden Kontrole 
ul. 380 fg. Rechnungskontrole 
382. "Rontrofe ber Verwaltung 383 fg. 
Kontrole der etatdmäßigen Finanz- 
wirthichaft 885 fg. Rechtswirkung 
der Enticheidungen des R. innerhalb 
der Verwaltung 387 fg. Borbereis 
tung ber definitiven Rechnungslegung 
uns Rechnungsabnahme durch den R. 


8. 

Rehnungdmefen. Bunbesrathe- 
ausſchuß für R. I. 289, 290. 

Rehtdanwalticaftill. b.109ff. 
Gefeßgebung 109, Literatur 109, all- 
gemeine Gefichtöpunfte 109 ff., Zu⸗ 
laſſung 114 ff. Befähigung 114, 115, 
Berechtigung zum Antrag auf Bu: 
faffung 115, 116, Zulaſſung erfolgt 
bei einem beftimmten Gericht, Aus⸗ 
nahme 116, Freizügigkeit der Rechts⸗ 
anwälte 117, ulafjung beim Reichs⸗ 
gericht 117, PVereidigung der R.-U. 
117, ntzasung der vereidigten 
Rechtsanwälte, Löſchung ꝛc. 117, 
Rechte und Pflichten der Rechtsan⸗ 
wälte 118 ff., Befugniß zum Ge: 
mwerbebetrieb 118, 119, Pflicht zur 
Uebernabme von Aufträgen 119, 120, 
Reſidenzpflicht 120, 121, Pflicht des 
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achtungswürdigen Verhalten? 121, 
Anwaltöfammern 121 ff., Disciplinar⸗ 
Strafgemalt 122 ff., Didciplinars 
ftrafen 123, Disciplinarbehörde erfter 
Inſtanz 123, 124, Chrengerichtöhof 
124, 160, Bolftredung 124, Gebühren 
und Auslagen der Rechtsanwälte 124, 
125, NRichtanwendung der Beitim- 
mungen der Rechtdanwaltdorbnung 
in den Sonfulargerichtäbezirten 125, 
Befreiung der R.:A. von der Zeugen» 
pfliht 176, Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte III. b. 13. 
Rechtſsanwaltſsordnung III. b. 13. 
Rechtshülfe. ©. v. 21. Juni 1869 
I. 160; III. b. 66. Verpflichtung zur 
Rechtshülfe III. b. 66 ff. Allgemeine 
Geſichtspunkte 66, 67. Rechtshülfe 
auf dem Gebiet der orbentlichen ftrei- 
tigen Gerichtäbarfeit 67 ff. Recht: 
bülfe in Sachen der ftreitigen Ge: 
richtöbarfeit, welche zur Zuſtändigkeit 
der befonderen Gerichte gehören 73 ff. 
Rechtshülfe Seiten der Gerichte in 
Sachen, welche nicht zur ftreitigen 
Gerichtsbarkeit gehören 75. 
Nehtdjchur der Reichdangehörigen 
1. 150 fg., der Staatdangehörigen I. 
157, 158. 
Rechtsverhältniſſe. Einflußdes 
Beamten: Berhältniffed auf andere 
rechtliche Berbältnifle I. 495 fg. Ein: 
fluß des Militärdienft-Verhältntfies 
auf andere NRechtöverhältnifie III. a. 
252 fg. R. der zum Dienftgebrauche 
einer Neichöverwaltung beftimmten 
Gegenftände III. b. 220 ff. ' 
Rechtsweg. Berfagung des Rechts⸗ 
wegs III. b. 30 ff. Entſcheidung über 
Zuläffigfeit des Rechtswegs fteht den 
Gerichten zu 34 ff. Berondere Be: 
börden zur Enticheibung ber Kompe: 
tenzkonflikte 34, 35. 
Redefreibeit ver Reichstagsmit⸗ 
glieder I. 571. 
Referendarelll. b. 144, 1467. 2. 
R s ge ntihaft im deutſchen Reich I. 


Negierende Häufer fiehe Lan— 
dbesherren. 

Negiment III a. 81, 83. 

Regiments⸗Schulen III. a. 128. 

Reich, deutſches. Entftehungsge- 
ſchichte I. 3 ff., 37 Rechtskonti⸗ 
nuität zwiſchen dem Nordd. B. u. d. 
deutſchen Reiche I. 43, 61; III. b. 
232. Seine rechtliche Natur I. 56 ff. 
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Seine Mitglieder I. 88 ir ‚ bat ſelb⸗ 
ftändige Herrfchaftsrechte I. 58, 64 fg., 
fein Verhältniß zu den Einzelftanten 
I. 85 fg., es übt gewiffe Hoheitsrechte 
felbftändig und direlt aus I. 94, 95, 
die natürlichen Grundlagen des Reichs 
I. 130 fg., Reichsangehörigkeit 1. 
130 ff., Neicheindigenat I. 175; Ge: 
biet I. 182 ff., die Organifation des 
Reiches I. 206 ff., Gejekgebung II 
1 fi., Staatöverträge II. 152 fi. 
Verwaltung II. 198 ff., bewaffnete 
Macht II. a. 1 ff., Gerichtäweien 
Ill. b. Iff. Finanzweſen III. b. 120f. 
Reichsamt. Begriff IL 293 ff. 
Reichsangehörige I 130 fi. 
Ihre Pflichten I. 137 ff. Ihre Rechte 
I. 148 ff. Wahlrecht zum Reichdtage 
I. 525. Wählbarkeit 1. 529 fg. Aus: 
mweifung von Reichdangehörigen aus 
dem Gebiete eined Einzelſtaates L 
158. Anmeldung der R. zur Matrikel 
bei den Reichöfonfuln H. 271. Unter: 
ftügung bülfsbebürftiger Reichsange⸗ 
böriger durch die Reichskonſuln II. 
276. Zurlicbeförderung nach Deutid- 
land 11. 258, 276. 
Reichs⸗Angehörigkeit. Begri 
und ftaatsrechtliche Natur I. 130 fi. 
Literatur 180, 131. Sie ift be 
dingt durch die Staatsangehörigkeit 
134. Erwerb und Berluft 13. 
Ihre Rechtswirkungen 136. Gele 
über die Bunded-(Reihd-)Angehörig: 
feit und Staatsangehörigkeit v. 1. 
Suni 1870 I. 185, 136, 145, 156. 
Siehe Staatsangehörigkeit. 
Reihsanleihen fiehe Anleihen. 
Reichsanwaltſchaft II. b. & ff. 
Siehe Oberreichſsanwalt. 
Reichs⸗Anzeiger. Veröffentlich— 
ung von Berjonal-Beränderungen I. 
410. Beröffentlihung der Beichlüfie 
des Patentamts II. 474. Herausgabe 
on Reich3-Anzeiger8 III. b. 214, 


Reihsbant II. 380 ff. Literatur 
ebenda. Gründung 380 ff. Aufſicht 
über Verwaltung der R. I. 359. Zu- 
riftifhe Natur und Ber- 
faſſung der R. II. 383 ff. Rechte 
und Leiftungen des Reichs 384, 385. 
Reichskanzler, Direktor der R. 385. 
Stellvertreter desſelben 385. Die 
Reichsbankbeamten, ihre Ernennung, 
Pflichten II. 385, 394. Bgl. I. 40. 
Beſchränkungen derſelben I. 432. Kau⸗ 
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tiongleiftung I. 617 fg. General 


Berjammlung II. 385, 386. Gentral- 


Ausſchuß 386, 387. Bezirksausſchüfſe 
387. Bank⸗Kuratorium 887. Zeit⸗ 
bauer ber N.B., Prolongirung der 
jelben 387,388. Auflöfung 388, 389. 
Liquidation 389. Reich Sban tal 
öffentlide Anſtalt 389 ff. 
Umfang des Geſchäftsbetriebs geſetz⸗ 
lich firirt 389, 390. Zweigniederlaſ⸗ 
fungen390. Abſchluß der Gefchäfte 391. 
Verpflichtung der Reichsbank Barren: 
gold zu feftem Preiſe umzutaufchen 
391. WUllgemeine Bedingungen für 
Lombarbgefehäfte 391, 392. Rommif, 
fiondgegeichäfte 392. De pofitenge- 
Ichäfte 398. Bankgeheimniß 398 ftebe 
Bantgebeimnif. Borredte 
der Reichsbank 398 ff. Noten: 
privilegium 396 ff. Umfang 396. 
Banknoten-Dedung 396. Banknoten: 
Befteuerung 397. Einlöjung der Bant: 
noten 397 fg. Pfandprivilegium 399, 
400. Sieuerpribitegium II. 400, vgl. 
auch III. b. 201. 

Neihdbant-Agenturenl. 349, 
Errichtung II. 390. 

neigäbantheamtefeheReidt 

ant 
Reichsbank-Behörden J. 344ff. 


Rei 43bank⸗ sDireftorium IL|Rei 


346 ff.; II. 385, 390. Benfions: 
und Beioldungsetat 1I. 385; III. b. 
348. 


Reichsbank-Hauptkaſſe führt 
Geſchäfte der Reichshauptkafſe I. 614. 
Neihsbant-Hauptftellen I 
348. ©. I. 617. 
II. 387. Errichtung II. 390. 
Neihbsbant-Kommanditenl. 
349. Errichtung Il. 390. 
RKReihsbant- Kuratorium 1 
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ländern durch Anftellung I. 170, 613. 
Dienfteid 408. Amtskaution 410 ff. 
Pflichten und Beſchränkungen 418 ff. 
Pflichtverlegungen. Disciplinarver⸗ 
hältniffe I. 432 ff. Rechte 459 ff. 
Geltendmachung vermögensrechtl. An⸗ 
ſprüche 475 ff. Verſetzung, Stellung 
zur Dispoſition und Suſpenſion 478 ff. 
Beendigung des Dienftverhältniffes I. 
487 fi. Einfluß des Dienftverhält 
niſſes auf andere rechtl. Verhältniſſe 
1. 495 ff. Gerichtöftand I. 497. Che: 
eonfend ebendaf. Val. Benfion, 
Dienftpflidt, Dienftver- 
geben, Urlaub, Dienftent- 
laffung. 
weihäbehörden Begriff und Sy⸗ 
ftem der R. I. 291 ff. Reichs⸗ und 
Landesbehörden im Allgemeinen 291ff. 
296 fi. Staatsrechtliche Stellung der 
R. 295 ff. Kaiſerliche Behörden 300, 
301. Errichtung neuer R. 301. Auf 
bebung von R. 304. Gliederung be? 
R.ſyſtems 304 ff. Verordnungen der 
Reichsbehörden, welche Rechtsvor⸗ 
ſchriften enthalten II. 81 ff. Aus: 
fertigung 86. Verkündigung 90, 91. 
Ausichtiehliche Sefetgebungd-Rompe 
tenz des Reichs II. 116. Siebe 
oberfte Reichſsbehörden. 
chsBevollmächtigte für 
die Kontrole der Hölle und Ber« 
brauchäfteuern I. 321; III. b. 287 ff. 
Reihsblirgerredt. Verhältniß 
zum Landesbürgerrecht I. 138 
137, 138, 145, 146, 154. Anhalt 
des R. 1. 148 #. Andigenat 1. 176 fi. 


Bezirksausſchüſſe neigebürgigaiten II. b. 240. 


ichs⸗/Disciplinar-Gerichte 
"1 369 ff. Dißciplinar-Untergerichte 
2 IB Oberſte Disciplinargerichte 
75, 376. 


025 346, 397. Zuſtändigkeit II. Reigädruderei IH b. 215, 216. 


3 
Reichsbank⸗Nebenſtellen. Er: 
richtung II. 390. 
RNeihebant:- Noten Auffict 1. 
855; II. 396 
Reihsbant- Stellen I. 349. 
Siehe I. 617. Errichtung II. 390. 
Reichsbeamter I 382 ff. Begriff 
383 ff. Mittelbare und unmittelbare 
400, 404 ff., 409, 431. Anftellung 
—3 ff. Kaifert. [Senennungstecht J. 
rathes I. 262. Bgl. I. 288 Ziff. 3 


RNeih8-GigentbumlIlb. 201 ff. 
Beräußerung von R.E. 350 fg., 358 
a. €. 376. Auffiht über Zugang 
und Abgang I. 358; III. b. 382. 
Reichs⸗ -Eifenbabn: Amt I 
541 ff. Das verftärkte M. I. 380, 
381. Organifation, Competenz I. 
369. Befondere Qualifikation gewiſſer 
Mitglieder desfelben I. 406. Cr: 
weiterung des Geſchäftskreiſes I. 617. 
Aufgaben beffelben II. 369 fg. 


Vorſchlagsrecht en Sunbed Reichs— Eifenbabnbaufonds 


III. b. 213, 214. 


289 Ziff. 4. Katuralitation von Aus: | Re ihseifenbahbnen in Elſaß—⸗ 
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Lothringen III. b. 203, 204. Kaiſer⸗ 
liche Generalbireftion der Eifenbahnen 
in Sujap Sotheingen 1. 328. 

Reih8-Eifenbahbn- Kommij: 
fare I. 341. 

Reichsexekution file Exekution. 

Reichs-⸗Feſtungs⸗Baufonds. 
Verwaltung J. 353. Aufſicht über die 
Verwaltung 355, 359. Berichteritat- 
tung über die Verwaltung 1. 517. 
Bergl. III. b. 212. ‚Belanberer Fonds 
gr Eljap-Solpringen II. b. 218. 
Reichs⸗Finanzbehörden, die 
felbftftändigen I. 349 ff. 

Reichs-⸗öFinanzweſen II. b. 
190 fg. 

Reihd-Fistus II. b. 190 fi. 
Ziteratur 190, felbititändiges Vers 
mögendfubjeft 190, 191, Einheit des 
Neihsfisfus 191 fg., Fiskus bon 
Elſaß⸗Lothringen 1. 604 ig; III. b 
193 fg., Bertretung des R⸗F. 195, 
Gerihtöfteand 195, 196, die Ber: 
fchiedenbeit ber Partikularrechte im 
Bundesgebiet trifft den Reichsfiskus 
196, Wohnfik des R.⸗F., genereller, 
fpezielevr 197, 198, Borrechte des 
Fiskus 198 ff., Steuerbefreiungen 
199 fg. Siehe Reihvermögen. 

Neigägebiet ſiehe Bundes⸗ 

ebie 


g 

Reichsgericht. Zuſtändigkeit III. b. 
79, 81. Organiſation III. b. 95, 96. 
Dienſt⸗Verhältniß der richterlichen 
Reichsbeamten III. b. 149, 150. 


neimägefanbte ſiehe Geſandit⸗ Reichskanzler, hat 


ſchafte 

Reichs 8 ſiehe Geſetz. 

Reichsgeſetzblatt II. 54 fg. 

R ichsgewalt. Subjekt derſelben 

. 85 ff. Kompetenz der R. I. 94 ff. 

Beganitatien der R. I. 206 ff. 

Reichsgoldwährung, Einfüh—⸗ 
rung der II. 416 ff. 

Reichshauptkaſſe I. 316, 353. 
Geihäftsführung der Reihebanthaupt 
kaſſe übertragen 1. 614 

Reichs⸗ - Haushalts» s Etat3- 
Gejet. Bedeutung und Feititellung 
besjelben III. b. 339 ff. Juriſtiſche 
Natur, Zuftandelommen des H.E. G. 
339 fg. Inhalt des H.E.G. 3412 fg. 
— für eine jährliche Wirthſchafts⸗ 
periode 342, 343. Ausgaben⸗Bewilli⸗ 
gungen für eine längere Dauer 343, 
einheitlicher Etat, Nachtragsetat 348, 
344, 885. Feftftellung des Elats vor 
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Beginn des Etatsjahres 344, 845. 
Form des Etatsgeſetzes 
HI b. 345 fg. Ausgabe und Ein⸗ 
nabme-Etat 346, 347. Wilitär-&tat 
347, 348. Matrilularbeiträge 348. 
Befolbungs: und Penſions⸗Etat des 
Reichsbanks⸗Direktoriums 348. Be: 
willigungspflicht bes Reiche: 
tag3 für die Ausgaben III. b. 348 fg., 
für die Einnahmen 350, für die Ma- 
teitularbeiträge 352. Wirkungen 
des E.G. 353 ff., quantitative Ab⸗ 
weichungen vom Stat, GEtatö-Ueber- 
fehreitungen 855 fg., qualitative Ab: 
weichungen 358362, temporäre 
362—367. Siehe Etatsabwei- 
bungen. Berwaltung der Einnah⸗ 
men und Ausgaben ohne H.E.G. 
867 ff. Proviſoriſche Erftreddung bes 
Etatd der abgelaufenen Wirthſchafts⸗ 
periode 368 fg. Die Befugnifie, welche 
die Reichöregierung auf Grund Dauernd 
wirkſamer Geſetze bat, können ihr durch 
das Nichtzuſtandekommen des Etats 
nicht entzogen werden 370 ff. Kon⸗ 
trole der etatsmäßigen Verwaltung 
dur den Rechnungshof 385 ff. 
Reichsindigenat J. 176 fi. 
Reichsheer, befteht aus ben Kon: 
tingenten der Eingelftaaten III. a. 6. 
Siehe Heer. 
Reichs⸗Invalidenfonds fiebe 
Invalidenfons. 
Reine «$uftizamt I 328 ff.; II. 
1 


Borfik und 
Leitung im Bunde ſsrath I. 274 fg. 
Berantwortlichleit des Reichs⸗ 
fanzler3 I. 304 fg., 312, 336, 347, 
348, 350, 352, 615; II. 52, 86, 100, 
144, 238, 396; II. a. 95; IH. b. 
103, 342, 391. Der Reichstanzler 
als Bevollmädtigter des Kö⸗ 
nig® von Preußen 1. 307 fg. 
feine Berantwortlichleit dem preuß. 
Landtage gegenüber I. 308, 309. Der 
Reichskanzler als Reich miniſter 
des Kaiſers I. 309 fg. RE. führt 
obere Leitung der Reichsſchulden⸗ 
Bermwaltung I. 349, 350, führt 
obere Leitung des Reihsinve- 
lidenfonds 351, generelle Sub: 
ftitutiondvollmadht zur Ernennung 
gewiffer Reichsbeamten 405. 
Penſionirung des Reichskanzlers 
491, 492. Funktionen des Reichskanz⸗ 
lers bei ber Neichögefekgebung 


4 


—waltungsbehörden 238. 
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IL 52, 56 fg., 100 Notes. Recht 8⸗ 
Berordnun gen des Reichskanzlers 
“II. 81 fg., für Elaß⸗Lothringen I. 
. 134. Gegenzeichnung der Staat 3- 
verträge Il. 183, 184. Delegirted 
Berwaltungs- Berorbnungs: 
recht II. 234. Leitung ber % r⸗ 
er⸗ 
hältniß zu den Geſandtſchaften 
des Heide II. 246 fg. Zum Kon⸗ 
ſulats weſen; Ermädtigung eines 
Konſuls zur Bornabme ber Befug- 
nifie eines Stande8-Beamten 254 fg. 
Reichskanzler übt die dem Kaiſer zu- 
ftehende Aufficht Über das Konfulats- 
weſen aus 279. Ermächtigung für 
den R.kanzler durch ein Reglement 
die Gebühren für gewiſſe Geſchäfte 
der Poſt zu beſtimmen II. 299. 
Fiichoranger kann für ſchmalſpurige 
Eiſenbahnen und für Eiſenbahnen 
von untergeordneter Bedeutung die 
geſetzlichen Verpflichtungen für die 
Zwecke des Poſtdienſtes ermäßigen 
oder ganz erlaſſen II. 318. Feſtſetzung 
der von der Poſtverwaltung an die 
Eiſenbahnen zu zahlenden Vergütung 
für Beförderung 821. Recht zu reg⸗ 
lementariſchen Feftſetzungen im Gebiet 
ber Boft- und Telegraphen— 
Berwaltung 331, 340. Reichskanzler, 
Direktor der Reichsbank 1. 347; 
II. 385. Borfit des Bankkuratoriums 
I. 345. Reichskanzler ernennt Kom⸗ 
mifjare zur Beauffichtigung der Lan⸗ 
dbesmünzftätten II. 430, übt 
Aufficht über Vermeffungsweien 
aus II. 455. Funktionen des Reichs⸗ 
kanzlers bezüglih de8 Gewerbe: 
weſens 464 fg., 489 (Patent), übt 
Beauflichtigungsrecht des Reichs über 
dad Militärwejen der Einzel- 
ftaaten aus III. a. 105. Die Kon⸗ 
tingent8:Verwaltungen legen dem 
Reichskanzler Rechnung III. a. 58. 
Gerichtsweſen, Oberleitung bed 
Reichskanzlers über Reich3aniwaltichaft 
III. b. 101. Reichskanzler ift an fei- 
nem Amtsfite als Zeuge zu vernehmen 
169. Finanzweſen, die Bertret- 
ung des Reichsfiskus fteht dem Reichs⸗ 
tanzler zu III. b. 195. Bermwaltung 
des Reichskriegsſchatzes dem Reichs⸗ 
kanzler übertragen 206. Ermäditi- 
gung des Reichskanzlers zum Ab⸗ 
ſchluß von Anleihen 233 fg., beſonders 


ka 
— — 


Reigaonfulate 
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kation des Etatsgeſetzes 342. Pflicht 
des Reichskanzlers zur Rechnungs⸗ 
legung 380, 390. Meinungsverſchie⸗ 
denheten zwiſchen Reichöfangler und 
Rechnungshof 388, 389. —— 
des Reichskanzlers z91 


Reichſskanzler— — 313 ff. 
Reichskaſſe fie Einnahmen, 


aotiätuß, Reichshaupt— 
enſcheine II 488; 
III. b. 240. Aufſicht über die An- 
und Ausfertigung, Einziehung, Ber: 
nichtung der R. der Keichsichulden- 
fommilfion übertragen I. 355. 


Reihstommiffarius für das 


Austwwanderungsivefen in Hamburg 1. 
21, 323. 


’ 


Reichskonſulargerichtsbar— 


keit ſiehe Konſulargerichts— 
barkeit. 

ſiehe Kon⸗ 
ſulate. 


Reichskonſuln ſiehe Konſuln. 
Rigorriegsflotte ſiehe Krieg s— 


Reichsſriegsmarine ſiehe Kriegs— 


mari 


eig — ſiehe Kriegs 
ind ſiehe Elſaß⸗Loth— 


ring en. 


Reiche. a aeriit, 


ehemaliges, I. 36 


ned pabteugelbfieie Bapier- 
ni spatentamt fiehe Batent- 


Ant. 


Reihsprüfungsinfpettoren 


für Seefchiffer und Seefteuermänner. 
Siehe Inſpektoren. 


Reichs⸗ß,Rayonkommiſſionl. 


381, 382. Vergl. III. a. 378. Mit: 
glieder I. 397. 


Reichsſchatzamt IL b. 239. 
Reichsſchulden I. 264; II. b. 


228 fi., 239, 240. 


Reihafhuldentommiffion I. 


263, 354, 355; Ill. b. 206, 239. 
mitglieder 1. 397. Berichterftattung 
I. 516 ff. Entlaftung I. 518. 


—* den "Rechnungshof III. b. 382. 


Reichsſchulkommiſſion I. 324, 


deren Mitglieder I. 389, 397. 


236. Berantwortlichkeit fur Publi-Reichs⸗Stempelabgaben II. 
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b. 306 ff. Siehe Stempelab- 
gaben. 

Reichstag, verfaffungberathender 
bed Norddeutſchen Bunbes I. 23 fg., 
Mitwirkung des Reichstags bei Ver- 
fajfungsftreitigleiten in ben 
Einzeljtanten I. 271, 272, allge- 
meine Charakteriſtik des Reichs— 
tags I. 498 fg., Zuftändigfeit I. 
505 fg., Theilnahme an ber Reichs⸗ 
geſetzgebung I. 506 fg., II. 26 fg., 
III. b. 341, 348, Genehmigung von 
Berordnungen 1 508 fg. II. 
149 fg., III. b. 58, Mitwirkung bei 
Staat®verträgen II. 165 fe. 
Kontrole I. 515 fq., insbeſondere 
Finanzkontrole III. b. 389 fg., 
Berichterftattung an den Reichs⸗ 
tag I. 518 fg., III. b. 206; Regelung 
jeiner internen Angelegen: 
beiten I. 520 fg., Geſchäftsordnung 
521, Petitionen 519, 520, Interpel⸗ 
lationen an die Reichdregierung 521fg., 
Adreffen an den Kaifer 528; Bil 
dung des Reichstags, Wahlrecht 
523 fg. Siehe Wahlrecht ꝛc. Mit—⸗ 
gliederzahl 531 fg., Beamte bebürfen 
keines Urlaubs zum Eintritt in den 
Neichttag 551, 552, Eintritt von 
Dffizieren in den Neichdtag III. a. 
222, Wablprüfungen 1.552 fg., Ent« 
ſcheidung des Plenums bes Reiche: 
tags 553, Erlöfchen der Mitgliedfchaft 
z. R. 554 fg.; Einberufung, 
Eröffnung, Bertagung, Schließung 
507, 558, Auflöfung des Reichstags 
508, 559, formelle Orbnung der 
Reichstagsgeſchäfte 559 fg., 565 fg., 
Deffentlichleit der Verhandlungen, 
wabrbeitögetreue Berichte über Ver: 
bandlungen in den Öffentlichen Sitzun⸗ 

en des Reichstags bleiben von jeder 
Berantwortlichkeit frei 561, Beichluß- 
faffung 562, 563, Beſchlußfähigkeit 
503, Vorſtand des Neichötages 563, 
564, Duäftoren 565, Reichstagsbe⸗ 
ante I. 400, 565, Abtbeilungen, Kom⸗ 
niffionen 567 fg., Brotofolle und 
ftenographifche Berichte 569, 570. 
Siehe Reihdtagdabgeordnete. 

Reichstagsabgeordnete. Ber 
hältniß zu ben Wählern I. 502 ff. 
Annahıne, Ablehnung der Wahl I. 
547. Beamter al3 R.Ab. bedarf Feines 
Urlaubs 551, 552. Grlöjchen der 
Mitgliedſchaſt 554 ff. Schub der 
Neichdtagsmitglieder 570 fi. Rede: 
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freiheit 571. Ohne Genehmigung bed 
Reichstags kann fein Mitglieb deſſel⸗ 
ben während der Sitzungsperiode zur 
Unterſuchung gezogen werden x. 
572, 573. Genehmigung zur Ber 
gofung wegen Schulden erforberlid 
574. Aufhebung der Unterſuchungs⸗ 
oder Civilbaft für bie Dauer der 
Situngdperiode auf Berlangen dei R. 
574. Beleidigung eines R.:A. 575. 
Unentgeltlichkeit der R.Mitgliedichaft 
575 ff. Freie Fahrt auf Staat 
und Privat-Eifenbabnen 577. 
Neihdtagsbeamte L 400, 569. 
Reichſtagsgebäudefonds II. 
b. 214. gl. I. 353, 355, 359, 517. 
Neihstagspräfidenten, Wahl 
derjelben I. 563. echte derſelben 
563 fg. Anftelung der Reichstags⸗ 
beamten 569. 
Reichstags⸗Sachen. Befreiung 
von Borto II. 342. 
Reichsſstagsſswahlen, fiehe Wörter 
nit Wahl. 
Reichsverfaſſung. NRebaltion 
derſelben L 48 ff. Publikation 49. 
Abänderungen 51 fg. Einführung in 
Eif.2othr. 53, 579 ff.; II. 139 ff. 
Berfaffungsändernde Geſetze Il. 37 ff. 
Reichsvermögen II. b. 201 fi. 
Neihspverwaltung und Staat% 
verwaltung II. 229 ff. 
Neihsverwaltungd- Behör- 
den I. 313 f. 
Neih8-Bermwaltungdgeridte 
I. 376 


Reihswährung fihe Reichs: 
goldwährung. 
Relommandirte Senbungen, 
Beförderung durch die Poſt II. 299. 
Rekruten fie Erjagwejen, 
Militärpflidt. 
Rekrutirungs⸗Stammrollen 
II. a. 149 fg. 
Rekrutirungsverfahren ſiehe 
Aushebung. 
Religion ſiehe Bekenntniß. 
Rentenverſchreibungen , ſtem⸗ 
pelpflichtige III. b. 309 ff. 
Repräſentations⸗Gelder der 
Reichsbeamten I. 462. 
Requifitiongredt Ill.a. 71,72. 
Refervatredhte fihe Sonder: 


rechte. 

Reſerve III. a. 98. Einberufun 
III. a. 39. Dienſtpflicht III. a. 177 Fi 
Bol. Erfagrejerve. 
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Neferveoffizierefiehe ffiziere 
des Beurlaubtenftandes. 
Reftvermaltung I. b. 262 fg. 
Retorſionszoll IIL b. 271. 
Reuß ä. L. Beitritts⸗Erklärung zu 
dem Nikolsburger Frieden J. 6. Frie⸗ 
densvertrag vom 26. Sept. 1866 1. 


16. Boft- und Telegraphenvermals 
tung I. 291. Militärtonvention III. 
a. 34. Nr. 8. Gemeinjhaftlihes 


Dberlandeögericht III. b. 46. Brau: 
fteuerbegünftigung III. b. 278. 
Reuß j. 2% Nustritts-Erklärung aus 
dem deutſchen Bunde I. 5. Bündniß⸗ 
Bertrag vom 18. Aug. 1866 I. 16 1 
Poſt⸗ und Telegrabenverwaltung 1 
291. Militärfonvention Ill. a. 34 
Nr. 8. Gemeinfchaftliches Landge⸗ 
richt und Oberlandeögericht III. b. 46. 
“haben sBebörden für bie 
Schifjsvermeflung II. 453, 454. 
npeinfgifffagrtögerihteil. 


Nihtestige®eamte II. b. 142 ff. 
Begriff 143. Richterliche Lan 
desbeamte, Befähigung 3. r. B. 
Borbildung und Prüfungen 144 ff. 
Ernennung 146. Vermögensrechtl. 
Anfprüche 146 fg. Berfegung, Stel: 
lung 3. D., Sufpenfion und Dienft: 
entlafjung 147 ff. Dienftverhält- 
nifje der richterlichen Reichs— 
beamten 149 ff. Richterliche 
Shrenbeamte 150 ff. Handels— 
richter 151 fg. Beifiker ber Konſu⸗ 
largerichte 154. Richter liche Mi- 
litärbeamte II. a. 119 ff., vgl. 
I. 481. Richterliche Beamte, unge: 
eignet zur Ausübung bes Scho en⸗ 
oder Geſchworenenamtes III. b. 130. 

Rübenzuderfteuer II. 117; II. 
b. 273, 274. 

Nubegebalt fiehe Benfion. 

Ruheſtand, einſtweilige Verſetuns 
in den Ruheſtand I. 481 ff. Bgl. 
Benfion. 


Sachſen (Königreid). Beitritt3-Er- 
klärung zu dem Nikolsburger Frieden 
1. 6. Friedensvertrag vom 21. Okt. 
1866 1.16. Sonderrecht I. 117. 
Boft- und Telegrapbenverwal- 
tung II. 291, vgl. 286. Telegraphen- 
zivang II. 312. 
Militärmwejen II. a: Allgemeine 
Principien 9. Miitärgefeigebung 13. 
Verordnungsrecht 23 fg. Militärkone 
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bention 30 fg. Wbftellung der bei 
failerlicher Inſpektion vorgefundenen 
Mängel 37 Note 2. Dislofation der 
Truppen 38 fg. Stellung des Erſatz⸗ 
bebarfes 55. Berfonal: und Qualifi⸗ 
kationsberichte über die Dffiziere des 
fächfiichen Kontingent? 67. Abkom⸗ 
mandirung berfelben 68, ſ. Kriegs⸗ 
miniftertum 109, Antendantur 118, 
Wiitängerichtöorbnung 120, Unter- 
offizierfchule 128. 
emefen, Berbot ein 
herite | Landesgericht zu errichten 
SahfeneMitenburg. Austritts⸗ 
Erflärung aus dem deutſchen Bunde 
I. 5. Blndnißvertrag vom 18. Aug. 
1866 I. 16 ff. Boft: und Tele 
grapbenvermwaltung H. 286 Note 1, 
291. Militärkonvention III. a. 34 
vr. Gemeinfchaftl. Gerichte IIL 


Sachſen-Coburg-Gotha. Aus: 
tritis⸗Erklärung aus dem beutjchen 
Bunde I 5. Blindnißvertrag vom 
18. Aug. 1866 I. 15 ff. Boft- und 
Telegraphenvermwaltung II. 291, 286 
Note 1. Militärkonvention III a. 
34 Nr. 8. Gemeinfchaftliche Gerichte 
III. b. 46. Bierfteuer Ill. b. 278. 

Samen: Meiningen. Austritt 
Griärung | aus dem deutfchen Bunde 

eitritt3:Erflärung zu dem 
Nikolsburger Frieden I. 6. Friedens: 
Vertrag vom 8. Okt. 1866 I. 16. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung II. 
291, 286 Note 1. Militärkonvention 
II. a. 34 Nr. 8. Gemeinfchaftliche 
Bericue III. b. 46. Bierſteuer III. 


Sachſen⸗Weimar. Austritts-Er⸗ 
klärung aus dem deutſchen Bunde J. 
5. Bundnißvertrag vom 18. Aug. 
1866 1.16 ff. Poft: und Telegraphen: 
verwaltung II. 291, 286 Note 1. 
Militärfonvention III. a, 34 Me 8. 
Gemeinfchaftliche Gerichte III. b. 46. 

Sachv erttändigen-Gutadten, 
un zur Abgabe berjelben III b. 


Salz K euer. Salziteuervertrag vom 
8. Mai 1867 I. 86. Satglienergefee 
II. b. 272, 273. Erhe RI 
IT. b. 397. Ausſchließliche Geſetz⸗ 
gebungs⸗Kompetenz des Reichs über 
die Beſteuerung des im Bundesgebiet 
gewonnenen Salzes II. 117, 
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Sanction, eined Rechtäfates II. 4 ie 
der Reichögefete II. 29 f. Bol 
62. Sanction der Geſetze für €. 8 
U. 127 ff. 143, 144, der Staat3- 
verträge II. 188° ff. 

Sanität3-Dffiziere fiehe Of: 
fijiere. 

Sanitätsmwejen fiehe Militär: 
Sanitätdmwejen. 

Schabenderfak: Pflicht, ber 
Reichsbeamten wegen Geſetzwidrig⸗ 
keiten J. 439 ff., der Militärbeamten 
oder Offiziere wegen geſetzwidriger 
Requiſitionen III. a. 336. Vorent⸗ 
ſcheidung III. b. 37, ©. der Poſt⸗ und 
Telegraphen:Berwaltung Il. 333 ff. 
Siebe auch Friedensleiſtun— 

en und Kriegsleiſtungen. 
Saantwirinianik Erlaubniß 
zum Betrieb II. 461. 
SYasanmeifungen III. b. 280 ff. 
235, 37 ff. 


Schaumburg- Lippe. Austritts⸗ 
Erklärung aus dem deutſchen Bunde 
I. 5. Bundnißvertrag vom 18. Aug. 
1866 I. 16 fi. Poſt⸗ und Tele: 
grapbenveriwaltung II. 291, 286 
Note 1. Militärkonvention IIl. a. 34 
Nr. 12. Preuß. Zollverwaltung HIT. b. 
284 Note 3. Gemeinjhaftiiged Ober- 
landesgericht III. b 
Schaujpiel- Unternehmen, Er- 
faubniß zum Betrieb eined II. 461. 
Scheidemünzen II. 423 ff., 427. 
Schiedsrichterl. Thätigkeit 
des Bundesrathes bei Streitigkeiten 
unter Bundesſtaaten J. 268, bei Ver⸗ 
faſſungsſtreitigkeiten in Bundesſtaaten 
1. 270, ſchiedsrichterl. Thätigkeit der 
Reichskonſuln II. 275. 
lese III. b. 26, 27. 
iedsverträge der mebiati- 
firten ehemals zeipäjtänbiicgen Fa⸗ 
milien III. b. 4 
Shiehfnulen II. a. 81. 
Skhiffe Befugniffe und Pflichten 
der Reichskonſuln I. 258 fg., 265 fa. 
Schifferprüfungen IL 322; U. 
463 fg., vgl. Seeamt. 
SchifffabrtSverträge Ihr 
Abſchluß mit Defterreih und der 
Schweiz II. 180. 
Schifföcertififate, Ertheilung 
derſelben durch R.konſuln II. 270. 
Schiffsfahrzeuge. Stellung von 
Schiffsfahrzeugen als Friedengleift- 
ung III. a. 336 ff., als Kriegsleiftung 
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III. a. 367 ff. 

Schiffsführer. Meldepflicht der: 
felben den d. R.tonfuln gegenüber Il. 
261. Einfegung eine? neuen Schiffs⸗ 
Suhrers durch die R.konſuln II. 266, 


Shiffsjournat. Eintragung des 
Ergebniffe® einer Unterfuchung des 
Schiffes durch die R.konſuln IT. 258. 

Shiffajungen:Abtheilungl. 

338; III. a. 132. 
Säiffdleute. Anmufterungd- und 
Abmufterungs-Verbandlung bor ben 
R.Konſuln 2c. II. 258, 259. Ueber- 
gabe des Nachlafjes eine auf einem 
deutfchen Schiff verftorbenen Schiff3- 
mannes an diefelben II. 264. 

Schiffövermeffungsinjpet: 
toren fibe Inſpektoren. 

S EN guermeljungs: Drdnung 


Shittsrermeifungs-Rapiere. 

Derträge über diefelben II. 455, vgl. 
auch 182. 

Snavermefiungsiwefentl 


Schleswig-Holſtein. Penſion 
und Unterſtützung für Angehörige 
der vormals ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Dee und deren Hinterbliebenen 11. 


Schlußnoten. Stempelpflicht II. b 
310, 311, 512, 316, 317, 318. 

Schmieden. Benüsung derſelben 
durch die Truppen III. a. 341 fe. 

Schöffen. Auswahl der S. TI. b. 
87. Vom Schöffendienft ausgeichlo)- 
fene 129, dafür untaugliche 129, 130, 
ungeeignete 130, 131, Ablehnung? 
tünde 131, Entſcheivung über die 
Dienfipflicht. 132, Urlifte 132, Dienft- 
liſten 132, 133, Schöffenliften 133. 
Einberufung zum | Gerichtödienft 134ff., 
Ablehnung von Schöffen 137, der 
aktive Gerichtsdienſt 138, Ge en 
leiftung des Staats 140, 141, 
legung ber Dienftpflicht 141, 142, 


Shuldenverfäreibungen für 
den Handelsverkehr beftimmte, find 
ſtempelpflichtig III. b. 309, 310, 
312, 316, 317, 318. 

Saugsenoffen U. 273. 
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Schwadron. Grunbeinbeit fir die | Selbftverwaltung. Gebrauch des 


Formation der Kavallerie III. a. 79. 
Zahl derielben 80, 883. 
Schwarzburg-Rudolftabdt. Aus⸗ 
tritiserklärung aus dem deutſchen 
Bunde I. 5. Bünbnißvertrag vom 
18. Aug. 1866 I. 16 fi. Poft- und 
Telegrapbenverwaltung IL. 291, vgl. 
auch 286 Note 1. Milttärkonvention 
IM. a. 34, 3 8. Gemeinfchaftliche 
Gerichte III. b. 46. 
Schwargburg-Sondershaufen. 
Außtritts-Erflärung aus dem beut- 
fchen Bunde I. 5. Bündnißvertrag 
vom 18. Aug. 1866 I. 16 ff. Poſt⸗ 
und Telegrapbenverwaltung JI. 291, 
vgl. 286 Note 1. Militäckonvention 
Ill. a. 34 8. 10. Gerichtstonvention 
III. b. 46. 
u} wurgerichte. Zuftändigfeit 
b. 82. HOrganifation 91 fg. 
— I. 617. 
Seeämter. Errichtung, Beaufſichti⸗ 
gung, Aufgabe, Zuſammenſetzung II. 
464, 465. Kommiſſar vom Reichs⸗ 
tanzler beſtellt II. 465. Rechtshülfe 
MI. b. 75. Befugniß der ©. zur 
Bernehmung von III. 12 160. 
Seebatailton 


Seeladetten III. a. 217. 
Seeleute, der Handelömarine, Bes 
dingungen für den Eintritt in die 
Kriegsflotte III. a. 218. Schiffer- 
Kontrolverfammlungen imSanuar II. 
a. 180 Note 4. ©. Schiffsleute. 
Seemannd-Uemter Wahrneb- 
mung ihrer Funktionen durch Reichs⸗ 
konſuln II. 257. Entſcheidung über 
Kriminalfälle II. 260. Entjcheidung 
über Forderungen aus dem Heuer» 
vertrag II. 259. 
See-Dffigierefiehe Offiziere. 
Seeſchiffe ſiehe Schiffe. 
Seewarte, Deutſche I. 340, 616 fg.; 
III. a. 136, vgl. I. 229 Rote 1. 
Seewehr. Einberufung der Seewehr 
III. a. 39, 130. ©. II. Klaſſe, Ueber: 
weifung au 164. Dienftpflicht der ©. 
II. Klaſſe 195, 196. 
Seemweht Epflict ſiehe Wehr- 
p 


fli 
Seeweſ e N. Bundesrathsausſchuß für 
Secweien I. 288. Bertbeilung bes 
Erſah⸗Bedarfes für die Marine auf 
die einzelnen Bundeeſtaaten geſchieht 
durch ihn III. a. 58. 


Worte I. 95 ff. Staatsrechtl. Be⸗ 
griff I. 101 ff. Anwendung deſſelben 
au die Einzelftaaten I. 104; 11. 226, 


Sen, ate ber Hanfeftädte, Verhältniß 
zu ben Truppen, die ihrem Gebiete 
angehören III. a. 69 fg., militärifche 
Ehrenbezgeugungen 70, Dispofition 
über die Truppen u Sweden des 
inneren Dienftes 70, fie ernennen bie 
Handelsrichter III. b. 151, die Mits 
glieder der Senate find von ben Ge- 
richtsdienſten befreit 130, ihre Ver⸗ 
nehmung als Zeugen 169. 

Serviß der Offiziere DI. a. 228, 
bei Qugrtierleiſtungen III. a. 325, 
vgl. 352. 

Sidherheitd-Leiftungen im 
Strafproceg und in bürgerlichen 
Nechtftreitigfeiten III. b. 185, Bes 
freiung davon 187. 

Shanal-Stationen I. 616; I. 


Silbermünzen Il 423, 424, 425. 
Soldatenftand. Berfonen des 
Soldatenſtands Ill. a. 212, 213. 
Siehe Militärperfonen, DOffi- 
jiere, Kapitulanten. 
Sondergeridte IH. b. 32 fg. 
Sonderrechte (Refervatredhte) I. 
12 ff., 613; IH. b. 245, 


Syanndinfe fiebe Borjpann- 
leiftung. 
Spielfasten-Stempel III. b. 


Staars- »Angebörigfeit, fie ift 
die Bedingung der Reichsangehörig- 
feit I. 134 fi. Ihr Wechſel hebt 
Neichdangehörtgkeit nicht auf 136. 
S.⸗A. gleichzeitig du verichtedenen 
Staaten möglich 136, 137. Geſetz 
über die Bundes⸗ und Staatsange⸗ 
hörigkeit v. 1. Juni 1870 1. 135, 136, 
145, 148, 156, 162—175. Ihr Er- 
werb 162 ff., 618. Ihr Berluft 171g. 
Wiedererwerb' 174. Bertrag mit 
Amerifa über die Stantdangehörigfeit 
v. 22. Febr. 1866 1I. 177. Siehe 
neigbangehöriateit 

Staatsanwaltſchaft II. b. 
90 ff. DOrganifation 98. Dienftl. Stel: 
lung der Beamten der St. 9 ff. 
Zuftändigfeit 101. Einheitlichkeit 
102 ff. Reichsanwaltſchaft 102, 105 fg. 
Requifitionen 104. Hülfßbeamte 105. 
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Unabhängigfeit von den Gerichten | St sat iftit des Waarenverkehrs IN. b. 


107. Zegalitätöprincip 107 ff. Berbot 
richterl. Geichäfte den Staatsanw. 
zu übertragen 146. Beamte ber 
Staatdanwaltichaft ungeeignet zum 
acer und Geichorenendienfte IIL 


Staatsbürgerrecht. Verhältniß 
zum Reichsbürgerrecht I. 133 ff., 
137, 138, 145, 146, 154. Daß ©. 
im Einzelftant I. 156 fi. Siebe 
Reichsangehörigkeit, Staat? 


angebdörigfeit. 

Staat?: Dienft fiehe Dienft- 
pflicht. 

Staatsgebiete J. 186 Ver⸗ 
änderungen derſelben 190 

Staat3-Gteuern. Befreiung des 


Reichsfiskus davon III. b. 199. Be: 
gunſtigungen der Militärperſonen III. 


Stantöperträge I. 152 ff. Be 
griff und jurift. Natur 153. Wirkung 
155. Erfüllung 157 ff. Legitimation 
zum Abſchluß 160 fi. Staactsrechtl. 
Gültigkeit 185 ff. 
Staatsverträged. Reiches. 
Abſchluß derſelben durch den Kaiſer 
11.163 ff. Art. 11. Abſ. 3 der R.V. 
©. 165 ff. Zuftimmung des Bundes: 
rathes 177. Ratifikationsformel 177 ff. 
Vorverhandlungen 180. Perfektion 
des Vertrages 180 fg. Staatsrechtl. 
Bollziehung 187 ff. Recht des Reichs⸗ 
tages 188. Sanction 188 fj. Aus: 
fertigung 191. Verkündigung 192. 
Ausführungsbeftimmungen 194. 
Staatöverträge der Bun: 
dedglieder Zuläſſigkeit 195. 
Vixtkungen 195 ff. Geltendmachung 


Staats⸗-Verwaltung. Einzel⸗ 
St.⸗V. und Reichsverwaltung II. 
229 ff. 

Stammrollen II. a. 148 fe. 

Stande8:Beamte. Wahrnehmung 
ihrer Peſugnifſſe durch Reichskonſuln 


Standesherrlihe Familien 
fiehe Mediatijirte. 

Standredt III. b. 32, 34, vgl. 
III. a. 48. 

Stationd:-Zntendanturen zu 
Kiel und Wilhelmöhafen III. a. 133. 

Stationd-Kontroleure für 
Zölle und Berbrauchdfteuern I. 321; 
IH. b. 287 fg. 


fg. 
Statiftife Abgabe III. b. 304 fi. 
Statiftifches Amt I. 317; III. b. 301. 
Stellvertretende Kommande- 
und Bilitärbertwaltung? - Behörden 
II. a. 97. 
Stellvertretungßfoften der 
Reichsbeamten I. 421. 
Stempel-Abgaben II. b. 306 fg. 
Stempelung der Maf- und Wäge: 
Werkzeuge II. 446 ff. 
Sterbemonat bei Reichsbeamten 
I. 467, bei Militärperfonen IIL a. 
305 fo. 3 09. 
Steuergejeggebung ſiehe Zoll⸗ 
und Steuergeſetzgebung. 
Steuerleute. Approbation, Prüf- 
ung, Entziehung der Befugniß zur 
Ausübung des Gewerbes II. 463 fg. 
Steuermanndprüfung 1.48. 
„ulpeltoren für diefelbe I. 322, U. 


SteuermannsfhulenNl.a. 13. 
Steuermwejfen. Ausſchuß fürSteuer⸗ 
weſen und Zollweſen I. 288, 289. 
Stimmabgabe bei der Reichdtags- 

wahl I. 542. 

Stimmyzettell. 543. 

Strafgerihtsbarfeit II. b. 
27, 28, über Militärperfonen III. a. 
258 fg. 

Straflammern. Zuftänbigteit II. 
b. 81, Beſetzung ꝛc. III b. 87 fi. 
detachirte Strafkammern 89 fg. 

Strafproceßordnung III. b. 
8 fg. 11. Nilitär-Strafgerichtäord- 
nungen III. a. 253 

Straffade. Begriff III. b. 30. 

Straf- Berfahren bei Boftdefrau- 
dationen II. 347 bei Zoll. und 
Steuervergeben LU. b. 271. 

Strafverfegung der NReichöbe- 
amten I. 453, 454, 481. 

Strafvollftredung IIL.b.70fg, 
74, 75, vgl. I. 160, gegen Militär- 
betfonen 1 i. a. 253 fo, 255. 

Straßen, öffentliche. Recht der Boft- 
und Zelegraphen-Anftalt Il. 323, 324. 

Straßengewerbe, Erlaubnißzum 
Betrieb der II. 461. 

Straßenvertauf. Erlaubniß 3 
* um Drudicriften und Bildwerken 


Streitigleiten zwiſchen verſchie⸗ 
denen Einzelſtaaten, Erledigung durch 


den Bundesrath J. 268, 270. 
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Stuttgarter Gonferenz bom 
5. Februar 1867 I. 35. 

Suüuddeutſche 
miſſion J. 3 

Süaddeutſche Staaten. Deren 
Schub und Truß-Bünbniffe mit 
Breußen I. 35. Beltimmungen über 
— Eintritt in den Norddeutſchen 

und I. 36. 

Sufpenfion vom Amte fiehe Dienft- 
enthbebung. 

S —— p. Beſteuerung II. 117; III. b. 


z Feſtungskom— 


Tabak. Ausſchließliche Geſetzgebungs⸗ 
Kompetenz des Reichs Über bie Be- 
ſteuerung des im Bundesgebiet ge⸗ 
wonnenen T. II. 117. Tabakſteuer⸗ 
geſetz III. b. 273. Vergütung an 
die Bundesftaaten f. die Erhebung 
III. b. 298. PBertbeilung bed Er⸗ 
fraget an bie Bundesſtaaten III. b. 


Tag A [der ber R.beamten I. 468. 
Telegrapben-Unftalten wer— 
den einbeitlih vom Weich verwaltet 
II, 284 ff., deren Nechtsgeichäfte mit 
dem Bublitum II. 832, deren Haf- 
tung IL 336. Siehe Poft- und 
Telegrapbenanftalt. 
Telegrapbenbeamte I. 353, 
354. Beauffihtigung der unteren 
Beamten durch Telegraphen-Inipel- 
toren II. 354. 
zeleagraphen-äreimanten II. 


Telegrapbengebühr II. 343. 


Telegraphben-Anfpeltor 1. 
354, 355. 
Telegrapben-Linien. Anlage 


an Eifenbahnterrain Il. 322, von 
oberirdifchen und unterirdifhen an 
Öffentlichen Straßen IL. 323. 


zeisograppen-Drbnung Il. 
Telegraphen-Verkehr fiebe 
Bot. und Telegraphen- 
verkehr. 

Telegraphen = Verwaltung 
fee Bolt, und Tebegraphen— 
verwaltung. 

Telegrapben-PVBerträge. Ihr 
Abſchluß IL. 180. 

Telegrapbenmwefen Sonder 


recht Württembergs I. 115; im Kriege 

II. 292. Sonderrecht Bayerns I. 116. 

Bundesrathsausſchuß für T., Poſt⸗ 
Laband, Reichsſtaatsrecht. III. 2. 
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und Eiſenbahnen J. 289. General⸗ 
Direktion der Telegraphen J. 326, 
615 fg. Siehe Poſt-und Tel 
grapbenmejen. 
Telegrapben-Zwangll.äliff. 
Im Reich nur thatfächlich beftehend 
nit vechtlih, Ausnahme im K. 
Sasien und in Elfaß-Lothringen 11. 


Territorial-Einthbeilung bes 
Heeres II. a. 95. Sie liegt der 
DOrganifation der Landwehr zu Grunde 
95, 96. Vildet Grundlage der Heered- 
Ergänzung 96. Die kommandirenden 
Generale find die Militärbefehtähaber 
in den Armeekorps⸗Bezirken 96. 

Thalerftüde II. 424 fg. 

TheilungberStaatdgemwalt, 
Lehre von der II. 7, 8; II. 59, 60, 
68, 94; III. b. 340. 

Thierärzte. Approbation II. 462. 
Befreiung von der Borjpannleiftung 
IH. a. 333, von ber Geftellung von 
Mobilmahungspferden 369. 

Thüringifher Zoll: und 
Handelsverein III b. 284. 

Titel. Annahme von Titeln von 
fremden NRegenten oder Regierungen 
feiten? der Reichsbeamten I. 431. 
Recht auf Führung bes Titels I. 474. 
Siehe Kaiſer. 

Torpedo-Depots III. a. 136. 

Tränlen. Benützung derjelben burch 
bie Truppen III. a. 341. 

Trandportgefhäfte der Poſt 
1I. 299. 


Transportleiftungen der Eifen- 
bahnen für die PBoftverwaltung II. 
315 ff., für das Militär III. a. 338, 
83839, Tarif 336, 339; im Kriege 
361 ff. 

Treuverpflidtung, der Unter 
tbanen I. 139 ff., der Beantten I. 
422 ff., der Militärperfonen I. a. 
169 f}., 223. 

Truppenkaſſen. Außftattung der 
Il. b. 217. Rechnungsfontrole der 
zur Gelbftbeivirtbichaftung übermies 
jenen Beträge durch den Rechnungs⸗ 
bof III. b. 381. 

Truppenübungen. Benutzung 
von Grundftüden III. a. 339. 


nebergangsſteuer. Grbebung 
durch die Einzelitaaten III. b. 266. 
Antheil daran III. b. 324. Koften der 
Kontrole III. b. 326. 


28 
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Uebungen fiehe 
ungen. 

Ulm I 36; III. a. 77, 78. Kons 


vention wegen Ulm II. a. 35. 
Umtanfsverbot der Münzen II. 
41 


Zruppenüb- 


Umzugskoſten, der Reichsbeamten 
I. 463, 464, der Perſonen des Sol⸗ 
datenflandes III. a. 228. 

Unabtömmlichleit3.-Berfahren 
bei Einberufung ber Berfonen bes 
Beurlaubtenftandes Ill. a. 185, 186. 

u 2 AR all der Boten, Hütfeleiftung 1. 


Uniform, der Neichöbeamten I. 474, 
unbefugtes Tragen ebenda; der Mili- 
tärperfonen III. a. 69. "Recht der 
Offiziere zum Tragen der U. nad 
Seenbigtem Dienftverhältniß IH. a. 


unteroffisiere fiehe Kapitu= 
lante 


Unteroffigierfgufen IU. a. 
81, 125, 126. 

Unterftühung. Berträge megen 
mechfelfeitiger Unterſtützung hülfsbe⸗ 
dürftiger Perſonen II. 182. U. hülfs⸗ 
bedürftiger Familien der zum Dienſt 
einberufenen Reſerve- und Land⸗ 
wehrmaunſchaften III. a. 188. 

Unterftügung8:-Wobnfit I 
377 f 

Unterfubungsti Gier bei den 

- Randgerichten IL. b. 8 
Unterthanen, jog. ie facto« U. 
Aufnahme in die Matrikel der d. 
Reichskonſuln II. 273. 

Urheberrecht IT. 468, 470. 

Urfunden. Ausftellun; Öffentlicher 
u. durch R.konſuln II. 267, Legali- 
frung. II. 268, Notariat3urfunden 

6 


Urfunden-StempeLllll. b.308ff. 
Entrichtung der Steuer 311 ff. Ber- 
hältniß des Reichs zu den Einzel: 
ftaaten 314 ff. Die allgemeinen Ber- 
waltungsvorjchriften find vom Bun⸗ 
desrath zu erlaflen 315, 316. Er: 
hebung und Verwaltung ber Abgaben 
ſteht den Einzelftanten zu 316, 317. 
Zumiderbandlungen 317, 318. Er 
bebung&agebühr der Eingelftaaten 318. 
Ueberweifung des Ertraged an bie 
Einzelitaaten 333 ff. 

Urloub, der Reichsbeamten I. 420, 
In bedurfen feines Urlaubs um in 

en Reichstag einzutreten I. 421, 551, 
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592, der Militärperfonen IH. a. 
175 fg. der Offiziere III. a. 222 
Urtbei [in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten III. b. 23 ff., in Strafſachen 

II. b. 27 fg. 


Berantwortlidhleit, des Reicht 
kanzlers I. 304 ff., vgl. Reichs— 
kanzler, der Reichsbeamten I. 424 ff., 
441 ff., der Militärheamten II. a 
344, der Landesregierungen f. die 
Anftruftion der Bundesrathsbevoll⸗ 
mächtigten I. 242, für die Ausfüh— 
rung der Reichsgeſetze II. 237. 

Verbrauchsſteuern ſiehe Zoll. 
und Steuerweſen. 

Verehelichungsweſen. Sonder— 
recht Bayerns J. 116. 

Vereidigung ſiehe Dienfteid, 
Fahneneid. 

Vereinigte Artillerie⸗ 
genieur-Schule III. a. 124. 

Berfajjungsftreitigfeitenin 
den Einzelftanten I. 270 ff., 508. 

Berfügung, der Berivaltungäbe- 
behörden IL. 216 ff. 

Verheirathung mit einem Deut- 
chen begründet für bie Ehefrau bie 
Staatdangebörigfeit de Mannes 1. 
165. Berluft der Staatsangehörig⸗ 
feit durch dieſelbe 171. Konſens zur 
Verheirathung von Reichsbeamten 
497 fg., von Militärperſonen III. a 
Bere fg. Siehe Verehelichungs— 
weſe 

Verke r. Qunbesratpecusfonß für 
Handel und Verkehr I. 289 , 11. 278. 

V r arungen durch —— 

70 


Verlaſſenſchaften, von Reichs— 
angehörigen. Fürſorge ber Reid: 
konſuln für dieſe II. 264, 265. 

Verleihung. Erwerb der Staats⸗ 
angehörigkeit durch V. J. 166 ff. 

Vermeſſung der Seeſchiffe II.450 fi. 

Vermeſſungs-Behörden U. 
452, 453. 


Vermeffungsgebühren I. 454, 
455. 


und Sins 


Verordnungen. Die Verorbnungen 
des Reichs IL. 67 ff. Begriff und 
Weſen 67. Literatur 67. V. im mas 
teriellen und formellen Sinn 68, 69. 
Reht3verordnungen. Unzufäfe 
figfeitt des Erlaſſes von Rechtsvor—⸗ 
Ichriften im Wege ber Verordnun up nad) 
der Neichöverfaffung 69 ff. 
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interimiftifcher Geſetzeskraft und Aus- Verwaltungsbefehl II. 216 ff. 


führungsverordnungen 70 ff., 
254. Jede Verordnung, welche Rechts⸗ 
vorſchriften enthält, kann nur gültig 
erlafſen werden auf Grund einer ſpe⸗ 
ziellen, veichögefeglichen Delegation IL. 
4 ff. Delegation des Verordnungs⸗ 
recht? 78 ff. Bundesraths⸗Verord⸗ 
nungen 78. Verordnungen des Kaiſers 
79 ff., Ichlechthin oder mit Zuſtim⸗ 
mung des Bundesraths 80, 81. 
Santtion der legteren 80, 81. Ver⸗ 
orbnnungen de. Reichokanzlers oder 
einer anderen Reichsbehörde 81 ff., 
mit Zuftimmung des Bundesraths 
2, 83. Berordnungen der Einzel» 
ftanten 83 ff. Verkündigung pereiben 
92, 93. Ausfertigung der V. 85 
Prüfung der Rechtsgültigkeit einer 
Berordnung 87 fi. Verkündigung 
90 ff. Beginn der verbindlichen Kraft 
der ®. 104, 105. Rechtsverordnun⸗ 
gen f. Elſaß⸗Lothr. II. 130ff., 148 ff. 
Verwaltungsverordnungen 
II. 223 ff. 233 ff. Recht des Bundes⸗ 
rathes zum Erlaß derfelben I. 254 ff.; 
1. 71 ff., 233, 238. Beihlußfaffung 
bes Bundesrathes über Verwaltungs⸗ 
verordnungen zur Ausführung der 
Zolle und GSteuergejege II. 234. 
V ak: ung eines Reichöbeamten I. 
8 ff. B. in ein anderes Amt 480, 
131. Einftweilige V. in den Ruhe⸗ 
ſtand 481 ff. Bgl. Offiziere. 
Berſicherung. Uebernahme von 
V. durch die Poſt II. 299 
Berjforgung der Militärperfonen 
und ihrer Hinterbliebenen III. a. 
274 ff. Geltendmachung der Berjor- 
gunge anſprüche III. a. 309 ff. Siebe 
Penſion, Civilverforgung. 
Bertagun g des Bundesrathes I. 
273, des Reichstages I. 557 fg. 
Verwaltung I. 198 ff. Begriff 
und allgemeine Grunbfäße 198. Ver⸗ 
hältniß 3. Gejebgebung 199. Ber: 
waltungsgejege 201 ff. Verwaltungs⸗ 
organe 206 ff. Berivaltungsthätig- 
feit 209 ff. Formen derfelben 212 ff. 
Verhältniß 3. Rechtöpflege 218. Ber- 
waltung3verordnung 223 fg. Leitung 
225. SKontrole 227. SKontrole der 
Berwaltung durch den Rechnungshof 
III. b. 383 ff. Reichsverwaltung und 
Staatöverwaltung IL. 229 ff. Ber: 
waltung der Einnahmen und Aus: 
gaben ohne Etatägefe III. b. 367 ff. 


vgl.1. unse behörben des 


Reiches I. 313 ff., 614. 
Berwaltung Sgericte bes R. 
1. 876 ff. 


Verwaltungsgerichtöbarfeit 
II. b. 31. 


Verwaltungsgefege Il 201 ff. 

Berwaltunggftompetenz bed 
Reichs I. 94; II. 231, 238. — Hin 
ſichtlich des dipfomatifchen Dienſtes 
11. 239 ff., der Konſulate 11. 249 ff., 
ber Bolt und Telegraphie IL 284 ff., 
des Eiſenbahnweſens II. 360 ff., bin: 
fichtlich der Reichsbank II. 382, ber 
Münzprägung II. 430 fg., bed Maß- 
und Gewichtsweſens II. 447 fg., ber 
Schiffövermeffung IL. 455 fg., des 
Patentweſens II. 471 ff., des Mii- 
tärweſens III. a. 105, der Marine 
Ill. a. 130 fg., der Gerichtsbarkeit 
III. b. 51, 54 ff des Reichsver⸗ 
mögens II. b. ir f, der Zölle 
und Verbrauchsſteuern III. b. 284 ff 
des GSpielfartenftempelß III. b. —9 
des Urkundenſtempels III. b. 314 fg. 
589 hinſichtlich Elſaß⸗Lothringens I. 


Berwaltungsfhulden III. b. 
230 


Berwaltungdvermögenlll.b. 
217 ff., 351 ff., 376. 

Berwaltungsverorbnungen 
fiehe Berordnung. 

Veto des Kaifers I. 580; Il. 86, 42, 

79, 189, 234; III. a. 12. 

Vollftredbarkeitsertlärung 
des Urtheils III. b. 25. 

Bollftredung fiehe Strafvoll: 
ftre&ung, Zwangsvollſtreck— 
ung. 

Bormundfchaften. Befreiungen der 
Reichsbeamten von der Pflicht zur 
Uebernabme I. 495, der Militär- 
perfonen III. a. 263. 

Borigubberwaltung III. b. 


Borfpannleiftung im Frieden 
Ill. a. 333 ff., im Kriege 354 fg. 
Borftellungslifte Ill. a. 152. 


WBaarenproben. Beförderungdurd 


die Poſt II. 299. 
Waarenverkehr. Statiftit des⸗ 
ſelben III. b. 301 ff. Freiheit des 
W. im Bundesgebiet III. b. 264. 
Beſchränkungen deſſelben 268. 
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Mügemertseuge Eihung ders 
feiben II. 446 

Wählerliften I. 537 fe. 

Waffengewalt. Anwendungsfälle 
der W. von Seiten des Militärs 
Ill. a. 72. 

mahibeniete I. 535. 

Wahlen zum Reihdtag, allgemeine, 
partielle I. 536, engere W. I. 546. 
Wahlkonſuln 1. 332. Anftellung I. 
405. CEntlaffung UI. 281. Erheben 
Gebühren für fich jelbft IL. 281, 282. 
Ausgaben 282, 283. Rechnungd- 

legung 283. Dualification 283. 
Wahlkreiſe I. 531, 533, 534. 
Wahlprüfungen i. 552 ff. 
Wahlrecht zum Reichstag. Gegenſatz 
tain Sanbiagemahluecht 161. Aktives 
I. 525 ff., vgl. auch III. a. 262. 
Baffibes W. 1.529. Folgen des Ber- 
luſts I. 555. ee zur Siche- 
zung der Ausübung des Wahlrechts 
547 fi. Recht Wahl-Bereine und 
Berfammlungen zu bilden 548. Def 
fenttichteit 549. Unentgeltlichleit der 
Funktionen der Wahlvorfteher 2c. 549. 
Deltimmungen de⸗ R.St. G. 549, 550. 
Bol. auch I. 
wahwertairen für die Wahlen 
zum Neichötag I. 535 ff. Anorbnung 
der Wahlen 535. Anfertigung ber 
Wäbhlerliften 537. Beftimmung des 
Wahllokals 541. Wahlvorfteher, Bei- 
fiter 541, 542. Protokollführer (I. 
549). Stimmabgabe 542. Wahlpro- 
tofol 544. Feitftelung des Wahl- 
refultat3 545. Engere Wahl 546. 
Pittbeilung des Reſultats der Wahl 
an ben Gewählten 547. Unnahme, 
Ablehnung, Koften 547. Borjchriften 
zur Sicherung der Ausübung des 
Sgbrechte 547 ff. Wahlprüfungen 


weereine J. 548, 549. 

Wa iverfammiungen I. 548, 549. 

Walın orfteher I. 541 fg. 

Malded. Austritt3erklärung aus dem 
deutfchen Bunde I. 5. Bünbnißver- 
trag vom 18. Aug. 1866 I. 16 ff. 
Acceſſionsvertrag mit Preußen I. 129. 
Poſt⸗ und Zelegraphenkonvention II. 
286, 291. Wilitärfonvention II. a. 
35 Biff. 13. Serichtäfonvention III. b. 

45. Zoll⸗ und Steuerfonvention II. 

b. 284 Note 3. 

Wappen, faiferliches I. 223 fg. 

Wartegeld der Neichöbeamten I. 
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470. Ceſſion und Berpfänbung I. 467. 
Gnadenquartal vom W. I. 474, der 
Dffiziere III. a. 232. 

Waſſertriebwerke. Anlagen von 
ll. 460. 


Wechſel. Stempeipfüicht, III. b. 308, 
309, 311, 312, 316, 

Wegegelder. —8 der Poſt 
Il. 323. 

Webrordnung Ill a. 136. 

Wehrpflicht it Untertbanenpflidt 
Ill. a. 62, kann in jedem Kontingent 
erfüllt werden ebendaf. Die gejegl 
Negelung berfelben III. a. 136 fi. 
Begriff und Inhalt 137. Befreiungen 
139. Bejchränfungen der Auswande⸗ 
rungsfreiheit 140. Strafen 142 fg. 
Siehe Nilitärpfliht. Dienft- 
pflicht. 

MWeinbefteuerung II. b. 265, 
Verbot der Erhebung einer Ueber⸗ 
gangdabgabe vom W. in den Staaten 
des Nordd. Bundes 266. 

Werft-Divifionen I. 338, II. 
a. 132 
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